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. Au. : 
Großbersostbum Hoffen. 


Wenge teutſche Staaten erfuhren in ber — Zeit ſo bedeutende 
Gebietöveränderungen, als ber Staat des Landgrafen von Heſſen⸗Darm⸗ 
ſtadt. Dieſe erfolgten theils bei dem Reichsdeputationshauptſchluſſe i im 
Jahre 1803, theils als am 12. Juli 1806 der Landgraf , mit Annahme 
der großherzoglichen Würde, dem Rheinbumde beitrat, theils in Folge 
der fpätern Länderbefiimmungen Napoleons im Jahre 1810, nach dem 
mit Deftreich abgefchloffenen Wiener Frieden. Ob nun gleich der Staat, 
feinem Umfange nach, durch Diefe Veränderungen einen bedeutenden Zu: 
wachs erhalten hatte; ‘fo ward doc der Befisftand der großherzoglichen 
Länder im Jahre 1816, als Folge der Wiener Congreßbeihlüffe, noch 
einmal wefentlich verändert, und- namentlich, gegen bie Ueberlafjung des 
Herzogthums MWeftphalen an Preußen, die Provinz RhHeinheffen erworben. 
Bereits durch Decret vom 1. Oct. 1806 hatte der Großherzog bie 
landſtaͤndiſche Verfaſſung in ſeinem ganzen Staate aufgehoben. 
Als aber der dreizehnte Artikel der teutfchen Bundesacte ſtaͤndiſche Ver⸗ 
faſſungen fuͤr alle teutſche Staaten beſtimmte; fo ward auch im Groß⸗ 
berzogthume Heffen das Verlangen nad) einer ftändifchen Verfaffung bes 
merfbar, und namentlih waren es eilf Standesherren, welche in einem 
Schreiben an ben Großherzog den Wunſch wegen Zufammenberufung 
einer ſtaͤndiſchen Verſammlung ausſprachen. Dieſes Schreiben, verbunden 
mit einer geſchichtlichen Ueberſi cht uͤber die damaligen Vorgänge im Groß⸗ 
herzogthume, befindet fich in dem Auflage im allgemeinen Staatös 
verfaffungdardive, Th. 2. ©. 123 ff., der den. Titel führt z „Res 
— Großherzogthume Heſſen⸗ Darmſtadt, ſtaͤndiſche Verfaſſung 
e 
Der Großherzog — bereits in folgendem Patente vom 18. 
Februar 1819, welches der damalige Staatsminiſter, Freiherr v. Lich— 
tenberg, contraſignirt hatte, dem Staate eine ſtaͤndiſche Verfaſſung. 
„Ludewig, von Gottes Gnaden, Großherzog von Heſſen und bei 
Rhein ıc. thun kund und zu wiſſen: Die beſondern Verhältniffe Unferes 
Großherzogthums und feiner einzelnen Theile haben es bisher nicht erlaubt, 
zur Erfülling‘ des dreizehnten Artikels der teutſchen Bundesacte, Unfern 
MWünfhen gemäß, vorzufchreiten. Auch jegt find ‚mehrere Anordnungen noch 
nicht gehörig vorbereitet, welche, nad) Unferer reiflihen Prüfung, zum allges 
‚ meinen Wohle, theils vor einer. landftändifhen Verfaffung, theild gleichzeitig 
eintreten müffen, und welche von Uns zum Oegenftande befonderer Vorar: 
beiten bereit$ gemacht wurden. Indeſſen find diefe Worbereitungen fo weit 
‚gediehen, um, in Uebereinftimmung mit ihnen, nunmehr ununterbrochene Bes 
rathungen über das Ganze und Einzelne der künftigen Verfaſſung anzuord: 
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nen, welche Wir Unfern getreuen Unterthanen landesvaͤterlich zu verleihen 
gnaͤdigſt Willens find. Wir haben demnah an Unfer Staatdminifterium 
die nöthigen Befehle heute erlaffen, indem Wir zugleich verordnet haben, 
daß die erfie Ständeverfammlung im Maimonate des kom: 
menden Jahres 1820 in Unferer Refidenz einberufen werde, 
und baß eine umfaffende Conftitutionsurkunde vor diefem 
Beitpuncte befannt gemacht werden foll x.” 

. Daffelbe ward, bei dem im Großherzogthume immer lauter gewor: 
denen Verlangen’ hach einer Verfaffungsurfunde, in einer officiellen Bes 
Fanntmachung des Staatöminifteriumd vom 17. Sept. 1819 (ſ. Allg. 
Zeit, 1819 Nr. 274. ©. 1095 f.) mit den Worten wiederhohlt: 
Dei Se. Könige. Hoheit She fürfttiches Wort zwar nicht vor 
dem von Allechödftdenfelben feftgefegten Zeitpuncte, dann 
aber unfehlbar zu löfen wiffen würben, und baf die Bekannt— 
mahung der Berfaffungsurfumde, durch welche Se, Königl. Hoheit 
das Band ber Liebe und des Vertrauens zwiſchen Ihnen und Shren getreuen 
Unterthanen auf ewige Zeiten noch fefter zu Enüpfen hofften, eine ange— 
meffene Beit vorher, und fo es nur Ihre Verhältniffe zu dem teut⸗ 
fyen Bunde erlaubten, erfolgen werde.” - - 

Ob nun gleich das Großherzogthum vom 1. October 1806 bis 
‘zum 17. December 1820, wo dad Staatögrimdgefeg erfchien, ohne 
Stände regiert ward; fo kann doch nicht verfannt werben, baß bereits 
diefem Zeitraume viele treffliche Gefege als Vorbereitungen zum Ein: 
tritte des conflitutionellen Lebens angehören*). Denn es ward in bies 
fem Zeitraum die Stenerbefreiung aufgehoben, ſoddaß ſelbſt die 
Domamen und die Chatullengüter des Regenten in das Steuercatafter 
aufgenommen, und zu allen Staatslaften verhältnigmäßig angezogen wurs 
den. Durch die Aufhebung ber Steuerbefreiung warb aber auch bie 
Gleichheit vor dem Gefege begründet. Das Geſetz vom 9. Febr. 
1811 fprach die Xheilbarkeit gefchloffener Güter, dad Gefeh vom 25. 
Mai 1811 die Aufhebung ber Leibeigenfhaft, das Gefeß vom 
13. Mai 1812 die Fimftigen Verhältniffe in Betreff ver Frohnen 
aus. Diefes Geſetz erflärte, daß, bei eintretendem Zweifel über den 
Urfprung der Verbindlichkeit zum Srohndienfte, ſolche als ein Aus: 
fluß der Leibeigenfchaft angefehen werben follte. Die Staatd- 
frohnen wurden für eine Laft erklärt, welche von dem ganzen Lande 
getragen werben müffe; die ungemefjenen Frohnen wurden auf gemeffene 
reducirt; die gutöherrlichen Frohnen follten in Gelbraten verwandelt und 
abgelöfet werden koͤnnen. (Näher erläutert wurden diefe Beſtimmungen 
durch das Gefeg vom 8. April 1819 über die Aufhebung ber Staats» 
frohnen**). Damit fand das Gefeh Uber die Verwandlung. der fiöca= 
lifhen Zehnten in ablösbare, fländige Naturalgrundrenten in Vers 

d Vergl. Aug. Eonr. Freih. v. Hofmann, Beiträge zur nähern Kenntnig 
— eſetzgebung und Verwaltung des Großherzogthums Heſſen. Gießen, 1882. 
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bindung, welches durch das Geſetz vom 13. März 1824 erläutert und er⸗ 
gänzt ward. — Die Rehtsverhältniffe der Standesherren 
wurden durch dad Gefeb v. 17. Febr. 1820, mit Rüdficht auf die Staatö« 
verträge und die Bundeögefeßgebung, geordnet. 
Alein auch nah dem Eintritte der neuen Berfafjung vom 
417. Dec. 1820 ind Staatsleben, wurden, mit Rüdficht auf die Beſtim⸗ 
mungen mehrerer $$. der Verfaffung, einige fehr wichtige Gefege erlaf: 
fen. So das am 21. Juli 1830, unter Mitwirkung der Stände, pros 
mulgirte Gefeg über die Kriegspienftpflicht und die Ergänzung des 
Militairs, worin die Stellvertretung auögefprochen ward, welche 
durch die bald darauf fich bildenden Affecuranzgefellichaften bedeutend bes 
fördert und erleichtert worben iſt; fo das, in Angemeffenheit zum Art. 45. 
ber Verfaffung, am 30. Juni 1821 erlaffene, Gefeg wegen der Gemein 
beordnung*), deffen Revifion aber die Stände bereitö auf dem Lands 
tage d. 3. 1826 wuͤnſchten. Allein über bie von der Regierung den Ständen 
im 3.1829 vorgelegten VBorfchläge zu dieferRevifion konnten biefelben fich 
nicht vereinigen, fo daß zwar die Hauptgrumblagen des Gefeged unverändert 
blieben, einzelne Beftimmungen aber künftigen Verhandlungen unterliegen 
werben. — Ein, mit Zuftimmung der Stände erlaffenes, Geſetz vom 
5. Zuli 1821, welches einen integrirenden Theil der Verfaffung bildet, 
beftimmte die Formen, unter welchen die VBerantwortlichfeit ber 
Minifter, ber Minifterien, und aller höchften Adminiftrativftellen geltend 
gemacht werben joll. — 
Nachdem zum Mai 1820 eine fländifche Verfammlung nad) Darms 
ftadt berufen worden war, warb berfelben vorgelegt: 


a) Edict über die lanbftändifhe Verfaffung des 
| Großherzogthbums vom 18. März 1820. 


Ludemwig, von Gottes Gnaben Großherzog von Heſſen und bei Rhein ac. ıc. 
As Wir Uns entfhloffen, durdy das Ebdict vom 1 October 1806 die landftäns 
bifche Repräfentation, welche bis dahin in Unferen altheffifchen Landen und in dem 
Herzogthume Weftphalen beftanden hatte, aufzuheben, handelten Wir mit dem berus 
higenden Bewußtfeyn, daß der größere Theil der ruhig und unparteiifch Urtheilenden 
Unfere Ucberzeugung von der Nothwendigkeit und Kaͤthlichkeit diefes Schrittes theile. 
Es mußte einleuchten, daß die beftehende fländifche Verfaſſung, welche in den 
bezeichneten beiden Landestheilen verfchieden war, und an welcher bedeutende, ben 
altheffifchen Landen einverleibte, Landestheile gar keinen Antheil hatten, nicht dazu 
geeignet war, um eine zwedmäßige und für alle Unfere getreuen Unterthanen gleiche 
miniftration zu befördern. Daß der Verſuch, gleich damals aus den beftanden 
habenden verfchhiedenartigen Verfaffungen eine gemeinfame neue ftändifche Verfaflung _ 
——— zu laſſen, zu keinem wuͤnſchenswerthen Reſultate wuͤrde haben fuͤhren 
oͤnnen; daruͤber konnte niemand zweifelhaft ſeyn, dem das Innere jener fruͤheren 
Verfaſſungen und die Anſichten und Wuͤnſche bekannt waren, von welchen in der 
damaligen Zeit diejenigen ausgingen, welche an dieſen Verfaſſungen Theil nahmen, 
oder welchen bie durch die Zeiten herbeigefuͤhrten neueren Verhältniffe gegründete 
Anfprüche zum Antheile an benfelben erzeugt hatten. 
Es iſt notoriſch, welche verhängnißvolle Zeiten dem Erfcheinen Unfers Edicts 
über die Auflöfung der ftändifchen Verfaffungen gefolgt find. In dem Drange beis 
abe unausgefeger Kriegsjahre war es nicht möglid, an die Schaffung einer neuen 
fländifchen Berfaffung zu denken. 


*) Der Inhalt deffelben bei v. Hofmann, ©. 31 f. 
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Erider fahen Wir Uns durch den ſchweren Druck dieſer Zeiten gendthigt, große 
Anftrengungen und Opfer von Unfern geliebten Unterthanen u fordern. Cie haben 
dieſelben mit achtungswerther Ausdauer und unerfchütterlicer Zreue bargebradt. 
Mit Vergnügen und dankbarer Anerkennung geben Wir ihnen dieſes Öffentliche Zeugniß. 

Wir haben dagegen allen Unferen getreuen Unterthanen eine fiets gleiche Liebe 
entgegen gebracht. Wir haben auch in den brangvolleften Zeiten mit Ruhe unſere 
auf ihe Wohl berechneten Regierungsmarimen aufrecht erhalten, und Wir willen, 
daß Unfer. beharrliches Beftreben, eine moͤglichſt gleiche Vertheilung der Laften here 


beizuführen, manche Hinderniſſe, welche ſich der Freiheit der Perfonen und des Eis | 
genthums entgegen ftellten, zu befeitigen, das Entftehen gemeinnügiger Anftalten zu | 


— 
N 


au 


gründen und zu „Fördern und, nicht ohne Aufopferungen, Unferem Volke den Genuß ı 
aller edleren Güter unverfümmert zu erhalten, aud) Uns gerechte Anfprüce auf | 


dankbare Anerkennung begründet hat. 


Wir haben Unfern Lohn in vielfachen und unzweibdeutigen Beweifen der Liebe | 


und der Anhänglichkeit Unferer getreuen Unterthanen gefunden, und insbefondere 
gehört ed noch zu Unferen angenehmften Erinnerungen, dag Wir nicht wenige Bes 
weife inniger Anhänglichkeit von Unferen Unterthanen des Herzogthums Weftphalen 


empfingen, welche doch nur auf kurze Zeit, und zwar in einer unglüdlidyen Pes 


riode, mit Uns verbunden waren. 

As nachher der teutſche Bunb gegründet wurde und die Hoffnung ruhigerer 
Zeiten ſich der Erfüllung zu nahen ſchien; da gehörten Wir gu denjenigen Fürften 
Zeutfchlands, wilde freiwillig in Wien, vor den Augen der Welt, den erniten 
Willen erklärten, ihren Völkern das Geſchenk einer neuen, den Beitverhältniffen an« 
gemeffenen, ftändifhen Verfaſſung zu geben. 

Gewohnt, Unfer Fürftenwort heilig und unverleglih zu halten, würben Wir 
aud) alsbald zur Ausführung gefhritten feyn, wenn nicht in demfelben Zeitpuncte 
eine höcyftbedeutende Beränderung in Unfern Befisungen herbeigeführt worden wäre. 

Wir mußten aber einfehen, daß, bei dem Austaufche von Provinzen, die erfte 
Sorge einer vernünftigen Regierung dahin gehen müffe, den ganzen beftehenden 
Buftand und die Vedürfniffe einer neuerworbenen Provinz genau kennen zu lernen, 
und daß Landtage Feine erfreulichen Refultate — koͤnnen, ſo lange nicht 
die Regierung die Beduͤrfniſſe neuer Unterthanen vollſtaͤndig kennt, und dieſe, durch 
die Erfahrung belehrt, ihrem Regenten ein Herz entgegen zu bringen vermoͤgen. 

Aus dieſem Grunde fanden Wir, als Wir Uns entſchloſſen, durch das Edict 
vom 18. Februar 1819 den Beſſeren eine Waffe gegen die Zweifler in die Haͤnde 
zu geben, «8 für nöthig, bie Ausführung Unferes Entfchluffes, durch eine .neue 
ftändifche Verfaffung ein noch fefteres Band zwifchen Uns und Unferen getreuen Uns 
terthanen zu Enüpfen, auf den Mai diefes Jahres zu verfchieben. 

Wir hofften, daß bis dahin nicht nur der eben angegebene Zweck vollftändig 
werbe erreicht worden feyn, fondern daß es auch Unferm geheimen Staatsminifterium 
gelingen würbe, bis zu dieſem Zeitpuncte alle bie ſchwierigen vorbereitenben Arbeis 
ten, weldye Wir bemfelben anbefohlen hatten, zu vollenden, und aud) in den alten 
Landen alle diejenigen Verhältniffe zu ordnen, welche, ungeorbnet, fi einer Repräs« 
fentation, wie fie die Lage Unferer Sande fordert, hindernd entgegenftellen mußten. 

Trog der angeftrengteften Bemühungen Unferer oberften Staatöbehörbe ift biefe 
Hoffnung jedoh nur zum Theile in Erfüllung gegangen. Die neue und beffere 
Drdnung der Verhältniffe der Standesherren Unſers Großherzogthums, ohne welche 
der biefen achtbaren Staatdangehörigen gebührende Antheil an der Repräfentation 
nicht beftimmt, oder auf cine heitbringende Art ausgeübt werben konnte, hat erft 
in biefen neueften Tagen Unfere hoͤchſte Sanction erhalten können, und zu manchen 
Einrihtungen, von deren Vollendung Wir eine einfachere und beftimmtere Admi⸗ 
niftration erwarten, find nur erft die Grundfteine gelegt worden. 

Wir hegten deöwegen zwar die Ueberzeugung, daß der erfte Landtag für ‚Uns 
und für Unfere geliebten Unterhanen befricdigendere Refultate herbeiführen würde, 
wenn er bis zu dem folgenden Jahre ausgefegt bleiben koͤnnte. Da Wir indeffen 
Unfern Vorſatz, in dem Mai diefes Jahres Unfere getreuen Stände um Uns zu ver- 
fammeln, einmal öffentlich ausgefprodyen haben; fo muß der Rüdfiht auf die Er— 
füllung Unfers heiligen Regentenworts jede andere weichen. 

Burch diefe Rücficht bewogen, haben Wir Uns entfchloffen, nunmehr durch 
diefe Urkunde für Unfere Lande eine neue landftändifche Verfaſſung zu gründen. | 

Indem Wir wuͤnſchen, daß Unfere getreuen Unterthanen diefe Urkunde als ein 
neues Unterpfand Unferer alten Liebe mit Dank aufnehmen mögen, und indem Wir 
hoffen, daß es der göttlichen Vorſehung gefallen werte, aus’ diefem.Unferen Ent: 
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ſchtuſſe eine neue, reiche Quelle des Heils und des. Segens für Uns, Unfer groß 
berzoglidhes Haus und Unfer gefammtes Volk hervorgehen zu Laffen, haben Wir 
daher verorbnet, und verorbnen hiermit Folgendes: 

Art. 1, Die Stände Unfers Großherzogthums follen zwei Kammern bilden. 

Art. 2. Die erfie Kammer wird gebildet: 

1) Aus den Prinzen Unferd großherzoglichen Haufes. , 

2) Aus den Häuptern fandesherrlicher Bamilien, welche fich in dem Befige einer, 
ober mehrerer Standesherrfchaften befinden, nad) dem $. 16. des neuen Edicts 
über die ftandesherrlichen Berhältniffe. 

8) Aus dem Senior der Bamilie der Freiherren von Riedeſel, welche biöber 
durch die ehrenvolle Würde des Erbmarſchallamts von Heſſen gezieret war. 

4) Aus dem katholiſchen Landesbifhofl.e Im Falle der Erledigung des Stuhls, 
behalten Wir Uns vor, einem ausgezeichneten katholiſchen Geiftlichen den Auf; 
trag zu ertheilen, an ber Stelle des Biſchoffs bei dem Landtag zu erfcheinen. 

5) Aus einem proteftantifchen Geiftlichen, weldyen Wir dazu auf Lebenszeit, mit 
der Würde eines Prälaten, ernennen werben. N‘ 

6) Aus dem Kanzler ber Landesuniverfität, oder deſſen Stellvertreter. 

7) Aus denjenigen auögezeichneten Staatöbürgern, welche Wir auf Lebenszeit’ 
dazu berufen werden. Wir werden biefe Ernennungen nicht über die Zahl 
von zehn Mitgliebern ausdehnen. 

Art. 3. Die zweite Kammer wirb gebilbet: 

41) Aus ſechs Abgeorbneten, welche ber genügend in Unferm Großherzogthume 
mit Grundeigenthum angefeffene Abel aus feiner Mitte wählt, 

2) Aus zehn Abgeordneten derjenigen Städte, welden Wir, um bie Intereffen 
des Handels oder alte achtbare Erinnerungen zu ehren, ein befonderes Wahl: 
recht hiermit ertheilen. 

Diefe Städte find: 

a) Unfere Refidenzftabt Darmftadt, 
b) Unfere Stadt Mainz, 
von weldyen jede zwei Abgeordnete zu wählen hat; 
€) Unfere Stadt Gießen, 
d) Unfere Stadt Offenbach, 
e) Unfere Stabt Friedberg, 
f) Unfere Stadt Alsfeld, 
g) Unfere Stadt Worms, 
h) Unfere Stadt Bingen, 
von welchen jede einen Abgeorbneten wählt. — 

8) Aus vierunddreißig Abgeordneten, welche nad Wahldiſtricten, gebilbet von 
den nicht mit einem befonderen Wahlrechte begabten Städten und den Land: 
gemeinden, gewählt werben. j 

Die Bedingungen zum Wahlrechte und die Art der Ausübung bdeffelben werben, 
fowohl für den Adel, als auch für bie Städte und die Wahldiſtricte, durch befon- 
dere Reglements beftimmt werben. 

Art. 4. In beiden Kammern haben die Mitglieder Unſers geheimen Staatsmis 
nifteriums und die von Uns etwa ernannt werdenden Sandtagscommiffarien, auch 
wenn fie den Kammern nicht Propofitionen in Unferm Namen vorzulegen haben, 
freien Zutritt ohne Stimmredt. 

Art. 5. Die gebohrnen Mitglieder der erſten Kammer Eönnen von ihrem Recht 
nur dann Gebrauch machen, wenn fie das 2öfte Lebensjahr zurüdgelegt haben, und 
ihnen in Bezug auf die Ausübung ftaatsbürgerlicher Rechte Fein gefegliches Hinder⸗ 
niß entgegen ftehet. | 

Art. 6. Die Abgeorbneten zur zweiten Kammer müffen Staatsbürger feyn, 
welche das S6fte Lebensjahr zurückgelegt haben und ein, zur Sicherheit einer unabs 
bängigen Eriftenz genügendes, Einfommen befigen. Wie diefer Befig erkannt werde, 
wird durdy die Wahlreglements näher beftimmt. 

Art. 7. Wer als Mitglied der einen ober ber anderen Kammer auf tandtagen 
erfcheinen will, darf nie wegen Verbrechen oder Vergehen, die nicht blos zur niebes 
ren Polizei gehören, vor Gericht geftanden haben, ohne gaͤnzlich freigefprochen wor: 
ben zu ſeyn. F 

Art. 8. Ein Mitglied der erſten Kammer kann nicht zur zweiten gewaͤhlt 


werben. 
— 9. Weder in der erſten, noch in der —————— man ſein 
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Stimmrecht durch einen Stellvertreter ausüben laffen, ober für feine Stimme Ine 
fteuctionen annehmen · | | 
Art. 10. Alle Wahlen follen auf ſechs Jahre gefchehen. Es ift aber nicht: 
— — nach dem Ablauf dieſer Zeitperiode den Gewaͤhlten wieder auf ſechs Jahre 
zu waͤhlen. 
Art. 11. Wir allein haben das Recht, die Staͤnde zu berufen und, ſobald 
Wir es fuͤr gut finden, die ſtaͤndiſche Verſammlung zu vertagen, aufzuloͤſen und zu 
li TEE 


ießen. 

Eine willkührliche Bereinigung berftlben ohne Einberufung, oder nach dem 
Schluſſe, der Vertagung, oder der Auflöfung, ift ftrafbarer Eingriff in Unfere Dos 
beitsrechte, wenn dieſe Bereinigung nicht durch den Zweck als ftrafbareres Verbrechen 
erfcheinen follte. | 

- Urt. 12. Wir werden linfere gefreuen Stände wenigitens alle drei Jahre vers 
fammeln. Sollten ®ir Uns aber veranlaft finden, die Ständeverfammiung vor 
dem Befchluffe ihrer Gefchäfte aufzulöfen; fo werden Wir binnen Iahreöfrift eine 
neue Ständeverfammlung berufen. 

Art. 13. Durch eine ſolche Auflöfung erlöfchen alle Rechte aus den bisherigen 
Wahlen, und es müffen für die neu einberufene ftändifche Verſammlung neue Wah: 
len Statt finden. 

Art. 14. Unfere Stände find nur befugt, ſich mit denjenigen Gegenftänden 
zu befchäftigen, welche die nachfolgenden Artikel zu ihrem Wirkungskreis verweifen. 

- Die Ueberfchreitung diefer Befugniß ift eben fo zu betrachten, wie nach $. 11. 
die willführlicdye Vereinigung. 

. Urt. 15. Das neue Finanzgefes, welches immer auf drei Jahre gegeben wird, 
werden Wir ohne Zuftimmung Unferer getreuen Stände nicht in Vollzug fegen. 

Diefes Gefes foll zuerft der zweiten Kammer vorgelegt werden, und es kann, 
wenn ed von biefer Kammer genchmigt worden ift, von der erften Kammer nur im 
Ganzen angenommen, ober verworfen werben. 

Die Zuftimmung darf von Feiner Kammer an die Bedingung der Erfüllung 
beftimmter Defiderien gefnzpft werden. Beide Kammern find aber befugt, nicht 
nur eine vollftändige Neberfiht und Nachweiſung der Staatsbedürfniffe, fondern auch 
—— Auskunft uͤber die Verwendung fruͤher verwilligter Summen zu 

egehren. 

Im Falle einer Verſchiedenheit der Anſichten beider Kammern, wird das Finanz⸗ 
geſetz in einer Verſammlung der vereinigten beiden Kammern, unter dem Vorſitze 
des Präfidenten der erften Kammer, discutiret, und der Beſchluß nad abfoluter 
Stimmenmehrheit -gefaßt. 

Art. 16. Indem Wir durd die Beftimmung des Art. 15. Unferem Volke bie 
Gewißheit bereiten, daß ihm keine neuen Laften, ohne die Ueberzeugung der Stände 
von der Nothwendiakeit und Erforderlichkeit derfelben, aufgelegt werden Fönnen, 
und indem Wir die weitere Verficherung hinzufügen, daß Wir, was die verfchiebe: 
nen Befteuerungsarten und bie Art und Weife ihrer Umlage und Vertheilung bes 
trifft, gern den Anträgen Unferer getreuen Stände Gchör geftatten, und denfelben, 
in fofern fie paffend und ausführbar find, Unfere Genehmigung nicht verfagen wer: 
den, fönnen Wir jedoch auf der andern Seite die Eriftenz bed Staats und bie Es : 
fülung rechtlich beftehender Verbindlichkeiten nicht von einer willtührlichen ſtaͤndi⸗ 
fhen Verweigerung der Steuerbewilligung abhängig machen. 

Wir verordnen daher in biefer Hinſicht, jedod ‚mit. dem fehnlichen Wunfche, 
a —— nie in den Fall kommen werden, hiervon Gebrauch machen zu muͤſſen, 

olgendes: | 

1) Wenn feine Vereinbarung mit den Ständen über das neue Steuergefeg zu 
Stande kommt; fo dauert das alte Steuergefeg, infoferne die tarin feſtge— 
festen Steuern nicht für einen vorübergehenden und bereits erreichten Zweck 
beftimmt waren, von felbft für das folgende Jahr, binnen deffen Laufe Wir 
eine neue ftändifche Verfammlung mit neuen Wahlen ausfchreiben werden, 


fort, 

2) Wenn die Stände die nothwendige Vermilligung für die Erfüllung neuer, 
durch Unfere Verpflichtung gegen ben teutſchen Bund begrünbeter, Verbind⸗ 
lichkeiten, wie in dem Falle eines Kriegs, verweigern follten; fo bleiben 
Wir zu der Ausfhreibung der zu der Erfüllung biefer Verbindlichkeiten er⸗—— 
forderten Guwmen, woräbeviWir Öffentliche Rechenſchaft werben ablegen 
lajfen, berechtigt. 

Art. 17. Da über das neue Steuergefeg, welches der erften Ständeverfamm: 
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lung vorgelegt werben wirb, nicht vor Ablauf des jegt Taufenden Rechnungsfahres 
entfchieden werben Tann; fo verftcht es ſich von felbft, daß die zur Aufrechthaftung 
der beftehenden Ordnung und zur Erfüllung der übernommenen Berbindlichkeiten 
erforderlichen Eteuern für das zweite Semeſter dieſes Jahrs von Und, ohne ftän« 
difhe Bewilligung, ausgefchrieben werden müffen. In der Folge wird denn das 
Rechnungsjahr wieder mit dem SKalenderjahre zufammen fallen, was ohnehin in 
mehrfacher Hinſicht vortheilhaft ift. 

Art. 18. Die gefammte Staatsſchuld fol durch ein befonderes Gefeg, welches 
Wir Unferen Ständen werden vorlegen laffen, und durch die Schaffung einer bes 
fonderen Staatöfhuldentilgungsanftalt garantirt werden. | 

Art. 19. Eine Vermehrung der Staatsihuld ſoll, ohne Einwilligung Unferer 
getreuen Stände, nicht Statt finden. Wir werden darum auch keine Verhypothe⸗ 
.. Domainen, ohne Einwilligung Unferer Stände, vornehmen laffen. 

gegen erkennen Wir in Hinficht Unferer Domainen Seine Beſchraͤnkung durch 
ftändifche Goncurrenz an, inſoferne von Staatd: und Regierungshandlungen, weldye 
deshalb mit auswärtigen Staaten vorgenommen werden koͤnnten, von Wiederver: 
leihung heimgefallener Lehen, von dem Verkaufe entbehrlicher Gebäude, der in ans 
deren Staaten gelegenen Güter und Einkünfte, von Vergleichen zu Beendigung von - 
Rechtsſtreiten, oder endlid von bloßen Austaufhungen, von Ablöfungen bes Lehen: 
und Erbleihverbands, der Grundzinfen und Dienfte die Rede ift. 

Auch behalten Wir Uns vor, wenn Wir es für gut finden, von Unferen Do: 
— zum Behufe der Staatsſchuldentilgung, in gefeglicher Form, veräußern 
u laſſen. 

i Art. W. Die polizeilihen Gefege und alle über bie gefammte Abminiftration 
und den Staatödienft zu erlaffende Rormative und Reglative werben Wir auch 
ferner, ohne ftändifche Goncurrenz, bekannt machen umd in Wirkfamteit fegen. 

Bei allen anderen neu zu erlaffender: allgemeinen Gefegen dagegen, werben 
Wir eine definitive Wirkfamkeit nicht eintreten laffen, bevor Wir das Gutachten 
Unferer getreuen Stände vernommen haben. 

Wenn aud nur eine Kammer gegen das Gefes ſtimmt; fo werben Wir der 
Bollziehung Anftand geben. Wenn Wir aber fortbauernd von feiner Nothwendigkeit 
oder Nüglichkeit überzeugt bleiben; fo behalten Wir Uns vor, es vollziehen zu lafe 
fen, wenn bei einer weiteren Ständeverfammlung , welder Wir es vorlegen laffen, 
auch nur eine ber beiden Kammern fich beifällig für daſſelbe erklaͤrt. 

Gefege diefer Art werden Wir, vor bem vernommenen Gutachten Unferer Stände, 
auch nicht proviſoriſch vollziehen laffen, ausgenommen, wenn fie fi nicht direct 
auf das Eigenthum und die Freiheit der Perfonen beziehen (mie die Gefege über 
den Givilpröceß), und dringende Verhältniffe die proviforifhe Vollziehung als noth: 
wenbig-ober raͤthlich erfcheinen laſſen. 

Wir behalten Uns außerdem vor, das Gutachten Unferer getreuen Stände auch 
über ſolche Gegenftände der Gefepgebung zu vernehmen, welche nur das Intereffe 
einzelner Provinzen betreffen. 

Art. 21. Die Kammern haben das Recht, Uns alles dasjenige vorzutragen, 
was fie, vermöge eines Übereinftimmenden Befchluffes, für geeignet dazu halten, um 
an Uns, ald eine gemeinfchaftliche Befchwerbe, oder als ein gemeinfchaftlicher Wunfch, 
gebrachte zu werden. Wir werden dergleichen Anträge jederzeit willig annehmen, 
und, infoferne Wir fie für gegründet halten können, mit Vergnügen den Beſchwer⸗ 
* — ‚ und die zu der Erfüllung ſolcher Wuͤnſche erforderlichen Verfügungen 
erlaffen. 

Art: 22. Insbeſondere ertheilen Wir Unfern fländifchen Kammern bie Befug⸗ 
niß, auf die in bem vorhergehenden Artikel — Art diejenigen Beſchwerden 
an Uns zu bringen, welche ſie ſich gegen das Benchmen Unferer Staatödiener auf: 
zuſtellen bewogen finden Tönniten, Indem es Unfer erhfllicher Wille ift, daß jeder 
Staatsdiener mit Sorgfalt und, Pünctiichkeit feine Pflicht erfülle und nicht, gang 

egen Unfre wohlmeinenden und väterlichen Abfichten, Mißtrauen und Unzufriedens 


if beranlaffe. | 

1: Arch 23. Ginzelne: und Cotporationen koͤnnen ſich nur bann able Kammern 
Unferer Stände wenden, wenn fie in Hinſicht ihrer — Intereſſen ſich auf 
eine unrechtliche oder unbillige Art für verlegt, oder gedruͤ Halten ‚ und wenn ſie 

nach zuzelgen vermögen, dah fie die geſetzlichen und verfafimgsmäßigen Wege, 
um bei Unferen Behörden eine Abhülfe ihrer Bejchwerden zu erlangen, vergeblich 
eingefchlagen haben. Eine ſolche Prtition kann bann den Stähden, wenn fie bie 
felbe nicht alsbald, oder nad der ihnen von unfern *o — ertheilten 
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Auskunft, als ungegruͤndet verwerfen, Veranlaſſung geben, von der in dem vorher⸗ 
— Artikel ausgeſprochenen Befugniß der Beſchwerdefuͤhrung bei Uns Gebrauch 
zu machen. 

Ein Petitionsrecht der Einzelnen und der Corporationen in Hinſicht allgemeiner 
politiſcher Intereſſen erkennen Wir dagegen nicht an. Dieſe Intereſſen zu prüfen 
und zu wahren, gebührt blos der Verſammlung Unferer getreuen Stände, und bie 
Vereinigungen Einzklner, oder ganzer Gorporationen, zu biefem Zwecke fol daher 
von Unferen Regierungsbehörden als eine polizeiwibrige und ftrafbare Handlung bes 
trachtet und behandelt werden. 

Art. 24. Unfere Stände find Uns für ben Inhalt ihrer freien Abftimmung 
nicht verantwortlich. Dagegen fügt das Recht der freien Meinungsäußerung nicht 
gegen ben Vorwurf der Verlaͤumdung, welche Einzelne in dieſer Aeußerung etwa 
finden follten, und Wir find nicht gemeint, in ſolchen Fällen den Einzelnen das 
at zu entziehen, welches ihnen gegen Werläumbungen nad) den Gefegen 
zufteht. 

Klagen dieſer Art follen jeboh nur bei Unferm Hofgerichte in Darmflabt ame . 
geſtellt werben können. 

Für das Entferntbleiben unanftändiger Aeußerungen hat ber Präfident jeder 
Kammer, nad) den Geſchaͤftsreglement, Sorge zu tragen, i 

Während der Dauer des Randtags find die Perfonen, welche zu ber Staͤnde⸗ 
verfammlung gehören, Feiner Art von Arreft, ald mit Einwilligung der Kammer, 
gu welcher fie gehören, unterworfen, den Fall einer Eingreifung auf friiher That 

ei ftrafbaren Handlungen ausgenommen, wo aber alsbald der Kammer, zu welder 
ber Verhaftete gehört, die Anzeige bes Vorfalls, mit Entwidelung ber Gründe, 
gemacht werben foll. 
Art. 25. Ueber bie Art und Weife, wie Unfere Stände, wenn Wir einen 
Landtag ausgeſchrieben haben, einberufen, wie ihre Legitimation geprüft, und wie 
von ihnen bie ihnen obliegenden Geſchaͤfte beforgt werben follen, werben bejondere 
Reglements erlaffen werben. 

Art. 26. Wenn, nachdem Wir bie Stände einberufen haben, bie Legitimatios 
nen berfelben geprüft worben find; fo werden Wir den Landtag entweder in eigener 
Perſon, oder durch einen befonders dazu von Uns beauftragten Gommiffair, eröffnen. 

Die Stände werden bei biefer Eröffnung folgenden Eid leiften: 

Ich ſchwoͤre Treue dem Großherzog, Gehorfam dem Gefege, genaue Bis 
obachtung der Verfaffung und in der Staͤndeverſammlung nur das allges 
meine Wohl, nach befter, eigener, durch Eeinen Auftrag beftimmter, Ueber⸗ 
augung berathen zu wollen. 

Art. 27. Wir werden den eröffneten Landtag gleichfalls entweder in eigener 
Perfon, oder durch einen befonders dazu beauftragten Gommiffair, febließen, unb 
alsdann den, ber ftändifhen Verſammlung ſchon vor dem Schluſſe mitgetheilten, 
Landtagsabſchied Unfern getreuen Unterthanen verkünden laffen. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Untetf&hrift und bes beigedruckten Staatöfiegelä. 

Gegeben Darmftabt, den 18. März 1820, 

(L.S) 2Zubemig. 
v. Grolmam 


Ob nur gleich dieſes Ebict, nach feiner Ankündigung, bie bem 
Großherzogthume zugedachte neue Verfaffung enthalten follte; fo erklärten 
fi) doch 30 von den, im Mai 1830 nach Darmftadt berufenen, Mit: 
gliedern der zweiten Kammer, in einem Schreiben*) vom. 18, Juni 
1820 an den Großherzog, gegen den unbefriedigenden Inhalt diefes con⸗ 
flitutionellen Edicts; eine Erflärung, welche die Übrigen Deputirten der 
zweiten Kammer im einem Schreiben**) nem 21. Juni an bad großher- 
zoglihe Staatsminiſterium wiederhohlten.‘ | | 

Nach diefen Schritten der zweiten Kammer begannen die Unfers 


9) Dppofitiönsblatt, 1820, No. 168, &, 1219 ff. 
) Ebend. No, „154 ©, 12800 . a 
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handlungen bon neuem zwifchen ber Regierung uvd den Ständen; auch 
machte am 5. Auguft 1830 der Minifter von Grolman ber Stäns 
beverfammlung eine Mittheilung im Namen des Großherzogd, welche für 
die kuͤnftige Verfaffung fünf Grundartikel*) enthielt, die auch bie 
Grundlage der am 17. Dec. 1820 erfchienenen Verfaſſung bildeten. 


b) Die Verfaffung des Großherzogthums vom 17. 
| Dec. 1820, 


Ludewig, don Gottes Gnaden Großherzog von Heffen 
und bei Rhein ıc x. 

Nachdem Wir die, in Gemäßheit des Artikel 21 Unſeres Edicts vom 
18. Maͤrz d. J. uͤber die — Verfaſſung geaͤußerten Wuͤnſche Un⸗ 
ferer getreuen Stände über die conftitutionellen Beflimmungen vemommen, 
und in Beziehung auf diefelben Unfere Entfchliegungen gefaßt haben; fo gr 
den Wir Uns nunmehr berwogen, dieſe Entfchliefungen, und die durch Dies 
felben nicht abgeänderten verfafjungsmäßigen Bellimmungen Unſeres Edicts 
vom 18. März d. $. über die landftändifche Verfaffung, fo mie auch aus 
dem MWahlgefege, der Gefhäftsordnung, dem Edicte über das Staatsbürger: 
vecht und den Edicte über den Staatsdienft, in einer Urkunde. ———— 
zu faſſen, und Wir verordnen dabei Folgendes, als 

| die Verfaſſungedes Grohhrszagthume, 


Erfter Titel. 


Bon dem Großherzogthume und beffen Kegterung {m Xu 
gemeinen. 


— U. 1. Das Großherzogthum bildet einen Beſtandtheil des teutfchen 
undes. 

Art. 2. Die Beſchlſſe der Bundesverſammlung, welche die verfaſ⸗ 
ſungsmaͤßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands, oder die Verhaͤltniſſe teutſcher Staats⸗ 
buͤrger im Allgemeinen — bilden einen Theil des Heſſiſchen Staats⸗ 
rechts, und haben, wenn ſie von dem Großherzoge verkündet worden find, 
in dem Grofherzogthume verbindende Kraft. 

Hierdurch wird jedoch die Mitwirkung der Stände in Anfehnng der 
Mittel zur Erfüllung der Bundesverbindlicykeiten, inſoweit dieſelbe verfafs 
(ungemäßig — iſt, nicht ausgeſchloſſen. 

Art. 3. Das Großherzogthum bildet, in der Geſammtvereinigung der 
älteren und neuern Gebietstheile, ein zu einer und derſelben Verfaſſung ver: 
bundenes Ganzes. 

Art. 4. Der Großherzog ift das Oberhaupt des Staates, vereinigt 
in Sich alle Rechte der Staatsgewalt, und übt. fie, unter den von Ihm ge 
gegebenen, in biefer Verfaffungsurtunde feltgefegten Beftimmungen, aus. 

Seine Perfon ift heilig und unverleglich. 

Art. 5. Die Regierung ift in dem großherzoglichen Haufe erblich 
nah Erfigeburt und Xinealfolge, vermöge Abftammung aus ebenbürtiger, 
mit Bewilligung des Großherzogs gefchloffener Ehe. 

In Ermangelung eines dutch Verwandtſchaft, oder Erbverbrüderung zue 
Nachfolge berechtigten Prinzen geht die Regierung auf das weibliche Ges 
fchledyt über. Hierbei entfcheidet die Nähe dee Verwandtſchaft mit dem legs 
ten- Großherzoge, bei gleicher Nähe das Alter. 

Nach dem Uebergange gilt wieder der Vorzug des Mannsſtammes. 

*) Diefe Artikel in der Allg. Zeit, 1820, No, 289 ©. 915 f. 
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Die, dieſen Grundſaͤtzen gemaͤßen, näheren Beſtimmungen, fo wie die 
Beſtimmungen uͤber die Regentſchaft waͤhrend der Minderjaͤhrigkeit oder anderer 
Verhinderung des Großhetzogs, werden durch das Hausgeſetz feſtgeſetzt, mel 
* inſofern einen Beſtandtheil der Verfaſſung bildet. 


Zweiter Titel. 
Von den Domainen. 


— 6. Ein Drittheil der ſaͤmmtlichen Domainen, nach dem Durch⸗ 
— der reinen Einkünfte berechnet, wird, nad der Auswahl des 
Großherzogs, an den Staat abgegeben, um, micteiſt allmaͤhligen Verkaufe, 
jur Schuldentilgung verwendet zu merden. 

Art. 7. Die Übrigen zwei Drittheile bilden - das ſchuldenfdeie unver⸗ 

aͤußerliche Familieneigenthum des großherzoglichen Hauſes. 
Die Einkuͤnfte dieſes Familienguts, woruͤber eine beſondere Recinund 
gefuihrt wird, follen jedoch in dem Budget aufgeführt und zu den Staats⸗ 
ausgaben’ verwendet werden; "die zu den Beduͤrfniſſen des großherzoglichen 
Hauſes und Hofes erforderlihen Summen find aber darauf vorzugsmeife 
radicirt und, ohne fländifche Einwilligung, fol aud von bdiefem Genflicht 
gute — verhypothecirt werden. 

Art. 8. Bei kuͤnftigen Erwerbungen wird, nach ben Rechtstiteln des 
Erwerbs, feftgefegt werden, od fie zu dem Stats» ober dem Familienver⸗ 
vermögen gehören. 

At. 9. Das Vrrduferungsverbot * A T. bezieht fich nicht auf 
bie Staats: und Negierungshandlungen. mit auswärtigen Staaten. 

Auch ſi find darunter ber Verkauf entbehrlicher Gebaͤude, der in andern 
Staaten gelegenen Güter und Einkünfte, die Vergleiche zu Beendigung von 
Nechtsftreitigfeiten, die. bloßen Austaufchungen und die Ablöfung des Lehns⸗ 
imd Etbleihderbandes, der Grumdzinfen und der Dienfte, nicht be riffen. 

In allen dieſen Faͤllen wird aber den Staͤnden eine Berechnung uͤber 
ben Eloͤs und deſſen Wiederverwendung ‚zum Grundſtocke vorgelegt werben, 

Att: 40. Eben biefeg gilt duch von den zum Staatsvermögen gehö: 
renden Domainen, wenn, nach Abzahlung det Schulden, der Erlös aus den 
Veraͤußerumgen nicht mehr zur Schuldentilgungstaffe abzuliefern ift. 

Art, 11. Dem Großherzoge fteht das Recht zu, en er 
wieber zu verleihen. * | 
N" Dritter Titel. 

Bon ben allgemeinen Redten und Hflißten ber Heffen. 
Art. 12. Der Genuß aller bürgerlichen. Rechte in dem Großherzog: 
thume, fowohl der Privatrechte, als der Öffentlichen (der des Staatsbürger: 
m. fteht nur Intändern zu 

rt, 13. Das Recht * Inlaͤnders (Indigenat) wird erworben: 
9) * die Geburt fuͤr denjenigen, deſſen Vater oder Mutter damals 
Inlaͤnder waren; 

2) durch Verheirathung einer Auslaͤnderin mit einem Inlaͤnder; 

3) durch Verleihung eines Staatsamts; 

4) durch befondere Aufnahme. 
- Art. 14. Staatsbürger find diejenigen volljährigen Inlaͤnder männli: 
chen Geſchiechts, welche in keinem fremden perſoͤnlichen Unterthansverband 
ſtehen und wenigſtens drei Jahre in dem Großherzogthume wohnen. 

Die in dem Beſitze einer oder mehrerer Standesherrſchaften ſich befinden⸗ 
den Haͤupter der jetzigen ſtandesherrlichen Familien haben jedoch das Staats: 
bürgerrecht, ungeachtet eines fremden perfönlichen Unterthansverbandes. 
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Art. 15. Michtchriſtliche "Glaubensgenoffen Haben das Staatsbürger 
recht alsdann, wenn es ihnen das Geſetz verliehen hat, oder wenn es Ein⸗ 
zelnen entweder ausdruͤcklich, oder, durch Uebertragung eines Staatsamts, 
ſtillſchweigend verliehen wird, * 

> Yet 165 Jede rechtskraͤftige Verurtheilung zu einer peinfichen "Strafe 
zieht den Verluſt des Staatsbuͤrgerrechts nad) ſich ter Ausübung wird 
** 

1) durch Verſetzung in den —— Antigen, ‚ober Verhängung der 
:  Sperialinquifitionz 
> 2) duch das: Entſtehen eines ‚gerichtlichen Eonamsverfahrms über * 
:  ‚Bermögen, bis zur vollſtaͤndigen Befriedigung ‚der nen? * 
) waͤhrend der Dauer einer Curatel, und 
Mi. für’ diejenigen; welche fuͤr Die Bedienung «ber Perſon ober der Hank: 
haltung eines: Adern Koft: ober dehn empfangen, waͤhrend die ‚Deu 
dieſes Verhaͤltniſſes⸗ 

Art. 17. Das Recht des galandere aeht verloren: 

p duch Auswanderung z 

. 2) burdy: Verheivathuing an einen Ausländer. ‚Die Witwe erhält‘ ieboch 
die Rechte einer Inländerin «wieder, wenn fie entweder im Großherzog: 
thume geblieben ijt, oder: dahin, mit Erlaubniß der Staatsregierung und 

«unter dev: Erklärung, ſich darin niederlaſſen zu wollen, zuruͤckkehrt. 

Art. 18. Alte Hefjen find vor dem Gefege gleich 

Art. 19. Die Geburt gewährt Keinem eine Tomte Berechtigung 
zu - einem’ Staatsamte. 

Art. 20, Die Verfchiedenheit der in. dem. Großherzogthume anerkann⸗ 
ten hrifklichen Confeſſionen hat keine — in den politiſchen odet 
buͤrgerlichen Rechten zur Folge. 

Art. 21. Den anerkannten qhriſtlichen Confeſſie onen iſt freie und oͤf— 
fentlihe Ausübung ihres Religionseultus, geftattet. - 

Art. 22, Jedem Einwohner ‘des — witd der Genuß 
vollkommener Gewiſſensfteihelt zugeſichett. ee, Vorwand der Gewiſſens⸗ 
freihrit darf jedoch nie ein Mittel werden, um ſich irgend einer, nach den 
Geſetzen obliegenden, Vetbindlichkeit zu entz eben. 

Art. 23. Die Freiheit der ‚Perfon und des Eigenthums iſt in bei 
Großperzogthume feiner Beſchraͤnkung unterworfen, als welche Recht und 
Geſetz beſtimmen 

Art. 24. ta Heffen RN —* ‚wege ber freiem Austwanderung, 
nach den Beftimmungen des Geſetzes, zwi. 

Art. 25. Die Leibeigenfchaft bleibt, mc) ben Dear beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen, fuͤr immer aufgehoben. 

Art. 26. Ungemeſſene Frohnden khanen Ale: Start finden, un "bie ge: 
meffenen find abloͤsbar. 

Art. 27. Das Eigenthum- kann fuͤr oͤffentliche Zwecke nur gegeh vor⸗ 
gängige Entſchaͤdigung, nach dem Geſetze, in Anſpruch genomimen werden. 

Art. 28. In außerordentlichen Nothfaͤllen iſt jeder Heſſe zur Wertheis 
digung / des Vaterlandes verpflichtet, und kaun für. diem Zweck zu den Waf- | 
fen gerufen werden. 

Att. 29. Veder Heffe, für: weldhen keine —— — — 
beſtehet/ iſt verpflichtet, am des ordentlichen Kriegsdienſtpflicht Antheil zu neh: 
men, Bei dem AMufrufe zur Erfullung dieſer Verbindlichkeit entſcheidet un⸗ 
—* den gleich Berpflichteten das Loos, mit Geſtattung der Stellvertretung. 
Art. 30. Alle Hefien 1m. zu tgleichen ‚flaatsbürgerlicyen Verbindlich 


\ 
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keiten amd. zu gleicher Theilnahme an den, Staatslaften. verpflichtet, inſoferne 
fie —— eine verfaffungemäfige Ausnahme für ſich in Anſpruch zu nehmen 
haben 

Art. 31. Niemand foll ſeinem geſeblichen Richter ‚entzogen werben. 
Art. 32, Das; Materielle der Juſtizertheilung und das gerichtliche 
Verfahren, innerhalb ber Grenzen: feiner gefeglihen Form umd: Wirkſamkeit, 
ſind von dem Einfluſſe der Regierung unabhaͤngig. 

Art. 83. Kein Heſſe darf anders, als im. den durch das Recht und 
die Geſetze beſtimmten Faͤllen und Feen, verhaftet oder beſtraft werden. 

Keiner darf laͤnger, als 48 Stunden, uͤber den Grund ſeiner Verhaf⸗ 
tung in Ungewißheit gelaſſen werden, und dem ordentlichen Richter ſoll, wenn 
die Verhaftung von einer andern Behoͤrde geſchehen iſt, in moͤglichſt kurzer 
Friſt von dieſer Verhaftung die erforderliche Nachricht gegeben werden 
SArt, 34. Die Richter koͤnnen nur duch gerichtliches Erkenntniß ent⸗ 
ſetzt, fie koͤnnen auch nicht wider ihren Willen entlaſſen, und nur dergeſtalt 
verſetzt werden, daß ſie in derſelben Dienſtkategorie verbleiten, und weder im 
Gehalte, noch in dem Dienſtgrade, zurüdgefegt werben. .. 

Die Directoren der Juftigcollegien bleiben: jedoch. den allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen der Dienſt-Pragmatik unterworfen. 

Art. 35. Die Preſſe und der Buchhandel ſind in dem. Großherzog⸗ 
thume frei, jedoch unter Befolgung der gegen den Mipbraud beſtehenden, 
oder kuͤnftig erfolgenden Geſetze 

Art. 36. Jedem ſteht die Wahl feines Berufes und Gewerbes, nach 
eigener Neigung, frei. Unter Beobachtung der hinſichtlich der Vorbereitung 
zum Staatsdienfte beftehenden Gefege, iſt es Jedem überlaffen, ſich fe 
feine ‚Bejlimmung, im Inlande oder Auslande, auszubilden, ; 

Vierter Titel, 
Von ben befondern Rechten des Adels. 

Art. 37. Die Rechtöverhältniffe der Standesherren werden durch das 
barlıber erlaffene Edict vom 17. Februar 1829 beftimmt, welches einen Ber 
ſtandtheil der Berfaffung bildet. 

Art. 38. Die beſondern Rechtsvethaltniſſe des Adels ammiehen den 
Schutz der Verfaſſung. 
Fünftel Titel | 
Bon den’ Kichen, den Unterrichts und Bopithätigkeite ' 
* anſtalten. 

Kt. 39. Die innere Kirchenverfaſſung genießt auch den Schutz der 
politiſchen. — 

Urt. 40. Verordnungen der Kirchengewalt koͤnnen, ohne vorgaͤngige 
Einſicht und Genehmigung des Großherzogs, weder verkuͤndet, noch vollzo⸗ 
gen werden. 

Art. 41. Die Geiſtlichen find: in ihren bürgerlichen Verhaͤltniſſen und 
bei —— Handlungen, welche nicht bloße Dienſtvergehen ſind, der welt⸗ 
lichen Obrigkeit unterworfen. 

Art, 42. Die Beſchwerden uber Mißbrauch der kirchlichen Gewalt 
Tönnen jederzeit bei der Regierung angebracht werden. 

‚Art, 43. Das Kirchengut, dad Vermögen ber vom Staate anerkann⸗ 
ten Stiftungen, Wohlthätigkeitd:, fo wie. ber höhern und niedern Unterrichts« 
anftalten, genießen des befondern Schuges des Staates, und können unter 
keiner Vorausſetzung dem Finanzvermoͤgen einverleibt werden. 

Urt. 44. Die Fonds der milden Stiftungen zur Beförderung der Gots 
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tesverehrung, des Unterrichts) und der Wohlthätigkeie: koͤnnen nur mit flän: 
diſcher Einwilligung zu — fremdartigen Zwecke verwendet werden. 
— Sechſter Titel * * * 
Bon den Gemeinden 
Art. 45. Die Angelegenheiten der Gemeinden- follen burch ein Geſetz 
geordnet werden, welches als Grundlage die eigene, ſelbſtſtaͤndige Verwaltung 


des Vermoͤgens durch von der Gemeinde Gewaͤhlte, unter der Oberaufſicht 
des Staats, ausſprechen wird. Die rede dieſes Gefeges 


’ a Ä 


werden einen Beftandtheil der Verfaſſung bilden. : 1m ... 
Art. 46. Das Vermögen der Gemeinden. ans wat tier — 
ſetzung, dem Finanzvermoͤgen einverleibt werden. 
Siebenter Titel raw 


Bon dem Staatsdteifte, ".".- rn 
Art. "gr "Riemand fann ein  Staatsamt erhalten, ohne” eig, Fbig⸗ 
keit dazu, durch, — ägi e Prüfung, bewiefen zu haben, 
Bei folchen, welche im —2 bereits ———— bekleidet, ‚und ba= 
durch F Foienn bewaͤhrt haben, leidet dieſe Regel eine Ausnahnmes- 
8. * aften auf. taatsämter finden nicht Statt. 
an “0. — en ‚Beftimmungen über bie, Penfipniung der. 
Staatsdiener ; Ma chte derfelden aus den. beftchenden Inſtituten der 
Wittwen: 1b ‚Mai talk ſtehen unter dem Schuge der Verfaſſung. 
Denfelben een — insbeſondere auch die durch die Dienſt Prag⸗ 
— * beſtimmten ‚Rechte der Militaitperſonen auf die geſetzlichen Pen: 
ione 
Hu, 50, Unterfuhungen gegen Staatsdiener wegen Dienſtverhrechen 
koͤnnen nicht niedergeſchlagen und Staatsdiener, melde des Dienſtes derge⸗ 
ſtalt entſetzt? worden ſind, daß das Urtheil ihre Unfaͤhigkeit, im Staatsdienſte 
wieder angeſtellt zu werden, ausdruͤcklich ausgeſprochen ae nie im Staats⸗ 
diente wieder angeſtellt werden. — | Parse 
| en Uhren Titel. a 
., Bon den Landftänden. ' 
Art. 51, Die Stände des Großherzogthums bilden zwei — 
Art, 52. Die. erſte Kammer wird gebildet: 

1) aus den Prinzen bes großherzoglichen Hauſes; 

2) aus ben Haͤuptern ftandesherrlicher Familien, welche ſich in * Be⸗ 
ſitze einer. oder; mehrerer Standesherrſchaften befinden, nach dem $.,16. 
des Edicts über die fiandesherrlihen Verhättniffe; 

3) aus dem Senior der Familie der Freiheren von Riedeſel; 

4) aus dem tatholifchen Landesbiſchoff. Im Falle der Erledigung des 
Stuhls wird der Großherzog sinem ausgezeichneten katholiſchen Geiftlichen 
den Auftrag ertheilen, an bet Stelle des Biſchoffs bei dem Landtage 
zu erſcheinen; 

5) aus einem proteſtantiſchen Geiſtlichen, welchen der Großherzog dazu 
auf Lebenszeit, mit der Wuͤrde eines Praͤlaten, ernennen wird; 

6) aus dem Kanzler der Landesuniverſitaͤt, oder deſſen Stellvertreter; 

7) aus denjenigen ausgezeichneten Staatsbuͤrgern, welche der Großherzog 
auf Lebenszeit dazu berufen wird. Dieſe Ernennungen ſollen nicht 
uͤber die Zahl von zehn Mitgliedern ausgedehnt werden. 

Art. 53... Die zweite Kammer wird gebildet: 
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) aus ſechs Abgeordneten "weiche der in: dem Großherzogthume genuͤ⸗ 
gend mit Grundeigenthum angeſeſſene Adel aus ſeiner Mitte waͤhlt; 
2) aus zehn Abgeordneten derjenigen Städte, welchen, um bie Intereſſen 
des Handels, oder alte achtbate Exinnsruhgen zu ehren, ein befonde- 
6 Wahlrecht zuficher. - 
an« Dieſe Städte mn sh —1* TS 7 5 
— saen — Reſidenzſtadt Darmſta 
ie By die Stadt "Data, ‚von *— e on Argon m ih 
Aen hät, 


9 die Stadt Gießen, ut u, —* — I H. nis uasrt 
ug): IE Offenbach tun sn 2 ma 
e) die Stadt Friedberg. ? * ie SDR ng ud ‚sur 


f) die Stadt ZUsfe,, ELLE 
g) die Stadt inte ar ; r 
die Stadt fingen, don weichen jebe einen Abgeordneten waͤhlt; 
Rn 33 ordneten, welche, nach is Yan Wespen von. den 
R ‚hen ne em” befondern Wahlrecht begabten ‚Städten md Landge⸗ 
16 0 dert gewählt werden. ‘ 
At imd Weiſe, wie die durch Biefen —7* — 2* Wehlahhe 
— ‚werden, “fest das Wahlgeſetz feft. "" . “ 

Art. 54, “Die gebohtnen Mitglieder dei efte Kammer‘ koͤmen von 
ihrem Rechte nut dann Gebtauch machen, wenn fie das 2öfte Lebensjaht 
zurüdgelegt haben, und ihnen in Hinſicht quf die Aushbung, ‚ Haatspürgers 
licher, Rechte kein Hinderniß entgegen ſteht. 

Att. 55. Die Ybgeorhneiin zut zwtiten Kammer muͤfſen Staatsbuͤt⸗ 
ger ſeyn, welche das ZOſte Jahr zuruͤckgelegt haben und ein, zurt Sicherung 
einet unabhängigen Erfftenz genuͤgendes Einkommen beſitzen. 

Als ein folches wird für die Wahlen des‘ Adels betrachtet, wenn ber 
zu waͤhlende adelige Gtundeigenthuͤmer 300 fl. directe Steuern für eigen: 
thämfiches, oder nutznießllches Vermögen jährlich entrichtet. 

Für die übrigen Wahlen wird erforbert, daß * zu Waͤhlende 100 fl. 
Direete Steuern jährlich entrichte,. öder als Staatsdiener einen ftändigen 
jährlichen Gehalt von wenigſtens 1000 fl. beziehe. 

Wenn jedoch in einem MWahlbezirke feine 25 Waͤhlbare, welche Eeine 
100 ff. directe Steuern entrichten, vorhanden ſeyn ſolllen; To fol die Zahl 
25 durch die zunaͤchſt hoͤchſt Beſteuerten in dieſemn Besiete, mit Waͤhl⸗ 
barkeit fuͤr das ganze Land, ergaͤnzt werden. 

Art. 1636. An den Wahlen des Adels nehmen alle adelige Gtundei⸗ 
genthümer, welche 300 fl. directe Steuern entrtchten, und das ZOſte kebens⸗ 
jahr zuruͤckgelegt haben, Theil. 

— der erſen Kammer koͤnnen datan nicht als Wahler Antheil 


57. Die Emenmeng- der Abgeorsneten der Städte und ber Wahl: 
bifteiete gefchieht durdy drei Wahlen. ° — 

Die erfte Wahl beftimmt bie Bevollmächtigten. Bon diefen werben 
die Wahlmänner und von ben legten die Abgeordneten gewählt. 

Zu Wahlmaͤnnern wählbar find die 60 hoͤchſt befteuerten, in dem Di: 
ſtricte wohnenden Staatsbürger, melche wenigſtens 30 Jahre alt find. 

Die Anzahl der für jeden Diftriet und für jede Stadt, fie möge einen 
oder zwei Abgeordnete zu ernennen haben, zu wählenden: Wahtmänner wird 
auf 25 feftgefegt. 

An Eeinen, der in dieſem Artikel. beftinumten, Wahlen kann ein Mit: 
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glied der erſten Kammer, ober ein bei ben Wahlen des. Adels Geimpafähiger, 
oder Mählbarer, Antheil nehmen. 
Artt. 68. Ein Mitglied der erſten Kammer . ‚ann nicht zur won 
vun werden. 
et. 59. Alle Wahlen der Abgeordneten geſchehen auf ſechs ‚Sabre 
Es * ge nicht verboten, — * — bieſer Beliperiode, den ‚Ge 
“wählten wieder auf ſechs Jahre 
Waͤhrend dieſer Zeit fi * ‚neue — von ꝛirotnutn fuͤr * 
Reſt der ſechs Jahre nur dann 
4) wenn, ein ‚Abgeordneter ſtith — unfaͤhig w 
wenn ein Gewaͤhlter die ab ablehnt. Diefes Pi er abe: ı nur we⸗ 
gen aͤrztlich beſcheinigter Keankheit, oder wenn haͤusliche Verhoͤttniſſe, 
nach dem Zeugniffe ‚ber vorgefegten Behoͤrde ‚Die perfönliche; Gegen⸗ 


1 1 karh.den Gemwählten zu u sone wefentlich ‚erfordern. die Staats 
„ biener ſind on diefe Regel gebunden, wenn. ihnen ‚nicht der Urlaub 
vetſagt wird. 


‚Veränderungen, in ber Steuerguote, ober dem Dienftverhäitniffe wäh 
rend der Dauer eines Landtags machen für diefen Landtag nicht unfähi 
ben: Fall der Entfesung vom Dienfie, * der Suspenſion vom Dien 
und, Gehalte, oder. des Verluſtes, oder weppafion * Staatsbuͤrgerrechts 
ausgenommen... 

Art,. 60. Der als, Mitglied der, vinen ‚oder der ‚andern Ka auf 
Landtagen erſcheinen will, „bärf,. nie wegen Verbrechen oder Ver ee 
nicht blos zur niedern Pole Hr vor. Bericht, geſtanden haben, Bi 


gänzlich — en worden zu 
or in, dep ' & Mn no, in der jioelten Kammer darf man 
te 


fein. ee uch einen Iderttetst ausüben laſſeu, oder fuͤr ſeine 
Stimme Inſtructionen annehmen. 
Sn dem Falle jedoch," wenn eh Wiandether duch "Minderjährigkeit, 
ober Guratel‘ abgehalten wird,“ tritt der Agnat, welcher die Vormundfchaft 
Öder Curatel· führt, an deffen Stelle; vorausgefetzt, daß derfelbe in jeder Hin 
ſicht als gehörtg qualificirt etfcheint. Auch ſoll ein Standesherr in ſolchen 
Faͤllen, wo er durch Gruͤnde, melde auch in der zweiten Kammer entſchul⸗ 
N igen, verhindert wäre, wenn bie erfte Kammer diefe Gründe für zulaͤnglich 
nnt, das Recht haben, ſich durch den nächften Agnaten, wenn diefer ges 
Brig qualificirt ift, für diefen Landtag vertreten zu laffen. ' 

Dieſes Recht fteht, unter denfelben Didingungem auch dem Senior bet 
Kamilie der Freiherren von Riedeſel zu. 

—Nie darf aber ein folcher Stellvertreter nach Juſteuctionen handeim 
und nie, eben ſo wenig, wie * aus el Recht Werechtigter, mehrere 
Stimmen führen.’ 

Art. 62. In beiden —— haben die Mitglieder des geheimen 
Staatsminiſteriums und die ernannten Landtagscommiſſarien freien Zutritt, 
ohne Stimmredt, 

Art. 63 Der Großherzog allein hat das Recht, die Stände zu bi 
rufen und die ftändifche Werfammlung zu vertagen, aufjulöfen und zu 

ießen. Zn, | 

. Eine willkuͤhrliche Bereinigung der Stände ohne Einberufung, ober 
nah dem Scluffe, der Vertagung, oder Auflöfung, ift geſetzwidrig und 
ſtrafbar. 

Art. 64. Der Großherzog wird die Stände wenigſtens alle drei Jahre 
verfammeln, | 
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Im Falle einer Aufloͤſung wird Er binnen ſechs Monaten eine neue 
Ständeverfammlung berufen. 

Art. 65, In dem Falle einer Auftöfung eiliſchen au⸗ Rechte aus 

den bisherigen Wahlen, und es muͤſſen fuͤr die neu einberufene ſtaͤndiſche 
Verſammlung neue Wahlen Statt finden. Bei diefen Sahlen ſind jedoch 
auch die fruͤher Gewaͤhlten waͤhlbar. 

Art. 66. Die Staͤnde ſind nur befugt, fi ich mit denfehfgen Gegen⸗ 
Händen zu beſchaͤftigen, welche die nachſolgenden Artikel zu ihrem. Bittungt: 
reis verweifen. 

Die Ueberfchreitung dieſer Befugniß iſt eben ſo zu betrachten, wie eine 
willführliche Vereinigung. 

Art. 67. Ohne Zuſtimmung der Stände kann Feine directe ober in 
directe Auflage ausgeſchrieben oder erhoben werden. 

Das Finanzgeſetz, welches immer auf drei Jahre gegeben wird, foll zu> 
erft der zweiten Kammer vorgelegt werden, welche darüber, nach einer vorhes 
rigen vertraulichen Befprehung mit der erften Kammer durch die Ausfhüffe, 
ihre Befchlüffe zu fafen hat. Die Beſchluͤſſe der zweiten Kammer kann die 
erfte nur im Ganzen annehmen oder verwerfen. 

Geſchieht das Pegtere; fo wird das Finanzgefep in einer Werfammlung 
der vereinigten beiden Kammern, umter dem Vorfige des Präfidenten ber ers 
ſten, discutirt und der Beſchluß nad abfoluter Stimmenmehrheit gefaßt, 

." Art. 68, Die Betoilligungen dürfen von feiner Kammer an die Be⸗ 
dingung der Erfuͤllung beſtimmter Defiderien geknuͤpft werden. 

Beide Kammern find jedoch befugt, nicht nur eine voll ſtaͤndige Ueber⸗ 
Ih und Nachweiſung der Staatsbedücfniffe, fondern aud eine genügende 
skunft Liber die Verwendung fruher vetwilllgter Summen zu begehten. 

Art. 69. ‘Die Auflagen, infofem fü e nicht bloß für einen voruͤber⸗ 
gehenden und bereits, erreichten Zweck beſtimmt waren, dürfen, nad Ablauf 
der Verwilligungsgeit, noch ſechs Monate fort erhoben werden, wenn. die 
Ständeverfammlung aufgelöfet wird, ehe ein neues. Finanzgefeg zu Stande 
kommt, oder wenn die fländifchen Vera chungen ſich verzoͤgern. 

Dir ſechs Monate werden jedoch in die neue Finanzperiode einges 


Krt. 70. Die Civilliſte kann waͤhrend der Dauer der Regierung eines 
Großherzogs, ohne Seine Bewilligung, weder gemindert, noch, ohne Zus 
fimmung der Stände, erhöhet werden. 

Art. 71. Im außerordentlichen Fällen, wo drohende aͤußere Gefahren 
die Aufnahme von. Gapitalien dringend erfordern, die Einberufung der Stände 
aber, oder eine vorläufige Berathung mit bdenfelben, durch äußere Verhältnifie 
unmöglich gemadt wird, kann die Staatsregierung die erforderlichen Sum⸗ 
men lehnbar aufnehmen, vorbehaltli der Nachweiſung ihrer Verwendung 
und. der Verantwortlichkeit der oberften Staatsbehoͤrde. 

Art. 72. Ohne BZuftimmung der Stände kann kein Gefeg, auch in 
Bezug auf das Landespolizeiweſen ‚ gegeben, aufgehoben, ober abgeändert 
werden. 

Menn bei beftehenden Gefegen die doctrinelle Auslegung nicht hinreicht; 
fo tritt nicht authentifche Auslegung, fondern die Nothwendigkeit einer neuen 
Beſtimmung, duch einen Act der Gefeggebung ein. 

Art. 73. Der Großherzog ift befugt, ohne ſtaͤndiſche Mitwirkung, die 
zur Vollſtreckung und Handhabung dee Gefege erforderlichen, fo wie die aus 
dem Aufſichts⸗ und Verwaltungsrecht ausflichenden Verordnungen und Ans 
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ftolten zu treffen, und in beingenben Fallen das Röliige zum: Sichaheit dee 
Staats vorzufehren. 

Art. 74. Dem Großherzoge ſteht die ausſchließende Vetfuͤgung uͤber 
das Militair, die Formation deſſelben, die Disciplinargewalt und das Recht, 
alle, den Kriegsdienſt —— Verordnungen zu etlaſſen, ohne ſtaͤndiſche 
Mitwirkung zu. 

Der erlaſſene, und von dem Großherzoge hinſichtlich der Officiere noch 
zu erlaffende, Militairftrafcoder fol jedoch, infofern er fi nicht auf die- bes 
zeichneten Gegenftände bezieht, ohne fländifhe Mitwirkung künftig Beine Abs 
änderung erleiden. 

Art. 75. Wenn auch nur eine Kammer gegen einen Geſetzesvorſchlag 
ftimmt; fo bleibt das Geſetz ausgeſetzt. 

Wird aber ein ſolches Gefeg auf dem nächften Landtage von ber Negies 
sung den Ständen wieder vorgelegt und wieder von ber einen Kammer abs 
gelehnt, von der andern aber angenommen; fo werden, wenn die Regierung 
#3 nicht vorzieht, den Vorſchlag zuräd zu nehmen, die Stimmen für und 
nr die Annahme in beiden Kammern zufammen gezählt, und es wird, nach 

er fih dann ergebenden Stimmenmehrheit, für ober gegen die Annahme 
an 

Art. 76. Geſetzesentwuͤrfe koͤnnen nur von dem Großherzoge an bie 
Stände, nicht von den Ständen an den Großherzog gebracht werden. Die 
Stände können aber, im Wege der Petition, auf neue Geſetze, fo, wie auf 
Abänderung oder Aufhebung der beftehenden antragen, 


Art. 77. Aushebungen zur Vermehrung der Truppen über die Bun 
bespfliht hinaus koͤnnen nur duch ein Gefeg beftimmt werden, unbefchadet 
jedoch des Mechtes der Staatsregierung, in dringenden Fällen die zur Sicher⸗ 
heit und Erhaltung des Staats nothwendigen Vorkehrungen zu treffen. 

Art. 78. Die gefammte Staatsſchuld, welche ohne ftändifhe Einwils 
ligung nie vermehrt werden kann, ift als folche durch die Verfaſſung garans 
tirt. Die Art und Weiſe ihrer Zurüdzahlung beftimmt das Schuldentil⸗ 
gungsgeſetz. 

Art. 79. Die Kammern haben das Recht, dem Großherzoge alles 
dasjenige vorzutragen, was ſie, vermoͤge eines uͤbereinſtimmenden Beſchluſſes, 
für geeignet halten, um als eine gemeinſchaftliche Beſchwerde, oder als ein 
gemeinfhaftlicher Wunſch an Ihn gebracht zu werden. 

Art. 80. Insbeſondere haben auch die ftändifdyen Kammern die Bes 
fugniß, auf die in dem vorhergehenden Artikel beftimmte Art diejenigen Bea 
ſchwerden an den Großherzog zu bringen, welche fie ſich gegen das Benson 
der Staatsdiener aufzuftellen bewogen finden könnten. 

Art. 81. Einzelne Corporationen Eönnen ſich nur dann an bie fläns 
diſchen Kammern wenden, wenn fie in Dinficht ihrer individuellen Intereſſen 
fih auf eine unrechtliche oder umbillige Art für verlegt oder gedrüdt halten, 
und wenn fie zugleich nachzuzeigen vermögen, daß fie die gefeglichen. und 
verfaffungsmäßigen Wege, um beiden Staatsbehörden eine Abhülfe ihrer 
Beſchwerden zu erlangen, vergeblich eingefchlagen haben. 

Eine ſolche Petition kann den Ständen, wenn’ fie biefelbe nicht alsbald, 
oder: nach der ihnen von dem geheimen Staateminijterium, oder den Lands 
tagscommiſſarien ertheilten Auskunft, als ungegründet verwerfen, Veranlaſſung 
eben, don ber in den vorhergehenden aa) ausgefprochenen — der 

oecbefuhrung Gebrauch zu machen. | 
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Ein Petitionsrecht der Einzelnen und der’ Corporationen in Hinſicht 
allgemeiner politiſcher Intereſſen, welche zu wahren blos den Staͤnden gebuͤhrt, 
findet nicht Statt, und eine Vereinigung Einzelner oder ganzer. Corpotationen 
für. einen folchen Zwea iſt geſetzwidrig und ſtrafbar. 

Art. 82. Wenn; die eine Kammer der andern, in Hinſi cht auf eine 
Petition oder Befhmwerdeführung, nicht beiftimmen follte; fo bleibt es der 
letztern unbenommen;, die hoͤchſte Regierung von der beabſichtigten Petition, 
oder Beſchwerdefuͤhrung, im Wege der gewoͤhnlichen Mittheilung, mit dem 
Bemerken in Kenntniß zu ſetzen, daß dieſelbe der andern Kammer, welche 
aber ihre Zuſtimmung verſagt habe, mitgetheilt worden ſey. 

Art, 83. „Die Stände, find für den Inhalt ihrer freien Abſtimmung 
hicht veranttoortlich. Dagegen ſchuͤtzt dag Recht der freien Meinungsäußes 
zung nicht „gegen den Vorwurf der Verleumdung, welche Einzelne in. diefer 
Aeußerung etwa finden follten. 

Den Einzelnen bfeibt in folhen Fällen das Klagerecht, welches ihnen 
gegen Verleumdungen nad) den Gefegen zufteht. Klagen diefer Art follen bei 
dem Provinzialjuftiscollegium derjenigen Provinz angebracht werden, in wel⸗ 
her der Landtag gehalten wird. 

Art. 84. Mührend der Dauer des Landtags find die Perfonen, welche 
gu ber Ständeverfammlung gehören, Feiner Art von Arreft, ald mit Einwilli- 
gung ber Kammer, zu welcher fie gehören, unterworfen; den Fall der Er: 
greifung auf frifcher That bei frafbaren Handlungen ausgenommen, in wels 
chem Falle aber alsbald der Kammer, zu welder der Werhaftete gehört, die 
Anzeige des Vorfalls, mit Entwidelung der Gründe, gemacht werden foll. 


Art. 85, Der Großherzog ernennt den erſten Präfidenten der erſten 
Kammer für die Dauer des Landtags. 

Sobald zwei Drittel berjenigen Mitglieder, welche einberufen werden 
mußten und hätten erfcheinen Eönnen, eingetroffen ift, verfammelt der Landes: 
berrlihe Commiffair die Kammer, um diefelbe vorläufig zu conftituiren, wor: 
auf fie, unter Vorfig des erften Prafidenten, oder, wenn noch feiner ernannt 
feyn follte, unter Leitung des Commiſſairs, dem Grofherzoge drei Mitglie: 
der, zur Auswahl des zweiten Präfidenten für diefen Landtag vorfchlägt, und 
alsdann zur Wahl zweier Secretarien für die Dauer diefes Landtags. fAjreitst, 

Art. 86. Die zweite Kammer kann, fobald 27 Mitglieder erfchienen 
find, deren Bulaffung feinem Zweifel unterworfen zu feyn ſcheint, vorläufig 
conftituirt werden, 

Diefes geſchieht durch die Einmweifungscommiffion. Bei der Berufung 
eines Landtags mit neuen Wahlen wird alsdann fogleih, unter der Leitung 
der Einweifungstommiffion, zur Auswahl von ſechs Mitgliedern gefchritten, 
twelche dem Großherzoge zur Ernennung des erften und zweiten Präfidenten 
vorgefchlagen werden. Bei der Berufung eines Landtags ohne neue Wahlen 
dagegen; wird die Eintweijungscommiffion dem älteften Mitgliede der Kammer 
einftweilen den Präfidentenftuhl anweifen, um, unter Affiftenz zmeier Secre⸗ 
taire, welche daſſelbe ſich zu dieſem Acte ernennt, zur Wahl der ſechs zu dem 
Präfidentenftellen vorzufchlagenden Mitglieber zu fchreiten. 

Sobald die Präfidenten für diefen Landtag ernannt find, wird zur Wahl 
ber beiden Secretarten fir diefen Landtag gefchritten, 

Art. 87. Die definitive Entfcheidung, über die Zulaffung, Abweiſung, 
oder Befreiung der Mitglieder ber Kammer gehört: zu der Competenz einer 
jeden Kammer, ſobald die ftändifche Verſammlung eröffnet worden :äfl, m. 

Art. 88, Die Eröffnung der Staͤndeverſammlung geſchieht mit beiden 
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Kammern zugleich von dem Sroßdetzoge ini Perſon, oder von einem · von 
Ihm dazu ernannten Commiſſair 
Die neu eintretenden vllcgier der Stände ven Bei biefer röfinung 

folgenden Eid: 
Sch ſchwoͤre Treue — Grofherzoge, Gehocſam dem Geſetze, genaue 
Befolgung der Verfaſſung, und in der Staͤndeverſammlung nur das 
Allgemeine Wohl, nach befter, eigner, durch feinen Auftrag beftimme 
ter Ueberzeugung berathen zu mollen.- 

Die, nach ber Eröffnung erſt eintretenden, Mitglieder ſchwoͤren biefen 
Eid indie Hände des Präfidenten ihrer Kammer. 

Art. 89. Die Propofitionen der Regierung werden den’ Kammern, 
oder derjenigen, welche zuerft daruͤber Sereilen fol, durch Mitglieder des ges 
keimen Seaate miniſteriums, oder durch die ernannten Landtagscommiſſatlen 
vorgelegt. 

2 Art. 90. Jedes Mitglied der Stände hat das Recht, in der Kam⸗ 
mer, zu welcher es gehört, Motionen. über Gegenftände, welche zu dem 
MWirkungskreife der Kammern gehören , zu ‚machen, 

Art. 91. Die von einer Kammer abgelehnten. Anträge. der Regierung, 
ober der andern Kammer, oder eines andern Mitgliedes der Kammer, koͤnnen 
auf demfelben Landtage nicht wiederhohlt werden. 

Art. 92. Die Vorbereitung zur Berathung gefchieht durch gewählte 
Ausſchuͤſſe. 

Art. 93. Zu einem gültigen Beſchluß gehoͤrt in der erſten Kammer 
die Abftimmung von wenigſtens einem Drittel derjenigen Mitglieder, welche 
einberufen werden mußten und hätten erfcheinen können; in der zweiten Kam⸗ 
mer die Abftimmung von wenigftens 27 Mitgliedern, und in beiden Kams 
mern Stimmenmehrheit. 

Dei Stimmengleichheit entfcheibet ber Antrag der Regierung, bei andern 
Gegenftinden die Meinung für das Beftehende, und bei Beſchwerden gegen 
Öffentliche Behörden, oder Einzelne, die diefen günftigere Anficht, 

Art. 94. Wenn eine Kammer nicht auf die Art befegt ift, welche, 
nach dem vorhergehenden Artikel, „zur Faſſung gültiger Befchlüffe gefordert 
wird; fo wird die unvollftändig befegte Kammer als einwilligend. in. die Bes 
fchlüffe der vollftändig befegten angefehen. 

Art. 95. Die Kammern haben, außer in den befonderd ausgenoms 
menen Fällen, Eeine Berathungen mit einander zu pflegen, fondern. nur ihre 
gefaßten Beſchluͤſſe ſich gegenfeitig mitzutheilen. ! 

Jedem Ausichuffe der einen Kammer. aber ift es erlaubt, ſich mit dem 
entfprechenden Ausfhuffe der andern Kammer in dem. Falle zu benehmen, 
wenn der Gegenftand zur Berathung beider Kammern, entweder durch einen 
Antrag der, Staatsregierung, oder durch ai bes Beſchluſſes der ans 
dem Kammer, gebracht worden iſt. 

Art, 96. Die Stände Eönnen mit: Reiner andern Behörde ; außer mit 
dem geheimen Staatsminifterium und ben emannten Landtagscommilfarien, 
in Benehmen. treten, 

Die Ausfhüfje haben ſich mit den Mitgliedern des geheimen Staats: 
minifteriums und den ernannten Landtagscommiffarien zu benehmen, um. die . 
erforderlichen Racyrichten zu erhalten, oder um zu einer Ausgleichung etwai⸗ 
ger abweichender Anfichten zu gelangen. 

Art. 97. Alle Befchlüffe der einen Kammer müffen der andern zu 
geichmäßiger Berathung mitgetheilt werden, wenn fie: nicht: folche Gegen- 
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fände betreffen, worliber verfaffungsmäßig ein Beſchluß der einen Kammer, 
unabhängig von dem ber andern, zur Wirkſamkeit gelangen kann. -- 
- : Yet; 98, Die gemeinfhaftlihen Befhlüffe der Kammern werben dem 
Gtoßherzoge, oder dem von ihm dazu beſtimmten Commiſſair, durch eine ges 
meinſchaftliche Deputation überreicht. 
Art. 99. Die Kammern haben ihre Verhandlungen, infofern fie ſich 
nicht über vertrauliche Eröffnungen der Regierung, oder der andern Kammer, 
oder an ſolche erſtrecken, durch den Drud bekannt zu machen. 

Art. 100. Unter berfelben DVorausfegung haben fie auch das Recht, 
eine beftimmte Anzahl von Zuhörern, nad den darüber beftehenden, oder 
fünftig zw treffenden reglementariſchen Beftiimmungen, zuzulaffen, 

Art, 101.- Der Landtag wird von dem Großherzoge, entweder in eis 
gener Perfon, oder. durd einen, dazu befonders beauftragten Commiffair, ge: 
fhloffen, und alsdann der den Ständen ſchon vorher mitgetheilte Landtags: 
abſchied durch ben Großherzog verkuͤndet. 

Neunter Titel‘ 

— Allgemeine Beſtimmungen. 

Art. 102. Der Fiscus ſteht in allen privatrechtlichen Verhaͤltniſſen 
wor ben Gerichten. 

Art. 103. Für das ganze Großherzogthum foll ein bürgerliches Ges 
ſetzbuch, ein Strafgeſetzbuch, und ein Gefegbudy über das Verfahren in Rechtes 
fachen eingeführt werden. 

Art. 104. Ausfchließliche Handels: und Gewerbsprivilegien follen nicht 
Statt’ finden, außer zu Folge eines befondern Gefeges. 

Patente für Erfindungen dagegen kann die Regierung auf beftimmte 
Zeit ertheifen. " 

Art. 105. Die Strafe der Gonfiscation des ganzen Vermögens foll 
für alle Zeiten abgefhafft ſeyn. 

Die an die Stelle kretenden zweckmaͤßigern Strafen fol das Geſetz 
beſtimmen. 

Zehnter Titel. 
Von der Gewähr der Verfaffung. 

Art. 106. Jeder Negierungsnachfolger fichert, bei dem Antritte feis 
ner Regierung, den Ständen die unverbrücliche Fefthaltung der Verfaffung 
in einer Urkunde zu, welche den Ständen zugeftellt und in dem jtändifchen 
Acchive niedergelegt wird, | 

Art. 107. Im Falle einer Vormundſchaft, oder einer andern Vers 
binderung des Großherzogs an der Selbſtausuͤbung der Regierung, ſchwoͤrt 
der Verweſer, bei dem Antritte der Regentfchaft, in einer deshalb zu veranz 
ſtaltenden Ständeverfammlung folgenden Eid: 

Ich ſchwoͤre, den Staat, in Gemaͤßheit der Verfaffung und der 
Gefege, zu verwalten, die Integrität des Großherzogthums und die 

Reechte der Krone zu erhälten, und dem Großherzog die Gewalt, deren 

‘ Ausübung mir anvertraut ift, getreu zu übergeben. 

Art. 108. Alle Staatsbürger find bei der Anfäffigmahung und bei 
der Huldigung , fo: wie alle. Staatsdiener bei: ihrer Anftellung, fofern fie dies 
fes nicht fchon gethan haben, verbunden, folgenden Eid abzulegen: 

| „Ic fhwöre Treue dem Großherzoge, Gehorfam dem Gefege und 
Beobachtung der Staatöverfaffung.” 
Art. 109. Die großherzoglichen Staatsminifter und fämmtliche Übrige 
Staatsbiener find, infofern fie nicht in Folge von Befehlen. ihrer vorgefegten 
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Behörden handeln, jeder' innerhalb feines MWirkumgskrelfes für bie genaue 
Beobachtung der Verfaſſung verantwortlich, 
| Das. Gefeg über die Verantwortlichkeit dev Minifter und der oberften 
Stantsbehörden bildet einen integrirenden Theil der Verfaffung. 

Urt. 110. Abanderungen und Erläuterungen der Verfaffungsurkunde 
koͤnnen nie anders, ald mit Einteilligung beider Kammern gefchehen. 

In der zweiten Kammer ijt hierzu die Zuflimmung von wenigftens 
26 Mitgliedern und in der eriten Kammer, bei Stimmenmehrheit, die Zus 
flimmung von wenigftens 12 Mitgliedern erforderlich. 

Iſt aber die Anzahl der, an der Abjtimmung wirklich teilnehmenden, 
Mitglieder fo groß, daß zwei Drittel davon mehr betragen, als die ausge: 
drüdten Zahlen; fo iſt die Zuſtimmung von zwei Drittel der wirklich Ab⸗ 


ſtimmenden erforderlich. 
Indem Wir die vorſtehenden Beſtimmungen — als die Staats⸗ 


grundverfaſſung Unſers Großherzogthums öffentlich erklaͤren, verſichern Wir 
zugleich hierdurch foͤrmlich und feierlich, daß Wir die darin enthaltenen Ge: 
lobungen nicht nur Selbft treu und unverbruͤchlich haften, fondern auch dicfe 
Verfaſſung gegen alfe Eingriffe und Verletzungen zu fhüsen und zu erhals 
ten, ſtets bedacht ſeyn werden. 

Deſſen zur Urkunde haben Wir dieſes Staatsgrundgeſetz eigenhaͤndig 
unterſchrieben und mit dem großen Staatsſiegel verſehen laſſen. 
So geſchehen in Unſerer Reſidenzſtadt Darmſtadt, den 17. Decem⸗ 


ber 1820 
C. 8.) 2udmwig. 
v. Grolman. 


Bei dem anerkannten genauen Zuſammenhange, in welchem das 
buͤrgerliche und politiſche Staatsleben mit dem religioͤſen und kirchlichen 
Leben, ſo wie mit dem Erziehungs- und Schulweſen, als der 
ſichern Unterlage des buͤrgerlichen und kirchlichen Lebens, ſtehet, moͤchte es 
faſt befremden, daß man in denjenigen teutſchen Staaten, wo neue 
Grundgeſetze — und viele mit denſelben in Verbindung ſtehende neue 
Organiſationsdecrete — ins innere Leben derſelben traten, nicht auch 
gleichzeitig der zitgemaͤßen Neugeſtaltung der Kirche und Schule, 
und namentlich der Emancipation des Erziehungsweſens aus den vers 
alteten Formen des angehenden fechäzehnten Jahrhunderts gedachte. 

Dieſe Lüde zu ergänzen, und die neue Drganifation des Kirchen 
ud Schuhvefens mit dem conftitutionellen Leben des Staates in bie 
genauefte Verbindung zu bringen; dafür that in Zeutfchland die erleuch= 
tete Darmftädtifhe Regierung den erften Schritt im Juni 1832, wo in 
diefer Beziehung mehrere Edicte, und einige ‚mit: denfelben in Verbin: 
dung ftehende Verordnungen und Inftructionen erfchienen. 

Es find folgende: 

1) Edict vom 6. Juni 1832, die Organifation der Behörden für die 

evangeliſchen Kirchenangslegenbeiten betreffend. 
- 2) ‚Untsinftruction ‚om 45.1 Yuni (A832. für die RR Super: 

a intendenten des’ Großherzogthums Heſſenun * 
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3) Amtsinftruction vom 15. Juni 1832, für bie aa De: 
cane.. 
4) Edict vom 6. Juni 1832, die Aufhebung bes katholiſchen Kirchen⸗ 
und Schulrathes betreffend. 
5) Edict vom 6. Juni 1832, die Organiſation der Kirchenvorſtaͤnde 
evangelifcher und Fatholiicher Confeffion betreffend. 
6) Verordnung vom 6. Juni 1832, die Verwaltung des Kirchenver: 
mögens betreffend. 
7) Verorduung vom 6. Juni 1832, die Revifion der Local-, Kir 
chen⸗, Stiftungs> und Schulrechnungen betreffend. 
8) Edict vom 6. Juni 1832, das Volksſchulweſen befreffend. 
9) Inftruction vom 20. Juni 1832, für die Ortöfchuloorftände. 
10) Inſtruction vom 20. Juni 1832, für die Bezirfsfchulcommiffionen. 
11) Inftruction vom 20. Juni 1832 für den Oberfchulrath. 

So durchgreifend und zeitgemäß durch diefe Edicte, Verordnungen 
und Inftructionen das Kirchens und Schulmefen im Großherzogthume 
Helfen geftaltet worden iſt; fo koͤnnen doch in diefe Urkundenfammlung 
nur die vier wichtigften Verfügungen aufgenommen werben, deren Ge: 
genftand und Inhalt mit dem in der Berfaffungsurfunde neubegründe: 
ten innern Staatöleben in der genaueſten Verbindung und Wechfehwir: 
kung ſtehet. 

Es folgen daher: 


e) Edict vom 6. Juni 1832, die Organifation der Behörden 
für die evangelifchen Kirchenangelegenheiten betreffend. 


Ludwig 2, don Gottes Gnaden Großherzog von Heffen 
und bei Rhein x. ꝛc. 

Um mehr Gleichfoͤrmigkeit und Einfachheit in der Verwaltung der evan⸗ 
geliſchen Kirchenangelegenheiten des Großherzogthums herbeizufuͤhren, und zu⸗ 
gleich den Grund zu den Verbeſſerungen zu legen, welche eine ſichere Buͤrg⸗ 
ſchaft fuͤr die ſegensvolle Wirkſamkeit der Kirche und des geiſtlichen Standes 
gewaͤhren, haben Wit verordnet und verordnen hiermit, vermoͤge“ des Art. 
73. der Berfaffungsurfunde, wie folgt: 

Art. 1. Die Verwaltung der bie evangslifche (die Iutherifche, die res 
formirte und die durch gegenfeitige Webereinkunft unirte Gonfeffion in fidy 
begreifende) Kirche Unfers Großherzogthums betreffenden Angelegenheiten ift, 
unter der oberften Leitung und Auffiht Unfers Minifteriums des Innern 
und der Juſtiz, folgenden Behörden Übertragen: | 

1) einem Oberconſiſtorium, 
2) drei Superintendenten, 
3) den Kreisräthen, 

4) den Defanen, 

5) den Pfarrern und 

6) den Kirchenvorftänden, 

In den ftandesherrlichen Baht u und dem’ Bezirke ber Geh von 
Miedefel bilden die bereits beſtehenden Gonfiflokien ‘in dem, in: dem Edicte 
vom 17. Februar 1820 erwähnten, Angelegenheiten die Mittelbehörden zii: 
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fhen dem Dberconfiftorium und ben Defanen, und es bleibt, hinſichtlich 
diefer Confiftorien, das Edict vom 17. Februar 18%0, fo wie bezichungs: 
weiſe die Declaration vom 13. Julius 1827, in Gültigkeit. 

Dem DOberconfiftorium find diefe Gonfiftorien auf gleiche Weiſe, in Bes 
zug auf die, im Art. 5. des gegenwärtigen Edicts aufgeführten, Gegenftände 
untergeordnet, wie bisher den Kirchen- und Schulräthen, 


I. Bon dem Oberconfiftorium. 


Art. 2. Das Oberconfiftorium iſt die Landesbehörde, welcher Wir, 
unter der unmittelbaren Leitung und Aufſicht Unfers Minifteriums des Sins 
nern und der Juftiz, die Verwaltung der landeshertlichen Rechte in den, die 
evangelifche Kirche betreffenden, Angelegenheiten und die Ausübung der evans 
gelifch = kirchlichen Gewalt übertragen. 

Art. 3. Der Wirkungskreis des Oberconfiftoriums erftredit fih auf 
den ganzen Umfang des Großherzogthums. Es tritt in das Verhaͤltniß eis 
nes Landescollegs, und hat feinen Sig in-Unferer Refidenz zu" Darmftadt, 

Art. 4 Das Oberconfiftorium beficht aus: 


1) einem weltlichen Präfidenten evangelifcher Confeffion, 
2) folgenden ordentlihen Mitgliedern: . 
a) einem geiftlichen Rathe, dem jedesmaligen Superintendenten ber 
Provinz Starkenburg (Art. 7.), 
b) zwei weiteren geiftlichen Rüthen evangelifcher Confeffion, 
ec) zwei weltlihen Räthen evangelifcher Confeſſion, 
d) einem oder mehrern Affefforen von derfelben Gonfeffion, im Falle 
die Gefchäfte die Anftellung folder nöthig machen follten, 
3) dem erforderlichen Subalternperfonat. 
Außerordentlihe Mitglieder des Oberconfiftoriums find die jedes: 
maligen Superintendenten der Provinzen Oberheffen und Rheinheſſen. Dies 
felben haben, auf erfolgte fpecielle Einladung des Oberconfiftorialpräfidenten, 
an Berathung diefes College über allgemeine organiſche Maaßregeln und fon: 
ftige Gegenftände von allgemeinem Intereffe und befonderer Wichtigkeit Theil 
zu nehmen und zu Ddiefem Ende, nad der Beſtimmung des Präfidenten, 
entweder den Sigungen des Oberconfijtoriums beizumwohnen, oder ihre Anz 
ſichten fohriftlich zu begründen. Es ſteht ihnen in beiden Fällen eine ent: 
[heidende Stimme zu. | 
Der jedesmalige Superintendent der Provinz Starkenburg ift erfter 
Dderconfiftoriatrath. Nah ihm. nehmen die beiden andern Superintenden- 
ten, wenn fie an den Berathungen des Gollegs Theil nehmen, und nad) 
diefen die Übrigen geiftlihen und weltlihen Mitglieder des Oberconſiſtoriums, 
unter fid) nad) dem Dienftalter, ihre Stellen im Colleg ein. 
In Berhinderungsfällen des Oberconfiftoriafpräfidenten werden die Di: 
tectorialgefchäfte von dem älteften weltlichen Rathe beforgt. 
Art. 5. Der Gefcäftskreis des Oberconfiftoriums umfaßt folgende 
Gegenjtände: 
4) Aufficht Über evangelifhen Cultus, Liturgie und Ritual, 
2) Aufrehthaltung der Kicchenverfaffung, Kirchenordnung und Disciplin, 
3) allgemeine Organifationsangelegenheiten der evangelifhen Kicche, 
‘ 4) die Verhältniffe der evangelifchen Kirche zu andern Religionsgefellihaf: 
ten im Großherzogthume, 
5) die Leitung der evangelifchen Kirchenvereinigungen, 
6) Handhabung und Wahrung der Iandesherrlichen nr Intereſſen, 
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in. Bezug auf die evangelifche Kirche und Gemeinden und alle hier 
einfchlagende ſtaatsrechtliche Verhaͤltniſſe, 
7) Erxrichtung, Aufhebung und Dismembration von evangeliſchen Deka— 
naten und Pfarreien, 
8) Anordnung von Feiertagen, | 
9) die bisher den Kirchenräthen zugeitandene Ertheilung von Diepenfatios 
nen und Entfcheidungen über etwaige NRecurfe, in Bezug auf die nun= 
mehr zum Reſſort der Dekane gehörige Ertheilung von Dispenfationen 
wegen fehlenden Alters zur Conftrmation, 

10) Aufſicht über den evangelifhen Weligionsunterriht in ben Wolke: 
ſchulen, 

11) Pruͤfung der Candidaten der evangeliſchen Theologie, 

12) Anordnung der Ordination der evangeliſchen Geiſtlichen, 

13) Erſtattung der, von ihm gefordert werdenden, Gutachten über Befes 
gung der Dekanats- und Pfarrftellen, über Emeritirungen und Pens 
fionirungen ber, diefe Stellen befleidenden, Diener und über Charak— 
terertheilungen an geiftliche Diener, Ernennungen von Pfarrvicarien und 
Pfarramtsverweſern, Ernennung aller niedern Diener der Kirche und 
deren Entlaffung, infofern diefe niedern Stellen nicht als fländige Mes 
benämter der Schullehrer anzufehen find, 

14) alle Befoldungsangelegeuheiten der evangelifhen geiftlihen Diener, 

15) Beauffihtigung aller, dem Oberconfiftorium untergebenen, geiftlichen 
Diener und Pfarramtscandidaten, binfichtlic ihrer Amtsführung, ih: 
ter Lehre, ihrer wifjenfchaftlihen Bildungsſtufe und ihres fittlihen Le— 
bens, fo wie Beaufſichtigung der, dem Oberconfiftorium untergebenen, 
Kicchenvorftände und niedern Diener der Kirche, hinſichtlich ihrer 
Dienftführung; Disciplinargewalt gegen diefelden, 

16) die verordnungsmäßig bisher den Kirchenrathscollegien zugeftandene 
Oberaufficht über richtige Führung der Kirchenbücher, 

17) Urlaubsertheilung an die, dem Oberconfiftorium untergebenen, geiftlichen 
Diener, nad) Maaßgabe der hierüber beftehenden Vorfchriften, 

18) Beauffihtigung und Leitung der Verwaltung der evangelifchen Kirchen: 
fonds, jedoch mit Ausschluß des Rechnungsreviſionsweſens, 

19) DVeräußerungen von Kirchenvermögen, 

20) Annahme von Stiftungen zu Firchlihen Zwecken, 

21) Ertheilung der Erlaubnig zu Collecten für kirchliche Zwecke, 

22) das geiftlihe Baumefen, 

23) Beauffihtigung und Direction der geiftlichen Wittwenkaffen, 

24) Erlaffung von Regulativen, welche die Ausführung und betaillivtere 
Anwendung beftehender, die vorbemerkten Gegenftände betreffender, Ges 
fege und Verordnungen bezweden und, enthalten, nachdem ſolche Uns 
frm Minifterium des Innen und der Juſtiz vorgelegt wor— 
den find. 

Art. 6. Inſoweit nicht durch die gleichzeitig mit gegenwaͤrtigem Edicte 
oder kuͤnftig erfcheinenden Verordnungen etwas abgeändert wird, hat bag 
Oberconfiftorium in den, im Art. 5. feinem Gefchäftskreife zugewiefenen, 
Gegenftänden in der Regel felbftftändig zu entfcheiden, und nur in den Fäl 
in, zum Zwecke der Entfcheidung, an das Minifterium des Innern und 
der Juſtiz zu berichten, in welchen bisher die Kicchenrathecollegien dazu ver= 
bunden waren. | 

Art. 7. Die Ausführung der Anordnungen und Verfügungen des 
Oberconſiſtoriums in den, zu feiner Competenz gehörigen, Faͤllen wird, aus 
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fer den Superintendenten und Dekanen, auch durch die Provinzialdirection 

zu Mainz und die Kreisräthe bewirkt. Es haben daher dieſe Behörden in 

ben geeigneten Fällen bie Entſchließung bes Dberconfiftoriums einzuhohlen 
und darnach zu verfahren. 
U. Bon den Superintenbenten, 

Art. 8; - Für eine jede ber drei Provinzen wird ein Superinten: 
bent eingefegt. 

Art. 9. Die nächfte und michtigfte Beftimmung der Superintenden- 
ten ift die Beauffihtigung und Unterfuhung ‚der Amtsführung der Geiftti- 
hen. Sie treten mit allen Angehörigen des geiftlihen Standes, fo wie 
"mit den Candidaten des Predigtamtes, in ein unmittelbates amtliches Wer: 
haͤltniß; fie follen fi) das Vertrauen diefer ihrer Amtsuntergebenen zu erwer— 
ben fuchen und auf dem Wege ber Güte, und zugleich mittelft ihres amtli= 
chen Anfehens, auf bie wiſſenſchaftliche Fortbildung und ſittliche Veredelung 
ihrer Untergebenen einzuwirken bemüht. ſeyn, allen, der Würde, dem Anſe— 
hen und der fegensvollen Wirkfamkeit des getjtfihen Standes nachtheiligen 
Fehlen, Mängeln und Mißbraͤuchen nachdruͤcklichſt entgegenwirken, etwaige 
Streitigkeiten der Geiſtlichen durch verföhnende Mittel auszugleichen fuchen, - 
und überhaupt fich beftreben, den * des evangeliſchen Pfarramtes mög: 
lichſt zu fördern, 

Art. 10. Die ROTER Functionen ber ‚Supseintenbenten find 
folgende: 

1) Beobachtung des kirchlichereligiöfen Zuſtandes ber evangeliſchen Gemeinden, 

2) Benuffihtigung der religiöfen Jugendbildung in den Bolksfchulen, 

3) Beauffihtigung und Ueberwachung der Amtsführung, des fittlichen 
Berhaltens und der woiffenfchaftlihen Bildung ber Geiſtlichen und 
Dfarramtscandidaten in der. Provinz, 

4) Vornahme der Eirhlichen Vifitationen in. den — Pfarreien, 

5) Viſitation der Amtsfuͤhrung der Dekane, als ſolcher, 

6) jährliche Erſtattung eines Rechenſchaftsberichts an das Oberconſiſtorium 
uͤber den ganzen Umfang ihrer Amtsfuͤhrung, insbeſondere Darlegung 
ihrer Beobachtung uͤber die Berufsthaͤtigkeit und die moraliſchen Ei— 
genſchaften der Geiſtlichen, | 

7) Bollziehung der, ihnen von dem Obercanfiftorium ertheilt werdenden, 
Aufträge, insbefondere: 

a) Vornahme der, ihnen In der Regel Übertragen — Ordina⸗ 
tionen der Geiſtlichen, 

b) Amtseinweifungen der Geiſtlichen, 

c) Einweihung neuer Kirchen, 

d) Vollziehung der kirchlichen Union ber ſich vereinigenden lutheri⸗ 
fhen und reformirten Religionsgemeinden mittelft eines feierlichen 
Gottesdienftes, 

e) Erftattung der, von ihnen gefordert werdenden, Berichte und Gut- 
achten, namentlich über Beförderungs: und Anſtellungs-Geſuche 
der Geiftlichen und Pfarramtscandidaten. 

Art. 11. Die Superintendenten haben ſich in ihrer Correſpondenz 
mit den ihnen untergebenen Dekanen und Geiftlichen der Form von Befehl: 
ſchreiben zu bedienen. 

II. Von den Kreisräthen, als Organen: des Oberconfiftoriums. 

Art. 12. Die Functionen der Kreiscäthe, in Beziehung auf Eirchliche 
Angelegenheiten, find durch andere Verordnungen näher beftimmt. 
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In der Provinz Rheinheffen gehören dieſe Functionen zu ‚dern Wirs 
kungskreiſe der Provinzialdirection zu Mainz. 


IV. Bon den Defanen. 


Art. 13. Jede der drei Provinzen des Großherzogthums wird in evan⸗ 
gelifch = Eirchlicher Hinfiht in Dekanate eingetheilt. 

Jedem Dekanate wird ein Dekan vorgefegt, welcher von Uns aus der 
evangelifchen Geiftlichkeit des Dekanats auf die Dauer von fünf Jahren ers 
nannt wird, nad) deren Ablauf derfelbe jedoh von Neem auf: fünf Jahre 
zu diefer Stelle berufen merden kann. 


. Art. 14. Die gegenwärtige Eintheilung ber Infpectoratsbezirke wird 
vor der Hand für die Dekanate beibehalten. 

Die dermalen angeftellten geiftlichen Inſpectoren oder deren Stellvertres 
ter übernehmen proviſoriſch die in dieſem Edicte den Dekanen zugewieſenen 
Functionen. Nach Ablauf von ſechs Monaten, von dem Tage an gerech— 
net, an welchem dieſes Edict in Wirkſamkeit tritt, legen ſie jedoch ihre Stel— 
len nieder, und ihre Functionen gehen alsdann auf die bis dahin neu er 
nannten Defane über. | 

Art. 15. Die Dekane bilden. eines Theils zwifchen dem Obercon— 
fi iftorium und der evangelifchen Geiftlichkeit die Mittelbehörde, durch welche 
jenes in der Regel, und foweit dies nicht durch die Kreisräthe gefchieht, feine, 
die Adminiſtration der kirchlichen Angelegenheiten betreffenden, Anordnungen 
in Vollzug fegen läßt. Andern Theis find fie, ruͤckſichtlich der geiftlichen 
Aufſicht innerhalb des Dekanats, die Stellvertreter der Superintendenten, 
und haben dieſe in Bedyejung der denfelben zugewieſenen Functionen zu 
unterftügen. 

Art. 16. L As Mittetbehörde zroifchen dem Oberconfiltorium und 
der. Geiftlichkeit haben die Dekane folgende Functionen: 

1) Verbindlichkeit, die Erlaſſe des Oberconfiftoriums den - Geiftlichen des 
Dekanats bekannt zu machen, Über deren Vollziehung zu wachen und 
die an fie gelangenden Berichte der Geiftlihen an das Oberconſiſto— 
rium einzufenden, 

2) Ueberwahung der Beobahtung und Aufrechthaltung der, den Zuſtand 
der Kirche und die Verwaltung ihres Vermögens’ betreffenden, Anord: 
nungen bei den Geijtlichen, 

3) Anzeige von ben intereffanten Eiechlichen Ereigniffen im Dekanate an 
das Oberconfiftorium, 

4) Beachtung und Wahrung der landeshettlichen Rechte, hinfichtlich der 
evangelifchen Kirche, desgleichen der Parochtalvechte und. der Intereſſen 
der einzelnen evangelifchen Kirchengemeinden, Pfarreien, fo wie der 
Geiftlihen und andern kirchlichen Diener, als folcher, 

5) Beforgung der, auf Ertbeilung von Dispenfationen Bezug habenben, 
Gefchäfte, ingbefondere feloftftändige Ertheilung der Dispenfationen wer 
gen fehlenden Alters zur Gonfirmation, 

6) Ueberwahung und Mitbeauffihtigung des Kircheninventartums, des 
Kirchen: und geiftlihen Stiftungs > Vermögens der evangeliſchen Pfar⸗ 
reien des Dekanats, 

T) Verſuch der Vermittelung etwaiger Streitigkeiten ber Geiſilichen 
unter fi) oder mit ihren Gemeindew, in Bezug auf teligiöfe« Ges 
genftände, 

8) Anordnung einer proviforifchen Vrewaltung der Pfarrgeſchaͤfte im Falle 


. 
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ber Erledigung von Pfarrftellen, bis zur Mieberbefegung der Stelle 

oder Ernennung eines Vicars durch das Oberconfiftorium, 

9) Aufficht über richtige Führung der Kirchenbücher durch die Geiftlichen, 

10) Berichtserftattung wegen Beſetzung niederer Kiechendienerftellen, info: 

fern ſolche nicht als fländige Mebenämter der Schullehter anzufehen 

u und Anordnung einer proriſoriſchen Verwaltung ſolcher erledigten 

tellen, 

41) Beforgung det, nad) den beſtehenden Verordnungen in Bezug auf das 
geiſtliche Wittwenkoſſeweſen den geiſtlichen Inſpectoren ſeither obgele⸗ 
genen, Geſchaͤfte, 

12) Erledigung der ihnen etwa erthellt werdenden Aufträge, mobefondere 

a) Vornahme der ihnen aufgetragen werdenden Ordinationen und 

Amtseinmeifungen der Geiſtlichen des Dekanats, 

b) Einweihung neuer Kirchen, 

„0 :c) WVoliziehung der kirchlichen Union ber. fidy vereinigenden lutheriſchen 
und reformirten Gemeinden ihres Dekanats durch einen feierlichen 
Gottesdienſt, 

a Erſtattung der von ihnen gefordert werdenden Berichte im Allge⸗ 

meinen. 

I. Als Stelivertieter und Drgane der Superintendenten haben die De⸗ 
kane folgende Functionen: 

4) Beobachtung des kirchlich-religioͤs- ſittlichen Zuſtandes m einzelnen 
evangelifchen Gemeinden des ‚Defanatd, 

..2}: N über. bie religiöfe Augmdbildung in den Voltsfejulen des 

ekanats, 

3) VBeauffihtigung der Amtsfuͤhrung, des. fittlichen Lebens und der wiſ⸗ 
ſenſchaftlichen Bildung: der ihnen. untergebenen Geiſtlichen und der, 

in ihrem Dekanate ſich aufhaltenden, Pfarramtscandidaten, 

4) Vornahme ber, ihnen von dem Oberconſiſtorium oder dem Superin⸗ 
tendenten uͤbertragen werdenden, Kirchenviſi tationen in den evangeli⸗ 
ſchen Pfarreien ihres Dekanats, 

: 5) jährliche Erſtattung eines Recheaſchaftsberichts über ‚ihre, auf die ges 
nannten Gegenſtaͤnde Bezug habende, Amtsverwaltung an den Su: 
perintenbenten, 

6) Vollziehung der, ihnen von bem Superintendenten ertheilt werden: 
a Aufträge und Erftattung der von demſelben RN. werdenden 

erichte, 

Art. 17. Sn ben ſtandesherrlichen Berirken und dem Bezirke der 
Freiherren von Riedeſel treten zwar auch Dekane an die, Stelle der geiſt— 
lichen Inſpectoren; allein auf fie gehen die in diefem Edicte den Dekanen 
zugewiefenen Gefchäfte nur mit denjenigen Modificationen über, welche in den, 
in dern Art. 1. diefes Edicts erwähnten, Verordnungen begründet find. 

Art. 18. Inſoweit durch gegenmwärtiges Edict und die gleichzeitig mit’ 
demfelben oder fpäter erfolgenden Verordnungen nicht etwas anderes angeord⸗ 
net wird, haben die Dekane in denjenigen Faͤllen, in melden bisher die 
geiftlichen Infpectoren an die Kirchenrathscollegien, zum Behufe der Ent: 
fheidung, zu berichten hatten, auch fernerhin an das OÖberconfiftorium zu 
berichten, und dagegen in denjenigen Fällen, in welchen fie bisher ohne An: 
frage bei der höhern Behörde verfügt haben, auf. eigene Verantwortlichkeit, 
vorbehaltlich des Necurfes am das. Oberconfiftorium, zu verfügen. 

Art, 19, Mit der Provinzialdirection zu Mainz, den Kreisräthen, 
den. ET, den Landgerichten und übrigen Localbeamten, 
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ſo wie mit andern evangeliſchen und katholiſchen Dekanen, ſtehen die De— 
kane in den geeigneten Fällen in directer Geſchaftsverbindung, und bedienen 
fi) in dee Gorrefpondenz mit der erjtgenannten Behörde ber Berichtsform, 
mit, den übrigen genannten Behörden dagegen ‚der Form der Communicas 
tion. Mit andern weltlichen Behörden flehen fie in der Regel in keiner di— 
recten Relation, ſondern haben desfalls mittelſt Berichts an das Obercon— 
ſiſtorium ein etwa erforderliches Benehmen dieſes Collegs mit den betreffen⸗ 
den hoͤhern weltlichen Behoͤrden zu veranlaſſen. In der Correſpondenz 
mit den Geiſtlichen ihres Dekanats bedienen ſie ſich der —— von ai 


ſchreiben. 
V. Bon den Pfarrern. 

Art. 0. Die Pfarrer haben, als Organe ber, — — 
Edicte genannten, hoͤhern tichlihen Behörden, — Func⸗ 
tionen: 

1) Localvollziehung und uUeberwachung der Bollziehung ber Kiccengefege 
‚ und Verordnungen und Befolgung der, ihnen von dem berconjiftos 
rium, den Superintendenten und Defanen sugehenden, — und 
Weifungen, | 23 

2) Aufſicht über ben wargelſchen Reigionsunteriht “in den — 
ſchulen, 

3) Fuͤhrung der Rirchenbüicher, 

4) Sperialauffiht über:die kirchlichen und. geifticen Gebäude ber Dane, 

5) Aufficht über die niedern Kiechendiener, 

N Außerdem find die: Pfarter vorfisende Mitglieder der kerilinhen— 

vorſtaͤnde. 

Art. 21. In den Verbindlichkeiten, welche den — in einzelnen 
Theilen des Großherzogthums, hinſichtlich mehrerer, nicht zu dem Geſchaͤfts— 
kreiſe des Dberconfiftoriums, ſondern anderer weltlichen. Behörden gehoͤren— 
den Functionen obliegen ” wird durch bie Beflimmmungen biefes. Edicts nichts 
geändert. a AWO 

VI. Von den Kirchenvorftänben. a 

Art. 22. Ueber die Drganifation und den Wirkungskreis der Local: 
Eichenvorftände erlaffen Wir eine befondere Verordnung. I 

Art. 23. Mit der Ausführung diefes Edicts iſt Unſer Minſſterium 
des Innern und der Juſtiz beauftragt, durch welches Mir auch den Zeit: 
punet werden beflimmen laſſen, von welchem an’ daffelbe in Vollzug kom⸗ 
men ſoll, und es hört von da an die Wirkſamkeit der proteſtantiſchen Kir— 
hen: und Schulräthe der Provinzen Starkenburg und Oberheffen. und des 
evangeliſchen Kirchenraths in Mainz auf. 

Indem Wir durch dieſe Anordnungen eine durchgreifende Verbeſſerung 
des kirchlichen Zuſtandes des evangeliſchen Theils Unſers Großherzogthums 
zu begruͤnden hoffen, erwarten Wir von allen evangeliſchen Geiſtlichen, daß 
fie, Unfere landesvaͤterlichen Abſichten erkennend, nach Kräften und aus ei— 
gener Liebe zu ihrem heiligen Berufe die Ausführung der, von Uns getrof: 
fenen, Anordnungen und der, hiernach von den oben kirchlichen Behoͤrden 
zu ergreifenden, Maafregeln befördern und unterftügen werden. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfhrift und des  beigebrüdten 
Staatsfiegels. 

Darmftadt, am 6. Sunius 1832. 

(L. S.) Ludwig. 
du Thil. 
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d) Edict vom 6. Juni 1832, die Organifation der Kirchen- 
vorftände evangelifher und Tatholifher Gonfefjion betreffend. 


Ludwig 2,,; von Gottes Gnaden Großherzog von Heffen 
und bei Rhein ıc. x. 

Um die Verſchiedenheiten, welche in der Organiſation und dem Wir⸗ 
kungskreiſe der evangeliſchen und katholiſchen Kirchenvorſtaͤnde in den Pro⸗ 
vinzen Starkenburg und Oberheſſen einerſeits, und in "der Provinz Rhein⸗ 
heſſen andererſeits bisher beſtanden haben, zu beſeitigen, und in dieſer Bezie— 
bung überall die erforderliche Gleichfoͤrmigkeit herbeizuführen, zugleich aber 
auch die zur Unterftügung der Aufjicht über die äußere Kirchenzucht erforder: 
liche Mitwirkung weltlicher Mitglieder der Kirchenbehoͤrden zu vermitteln, ha= 
ben Wir, in Gemaͤßheit des At. 73. der Vecſaſſengeurtunde, verordnet 
und verordnen, wie folgt: 

1 Bildung der e Rishenvocfänbi, | 

Art. 1.. In jeder. hrifttihen ‚Kirchengemeinde, welche einen eigenen 
Gottesdienft hat, oder welche eigenes Kirchenvermoͤgen beſitzt, beſteht der zur 
Mitwirkung bei Führung ber äußern Kirchenaufſicht und bei Verwaltung des 
Kichenyermögeng, beftimmte Kirchenvorſtand aus jtändigen und — 
digen Mitgliedern. 

| A. Ständige Mitglieder. 

Urt. 2. Zunaͤchſt iſt der Geifttiche der Kirchengemeinde der betreffen- 
ben Gonfeffion ſtaͤndiges Mitglied des. Kirchenvorftandes. Bei Erledigung 
einer Pfarrei hat, wenn die höhere kirchliche Behörde nicht einen befondern 
Stellvertreter ernennt, der Pfartverwalter die Sunctionen des geiftlihen Mit: 
gliedes bes Kirchenvorftandes, Sit die Seelſorge in einer Kirchengemeinde 
mehrern Geiftlihen anvertraut; ‚fo find. dieſe ſaͤmmtlich fändige Mitglieder 
des Kirchenvorftandes, 

Art. 3. Außer ‚dem Geiſtlichen iſt 

'a) der Buͤrgermeiſter, oder, wenn in ber Kirchengemeinde, für welche ein. 

„ Kicchenvorftand beſtehen folk, fein» Bürgermeifter iſt, der Beigeordnete, 
fraͤndiges Mitglied des Kirchenvorftandes. 

b) Gehört. der als Vürgermeijter, zunaͤchſt zum ſtandigen Mitgliede Be 

rufene nicht zur Confeſſion der Kirchengemeinde; ; fo tritt ‚fr den Buͤr⸗ 
germeifter ebenfalls der Beigeordnete ein. 

c) Bekennt aber auc der zunaͤchſt (a) ober für den Bürgermeifter (b) 

berufene Beigeordnete ſich nicht zur Confeſſion der Kirchengemeinde; 

— beſtimmt der Kreisrath ein Mitglied des Gemeinderaths an ſeine 

Stelle. 

d) Iſt auch im Gemeinderathe kein Mitglied der betreffenden — 
meinde; ſo beſtimmt der Kreisrath ein anderes Glied der letztern zum 

Mitgliede des Kirchenvorſtandes. Der Kreisrath iſt bei dieſen Ernen— 

nungen an die Vorausſetzungen des Art. 7. gebunden. 

Das den Buͤrgermeiſter und beziehungsweiſe den Beigeordneten, 
als die zunaͤchſt Berufenen, erſetzende Mitglied des Kirchenvorſtandes 
fungirt jedenfalls nur ſo lange, als kein Buͤrgermeiſter und Beigeord⸗ 
neter von der Confeſſion der Kirchengemeinde vorhanden iſt. 

Art. 4. Bei laͤngerer Verhinderung des ſtaͤndigen weltlichen Mitglies 
des hat, wenn es für nöthig erachtet wird, der Kreisrath, nach den Grunde 
fügen des Art. 3,, einen Stellvertreter fir die Dauer der Verhinderung zu 
beſtellen. Wenn aber der den Bürgermeifter vertretende Beigeordnete auch 
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Mitglied der Kirchengemeinde iſt; ſo tritt derſelbe, kraft dieſes Edictes, in 
ſolchem Falle auch als Stellvertreter bei dem Kirchenvorſtande ein. 

Art. 5. Beſteht die Kirchengemeinde aus mehrern politifdhen Gemein: 
den; fo foll das ftändige weltliche Mitglied immer aus der politifchen Ge— 
meinbe bes Drts, in welchem die Kirche fich beſiaret — Anleitung des 
Art. 3., genommen werben. 

B. unſtaͤndige Mitglieder. 

Art. 6. Der Kirhenvorftand befteht, außer ben ftändigen sPRitgle 
dern, in ben Kirchengemeinden, deren Geelenzahl weniger als zweitauſend 
beträgt, aus drei und in Kirchengemeinden von einer geößern Seelenzahl aus 
fünf unftändigen. Mitgliedern. 

Art. 7. Bu unftändigen Mitgliedern des Kirchenvorftandes: können nur 
Staatsbürger von unbefcoltenem Rufe, welche das dreigigfte Lebensjahr zu: 
rüdgelegt haben und ſich zu der Gonfeffion, für welche der Kirchenvorſtand 
beſteht, bekennen, beſtimmt werden. 

Auch duͤrfen die unſtaͤndigen Mitglieder weder unter fi ich, nody mit den 
ftändigen Mitgliedern in auffteigender oder abfteigender Linie verwandt feyn, 
und auf gleiche Weife tft ein Bruder durch den andern ausgefchloffen. 

Iſt der zum ſtaͤndigen Mitgliede, kraft diefes Edicts, Berufene mit 
einem unftändigen Mitgliede in der angegebenen Art verwandt; fo tritt das 
unfländige Mitglied aus, 

Art. 8. Die unftändigen Mitglieder der dermalen vorhandenen Kir: 
henvorftände, einfchließlich der nunmehr’ die Benennung Kichenvorftände 
führenden Fabrifräthe in der Provinz Rheinheſſen, bleiben in Dienftthätig: 
keit, auch wenn deren Zahl die im Art. 6. vorgefchriebene Anzahl überfteigt, 
und find Mitglieder desjenigen Kirchenvorftandes, zu beffen Kirchengemeinde 
fie gehören. 

Art. 9. Die unftändigen Mitglieder werden ſowohl dann, wenn es 
fi) um die erſte Errichtung, als auch wenn es ſich um die bloße Ergaͤn— 
dung eines bereits errichteten Kirchenvorftandes handelt, auf folgende Weife 
gewählt: 

Der Gemeinderath wählt aus feiner Mitte ſo viele Mitglieder, welche 
fih zur Confeffion der Kirchengemeinde befennen, als der Kirchenvor tand 
unſtaͤndige Mitglieder haben fol, alſo wenigſtens drei und hoͤchſtens fünf. 
Sind im Gemeinderathe nicht ſo viele Mitglieder der betreffenden Confeſſion 
vorhanden; fo wird die fehlende Anzahl aus fünf und zwanzig der Hoͤchſt— 
befteuerten ber betreffenden Kirchengemeinde dutch den Kreisrath gewählt. 
Die fo Gemählten haben, in Gemeinfchaft mit den ftändigen Mitgliedern 
des zu errichtenden und beziehungsweife den ftündigen und unſtaͤndigen Mit: 
gliedern des beftehenden und nur zu ergänzenden Kirchenvorftandes, die Wahl 
des oder der zu beftellenden unftändigen Mitglieder des Kicchenvorftandes 
vorzunchmen. 

Art. 10. An dem MWahlacte follen regelmäßig fämmtlihe Wahlmän- 
ner und, bei dringender Verhinderung Einzelner, wenigftens zwei Drittheile An⸗ 
theil nehmen. 

Bei der, durch Stimmzettel vorzunehmenden, Wahl entſcheidet relative 
Stimmenmehrheit, bei Stimmengleichheit das Loos. 

Ueber den ganzen Wahlact hat das vorſitzende Mitglied ein Protocoll 
zu fuͤhren, welches von allen Abſtimmenden zu unterſchreiben iſt. 

Art. 11. Nach beendigter Wahl iſt dem Kreisrathe das Protocoll 
vorzulegen, der, wenn gegen die Gültigkeit des Wahlacts nichts zu erinnern 
ift, das Protocoll durch den Dekan an den Kirchenvorftand zuruͤckſchickt. 
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| Hierauf: iſt dar Reſultat der Wahl in der Kirche durch den Geiſtlichen, 
und in der Gemeinde auf übliche Weile duch. den Buͤrgermeiſter bekannt 
zu machen 

Die höhere kirchliche Behoͤrde iſt durch den Dekan. von dem Refultate 
der Mahl in Kenntnif zu fegen. 

Art. 12. - Wenn ein unftindiges Mitglied des Kirchenvorſtandes die⸗ 
ſes Amt ſechs Jahre lang bekleidet hat; fo tritt es aus dem Vorſtande aus 
und es wird an feine Stelle, nach Maaßgabe der Art. 9— 41, ein neues 
gewählt. Es kann jedoch der Ausgetretene. von Neuem gewählt werden. 
Eine Ergäanzungswahl findet audh dann Statt, wenn ein Mitglied vor Abs 
lauf von: ſechs Jahren ſtirbt, oder auf andere‘ Weife, namentlich aus Grün: 
den der Verwaltung, wegen Verwandtſchaft (Art. 7.), oder weil es aus er 
heblichen Gründen feine Entlaffung erlangt, aufhört, Mitglied des Kirchen: 
vorſtandes zu feyn. 

Art. 13. Die Beflimmungen des vorhergehenden Artikels finden auch 
auf die dermaligen Mitgliedec der vorhandenen Kirchenvorftände, jedoch mit 
der Mopification ihre Anwendung, daß nur dann Ergänzungsmahlen Statt 
finden, wenn durch den Austritt oder Tod von Mitgliedern die im Art. 6. 
vorgefchriebene Zahl der unftgadigen Mitglieder nicht mehr vorhanden: tft. 

Art. 14. Das Amt eines Mitgliedes des Kirchenvorſtandes iſt ein 
Ehrenamt und wird unentgeldlich verwaltet. 


u. Wirkungskreis der Kirchenvorſtaͤnde. 


Art. 15. Der Wirkungskreis des Kirchenvorſtandes umfaßt folgende 
Functionen: 


1) Mitauffiht über die Äußere Kirchenzucht. Die weltlichen Mitglieder 
des Kirchenvorſtandes haben in dieſer Beziehung durch Beiſpiel und 
Etmahnung den Geiſtlichen zu unterſtuͤtzen, und diejenigen Faͤlle, in 
welchen ſtrafbare Verletzungen der Kirchenzucht ſich ereignen ſollten, 
der competenten Strafbehoͤrde anzuzeigen. Die vorgefegten höhern 
Eicchlihen Behörden werben hierüber das Nöthige vorfchreiben. 

2) Ummittelbäre. Verwaltung und naͤchſte Beauffichtigung des Local, Kir 
hen= und geiftlichen Stiftungsvernögens, unter der Leitung und 
Auffiht. der höhern Behörden. und den, in biefer Beziehung angeord⸗ 
neten, Befchränfungen. _ 

Die befondern Functionen des Kicchenvorftandes find hierbei: 
a) Berathung und Aufftellung des Woranfchlags der. bemerften Fonds, 
b) Berathung über Gegenftände der Verwaltung, . infoweit fie nicht ſchon 
bei Gelegenheit des Voranſchlags verhandelt worden find,‘ 
0) Begutachtung der Rechnungen der. oben bemerkten Fonds; F 

Die Ausfuͤhrung in Verwaltungsangelegenheiten des Kirchen: und Stift 
tungsvermögens, nah Maafgabe der Berathungen des Kirchenvorftandes 
und der Beſchluͤſſe der höhern Behoͤrde, ftrht in der Regel dem vorfigenden 
und dem weltlichen ſtaͤndigen Mitgliede des Kirchenvorftandes, unter der 
Eontrole der übrigen Mitglieder des letztern, zu. 


Art. 16. Die Ausübung biefer Sunctionen, von Seiten ber Kirchen: 
vorftände, unterliegen in den betreffenden Bezirken ben durch die vorliegen= 
den Declarationen, namentlich das Edict vom 17. Februae 1820 und bie 
Declaration vom 13, Juli 1837, bedingten Befchränkungen, 


IM. Geſchaͤftsordnung fuͤr die Kirchenvorſtaͤnde. 
Art. 17. Den Vorſitz und die Leitung bei Verſammlungen bes Kir 


700 Großherzogtum Heſſen. 


chenvorftandes führt der Geiftlihe. Sind mehrere Geiftliche Mitglieder des 
Kircyenvorftandes; fo führt: der erſte Geiftliche den Vorſitz. 

Bei denjenigen Kirchenvorftänden in der Provinz Rheinheffen, mo ber⸗ 
malen weltliche Mitglieder den Vorſitz fuͤhren, geht letzterer auf die Geiſtli— 
chen uͤber. 

Art. 18. Die Sitzungen werden in der Regel in der Wohnung des 
vorfigenden Mitgliedes fo oft gehalten, als die Geſchaͤfte es nothwendig ma⸗ 
hen. Das vorfigende Mitglied hat die Sigumgen anzufagen. 

Art. 19. Bei —— des Kirchenvorſtandes entſcheidet Sum⸗ 
menmehtheit. 

Bei Stimmengleichheit iſt bee Gegenftand, wenn nicht alle Mit: 

glieder an der Berathung Theil genommen, unter deren Zuziehung noch— 
mals zu berathen, fonft aber die, Sache ber. höhern Behörde zur Verfügung 
vorzulegen. 
. Art. 20. Ueber die Verhandlungen bes Kirchenvorftandes werden Pro: 
tocolle, und zwar in der Regel, und wenn der Kicchenvorftand nicht aus 
feiner Mitte ein anderes Mitglied dazu gewählt hat, von dem vorfigenden 
Mitgliede geführt. 

Jedes Mitglied ift befugt, feine, von ber. Majorität abweichende, An⸗ 
ſicht zu Protocoll zu geben, und die Protocolle ſind von allen Mitgliedern, 
welche abgeſtimmt haben, zu unterſchreiben. 

Art. 21. Zur Guͤltigkeit der Berathung gehoͤrt, daß alle Mitglieder 
des Kichenvorfiandes zur Berathung eingeladen waten, und, außer, dem 
Geiftlihen, in Pfarrgemeinden, derem Kirchenvorftand aus drei unſtaͤndigen 
Mitgliedern befteht, wenigſtens zwei, und in den Pfarrgemeinden, wo ber 
Kirchenvorftand aus fünf unftändigen Mitgliedern: beſteht, wenigftens vier 
aus der Zahl der ſaͤmmtlichen weltlihen Mitglieder erfchienen find und abge 
ftimmt haben, und daß darüber ein Protocoll, nad) Maafgabe des Art. 20,, 
aufgenommen worden ift. 


IV. Allgemeine Beftimmungen, 


Art. 2. Wo für Stiftungen befondere ftiftungsmäßige Verwaltun⸗ 
gen beftehen, findet diefe Verordnung Feine Anwendung. 

Art. 23. Die Attributionen, welche in diefem Ebdicte den Kreisraͤthen 
zugewiefen find, gehören in der Provinz Rheinheffen zu dem MWirkungskreife 
der Provinzialdirsction zu Mainz. 

Sn den, im Art. .16. erwähnten, Bezirken, wo Genfifterien befichen, 
gehören dieſe Attributionen zum Reffort der legtern. 

Art. 24. Diejenigen frühen Verordnungen, welche mit gegenmärtis 
gem Ebdicte nicht im Einklange ftehen, insbefondere die Verordnung vom 
4. September 1826, die Bildung der Kicchenvorfiände in den Provinzen 
Starkenburg und Oberheffen betreffend, das Eaiferlich franzöfifche Decret vom 
30. December 1809, die Kirchenfabrifen betreffend, die Verordnung der Eai- 
ſerlich Öftreichifchen und koͤniglich bayerifhen Landesadminiftration vom 19. 
September 1815, das proteflantifche Kirchenweſen betreffend, infoweit biefe 
beiden legtern Verordnungen die organifhen Cinrichtungen der Fabrikräthe 
und Kirchenvorftände betreffen, fo wie die Verordnungen über Kirchenfenios 
ven, je ind aufgehoben. 

Art. 25. Mit der Ausführung dieſes Edicts iſt Unſer Minifterium 
bes Innern und der Juſtiz beauftragt, duch welches Wir audy den Zeit: 
punct werden beftimmen laffen, von welchem an baffelbe in tre⸗ 
ten ſoll. 
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Urkundlich Unferer - eigenhändigen Unterfchrift. und des — 
Staatsſiegels. 

Darmſtadt, am 6. Juni 1832. 

(L. S.) —2Ludwig. 

du Thil 


e) Edict vom 6. Juni 1832, das Volksſchulweſen in dem 
Großherzogthume, und insbefondere die Organifation der Ber 
hörden zur Leitung der Schulangelegenheiten betreffend. 


Ludwig 2, von Gottes Gnaden Großherzog von Heffen und bei 
Rhein ıc. ıc. 

Da durch die von Uns angeordnete Aufhebung Unferer Kircchen= und 
Schulraͤthe der Provinzen Starkenburg und Oberheffen, und die Veränderuns 
gen in dem Mirfungskreife der an die Stelle Unferer Regierung zu Mainz 
tretenden Provinzialdirection, dafelbft neue organifche Beſtimmungen in Bes 
ziehung auf die zur Leitung des Schulwefens erforderlichen Behörden nöthig 
geworden find; fo finden Mir Uns bewogen, nicht nur hierüber, fondern 
auch hinfichtlich der bei diefer Gelegenheit einer Revifion unterworfenen Ein: 
richtung des Volks: und Elementarfchulmwefens überhaupt, unter Aufhebung 
der allgemeinen Schulordnung vom 22. October 1827, zu verordnen und 
verordnen hiermit, vermöge des Art. 73. der Verfaſſungsurkunde, wie folgt: - 


Erfte Abtheilung. 
Beftimmungen über dad Schulwefen überhaupt. 


| Erfter Abſchnitt. 
Eigenfhaften, Anflellung und Dienftverhältniß des 
Schullehrers. 
Eigenſchaften des Lehrers im Allgemeinen. 

Art. 1. Nothwendige Vorausſetzung zur Anſtellung als Schullehrer 
in dem Großherzogthume iſt, daß Feder, welcher eine ſolche Stelle zu erhal: 
ten wünfct, 

1) die zu diefem Berufe erforderlichen Kenntniffe, fo wie die Fertigkeit 
befigen muß, ſolche Anderen mitzutheilen. Herner wird von ihm, 
2) neben der treueften Erfüllung aller allgemeinen Menfhen:, Bürger: 
und Chriftenpflichten, auch die genauefte Beobachtung ber Pflichten 
des Standes, welchem er fich widmen will, verlangt; und es ift 
3) erforderlich, daß er das 24fte Lebensjahr zurädgelegt habe. Mas 
4) die Religion des Schullehrers betrifft; fo gilt als allgemeine Kegel, 
daß berfelbe der chriftlihen Gonfeffion angehören muß, wozu die Kin- 
der, denen er Unterricht ertheilen fol, ſich befennen, 
Seminarien; Prüfung der Schulcandidaten. 

Art. 2. Damit die dem Lehramte fi) widmenden Jünglinge in ben 
Stand gefegt werden, fich die zu ihrem Berufe erforderliche Bildung zu er: 
werben , find in dem Großherzogthume die Schullehrerfeminarien errichtet, 

Die in den Seminatien gebildeten Zöglinge werden vor ihrem Austritte 
aus benfelben geprüft, und nur diejenigen Finnen in die Liften der Schul⸗ 
candidaten eingetragen und demnaͤchſt zu Schuiftellen befördert werden, welche 
in dieſer Prüfung dargethan haben, daß fie die dazu erforderlichen Kenntniffe 
ſich erworben haben. Daffelbe gilt auch von denjenigen Schulcandidaten, 
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welche ſich etwa auf andere MWeife, als buch den Beſuch der Seminarien, 
für das Schulfach auszubilden geſucht haben. 

Practice Vorbereitung und nochmalige Prüfung der Schulcandibaten. 

Art. 3;, Jeder in der Prüfung beftandene Schulcandidat muß, bevor 
er definitiv als Schullehrer angeftellt werden kann, in der Regel mindefteng 
zwei Fahre im Schulamte, ald Vicar oder unter Leitung eines Schullehrers, 
ſich practifcy geübt, während Ddiefer Zeit die Zufriedenheit feiner Vorgeſetzten 
fidy erworben, und außerdem eine nochmalige, nach Ablauf diefer zwei Jahre 
‚mit ihm vorzunehmende, Prüfung genügend beftanden haben. 

Art. 4 Die in dem Xrt. 3. bemerkten wiederholten Prüfungen wer 
den durch eine, aus dem Dberfchulinfpector und zwei weiteren, von dem 
Oberſchulrathe ernannten, Mitgliedern diefer Behörde beftehende, Commiſſion 
jährlich wenigftens einmal in Unferer Refidenz zu Darmftadt unentgeldlich 
gehalten. Zwei tüchtige Schullehrer und ein Mufikverftändiger find jedesmal 
von der Prüfungscommiffion zu den Prüfungen zuzuziehen. 

Schulcandidaten, welche in diefer Prüfung bie erforderliche Befähigung 
nicht darthun, werden nad Ablauf von einem bis zwei Jahren zu einer zmeis 
ten Prüfung verwiefen. Beſtehen fie auch in dieſer nicht; fo werden fie in 
der Regel ald zum Lehramte unzuläffig erklärt. 

Gegen diefe Verfügung kann jedoch der Recurs an Unfer Minifterium 
des Innern und der Juſtiz ergriffen werben. 

Anftellung ber Schullehrer. 

Art. 5. Die Anftellung der Schullehrer gefchieht durch Unfer Mini: 
fterium des Innern und der Juſtiz, und zwar entweder unmittelbar (Emmen: 
nung, Nomination), oder durch Beflätigung der zu Schulftellen Präfentirten, 

Im letzteren Falle Haben die zur Präfentation berechtigten Patrone ura 
die Tandesherrliche Beftätigung des Präfentaten nachzufuchen, und bleibt es 
deßfalls bei den diefen Gegenftand normirenden Beftinimungen, wobei es fid) 
von felbft verfteht, daß die in den vorhergehenden Artikeln enthaltenen Bes: 
ftimmungen auch bei diefen durch Präfentation anzuftellenden Lehrern Anwen: 
dung finden. 

Nebenämter. 

Art. 6. Jede Vereinigung von Dienftftellen oder Gewerben, welche den 
Lehrer von feinen Amtsverrichtungen abhalten oder ihn wohl gar in Gefchäfte 
verwideln, die mit dem Anſehen feines Amtes unverträglih find, findet nicht 
Statt. 

Kirchliche Aemter — eines Drganiften, Kirchendieners ꝛc. — koͤnnen 
mit dem Schuldienſte vereinigt werden. Sind ſolche Stellen ſtaͤndige Neben⸗ 
ämter der Schullehrer der betreffenden Confeſſion; fo liegt in der Ernennung 
zum Schufdienfte die Verpflihtung der kirchlichen Behörde, aud die Einweis 
fung in die Eicchlichen Aemter zu vollziehen, für deren Verſehung auf andere 
Art von der Eirchlichen Behörde dann geforgt werden muß, wenn der Lehrer 
in einer gemifchten Schule nicht zur Gonfeffion gehört, welche die Bekleidung 
des kirchlichen Amtes vorausfest. Bekleidet ein Schullehrer ein ſolches Kirche 
liches Amt; fo fleht er in diefer Eigenfhaft unter der Auffihe der ihm vor⸗ 
gefegten Eicchlichen VBehörden und hat deren Anordnungen Folge zu leiten, 
Jedoch kann durch folche der regelmäßig fkattfindende Schulunterricht ohne die 
dringendfte Veranlaffung nicht unterbrochen werden, 

Dienſtverhaͤltniß der Schullehrer. | 

Art. 7. Die Schuifehrer find verpflichtet, allen Uber das Schulmefen 

von der Staatsregierung ausgehenden Vorfhriften genaue Folge zu leiſten, 
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und den Anorbnungen ber Ihnen vorgefegten Schulbehörben (Art. 56— 87.) 
pünctlich zu entfprechen. In gleicher Weiſe haben fie in ihrer Eigenfchaft 
als Religionslehre die von dem geiftlichen Behörden hinſichtlich des Religions: 
unterrichtes getroffen werdenden Anordnungen gewifjenhaft zu befolgen. 

. Fortbildung ber Lehrer. 

Art. 8. Menn bie vorgefegten Schulbehörden wahmehmen, daß juͤm⸗ 
gere Schultchrer ihre Fortbildung vernachläffigen, oder in der bereits erlangten 
Ausbildung zurüdgehen; fo £önnen diefe von dem Oberfchulcathe zu einer 
nohmaligen Prüfung befchieden werden, deren Refultat unter Umftänden bie 
im Art. 9. bemerkten Folgen haben kann. 

Dienftvergehen ber Lehrer, 

Art. 9. Sollte ein Lehrer feine Berufspflichten nicht erfüllen und ſich 
in feinem Amte nit treu und fleißig verhalten, namentlich. die feftgefegten“ 
Kehrftunden vernachläffigen oder diefelben willkuͤhrlich ausfegen; oder follte er 
fi) dem Trunke ergeben, Streitigkeiten und Zaͤnkereien entweber in feinem 
Familienkteiſe oder unter der Gemeinde unterhalten, oder endlich‘ überhaupt 
ſich einem unmoraliſchen Lebenswandel überlaffen; fo foll, wenn Ermahnun: 
gen, Verweiſe und Difciplinarftrafen anderer Art ohne Wirkung bleiben, defs 
fen Entlafjung verfügt werden. Die Befugniß hierzu ſteht Unferem Minis 
flerium des Innern und der Juſtiz zu. 

Bei einem befonderd auffallenden Benehmen, namentlich wenn ein Schul: 
Iehrer fich eines ſolchen Vergehens ſchuldig machen follte, durch welches er ſich 
die öffentlihe Achtung verfcherze und außer Stand fegt, in feinem Amte 
fegensreih zu wirken, kann er, auch ohne vorausgegangene geringere Discipli: 
narſtrafen, entlaſſen werden. 

Schulvicarien und Aſſiſtenten. 

Art. 10. Iſt eine Schulſtelle erledigt, oder iſt der Lehrer durch Krank⸗ 
heit, oder auf ſonſt eine Weiſe an Erfuͤllung ſeiner Dienſtpflicht gehindert; 
fo erfolgt die Ernennung eines Vicars duch den Oberfchulrath. Hinſichtlich 
der Anftellung ftändiger Schulgehülfen hingegen oder Affiftenten treten die 
nämlichen Beftimmungen, wie bei Schullehrern felbft, ein, und es bleibt 
namentlich, der Migbrauh, dag Schullehrer ihre Affiftenten oder Präceptoren 
eigenmädtig annehmen und entlaffen, auch die denfelben zukommende Bes 
lohnung felbft beftimmen, aufgehoben, 

Lehrerinnen. 

Art. 14. In Elementarmädchenfchulen können auch ausnahmsmeife 
Zehrerinnen amgeftellt werden, wenn diefelben vorher geprüft und zur Ertheis 
“ Jung bes Unterrichtes fähig befunden worden find. 

Auf fie finden alsdann die Beſtimmungen wegen ber Lehrer im Allges 
meinen Anwendung. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon den Bolksfhulen im Allgemeinen, insbefondere deren 
| Errihtung. 
F ‚ Gründung. der Schulen. 

Art 12. Wenn in einer Gemeinde 30 ſchulfaͤhige Kinder vorhanden 
ſind; ſo ſoll in derſelben der Regel nach, und namentlich wenn es die Mittel 
der Gemeinde geſtatten, eine Öffentliche Elementarſchule Goltksſchule) gegruͤn⸗ 
det werden. 

Wegen umnzulaͤnglicher Mitte können mehrere Gemeinden zu einer 
Schuige mande mit einem gemeinſchaftlichen Lehrer vereinigt werden. 


704 | Großherzogthum Heſſen. 
Theilung der Schulen. 

Art. 13. Im denjenigen Orten, wo: die Zahl ber ſchuttihiben Kinder 
für den gemeinfamen Unterricht zu groß ift, müffen die beftehenden Schulten 
getheilt und neue errichtet werden. Kann dieß wegen Mangel an Fonds nicht 
gefchehen; fo ift wenigſtens eine ſchickliche Klaffenabtheilung erforberlich. Na⸗ 
mentlich iſt eine ſolche Klaſſenabtheilung dann noͤthig, wenn eine Shut über 
60 Kinder zählt. 

Art. 14. Sind mehr als 100 ſchulfaͤhige Kinder in einer Gemeinde 
vorhanden; ſo iſt in derſelben, wenn ihre Mittel hinreichen, eine zweite 
Schule mit einem beſonderen Lehrer zu gründen, oder ein ſelbſtſtaͤndiger Ge— 
huͤlfe anzuftellen. 

Ueberfteigt die Zahl der Schulkinder 250; fo ift bie Nothwendigkeit der 
Errichtung einer dritten Schule begründet. 
Eintheilung der Kinder in bie Schulen und Klaſſen. 

Art. 15. Die näheren Beftimmmungen über die Vettheilung der Kin: 
der in die verfchiedenen Schulen oder Klaffen nad ben Fähigkeiten, dem Als 
ter, oder dem Gefchlechte derfelben, bigiben dem Schulvorftande überlaffen. 

Confeſſions- und Gemeindeſchulen. 

Art. 16. - 

4) Die deftehenden Volksſchulen find entweder Confeffiong: oder Gemein: 
defchulen. Die Iegteren find diejenigen öffentlichen chriſtlichen Elemen⸗ 
tarſchulen, welche von den Kindern der Mitglieder einer Civilgemeinde, 
ohne Unterſchied der Confeſſion, beſucht werden, und von Unſerem Mis 
niſterium des Innern und der Juſtiz zu Gemeindeſchulen ausdruͤcklich 
erklaͤtt worden find. Alle übrige chriſtliche Volksſchulen find Confef: 
fionsfhulen, d. h. folche, welche nur für eine chriftlihe Confeffion 
beftehen. 

2) Wenn in einer Gemeinde eine ober mehrere bis dahin beſtehende Con: 
feffionsfchulen in Gemeindefchulen umgewandelt werden ſollen; fo ijt 
erforderlihh, daß eine hierzu befonders zu conftituirende Verſammlung, 
beftehend aus 
a) den Mitgliedern bes Gemeinderathes, 

b) den Mitgliedern der Kirchenvorftände der verfchiedenen Gonfeffionen, 

und außerdem 
c) fo vielen, von der Bezirksfchulcommiffion ans der Zahl der Hoͤchſt⸗ 
befteuerten jeder Gonfeffion zu beftimmenden, Familienvätern, als 
nöthig ift, um zu bewirken, daß in der Verſammlung von jeder 
Gonfeffion eine gleiche Zahl von Mitgliedern vorhanden fey, 

über die Frage, ob eine Communalſchule zu errichten ſey, berathe. 

Sprechen ſich wenigſtens zwei Derittheile diefer VBerfammlung, bei wel: 
cher der an Dienftjahren ältefte Geiftliche den Vorfig und das Protocol zu 
führen bat, für Bejahung der Frage aus; fo kann die Gemeindefhule, mit 
Genehmigung des Minifteriums des Innem und der Juſtiz, conſtituirt wers 
den. Wenn die Verfammlung jene Frage verneint; ſo bleiben die Confefs 
fionsfchulen als foldye beftehen, und es kann nur mit Genehmigung der hoͤ⸗ 
heren Schulbehörden die Frage auf gleiche Weiſe wiedor zur Berathung ge⸗ 
bracht werden. 

3) Soll eine beſtehende Gemeindefepufe ‚aufgelöfet, * ſollen Confeſſions⸗ 
ſchulen errichtet werden; ſo iſt auf gleiche Weiſe, wie bei Ericheung 
einer Gemeindeſchule (2), zu verfahren. el 3% 

4) Beflchen in einer Gemeinde eine oder: mehrere Confeſſtensſchnen von 
einer und. derſelben Gonfeffionzi fe find die Kinder der zundieſer Gen 
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meinde gehörigen Bekenner der andern Confeſſion zu ber beftehenden 
Confeſſionsſchule ſchulpflichtig. Die hat aber weder die Wirkung, daß‘ 
bie Schule dadurch Gemeindefchule wird, nody daß die Mitglieder dies 
fer anderen Confeſſionsgemeinde ein Miteigenthum an dem Schulver: 
mögen erhalten. 

Iſt jedoch die Zahl der fhulpflichtigen Kinder der andern Gonfeffionss 
gemeinde fo hoch geftiegen, daß für fie eine felbitftändige Schule gegründet 
werden. könnte (Art. 12—14.), ohne daß diefe Confeffionsgemeinde eine 
fotche befondere Schule gründen kann oder zu gründen wuͤnſcht; fo kann fie 
auf Errichtung einer Gemeindefchule antragen, und ift alsdann, wie unter 2, 
angegeben, zu verfahren. 

5) In den Orten, in welchen Gemeinbdefchulen beſtehen, wird, wenn 
a) nur ein Lehrer vorhanden ift, derfelbe von der Gonfeffion der Mehr: 
zahl der Einwohner genommen. Sind beide Gonfefjionen in der 
Anzahl ihrer Mitglieder gleich; fo entfcheidet, bei der definitiven Be— 
fegung der Schyulftelle, dag — in einer Verſammlung der zu einer 
gemeinfchaftlihen Sigung ſich vereinigenden ftändigen Mitglieder der 
Schulvorftände von dem an Dienftjahren aͤlteſten Geiftlichen zu 
ziehende Loos, aus weldyer Confeffion der Lehrer anzuftellen iſt. 
Bei der in der Folge eintretenden Erledigung und definitiven Wies 
berbefegung wird der Lehrer von der andern Gonfeffion genommen. 
b) Sind aber an einem ſolchen Drte zwei Lehrer vorhanden; oder ift 
dem Scullehrer ein ftändiger Aſſiſtent beigegeben; fo foll zwar der 
Hauptlehrer aus dem die Mehrzahl bildenden Religionstheile, der 
zweite Lehrer aber aus dem die Minderzahl ausmachenden Relis 
gionstheile genommen werden. 

c) Sind mehr als zwei Lehrer vorhanden; fo beftimmt das Verhaͤltniß 
der Bevölkerung der verfchiedenen Gonfeffionen in dem Orte das 
Berhättnif der nach den Gonfeffionen anzuftellenden Lehrer. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon ben bie Säule befuhenden Kindern. 
Zum Schulbeſuche vorgefchricbenes Alter. 

Art. 17. Jedes Kind, fobald es das 6. Lebensjahr zurückgelegt hat, 
ift von diefem Zeitpuncte an ſchulpflichtig. 

Die Geifttihen oder die Givilftandsbeamten, welche bie Geburtsregifter 
führen, haben jährlich, vierzehn Zage vor Anfang der Sommerfhule, ein 
Verzeichniß der fhulfähigen Kinder aufzuftellen und dem DOrtsfhulvorftande 
zu übergeben, damit von dieſem veranlaßt werde, daß die Schule von allen 
dazu Pflihtigen befucht werde. 

Kraͤnkliche Kinder können von dem DOrtsfhulvorftande noch eine Zeit 
long von dem Schulbefuche freigegeben werden. 

Beit der Aufnahme. 

Art. 18. Die Aufnahme der fchulfähigen Kiuder findet in der Megel 
einmal im Sahre, nah Dftern beim Beginne der Sommerfhule, Statt. 
Kinder neu einziehender Bewohner eines Drtes, folche, welche ihren Unter: 
‚richt bisher auf einer andern Schule erhalten haben, endlich ſolche, die we— 
gen Krankheit die” Schule nicht gleich im Anfange des halben Jahres befus 
chen Eonnten, find jedoch hiervon ausgenommen. 

Dauer des Schulbeſuches. 
F Art. 19. Die Verpflichtung zum Schulbeſuche endet er bem zuruͤck⸗ 
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gelegten 14. Jahre, wenn bas Kind ‚bis dahin hinreichende Beihigung in 
den unbedingt nothwendigen Kenntniſſen erlangt hat, 

Sollte jedoch. bei einem Kinde die Konfirmation uͤber das. 14. Jahr 
ausnahmsweiſe hinausgeſetzt werden; fo iſt das Kind bis zur erfolgten Con⸗ 
firmation zum Schulbeſuche verpflichtet. 

Schulverfäumniffe. 

- Art. W. eltern, VBormünder oder Dienftherrfchaften dürfen bie ih⸗ 
nen untergebenen Kinder ohne hinreichende Gründe und ohne Anzeige dem 
Schulunterrichte nicht entziehen. Sind bergleihen Gründe vorhanden; fo 
kann der Schullehrer das Kind ein oder zwei Tage vom Schulbeſuche bes 
freien. Machen aber häusliche Gefchäfte es den Aeltern, Vormuͤndern 2c. 
wünfchenswerth, daß ein ihnen untergebenes Kind eine etwas längere Zeit 
bie Schule nicht befuche; fo haben fie fich deffalls, unter Angabe der Vers 
anlaffung, an den Schulvorftand zu wenden, und nad) der von dieſem oder 
einem dazu beftimmten Mitgliede defjelben ertheilt werdenden Verfügung fid) 
zu bemefjen. 

Art. 21. Ueber diejenigen Kinder, welche ohne bed Lehrers oder bed 
Schulvorftandes Erlaubniß die Schule verfäumt haben, hat der Schullehrer 
ein Verzeichniß zu führen, und daffelbe am legten Tage eines jeden Viertel: 
jahres dem Schulvorftande zu übergeben. 

Kinder, welche die Schule ohne genügende Gründe verfäumen, koͤnnen 
durch den Gemeindediener in die Schule abgehohlt werden, welcher für dieſe 
Bemühung 2 Er. von den Aeltern ꝛc. in jedem einzelnen Falle zu erhals 
ten hat. 

Gegen Kinder, welche ohne Wiſſen bes Vaters ꝛc. die Schule verfäue 
men, find die geeigneten Strafen zu ihrer Befferung von dem Lehrer anzu⸗ 
wenden. 

Berfäumen Kinder auf Geheiß oder mit Miffen der Aeltern ꝛc. bie 
Schule, und ift es nicht thunlich, jene in die Schule abzuhohlen; fo unters 
liegen die Aeltern einer Strafe von 3 Er. für jede Verſaͤumniß. Bei Wie⸗ 
berhohlungsfällen kann aud eine Verſaͤumniß mit 6 Er. beftraft werden. 

Diefe Strafen werden, auf den Grund ber deffallfigen, von dem Kreise 
tathe, in der Provinz Rheinheffen von der Provinzialdirection, für vollziehe 
bar erklärten Verzeichniffe, von dem Gemeinde: Einnehmer erhoben und in 
der Gemeinderechnung befonders unter der Rubrit Schulftrafen verrechnet, 
allein ausfchlieglih zum Ankaufe der nöthigen Schulbücher und Unter 
richtsmittel für die Kinder unvermögender Xeltern, oder, wenn nach Beſtrei⸗ 
tung der Koften für Anfchaffung folher Schulbücher ıc. noch Ueberſchuß vor⸗ 
handen ift, zur Anfhaffung von Kleidungsftüden, ald Belohnung für arme 
Kinder, nady den auf die Anträge des Schulvorftandes zu treffenden Beftims- 
mungen der Bezirksfhulcommilfion, verwendet, 

Art. 22. Solchen Xeltern, welche aus öffentlichen milden Fonds Uns 
terftügungen erhalten, koͤnnen bdiefe, auf den Antrag des Schulvorftandes, von 
der Behörde entzogen werden, wenn fie es verfäumen,. ihre Kinder zum 
Schulbeſuche anzuhalten. 

Hinderniffe des Schulbefuchs wegen anftedenber Krankheiten. 

Art. 23. Die mit anftedenden oder Ekel erregenden Krankheiten bes 
hafteten Kinder find bis zur Heilung, immer aber nad vorheriger Anzeige 
bei dem Schulvorftande, zu Haufe zu halten, und ber Schullehrer ift ſchul⸗ 
dig, folche, wenn fie fi) auch einftellen follten, zu entfernen. Um der Ver— 
breitung der Pocken entgegenzuarbeiten, haben die Aeltern der in die Schule 
' aufzunehmenden Kinder dem Schullehrer die Zeugniffe über die eingeimpften 
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ulegen. Vermoͤgen ſie ſolches wicht; ſo iſt hiervon: unver⸗ 
rg die vg eye * Se und von biefem dem einfchlägigen 
—— au made. · 
are; Bereer Asthmiet 
Bon den Lehrgegenfländen, 
Lehrgegenſtaͤnde im Allgemeinen. 

Art. 24, Die Lehrgegenftände find entweder umbebingt ober bedingt 
nothwendige. Jene, die auf keiner Schule mangeln dürfen, find, nebft ber 
Ausbildung ber. geitigen und koͤrperlichen Kräfte überhaupt, Religionsiehre, 
bibliſche Geſchichte, Sittenlehre, richtiges Leſen, ** und Schönfchreiben, 
Kechnen, Unterricht in. der Mutterfprache und in dem. Gefange, 

Bedingt nothwendig find: Erdbeſchreihung, vaterlaͤndiſche Geſchichte, Mus 
fit, Landwirthfchaftstehre, Anfangsgründe der Naturlehre, der Naturgeſchichte 
und der Formenlehre. 

Die von dem kuͤnftigen Berufe der Kinder und von oͤrtlichen Umſtaͤn⸗ 
den bedingte Auswahl dieſer Lehrgegenſtaͤnde, wird von dem Sherſchultathe 
eſtimmt. 
Aue Insbeſondere Religionsunterricht. 

Art. 25. Unter den unbedingt. noshwendigen Lehrgegenftänden ſtellt fi ſich 

die ‚Religionslehre als das wichtigſte Mittel zur Erreichung. des Hauptzweckes 
alter Schulanſtalten dar. Sie ift die Grundjage aller Volksſchulen. 
i In ber Religion ertheilt der Schullehrer vder Affiftent den Kindern feis 
ner Confeffion Unterricht; für den Religionsuntetricht derjenigen die Schule 
befuchenden Kinder, welche keinen Lehrer ihres Bekenntniſſes haben, muß ber 
Pfarrer des Ortes, wo fie eingepfartt find, forgem, 

Sollte bies in befondern Fälfen, wegen zu großer Entlegemheit der Orte, 
nicht möglich ſeyn; fo muß buch Beſtellung eines Religionslehrers, oder 
auf andere Weife für ben Religionsunterricht der Kinder geforgt werden. 

Der eigentliche confeffionelle Religionsunterriht gehört audſchließlich zu 
bem Gefchäftskreife der Geiftlichen. 

Ueber die bei den "Kicchenvifitationen vorzunehmenden Prüfungen ber 
Kinder in der Religion, wird durch die betreffenden kirchlichen Behörden nds 
here Beftimmung erfolgen, wonach ſolche Prüfungen in Gegenwart des Geift: 
lichen und des Kischenvorftandes vorzunehmen find. 

e & hrbuͤcher. 

Art. 26. Der Oberſchultath beſtimmt, nach dem Vorſchlage der Be⸗ 
zirksſchultommiſſionen, die in den Schulen zu gebrauchenden Lehrbücher, 
Schuitabellen, Vorſchriften ꝛc. Allgemeine Anordnungen wegen Einführung 
von Lehr: und Lefebüchern in allen Schulen bes —— koͤnnen 
nur mit Genehmigung des Miniſteriums des Innern und der Juſtiz von 
dem Oberſchulrathe getroffen werden. 

Die Beſtimmung der für den Religionsunterricht zu waͤhlenden Lehr 
bücher gehört, unter der Aufſicht Unſeres Minifteriums des Innern und der 
Suftiz, zum Reſſort der Eirchlichen Behörden, 

Deren Anfhaffung, befonders für Arme. 

: Hr. 27. Die eltern find verbunden, ihren Kindern die nothmenbis 
gen Lehrbücher anzufchaffen. Xeiften fie diefer Verbindlichkeit nicht Genuͤge; 
fo. koͤnnen, mit Ermächtigung des Kreisrathes und beziehungsmweife der Pros 
vinziafdirection zu Mainz, den ‚Kindern bie erforderlichen Buͤcher aus der 
Gemeindekaſſe angeſchafft, und die dadurch entſtehenden Koften von den Ael⸗ 
tern wieder erhoben, und der Gemeindekaſſe erſetzt werben, — 
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Damit jedoch Armuth der Aeltern kein Hinderniß der Bildung ihrer 
Kinder werde;. ſollen für bie aͤrmeren Kinder die noͤthigen Schulbücher, wenn 
nicht eigene und zwar hinlängliche Armen: oder Stiftungsfonds vorhanden 
find, aus Gemeindemitteln, namentlid) aus. ben: oben bemerkten — 
geldern, angeſchafft werden. 

Mitwirkung des Lehrers bei der — 

Art. 28. Da dem Lehrer, naͤchſt der Familie, weicher das Kind ans 
gehoͤtt, der wichtige Beruf anvertraut ift, daſſelbe zu einem frommen und 
tüchtigen Menfchen heranzubildenz fo ift den Schullehrern die Erziehungss 

pflicht mit uͤbertragen, damit fie durch Unterricht, Beifpiel und Liebe, durch 
freundſchaftliches Benehmen mit den Aeltetn, und, wenn dies nicht hinreicht, 
durch Ernft das Mangelhafte der häuslichen ° Erziehung. erfegen, und das 
Zehlerhafte nach Kräften verbeſſern. | 
Induſtrieſchulen. 

Art. 29. In Beziehung auf die in einyenen Gemeinden beftehenden 
ober noch zu errichtenden Induſtrieſchulen, in welchen den Kindern gewiſſe 
mechamifche Fertigkeiten, und zwar den Knaben in der Baum: und Gartens 
zucht, den Mädchen aber im Spinnen, Nähen, Striden und Sticken, beis 
gebracht werden, find folgende Gefichtspuntte zu beachten: 

‘ 3) Die Zeit zu dieſem Unterrichte ift fo zu wählen, daß er ben eigentfis 
chen literarifhen Unterricht nicht hindert. 

b) Bietet das vorhandene Schulhaus feinen ſchicklichen Raum’ zu dieſem 
Unterrichte dar; ſo hat die Gemeinde für ein angemefjened Local und 
deſſen Heizung zu forgen. 

c) Da; wo biefer Unterricht ertheilt uk, iſt, wo möglich, und naments 
lich, wenn es die Kräfte ber Gemeinden erlauben, ein Stüdchen Gelb 
für den landwirthfchaftlihen Unterricht der Knaben einzuräumen. 

d) Das rohe Material zum weiblichen Unterrichte bringen die Schülerine 
nen mit, ober erhalten es, im Falle der Unvermögenheit, auf Vorſchuß 
von der Gemeinde. 

Fünfter Abſchnitt. 
Bon ber. Schulzeit. 
Stundenzahl des Unterrichts, 

Art. 30. In dem. Städten wirb, die Ferien und Erhohlungstage ab» 
gerechnet, das ganze Jahr hinduch, im Sommer, wie im Winter, Schule 
gehalten. Auf dem flachen Lande aber hat der Oberſchulrath die Zahl der 
Stunden, an welchen fowohl Sommers, ald Winters Unterricht ertheilt wer 
ben foll, nady den örtlichen Berhättniffen zu beflimmen. Es gilt jedoch als 
allgemeine Regel, daß ein Lehrer an einem Tage nicht über ſechs Stunden 
Unterricht ertheilen fol. Dem Oberfchulrathe bleibt es ebenfalls vorbehalten, 
zu bejtimmen, wenn die Sommer: oder Winterfehule ihren Anfang nehmen 
fol. Die Tageszeit, an welcher der Unterricht beginnen oder enden foll, ift 
an jedem Drte, unter Berudfihtigung der Localverhältniffe, von dem 
Schulvorftande feftzufegen. Ä 

Serien. 

Art. 31. Im Beziehung auf die größeren Ferien behält es bei dem 
bisherigen Herfommen und ben deffalls beftehenden Einrichtungen fo lange 
fein Bewenden, als der Oberſchulrath nicht nähere Beftimmungen hierüber, 
mit Beruͤckſichtigung der Localverhältniffe, triff. Im keinem Falle fol der 
Unterricht länger, Als vier Wochen bei einzelnen Ferien ausgefegt bleiben, 

Kleinere Ferien werden. an den höheren Feſten, und zwar. von Weih— 
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nachten bis zum zweiten Januar und * Donnerstage vor Oſtern bis zum 
Sonntage nach Oſtern, verſtattet. 

Am Laufe des ganzen Jahres bürfen bie Serien zuſammen — 
pn über acht Wochen betragen. 


Ruheta 
Act. 32. bleibt ber Schulunterricht an allen Som: 


Geiertugen ausgefe 
—— —— — ſind in der Regel am. Mittwoch und Senabend 
—— Sechster Abſchnitt. J 
Von der Schulzucht. 
| Schulgeſetze. 

Art. 33 Jeder Lehrer hat bie von dem Dperfehutenthe — wer⸗ 
denden Vorfchriften Über die in der Schule zu beobachtende Ordnung, fo. wie 
den vom dem Ortsſchulvorſtande gepruͤften und von der Bezirksſchuicommiſ⸗ 
fion genehmigten — und Lectiousplan in ſeiner Schule amuheſten. 

Gottesdienſt. 

Art. 34 Bei — dienſie im der gieche dem die Kinder bei 
zuwohnen haben befinden, sr man unter der Aufſicht ihres Lehters 
1 A IT 

Her, 35. Die Schulprüfungen, er Beurtheilung des Wache; 
thumes der Kenntniffe der Kinder. und als ein vorzuͤglich wirkſames Mittel 
zur Anregung ber Thaͤtigkeit dee Lehrer ‚und, Schliler als unumgänglich nöthig: 
erſcheinen, ſind entweder Öffentliche; oder Pripatpruͤſungen ° in. 

Jene, welche zugleich den. Zwech haben,.die Aeliern von den. Foutfeeft; 
ten der Kinder in ‚genauer Kenntniß zu erhalten, werben. jährlic einmal, 
zwiſchen Oſtern und Pfi ngften, ‚öffentlich, in Gegenwart, des Schumworftan: 
bes, der ‚von diefem hierzu eingeladenen Aeltern, Bormünder und Dienſtherr⸗ 
fhaften und- fonfliger fich etwa dabei einfindenden Schuffteunde, gehalten. 

Da, wo mit bdiefer Prüfung zugleich die Entlaſſung aus der: Schule 
verbunden ift, muß diefe möglichft feierlich geſchehen, und dev Lehrer wird 
biefe Gelegenheit benugen, um geeignete. Ermahnungen, ‚welche, bei diefer 
Veranlaſſung gemacht, oft lebenslang haften; eintreten zu laffen, ‚Die Pri⸗ 
vatprüfungen werden vom dem Lehrer ſelbſt, von den geiftlichen Mitgliedern 
der Schulvorftände oder Mitgliedern ber als[Skaremiiene ner dem 
Oberfchulrathe vorgenommen. tar. © gr > uf 

Berbienftfcheine us Sitten⸗ und Feeiftäbellen. 

Art. 36. . Meber die Aufführung, ‚fo wie bie, Forts und Rückfepitte 
der Kinder, haben. die Lehrer nicht. allein periodiſche, von-ben Kindern den 
Aeltern ıc. abzugebende Berdienftfcheine audzuftelfen ‚-. ſondern auch ‚darüber 
befondere Tabellen zu führen, welche bei den Viſitationen vorujeigen find. 

Belohnungen. 

- Urt: 37. Kinder, welche ſich durch Sittfichkeit, Folgſamteit und Fleiß 
BR ich önnen von dem Lehrer durch Belobung in ber Schule, dur 
Hinauffegen auf einen höheren Plag u. dal., fo wie auch, wenn befondere 
Fonds vorhanden fi find ober die‘ Gemeinde bie Mittel dazu befigt, durch Preife 
belohnt werden. 

Im letzzteren Falle worden ſowohl die Preiſe, als die Kinder, welche ſie 
erhalten ſollen, von dem Schulvorſtande auf den Antrag des Lehrers beſtimmt, 
und jene von dem Lehrer in einer oͤffentlichen Pruͤfung vertheilt. 

Der Lehrer hat, bei Belohnungen von Kindern im Allgemeinen und 
insbeſondere bei ſeinen Antraͤgen auf DEREN mit der größten Ge: 
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wiſſenhaftigkeit und Unparteilichkeit zu verfahren und. zugleich auch Alles w 
vermeiden, werde die Eitelkeit der > — werden koͤnnte. ji: 
ESStrafe 

Art. 38. Wenn der Lehrer ſich J bie, Nothwenbigkeit. verſetzt ſieht 
Kinder wegen Traͤgheit, Unſittlichkeit oder Unfolgſamkeit zu ſtrafen; fo wird 
er. jeden Schein von Willkuͤht und! Parteilichkeit vermeiden, die‘ Strafen nur 
fparfam, nad) vergeblichen fanfteren Beſſerungsverſuchen und ohne Leiden⸗ 
ſchaft vollziehen, und nur ſolche mit der Schuld im Verhaͤltuiſſe ſtehende 
Strafen waͤhlen, welche nicht zugleich, mit dem. Uebel die Keime ded Guten, 
z. B. Ehrgefühl und Schamhaftigkeit‘, zerftören. 

Insbeſondere koͤrperliche Strafen. 

Art. 39. Bleiben Beff erungsderſuche und gelindere Strafen, nament 
lich ernſter Tadel, Burtkbehäften Ar’ der Schule nach beendigter Schulzeit, 
Ausſchließung des Kndes von den Erhohlungsſpielen der- übrigen Kinder tt, 
fenchtlos, und liegt einer zu beftrifenden Handlung Berftodtheit, Bosheit 
Schadenfteude, "Troy, Edit: eine eingewurzelte Gewohnheit zu Grunde; fo iſt 
* Lehrer, ſelbſt koͤrperliche Strafen anzuwenden berechtigt, 

Bedeutendere koͤrpetliche Zuͤchtigungen "aber koͤnnen nur nach vorausge⸗ 
— Anzeige bel dein Schulbotſtande und nnach vorher burch dieſen ers 
folgter Benachrichtigung der Arten, in Segenwgt eines Mitgliedes des 

des ) vollzogen werden 33 
Dem Oberſchutrathe bleibt es abeaaſſen ve At ber Boilichung koͤr⸗ 
perlicher Strafen genauer zu beftinimen. Ä 

Der Lehrer F ein beſonderes Büch⸗ zu’ Fü, in meicjem te. w 'yoiß 
zogen körperlichen Strafen und deren Inlaffung notirt. — 

“ Die von dem Schullehret abzulegenbe Recenfhaft. 

> #0, -Umi di höheren Schufdehötder mit den Leiſtungen det * 
rer unbe dem Züftinde der Schulen genau bekannt zu machen, hat jeder Schule‘ 
lehret vierzehn Tage vor dem Schluſſe der Winterſchule einen Bericht dern 
—_— zu übergeben. Dieſer hat folgende‘ Gegenftände zu umfaffen: 
r die Zahl der die Schule" befüchenden Kinder; 
| ob und mie. biele' Schtilderfäuntniffe in * ‚Laufe des verfloſſenen 

Jahres Statt gefunden habenz - 
m 8) DR ſutliche Aufführung der Kinder, und ob ‚ber Lehrer ſtaͤrkere Stra⸗ 
nfen anzuwenden genoͤthigt märz 

4) die Fortfchritte der Kinder im ‚Algemeinen und in jedem Be 

_  Unterrichtsgegenftande; " ' 

By wie weit der Lehrer in jedem detfelben gekommen tft; | 
6) vob die Schüle Bedürfniffe an kehrmitteln oder Fofigen Gegen 
2den Bay’ endlich: Find 

N —— Berichte einige vandſchetten don’ Kindern jedes: Altets bei⸗ 

zulegen. 

Der Schulvorſtand uͤberſchict dieſen Bericht ber ee ion. 

Sitiebenter Abfhnitt | 

Von dem Schulgehalte und ben Schulwohnungen. 

Beftreitung ber Koften des Schulunterrichts im Allgemeinen, i 

Are 41, Die Beſtreitung der Koſten ded Öffentlichen Unterrichts in 
ben Volksſchulen im Allgemeinen ift, wenn nicht ein befonderer und genüs 
gender Fond, oder eine auf einem befonderen Rechtstitel beruhende Werbinds 
lichteit vorhanden ift, nach ben deßfalls vorliegenden gefeglichen Beſtimmun⸗ 
gen, Obliegenheit der Gemeinden 


ap 
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Verpflichtung zur Beſoldung bes Lehrers, 
Art. 42, Insbeſondere ift die Unterhaltung ıdes Lehrers und bie S 
cherung feines Einkommens, unter der im Art. 41. angegebenen Voraus⸗ 
fegung , Obtiegenheit der Gemeinde. | — 
E.cthalten Gemeinden, welche bisher zur Schule eines anderen Ortes ges 
hörten, die Anftellung eigener Schullehrer; fo hören deren. Beiträge zum 
Gehalte des bisherigen gemeinſchaftlichen Lehrers auf. Dem zur Zeit ber 
Trennung vorhandenen Lehrer aber, welcher hierdurd an feiner Einnahme 
gefchmälert wird, if, fo.lange er am Dienfte ift, dasjenige, worauf, er ver 
möge feiner Anftellung ein gegründetes Recht hatte, fort zu entrichten, 
— | Schulgeld. „ia ot 
Art. 23. Im denjenigen Orten, wo das von dem eltern: tc ‚der die 
Schule befuchenden Kinder aufzubringende Schulgeld einen ‚Theil des. Ein: 
Eommend des. Lehrers bildet, ſoll daffelbe, damit nicht der Sch durch 
deſſen Erhebung an ſeinem Lehrgeſchaͤfte gehindert werde, oder mit Ael⸗ 
tern der ‚feinem Unterrichte anvertrauten Kinder im: unangenehme Beruͤhrun⸗ 
komme, . . 2 .} 
“.. 8) auf die von ben betreffenden Schullehrern einzureichenden, von den 
Ortspfarrern und Bürgermeiftern zu beglambigenden, Verjeichniſſe der 
Schulkinder von dem Gemeinderinnehmer erhoben, in. der Gemeinde⸗ 
kaſſe vereinnahmt und aus diefer an den Schultehrer abgeliefert werden. 
: Wo in bedeutendern Städten befondere Einrichtungen wegm Ev 
hebung des Schulgeldes bereit6 getroffen find, behaͤlt es beĩ ſolchen 
fein Berbleiben. 
b) Alle Aeltern, deren Kinder die Schulen: befuchen, ſollen ohne Unter 
ſchied das Schulgeld in gleihem Betrage entricheen. 
e) Nur für diejenigen, welche als unvermögend erkannt find, findet eine 
gänzliche oder theilweife Befreiung von ————— des Schulgeldes 
Statt, Für dieſe ſoll ſolches, in Ermangelung ſtiftungsmaͤßiger und 
zureichender Fonds, aus Gemeinheitsmitteln, und zwar unabgekuͤrzt 
und ohne Unterſchied der Religion, bezahlt werden. 
Schulholz. et DR 
Art. 4. Die Heizung der. Schuiftube ift dev Regel nach (Art. 41.) 
Obliegenheit der Gemeinde, . og 6 cn 
Inſoweit die, durch die allgemeine. Schulordnung vom 22.Oetobet 
18277 bereits aufgehobene, Einrichtung, daß das hierzu erforderliche Holz durch 
die Kinder felbft, unter der Benennung von Schuifcheitetn, beigetragen werde, 
noch an einzelnen Orten beftehen follte, ift diefer Mißbrauch alsbald abzuftel: 
len und dafür zu forgen, daß entweder ‚das erforderliche, Brennmaterial aus 
dem zur Suftentation der Schule beſtimmten Fonds an bie Schule abgelies 
fert, ober die bisher von den Kindern zufammengetragenen Schulfcheiter: in 
ein angemefjnes, wie das Schulgeld zu erhebendes, Holzgeld verwandelt werben. 
Da die bisherigen Schulfcheiter nicht allein den Bedarf des Lehrzim⸗ 
mers, fondern auch zum Theil jenen des Schullchrers zu befriedigen beſtimmt 
waren; fo: fol. bei der ebem verordneten Entfchädigung ‚des Schullehrere nicht 
allein das Bedürfnik der Schulftube, fondern der Geſanmntbetrag der bishet 
zufammengebrachten Schulfcyeitee zum Maaßſtabe gensmmen werden, a 
Wandeltiſch. 
Att. 45. Da, wo, der Beſtimmung der Schulordnung vom 22; Oct. 
1527 ungeachtet, der den Schullehter erniedrigende Gebrauch, daß diefer die 
Koft abwechſelnd von Haus zu Haus erhält, beftehen follte, werden bie 
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Schulbehoͤrden für deſſen Abſchaffung und eine angemeſſene Entſchaͤdigung 
des Lehrers Sorge tragen. 


Srobabgaben ıc. 

Auch da, wo ber nicht minder nachtheilige Gebrauch befteht, daß den 
Schullehrern von den Aeltern der fhulpflichtigen Kinder Victualien, nament: 
lich Brod, unter dem Namen Feft:, Leihen: und Glockenbrod, abgegeben 
werden, haben die Schulbehörden dafür zu forgen, daß diefe Naturalabgaben 
in angemefjene ftändige Natural: oder Geldabgaben verwandelt werden. 

Verfahren bei Verwandlung der Schulfcheiter ze. in ftändige Präftationen. 

Art. 46. Die Verträge, welche in Beziehung auf die nad) Art. 44. 
und 45. vorzunehmenden Verwandlungen abgeſchloſſen werden, unterliegen 
der Genehmigung des Kreisrathes, 

Kommt eine Uebereinkunft nicht zu Stande; fo entfcheidet der Kreiscath, 
vorbehaltlich des Recurſes an das Minifterium bes Innern und der Juſtiz, 
auf det Grund einer Abſchaͤtzung durch drei Zaratoren, wovon ber eine von 
dem Schüullehrer, oder, wenn eine Schulftelle erledigt und noch nicht definis 
tiv wieder befegt ift, von dem vorfigenden Mitgliede des Schulvorftandes, 
Mamens ber Schule,’ der andere von dem Bürgermeifter, Mamens der Ge: 
meinde, und ber dritte von dem Kreisrathe aus Mitgliedern einer nicht be 
theiligten ‚Gemeinde zu beftimmen: ift. Ä 

In ſo weit an die Stelle ſolcher unftändigen Leiftungen ftändige, von 
Einzelnen zu leiftende, Geld» oder Naturalpräftationen treten, find ſolche auf 
gleiche Weife, wie das Schulgeld, zu erheben und an ben Lehrer abzuliefern. 

Schulmohnungen. 

Art, 47. Unter ber im Art. 41. angegebenen Vorausfegung find bie 
Gemeinden verpflichtet, für ein den Bedürfniffen der Schule entſprechendes 
Schullocal, für die Wohnung des Lehrers und für bie dem etwa vorhandes 
nen Schulgute entfprechenden Deconomiegebäube zu forgen. 

Mo eigene Schulhäufer noch zur Zeit nicht vorhanden find, haben bie 
Gemeinden ein für das Lehrzimmer und die Wohnung des Lehrers ſchickliches 
Kocal zu miethen. 

Art. 48. Wenn Gemeinden, welche bisher zu einer anderen Schule 
geſchlagen waren, eigene. Schulen erhalten; fo hören, mit der. Aufgabe ihrer 
Mechte, zugleich deren Leiftungen und Beiträge zu dem Baue und zu ber 
Unterhaltung ber bisherigen Schule. auf. 

. Bauvorfhriften. 

Art. 49, Bei Anlage neuer Schulhäufer find hauptſaͤchlich folgende 
Vorfchriften zu beobachten: ' 

Diefelben follen von Bruch» oder Badfteinen aufgeführt werden; bie 
Schulftube darf in Eeinem Falle zur Wohnung des Lehrers dienen; erflere 
muß hinlaͤngliches Licht und einen für die Zahl der die Schule beſuchenden 
Kinder zureichenden Raum haben; es gilt hierbei als allgemeine Norm, daß 
für das Lehrzimmer, nach Abzug des für die Gänge nöthigen Raumes, auf 
jedes Kind eine Fläche von vier Quadratfhuhen gerechnet wird, und daß die 
Höhe nicht unter zwölf Schuhen beträgt; Stallung und Deconomiegebäude 
ſollen möglichft von dem Haupthaufe getrennt feyn; endlich foll, wenn es die 
Dertlichkeit erlaubt, bei dein Haufe ſich ein Heiner Hausgarten befinden. 

. Schulgeraͤthſchaften. 

Art. 50. Zu Anſchaffung der erforderlichen Schulgeraͤthſchaften an 
Tiſchen, Baͤnken, ſchwarzen Tafeln, Tabellen, Wandfibeln und Landkarten, 
fo wie zum Ausweißen des Lehrzimmers, was jaͤhtlich wenigſtens "einmal, 
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am paffendften während. der: Ernteferien, geſchehen muß, haben die Gemein⸗ 
den, in. Ermangelung eigener. und genügender Fonds, die Verpflichtung. 

Fur die Reinhaltung  derfelden hat der Schullehrer und, wenn diefer “ 
— der — auf Koſten des Lehrers, zu ſoegen. 


Achter Abſchnitt. 


Von der Bildung der Kinder in anderen Anſtalten, als dent 
Volksſchulen, und von dem Unterrichte der Mennoniten 
und Juden. 

‚Höhere Bildung der Kinder. . . 

Art. 51. Diejenigen Aeltern oder Vormuͤnder, "welche eine höhere Bip 
dung ihrer Kinder ‚oder Pflegebefohlenen bezweden, als fie in den Volksſchu⸗ 
len erhalten fönnen, und fie daher, in einer höheren öffentlichen oder Privats 
bildungsanftalt, oder durch einen Privatlehrer unterrichten laffen, find von 
der Verbindlichkeit, ihre Kinder in die Dee zu ſchicken und das — 
geld zu entrichten, frei, 1 

Elementarunterricht der Kinder duch Privatlehrer. 

Art. 52. Wenn Aeltern oder Vormünder zwar die im At, 51. ER 
merkte Abſicht ‚nicht haben, dennoch aber wünfchen, ihren Kindern Privatleh⸗ 
ter zu Ertheilung des Elementarunterrichtes halten ‚zu: koͤnnen; ſo iſt erfor⸗ 
derlich, daß ein ſolcher Privatlehrer vorerſt ſich uͤber ſeine Kenntniſſe und 
ſonſt ige, zut Ertheilung des Unterrithtes ‚erforderliche Eigenſchaften «ausmweife, - 
worauf, nach Befund der Sache, die Ausnahme vom Beſuche der oͤffentli⸗ 
hen Schule von der Bezirksſchulcommiſſion . geftattet werden kann. Solche 
Aeltern bleiben jedoch zut Entrichtung des. Schulgeldes ꝛc., welches von ben 
Mitgliedern der Schulgemeinde, zu der ſie — gehören, zu —⸗ | 


ift, verbunden, 
Nebenſchulen und Yeivaterzichungsanftalten. 

Art;,53. :Die Unternehmen von Privatelementtatunterrichtanftaften for 
wohl, als auch die bei denfelben anzuftellenden Lehrer, haben um die Erlaub⸗ 
nis, zur Errichtung ihrer Inſtitute oder zur. Anftellung bei denfelben, bei 
dem Oberfchulrathe nachzuſuchen und fi zu dem Ende der Prüfung zu uns 
terwerfen. Es ift aber bie Erlaubniß aus Gründung folcher — — 
ſtets —— | 

unterricht * Mennoniten, Wiedertäufer x 

Art. 54 Die Mitglieder befönderer Secten der chriſtlichen Region, 
welchen die Ausuͤbung ihres Gottesdienftes in dem Großherzogthume geſtattet 
ift (Mennoniten, Wiedertäufer 2c.), find verpflichtet, ihre, Kinder die oͤffent⸗ 
lich angeordneten Volksſchulen befuchen zu laffen und an dem darin ertheilt 
werdenden Unterrichte, mit "Ausnahme des Weligionsunterrichtes , wothrend 
welches ſich die Kinder entfernen koͤnnen, Theil nehmen zu laſſen. 

Wollen aber 'diefelben ‚eigene: Schulen errichten; ſo finden auf diefe — 
die von der Staatsregierung anzuſtellenden Lehrer die fuͤr die oͤffentlichen Volks⸗ 
ſchuten uͤberhaupt beſtehenden Anordnungen volle Anwendung. 

unterricht der Juden. 

Art: 656. Die Bekenner der moſaiſchen Religion find — fie 
nicht eigene: Elementarfhulen. haben, verpflichtet, :ihre Kinder zum Befuche 
ber öffentlich‘ angeordneten.» chriftlichen Schulen anzuhalten und an dem in 
denfelben ertheilt werdenden ‚Unterrichte, mit Ausnahme des Religiensunters 
richtes, während weiches: die ‚Kinder: aus ber Schule ſich entfernen koͤnnen, 
Theil nehmen zu laſſen. 

Errichten ge ifraelitifchen Eimsehu, nad) ben Beſtimungen des 
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Ebictes vom 17. Julius 1823, eigene Schulen; ſo finden auf biefe alle, 
für die öffentlichen Schulen beftehende Anordnungen volle Anwendung. Ines 
befondere bleibt e8, was den Gehalt folcher, an: ifraelitifchen, vorſchriftsmaͤ⸗ 
Fig organiſirten, Volksſchulen angeftellten Lehrer beteifft,. bei der Beitimmung, 
daß die Juden mit ihren Schullehrern wegen des Einkommens und der 
efoldung weder Privasverträge abfchliegen, noch viel weniger fie nach Guts 
Imten wieder verabfchledeh koͤnnen, ſondern es foll in ſoichen Faͤllen, nach 
Vethaͤltniß der Arbeit, für den Lehrer eine angemeſſene Beſoldung, nebft der 
Art und Weiſe, wie ſolche unter den Glliedern der juͤdiſchen Gemeinde zu 
erheben ſey, feſtgeſetzt, den Schullehrern eine, ihre Competenz regulirende 
Inſtruction ertheilt und ihr ganzes Dienſtverhaͤltniß auch in dieſer Hinſicht 
unter die Aufſicht der betreffenden Staatsbehoͤrde geſtellt werden. 
Zweite Abtheilung. 
Von den zur Leitung der Schulen angeordneten Behoͤrden. | 
Art. 56. Die Leitung und — DE de ee ift fol 
genden Behörden übertragen: — 
1) deu Ortsſchulborſtaͤnden; 
2) den Bezitksſchulcommiſſtionen und bertehungäweile den Suiten, im 
bee Provinz Rheinheffen der Provimpialbirection ; jet 
3) dem Oberfchulrathe; 

4) dem Minifterium des Innern und ber Juſtiz. 

Art, 57. Die Auffihe über den .in den Volksſchulen ertheilt werden⸗ 
den Religionsunterricht ſteht den betreffenden: Eicchlichen Behörden, unter der 
oberiten Aufficht bes: Minifteriums des Innern und der Juſtiz, zu. Die 
Schulbe hoͤrden find. jedoch. verpflichtet, wenn fie. in Beziehung auf Ertheilung 
des Religionsunterrichte Anftände oder gar Mißbräuche entdeden, zu bevem 
Remedur fi) mit den lichen Behörden zu benehmen, oder, nad) Um= 
ftänden, Bericht. am: das MRiniiniem: des Innern und der nd zu er⸗ 


— 
Erſter Abfchnitt. 
| Von den Dresfhulvorftänden. 
Ortsſchulvorſtand, beffen Bildung. 

Art 58, Die Auffiht Über die Schule — Ortes ſteht dem Orts⸗ 
ſchulvorſtande zu. Derſelbe beſteht aus dem oder den Ortsgeiſtlichen, dem 
Buͤrgermeiſter und einigen, in der Regel zwei, Gemeindegliedern. Die Orts⸗ 
geiſtlichen und der. Bürgermeifter find die ſtaͤndigen, die Anderen die unftäns 
von Mitglieder ” Schulvorftandes. 

nftänbige Mitglieder bes Schrloorſtandes. 

Art. 59. Die unftändigen Mitglieder des Schulvorftandes werden in 
der Art ernannt, daß der Geiftliche und Buͤrgermeiſter vier rechtfchaffene,; 
einfichtsvolle Familienväten: aus derSchulgemeinde der Bezirksfchulcommiffion 
vorfchlagen, welche daraus die zwei Mitglieder dee Schulvorftandes DARIN. 

" Austritt ber unftändigen Mitglieder. 
Art. 60. Von ſechs zu ſechs Jahren treten die unſtaͤndigen Mitglie⸗ 
der des Schulvotſtandes aus; fie koͤnnen jedoch wieder ernannt” werden. 
ODrtsſchulborſtand in Gemeinden, wo Gonfeſſionsſchulen beſtehen. 
Art 61. Sind an einem Orte mehrere) GSonfeffionsfchulen von einer 
Gonfeffton vorhanden; fo haben diefelben nur einen: Schufoorftand. 
'. „Befinden ſich an einenw Drte, wo eine oder mehrere Confeſſi onsſchulen 
beſtehen, mehr als ein Geiſtlicher von der Confeffion. m. ——— * ſind 
fie ſaͤmmtlich Mitglieber des Schulvorſtandes * 
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An Otten, wo mehrere: Schuloörftände für verſchiedene Eonfeſſionsſchu⸗ 
len — ſind, iſt der Buͤrgermeiſter Mitglied der ſaͤmmtlichen Schul⸗ 
vor nde 

Die unftänbigen Mitglieder der Schulvotſtaͤnde fuͤt Confefftonsfchulen 
müffen ftets der Confeffion, für welche die Schule beſteht, angehören. ) 

— Orteſchulvorſtand in Gemeinden, wo Gemeindeſchulen beſtehen. 

Art, 62. In den Gemeinden, im welchen Gemeindeſchulen beſtehen, 
find die ſaͤmmtllchen Geiſtlichen derjenigen chriſtlichen Reltgionsgenoffenfchafs 
ten, welche bafetbft einen : regelmaͤßigen Gottesd dienſt haben, Mitglieder der 
Ortsfhufvorftäde. 

Bon den beiden unftändigen Mitgliedern des Schulvorftandes muß bef 
Gemeindeſchulen das eine ‚Mitglied der Confeffion de ‚einen Theiles, und 
dus andere Mitglieb der Confeffion des andern Iheiles det Gemeinde anges 
bören., Beſteht die Gemeindeſchule für die drei chriſtlichen Gonfeffionen; . ſo 
muß ’aus, jeder derſelben ein unſtaͤndiges Mitglied des Schulvorſtandes ges 
wählt, un daher in diefem Halle zwei Gemeindeglieder aus jeder Confeſ⸗ 
fion, zufanimen alfo ſechs Mitglieder, der Bezirksſchulcommiſſion, zum Yes 
hufe ber Ernennung von drei. Mitgliedern, von dem Pfarter und Bürgers 
meifter vorgefhlagen werben. 

Schulvorſtand für mehrere Gemeinden "einer RER ER, 

Art. 63, Sind miehrere Gemeinden zu einer Bürgermeifterei vereinigt; 
ſo tönnen fie einen gemeinfchaftlihen Schulvorſtand bilden. In dieſem 
Falle muß aber, außer dem Buͤrgermeiſter, ats ſtaͤndigem Mitgliede, aus 
jeder der betheiligten Gemeinden ein unſtaͤndiges Mitglied in dem Schulvor⸗ 
ſtande ſich befinden. Bei: einer Communalſchule für mehrere Gemeinden muß, 
nah Maaßgabe des Ark, 2., jede. Confeffion in den —n — 
durch ein unſtaͤndiges Mitglied vertreten ſeyn. 
“0: Bei mehreren Buͤtgermeiſtereien einer Schulgemeinde. 

Art. Fi ehören mehrere Buͤrgermeiſtetelen zu einer S le; fo find 
* ſaͤmmtlich hen ürgermeifter, ber Schulgemieinde ftändige itglisber dee 
chulborſtandes, und es gilt auch hierbei in Anfehung der wuahlan Mit⸗ 


eine bie Veñinmung des Art. 63, | 
: Borfigendes Mitglied des Orlaſchrivorſtandes. f 
Wet, 65. Der Borfig in dem Drtsfchulvorftande fteht dem: Gaſtuichen 
zu. Befinden ſich mehrere Geiſtliche von einer Confeſſion in dem Schul⸗ 
vorſtande; fo führt: der erſte Geiſtliche den Vorſitz. Befinden ſich Geiſtliche 
von verſchiedenen Confeſſionen darin; ſo wechſelt von Jahr zu Jahr beim 
Beginnen der Sommerſchule der Vorſitz zwiſchen den (tſten) Geiſtlichen der 
verſchiedenen Confeſſionen. 
Beſondere Beſtimmung über die Schulvorſtaͤnde in größeren Staͤbten. 
Art. 66. Im größeren Städten, wo mehr als vier Schulen beſtehen, 
werden bie vorfigenden Mitglieder: dee Schulvorſtaͤnde, welche dafelbft, außer 
ben betreffenden: Geiftfichen-und Buͤegermeiſtern/ aus: mehr als zwei, jedoch 
nicht mehr als neun, den verfchiedenen Confeſſionen angehörenden, unjtändi: 
gen Mitgliedern beſtehen Fönnen, von. dem Oberfchulrathe beftinmmt. 
Dermalige Mitglieder der bereits beftehenben Schulvorſtaͤnde 
Art. 67. Die bermalen vorhandenen Mitglieder der bereits beftehenden 
Shutörftindd bleiben in Dienſtthaͤtigkeitz es find jedoch diefe da, wo fie die 
in den vorſtehenden Art. 58 10, ‚bemerkte: Einrichtung noch nicht haben, ba= 
nach zu organifiren. Die Beflimmumgen des Art. 60: finden auf: die der⸗ 
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— vorhandenen unſtaͤndigen Ritzueder der — von dem 
Tage ihrer Ernennung an, A Ä 
Unentgeldliche Beratung. 

Art. 68. Das Amt “eines - Mitgliedes des "Schiporfiunbe 12 ein 
Ehrenamt, und wird unentgeldlich verwalttee. Ä 
Borausfegungen zur. Gültigkeit eines Befluffes des —* — 

Art. 69. Zur Gültigkeit einer Berathung bes ie ift 
——— daß alle Mitglieder deſſelben dazu eingeladen waren, und, außer 
dem vorſihenden Geiſtlichen, wenigſten⸗ zwei Drittheile, der übrigen Mitglie: 
der an der Berathung Theil genommen, und das darüber weht 


unterfhhrieben haben. | 
Wirkungskreis des Schulvorſtandes. Bere 
& ne 70, Der Witkungskreis des Schulvotſtandes uinfipt hieme 
eſchaͤfte: 

1) Vollziehung und Ueberwachung der Befolgung der uͤber das Schul⸗ 
weſen erlaſſenen oder noch erfolgenden Anordnungen, ſowohl von Sei⸗ 
ten der Lehrer, als der Aeltern der ſchulpflichtigen Kinder; Aufzeich⸗ 
nung der Strafanfäge, in den‘ von den Lehrern ihnen uͤbergebenen 
Verjeichniſſen über Schulvelfäumniffe und deren Einfendung an bie 
a pre ion; Dertpeltung der eingehenden. ee) nach 
Maaßgabe des Art 21: 

Mitaufſicht — Verwaltung des Säyutvermägens; befonbere Säftun- 
2... gem für ‚die Schulen-und die Schulgebäude; Sorge fuͤr Befriedigung 
‚dee Bebürfniffe der Schule aus der Gemeindetaſſe/ oder anderen dazu 

verpflichteten Fondẽ. nu 

9) Aufſicht über die in der Gemeinde vorhandenen‘ Privatelementarunters 
richtsanftalten, und. bie’ in ber Gemeinde ſ — he 
candidaten. 

Schulvorftand in Gemeinden, wo —— ꝛc. ober Sfracliten eigene Sfenttide 
Elcmentarfchulen haben. 

Art. 71. Im denjenigen Gemeinden, wo Mennoniten ıc. oder Iſrae⸗ 
liten eigene öffentliche Clementarſchulen * (Art. 54 und 55.), ſtehen 
diefe unter der Aufſicht des betreffenden Ortsfhulvorftandes, welchem jedoch 
zur Theilnahme an den Berathungen uͤber Angelegenheiten ſolcher Schulen 
ein, auf den Borfchlag der beiden ſtaͤndigen Mitglieder des’ Ortsſchulvorſtan⸗ 
des von der Bezirksſ chulcommiſſion ernanntes, Mitglied ſolcher Religionsge⸗ 
meinden beizugeben iſt. 

In Gemeinden, wo verſchiedene Confeſſi onoſchulen und derſchiedene 
Schulvorſtaͤnde vorhanden ſind, werden fuͤr die Schulen der bemerkten Reli⸗ 
gionsgemeinden eigene Schulvorſtaͤnde in der Art gebildet, daß dieſelben aus 
den verſchiedenen Geiſtlichen, dem Buͤrgermeiſter und zwei auf gleiche Weiſe, 
wie die unſtaͤndigen Mitglieder der re R ernannten ar 
der aaa Religionsgemeinden beſtehen. | * 

4. : Bwerter Kofhnttt- | 

Bon’ den Duiveofpulcmmtifionen; 

i Ä Bezirksſchulcommiſſionen. ur 

Art. 72, Die Kuffiche über ſaͤmmtliche Privatelomentarfäulen ber 
einzelnen Schulbezirke iſt den Bezirksſchulcommiſſionen uͤbertragen. 

Bildung der Bezirkeſchulcommiſſion · 

Art. 73. Die Bezirksſchulcommiſſion beſteht aus dem Seite bes 
den Schulbezitk bildenden Kreifes, als vorjigendem Mitgliede, und zwei Geiſt⸗ 
lichen des Schulbezirbes, als orbentlichen Mitgliedern: . | 
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- Sind Schulen von verfchiedenen Confeffionen in dem Bezirke; fo muß 
ber eine Geiſtliche der einen, und der andere Geiftliche ber anderen Confeſ⸗ 
fion angehören. Die: geiftlichen Mitglieder der Commiſſion werden- von Uns 
ferem Minifterium des Innern und der Juſtiz auf die Dauer von fünf Jah⸗ 
sen ernannt, nach deren Ablauf, fie jedoch von Neuem zu biefer Stelle bes 
zufen werden können. 

— der Veritksſchulcommiſſio onen in der Provinz Rheinheſſen. 

t. 74. In der Provinz Rheinheſſen werden beſondere, aus einem 
oder — Cantonen beſtehende, Schulbezitke gebildet, und, ſtatt des Kreis⸗ 
rathes, das vorſitzende Mitglied der Berirrofchnlcommiſſton von Uns beſon⸗ 
ders ernannt. 

Außerordentliche Mitglieder der Bezirksſchulcommiſſionen. 

Art. 75. Außer den genannten ordentlichen Mitgliedern behalten Wie 
Uns vor, noch befondere außerordentliche Mitglieder aus der Zahl derjenigen 
Staatsbürger der Schulbezirke durch Unfer Minifterium des Innern und ber 
Suftiz, jedesmal auf die Dauer von fünf Jahren, ernennen zu laffen, welche 
ein lebhaftes Inteteſſe an dem Unterrichte der Jugend nehmen und, die Staats⸗ 
regierung in ihren Beſtrebungen zur Verbeſſerung des Voltoſchuiweſen⸗ thaͤtig 
zu unterſtuͤtzen geneigt und faͤhig ſind. 

Unentgeldliche Verwaltung. 

Art. 76. Das Amt eines Mitgliedes der Beꝛitkoſchulcommiſſion iſt 

ein Ehtenamt, und wird unentgeldlich verwaltet. 
Wirkungskreis der Bezirksſchulcommiſſion. 

Art. 77. Zu dem Wirkungskreiſe der Bezirksſchulcommiſſion gehoͤren 
folgende Geſchaͤfte: 

1) Aufſicht uͤber die ſaͤmmtlichen oͤffentlichen ſowohl, als Privatelementar⸗ 
ſchulen des Schulbezirkes im Allgemeinen, und Vollziehung, ſo wie 
Ueberwachung der gehoͤrigen Vollziehung und Befolgung der das Schul⸗ 
weſen betreffenden Anordnungen von Seiten der Schulvorſtaͤnde und 
Schullehrer; daher insbeſondere 

2) Anordnung periodiſcher Unterſuchungen der Schulen des Bezirkes durch 
Mitglieder der Commiſſion. 

3) Aufſicht uͤber die Schullehrer, Diſciplinargewalt, in deren Grenzen ſie 
auf Strafen bis zu 20 fl. erkennen kann. 

. 4) Sorge für einſtweilige Verfehung erledigter Schulſtellen, bis zu deßfalls 
erfolgender Verfuͤgung des Oberfchulcathes, 

5) Anordnung der Einweiſung der neu ernanuten ober verſetzten Schul⸗ 
lehrer in ihre Stellen. 

6) Ernennung der unſtaͤndigen Mitglieder der Ortsſchulvorſtaͤnde. 

7) Ertheilung ber Erlaubniß zum Austritte aus der Schule für Kinder, 
die das verordnungsmäßige Alter noch nicht erreicht haben, 

8) Aufficht über die im Bezirke wohnenden Schulcandidaten. 

Bunctionen ber — ſo wie der Provinzialdirection zu Mainz, in 
Schulangelegenheiten. 

Art. 78. Den Kreisraͤthen ausſchließlich, und in der Provinz Rhein⸗ 
heſſen der Provinzialdirection, iſt uͤbertragen: 

1) Die Aufſicht über die Verwaltung des Schulvermögens, über Schul: 

gebaͤude und Sorge für Befriedigung der oͤconomiſchen Bedürfniffe der 

- Schule überhaupt. 

2) Auskellung ber Befoldungsnoten der Schullehrer 

3) Vollzehbarerklaͤrung der an fie eingefendet werdenden Verzeichniffe ber 
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—— Schulverſaͤumniſſe, und Rüdfendung decſelben an die 
uͤrgermei 

8* —— der bisher zur Incumbenzg der ariꝛiche ae Gefchäfte 

der Schullehrerwittwenkaſſe. 
Dritter Abfchnitt. 
Von dem Oberſchulrathe. 
Oberſchulrath. 

Art. 79. Die Auffi ht aber die ſaͤmmtlichen öffentlichen und Privat: 
elementarfehulen des Großherzogthumes Übertragen Wir einer, unter der Ber 
nennung Oberfhulrath befonders dafür angeordneten Behörde, welde 
ihren Sig in Unſerer Refidenz zu Darmſtadt hat. 

Bildung bes Oberſchulraths. 

Art. 80. Der Oberſchulrath beſteht aus einem Oberſchulinſpector, als 
Dirigenten, einem weltlichen und zwei geiſtlichen Mitgliedern, wovon das 
eine der evangeliſchen, das andere der katholiſchen Confeſſion angehören muß. 

Stellung bes Oberſchulxaths gegen bad Minifterium bed Innern und ber Juſtiz. 

Art. 81. Der Oberfhulcach fleht unter der unmittelbaren Leitung 

Unferes inifleume bed Innern und der Juftiz. | 
Wirkungskreis des Oberſchulraths. 

Art. 82. Der Wirkungskreis des Oberſchulrathes umfaßt — 
Atttibutionen: 

1) Aufſicht über ſaͤmmtliche öffentliche und Privatelementarſchulen des 
Großherzogthums, Ueberwachung der gehörigen Vollziehung und Bes 
folgung der über das Schulmwefen beftehenden Anordnungen von Seis 
ten der Bezirksſchulcommiſſionen, der Ortsihulvorftände und der Schul⸗ 


2) Diseipfinargerwalt gegen die Schullehrer‘, vermöge welcher er diefelben 
proviforifh vom Dienfte fuspendiren, Disciplinarftrafen von 30 fl., 
oder von zweimonatlicher Suspenfion von Dienft und Gehalt gegen 
ſie erfennen, und, nad; Umftänden, auf deren Entlaffung bei Unferem 
Minifterium des "Innern und ber Juſtiz antragen Eann, 

3) Anordnung von Vicariaten für erledigte Schufftellen, 

4) Erflattung don Gutachten Uber MWiederbefegung erledigter Schulichrer: 
ftellen an Unſer Minifterium des Innern und der Jufliz. 

5) Anordnung der Einweifung neu ernannter oder verfegter Schullehret 
in ihre Stellen. 

6) Aufſicht über die Schulcanbidaten, 

7) Leitung der in den Art, 3. 4. 8. vorgefchriebenen Prüfungen. 
Beauffihtigung der Seminarien und Realfchulen. 

Art. 83, Außer den im Att. 82, angeführten Functionen ift dem 
Oberſchulrathe noch weiter übertragen; die Beauffihtigung dee Schullehrer: 
feminarien, fo wie der Realfchulen. 

Schulviſitationen. 

Art. 84. Um dem Oberſchulrathe und durch dieſen dem Miniſterium 
von dem Zuſtande des Schulweſens eine genaue Kenntniß zu verſchaffen, wird 
der Oberſchulinſpector, wenn nicht in beſonderen Faͤllen Unſer Miniſterium 
des Innern und der Juſtiz ein anderes Mitglied des Oberſchulrathes damit 
beauftragt, periodiſche gruͤndliche Unterſuchungen der Volksſchulen, ſo wie der 
im Artikel 83. bemerkten Bildungsanſtalten, vornehmen, und von beten Re: 
fultate den Oberſchultath in Kenntniß fegen, weicher darüber Unferem Minis 
flerium des Innern und ber Juſtiz ausführliche Vorlage. zu machen hat, 
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Arta 85, : Die in’ dem Art. 78. unter 1-3 bemerkte: Angelegens 
heiten find zwar unter der unmittelbaren. Aufſicht und Leitung unferes Minis 
fieriums, des Innern und der Juſtiz den Kreisrächen und. Beziehungsweife 
der Provinziafdirection in Mainz uͤbertragen; der Oberſchultath iſt jedoch ers 
mädhtigt, von allen Mängeln und Gebredyen, welche er bei Verwaltung jener 
Angelegenheiten wahrnimmt, Notiz zu nehmen, darauf die genannten Bes 
hörden aufmerkſam zu machen, und eben fo auch benfelben feine Wünfche 
zu deßfallſigen Verbefferungen mitzutheifen, oder, nach Umftänden, daruͤbet 
on Unfer Minifterium des Innern und der Juſtiz zu berichten. 

Art. 86. Die Verwaltung der Schullehrerwittwenkaffe, fo wie der all: 
gemeinen Schulfonds, ift dem Oberſchultathe übertragen. 

Vierter Abſchnitt. 
Von der oberften Leitung des Schulweſens. 
Oberſte Leitung duch das Minifterium des. Innern und der Zuftig. 

Art. 87. Die oberfte Leitung des gefammten Schulwefens gehört zum 
Meffort Unferes Minifteriums des Innern und der Juftiz. 

Es bleibt hiernach insbefondere die Exlaffung allgemein bindender Vers 
ordnungen, die Emennung der Schullehrer, die Beitätigung der zu Schul 
ftellen Präfentirten, die Beftimmung der Gehalte und Bewilligung ber Zus 
lagen, die Ausübung der höheren Disciplinarftrafgewalt gegen Schullehrer, 
namentlich deren Dienftentlaffung, die Ernennung der Mitglieder der Bezirks⸗ 
fhulcommiffionen, die Firation bed Budgets für die Schullehrerfeminarien, 
die Genehmigung zu Errichtung von Schulen, namentlich von Communals 
ſchulen ıc., der Entſchließung des Minifteriums des Innen und ber Juſtiz 


vorbehalten, 
Süunfter Abſchnitt. 
Mähere Beftimmungen über die Anwendung biefes Edictes 
in ſtandesherrlichen Bezirken, Ä 

Art. 88. Die Beftimmungen dieſes Edictes über den Wirkungskreis 
der Sculbehörden, finden in den flandesherrlihen Bezirken und in dem 
Bezirke der Freiherren von Riedefel nur unter den in dem Ebdicte vom 17, 
Februar 1820 und in der Decaration vom 13. Julius 1827 begruͤndeten 
Mobdificationen Anwendung. 

Um die Schufbehörden in biefen Bezirken nicht zu: vervielfältigen, iſt 
von Einführung der Bezirksſchulcommiſſionen vor der Hand zu abftrahiren, 
Es follen vielmehr die Functionen berfelben und die der Kreisräthe in Schul 
fachen (Art. 78.) auf die Confiftorien in jenen Bezirken in foweit einftweis 
len übergehen, als diefelben, zu Beforgung diefer Gefchäfte, in Folge der ers 
wähnten Beftimmungen befugt find. | 

Bu dem Oberſchultathe treten bie Gonfiftorien in den bemerften Wezire 
ten in daffelbe Verhältniß, in welchem fie bisher zu den Kirchen⸗ und Schuß 
raͤthen ſtanden. 

Art. 89. Mit der Ausführung dieſes Edictes iſt Unſer Miniſterium 
des Innern und der Juſtiz beauftragt, durch welches Wir auch den Zeit⸗ 
punct werden beftimmen laſſen, von welchem an baffelbe in Wirkſamkeit 
treten foll. 

Urkundlich Unſerer eigenhändigen Unterfchrift und bes beigebruckten 
Staatsfiegels. 

Darmſtadt, am 6, Junius 1832. 
(L. 8.) ZLudwig. 
du Tuil. 
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f) Inftruction vom 20. Juni 1832 für den Ober⸗ 


ſchulrath. 


‚ Meber die Geſchaͤftsfuͤhrung bes durch die Art. 79 ꝛc. des Edicts über 
das Schulwefen angeordneten Oberfhulrathes wird demfelben folgende Ins 
firuction ertheilt: 
$. 1. Saͤmmtliche öffentliche und Privat » Elementarunterrichtsanftak 
ten des Großherzogthums fiehen unter der oben Aufficht des Oberſchulta⸗ 
thes. Ihm liegt es daher ob, darüber zu wachen, daß, ben mohlthätigen 
Abſichten ber Staatsregierung entfprechend, die über das Schulweſen befte: 
henden Anordnungen überall in ihrem wahren Geifte aufgefaßt und von den 
ihm untergebenen Behörden ſowohl, als auch von den Schullehrern puͤnct⸗ 
lich vollzogen werden. Wo der DOberfchulrath Gebrechen wahrnimmt, welche 
aus Nichtbeachtung der Schulgefege entfpringen, wird er bdenfelben abhelfen, 
oder wegen deren Abhülfe, wenn feine Anordnungen nicht ‚gehörig vollzogen 
werden, an das Minifterium des Innern und der Juſtiz berichten. Es ift 
die Aufgabe des Oberfchulrathes, dafür zu forgen, daß von den Schulbehör: 
den nad) gleihen Verwaltungsnormen verfahren, und Einheit in dem Schul 
wefen, foweit folche erreichbar ift, überall herbeigeführt werde. 
$. 2. As das wirkfamfte Mittel, dem Oberfchulrathe und durch Dies 
fen dem Minifterium des Innern und der Juftiz eine genaue Kenntniß bon 
dem Schulwefen zu verfchaffen, erfcheinen die Vifitationen. 
Deren Vornahme liegt, wenn nicht das Minifterium ein anderes Mit: 
glied des Oberfchulrathes damit beauftragt, dem Oberſchulinſpector ob. 
Die Gegenftände, welche hierbei zu beachten find, find im MWefentlichen 
biefelben, welche im $. 7. der Inſtruction für die Bezicksfhulcommiffionen 
diefen als Anhalispuncte bezeichnet find. Außerdem ift aber auch noch von 
dem, die BVifitation vornehmenden, Oberfchulinfpector die Gefchäftschätigkeit 
der Bezivksfhulcommiffionen zu prüfen, aus welchen jedesmal wenigftens ein 
von deren Vorftande zu beflimmendes Mitglied jenen Schulvifitationen beis 
zuwohnen hat. 
$. 3. Die Refultate diefer Unterfuhungen, die auf anderm Wege ge 
machten Wahrnehmungen, und insbefondere die von den Bezirksſchulcom⸗ 
miffionen jährlich vorgelegt werdenden Zufammenftellungen und Ueberfichten 
fiefern dem Oberſchultathe die Materialien zur Erſtattung eines, den Zuſtand 
des Schulweſens im ganzen Großherzogthume ſchildernden, Berichtes, tel: 
chen er, mit ſeinen gutachtlichen Antraͤgen begleitet, und unter Angabe der, 
im verfloſſenen Jahre zur Verbeſſerung des Schulweſens getroffenen, Maaß⸗ 
regeln, jaͤhtlich, vor Ende des Monats Februar, an bas Minifterium des 
Innern und der Juſtiz einzufenden hat. 
$. 4. Ueber die Schullehrer hat der Oberfchulrath eine genaue Aufs 
fiht zu führen. Wenn er insbefondere wahrzunehmen glaubt, daß jüngere 
Lehrer ihre Fortbildung vernachläfjigen, kann er Ddiefelben, nad) Maapgabe 
des Art. 8. des Edicts über das Schulweſen, einer wiederhohlten Prüfung 
durch Mitglieder feines Collegs unterwerfen, und hat auf den Grund dieſer 
Prüfung das Geeignete entweder felbft zu verfügen, oder deshalb an das 
Minifterium des Innern und der Juftiz zu berichten. 
$. 5. Gegen Schullehrer, welche ihre Berufspflichten nicht erfüllen, 
fann der Oberſchulrath mit Strafen in den Grenzen der, ihm im Art. 82, 
des Edicts verliehenen, Difeiplinargewalt vorfchreiten. Im Falle er auf eine 
härtere Strafe, als er zu erkennen berechtigt ift, namentlich auf Entlaffung 
eines unwuͤrdigen Lehrers, bei dem Minifterium des Innen und der Juſtiz 
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anfragen zu müffen glaubt, wird er nicht unterlaffen, diefen vorher mit eis 
ner fchriftlichen Vertheibigung zu hören. 

$. 6. - Wird eine Schuiftelle eriedigt; fo hat er davon an das Mint: 
fterium des Innern und bee Juſtiz die Anzeige zu machen, und für deren 
proviforifche Verwaltung einen Vitar zu: ernennen. Kin ſolches Vicariat 
kann er jedoch, ohne Genehmigung bes Minifteriums des Innern und ber 
Zuftiz, nicht über ein Jahr fortdauern laffen. 

$. 7. Der Oberfchulrath kann einem Schullehrer Urlaub bis zu zwei 
Monaten bewilligen. 

6. 8. Ueber bie definitive Wieberbeſetzung einer erledigten Schulſtelle 
hat er, unter Anſchluß ſaͤmmtlicher Vorſtellungen der Bewerber und der ers 
forderlihen, von Legteren ihren Eingaben beizufchließenden Beugniffe, guts 
—— Bericht an das Miniſterium des Innern und der Juſtiz zu 


* 9. Der Oberfchulrath hat, fobald er von ber Miederbefegung einer 
erledigten Scyulftelle dur) das Minifterium in Kenntniß gefegt worden 
ift, bie alsbaldige Einweifung des ernannten Schullehrers zu veranlaffen. 

$. 10, Die Schulcandidaten hat er während ihrer Vorbereitungszeit 
forgfältig zu beobachten, und die, nad Urt. 4. des Edictes, mit bdenfelben 
vorzunehmenden Prüfungen zu leiten, über deren Reſultat er jedesmal 
am Minifterium des Innern und der Juſtiz vollftändige Nachweife ges 

wird, 

$. 11, Ueber Gründung neuer Schulen, Errichtung von Gemeinde: 
ſchulen ic. hat er die geeigneten Anträge, nachdem biefe Gegenitände zur bes 
finitiven Entfcheidung genügend vorbereitet find, an das Minifterium des Ins 
nem und der Inſtiz zu richten. 

$. 12. Der Oberfhulrath hat über die Geſuche derjenigen Aeltern ꝛc. 
welche ihren Kindern Privatunterricht, fertt des öffentlichen, ertheilen zu lafs 
fen. wünfchen, zu entfcheiden, nachdem er vorher über die Qualification eines 
ſolchen Privatlehrers zur Ertheilung des Unterrichtes fich verläffige und 
zu dem Ende, nad) Umftänden, vorerft eine Prüfung deffelben veran⸗ 
laßt hat. 

8. 13. Es gehoͤrt zu den Obliegenhelten des Oberſchulrathes, bie, 
nach Art. 24. des Ediets Über das Schulmelen, erforderliche Auswahl ber 
Rehrgegenftände für die einzelnen Schulen zu treffen und die Lehr: und Les 
febücher — bei allgemeiner Einführung nad eingehohlter Genehmigung des 
Minifteriums des Innern umd der Juſtiz — zu beftimmen, nad) welchen der Un: 
terricht ertheilt werden foll. Er wird daruͤber machen, daß nur nach der vorge: 
ſchtiebenen Methode und den vorgeſchriebenen Lehrbuͤchern unterrichtet wird. 

5. 14 Dem Ermeffen des Oberfchulrathes ift es überlaffen, in Be: 
iehung auf die Zahl dee Schulftunden, den Anfang ber Sommer: und 
Winterfchule, über die Zeit und Dauer der Ferien zwar möglichit gleichfoͤr⸗ 
—* „ jedoch ſtets ben kocalverhaͤltniſſen entſprechende Anordnungen zu 

treffen. 


15. In Beziehung auf die zunaͤchſt den Kreisrächen und bezle⸗ 
hungs weife der Proninzialdirection zu Mainz uͤbertragene Beaufſichtigung der 
Verwaltung des Schulvermoͤgens, der Schulgebaͤude, des Beſoldungsweſens 
der Schullehrer, der Befolgung der, wegen der Schulverſaͤumniſſe vorliegen⸗ 
den; Beſtimmungen hat der berſchulrath, wenn er Gebrechen und Mängel 
wahrnimmt, darauf die genannten Behörden aufmerkſam zu machen, und, 
wenn dies ohne ‚Erfolg bleibt, dariiber: an das Minifterium des Innern und 
ve Se zu berichten, * 
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$. 16. Die Schullehrerſeminarien ftehen unter. ber unmittelbaren Auf- 
fiht des Oberfchulrathes. Namentlich, hat er im diefer Beziehung "die, Cine 
führung neuer Lehrvorſchriften, Schulbücher und Hülfsmittel des ‚Unterrichts 
auf den Seminarien zu prüfen, umd darüber an das Minifterium des In— 
nern und der Juſtiz zu ‚berichten. Die VBefähigungsfcheine der geprüften 
Seminariften find von ihm mit zu unterzeichnen, und dieſe hiernach in Die, 
von dem Oberfchulrathe zu führende, Lifte. der Schulcandidaten- einzutragen; 
auf die, von den Divectoren der Seminarien an ihn zu richtenden, Anträge 
wegen Ausweifung unfaͤhiger oder unwuͤrdiger Zoͤglinge hat der Oberſchul⸗ 
rath das Geeignete zu verfuͤgen; das von den Directoren der Seminarien 
uͤber die Beduͤrfniſſe dieſer Anſtalten aufzuſtellende und an den Oberſchulrath 
einzuſendende jaͤhrliche Budget iſt von dieſem zu pruͤfen, und mit Gutachten 
dem Miniſterium des Innern und der Juſtiz vorzulegen. Die Schullehrer— 
ſeminarien find durch den Oberſchulinſpector, oder das ſtatt ſeiner etwa von 
dem Miniſterium des Innern und der Juſtiz dazu beſtimmte Mitglied des 
Oberſchulrathes, jaͤhrlich wenigſtens einmal gruͤndlich zu unterſuchen, und das 
Reſultat von dem Oberſchulrathe an das Miniſterium des Innern und der 
Juſtiz, mit gutachtlichen Antraͤgen, zu berichten. 

17. Die unmittelbare Aufſicht uͤber die Realſchulen iſt dem 
Oberſchultathe ebenmaͤßig uͤbertragen. Er hat in dieſer Beziehung die Lehr⸗ 
gegenſtaͤnde und zum Grunde gelegten ‚Lehrbücher zu prüfen, und darüber, 
in den geeigneten Fällen, an das Miniſterium des Innern und der Juſtiz 
zu berichten. 

Die Ausweiſung unfähiger oder unwuͤrdiger Batinge geh bon ihm, 
auf den Antrag ber Directoren dieſer Anftalten. 

Durch den Oberfchulinfpector oder ein anderes Mitglied des Obe ſchub 
rathes, im Falle das Miniſterium die Ernennung eines ſolchen ſtatt des 
Oberfchulinfpectors für nöthig erachten follte, find auch dieſe Lehranſtalten 
jährlich wenigftens einmal gründlich zu unterfuchen, und das Refultat von 
jener Behörde, mit gutachtlihen Anträgen, an das Minifteriym des Innern 
und der Juſtiz einzuberichten, 

6. 18. Die dem Oberfehulrathe übertragenen Gefchäfte, in Bezug auf 
die obere Verwaltung der Scyullehrermittwenkaffe, hat er in derfelben Au 
und Weiſe zu beforgen, -wie.diefee Gegenftand bisher von dem Eve: 
Schulrathe der Provinz Starkenburg refpicirt wurde. 

$. 19. Die allgemeinen Schulfonds hat der Oberſchultath in glei 
cher Weife zu verwalten, wie dies bisher von. ben Kicchenz und Schulraͤ⸗ 
then der Provinzen Staptenburg und Dberheffen und ber, Regierung zu 
Mainz geihah. 

$. 20. Sn den, im Art. 88. des Ebdicts , Uber bas Schurken. er: 
wähnten, ‚Bezirken ift der. Wirkungskreis des Oberſchulrathes, in ‚Beziehung 
auf die, in jenem Edicte aufgeführten, Schulangelegenheiten, deufebe wie 
derjenige der bisherigen Kirchen- und Schulraͤthe. 

$. 21. Der Oberſchuirath faßt feine Beſchluͤſſe nad — 
heit. In Verhinderungsfaͤllen des Oberſchulinſpectors uͤbernimmt das welt⸗ 
liche Mitglied des Collegs die Direction. 

Darmftadt, am 20. Zunius 1832; .. MT af 

Aus allerhöchftem Auftrage. 2 
Großperzoglich heffifhes Minifterium des ‚Innern und., 
der Juftiz. J Ale 
du Thil. v. Becht 
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Das Herzogthum Borken,’ das bie‘ zur Auflöfung des teutſchen 
—*8 su Feutfchland gehörte, hatte bis zum Jahre 1712 genteinfchafte 
liche _Landtage mit dem Herzogthume Schleswig, das nicht zu dem 
teutſchen Reiche gehörte. ‚(und audy im Jahre 1815 nicht in den teutſchen 
Staatenbund aufgenommen ward). Namentlich waren der holſteiniſche 
und ſchleswigiſche Adel‘ gemalt "mit einander verbunden, und die Stände 
in beiden Ländern dauerten — ſelbſt nach der Einführung der fonverainen 
Gewalt des Königs mitt Aufhebung ver Reichöftände im Kötigreiche Dä: 
nemark im Jahte 1560 — fort bis 1712, wo fie nicht aufgehoben, 
fordern wo nur ſeit biefer Zelt’ keine Eandtahe wieber zu Kiel gehalten 
wurden. Selbft bis auf die neueſte Zeit behauptete bie ſchleswigſche 
Ritterſchaft HAB Schleswig dem daͤniſchen Koͤnigsgeſetze (der lex re: 
giay nicht uünterworfen fey*). ' Doch hatte die hofftein- ſchleswigiſche land⸗ 
ändifche Verfaflung bereits vor dem Jahre 1712 die wichtige Veraͤn— 
derung erfahren, daß nuͤr noch bie (proteftantifchen) Pralaten und bie 
Ritterſchaft die Staͤnde bildeten, dagegen die Berufung ber Städte erlo⸗ 
ſchen und. eine " Vertretung des Bauernſtandes nie gewoͤhnlich geweſen 
war. 

Nach der Aufldfung des teutſchen Reiches in Folge der Stiftung 
des Rheinbundes (12. Juli 1806), ſprach der Koͤnig von Daͤnemark am 
9. Sept. 1806 die Einverleibung des Herzogthums Holſtein 
in die daͤniſche Monarchie aus; er trat aber auf dem Wiener Congreſſe, 
in der teutſchen Bundesacte (8. Juni 1815), für das Derzogtpum Hol⸗ 
ffein dem teutſchen Staatenbunde bei. 

Fuͤr den Verluſt Norwegens an Schweden, war dem Koͤnige von 
Daͤnemark von Schweden, in dem Kieler Frieden (vom 6. Ian. 1814), 
Schwebifch = Pommern uͤberlaſſen, dieſes aber von Dänemark an Preu⸗ 
fen abgetreten, und dagegen der von Hannover an Preußen gefommene, 
größere Theil des Herzogthums Lauenburg von Dänemark 
erworben worden. In dem haͤniſchen Befigergreifungspatente Lauen— 
burgs vom 6. Dec. 1815 *) gewährleiftete der König von Daͤnemark 

*) Bergl. allg. Staatöverfaffungsardiv, Th. 2. ©, 211. — Privi- 
vilegien * holſteiniſch⸗ſchleswigſchen — — sum Druck befördert von F. 
C. Jenſen und D. Hegewiſch. Kiel, 1797. 4 — N. Falck, kurzer Inbeariff 
der, fi Murhwig: —x— — Landesprivilegien; * den Kieler Blaͤttern (1816) 
Bremer, über den Verfall und bie erg a ars 
ber Aula Freiheit in Shkewig. Holftein, Braunſchweig, 1 8. 

de dr. „ über die ftantärechtlichen Verhaͤltniſſe der ee Mc Säle 
wig un en "Kiel, 1831. 8. 


> PDiefed Patent ſteht in RIüd er. Staatsarchiv. des. teutfchen Bundes, 
detts dir ©&.457, womit (8.459) das zweite Patent von bemfelben 6. Dec. 
gl — werwaitiia Bes — Am — Lauenburg, verglichen wer⸗ 
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„den fämmtlichen, nunmehr Unferer alleinigen Landeshoheit untergebenen, 
KRitterfchaft, Landfaffen und übrigen Eingefeffenen des Herzogthums 
Lauenburg, ſowohl als andern Communen und Unterthanen, weß Stan- 
des fie feyen, in den Städten, Fleden und auf dem Lande, ihre wohl: 
erworbenen und hergebrachten Rechte und Sreiheiten, und 
namentlih den Principalreceß vom 15. Sept. 1702." 

Bereit auf dem Miener Gongreffe wirkte der holfteinifche Add, 
durch befondere Deputirte, für die Herftellung feiner vormaligen Ber: 
faffung. In der That erklärte auch der König von Dähemarf am 28. 
San. 1815, „daß er ber Wiederherftellung der Landſtaͤnde nicht entge: 
gen feyn, und geflatten wolle, daß ihre Verfammlung zu Kiel wieber 
Statt fände" *); auch erließ er zu Kopenhagen am 9. Aug. 1816. eine 
Berorbnung**) zur Einführung einer neuen Iandftändifchen Ber 
faffung im SHerzogthume Holftein (mobei Schleswigs nicht gedacht 
ward). Es warb deshalb in dieſer Verordnung eine Commiſſion er 
nannt, welche ihre Vorſchlaͤge „zur Organiſation ber kuͤnftigen Ver: 
faſſung des Herzogthums Holftein dem Könige vorlegen follte. 

Als aber die Verwirklihung diefer Zufage fi ſich verzog, wendeten fich 
die Prälaten und die Ritterfchaft von Holftein an die teutfche Bundes— 
verfammlung, wo ber Gegenftand im Jahre 1823 berathen, und von 
der Bundesverfammlung am 27. Nov. 1823 der Befhluß***) gefaßt 
ward: „Da bie hohe Bunbesverfammlung aus ben bisherigen Verband: 
lungen die Ueberzeugung erlangt hat, daß die alte Verfaſſung in «Hol: 
ftein in anerkannter Wirklichkeit nicht beftehe; fo werden bie reclamirens 
den holftein, Prälaten und Ritterfhaftdmitglieder mit ihrem Gefuche und 
ihrer Berufung auf den 56. Artifel der Wiener Schlußacte, als unftatthaft, 
abgewiefen. Den Reclamanten. wird jeboch zu ihrer Beruhigung .er- 
öffnet, daß Se. Majeftät ber König von Dänemark, nach der durch 
Allerhoͤchſtihre Bundeögefandtfchaft wieberhohlten Erklärung, dem Herzog: 
thume Holftein eine Berfaffung zugefihert haben, welde, 
nad) dem Art. 55. der Schußacte, die Altern Rechte möglichft beruͤckſich⸗ 
tigen und den gegenwärtigen Beitverhältniffen angepaßt werben foll.“ 

In Beziehung auf die politifchen Bewegungen im Spätjahre 1830, 
welche auch auf Holftein und Schleöwig zuruͤckwirkten, erließen die Praͤ⸗ 
laten und die Ritterfchaft der Herzogthümer Schleswig und Holftein 
am 22. Nov. 1830 zu Kieleine Adreſſe) an den König, worin fie 
ausfprachen, „daß, nach ihrem Dafürhalten, die Anforderungen der Zeit 
zur Befriedigung laut werbender Wünfche immer dringender geworben 
wären;“ worauf ber König am 4. Dec, 1830 durch bie fchleöwig = hol⸗ 


* st Ueberficht der biplomatifchen Verhandlungen bes Wiener Con: 
greffes, ©. 
24 Diefe Verordnung in extenso in Kluͤbers Eeratsarchty ‚deit 6. 


++) Protocolle der Bunbeöverfommnfung, Banb 15. e. 586... 
++) Reueſte Staatsacten, Band 21 1831), & . 349 f. 
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ſtein⸗ lauenbirgiſche Kanzlei zu Kopenhagen eine -Antwort*) an jene 
Stände erließ, worin er erklärte, „daß er fich durch die, an dem treuen 
Sinne feines Volkes gefcheiterten, Beſtrebungen einiger Uebelwollenden, 
eine Aufregung herbeizuführen, nicht werde abhalten laſſen, in den noͤthi⸗ 
gen: Borbereitungen fortzufahren, um die Wuͤnſche feiner Unterthanen in 
ben Herzogthlimern Holſtein und Schleswig bald thunlichſt berüdfichti- 
ger zu können.‘ — 

Ws nun im Frübjahee 1831 verlautete, der. König beabfichtige in 
Schleswig und Holfiein die Einführung von Provinzialfiänden 


nach der Aehnlichkeit der im Königreiche- Preußen, erließen die zu Kiel 
verſammelten Deputirten der fchleswig -holfteinifchen Prälaten und Rit⸗ 
terfchaft folgende Adreſſe an ben König: 


a) Abreffe. der fihleswig- holfteinifchen Prälaten nnd Ritter- 
fhafts-Committirten vom 7. April 1831 an den König 
von Daͤnemark. 


Ewr. k. Maj. — Throne nahen ſich Praͤlaten und Ritterſchaft 
der Herzogthümer Schleswig und Holſtein, denen auch die übrigen Gutsbe— 
ſitzer beigetreten ſind, durch die allerunterthaͤnigſt unterzeichnete fortwaͤhrende 
Deputation, mit. den. Geſinnungen der Treue, der dankbaren Anhaͤnglichkeit, 
von denen fie ſtets befeelt gewefen, und welche noch vor kurzem die Aller 
böchfte Anerkennung gefunden haben. Diefe Gefinnungen glauben Präfaten 
und Ritterſchaft, fo wie die ibrigen: Gutsbefiger, in einem Augenblide, wo 
wichtige Aenderungen in der Landesverfafiung angekündigt werden, nicht befs 
fir bewaͤhten zu koͤnnen, ald indem fie diefe Landesverfaffung, diefe beiden 
Herzogthuͤmern gemeinſchaftliche Grundlage dee Rechte des Thrones ſowohl, 
wie ded Landes, namentlich das Recht auf einen gemeinfchaftlichen Landtag 
beider Herzogthuͤmer, dem Allergerechteften und. Allergnadigften Schuge. Ewr. 
Mai. mit dem unbebingteften Vertrauen in Allerhöchftdero Iandesväterliche 
Gefinnungen empfehlen. . Prälaten und Ritterſchaft, wie auch bie übrigen 
Gutsbeſitzer, als das einzige uͤbrig gebliebene ‚Organ ber alten, gemeinſchaft⸗ 
lichen Landſtaͤnde, glauben dieſen Schritt, den fie in einer ausfuͤhrlichern 
Eingabe vom heutigen Dato an die hoͤchſtpreisliche ſchleswig-holſtein-lauen⸗ 
burgiſche Kanzlei naͤher motivirt haben, dem ganzen Lande mehr noch, als 
ſich ſelbſt ſchuldig zu ſeyn, und hoffen zu duͤrfen, daß ihnen beſonders jegt, 
da ſie nicht fo ſehr ihre Privatintereffen, welche dem Geſammtwohl unterzu⸗ 
ordnen fie jederzeit bereit find, als die gemeinſchaftlichen Gerechtſamen ſaͤmmt⸗ 
licher Unterthanen in beiden Herzogthuͤmern, ihrer Pflicht gemaͤß, vertreten, 
der Allergnaͤdigſte Schutz ihres innigſt geliebten und verehrten Koͤnigs nicht 
verſagt werden wird. Die wir im tiefſter Unterthaͤnigkeit erſterben Ewr. koͤ— 
nigl. Majeſtaͤt allerunterthaͤnigſt⸗ treugehorſamſte zur fortwährenden Deputa: 
tion der S. H. Praͤlaten und Ritterſchaftcommittirte. 


Eingabe an die ſchleswig-holſtein-lauenburgiſche Kanzlei. 


Ganz gehorfamftes Pro Memoria. 
Einer höchftpreistichen koͤnigl. Kanzlei haben wir die Ehre, als Beauf: 
—* der ſchleswig⸗holſteiniſchen Praͤlaten und Ritterſchaft, die an Se. Maj. 
den, Koͤnig von denſelben, in Gemaͤßheit des Plenarbeſchluſſes vom heutigen 
) Reueſte Staatsacten, Bd. 21. (1831). ©. 350 f. 
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Dato, gerichtete allexrunterthaͤnigſte Vorſtellung/ walcher auch die übrigen: G 
befiger der Herzogthümgg beigetreten find, ehrfurhtöyoll; zu. beein 
der ganz. gehorfamften Bitte, ſelbige in bie, Hände unferes Aller naͤdigſten 
Monarchen gelangen zu laͤſſen, und ſich für die Allerhoͤchſte Berhdfichtigung 
derfelben geneigteft verwenden ‘zu tollen. In bieſer ihrer allerunket } 
Vorſtellung haben Praͤlaten und Ritterſchuft, ſammt ven uͤbriged Gutsbe⸗ 
ſitzern, als das einzig uͤbtig gebliebene Oegan der alten gemeinſchaftlichen 
Landſtaͤnde, die alte, beiden Herzogthuͤmern gemeinſchaftliche, pon 2 
dem Könige durch die Auerböchfe Defkätigung ber, Privilegien vom 17." Au⸗ 
guſt 1816 anerkannte Laridesverfaffung, angentfich das‘ Recht atef ‚Ülfen ge 
meinſchaftlichen Landtag beider Herzogthlnier, dern Allerhoͤchſten Schütze ent 
pföhlen, und fih auf eine, an. die höcfipueistiche Kanzlei zu richtende, dus: 
führlichere Motivirung. biefeß Schrittes hezogen, welche der Zweck gegenwaͤr⸗ 
tiger Eingabe iſt. a a ee 
As im vorigen Winter politifche Bewegungen fih In den Herzogthuͤ— 
mem Schleswig und. Holſtein aͤußerten/ vereinigten Praͤlaten und Ritter 
ſchaft ſich zue Eingabe ‘der, unterm 22. Novembex p. 3. ‚eingereichten, aller: 
unterthänigiten Addreffe an Ge, Mai, theilten diefelbe damals den nicht 
zum Corps der Ritterfchaft gehörigen Gütsbefigern mit, und hatten die Gas 
tisfaction, zu fehen, daß dieſe legteren den, vom “ber Ritterſchaft geaͤußerten, 
Grundfügen ſo fehr beiftimmten, daß fr ‘der allerunterthaͤnigſten Addreſſe 
pure adhärirten. Se: &. Maj. hatten die Gnade, mit befonderem Wohlges 
füllen: diefe von ſaͤmmtlichen Gutsbefigern gemeinſchaftlich eingereichte Addreſſe 
entgegenzunehmen. Im Januar d. J. iſt Praͤtaten und Ritterſchaft, jedoch 
nicht auf officiellem Wege, die Kunde geworden, daß Allerhoͤchſten Orts die 
Einfuͤhrung getrennter berathender Provinzialſtaͤnde mit Zugrundelegung des, 
denſelben Gegenſtand betreffenden, preußiſchen Geſetzes vom Jahre 1823 
beabſichtigt werde. De mehr und je tiefer eine fo. wichtige Maaßregels in die 
alte, keineswegs aufgehobene, vielmehr durch die Allerhoͤchſte Beſtätigung der 
Privileglen vom Jahre. 1816 anerkannte, gemeinſchaftliche landſtaͤndiſche Ver: 
faffung ‚beider Herzogthuͤmer eingreifen würbde;. um"fo mehr halten Praͤlaten 
und Nitterfhaft, als das. einzige noch übrige repnäfentivende Corps im Lande, es 
für. ihre Pfliht, bevor eine ſolche Maaßregel die Allerhoͤchſte Sanction er: 
hält, der Berüdfihtigung Sr. Maj. die Landesgerechtfame zu : empfehlen, 
beſonders nachdem Prälaten und Ritterſchaft, obgleich fie ſich auch in ‚den 
legten ſchwierigen Zeiten des Allerhoͤchſten Vertrauens wuͤrdig gezeigt: zu har 
ben glauben, auf ‘eine officielle Beſtaͤtigung ober :Widerfegung der, ducch 
eonfidentielle Mittheilungen aus den hoͤchſten -Negierungsftellen,. und durch 
bie Öffentlihen Blätter ihnen zugekommenen, Nachrichten von dem, an: bie 
hoͤchſtpreisliche Kanzlei gerichteten, Allerhoͤchſten Reſeripte vom 11. Januar 
d. J., laͤngere Zeit vergebens geharrt haben. Wollten Praͤlaten und Ritter⸗ 
ſchaft warten, bis der, in Gemaͤßheit dieſes Allerhoͤchſten Reſcripts, vorzule⸗ 
gende Verfaſſungsentwurf die Allerhoͤchſte Sanction erlangt haͤtte, oder auch 
nur, bis derſelbe, wie angekuͤndigt worden, erfahrenen Maͤnnern aus dem 
Lande, welche ſich ſchwerlich uͤber das Princip, ſondern wahrſcheinlich nur 
über einzelne Beftimniungen deſſelben zu aͤußern haben werden, zur Begut— 
achtung vorgelegt worden; fo müßten fie von ihren Mitbürgern und - von 
ihren Nachkommen den gerechten Vorwurf gewärtigen, daß fie den günftig- 
fien Zeitpunct zur Vertretung der Gerechtſame des Landes, ben, Zeispunct, 
wo noch res integra ijt, wo Gegenvorftellungen noch ohne Verlegung ber 
heiligen Pflicht des. ehrfurchtvollen Gehorſams, ohne Gefährdung der öffent: 
lichen Ruhe, gemacht werden können, unbenugt hätten vorübergehen Laffen. 


Gingabe an die: fchleswig-holft.:Tauenb. Kanzlei. 727 


Prälaten und Ritterſchaft haben in ihrer, Allerhoͤchſten Orts wohlgefaͤllig 
Abdreſſe vom 22. November v. J. die Abficht geäußert, 
dag es beſonders in der gegenmärtigen vielbewegten Zeit nicht vathfam fen, 
die Erwaͤgung der wichtigften ‚ Angelegenheiten des Landes zu dübereilen. - 
Wenn fie ſich gegenwärtig: die Freiheit nehmen, biefe ihre damalige Aeuße: 
sung -zunkbiederhohlen ;-fo find ſie weit entfernt, flörend ober hindernd den 
landes vaͤterlichen Abſichten St. Maj. zur Verbeſſerung der Lage des Landes, 
namentlich in- adminiſtrativer Hinſicht, entgegentreten zu wollen; vielmehr 
find. fie: zur Erreichung dieſes heifbringenden Zweckes fo bereit als willig, auch 
von. ihrer Seite durch aufopfernde Mitwirkung entgegenzutommen, und ter: 
den, die Forderungen ber Zeit amerkennend, das Unftatthafte und Anomale 
der Verfaſſung ihres eigenen-Corps nicht. gegen neue, das allgemeine Lan- 
beöbefte bezweckende, Einrichtungen behaupten. . Je entfchiedener aber ihre 
Anſicht und. Ueberzeugung hierüber ifbz je mehr fie wuͤnſchen, daß die befte- 
hende Verfaſſung beider Herzogthämer zeitgemäßen Modificationen unterzogen 
werdey um fo mehr glauben fie bei Zeiten die Grundlage derfelben, welche 
nach. ihrer Ueberzeugung unabänderlich ift, hervorheben und dem höchften 
Schuge empfehlen zu muͤſſen. Diefe unabänberliche Grundlage der Landes: 
—— iſt: das Recht beider Herzogthuͤmer auf einen gemeinſchaftlichen 
andtag. 
Zum Beweis deſſelben glauben Prälaten und Ritterſchaft ſich auf bie 
gehorſamſt angeſchloſſene, in ihrer Verſammlung vom 8. Det. 1816 beſchloſ⸗ 
fene, unmittelbare Votſtellung an Se. Maj., betreffend die Erhaltung und 
Stärkung ber gemeinfamen Verfaffung und uralten Verbindung der Herzog: 
thümer Schleswig und Holfteln, beziehen zu. dürfen. In diefer Vorftellung 
it mit unwidetleglichen hiftorifchen und politifchen Gründen bewiefen: 
1) daß die innige Verbindung beider Herzogthlimer das ältefte der ſchles⸗ 
wig⸗ holſteiniſchen Privilegien; | 
2) daß diefes niemals aufgehoben, ſondern allezeit anerfannt worden; 
3) daß die Beftätigung deffelben ſchon in ber Beſtaͤtigung der Privilegien 
überhaupt enthalten: ift; Ä 
4) daß felbiges ftets zum hoͤchſten beiberfeitigen Nugen von Schleswig 
und Holjtein, ja zum. Nugen des ganzen Reichs beftanden hat, und 
auch für die: Folgezeit denfeiben Mugen in einem Grade, mie feine 
andere Eintichtung, verſpricht; daß alfo nicht leicht eine Sache in fol= 
chem Maafe alle Gefichtspuncte für ſich vereinigt, wie die Erhaltung 
der innigen Verbindung: beider Herzogthuͤmer. = 
Der Inhalt der angeführten Schrift ift nirgends bündig. widerlegt wors 
den; die Umftinde haben fich nicht verändert; vielmehr ſpricht ſich auch jest 
von allen Seiten ber lebhafte Wunſch aus, daß den Herzogthuͤmern ihre 
gemeinfchaftliche Verfaffung, und durch fie und mit ihr die Möglichkeit erhalten 
werde, auch dann noch unter fi) und mit dem Königreiche aufs engfte ver 
bunden zu bleiben, wenn ihnen vielleicht bdereinft, in Folge unabmwendbarer 
Ereigniffe, das Gluͤck nicht mehr befchieden fern follte, unter dem Scepter 
eines und deffelben Monarchen zu ftehen. Auc jest wird die Erhaltung 
des nexus sbcialis der Ritterſchaft als beabfichtigt verkündet; aber auch jegt 
begreift man nicht, wie dieſer nexus socialis von irgend einer politiſchen Bes 
deutung, von irgend einem. Nugen für das Land feyn fönnte, wenn dem 
Isgtern ‚das Recht auf einen » gemeinfchaftlichen Landtag entzogen würde. 
Auch jegt Äft die Beunruhigung in; beiden, Herzogthuͤmern groß, größer ale 
im Jahre 1816, bedenklicher durch die alles erfchütternden, mächtig fortrei⸗ 
Fenden Zeitereigniffe, und aller Augen find auf Prälaten und Ritterſchaft, 
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als die verantwortlichen Depoſitarien der Landesgerechtſame, gerichtet. Jetzt 
koͤnnen, jetzt dürfen noch, jetzt muͤſſen Praͤlaten und Ritterſchaft die gemein: 
ſchaftuchen Intereſſen beider Herzogthuͤmer vertreten. Sind erſt ſeparate bera⸗ 
thende Provinzialſtaͤnde eingeführt; fo koͤnnen fie es nicht mehr: Es kann 
ihnen alſo nicht verdacht werden, daß ſie den gegenwaͤrtigen Zeitpunct bazu 
benusen, ihre fruͤhern, unter ähnlichen, aber minder, drohenden Umſtaͤnden 
abgefaßten, Anführungen: zu wieberhohlen. Dos Refultat derfelben: ift, daß 
bie. Aufrehthaltung der. alten gemeinfhaftlihen Verfaſſung beider Herzogthuͤ⸗ 
mer; duch unzählige, Tractaten und: Verbriefungen verbürgt iſt, welche durch 
die Einführung getvennter berathenber Stände alterirt voerben würden. ii Das 
hingegen koͤnnte die Einführung gemeinſchaftlicher berathender Stände für 
beide Herzogthümer auf verfaffungsmäßigem Wege, d. h. nad) Gepflogener 

Unterhandlung mit den Betheiligten, wuͤnſchenswerth ſeyn. Eine ſolche Uns 

terhandlung würde unter den günftigften Worbedeutungen angeknüpft: werben, 

wenn «8 Sr. Maj. gefallen follte, zu erklären: 

‘ daß die Einführung folcher gemeinfchaftlichen berathenden Stände nur eine 
proviforifhe Maafregel fey, wodurch, nad) dem Alterhöchiten Willen, die 
alte gemeinfchaftliche. Verfaſſung beider Herzogthuͤmer keineswegs aufgeho⸗ 
ben, ſondern nur die Wiederbelebung derſelben mit zeitgemäßen Modificas 
tionen vorbereitet werden folle. 

In allen diefen ‚Beziehungen hat das Cotps der Nitterfchaft gleiche In⸗ 
tereffen mit den, nicht zu demſelben gehörigen,. Gutsbefigern, und, wuͤnſcht 
ſich mit ihnen uͤber dieſelben zu berathen und zu verſtaͤndigen. Da aber 
die groͤßere Kenntniß der Landesverfaſſung unabhaͤngig von der Größe. des 
Grundbefiges ift, mithin die. durch das Allerhöchite Regulativ vom Jahre 
1778 feitgefeste Abftimmung nad Pflugzahlıhier, wo keineswegs von nad) 
Pflugzahl zu reparticenden Anlagen, . fonden von weit wichtigen ‚Gegenftän: 
ben die Mede ift, nicht wohl anmwendbarnfenn dürfte; da ferner nur der 
mündliche Austauſch der Anſichten zu einem allgemein befriedigenden Reſul⸗ 
tate führen kann; fo wuͤnſchten Prälaten und Ritterſchaft die gemeinſchaft⸗ 
lichen Landesangelegenheiten beider Herzogthuͤmer in gemeinſchaftlichen Wer 
fammlungen fämmtficher Gutsbefiger: in Erwägung ziehen zu dürfen, und 
find alfo in dem obigen die Motive ihres, an die hoͤchſtpreisliche Kanzlei 
gerichteteten, Gefuhs vom 23, Februar enthalten, welches der Aller: 
hoͤchſten Genehmigung empfehlen zu wollen, ſie nochmals ganz gehor⸗ 
ſamſt bitten. 
| Kiel, in der fortw, Deputation ber ſchlesw. sholft, Praͤlaten und Kit: 
ferfchaft, den 7. Aprit 1831 

F. Rangau, Budmwaldt. 6. Moltke €, Graf v. Rangau, 
J. Graf v. Baudiſſin. 





Darauf erfolgte 
b) Königlide Sefstaliohn vom 27, Mai 1831. 


„Wir beauftragen hiermittelft allergnadigft Unfere Kanzlei, ber beftänbi: 
gen Deputation der Prälaten und Ritterfchaft folgendes, in Anleitung ihrer, 
unterm 7. April d, J. gemadjten, Vorftelung, mit Hinweifung auf Unfere 
allerhoͤchſten Refolutionen vom 6. September :1815 und 26. April 1816 
zu eröffnen: Die von Uns ans freier landesherrlicher Macht befchloffenen 
Veränderungen in den innen Einrichtungen der Herzogthuͤmer Schleswig 
und Holftein können nicht zum Gegenftande einer Verhandlung in der Ver 
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ſammlung ber Ritterſchaft gemacht werben; weshalb dem Antrag dee Prätas 
ten und Ritterfchaft, dem auch bie Übrigen Gutsbeſitzer ‚beigetreten find, biefe 
Angelegenheiten oder, ‚beiden Herzogthümer in gemeinſchaftlichen Berfanımlun: 
gen: benthen: zu dürfen ,. nicht gewillfahret werden kami. Uebrigens haben 
Wir aus der Votſtellung vom 7. April mit beſonderem allerhoͤchſten Wohl: 
—— die Bereitwilligkeit erfahren, womit die Praͤlaten und Ritterſchaft 
jede andere Betrachtung vor dem allgemeinen Wohl des Landes zur Seite zu ſetzen 
geſonnen find. Und ſo wie der Zweck Unſerer unermuͤdeten landesvaͤterlichen 
Fuͤrfotge mar) inadie ſem allgemeinen Mohle zu: finden if; fo mahen Wir 
um ſo lieber Unſern getreuen Prälaten: und Ritterſchaft Unſern fchon früher 
gefaßten allechoͤchſten Beſchluß kund/ daß fie keineswegs von einer ihrer wirk⸗ 
lichen Stellung und F Verhaͤltniſſen entſprechenden Mitwirkung bei den, 
in jenen Einrichtungen zw treffenden, Veraͤnderungen ausgeſchloſſen werden 
ſollen ſondern daß fie —— Darauf rechnen dürfen, daß ſachkundige und 
erfahrene Männer aus ihrer Mitte in Fed von Uns näher zu — 
den, Art * ey wehet — 


ige 


— 





c) Königliches Deeret vom 28. Mat 1831, in Betreff ber 
künftigen Verfaffung in ben Herzogthümern Schleewig, Hol: 
fein und Lauenburg. 


Wie Frederik der Schfte u. f. w., thun Bund Hiermit: Wie 
Wir, mit Rüdfiht auf Unfern, für das Herzogthum Holftein erfolgten, 
Beitritt zum temtfchen Bunde bereits Früher befchloffen haben, fir diefes Her— 
zogthum . eine: den Zeitumftänden und Werhättniffen angemefjene ftänbdifche 
Berfaffung einzuführen; fo. wollen Wir. aud) dem Herzogtum Schleswig 
eine gleiche Verfaſſung zu Theil‘ werben laſſen, und dadurch Unfern ſaͤmmt⸗ 
lichen getreuen Unterthanen in beiden Herzogthuͤmern einen neuen dauernden 
Beweis Unferes unerfhütterlihen Vertrauens und Unferer ungetheilten Huld 
und Liebe geben. :. Die zu einer möglichft zweckmaͤßigen Vollziehung biefer 
Berfaffung erforderlichen, für das Herzogthum Holſtein geteoffenen, Einteis 
tungen und Borbereitungen, auf welche Wir landesväterlicy bedacht geweſen 
find, follen daher auf das Herzogthum Schleswig erſtreckt, befonders bie 
Trennung der Adminiftration von ber Juſtiz in beiden Herzogthuͤmern zur 
Ausfuͤhrung gebracht, und zu dem Ende ein gemeinſchaftliches Oberappella⸗ 
tionsgericht, welches gleichfalls für das Herzogthum Lauenburg die hoͤchſte 
Inſtanz bildet, errichtet werden. Gleichzeitig mit biefen neuen Einrichtungen 
ſollen die Stände in Wirkſamkeit treten, um, durch eine Angemeffene Theil⸗ 
nahme an der Verwaltung, in Unſern getreuen Unterthanen den Sinn und 
Eifer für das gemeinfame Wohl noch mehr zu beleben, Uns von den Mit: 
teln zur Beförderung dieſes Wohls die zuverläffigfte Kunde zu verfchaffen, 
und dadurch das Band, welches Unfer Eönigliches Haus mit Unferem Volke 
vereinigt, noch fefter zu Enüpfen. Zur Begründung des Verhaͤltniſſes der 
Stände wollen Wir Folgendes allergnädigft angeordnet haben: 

$. 1. Es follen zuvoͤtderſt für Unfere Herzogthümer Schleswig uud 
Holſtein Provinzialftände eingeführt werden, welche ſich als berathende 
Stände in jedem Herzogthume fuͤr ſich verfammeln, jedoch mit völlig gleis 
hen Befugniffen und Pflichten. Durch die abgefonderte Verfammlung der 
Stände wird fo wenig in dem Social: Nerus Unferer fchlesrwig = holfteinis 
fhen Ritterfchaft, für welchen es bei den bisherigen Vorfchriften, und na: 
mentlich hei dem Inhalt der Refolution vom 27. Juni 1732 fein Bewen- 
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den behoaͤlt, = ‚hen Fonfligen WVerhaͤltniſſen bie) ‚Unfere Bro 
Schleswig und Holſtein ‚verbindeh etwas veraͤndert.. nik. Car ı 
red Di Provinzialſtaͤnden beſtehen tan: gewählten ‚fo :wielame fots 
den Abgeocbneten, danen Wir ine befondere Stimme · beilegen werden/ und, 
bilden. das geſetzmaͤßiga Otgan der wetſchudenenn Staͤnde Unſeret getreuen Un? 
terthanen in jedem Herzogthum. UA 8 3 0. I u— n» 
1, 39: 3.:, Die allgemeine Bedingung:: ben; Mahlberechtigung wie ber Waͤhi 
harkeit iſt bas Land und das ſtaͤdtiſche Eigenthum. Fur Wahlberechtigung⸗ 
wie: zur Waͤhlbarkeit eines ſtaͤdtiſchen Abgeordneten iſt zwar das: ftädtifche, 
Bürgerrecht nicht: «rforherkich 3: ‚jeboch.:bebarf\.bie Wahl. eines jeben Abgeordiwess 
ten / welcher mit einer Beſtaluung, oder zum Behuf : amtlicher Verrichtungen 
mig; einem. Gonfirmationspatente,’verichen iſt, Unſerer allerhoͤchſten Genehmi⸗ 
gung. Auch ſollen der iſtaͤndiſchen Berſammſlng in; jedemu Hetzogthum. Ab⸗e 
gnonöngte fr. bies Beilicpen und: fl dhnfee:dilifche Unibedfiet:heitwahneh, 
—_. en — ernennen: werden. ni rn Id Ban TON RR stardh z 

it Nüdfiht auf die traf. Aa enthaltenen. Beſtimmungen 
— F die Entwuͤrfe ſolcher allgemeinen Geſetze, welche Veraͤnderungen 
in Perſonen- und Eigenthumsrechten und in den Steuern und öffentlichen 
Laſten a — haben, fomweikfie, Gig Herzogthugr allein angehen- 
der ſtaͤndiſchen rren diefeß. Kerzogthums, fomweit fie aber, beide Her: 
zogthuͤmer betreffen/ beiden ſtaͤndiſchen Verſanimlungen ber Herzogthuͤmer zur 
Berathung vorlegen laffen. 

’ 65:4, Die: ftändifche Verſammlung für, gedes Herzogthum kann nicht 
nur, in Anfehung der, zu ihrer Wirkfamfeit gehörigen, Gegenftände, Bor: 
ſchlaͤge und Anträge, fondern auch Bitten und Beſchwerden, welche auf das 
ſpecielle Wohl und Intereſſe des ganzen Herzogthums oder eines Theils deſ⸗ 
ſelben Beziehung haben, anbringen, und Wir werden uͤber ſolche, wie uͤber 
diejenigen Puncte, die Wir ihnen zut. Berathung vorlegen laſſen, Unſere Be⸗ 
ſchluͤſſe ertheilen, ER IN, 

6. Die Gemmeunalsngelgenbeien, in. jedem Herzogthume wollen. 
Wir 4 unter Vorbehalt Unferer Aufſicht und Genehmigung, ‚den. Belchlüffen 
der ſtaͤndiſchen Verſammlung uͤberlaſſen, wie derſelben denn. auch die. Befug⸗ 
niß beigelegt ſeyn ſoll, die Repartition der, in jedem Herzogthume zu entrich⸗ 
tenden, nicht bereits geſetzlich regulirten, Anlagen über die contribuirenden 
Diſtricte ſelbſt zu beſchaffen, und die Art der Vertheilung zu beſtimmen; 
beides jedoch unter Vorbehalt Unſerer zu bewirkenden Genehmigung, 
„87. Die ſtaͤndiſche Verſammlung fuͤr jedes Herzogthum tritt zuſam⸗ 
wen, wenn Wir ſelbige einderufen. Dieſes wird regelmaͤßig jedes zweite 
Sahr- gefchehen ‚Aaußexordentlich aber, fo oft Wir es fuͤr noͤthig finden. 
Die Dauer der ſtaͤndiſchen Verſammlung für jedes Herzogthum wollen Wir 
immer, den, Umſtaͤnden ‚nach, beſtimmen, und darnach der Verſammlung die 
Aufhebung derfelden ankündigen laſſen. 

$. 8. Zur nähern Regulitung der ftändifchen Verhaͤltniſſe in jedem 
Herzogthume und Über das Verfahren bei den Wahlen und in den ſtaͤndi— 
fen Berfammlungen, wollen Wir für jedes Herzogthum befondere Vor— 
ſchriften erlaffen. In denfelben werden Wir auch Unfere allerhöchite. Ent: 
ſchließung uͤber die Zahl der verſchiedenen Abgeordneten fuͤr jedes Herzogthum 
eröffnen. Ehe Wir aber, in Anſehung des. ſonſtigen Inhalts der, Uns zu 
ſolchen Vorſchriften vorzulegenden, Entwürfe, Unſere endlidye allerhoͤchſte Res 
ſolution ertheilen, ſollen darüber erfahrene Männer aus beiden KHerzogthüs 
mern vernommen und zur Berathung zugezogen werden. Auch werden Wir, 
wenn Wir Fünftig in dieſen befondern Gefegen Abänderungen als wohlthäs 


Großhengogthuut Luxenburg X 


tig und nuͤtzlich erachten wuͤrden, dieſe 7* nach vorgaͤngiger Berathung mit 
den Staͤnden jedes — treffn 


Urkundlich unter Unſerm koͤnigli andzeichen und vor —— In⸗ 
— „Bm du une Ha Suse ms Ben 28. 
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93 Mami ed waduınd nf?) on — Mioniſ 
dr HD niaa End ‚rer Gin "usl surded. ud ni anal 
ucH seibısepnullotss 1810 dB ————— 3 un 
(nd 
sn om FD Eherzogthum, y SUSE... ‚ne 
mi Dier iener Gongreßacte wab std Artikel Eros allb (ormatsdf⸗ 
reichiſche und ge Welgien gehotende) Hetzogthum lehren bürg’am den 
König > der Niederlande, Wulhelr 4) unter! dent Titel leines! Gro ßh or⸗ 
zogthums; doth Follte es eher Veſtandtheil des teu — Staatenbun⸗ 
des bilden/ ind dir Konig⸗Gtoßherzog⸗ mach der letzteri Würde, Mitglied 
des tentfchen / Bundes ſeyn. 1: Sugleich'definimie ber zweite Satz des Ar⸗ 
tikels der Congreßacte ny Le Grand⸗ddeh de Luxembourg, ser⸗ 
xant de ſoompensation pourüles(prindipautes de Nassau-Dillen- 
bourg; ’ Siegen, Hadamar etDiet#j-formera 'un'des Etats de ha 
confederation germanique, et’ l&'Prihce, Hoi de Pays-Bas, en- 
trera dans le systäme de cette confederation comme Grand-Duc 
de. Luyemhonrg, avec toutes les prerogatives es ;privilöges dont 
jouiront. leg „antzes, Princes, ‚allemand a DR bie Feſtung 
Luxenburg ‚als ige, Bunbeiiung erklärt... - 

Als darauf, g m 24. Auguft 4845. die. Verf af f ung bs8 Königrei: 
ches ber AUG erſchien enthielt 5 . 1. derſelben die Be— 
ſtimmung: „Da das ——*— Lur ämburg Ämter Einer Souverai: 
netät mit dem Königreiche der Niebetlande ſtehet; fo wird es nach dem: 
felben Sundamentalgefäge tegiett werben; feinen ‚Berbält 
niffen zudem teutfhen Bunde unbefhadte 
Es muß daher in Hinfihtder Verfaſſung des Großherzogthums — 
burg auf: die ‚(im zweiten Bande dieſer Sammlung erſcheinende) Verfaſ⸗ 
fung des ‚Königreichs der Niederlande hingewiefen werden, weil noch uns 
entjihieben: iſt. ob — — welche Weiſe das Schickſal ren in 
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Königreich * Niederlande; wie alle Drößinzen dieſer Moriäcchie, befon: 
dere Provinzialfiände, welde aus, 60 Perfonen beflanden, und 4 
Deputirte indie zweite Kammer bev niederlaͤndiſchen Staͤnde wählten, 
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- .Grohherzogthum. Sachſen · Weimar · Eiſenach. in 
m. Derpgthum, Sachfen Weimar ‚hatte; bis, sum. Yyflöfung des 
teutfchen Reies.ieiner. ‚ans „dem: ‚auögepenhen: Mittehälteetflaustienbe, 
ftändifche Verfaffung. (Vgl. darüber, und über die Veränderungen ber 
felben in ben Jahren 1809 und 1815, das zweite Stüd des erften 
Bandes ded allgemeinen Gthatöverfaffungsardhivd von 
EURER): 

Nachdem aber am 15. Dec. 1806 der Herzog von Weimar, ohne 
Drrgrößerung ober Verluſt des Laͤndergebietes, mit den uͤhrigen Fuͤrſten 
des: Saͤchſiſch⸗ Erneſtiniſchen Hauſes zu Poſen dem: Rheinbunde beigetre⸗ 
ten, ‚war, und (1807) das neugeſtiftete Koͤnigreich Weſtp hal en eine 
neue repraͤſentative Verfaſſung erhalten, fo, wie (1808) der Koͤnig von 
Bayern feiner Monarchie, die, mene : (oben mitgetheilte, aber nicht ins 
Staatöleben eingetretene) Verfaſſung gegeben hatte, erichien auch. am 
20. Sept. 1809 die ‚nachflehende. Gonftitution. Doch trat. fie eben fo 
wenig,. als die bayerifche vom. J. 1808, in die Wirklichkeit. ein.» Allein 
fie behauptet fchon wegen. ber. VBergleihung mit: der. fpätern Pactirten 
Berfaffung von dem Jahre 1846,'ein'bleibenbes politifches Intereſſe. 

Sie führt den Titel: un * 


a) Conſtitution der vereinigten Landſchaft der her— 

zoglich Weimar: und Eiſenachiſchen Lande, mit Ein— 

ſchluß der Jenaiſchen Landesportion, jedoch mit Ausſchluß 
des Amtes Ilmenau, vom 20. Sept. 1809. 


Erſtes Kapitel. 
Hauptgrundſaͤtze. 
Drei Kreiſe. 

F. 1. Die zeitherigen drei Landſchaften, von Weimar, Eiſenach und Jena, 
werden in eine gemeinſchaftliche Landſchaft vereinigt, welche aus drei Kreiſen, dem 
weimariſchen, eiſenachiſchen und jenaiſchen, beſteht. 

Lkandſchaftliche Deputation und General-Landſchaftsbdirector. 

F. 2. Die ſaͤmmtlichen Geſchaͤfte dieſer vereinigten Landſchaft beſorgt, unter 
dem Vorſitze eines Generallandſchaftsdirectors, eine beſondere ſtaͤndiſche Deputation, 
und alle zeitherige Ausſchuͤſſe der drei Landſchaften, nebſt der jenaiſchen Ordinar⸗ 
deputation, auch der weimariſchen und jenaiſchen Praͤlatur, hoͤren voͤllig auf; doch 
verliert dadurch keins der, aus den landſchaftlichen Kaſſen zeither ſalarirten, Glie— 
der der Landſchaften, fo wenig als einer der landſchaftlichen Diener, auf feine Les 
bengzeit etwas an feinem Gehalte ober fonftigen Bortheilen. 

Landfhaftscollesium und Lanbräthe. 

5. 3. An bie Stelle der drei verfchiedenen, zeither zu Verwaltung ber Steuer: 
gefhäfte verordnet geweſenen Behoͤrden, nämlich der beiden Landſchaftskaſſendi⸗ 
rectorien y Weimar und Eiſenach und ber jenaifchen Orbinardeputation, in ber 
Eigenfhaft eines Steuercollegii, zu Jena, tritt eine einzige, unter dem Namen bes 
Landfchaftscollegii, zu Weimar, welchem zugleich die Verwaltung noch einiger ans 
berer — Kaſſen übertragen wird, und mit dem auch bie Landraͤthe verbun⸗ 
den, werben. 
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2” Anfang derneuen Einrihtung. 
5. 4, ‚Alle vorftchende Einrichtungen fangen mit dem bevorfichenben 28. Octo. 
ber des gegenwärtigen Jahres an. — 
.Bmelted:Kopitel, 
— Von den drei Keeifen, 
Der zu jedem Kreife gehbrige Theil der herzoglichen Lande. 

Pi Der weimärifhe — die —— — — weima⸗ 
riſchen Lande, jedoch mit Ausnahme des Amtes Ilmenau, in ſich. 

Das ** zu dieſem Lande geſchlagene, vormals eiſenachiſche Amte Gro- 
ßenrudeſtaͤdt gehört daher mit zu dem beſagten Kreiſe. 

Den eiſenachiſchen Kreis machen die herzoglichen eiſenachiſchen Lande, fo 
wie fie fih dermalen befinden, aus. Der jenaifche Kreis beficht aus der zeithes 
rigen jenaiſchen Landesportion. 

Jeder Kreis beſteht aus zwei Klaſſen von Ständen. 
5. 6. Ein jeder Kreis enthält verſchiedene Klaffen von Etänden, 
a) Gutsbeſitzer und | 
b) Städte, . ; 

Zu ber erften Klaffe gehören alle diejenigen, welche zeither, in Abficht ihrer 
Güter, Gerichtsortfhaften oder anderer Zubehörungen, dad Recht hatten, zu ben 
allgemeinen Sandtagen ihrer Landſchaft berufen zu werden. Bloße Befiger von 
Erbzinfen und andern Gefällen, welchen weder ein Gut noch bie Gerichtsherrlich— 
keit zufteht, haben bes Vorzugs ber Standſchaft ſich T u erfreuen. 

Bu der zweiten Klaffe gehören alle Städte, welche jäber bei ben allgemeinen 
Landtagen ihrer Landfhaft mit einberufen wurden. 


Die Akademie Jena if ein allen brei Kreifen geböriger Stand. 

$. 7. Die Akademie Jena behält, und zwar als Akademie, das Recht der Stand⸗ 
(haft, wird jedoch, ungeachtet des Befiges ihrer beiden Dotalgüter, zu feinem ein: 
zelnen Kreife gerechnet, fondern, in ber Eigenfchaft einer Landesakademle, als allen 
drei Kreifen gehörig angefchen. Ä 


Dritted Kapitel, 


Bon der landfhaftlihen Deputation, 


Drganifation der Deputation. 
6.8. Die landſchaftliche Deputation befteht, außer dem Generallandfchaftsdi: 
— * — das folgende Capitel beſonders handelt, aus zwoͤlf Deputirten. 
on dieſen 
ſechs aus dem weimariſchen Kreiſe, als: 
drei Gutsbeſitzer, 
drei von den Staͤdten; 
drei aus dem eiſenachiſchen Kreiſe, als: 
zwei Gutsbeſitzer, 
einer von ben Staͤdten; 
zwei aus dem jenaifchen Kreife, als: 
ein Gutsbefiger, und 
einer von den Städten, und 
einer von ber Akademie Iena. | 

Die Deputirten aus der Klaffe der Gutöbefiger Finnen eben fowohl nichtabeli- 
gen als abeligen Standes feyn. 

Bei den ftädtifchen Deputirten wirb nicht die ganze Stabt, fondern blos bie 
ſes ober jenes Individuum aus dem ftädtifchen Corpore felbft zum Deputirten be: 
ftimmt, und es ift übrigens hinreichend, wenn baffelbe eim wirkliches Rathsglied 
einer ber Städte des Kreifes ift. 

Der akademiſche Deputirte muß ein lieb bes akademiſchen Senats feyn. 

! Berfammlungen berfelben. 

F. 9. Diefe landſchaftliche Deputation verfammelt ſich ordentlicher Weile zu 
Weimar alle Jahre einmal, und zwar ohne daß es einer befondern Zufammenberus 
fung bebarf, jedesmal an dem zweiten — auf die Zahlwoche der Leipziger Micjaes 
lismeffe fallenden, Montage. 1 
Eine auferorbentliche ammlung ber Deputirten. findet nur dann Gtatt, 
—— der Landesherr ſoiches für noͤthig findet, und daher ihre Zuſammenberufung 
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In dem gegenwärtigen Jahre geſchiehtudie ordentliche Verſammlung am 28. 
des bevovſtehenden "Monats Detobepy.! undudlesniſt auch Tore“ — Warum 
nad) dem 4. $. die neue Einrichtung gerade misndiefem Tagen ihven Anfang neh⸗ 
men fol. ie FOR © 
Glieder ber eiſten Obputetion ur deren Sitzordnung. 

8.10. Es iſt nothwendig/ daß bie langſchaftticht Deputation aus ſolchen Gliedern zus 
ergeet ſey , welche ſattſame Kenntnifi von deee Angelagenhei 
ten haben; mit —— der, Stände ‚ift gegenwaͤrtig die ‚Einrichtung ‚getroffen 
worden, daß diefelbe zu Anfange, außen; dem Generallandfhaftsdirector, aus fol 
genden Perſonen — und in ber nächbemerkten Ordnung beftehen folle; ; -. 

1) dem herzoglich weimariſchen, wirklichen geheimen, Rathe und Landfchaftäbir 
**. von Wangenheim, von Seiten ‚ber — — eiſenachiſchen 
Kreiſes, ul ur. nu tina 1,5 NE ie, migir 

2) dem herzoglich weimarifchen geheimen Kirchenrathe und. Profeſſor der Theolo⸗ 
gie, D. Griesbach A ‚Sena, von Seiten der bakan Uniperfität, 

3) dem kodniglich faͤchſi ns; methern, don Deldärf,, 7, 

4) dem Eontgtich preußifchen, "auch: Hergoditäg meimärifhen Kammerherrn und hera 
zoglih weimarifhen Landrathe, Kreiherrn von Eglöffftein, * ._ 

5) dem fuͤrſtlich fhwarzburgifch = rudoiſtaͤdtiſchen geheimen, Kammerrathe und 
herzoglich weimariſchen Landrathe, Fteiberrn von Lyncker, | 
“den drei Tegtern von Seiten der Gutsbefiger des weimariſchen Kreifes, 

6) dein herzoglich wweimarifchen geheimen Kammerrathe Eithel, ‘von Seiten der 
Gutsbeſitzer des eiſenachiſchen Kreifes, 

7) dem herzoglich weimarifchen Sandrathe, von Schlegel, von Seiten der Gute: 

beſitzer des jenaifchen Kreifes, | 

8) dem Deputirten ber Refibenzftabt Weimar, 

Nedem Deputirten der Stadt Buttſtaͤdt, | 
10). dem Deputieten dee: Stadt Dornburg, 4 
ben drei leztern von Seiten der Städte bes weimariſchen Kreiſes, 
»11) dem, Deputirten det Reſidenzſtadt Eiſenach, von Seiten der Städte des eiſe⸗ 
nachiſchen Kreiſes, und er 6 ah 315° 
einem Deputirten ber, beiben. Br 3 Jena und Auftädt, welche deshalb unter 
ſich ſelbſt noch zw bekeinigen haben werden, von Geiten der Städte des jenaie 
Ihen Kreis 1:55 3.0. 0% Bri,.1r a 130 a... pl 
Succeffive Erneuerung ber Deputationsgliebder. 

.11. Dieſe zmölf- Deputirte werben ‚alle, ſechs Jahre erneuert, und zwar fo, 
daß in jedem Jahre zwei ausgehen, an deren Sfelle ſodann wieder zwei neue, ‚ges 
wählt werden. 2 | 

Die Reihe, wie ſolches gefchehen, et „wird für :die erften ſechs Jahre durchs 
2008 beftimmt. Doch ift hiervon der herzoglich weimarifche wirklichesgeheime Rath 
und Landfcaftsdirector von Wangenheim ausgenommen, als welcher Icbenslänglich 
ein Glied der Deputation bleibt. u. 24 | 

Auch bei den übrigen dermaligen Deputirten nimmt _die Zeit des fucceffiven 
Austrittö erft nad) Verfluß von drei Jahren, mithin im Dctober 1812, ihren An 
fang, und es geſchieht daher die diesfallfige Beftimmung durchs Loos erſt bei der 
ordentlichen Deputationsverfammlung des Jahres 1811. | 

Wie es mit der Wahl neuer Deputirten ber Kreife zu halten. 
$. 12. Wenn unter den landfchaftlichen Deputirten entweder burdy dad, nad) 

Ablauf ihrer fechsjährigen Zeit gefchehende, Austreten, ober: durch den unterdeffen 
erfolgenden tödtlichen Dintritt eines derfelben, oder dadurch, daß einer unter ihnen 
die Eigenſchaft, welche ihn zum Deputirten dualificirt, verliert (4. B. wenn ein 
Gutäbefiger das Gut in dem .Kreife, von dem er Deputirter war, verkauft, wenn 
der afademifche Deputirte feine Profefforitelle nicderlegt, wenn cin ftädtifhher Der 
putirter aufhört, ein wirkliches Rathsglied zu feyn), ober fonft auf eine andere, 
Art eine Vacanz entfteht;.fo wird imterften. Kalle :bei der, „won der Austritkszeit 
nädhftvorhergehenden, ordentlihen Deputationsverfammlung, und in den übrigen 
Faͤllen bei der, auf das Abfterben. oder: den Abgang: zunächitfeoigenden — ordentli⸗ 
chen. oder: auferorbentiihen — Iandfchaftlichen: Deputationszuſammenkunft, über die. 
vorzunehmende Wahl: gemeinfame Delibesation angeſtellt, und es dabei. in nachſte⸗ 
hender Maafe gehalten. “ TOT a TEE BER FIR RT 
Gehoͤrt der Abgegangene zu einem ber bach Kreiſe; fo. iſt der neue nicht nur 
wieder aus eben dem Axeiſe ſondern audi) aus. ‚chen ‚der; Klaſſe des Kreiſes zu neber 
men, wozu fein Vorgaͤnger ſich zaͤhlte. War daher ſolcher ein Gutsbeſitzerz ſo 
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muß ber situerpleichfalls ein @utsbefiger aus chen dem erg and war eier Die 
putirter won ben Städten, fo muß ber neue gleichfalls ein — eines der 
Staͤdte eben: dieſes RKreiſes ſeyn⸗ 

u. Die Deputirten des Kreiſes, zu welchem der —— fi rechnete⸗ fi lei 
gen hisebeis' zubdrberftr ber gefammten: landſchaftlichen Deputätion einige ihnen 
hierzu ſchicklich ſcheineude Perſonen vor, diefe aber ftellt ſodaun darüber ihre“ colle⸗ 
gialifche: Beratbfchlagung an, und, in: Gemaͤßheit des darauf ,- nad): den’ mehrefteh 
Stimmen, gefaßten Schluſſes, fordert ber: Generallandfchaftsdirectoe die ſaͤmmtli⸗ 
chen Stände. des Kreifes, zu welchem ber Abgegangene gehoͤrte, mittelft Girculars 
zur Wahl eines neneniDeputirtem auf, und madt ihnen dabei zugleich einige , der 
—— landſchaftlichen Deputätion als vorzuͤglich empfehlungewürdig geſchienene, 
Perſonen namhaft. Doch find die on eh beshalb nicht gerade gebimden, nothwen⸗ 
dig Tine: dieſer Perſonen wirklich zu waͤhlen. 

Wenn an die Stelle eines, nach Verfluß der conftitutiongmäßigen ſechs Jahre 
austretenden, Deputirten ein neuer zu wählen iſt; fo kann auch ber: vorige wieder 
gewaͤhlt werden, und eben ſo kann auch derſelbe von der landſchaftlichen Depwiatish 
den Ständen des Kreiſes vorgefchlagen: werden. 
| Ein Stand hingegen, deſſen Wohnort ſich über zwölf Deilen von Weimar ent: 
fernt befindet, ift ſchlechterdings unwahlfähig, und es darf folglich auch ein Depu⸗ 
tationsglied, wenn es während ſeiner ſechsjaͤhrigen Zeit einen entfernten Wo hnort 
genommen ‚hätte, nicht weiter gewählt : werben. 

Sollten * ber Wahl eines Deputirten zwei Perfonen: völlig. gleiche Stim⸗ 
men haben ;; ‚fo: entſcheidet darüber" das: Loos,. weldyes entweber ‚bei ‘ber Land⸗ 
ſcha $deputation- jelbft ‚oder hei dem Gemerallandfchaftsdirector gegriffen wird. 

ohin nun die Wahl der Stände des Kreifes ausgefallen iſt; davon wird for 
dort dem Landesherru von dem Genzrallandfdyaftsdirector, zum -Behuf. der zu er: 
theilenden Confirmation, gehörige Anzeige —— Erfolgt dieſelbe, mittelſt eines, 
an ben letztern erlaffenen; landesherrlichen Decrets; fo macht er ſolche nicht nur 
dem neuen Deputiuten, mittelft Schreibens, fondern auch den ſaͤmmtlichen Ständen 
aller drei Kreife,mittelft Eirculars, bekannt. 

. Borihriften, re des Da Ir a Stimmredhts ber Kreis— 


, &18: 3% Anfıhimg bes Rechtes der Staͤnde eines jeden Kreiſes, bei der 
Wahl eines neuen Deputirten ſeines Kreiſes ihre Stimmen zu geben, iſt noch Bol 
gendes zu bemerken: 

) Der Generatlandfhaftsdirecrtor: verliert durch feine Stelle keinesweges das 
» Stimmvedt ‚beider Wahl eines: neuen Deputirten: feines’ eigenen Kreifes; und 
es ift ihm daher verftattet, in beim, deshalb an. die Ständer deffelben zu erlafe 

'» ‚jenden, Gircutaxi ſelbſt denjenigen Stand zu benennen, welchem er feine * 
Stimme zu ertheilen ſich verantaßtı findet. 

2) Ein jedes der: Glieder der Deputation hat ebenfalls Bas Recht, bei der Wahl 
eines neuen Deputirten feines: eigenen Kreifes ‚feine Stimme zu geben, und 
bie Deputirten bes Kreifes, welcher zu waͤhlen hat, erhalten zu dem Ende das 
diesfallfige Eirtular allezeit zuerſt. 

8) Wenn einer einzigen Perfon mehrere Tandtagsfähige Güter in einem Kreife 
zuſtehen; fo hat fie für jedes derſelben eine : befondere Stimme. Wenn binges 

gen. mehren Perfonen zufammen ein: einziges Gut biefer Art in einem Kreife 
al fo Haben fie deshalb zuſammen mur eine einzige Stimme. 
Wenn Srauenzimmer, oder außerhalb der herzoglich weimar- und eiſenachi⸗ 
ſchen Sande wohnende Gutsbeſitzet, bei einer Wahl mitſtimmen wollen; fo ba: 
ben fie deshalb im Voraus einem Gutsbefiger ihres Kreiſes Auftrag zu thun, 

‚ . aud ſolches dem Generallandidhaftsdirector anzuzeigen. An diejenigen, welche 
dies nicht gethan haben, wird von bem legtern das Wahlcircular nit erlafe 
: fen. Dod darf ein Stand neben feiner eigenen Stimme nicht mehr, alsı 
eine fremde Stimme führen, den einzigen Bau ausgenommen, wenn in eis 
Amnm Kreiſe die Zahl der Ftauenzimmer oder der, ‚außer den herzeglichen Lan⸗ 
den wohnenden, Gutsbeſitzer größer wäre, als: die Zahl Der. in dem Kreife 

wohnenden, Gutsbeſitzer jelbft. 

Bie es mit ber Wahl eines ie atademifgen Deputicten 

en 
£ 14. Kommt bie Stelle des —— der Akademie Jena entweder durch den⸗ 
nach, abgelaufenen ſechs Sahren; erfelgenden conſtitutionsmauͤtigen Ansteitt, oder in. 
der Zwiſchenzeit durch Abfterben oder fonftigen Abgang zur Erledigung; jo werden 
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im. erftern Falle, fpäteftene vier Wochen vor der, zunächft vor. dem Austrittster⸗ 
mine vorhergehenden, ‚ordentlichen. Deputationsverfammlung, und im letztern Falle 
fpäteftens vier Wochen vor dem, auf das Abfterben oder. den fonftigen Abgang züs 
naͤchſt folgenden, ordentlichen oder außerorbentlichen Verſammlung der Deputation, 
dem Generallandiaftsbirector von dem akademiſchen Senate zwei bis drei feiner 
Glieder — unter welchen im erftern alle auch der Austretende wieder mit begrif: 
fen feyn kann, — namhaft gemacht, worauf ber Generallandfchaftsbirector dieſei⸗ 
ben, fofort dem Landesherrn fchriftlich präfentirt. Der legtere wählt ſodann einen 
darunter, und macht folches dem. erften mittelft Decrets bekannt. Sobald diefes eins 
langt,. giebt ber Generallandfchaftsdirecter , bavon dem akademifchen Senate, mit 
telſt Eirculars, und der gefammten Landſchaft mitselft Circulars, gehörige Kenntniß, 
Sigordbnung ber künftig hinzutommenben Deputirten, 

$. 15. In Anfehung der Sitzordnung ber künftig neu hinzukommenden Depu⸗ 
tirten, wird es in folgender Maaße gehalten. 

Zritt ein neuer Depulirter aus der Klaffe der Gutsbeſizer in die Deputationz 
fo nimmt. berfelbe, er fey,. von welchem Kreife er wolle, allezeit den legten Pla 
unter den Deputirten dieſer Klaffe ein. Kommen mehrere Gutsbefiger aus verfchies 
benen Kreifen auf einmal in die Deputation; fo orbnen fle fich unser einander nady 
ber oben $. 1. und 5. beflimmten Orbnung ber Kreife Wenn baher. ein weimaris 
ſcher und eiſenachiſcher Deputirter zugleich einrüden; fo figt zuerſt der weimarifche, 
und dann der eifenadifce. Wenn ein eiſenachiſcher und jenaifcher Deputirter zus 
Fer einrüdenz fo figt zuerft ber eiſenachiſche, und dann der jenaiſche u. ſ. w. 

veten bei bem weimars und eifenachifchen Kreife mehrere: Gutsbefiger eines Kreis 
feö zugleich in die Deputationz; fo beftimmt bie Zeit ihrer erften Belehnung den 
Rang unter ihnen. 

Wird ber akademiſche Deputirte erneuert; fo nimmt ber ‚nette Deputirte dem 

ee zwifchen dem fechften Deputirten aus ber Klaffe ber Gutsbefiser und dem er⸗ 
en Deputirten aus ber Klaffe der Städte ein; im ber Folge aber roulirt er mit 

ben Deputirten aus ber Klafje der Gutäbefizer, fo daß der nächite berfelben, wel 

der nad) ihm in die Deputation gefegt wird, den Plag hinter ihm erhält. -: 

Kommt ein neuer ſtaͤdtiſcher Deputirter hinzu; fo nimmt er. jederzeit ben let⸗ 
ten Plag unter allen zwölf Deputirten ein, ohne Unterfchieb, zu welchem Kreife 
er gehört. Treten mehrere ftäbtifche Deputirte auf einmal in die Deputas 
— ſo ordnen ſie ſich unter einander, nach der vorerwaͤhnten Rangordnung der 

e 


Treten bei dem weimariſchen Kreiſe mehrere ſtaͤbtiſche Deputirte deſſelben auf 
einmal hinzu; fo beſtimmt der Rang, welchen zeither bei Landtagen die Städte uns 
ter einander hatten, ihre Sitzordnung unter ſich. 

Wird ein ſchon vorhandener Deputirter, nad Ablauf ber ſechs Iahre, aufs 
neue wieder gewählt; fo behält er feinen alten Platz. 

Bon den Suppleanten ber Deputirten. 

$. 16. Damit die Deputation bei jeber VBerfammlung möglichft vollftändig feyn 
möge, werben ben Deputirten aus ber Klaffe ber Gutöbefiger, und ben Deputicten 
aus ber Klaffe der Städte zufammen fehs Suppleanten, aus jedem Kreife zwei, 
nämlich ein Gutsbeflger und ein ftädtifches Rathöglied, beftellt. Mit der Wahlpräfen: 
tation und Gonfirmation berfelben wird es völlig fo gehalten, wie es oben $. 12, 
in Anfehung der Deputirten felbft, vorgefchrieben worden if. Wegen ber Wahl 
der erftern ſechs Suppleanten ift ſogleich bei ber erften Deputationsverfammlung 
das Nöthige zu beforgen, 

Sollte bei einer der jährlichen VBerfammlungen ber Deputation, ober auch bei 
einer außerorbentlichen Zufammenberufung berfelben, einer der Deputirten aus ber 
Klaffe. der Gutshefiger ober der Städte zu erfcheinen behindert werben; fo ift er 
verbunden, folches dem Generallandfhaftsbirector zeitig anzuzeigen, damit von 
—— ſofort der Suppleant feines Kreiſes und feiner Klaſſe einberufen wer⸗ 
den koͤnne. 

Bei dem Erſcheinen nimmt der Suppleant nicht die Stelle deſſen, welchen er 
vertritt, ſondern jederzeit die unterſte Stelle ſeiner Klaſſe ein. 

Diäten und Reiſekoſten — ——— und des Landſchafts— 
Di; vndici. 

$. 17. Bei einer jeden ordentlichen und außerordentlichen Verſammlung ber 
Deputation , fo wie bei einer jeden Gelegenheit, wo fonft ein Deputirter in lands 
ſchaftlichen Gefchäften gebraucht wird, erhält derfeibe ohne Unterfchich, aus wel⸗ 
her Klaffe er. ſey: Ä 
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an Diäten, auf jeden Tag feiner Anwefenheit an dem Orte, wo das Gefhäft 
geführt wird, von bem Zage der Ankunft an bis zu dem Zage feiner Abs 
reife incl. brei Ir, zwoͤlf Grofchen; 

an Reifekoften, auf jede Meile, ſowohl bei ber Hin» als bei ber Ruͤckreiſe, 
für, Poftgeld und alle Nebenkoften zufammen, einen Rthlr. zwölf Gros 
hen, wobei die Meitenzahl, in Abſicht der Deputirten, aus der Klaffe ber 
Gutsbefiger, von dem Gute an, von welchem das Recht ihrer Standfchaft 
abhängt, und, wenn fie mehrere Güter haben, von dem naͤchſten derfelben, 
in Anfehung der Übrigen, von dem Orte des Geſchaͤfts entfernten, Deputirs 
ten aber von ihrem Wohnorte zu berechnen ift. 
Sollte der Landſchaftsſyndicus der gefammten Landfhaft an auswärtige Orte 

verſchickt werden; fo erhält er 

on Diäten auf jeden Tag feiner Anmefenheit dafelbft, vom Tage ber Ankunft 
an bis zum Zage ber Abreife incl. zwei Rthlr.; 

an Reifefoften eben fo viel, wie vorerwähntermaßen ein Deputirter, 


— der Verſammlungen der Deputation hingegen bekommt derſelbe keine 
iaͤten. 


Ein Deputationsglied ift auch Glied des Landſchaftscollegii 

$. 18. Eins der, in der Refidenzftabt Weimar wohnenden, Glicder ber land: 
fchaftlichen Deputation aus der Klaffe der Gutsbefiser ift zugleich auch Stich des 
Landfchaftscollegiums, und hat in diefer Eigenfchaft eben ſowohl alle Rechte, als 
ulle Obliegenheiten der übrigen Glieder des legtern. Ä 

Die Präfentation deffelben gefchieht von der Deputation felbft, und zwar ohne 
vorherige Rüdfprache mit den gefammten Staͤnden, jederzeit bei ber n&ähften or⸗ 
dentlichen oder außerordentlichen Deputationsverſammlung, welche nach der ſich ers 
eignenden Erledigung gehalten wird. 

Die erſte Praͤſentation wird bei ber, am naͤchſtbevorſtehenden B. October Statt 
findenden, erften Deputationsverfammlung vorgenommen. Truͤge ſich indeß der Fall 
zu, daß unter den wirklichen Deputationsgliedern keins vorhanden wäre, das füge 
lich zu diefer Stelle präfentirt werden fönnte, dagegen aber unter den Supplean⸗ 
ten derfelben ($. 16.) ein dergleihen Subject ſich befände; fo könnte auch foldhes 
dazu präfentirt werden. Rach eingelangter landesherrliher Konfirmation des Praͤ⸗ 
fentirten, welche der landſchaftlichen Deputation jederzeit mittelft herzoglichen De: 
trets befannt gemacht wird, gefhicht fogleich die wirkfiche Einführung deffeiben in 
das Landſchaftscollegium. ö 

Sollte er vielleicht in der Folge aufhören, ein Glieb der Iandfchaftiichen De— 
putation ober ihrer Suppleanten zu feyn, oder feinen Wohnſitz verändern; fo hört 
er auch baburch von felbit auf, ein Glied des Landſchaftscollegii zu feyn, umd es 
wird alddann ein neuer an feine Stelle präfentirt. 

Die Befoldung diefes Gliedes des Collegii wird unten $. 84, beftimmt werben. 

0 Gefhäfte der Deputation. 

8. 19. Die vorzüglichften Gefhäfte der landſchaftlichen Deputation bei Ihren 
ordentlichen jährlichen Zuſammenkuͤnften find folgende: 

Das erfte und vornehmfte unte allen ift die — — und Abnehmung der, 
ſowohl über die Hauptlandſchaftskaſſe, als die übrigen dem Landſchaftscollegio un: 
tergeordneten, Kaffen geführten Rechnungen. In welcher Maafe diefes gejchieht; 
davon ift unten ($. 41.) umftändlihe Anweifung zu finden. 

Ein anderes, nicht minder wefentliches, Geſchaͤft ift bie Regulirung ber ſaͤmmt⸗ 
lichen Kaffenetats auf das naͤchſte Rechnungsjahr, mie auch die Ausfindigmachung 
der Mittel, um bie nad biefen Etats erforderlihen Staatsbedürfniffe aufzubrins 
gen. Die Art und Weife, wie hierbei zu Werke zu gehen ift, wird $. 42, näher 
beftimmt werben. 

Wenn neue Randesgefege zu erlaffen find, welche nicht bloße, weder mit der 
Smbesverfaffung, noch mit befondern Socalumftänden in Verbindung ftchende Rechte: 
gegenftände betreffen, und deren Promulgation nicht fo nothiwendig ift, daß fie kei- 
nen Aufſchub verftattet; fo werben bie Entwürfe davon zuvoͤrderſt ber landſchaftli⸗ 
hen gg en zu Eröffnung ihres unvorgreiflihen Gutachtens vorgelegt. Die 
genaue Durchgehung dieſer En e und die Erfhattung ihres Gutachtens darüber 
macht daher ebenfalls einen weſentlichen Theil der Beſchaͤftigung berfelben bei dies 
fen Zuſammenkuͤnften aus. F 
WBird von dem Landesherrn Über einen andern, das Wohl des ganzen Landes 
— Gegenſtand ihr unvorgreifliches Gutachten vernommen; fo zieht fie bie 
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Sache in reifliche Erwägung, und eröffnet ſodann ihre patriotiſche Gedanken dar⸗ 
uͤber ſchriftlich. 

Gehen ihr ſelbſt zu Befoͤrderung des allgemeinen Beſten gereichende Vorſchlaͤge 
bei; ſo laͤßt ſie ſolche ebenfalls ſchriftlich an den Landesherrn gelangen. 

Damit aber bei ihren Zuſammenkuͤnften die Zeit möglichft benugt werben möge, 
ift in ſolchen keineswegs Alles in pleno zu verhandeln, fondern es hat der Generalland« 
ſchaftsdirector ſogleich beim —— einer jeden Verſammlung die Glieder der 
Deputation in mehrere Sectionen zu vertheilen und ſich dabei zu bemuͤhen, einer 
jeden dieſer Sectionen gerade ſolche Gegenſtaͤnde zur Bearbeitung zu uͤbertragen, 
welche den Kenntniſſen der Perſonen, aus denen fie beſteht, am meiſten angemefs 
fen find. Eine jede folhe Section darf zwar aus nicht weniger als drei Perfonen 
beftchen; es iſt aber auch ſchon hinlänglidy, wenn fie nur biefe Zahl von Gliedern 
enthält. Webrigens hängt es Lediglich von dem Gutbefinden des Generallandfchafts: 
directors ab, wie er jede Section ordnen, und aus welcher Klaffe von Deputirten 
er diefelbe ganz oder zum Zheil zufammenfegen will, fo wie auch die Einrichtung 
ihrer - verfchiedenen Gigungszeiten blos und allein feiner Anordnung überlaffen 
bleibt. Das Protocol bei den Sectionen führt jederzeit dasjenige Glied berfelben, 
welches im Range das legte ift. 

Sft von einer Section die ihr zu Durchgehung und Erwägung übergebene 
Sache gehörig bearbeitet; fo wird fodann der ganzen Deputation von dem Reful 
tate Vortrag gethan, und, nad) angeftellter fernerer Deliberation darüber, ein ges 
meinfchaftlicher Deputationsfchluß gefaßt. 

Subalternen berfelben. 
$. 20. Die Subalternen der landfchaftlichen Deputation find 
1) der bei der vereinigten Landſchaft anzuftelende Landfchaftsfyndicus, und 
2) ein Landſchaftskanzelliſt. 

Die erftere Stelle wird gegenwärtig mit dem zeitherigen Landſchaftsſyndicus 
ber weimarifchen Sandichaft cs die zweite kann jederzeit von einem Steuerfubs 
alternen mit verfehen werden. 

Diefer beiden Subalternen bedient fih auch der Generallandfhaftsbirector bei 
den, außer der Verfammlung ber Deputation vorfallenden, Erpeditionen. 

Da aber folhergeftalt der Landfchaftsfyndicus der künftigen vereinigten Lands 
Schaft weit mehrere Gefchäfte hat, als der Syndicus der weimariſchen Landſchaft 
geither hatte; fo wird die Befoldung von 133 Rthlr. 8 Gr., welche der legtere in 
der Eigenschaft bezog, bis auf 233 Rthlr. 8 Gr. erhöhet. 

Snwiefern außer ber Deputation noch fonft Zuſammenkuͤnfte ber 
gandftände Statt finden. 

$. 21. Außer den ordentlihen und außerordentlichen VBerfammlungen ber lands 
fchaftlihen Deputation findet fonft keine Zufammenkunft der Landſtaͤnde oder Ein: 
berufung derfelben, weder im Allgemeinen noch theilweife Statt; es fey denn, daß 
der Landesherr zu irgend einer Feierlichkeit, ober zu einem befondern Zwede für 
nöthig finden follte, alle oder einige Stände zu convociren, oder daß fie felbft, un« 
ter Vorlegung vorzuͤglich wichtiger Gründe, auf Verftattung einer allgemeinen Bus 
fammentunft antragen’ follten. 

Jedem einzelnen Stande ift erlaubt, feine Anliegen an die Depus 
tation gelangen zu laffen. 

6. 22. Doch wird — — den zur landſchaftlichen Deputation nicht gehoͤri⸗ 
— Ständen — welche übrigens ferner, wie bisher, Stände des Landes bleiben, — 
einesiwegs bie Erlaubniß benommen, in dem Falle, wenn Einer oder der Andere 
unter ihnen einen, nad feiner Anfiht, zum Beften des Landes gereichenden Wors 
flag oder Wunſch hegen, oder fonft ein Gebrechen, deffen Remedur das allge 
meine Wohl ihm zu erfordern fchiene, bemerkt zu haben glauben follte, davon der 
landſchaftlichen Deputation während ihrer Verſammlung, oder auch vorher [hon dem 
Landfchaftsdirector, zum Wortrage bei der letztern fchriftlihe Anzeige zu machen. 
Geſchieht dies; fo hat die Deputation die Sache in Deliberation zu ziehen, und 
wenn fie ſolche beachtungswerth findet, diefelbe dem kandesherrn zur weitern Bes 
berzigung vorzulegen. 

Bon den wicdhtigften Befhlüffen der Deputation erhalten bie übris 
gen Stände Nachricht. 

$. 23. Dem Generallandfchaftsdirector ift es verftattet, von Beit zu Beit bie 
ſaͤmmtlichen Stände durch an fie zu erlaffende Gircularien von den wichtigften, bei 
ben Berfammlungen der Deputation gefaßten, Beſchluͤſſen mittelft Girculars Notiz 
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u ertheilen; doch verftcht es ſich von felbft, daß hierbei von einer wirktichen Ab⸗ 
mais nicht die Rebe feyn könne. 
Bon ben gemeinfhaftlihen Gommiffionen. 

$. 24. Sollte eine aus herzoglichen Gommiffarien und landfchaftlichen Depus 
tirten beftehende gemeinſchaftliche Commiſſion niederzufegen ſeyn; fo werben hierzu 
kandfchaftlicher Seits in der Regel nur Glieder aus der landſchaftlichen Deputation 
gebraucht, ben einzigen Ball ausgenommen, wenn vielleicht gerade unter den, zu 
derfelben nicht gehörigen, Ständen Einer oder der Andere is befände, welcher in 
dem Gefchäft, das den Gegenftand ber Gommiffion ausmacht, ganz vorzügliche 
Kenntniffe befäße, da ſodann der landſchaftlichen Deputation, und, außer ihrer 
Nichtverfammlung, dem Generallandfchaftsdirector erlaubt ift, biefen Stand ftatt ei: 
ned Deputationägliebes zu der Commiſſion abzuordnen. 


8 Viertes Kapitel, 
Vom Generallandſchaftsdirector. 


Behält feine Stelle lebenslänglich. 

. 25. Der Generallandfchaftsbirector tritt nicht fo, wie die übrigen Glieder 
ber Deputation, nach einer gewiffen Reihe von Jahren ab, fondern —* ſeine 
Stelle lebenslaͤnglich. 

Obliegenheitten deſſelben. 

F. 26. Die Hauptobliegenheiten deſſelben ſind folgende: 

1) Hat er bei allen Verſammlungen der landſchaftlichen Deputation, den außeror⸗ 
dentlichen eben ſo, als den ordentlichen, das Directorium zu fuͤhren, und 
in der Maaße, wie es bereits im $. 19. vorgefchrieben ik, bie Gefchäite 
unter ben Deputationdgliedern auf eine zweckmaͤßige Art zu vertheilen. 

2) Erforbert feine Pflicht, jedesmal einige Zeit vor der Zuſammenkunft der De: 
putation Alles fo vorzubereiten, damit dieſelbe fogleih mit ihrer Eröffnung 
in volle Thätigkeit gefegt werden koͤnne. In Anfehung der ihm hierzu erfors 
ang 3 erfcheinenden Nachrichten und Aufichlüffe hat er fih an bie diesfallſi— 

— ehoͤrden, auch, wo noͤthig, an das herzogliche Miniſterium ſelbſt zu 
wenden. 

8) Liegt ihm die Erlaſſung aller landſchaftlichen Circularien ob, fie mögen an 
bie ſaͤmmtlichen Stände aller drei Kreife, oder nur an die Stände eines eins 
gigen Kreifes gerichtet feyn, wobei er übrigens in Benugung der ihm im 
. $. ertheilten Erlaubniß jedesmal vorfichtigen Sebrauh zu machen wifs 

: fen wirb, 

4) Sind von ihm außer den Verfammlungen der Deputation bie Stände zu vers 
treten, und alle vorfallende landfchaftliche Gefchäfte allein zu beforgen, und 
aus dieſem Grunde ift er verbunden: 

8) beftändig den Baden aller landſchaftlichen Geſchaͤfte zu behalten, vorzuͤg⸗ 
lih aber dafür Sorge zu tragen, daß bie bei ben Deputationdverfamms 
lungen, unter Genehmigung bed Landesherrn, genommenen Befchlüffe 
nachher auch wirklich zur Ausführung gebraht werben, und zu bem 
— wo nöthig, bei den biesfallfigen Behoͤrden gehörige Inſtanz 
zu thun; 

b) wenn in einer, beö Landes Beſte betreffenden, Angelegenheit ihm von dem 
Regenten feine Erklärung oder fein unvorgreifliches Gutachten abgeforbert 
wird, foldhes ungefäumt zu erflatten; 

e) im Falle der Landesherr feine perfönliche Gegenwart nöthig findet, ſich 
an dem, ihm hierzu von bemfelben beftimmten, Orte fchleunigft ein- 


ufinden; 

d) * ihm ein das allgemeine Beſte des ganzen Landes betreffender Ges 
genſtand ſo dringend ſchiene, daß, ſeiner Anſicht nach, ſolcher bis zur 
naͤchſten Deputationsverfammlung fuͤglich nicht aufgeſchoben werden koͤnnte, 
davon ſofort bei dem Landesherrn, unter allenfallſiger Eroͤfſnung feiner 
beöfallfigen unmaßgeblichen Gedanken, Anzeige zu thun. 

Welcher Subalternen er fich hierbei zu feinen Erpebitionen zu bebienen habe, 
ift fhon im 20. $. enthalten. 
Bereits gefhehene Erne ung bes erften Generallandſchafts— 
directors. 

z. 27. Da bei ber, im Januar und Februar d. I. Statt gefundenen, Ber: 

fammtung ber Deputirten aller drei bisherigen kandſchaften der —— Wunſch 
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geänfert worben, daß ber von ihnen damals, mit Genehmigung be Lanbesherrn, 
um Directore pleni gewählte herzoglich gothaifhe Minifter und herzoglich fächs 
3. gemeinſchaftliche Hoftichter, Freiherr von Ziegeſar, wegen der ihm in den 
landſchaftlichen Angelegenheiten beiwohnenden beſondern Kenntniſſe, welche er auch 
bei dieſem Directorialgeſchaͤfte noch mehr zu erweitern Gelegenheit gehabt hatte, 
zum erften Generallandfcaftsdirector der neuen vereinigten Landſchaft ernannt 
werben möchte; fo ift in der VBorausfegung, daß biefer Wunſch, wie es auch nuns 
mehr wirktich gefchehen, die Bewilligung der ſaͤmmtlichen Landftände erhalten werbe, 
berfelbe hierzu bereits ernannt, auch deshalb mit einem landesherriichen Decrete vere 
ſehen worben. 
Wiederbefegung biefer Stelle im Erlebigungsfalle 

6.28. Bei bereinftiger Erledigung dieſer Stelle wird es, in Anfchung ber 
Wiederbefegung, in nachſtehender Maaße gehalten. 

Nah der Erledigung fchreibt der Landesherr eine außerordentliche Were 
— der landſchaftlichen Deputation zu der Veranſtaltung bes Wahlger 
ts aus. 

Bei diefer Verfammlung, bei welcher das Ältefte Deputationsglicd den Vortrag 
bat, vereinigt man fih, nad den mehreften Stimmen, über drei Perfonen, von 
denen man überzeugt zu feyn glaubt, daß fie die zu der Stelle eines Generalland« 
fchaftsdirectors nöthigen Eigenſchaften befigen. er fotches geſchehen; fo erläßt bie 
Deputation an die Stände aller Kreife ein von ihren fämmtlichen Gliedern zu uns 
terfchreibendes Circular, mittelft deffen fie diefelden auffordert, ihre einzelnen Stim⸗ 
men darüber ſchriftlich abzugeben, welcher unter den vorgefchlagenen Perfonen dem 
Regenten zu präfentiren ſey? &obald dies Gircular erlaffen ift, trennt die Depu⸗ 
tation ſich wieder. 

Der Generallandſchaftsdirector kann aus jedem ber drei Kreiſe gewählt wer⸗ 
den, und eben ſo gut nicht adeligen als adeligen Standes, auch eben ſowohl ein herzogl. 
ſachſen-weimar- und eiſenachiſcher aid ein fremder Diener ſeyn, wenn er nur nicht 
unter die Zahl der wirklichen Glieder des herzoglich weimarſchen Staatsminifteriä 
und der Präfidenten der weimar- und eiſenachiſchen hoͤhern Gollegien gehört, auch 
fonft in ſolchen Verhältniffen fi befindet, daß er fowohl den jährlichen Bers 
fammlungen der Iandfchaftlihen Deputation gehörig beimohnen, als, wenn «8 
fonft die Umftände erheifhen, fidy in Weimar perföntich einfinden koͤnne. 

Bei der Abſtimmung ber fämmtlichen Stände aller drei Kreife, zum Behuf 
feiner Wahl, wird gerade fo verfahren, wie es oben $. 12. und is. in Abſicht 
der Staͤnde eines jeden einzelnen Kreiſes, bei der Wahl eines Deputirten deſſelben 
vorgeſchrieben worden. 

Die Glieder der landſchaftlichen Deputation ſelbſt ſtimmen daher eben ſo gut 
mit, als die uͤbrigen Staͤnde. 

Bei der Stimmenzaͤhlung werben alle einzelne Stimmen gerechnet, und es fin 
den hierbei feine vota curiata der Kreife Statt. | 

Die auf ſolche Art erwählte Perfon präfentirt fodann bie Tandfchaftlihe Depu⸗ 
tation dem Landesherrn, mittelft eines, von ihren fämmtlidyen Glicbern zu unters 
ſchreibenden, und zu dem Ende vorher jedem einzelnen Gliede durch ihren Vorſitzen⸗ 
den zuzufendenden, Schreibens, zur Gonfirmation. 

Diefe legtere wird von dem Landesherrn der Deputation, mittelft eines, ihrem 
BVorfigenden zu injinuirenden, Decrets, befannt gemacht, und zugleich wirb dem 
neuen Generallandſchaftsdirector über feine Ernennung ein herzogliches Decret in 
der gewoͤhnlichen Maaße zugefertigt, unter deſſen Beiltgung er fi darauf felbft 
der gefammten Landfchaft mittelft Circulars vorftellt. 


Befoldung, Diäten und Reifekoften bes Generallandſchafts— 
birectors, 


$. 29. Die jährliche Befoldung des Generallandfchaftsdirectors beftehet in fünf 
hundert Reichsthalern — = — : 

Da indeffen der gegenwärtige, aus eigener Bewegung, ſich erklärt hat: daß 
er, zu Schonung der Hauptlandfchaftskaffe, vor der Hand blos mit feinem zeit 
herigen, als ordentlicher ritterfchaftlicher Deputirter der Jenaiſchen Landfchaft, bes 
zögenen Gehalte von 300 Rthlr. — s — = fich begnügen, in den: Genuß der uͤbri⸗ 
gen 200 Rthlr. aber erſt alsdann eintreten wolle, wenn bereinft durch den Abgang 
des Einen oder des Andern der zeitherigen Directorien der Weimar- und Eiſenachi— 
Kan Landſchaften eine Befoldung zurüdfallen würde; fo behält es dabei fein Be⸗ 
wenden. 
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En oft dev Generallandſchaftsdirector In landſchaftlichen Angelegenheiten Reifen 
zu machen hat, erhält er: 
an Diäten während der Zeit feines Aufenthaltes an dem Orte bes Gefchäftes, 
—5* der Ankunft an, bis zum Tage ber Abreiſe inel., taͤglich Fuͤnf 
: — 58 — 5, 
an Reiſekoſten, ſowohl auf der Hinreiſe, als auf der Ruͤckreiſe, für jede 
Meile, von dem Gute an, von welchem er das Recht der Standſchaft hat, 
oder wenn er deren zwei beſitzt, von dem naͤchſten derſelben an gerechnet, 
haupt und mit Einſchluß alles Nebenaufwandes Drei Rthli. — —⸗. 


Fünftes Kapitel. 
Vom Landſchaftscollegio. 
Slieder deſſelben und ſeiner beiden Abtheilungen. 


8.30. Das Landſchaftscollegium, welches unmittelbar dem Landesherrn unterge⸗ 
ben ift, beſtehet aus ſechszehn Perfonen in folgender Orbnung : 
zwei Präfidenten (dem zeitherigen beiden Sandfhaftskaffendirectoren zu Wei: 
mar und Eifenadj); 
einem Ssicepräfidenten 5 
ſechs herzoglichen Räthen; 
einem Landſchaftsdeputirten und 
ſechs Landraͤthen. 
Dieſe bilden zwei verſchiedene Abtheilungen; die Weimarſchen, welche aus 

einem Praͤſidenten (dem zeitherigen Weimarſchen Landſchaftskaſſendirector)3 
einem Vicepraͤſidenten; 
vier herzogl. Raͤthen; 
dem Landſchaftsdeputirten und 
vier Landraͤthen; 

und bie, Eiſenach ſchen, welche aus 
einem Praͤſidenten (dem rcue⸗ eiſenachſchen Landſchaftskaſſendirector); 
zwei herzogl. Räthen u Ä 

zwei Sandräthen, 
zufammengefest ift. 
Sollte vielleicht in der Folge die Erfahrung ergeben, baß eine Verminderung 
der Präfidentenftellen Pla greifen könnte; jo gefchiehet folche bereinft bei fich ereig⸗ 
nenden Erlebigungen. 
Die Refidenzftadt Weimar ift der Sig des Gollegii. Ada verfammeln ſich da⸗ 

F von Zeit zu Zeit die beiden Abtheilungen deſſelben, um unter der Direction des 

ltern ihrer beiden Praͤſidenten, ein Plenum zu conſtituiren. Aus eben ben Grunde 

führt audy außer diefen Verfammlungen die weimarifche Abtheilung den Namen bes 

Landſchaftscollegii. 

Geihäfte deſſelben. 
$. 31. Die Geſchaͤfte, welche dem Landſchaftscollegio obliegen, find: 

1) tie Beſorgung des ganzen Steuerweſens in feinem vollen Umfange und bie 
Berwaltung fömmtlicher landſchaftlichen Kaffen in ben berzogl. weimar = und 
eiſenachſchen Landen, mit Einfhluß der — kandesportion, jedoch mit 
Ausſchluß des Amtes Ilmenau, fo wie alles dies zeither in Weimar und Ei— 
ſenach von den, beiden Landſchaftskaſſendirectorien, und in Jena von ber dafl- 
pe Ordinardeputation, in der Eigenfhaft ald Steuercollegium geſchahe; 

2) die Leitung aller Kriegs: und Gantonsgefchäfte, welche bisher der Kriegscom⸗ 
miffion zu Weimar übertragen waren; - 

. 8) die Verwaltung der beiden - weimar« und eifenadhfchen Branbdaffecurationsins 
ftitute, fo wie folche zeither von den beiden Brandaffecurationscommifftonen zu 
Weimar ımb Eiſenach beforgt wurbe; — 

4) bie Anordnung alles beffen, was ben Wege» und Straßenbau in ben herzoglich 
weimar» und eifenachfchen Landen, mit Einfluß der jenafchen Landesportion, 
jedoch mit Ausfchluß des Amtes Ilmenau, ferner den weimars, eifenadh> und 
jenaſchen Wafferuferbau, wie auch den weimarſchen Stabtpflafterbau betrifft, 
m * dies Jeither von der vereinigten Kammer zu Weimar und Eiſenach 
geſchahe; 

5) Die Sberaufſicht über die allgemeine Landescultur, fo wie ſolche zeither zu 
nr von bem Polizeicollegio, und zu Eiſenach von der Regierung geführt 
wurde, und 
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6) die Beforgung alles deffen, was dem neu zu errichtenden Vermeffungsbureau 
angeht. 
‚Diervon gehdren 
A) für das ganze Gollegium: 
ad 1) das, was die Landſchaft im Allgemeinen betrifft, und darunter vorzuͤg⸗ 
lich die Verwaltung der Hauptlandichaftekaffe ; 
ad 2) die Kriegs s und Cantonsſachen in den fümmtlichen herzoglichen Lan⸗ 
ben, und j 
ad 6) die Gefchäfte bes neu zu errichtenden Vermeffungsbureau in den fämmts 
lichen berzoglichen ‚Landen; 
B) für die Weimarſche Abtheilung insbefondere: 
ad 1) bie Beforgung des Steuerwefens in den herzoglich weimarfchen San: 
ben, mit Einſchluß der jenafchen Landeöportion, und bie Verwaltung ber 
weimar⸗ und jenaſchen Kreiskaſſen; 
ad 8) die Verwaltung des weimar- nnd jenaſchen Brandaſſecurationsin⸗ 
ſttituts; 
ad 4) die Anordnung deſſen, was den Weg⸗ und Straßenbau in ben her⸗ 
oglich weimarfhen Landen mit Einfluß der jenaſchen Landesportion, 
doch mit Ausfhluß dem Amts Ilmenau, wie aud) deffen, was den weis 
mars und jenafhen Wafferuferbau, ingleichen den weimar- und jenafchen 
Stabtpflafterbau betrifft, und 
ad 5) bie Oberaufficht über die Landescultur in den herzoglich weimarfchen 
Landen, mit Einſchluß der jenaſchen Randesportion. 
C) Für die Eiſenachſche Abtheilung insbefondere: 
ad 1) die Beforgung des Steuerwefens in ben berzoglich eiſenachſchen Lan 
den und die Verwaltung der eiſenachſchen Kreiskaffe; 
ad 3) bie Verwaltung bes eiſenachſchen Brandaffecurationeinftituts ; 
ad 4) die Anordnung beffen, was ben Straßen: und Wafferbau in ben 
berzoglich eiſenachſchen Landen angeht, und 
ad 5) bie Oberaufſicht über die Landescultur in diefen kanden. 
Die für das ganze Landfchaftscollegium gehörigen Gefhäfte werben, wenn es 


in ein Plenum verfammelt ift, von biefem, außerdem aber von der weimarfchen Abs 


theilung beforgt, welche jedoch, in wichtigen und dabei Aufſchub leidenden Fällen, 
vorher mit der eifenachfchen Abtheilung communicirt. 


ee 


Subalternen beffelben. 

$. 82. Die Subalternen bes Landfchaftcollegii find: 
1) die fämmtlichen Subalternen ber beiden vormaligen Sanbfchaftsfaffendirectorien 
u Weimar und Eiſenach, wie auch ber landſchaftlichen Orbinardeputation zu 


’ 

2) die fämmtlidhen Subalternen der vormaligen Kriegscommiſſion; 

8) die fämmtlidhen, bisher bei bem weimar⸗ und eiſenachſchen Weges und Gtra: 
fenbau, dem weimar » und jenafchen Wafferuferbau, und dem weimarfchen 
Stabdtpflafterbau angeftellten Officianten ; | 

4) die bei dem Landvermeffungsbureau anzuftellenden Feldmeffer und andern Subs 

. alternenz 


5) ber zeitherige Syndicus der weimarfchen Landſchaft, ald künftiger Procurator 
& 


bes Landſchaftscollegii; 


6) der zeitherige Syndicus ber eiſcnachſchen Landſchaft, und 


7) der zeitherige Syndicus ber jenaſchen Landſchaft, als Fünftiger Goncipientfin 
ben jenafchen Steuerfachen. 
Davon ftehen: 
A). unter bem ganzen Collegio: 


ad 1) ber Kaffirer bei der Hauptlandfchaftsfaffe, und überhaupt alle bei 
bem ganzen Gollegio, als ſolchem, anzuftellende Subalternen ; 
ad 2) die fämmtlidhen Subalternen ber vormaligen Kriegscemmiffion 5 
ad 4) bie fämmtlichen, bei dem Vermeſſungsbureau anzuftellenden Feldmeſſer 
und Subalternen, und 
ad 5) der zeitherige Landfchaftsfyndicus, als künftiger Procurator bes gan: 
zen Landfchaftscollegit. 
-B) unter der Weimarſchen Abtheilung : Ä 
ad 1) die bei den beiden Kreiskaflen zu Weimar und Sena anzuftellenden 
Subalternen; Ä Ä 


1 
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ad 3) die Offisianten bei dem weimars und jenafdhen Wege und Strafen: 
auch Wafferuferbau, ingleihen dem weimarſchen Stadtpflafterbau, und 

ad 7) der Landfhaftsfyndicus zu Iena, als künftiger Concipient bei ben 
daſigen Steuerangelegenpeiten. 

C) unter der Eiſenachſchen Abtheilung: 

ad 1) die Subalternen de3 vormaligen eifenachfhen Landſchaftskaſſendirec⸗ 
toriumds 

ad 3) die Offictanten bei dem eifenahfhen Weges und Straßenbau; 

ad 6) der Landſchaftsſyndicus zu Eiſenach. 

Sollte es ſich in Zukunft zeigen, daß unter den vorftehenden verſchiedenen Sub⸗ 
alternen, entweder durch Einziehung eingr ober der andern Stelle, oder Verbindung 
mehrerer, oder fonft auf eine andere Art, eine Verminderung thunlid wäre; fo 
—— es, ſobald als ſich, bei ſich ereignenden Vacanzen, eine Gelegenheit darzu 

arbietet. 
Beſetzung der Stellen bei dem Collegio und unter den 
Subalternen. 
5. 53. In Anſehung folgendet Stellen, als: 
des im Collegio Eis und Stimme habenden landſchaftlichen Deputirten; 
der ſechs Landräthe; 
des Kaſſirers der Generallandfhaftsfaffe, und 
des Synbici ber vereinigten Landfhaft, 
als folche, fteht den Ständen das Präfentationsreht zu. 

Wie folhes bei Befegung des landichaftlihen Gliedes im Collegio auszuüben 
ift; davon ift ſchon im 18ten $. nähere Vorfchrift ertheilet worben. 

Böllig fo wird es auch mit Präfentation des Kaffirers bei der Generalland« 
ſchaftskaſſe und des Landfchaftsfgndici der vereinten Landſchaft gehalten. Wegen der 
Präfentation der Candräthe wird das Nöthige weiter unten im 55. $. vorkommen. 

Alle übrige Stellen, ſowohl im Gollegio ſelbſt, als unter ben Subalternen, 
befegt der Landesherr lediglich nad) eigener Willkühr, jedoch, foviel die Gudalternen 
betrifft, jederzeit nach vorher gefchehener Vernehmung des. Collegii mit feinem gut- 
achtlichen Berichte. 

Gehalt diefer Stellen 


8. 34. Die bereits vorhandenen Glieder des Lanbfchaftscollegii und bie ſchon 
angeftellten Subalternen behalten ihre gegenwaͤrtigen Beſoldungen. In Anſehung ber 
nn Hinzufommenden wirb der Gehalt des BVicepräfibenten auf 800 Rthle. — » — =» 

immt. 

Das Iandfchaftliche Glied der Deputation erhält jährlih 300 Rthlr. — =: — » 
Ein Landrath befommt in der Regel 300 Rthlr. — = — : 

Sellte jedoch etwa bei Einem, oder dem Andern der ihm angewiefene Sprengel 
ganz befonders Hein feynz; fo werden ihm nur 00 Kthlr. ausgefegt. Ereignete fi 
der Fall, daß das Landfhaftsglied auch zugleich Landrath wäre; fo wird ihm die 
Befoldung der 300 Kthlr. — = — = gleihwopl nur einfach verabreicht. 

Ueber bie dem künftigen Kaffirer bei der Dauptlandfchaftalaffe und ben etwa 
fonft noch neu anzuftellenden Subalternen auszumerfende Befoldung, werben fich, bei 
der nächften Verfammlung der landſchaftlichen Deputation, der Landesherr und bie 
Deputirten vereinigen. i 

Die dem Landfhaftscollegio untergeordneten Kaffen. 
a) Hauptlandſchaftskaſſe und Kreiskaffe. 
$. 35*). Zu den landſchaftlichen Einnahmen und Ausgaben werben vier befons 
bere ai ia einander feparirte, und nie mit einander zu vermengende Kaffen 
errichtet ‚ nämlid: 
eine Hauptiandfchafstaffe, und drei Kreiskaffen, bei jedem Kreife eine eigene. 
Zu einer jeden dieſer vier Kaſſen wird ein befonberer Kafliver_beftellt, und von bems 
felben eine, mit feiner Ginnahme im Berhältniß ftehende, Caution geleiftel. 

Die drei Kreiskaffen werden aus den zeitherigen drei Landſchaftskaſſen formirt, 
dergeftalt, daß jede derſelben zwar bie ganze Einnahme der Landſchaftskaſſe, aus 
welcher fie entftanden ift, ohne Ausnahme behält, jedoch davon nicht alle bisherigen 
Ausgaben diefer Kaffe, fondern nur einige darunter beftreitet, und alles was übrig 
bleibt, nach Abzug einer gewiffen beftimmten eifernen Vorrathsſumme, von Monat 
zu Monat, an die Hauptlandihaftsfaffe ablicfert. 

Die vorzüglihften Ausgaben, welche einer jeden Kreiskaffe obliegen, find: 

1) die Bezahlung der Zinſen der Pafftvcapitalien ihrer zeitherigen Landfchaft, uns 


) Confer, der Nachtrag. 
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ter melde aber diejenigen nicht gehören, die zu Beſtreitung der Koften bes 

lestern Kriegs aufgenommen mworben find; 

2) die Abtragung biefer landſchaſtlichen Paffivcapitalien felbft, infofern eins 
oder dad andere davon heimgezahlet werben muß; 

8) die Ablieferung der beftimmten Summen, welche zeither aus ben Specialland⸗ 
ſchaftskaſſen zu ben Kriegsfchuldenamortifationskaffen jährlich abgegeben wur» 
ben, fo wie derjenigen, welche vielleicht nocdy Fünftig etwa auf die Kreiskaſſen 
gelegt werden könnten; 

4) die Verabreihung der feftgefesten Befolbungen und Penfionen der bei dem 
Kreife angeftellten, oder doc; in demfelben wohnenden Perfonen, unb 

5) ber durch die Wermwaltung der Kaffe feldft entftehende Aufwand, wohin befons 
ders Steuererlaffe, Gabucitäten, Ginzählgelder, Poftgeld, Botenlohn, Eopials 
und Drudgebühren, Reifekoften und Diäten inden Geſchaͤften bes Kreifes gehören. 

Die Hauptlandfchaftskaffe, deren Einnahme auf biefe Art blos aus den von 
ben brei Kreiskaffen eingefendeten Ueberfhüffen befteht, hat vorzüglidy zu beftreitens 

1) Alles, was zeither aus den Gpeciallandfchaftstaffen zu diefem ober jenem 
Zwecke an andere öffentliche Kaffen, 3. B. bie Kammerlaffen, die Kriegskaſ⸗ 
fen 2c, abgegeben wurde, und 

2) Alles, was zum Beften der ganzen Landfhaft aufgewendet wird, mohin 
alfo auch die Verzinfung und Wiederabtragung foldyer Paffivcapitalien gehört, 
welche etwa in der Kolge, bei vorkommenden außerorbentlihen Ereigniffen, 

Re Nugen ber vereinigten Sandfchaft würden aufgenommen werben müffen. 
ad) diefen Grundfägen fertigt das Landbfchaftscollegium, fowohl dem Kaffirer 
der Hauptlandfchaftskaffe, als dem Kaffirer einer jeden befondern Kreiskaffe eine der 
taillirte Inftruction aus, in welcher nicht nur alles, was von ihm aus feiner Kaffe 
Fu beftreiten iſt, ſondern auch alles, was fonft noch zu feiner Obliegenheit gehört, 
umſtaͤndlich angegeben, und zugleich bei einer jeden Kreiskaſſe genau beftimmt wird, 
wie Hoch ihre eiferne Vorrathsſumme ſich belaufen folle, 

Bu Führung der Aufſicht Über die jenaſche Kreiskaffe, als zu welcher durchaus 
verſchiedene Bocalkenntniffe erforderlich find, bie erft durch mehrere Erfahrung ers 
mworben werben müffen, hat bie weimarſche Abtheilung des Landfchaftscollegii, 
welcher fie untergeordnet ift, jederzeit einem ihrer Glieder befondern Auftrag zu ertheilen. 

Kriegsſchuldenkaſſen find ausgenommen. 

$. 86. Da zur fuecefjiven Amortifation der ducdy ben legten Krieg entftanbes 

nen landſchaftlichen Schulden, bei jebem der drei Kreife bereits eigene Kaffen errich⸗ 
tet, auch jeder berfelben befondere Fonds ausgeſetzt, und zu deren Verwaltung eigene 
Behörden angeorbnet find; fo behält es hierbei für die Folge ferner fein Beenden, 
und bleiben daher die gedachten Kaffen von ben dem Landſchaftscollegio untergeorbs 
neten Kaffen völlig getrennt. 
' Ein Gleiches findet auch in Anfehung derjenigen Kaffen ſtatt, weldye zu Be 
ftreitung des Aufwands ber noch fortdauernden Durchmärfche und Einquartierungen 
fremder Truppen bereits errichtet, und denen ebenfalls befondere Fonds angewiefen, 
auch eigene Behörben jur Auffiht vorgefegt find. | 

Doch werben die über beiderlei Kaffen geführten Rechnungen bei den jährlichen 
Verfammlungen der ——— er ae zur Ginficht vorgelegt. 

) Kriegskaſſe. 

8.87. Die Kriegskaſſe, welche nach $. Sl. dem ganzen Landſchaftscollegio 
unfergeordnet ift, hat ihren eigenen Kaffirer und ihre eigenen Fonds; fie wirb bes 
ſonders verwaltet, Tiefert seo, wenn fie am Ende bes Jahres entbehrliche Ueber⸗ 
ſchuͤſſe haben follte, ſolche an die Hauptlandſchaftskaſſe ab. 

EIER c) Branbaffecurationskaffe. s 
8.38. Die Kaffen der beiden Brandaffeeurationsinftitute zu Weimar und 
Eiſenach, von denen nach $. 81. die eine der weimarfchen, und die andere der eifenadh: 
ſchen Abtheilung bes Landfchaftscollegii untergeben ift, und deren jede ihren eigenen 
Kaffirer hat, werden gleichergeftalt befonders geführt, und blos ihrer zeitherigen 
Beſtimmung gemäß verwaltet. Sie ftehen daher mit der Hauptlandſchaftskaſſe 
durchaus in Einem Verkältniffe. 

d) Weimar: und eifinahfhe Weg: und Straßenbau:, weimarz und jenafche 
Wafferuferbau:, auch weimarſche Stäbtpflafterbaukaffen. 

$. 39. Die weimar » und eifenachfhe Weg: und Etrafenbaulaffen, ingleichen 
bie weimar = und jenafche Wafferuferbaufaffe, welche nach F. 31. den refpectiven 
Abtheilungen des Landfchaftscollegit zu Weimar und Cifenady umtergeorbnet find, 
werden ebenfalls befonders, jede ihrer Abſicht gemäß, aus dem ihr zeither angewies 
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fenen- Fonds verwaltet, und bleiben daher nicht minder außer aller Verbindung mis 
der Hauptlandbfchaftskaffe. F | 

Diejenigen beftimmten Summen, welche zeither aus deu Kaffen ber 3 Landſchaf⸗ 
ten, theild an die nur bemeldeten verſchiedenen Kaffen felbft, theils in Rüdficht ders 
felben an die Kammerkaffe zu Weimar und Eiſenach, abgegeben wurden , werben 
hinfuͤhro aus der Hauptlandſchaftskaſſe am jede der gebachten Kafien abgeliefert, 

Das aus den Ueberfchüffen der weimar: und jenafchen —— nach und 
nach geſammelte Capital von 2500 Rthlr. verbleibt derſelben ferner als ein Activ⸗ 
capital. Auch fließen in eben dieſe Kaffe nicht nur die Strafen, welche zeither vom 
den Flößern und andern Perfonen, wenn fie an ben Ufern und Währen Schaben 
thaten, erlegt werben mußttn, und an bie weimarfche Kammerkaſſe berechnet wur⸗ 
den, fondern auch alle diejenigen Abgaben, welche die Floͤßer geither zur Unterhals 
tung der Ufer an bie letztgedachte Kaſſe entrichteten. 

Sollten bei der weimarfchen Weg» und Straßenbaufaffe, oder bei ber weimar⸗ 
und jenaſchen Wafferuferbaukaffe über ihre Fonds noch auferordentlihe Zufhüffe 
nöthig feynz; fo werden folde, auf ben biesfalls von dem Landfchaftscollegio, bei 
Gelegenheit der jährlichen Einfhidung feiner Baudispofition erftatteten * fer⸗ 
ner, wie bisher aus ber weimarſchen Kammerkaſſe, in ſoweit es deren er⸗ 
lauben, geleiſtet werden. 

Rechnungsſchluß aller Kaſſen. 

> Alle dem Landfhaftscollegio und feinen beiden Abtheilungen unterworfe⸗ 
nen Kaffen fließen mit dem künftigen 1. November ihre Rechnungen, und werben 
zwar bis dahin nody auf ben bisherigen Fuß fortgeführt, von da an aber nad den 
Vorſchriften der gegenwärtigen Conftitution eingerihtet. Für bie Zukunft läuft bei 
allen Kaffen ohne Ausnahme das Rechnungsjahr vom 1. April des einen, bie zum 
- 81. März des naͤchſtfolgenden Jahres. 

Bom 1. November des jegigen, bis zum 31. März des Zünftigen Jahres wirb 
daher bei einer jeden Kaffe eine Stüdrechnung gefertiget, 

Rehnungsabnahme. 
| $. 41 *) Mit ber Abnahme und Juftification der Rechnungen bei den ſaͤmmt⸗ 
Jihen Kaffen ift es folgendergeftalt zu halten. 

Die Rechnungen Über die Haupt » und Landſchaftskaſſe, Über die Kriegskaſſe, 
und über bie fämmtlichen, nad $. 31. der weimarfhen Abtheilung des landfſchafis⸗ 
collegii unterworfenen Kaffen, werben zu Weimar, hingegen bie Rechnungen über 
die der eifenachfhen Abtheilung unterworfenen Kaffen zu Eifenah abgenommen; 
jene gemeinfdaftlid von dem Landfchaftecollegio und der landſchaftlichen Deputation, 
diefe blos von ber eiſenachſchen Abtheilung des Landfhaftscollegii und zwei in ben 
eiſenachſchen Landen wohnhaften Gliedern der landſchaftlichen Deputation; jene wähs 
rend der jährlichen VBerfammlung der landſchaftlichen Deputation, und diefe bereits ' 
einige Wochen —* damit ſolche noch zur rechten Zeit an das Landſchaftscollegium 
eingeſendet, und ſodann ebenfalls der Deputation bei ihrer Verſammlung vorgelegt 
werden koͤnnen. 

Das Landſchaftscollegium und ſeine beiden Abtheilungen treffen uͤbrigens die 
Einrichtung, daß, ſpaͤteſtens binnen vier Monaten nach dem Rechnungsſchluſſe, die 
ſaͤmmtlichen Rechnungen revidirt, die dabei geſtellten Monita beantwortet, und fols 
chergeſtalt die Rechnungen zur Abnahme voͤllig bereit ſind. | 

Um auch fonft alles, was zu der Rechnungsabnahme gehört, in Zeiten vorzu⸗ 
bereiten, ift es der landſchaftlichen Deputation geftattet, ſchon einige Zage vor ihrer 
Berfammlung die fämmtlihen Rechnungen von einigen ihres Mittelö, welche ſich 
alsdann um fo viel früher zu Weimar einzufinden haben, durdhgehen, und über bie 
etwa. findenden Bedenklichkeiten fofort von den Rechnungsführern vorläufig die nöthis 
gen Erläuterungen einzichen zu laffen. 

Wenn darauf die ganze landſchaftliche Deputation verfammelt iſt; fo gefchichet 
bie wirkliche Abnahme der Rechnungen, und zwar in Anfchung der Hauptlandſchafts⸗ 
zechnung, durch das ganze Randfchaftscollegium (fo weit es nämlich fih zu folder 
Zeit gerade zu Weimar anweſend befindet) und die ganze landſchaftliche Deputation, 
in Abſicht der übrigen Rechnungen aber blos durch einige Glieder des Landſchafts— 
collegii und einige Glieder der landichaftlichen Deputation, wobei es zugleich, foviel 
diefe ledtern Rechnungen betrifft, um mehrere berfelben auf einmal vornehmen zu 
tönnen, erlaubt ift, zur Abnahme verfchiebener Rechnungen, auch verfchiedene Pers 
fonen abzuordnen. 

Solte vielleicht die Iandfchaftliche Deputation bei ben zu Eiſenach abgenom⸗ 

*) Confer. der Rachtrag. 
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menen Rechnungen einen ober den andern Anftand finden, weldhen bie bei der Abs 
nahme berfelben mit gegenwärtig gewefenen Deputationsglieber fofort zu heben nicht 
vermöchten; fo ift ihre verftattet, ſich darüber von dem Landſchaftscollegio Erläutes 
zung F erbitten. 

us dem Vorſtehenden ergiebt ſich von ſelbſt, daß bei der in dem gegenwaͤrtigen 
Jahre zu haltenden ordentlichen Verſammlung der landſchaftlichen Deputation, noch 
gar keine Rechnungsabnahme, bei der Verſammlung des kuͤnftigen Jahres aber blos 
die Abnahme der vom 1. Nov. 1809 bis 31. März 1810 zu führenden Stuͤckrech⸗ 
nungen, und erft bei ber Vcrfammlung des Jahres 1811 die Abnahme voller Iahe 
zesrechnungen (nämlich der vom 4. April 1810 bis 31. Maͤrz 1811) werbe gefchehen 
Bönnen. Doch werden der landſchaftlichen Deputation, bei ihren nädjften beiden 
orbentlihen Verfammlungen des gegenwärtigen und Zünftigen Sahres, alle diejeni⸗ 
gen, nad) der zeitherigen Verfaſſung noch geführten und abgenommenen refp. Jahres: u. 
Stuͤckrechnungen, deren fie zu ihrem Gefchäfte bedarf, zur Einficht vorgelegt werben. 
Jaͤhrliche Kaffenetatsaufbringung ber diesfallſigen Bebürfniffe 

und Ausfchreibung ber Auflagen. 

F. 42. Einige Beit vor jeder jährlichen Verſammlung der landſchaftlichen Des 
—— entwirft das Landſchaftscollegium bie Etats aller ihm, nad) $$. 55. 87. 

. und 39., untergeordneten Kaffen für das nädhfte Rechnungsjahr, wobei demſel⸗ 
ben zugleich, foviel die Hauptlandſchaftsrechnung und die drei Kreisrechnungen bes 
trifft, zu defto vollftändigerer Ueberfehung des ganzen landſchaftlichen Paffivzuftan- 
des, verftattet if, von den zu Verwaltung der Kreisfchuldentigungstaffen (ſ. $. 86.) 
beftellten befondern Behörden die Rechnungen und die etwa fonft ihr nöthig ſchei⸗ 
nenden Nachrichten ſich zu erbitten. 

Uebrigens bedarf es feiner befondern Erwähnung, daß, in Abfidht des eiſenach⸗ 
Shen Kreifes, die Etatsentwürfe von der eiſenachſchen Abtheilung des Landfchafte- 
collegii zu begreifen find, und fich alsdenn deshalb zwifchen ihr und dem übrigen 
Theile des Gollegii einzuverftehen ift. 

Sind nun die fammtlihen Etats gefertigt und berichtigt; fo fendet das Land» 
ſchaftscollegium folhe an den Landesherrn zur vorläufigen Genehmigung ein, und 
wenn biefe erfolgt ift, fo legt fie diefelben der Landfchaftlichen Deputation bei ihree 
Berfammlung vor, um fowohl über die Etats felbft, als auch über bie ihr am 
ſchicklichſten feheinenden Mittel zu Aufbringung ber nach ſolchen erforderlichen Bes 
bürfniffe, ihr Gutachten zu erftatten, 

Schlägt die Deputation alsdann zu dem Iegtern Behufe eine ober bie andere 
Auflage vor; fo muß fie dabei zugleich darauf ihr vorzügliches Augenmerk mit rich« 
ten, ob foldhe auch für einen jeden einzelnen Landestheil gleich zweckmaͤßig fer. 
Sollte dies aber nicht der Fall, und eine dergleichen Auflage keineswegs für bie 
ſaͤmmtlichen berzoglichen Rande, fondern nur für einen Theil derfelben paſſend ſeyn; 
fo hat die Dreputation in Anfehung besjenigen Theiles, bei bem fie nicht anwendbar 
ift, eine andere für ihm fchiclichere und doch der Quota feines Beitrags angemefs 
fene Gattung von Auflagen auszumitteln. 

Wie hiernähft der Landesherr nicht gemeint ift, jemals Steuern ober andere 
Öffentliche Abgaben aufzuerlegen, ohne vorher die Landfchaftliche Deputation mit 
ihrem Gutachten darüber gehört zu haben; fo wird auch berfelbe, wofern er etwa 
wünfchen follte, daß dieſe oder jene Art von Auflagen, es fey ganz allgemein, oder 
doch in einem oder dem andern Landestheile, eingeführt werben moͤchte, alsdann 
jedesmal, zugleich bei Borlegung ber Etats an die landfchaftlihe Deputation, ihe 
Gutachten bierüber erfordern. 

Doch können unter dergleichen Auflagen ſolche Polizeiabgaben nicht verftanden 
werden, welche vielleicht, wenn andere Mittel nichts helfen wollen, zu Verhütung 
diefes ober jenes Nachtheild, fo wie z. B. Hundes oder Nachtigallenfteuern, aufzuer⸗ 
legen, die Nothwendigkeit erfordern möchte. 

Sollte vielleicht fich der Fall zutragen, baß entweder über bie Auflegung einer 
Abgabe felbft, oder Über die Art und Weife ihrer Erhebung Diserepanzen entflünden, 
die bei der Verfammlung der landfchaftlihen Deputation nit zu heben wären, 
— aber die Sache ſehr dringend zu ſeyn ſchien; fo wird zu gruͤndlicher Ers 

rterung berfelben, noch während der Deputationsvyerfammlung, eine gemeinſchaft⸗ 

lie Commiſſion ernannt, die aus zwei herzoglichen Dienern, welche ber Landesherr, 
und drei Ständen, welche die landſchaftliche Deputation beſtimmt, zufammengefegt 
ft, und nadı deren Gutachten fodann der Landesherr die Decifion ertheilt. Unter 
ben zu der beſagten Gommiffion abzuorbnenden drei Ständen ift in der Regel jebess 
mal der Landjchaftsdirector mitbegriffen. 
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Käme es dabei etwa auf befondere Localkenntniſſe an; ſo hat die landſchaftliche 
Deputation ſich zu bemühen, zugleich «inen damit vorzuͤglich verfehenen Stand auf⸗ 
zufinden,, und benfelben mit zu beneımen, wenn er auch gleich Fein Glich der Der 
putation felbft wäre, Ä 

Sind nun der Regent und bie landfchaftliche Deputation über die ſaͤmmtlichen 
für das nächfte Rechnungsjahr zu beftimmenden öffentlichen Abgaben einverftanden, 
oder doch die diesfallfigen Umftände gehoben; fo. werben darauf. diefe Abgaben von 
dem Regenten als landſchaftlicher Seits vorgeſchlagene und von demſelben geneh⸗ 
migte, mittelſt gewoͤhnlichen Patents ausgeſchrieben. 

Auf die bei den Deputationsverſammlungen regulirten und von dem Landesherrn 
approbirtem jährlichen Kaffenetats ift alsdann, während des ganzen Rechnungsjahres, 
auf-das ftrengfte und unverbrüdlichfte von dem Landfchaftscollegio zu halten; wie 
denn ber Landesherr felbft ſich Feine ihmen entgegenlaufende Einweifungen in eine 
der dieſem Gollegio untergeordneten Kaffen erlauben, auch in dem Zalle, wenn viel 
Iciht des allgemeinen Beſtens wegen es bie dringende Nothwendigkeit erfordern 
ſollte, während des Etatsjahres einem bei der Akademie Jena oder einem der bei 
den Gymnaſien angeftellten befonders verdienten Lehrer eine Befoldung auszufegen, 
oder eine Zulage zu machen, foldyes nie anders als mit Ruͤckſicht auf den Kaffenstat 

un wird, 
u Wie bei außerordbentlihen Ereigniffen zu halten. 


$. 43. Sollten aber. gleichwohl in dem Laufe des Rechnungsjahres ſich ſolch 
außerordentliche, nicht vorher zu fehengewefene, Ereigniffe zutragen, welche aus einer 
oder ber andern Klaffe eine beträchtliche Zahlung, auf die in dem Etat nicht gerech⸗ 
net worden, unabwendbar erforberten; fo wird alsdann ber Landesherr, wenn ber 
Gegenftand von befonderer Wichtigkeit ift, und es irgend die Zeit erlaubet, die lands 
fchaftliche Deputation außerordentlich einberufen, und fie barüber mit ihren patrid- 
tiſchen Vorſchlaͤgen hören; wenn aber der Gegenftand von minderer Wichtigkeit, 
oder die Sache zu dringend wäre, um erft eine Convocation ber landſchaftlichen 
Deputation vernehmen -zu können, wenigftens den Generallandfchaftsdirector darüber 
münbdlid ober — mit feinem Gutachten vernehmen, auch nachher die land⸗ 
ſchaftliche Deputation von ber Bewandniß der Sache, und ben nach Verhaͤltniß der 
Umftände zu treffen geweſenen Verfügungen, mittelſt eines von dem Generalland⸗ 
ſchaftsdireckor zu erlaſſenden eigenen Circulars, ausführlich unterrichten zu laſſen. 
J Landſchaftliche Obligationen. 


$, 44. Die Ausſtellung aller landſchaftlichen Obligationen ohne Unterſchieb 
gefchiehet von ber Landfchaftlichen Deputation, unter dem Siegel und der Unter: 
Schrift ihrer ſaͤmmtlichen Glieder und unter der Confirmation des Landesherrn, wos 
bei es folgendergeftalt zu halten. üft. | 

Wird bei einer Kreiekaffe ein Paffivcapital aufgenommen, es ſey nun folches 
zur Abtragung einer bereit3 vorhandenen Schuld oder fonft zu einem andern etats⸗ 
mäßigen. Bebürfniffe des Kreifes beftimmt; fo werden, ungeachtet der von der ges 
fammten landſchaftlichen Deputation geſchehenden Ausſtellung der Obligation, body 
blos die Einkünfte der Kreiskaſſe und zwar gerade fo verpfaͤndet, wie —— die 
Einkuͤnfte der Landſchaftskaſſe verpfaͤndet wurden. Sollte hingegen zu einem, die 
vereinigte Landſchaft aller drei Kreiſe zuſammen angehenden, Beduͤrfniſſe ein Paſſiv⸗ 
capital aufgenommen werden muͤſſen, welches folglich bei der Hauptlandſchaftskaſſe 
ſelbſt in Einnahme kaͤme; ſo werden in der daruͤber auszuſtellenden Obligation die 
ſaͤmmtlichen landſchaftlichen Einkuͤnfte aller drei Kreiſe zuſammen verſchrieben. 

Bei jeder ordentlichen oder außerordentlichen Verſammlung der landſchaftlichen 
Deputation legt das Landſchaftscollegium derſelben ein Verzeichniß aller ſeit ihrer 
letztern Zuſammenkunft, ſowohl bei der Hauptlandſchaftskaſſe, als bei den drei Kreis— 
kaſſen, gegen einſtweilige Kaſſenſcheine aufgenommenen Paffivcapitalien, unter Bei: 
fügung ber bei dem Abtrage der damit etwa bezahlten Capitalien zuruͤckempfangenen 

uittirten Schulbbocumente vor, um darüber die Obligationen auszuftellen, und biefe 
bligationen werden ſodann von der Deputation, mittelft Berichts an den Landes: 
herrn, zur Gonfirmation eingefendet, | 
j VBermeffungsbureau 


$. 45. Die vorzüglichften Incumbenzen des Vermeffungsbureau, welches nun: 
mehr errichtet worden, find: 
1) für die Richtigkeit der Maaße, Gemäße und Gewichte in ben fämmtliche 
herzoglichen Landen Sorge zu tragen ; . 
2) die in dem fämmtlichen herzoglichen Landen bereits angeſtellten Feldmeſſer zu 
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prüfen, und, wenn ſie tüchtig befunden, worden, ihnen. barüber Legitimations⸗ 
fcheine zu ertheilen, ohne welche die von ihnen hinfuͤhro in gerichtlichen und 
aufergerichtlihen Privatangelegenheiten. gefchehenden Vermeſſungen keine Bes 
weistraft haben können; 

8) ‚alle diejenigen Perfonen, welche in Zukunft ala Felbmeifer in den fämmtlichen 
herzoglichen Landen angeftellt zu werden wünfdyen, zu prüfen, und, wenn 
fie tüchtig befunden worden, ihnen Anftellungsfcheine auszufertigen ; 

4) :alle VBermeffungen, welde auf Befehl des Landesheren oder feiner Gollegien 
in Öffentlichen Angelegenheiten vorgenommen werden, anzuordnen und zu leiten. 

"Die nähere Beftimmung davon wird. eine dem Bureau zu ertheilende umftänd« 

liche Inſtruction enthalten. Auch wird darauf: von dem Bureau felbft eine Inftrucs 
tion, nach welcher alle Feldmeſſer in ben fämmtlichen herzoglichen Landen, ſowohl 
dei Öffentlichen als bei Privatvermeffungen, ſich zu richten haben, nebit Beifügung 
einer are, welche von ihnen bei den zu machenden Anfägen, fowohl für die Aus« 
Berne Ts als für Fertigung ber Lagerbücer, Katafter und Buchftabenbelegung, 
u beobachten ift, entworfen, und nach gefchehener Iandesherrlicher Genehmigung, 
Sefentrich befannt gemacht werben. 
uebrigens ift es zu der Beforgung ber dem Bureau obliegenden Gefchäfte noth» 
wendig, daß wenigftend eines der Glieder bes Landfchaftscollegii und einer feiner 
Subalternen ein Kunftverftändiger fey. 
Schftes Kapitel 
Bon den Landräthen. 


Aufſichtsbezirke derfelben, 

6. 46, Die fämmtlichen herzöglichen Lande, mit alleiniger Ausnahme bes Amt 
Ilmenau, werben in Hinfiht auf die Landräthe in ſechs verſchiedene Aufjichtsbezicke 
pertheilt, und zwar fo, daß bie weimarfchen Lande, mit Einfchluß der jenaſchen 
Zandesportion, vier, bie eiſenachſchen Lande aber zwei folder Bezirke ausmachen. 

Einem jeden ber ſechs Lanbräthe wird einer diefer Bezirke zur Aufficht übers 


tragen. 
:: "Da bei ber nurerwähnten Eintheilung ber herzoglichen Sande, außer der geo⸗ 
hiſchen Lage, auch noch andere Umftände zu berüdfichtigen find, z. B. die fubs 
—* Beſchaffenheit der jedesmaligen Landraͤthe ſelbſt, incl. die etwa dem einen 
ober dem andern auferbem noch übertragenen Dienſtgeſchaͤfte; fo können diefe Aufs 
ſichtsbezirke nicht im Voraus für beftändig beftimmt, fondern es müffen foldye jebes- 
mal nach den von Zeit zu Zeit ſich verändernden Werhältniffen eingerichtet werben. 
Ein jeder Landrath ift verbunden, entweder in dem ihm angerwiefenen Bezirke felbft 
oder doch menigftens foldhem fo nahe au wohnen, baß er benfelben zu einer jeden 
Jahres zeit Ar Schwierigkeiten täglich befuchen koͤnne. 

Die Befoldung der. Landräthe ift ſchon oben $. 34. beftimmt worden. Diäten 
und Sporteln finden bei ihren Verrichtungen niht Statt. 

Pflichten derfelben ala Glieder des Landfhaftscollegii. 

8. 47. Da nad $. 30. die Landräthe zugleich Glieder bed Lanbfchaftscollegit 
find; fo haben fie doppelte Pflichten auf fih, einmal in Ruͤckſicht des Coilegii felbft, 
und dann in Ruͤckſicht des ihnen zur Aufficht anvertrauten Bezirks. In der erftern 
Rüdfiht find fie, wenn fie in Weimar ober Eiſenach wohnen, in fofern fie nicht 
etwa durch auswärtige Dienftgefchäfte daran behindert werden, verbunden, ben fämmt: 
lichen Sigungen, jene des Landfchaftscollegii und biefe der eifenachfchen Abtheilung 
deffelben, beizumohnen, und dabei alle diejenigen collegialifchen Geſchaͤfte zu beſor⸗ 
gen, weldhe * von den Praͤſidenten oder Vorſitzenden werden uͤbertragen werden. 

Iſt aber ihr Wohnſitz außerhalb der erwähnten beiden Staͤdte; fo find fie vers 
pflichtet, das Kollegium, ober reſp. die eiſenachſche Abtheilung deffelben, weniaftens 
dann zu beſuchen, wenn. fie fih refp. in Weimar oder Eifenad) antwefend befinden. 
In einem und dem andern Falle liegt ihnen —— ob, in Anſehung der ihren 
Aufſichtsbezirk betreffenden Angelegenheiten die noͤthigen Aufſchluͤſſe und Erklärungen 


zu geben. 
Pflichten derſelben in Abſicht ihrer Bezirke. 
a) Befoͤrderung der Landescultur. 

F. 48. In Ruͤckſicht ihrer Aufſichtsbezirke ſelbſt haben fie zuvoörderſt ihr Aus 
genmerk auf alles das zu richten, was zur mehrern Aufnahme der Landescuitur in 
ihrem ganzen Umfange gehört, 4. B. die Verbefferung der Wiefen, den Anbau zweck⸗ 
mäßiger Butterfräuter, bie Bepflanzung ber Leeden und anderer ſchicklichen Pläge 
mit Dbftbäumen, bie möglichfte Verhinderung aller übertriebenen und daher fchäds 
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Kchen Ausdehnung ober Einſchraͤnkung der Triftgerechtigkeiten, die AWBoendung des 
Wildſchadens von den Feldern der Unterthanen und bergi. | 
b) Sorge für die dffentliche Sicherheit. 

8. 49, Berner liegt ihmen ob, für die öffentliche Sicherheit In den ihnen an⸗ 
vertrauten Bezirken, und den Schuß ber — gegen Landſtreicher und Bett⸗ 
ler, die moͤglichſte Sorge zu tragen, wobei ſie zugleich, wenn es noͤthig ſeyn ſollte 
und bie Umſtaͤnde es nur irgend erlauben, durch verhaͤltnißmaͤßigen Militairbeiftand 
werben unterftüsgt werden. | 

ce) Auffiht auf den Weg: und Straßen: auch Wafferuferbau. 

8. 50. Nicht minder erfordert ihre Pflicht, dahin zu fehen, daß in ihren Auf 
ſichtsbe zirken fowohl die Öffentlichen Heerftraßen, als bie von einem Drte zum ans 
bern führenden Wege in gutem Stande erhalten, aud bie Reparaturen derfelben 
zwedmäßig und dabei doch mit moͤglichſter Koftenerfparniß veranftaltet werben. 

Geht ein Fluß durch ihren Bezirk; fo müffen fie bafür beforgt feyn, daß alle 
Ausbruͤche beffeiben und alle Befchädigungen der anliegenden Grundſtuͤcke mittelſt 
zeitigen und zweckmaͤßigen Verbaues verhindert werben. 

Geſchieht in ihrem Bezirke die Führung eines Straßen: oder Mafferuferbaues, 
auf öffentliche Koſten; fo find fie verbunden, nicht nur ihr pflichtmäßiges Gutachten 
über die ihnen am zweckmaͤßigſten fcheinende Art der Einrichtung beffelben auf Ers 
fordern zu erftatten, fondern auch nachher mit darauf zu fehen, daß die Ausführung 
wirklich der Vorſchrift gemäß erfolge. 

d) Eoncurrenz in Steuerſachen. 

8.51. Weiter müffen fie in ihren Auffichtsbezirken auf ben Dienftfleiß, bie 
Wirthſchafts- und die WVermögensumftände der Steuerbeamten aller Klaffen, auf 
bie Art und Welle der Beitrcibung der Steuern und anderer Öffentlichen Abyaben, 
auf die Richtigkeit des Abs und Zufchreibens, und auf bie zweckmaͤßige Fortfuͤhrung 
der Steuercatafter und Heberegifter ein aufmerkfames Auge haben. 

Bei Wicderbefesung erledigter Untereinnehmerftellen concurriren fie mit ben 
Beamten, Oberfteuereinnehmern und Amtsfteuereinnchmern. Werben zum Behuf 
gefuchter Steuererlaffe Schägungen vorgenommen; fo wohnen fie ben biesfallfigen Bes 
fihhtigungen zu Beobachtung des Interefje der Kreiskaſſe bei. 

e) Deögleihen in Canton⸗ und Militairangelegenheiten. 

6. 52. An der Gantoneinrichtung haben fie infofern Iheil zu nehmen, baf 
fie nicht nur für richtige Führung der Regifter mit Sorge tragen, fondern auch 
eben fowohl bei der Enrollirung ber Unterthanen, als bei ihrer nachherigen Verab⸗ 
ſchiedung mit zugezogen werben. ; 

Sollten fremde Truppen in dem ihrer Aufficht übergebenen Bezirk einguartiert 
werben; fo haben fie, ob ihnen gleich das Einquartierungsgefhäft felbft nicht ob« 
liegt, dody wenigſtens darauf mit zw fehen, daß, foviel es fi den Umftänden nad 
thun läßt, Fein Ort vor dem andern prägravirt werbe, aud Feine Unorbnungen 
und Exceſſe vorfallen.s;. 

Anzeigen beim A Schbe hd 

$. 53. Wenn fie in den von 9. 48—52. bemerkten Angelegenheiten, ald wes⸗ 
wegen fie noch mit einer befondern Inftruction verfehen werden, eine Anzeige zu 
machen, ober Borfchläge zu thun, für nöthig finden; fo geſchiehet ſolches entweder 
mündlich, oder in den Sigungen des Landfchafttcollegii, und fo viel bie eifenachfchen 
ande betrifft, der bafigen Be deffelben, oder fchriftlich, mittelft eines an 
eines ober die andere zu erfiattenden Berichts. Die. hierauf gefaßten Beſchluͤſſe haben 
fie aufs pünctlichfte zur Vollziehung bringen zu helfen. 

Aufträge von dem Landesherrn und ben übrigen Eollegtis. 


- 8. 54. Sollte ein anderes Landescollegium, oder auch der Landesherr felbft 
biefelben mit befondern Aufträgen verfehen; jo haben fie ſolche auf das genauefte zu 
erfüllen, und dann ihren Bericht im erften Falle an das Collegium, von welchem 
der Auftrag gekommen ift, und im zweiten an den Landesherrn ſelbſt zu richten. 
Uebrigens ift ihnen, befonders wenn vielleicht dergleichen Aufträge einigen Einfluß 
auf die ihnen nach den $$. 47—52. obliegenden Dienftgefchäfte haben follten, unbes 
nommen, bem Landfchaftscollegio und refp. der eifenachfchen Abtheilung beffelben, 
oder wenigftens den Präfidenten oder Vorfigenden bes einen ober der audern davon 

ung zu thun. 
Beſetzung der Landrathsftellen. 

8. 55. Von dem jest vorhandenen ſechs Landraͤthen bleiben bie brei älteften 
bis sur ordentlichen Deputationsverfammlung des Jahres 1812 und bie brei jüngeen 
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bis zur ordentlichen Deputationsverſammlung bed Jahres 1813. In ber Folge tritt 
jeder Landrath, wenn er feine Stelle drei Jahre verwaltet hat, wieder aus. 

Die landſchaftliche Deputation hat das Recht der Wahl: und Präfentation ber 
Sandräthe, wobei Iediglid die Mehrheit der Stimmen der, Dip tationsglieder zu 
berüdfichtigen ift. In der Regel werben biefelben aus ben wirtihen Qutsbefigern, 
abeligen oder nicht adeligen Standes, genommen. Im Nothfall können jedoch auch 
deren Eöhne und mitbelehnte Brüder präfentirt werben. 

Eowohl die Wahl, als die Präfentation, gefchichet orbentliher Weife bei ber 
Berfammlung ber landfchaftlichen Deputation. Ift aber die Sache dringend; fo kann 
die Wahl auch durch ein Gircular, und die nachherige Präfentation von dem Genes 
rallandfhaftsdirector geſchehen. In einem und dem andern Falle haben die Depus 
tirten des Kreifes, zu welchem ber erledigte Bezirk gehört, oder wenn er aus Theis 
len zweier Kreiſe zuſammen gefegt war, bie Deputirten dieſer beiden Kreife das Recht, 
ber ganzen Deputation eine ober zwei Perfonen vorzufchlagen. 

Der Austretende kann aufs neue wieber gewählt werden, unb alsdann behält 
er feinen vorigen Stuhl in dem landſchaftlichen Gollegio und refp. feiner Abtheilung. 

Kommt aber ein neuer hinein; fo wird er jederzeit der legte unter allen Land» 
räthen. Treten mehrere auf einmal hinzu; fo wirb es gerabe fo gehalten, wie es 
oben $. 15. auf diefen Kal in Anfehung der Glieder der landſchaftlichen Deputation 
vorgefchricben iſt. 


Nachtrag JF 
in Anſehung der beiden $$. 35. und 41. 


od $. 35. Die hier vorgefähriebene Einrichtung, in Anfehung ber drei Kreis: 
kaſſen, wird, fo viel die eiferachfche Kreiskaffe betrifft, vor der Hand noch ausges 
fest, und es findet dagegen vorerft folgende Einrihtung Statt: 

Diefe Kaffe behält nicht nur ihre ganze Einnahme, ſondern es werben ihr auch 
noch überdies die fämmtlichen Steuern und andere Abgaben aus dem vormals zu 
den herzoglich eiſenachſchen Landen gehörig gewefenen und vor ciniger Zeit zu ben 
ad mweimarfchen Landen gefchlagenen Amte Großen: Rubeftädt wieder über: 
laffen; wogegen es ſich aber auch von felbft verfteht, daß fle ihre ganze zeitherige 
Schuldenlaſt behält, und daß ihr bavon in Abficht des gedachten Amts — welches 
übrigens in allen andern Rüdfichten ferner mit ben herzoglich weimarſchen Landen 
verbunden bleibt — nichts abgenommen werben kann. Bon biefen fämmtlichen 
en erg bie eiſenachſche Kreiskaffe nichts an die Hauptlandfchaftstaffe mos 
natlich ein, ale: ! 

1) ihre quotam an dem, was‘ von dem ganzen Sande zu ben Kammern, zur 
Kriegekaffe und zu den Gefandtfchaftskoften bezahlet wird, und 

2) ihre quotam an ben fonft von dem ganzen Sande zu beftreitenden Ausgaben, 
jedoch mit Ausnahme der Koften der Unterhaltung des landſchaftlichen Cols 
legii, als ſolchen, in Anfehung deffen die eiſenachſche Kreisktaffe blos zu den 
Befoldungen des Vicepräfidenten und Hauptlandſchaftskaſſirers beiträgt, da⸗ 
gegen fie aber auch die Koften ber Unterhaltung der eiſenachſchen Abtheilung 
des Landfchaftscollegii allein beftreitet. 

Die fämmtlihen Ueberfchüffe der Kaffe werben zur fucceffiven Minderung ihrer 
Schulden angewendet. Um jene Beitragsquota derfelben zu beftimmen, wird bei der 
naͤchſten Verfammlung ber landſchaftlichen Deputation ein verhältnigmäßiger Divifor 
in Le aller drei Kreiskaſſen ausgemittelt. 

ad $. 41. Wenn bei der jährlichen Verfammlung der landfchaftlihen Depus 
tation die Abnahme ber weimars und jenaifchen Kreisrechnungen geſchichet; fo cons 
curriren bie eifenachfchen Glieder der Deputation nicht dabei. Jedoch werben ihnen 
diefe Rechnungen nad geſchehener Abnahme eben fo sur Einſicht vorgelegt, wie aud) 
fie dabei die eifenahfhen Kreisrechnungen den übrigen Deputirten zur Einficht 
mittheilen. 

* £ * j 
In allen bier nicht abgeänderten Puncten bleibt es Lebiglich bei der Dispofition 
ber beiden obigen $$. 

Obſtehende, auf die landfchaftlichen Verhandlungen bei der in dieſem Sabre 
gehaltenen Berfammlung der getreuen Deputirtenftände ber bisherigen drei Land⸗ 
haften, gegründete Gonftitution der vereinigten Landſchaft der herzoglich weimar⸗ 
und eifenachichen Lande, mit Einfluß ber jenaſchen Lanbesportion, jedoch mit 
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Ausſchluß des Amtes Ilmenau, ift von Uns durchgängig genehmiget und bekraͤftiget 
ben. 
* pi deffen Urkunde haben Wir ſolche gegenwärtig vollzogen und mit Unſerm 


oglichen Inſiegel verfehen lajfen. 
* &o — Weimar, den 20. September 1809. 


(8) Karl Auguf, 96. - 


Als aber der Herzog auf dem Wiener Congrefie die großherzugs 
Liche Würde und einen bedeutenden Laͤnderzuwachs (mit ungefähr 80,000 
Einwohnern) erhalten hatte, verkündigte er fogleich im den Patenten zur 
Befigergreifung feiner neuen Länder vom 15. Nov. 1815 und vom 24. 
San. 1816, „daß er unverweilt Abgeordnete aus feinen alten und neuen 
Landen zufammenberufen wolle, um gemeinfchaftlich eine berathende Vers 
fammlung bilden zu helfen, zur Abfafjung einer Berfaffungsurfunde, 
bie als Grundgefeg feines Großherzogthums, und ald Landes⸗ 
grundvertrag zwifchen dem Fürften und feinen Unterthanen gelten 
koͤme.“ — Bereits ſechs Tage nach dem Erlaffe bes legten Patents 
erſchien 
b) die großherzoglihe Verordnung vom 30. Jau. 1816, 
die Bildung und Zufammenberufung einer ftändifchen Bera- 

thungsverfammlung zur Entwerfung der Landesverfaffungs: 

urfunde betreffend. 


Wir Karl Auguft, von Gottes Gnaden Großherzog zu 
Sahfen: Weimar: Eifenah, Landgraf in Thüringen, Mark: 
graf zu Meißen, gefürfteter Graf zu Denneberg, Derr zu 
Blantenhain, Neuſtadt und Tautenburg. | 

In Gemäfheit des, von Uns in den Befigergreifungd: Patens 
ten vom 15. Nov. 1815, und vom 24. Jun. 1816 gethanen, Verſpre⸗ 
chend, Uns mit den Ständen Unferer alten und mit einer Auswahl der Bas 
fallen und Unterthanen der neuen Lande, in einer zu bildenden gemeinfchafts 
lichen Verfammlung der erflern und der legtern, durch das Organ einiger 
Unferer Staatsdiener Über die zweckmaͤßigſte Abfaffung der Berfaffungsurs 
£unde zu berathen, welche den Ständen Unfers Großherzogthums bie in 
jenen Befigergreifungs= Patenten ausgefprochenen Rechte begründen und, in 
Bezug auf die Bedingungen und Formen der Auslbung berfelben, beftims 
men fol, haben Wir beſchloſſen, zu verordnen, und verordnen, wie folgt: 


| Artikel J. | 
Don bem Zwecke ber zu bildenden Berfammlung und ben 
Grundfägen ihrer Bildung, 

6. 1. Die aus der ftändifchen Deputation der alten Lande und aus 
einer Auswahl von Vaſallen und Unterthanen der neuen Lande bejtehende 
ftändifhe Berathungsverfammlung hat zum Zwecke, in Gemeinfhaft mit 
den, von Uns dazu beauftragten, Staatsdienern, den Entwurf einer Vers 
faffungsurktunde zu arbeiten, welche umfaffend und deutlich die Bedingungen 
und Formen feftfegen fol, wie, duch Wahl der Staatsbürger al» 
ler Klaffen, Repräfentanten der Gefammtheit Unferer Un: 
terthanen zu der Landftandfchaft berufen werden follen, wie bie 
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alſo erwaͤhlten Repraͤſentanten ſich als Landſtaͤnde zu verſammeln 
und zu conftituiren, wie, in welchem Verhaͤltniß, unter welchen geſetzlichen 
Formen und Vorausfegungen fie die Rechte der Mitwirkung bei der 
Gefeggebung, der freien Bewilligung don Steuern und Finanz- 
maafregeln, die das Vermögen des Landes und der Unterthanen betreffen, 
der gutachtlihen Vorſchlaͤge zu Abftellung von Mängeln und 
Mißbraͤuchen in der Verwaltung und Öefeggebung, der Klage 
über willführlihe Eingriffe der Staatsbeamten in die Frei— 
heit, die Ehre und das Etgenthum der Staatsbürger oder in 
die Verfaffung des Landes, gefegmäßig auszuüben haben. 
82. Um diefen Zweck zu erreichen, ift eine Vereinigung der ftändis 
[hen Deputation der Fürftenthümer Weimar mit Jena und Eiſenach, wie 
diefelbe, Eraft der Gonftitution vom Jahre 1509 die Repräfentation der Uns 
terthanen Unfrer alten Lande bildet, mit einer Anzahl von Wafallen und 
Unterthanen Unfrer neuen Lande, erforderlich, aus der Klaffe derjenigen Be— 
wohner dieſer Gebiete, welche zu den Landesftänden der Staaten gehörten, 
von denen ihre Provinzen oder Diftricte fonft Theile bildeten. 

Bweitend muß aber der Grundfag, dem zu Folge die künftigen Landes: 
ftände des Großherzogthums aus Repräfentanten aller Klaffen der Staates 
bürger beftehen follen, fo weit es angeht, auch bereits in den Elementen der 
Bufammenfegung einer Verfammlung als angewendet erfcheinen, deren Ges 
(häft die Einleitung und Vorbereitung einer auf diefer Grundbedingung einer 
aͤchten Volksrepräfentation beruhenden Verfaſſung feyn foll. | 

Drittens hatten vierzehntaufend Einwohner Unſers Staates, Unfre 
Untetthanen in der Herrfchaft Blankenhain und den Aemtern Asmannsdorf, 
Zonndorf, Schloßvippady, und die Bewohner von Stotternheim, Schwerborn 
und der Voigtei Hafleben, ſich in ihrem frühern Zuftande feiner landesſtaͤn⸗ 
bifchen Rechte zu erfreuen, und es ift theils an ſich, theils bei der Eigens 
thuͤmlichkeit ihrer bürgerlichen und Rechtsverfaſſung nothwendig, daß audy fie 
durch einen oder mehrere ihrer Mitbürger bei den Berathungen und Entwürs 
fen in Betreff der Verfaſſungsurkunde des Staates, deffen Bürger fie jegt 
find, felbjtthätig mitwirken. 

$. 3. Da kein Stand der Staatsbürger Eünftig von der Theilnahme 
an der Wahl der Landesrepräfentanten ausgefchloffen feyn fol; fo vermag 
dies um fo weniger mit dem im Befige bedeutender und auf munnigfache 
Weiſe bevorrechteten Grundvermögens befindlidhen angefchenen Stande ber 
Ritterſchaft der Fall zu feyn, als derfelbe fein Recht, auf den Landtagen zu 
erfcheinen, wohl hergebracht hat, und verlangen fann, daß feine Anfprüche 
nur in Gegenwart und unter Mitwirkung von — aud) von diefem Stande 
freierwählten — Repräfentanten erörtert, und daß diejenigen feiner Vorrechte, 
welche nicht im Widerſpruche mit dem Gemeinwohl ftehen, oder für die übris 
gen Staatsbürger weſentlich nachtheilig find, achtend anerfannt werben. 

$. 4 In Anwendung der hier ausgefprochenen Grundfäge erfolgen die 
Beltimmungen über die Bildung der ftändifhen VBerathungsverfammlung, fo 
weit biefelbe aus Vaſallen und andern Staatsbürgern Unfrer neuen Lande 
beftehen wird, 

Artikel I 


Don der Zahl, den Eigenfhaften, und der Ernennung ber aus 
den neuen Landen zu ber Berathungsverfammlung abzuords 
nenden VBafallen und Unterthanen. ne 


6. 5. Die Zahl der Abgeordneten der Nitterfchaft Unjerer neuen Lande 
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zu ber Beruthungsverfammlung. fol‘ aus fünf Rittergutsbeſitern dieſer Lan⸗ 
destheile beſtehen. 

$. 6. Der Begriff der Ritterſchaft Unſerer neuen Bande twird dahin 
ausgedehnt,; daß die Ritkerfhaft durch die Gefammtheit der. Rittergutsbefiger 
der neuen Lande gebildet wird, fo, daß weder Religion, noch adelige oder 
nicht adefige Geburt, noch die Sciftfäff igkeit oder Amtsfäffigkeit des Ritter: 
guts hierbei und in diefem Betracht einigen Unterfchied machen Eann. 

8. 7. Nothwendig jedoch, und in Gemäßheit des 14. Artikels der 
Urkunde. des teutfchen Bundesvertrags, wird auch ſchon bei der bevorfichen: 
ben Berathungsverfammlung , unter der Zahl der ritterfchaftlihen Abgeordne— 
ten, ein in Unfern neuen Landen mit einem Rittergute angeſeſſener ehemaliger 
Reichsritter erfcheinen. 

6. 8. Es wählen demnach die fämmtlichen Rittergutsbefiger Unferes 
Neuftädtifhen Kreifes aus ihrer Mitte und als ihre Deputirten bei der 
Berathungsverfammlung, in der bisher unter denfelben uͤblich geweſenen Weife, 
zwei Abgeordnete. 

$. 9. Die Rittergutsbefiger in ben ehemaligen Encaven, dem Amte 
Zautenburg, den duch den Staatsvertrag vom 22. September 1815 mit 
Unferm Großherzogthum vereinigten thüringifhen Ortſchaften, erfcheinen bei 
der Berathungsverfammlung durch einen, von ihnen aus ihrer Mitte gewähl- 
ten Abgeordneten. 

$. 10. Die Rittergutsbefiger in Unfern Heffifchen, Fuldaſchen und den 
ehemals reichsritterſchaftlichen Landestheilen ordnen aus ihrer Mitte zwei, von ih: 
nen felbjt erwählte, Deputirte ab, von welchen jedoch der eine nothwendig, 
und in Gemäßheit des 6. 7. dieſer Verordnung, eim ehemaliger, jegt mit 
einem Rittergute in jenen Gebieten anfäffigeer, Reichsritter feyn muß. 

.$. 11. Alle diefe Abgeordneten der Ritterfhaft Haben ſich bei ihrem 
Erfcheinen durch VBorzeigung ihrer Vollmachten bei Unferm Staatsminifterio 
zu legitimiren. 

$. 12. Als Abgeordnete von Land und Städten find aus Unfern neuen 
Landen berufen, bei der ſtaͤndiſchen Berathungsverfammlung zu erfcheinen, 

fieben Abgeordnete. 

F. 13. Wegen Vertheilung dieſer fieben Abgeordneten von Land und 
Städten Unferer neuen Lande: unter die verfchiedenen Diftricte und Gebiete 
derfelben, ferner wegen ihrer Emennung, gelten folgende Beſtimmungen: 

$. 14. Für die Städte Neuftade und Weyda erfcheinen nothwendig 
zufammen zwei Abgeordnete. 

$. 15. Die Stade Blankenhayn fendet einen: Abgeordneten. 

$. 16. Die Aemter Agmannsdorf und Tonndorf, nebft den gegenwaͤr⸗ 
tig damit vereinigten Ortſchaften Schloßvippach, Stotternheim und Schwer: 
Born, und die Voigtei Haßleben fenden zuſammen zwei Abgeordnete. 

8.17. Aus den mit Unferm Großherzogthum vereinigten, fonft Zul: 
dafchen, Churheffifhen und ehemals "reichsritterfchaftlichen Gebieten, erfcheis 
nen zwei Abgeordnete von Land und Stadten ‚ welche bie Staͤdte Vvach und 
Geiſa ſenden. 

§. 18. Es iſt keineswegs nothwendig, weder daß die Abgeordneten 
der in den vorigen $$. genannten Städte — * des Rathes oder ſonſt 
obrigkeitliche Perſonen, noch daß fie‘ ſpeciell Bürger oder Einwohner der, 
Städte feyen, in deren Namen fie erſcheinen ſollen. 

$. 19. Notwendig jedoch muͤffen fie Einwohner unſerer neuen Lande 
und zwar in Beziehung ‚auf. die. Stadt oder Gegend, in nr Namen fie 

I, 
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erfcheinen, in einem ber damit in dem vorhergehenden $$. zufammengefaßten 
Landestheile wohnhaft feyn. 
Ä $. 20. Da ber von Uns in den Befigergreifungspatenten vom 15. No= 
vernber 1815 und vom 24. Januar 1816 ausgefprochene Grundfag, daß 
die Landesitände Unferes Großherzogthums aus Repräfentanten ber gefamms 
ten Staatsbürger Unferer Unterthanen beftehen follen, welche diefe legtern ſelbſt 
erwählt haben werden, nur durch eine organifche Gefeggebung über die Mes 
thode, Formen und Bedingungen der Wahlen und der MWählbarkeit von 
Repräfentanten wirklic geltend zu werben vermag; eine foldhe Gefeggebung 
aber ein wefentlicher Veſtandtheil der abzufaffenden Berfaffungsurkunde ſeyn 
wird, deren Berathung und Entwurf der Zweck der zufammenberufenen Ber 
fammlung ift; fo tönnen die gegenwärtig und bei diefer Berathungsverfamm: 
lung zu erfcheinen berufenen Abgeordneten von Land und Städten nicht [chon 
diefmal durch Wahl der Staatsbürger beftimmt werden. Auch würde, 
da ohne gefegliche Vorbeſtimmungen und Fürforgen weder eine ordnungs⸗ 
mäßige noch eine freie Wahl gelingen kann, bei der Kürze der Zeit und der 
nothwendig bald nad ihrem ganzen Umfang zu begründenden Berfaffung, 
diefe, der Zukunft und den Beftimmungen der Berfaffungsurtunde als Folge 
vorbehaltene, Art ber Beftimmung ber NRepräfentanten nicht fofort anwendbar 
ſeyn koͤnnen. | 

$. 21. Wir beftimmen in Erwägung biefer Gründe folgendes, aus: 
[hlieglih zum Behuf ber Berufung der Abgeordneten von 
Land und Städten Unferer neuen Lande zu der Berathungss 
verfammlung ©eltende: = 

1) Wir ernennen Unfern Präfidenten ber Landesdirection zu Weimar, 
Freiherrn von Biegefar, zu Unferm Commiſſario, um, nad) angehörten 
Nathe des Stadtraths zu Blankenhayn, der Zuftizbeamten zu As 
mannsdorf, Zonndorf und im Betreff der Voigtei Haßleben, des Ju— 
flizbeamten zu Großrudeftedt, einen Abgeordneten der Stadt Blanken: 
hayn, einen Abgeordneten der fonft Erfurtfchen Aemter und Ortſchaf— 
ten, einen Abgeordneten der Voigtei Hafleben zu der Berathungsvers 
fammlung zu berufen. 

2) Unfern geheimen Regierungsrath von Mog zu. Eifenah ernennen 
Wir zu Unferm Gommiffario, um, nach angehörter Meinung der 
Stadträthe zu Vach und zu Geifa, zwei Abgeordnete für dieſe 
— und dortige Gebiete zu der Berathungsverſammlung zu be— 
rufen. 

3) An die Kreisausſchreibende Stadt Neuſtadt aber ergeht, in Gemaͤßheit 
ber bisherigen, für diefes Mal und bis etwa durch das abzufafjende 
organifche Gefeg hierüber 'etiwas anders würde beftimmt feyn, beizus 
behaltende Obfervanz, hiermit Unfere Aufforderung, um wegen. bet von 
den Städten Neuftadt und Weyda zu diefer Berathungsverſammlung 
zu fendenden zwei Abgeordneten, das Nöthige nad) hergebrachter Weife 
zu beforgen, ER FIR 

. $. 22. ie zu berufenden Perfonen muͤſſen nothwendig a) mündig; 

b) in dem Diftricte, worin die Stadt oder die Aemter, aus denen fie berus 
fen werden, gelegen fiud, mit ſteuerbaren Grundftüden anfäffig feyn, und 
€) aus der Klaffe der wohlhabenden und daher in, ihrem bürgerlichen Zuffand 
moͤglichſt unabhängigen Staatsbürger berufen werden. Sie thüffen 
d) ‚anerkannter Weiſe mit’ dem Zutrauen ihter Ortseinwohner und Mitbür: 
ger bekteidet Teyn.  ' ISSN 

$. 23. * bereits die Ritterſchaft Unſerer neuen Lande durch fuͤnf 
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Abgeordnete zu erfcheinen berufen  iftz fo Finnen Nittergutsbefiger nicht zu 
Abgeordneten von Land und Städten Unferer neuen Lande bei der Berathungss 
verfammlung ernannt werden. 

$. 24. Die Abgeordneten von Land: und Städten haben fich bei ihrem 
Erfheinen mit den Emmennungsbriefen der von Uns zu ihrer Berufung bes 
flellten Commiffarien, oder, foviel die Abgeordneten der Städte Neuftadt 
und Weyda anlangt, mit den Befcheinigungen der Kreisausfchreibenden Stadt 
Meuftadt, bei Unferm Staatsminifterio zu legitimiren. - 

25. In den officielfen Wochenblättern Unfers Großherzogthums ift 
das Perfonal der Abgeordneten der Ritterſchaft und derer von Land und 
Städten Unferee neuen Lande, alsbald nad) der Legitimation derfelben, zur 
Öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Artikel II, 


Beit des Erfheinens ber Deputirten und ber Eröffnung der 
Berathungsverfammlung. 

6. 26. Die ftändifche Deputation Unſerer alten Lande und die Ab: 
geordneten ber Ritterfchaft, fo wie aud die Abgeordneten von Land und 
Städten Unferer. neuen Lande, find als gemeinfchaftliche ftändifche Bera— 
thungsverfammlung zum Behuf der-Mitwirkung bei Abfaffung der in den 
Befigergteifungspatenten vom 15. November 1815 und 24. Januar 1816 
angekündigten Verfaſſungsurkunde, als eines Grundgefeges Unſers Grofher: 
zogthums, hiemit und Kraft diefer Verordnung, berufen und entboten, in der 
oben angezeigten Zahl und auf die beſtimmte Weife unfehlbar den 

Siebenten April diefes Jahres 
in Unferer Refidenzftadt Weimar zu erfcheinen und dafelbft, nachdem fie ſich 
in ber vorgefchriebenen Maaße gehörig werden legitimirt haben, der in Unferm 
Namen zu bewirkenden Eröffnung ihrer Verſammlung zu gewärtigen, 


eEtitet IV 


Bon den Staatsbdieniern, welche, ald Drgan bes Großherzogs, 
Mitglieder der Berathungsverfammlung feyn follen, von 
dem Präfidio diefer Berfammlung, und von dem Gefhäfts: 
gange derfelben. Ä 

8.27. Mir haben drei Unferer Stantsdiener als Unfere Immebiat: 
commiffarien, in den Perfonen des Präfidenten der Landesdirection, Freiheren 
von Biegefar, ded Regierungsraths Krumm und des Landesdirectionsraths 
Hufeland, ernannt, um den Berathungen der ftändifchen Verſammlung bei: 
zumohnen umd an denfelben, fo wie auch an den Arbeiten und Entwürfen, 
welche der Zweck der Berfammlung find, Theil zu nehmen. 

$. 28. Unfer Präfident. der Landesdirection, Freiherr von Ziegeſar, 
wird in der Berathungsverfammlüng den Vorfig führen und diefelbe eröffnen. 

$. 29. Das erfte Gefchäft der Verſammlung wird hierauf feyn: durch 
Stimmenmehrheit aus ihrer Mitte ihren Secretaie zu wählen. 

$. 30. Der alfo erwählte Secretair der Verſammlung hat, außer ans 
dern ihm nach Zutrauen der Verſammlung zu übertragenden, mit dem Zweck 
derfelben in Beziehung ftehenden Gefchäften befonders das Amt der genauen 
Protocollführung, als welche weſentlich und durchaus erforderlich ift. 

$. 31. Die mit dem Präfidenten zugleih committirten Staatödiener, 
det Reglerungsrath Krumm und der Laridesdirectionsrath Hufeland, werben, 
da die abſolute Stimmenmehrheit der Verſammlung gelten ſoll, bei allen 
Anftimmungen ihe Votum mit zu den’ zu gählenden —.—.. 
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:$. 32. Der Präfident der Verfammlung hat keine Stimme bei ben 
Berathungen derfelben, ausgenommen in dem Fall, wenn bei zwei verſchiede⸗ 
nen Meinungen jede von einer gleihen Anzahl Stimmen verfochten wird, 
in welchem Falle die Stimme und Meinung des SPräfidenten den Auss 
ſchlag giebt. Y | 

$. 33. Die ftändifhe Berathungsverfammlung wird nur eine Curie 
bilden. 

$. 34. Der Präfident derfelben hat im Allgemeinen den Gefhäftsgang 
zu leiten, | 

$. 35. Derfelbe darf jedoch weder der Freiheit ber Erörterung, noch 
bes Abftimmens Eintrag thun, wohlverftanden, daß diefe Freiheit der Erör: 
serung und bes Abftimmens fid in den Gebieten des Zwecks ber Verſamm⸗ 
lung halte, und die Grenzen der Sitte und Ordnung nicht überfchreite. 

$. 36. Zu Förderung der Geſchaͤfte hat der Präfident die Befugnif, 
die Berfammlung in Sectionen zu Bearbeitung ber einzelnen Theile der Ver: 
faffungsurfunde zu fondern. 

$. 37. Eine jede folhe Section muß nothwendig aus Mitgliedern ber 
ftändifchen Deputation der alten, und Abgeordneten der neuen Lande befte: 
ben. In Betreff der eritern ſowohl als der legten, muß, wo möglich, ein 
Mitglied von der Ritterfchaft oder der akademifche Deputicte und ein Mit: 
glied aus der Zahl der Abgeordneten von Land und Städten in einer folchen 
Section ſich befinden, 

$. 38. Die zur fändifchen Berathungsverfammlung mitcommittirten 
Staatsdiener können zu Mitgliedern‘ in Sectionen ernannt werben. 
* §. 39. Jeder Section iſt eine beſtimmte Aufgabe von Arbeit zuzu⸗ 

len. 

$. 40. Das Reſultat der Arbeit legt jede Section ber ganzen Ver— 
fammlung zur Erörterung und Prüfung vor. 

$. 41. Die Berathungsverfammlung hat das Recht, durch Stimmen: 
mehrheit Gommitteen aus ihrer Mitte, zue Bearbeitung einzelner Theile, oder 
aud zu Bearbeitung einzelner Theile, oder- auch zu Bearbeitung des ganzen 
Gegenjtandes ihrer Befhäftigung zu wählen. 

$. 42. Eine alfo erwählte Committee bat ihre Arbeit zu freier Prüs 
fung der VBerfammlung vorzulegen. 

$. 43. Durch Stimmenmehrheit dee Mitglieder der Verfammlung ohne 
Ausnahme, wird, in Hinficht der Annahme, Mobdification oder Verwerfung 
von bergleihen Arbeiten, ein Beſchluß der Verſammlung gefaßt. 

$. 44. Es ſteht einem jeden Mitgliede der Verſammlung, er Tey 
Staatsdiener oder Abgeordneter, frei, feine Worfchläge über die dem Zweck 
der Begründung und Beltimmung der. von Uns den Landesftänden Unfers 
Großherzogthums zugeficherten Rechte entfprechendfte Abfaffung, fowohl ein: 
zelner Theile, als aud des Ganzen der Verfaffungsurkunde felbft, feine Ans 
fihten fchriftlih und aus ihren Gründen entwidelt, "der Verfammlung, in 
Form einer Denkſchrift, mit Beilagen oder eines Voti vorzulegen, 

$. 45. Solche Eingaben find dem Präfidenten der Verfammlung zu 
infinuiren. Er hat diefelben zur Kenntnif aller Mitglieder der Verfammlung 
zu bringen, trägt fie fodann in einer Plenarfigung vor, und ordnet, in Hin⸗ 
fiht der Discuffion des Inhalts derfelben und. alles fonft zu ihrer umfaffens 
den Berudfihtigung Erforderlichen, das Nöthige an. 

$. 46. Auf keine folder Eingaben iſt mehr Rüdficht von der, Vers 
fammlung zu nehmen, als diefelbe den Mitgliedern berfelben,, vermöge ihres 
inneren Gehalts, zu verdienen fcheinen, wird, ;. - Zi 
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F. 47. * Eben fo: werden Wie, durch‘ die Unferer Seits zu Beimohnung 
der Sigungen und Xheilnahme am den Arbeiten der Verſammlung commit- 
tirten Staatsdiener, Entwürfe und Anfichten über den der Verfaffungsur: 
Funde, ihrer von Uns ausgefprochenen Beftimmung gemäß, zu gebenden In⸗ 
halt mitteilen laſſen, welche Uns unmittelbar etwa könnten vorgelegt werden. 
8:48. Da Wir jedoch von alfen ſolchen Arbeiten nur vorläufig Kennt: 
niß nehmen: und; keineswegs dev ‚freien - Prüfung Unferer ftändifchen Bera⸗ 
thungsverfammlung Schranten zu fegen beabfichtigen; fo find auch ſolche Uns 
unmittelbar vorgelegte Entwürfe und Ideen von der ftändifchen Berathungs: 
verſammlung nur mach Maaßgabe ;ihres innern Werthes zu berückfichtigen, 
und nut, infofern fie bei bee Prüfung ihres Gehalts wichtig und anwend⸗ 
bar erfcheinen, bei Abfaffung des Entwurfs einer Verfaſſungsurkunde zu 
gebrauchen. | | u 
849. Wenn die ftändifche Berathungsverfammlung, der Beſtimmung 
ihrer Berufung gemäß, den Entwurf einer Verfaffungsurfunde wird gearbeis 
tet, haben,, wie diefelbe als Grundgefeg Unfers Großherzogthums und als 
ein Landesgrundverträg zwiſchen dem Fürften und feinen Unterthanen, _ 
den Bürgern des Staats, ald Nepräfentanten der legtern und Landesſtaͤnden 
des Großherzogthums, über die weſentlichen faatsrechtfichen Beziehungen zwi⸗ 
fhen dem Regenten und den Unterthanen deffelden, nah Maaßgabe der 
in den Befigergreifungspatenten vom. 15. November 1815 und vom 24. 
Januar 1816 von Uns den Ständen zugeficherten Rechte und angegebenen 
Grundzüge, zweckmaͤßig abzufaffen ift; fo ift diefer Entwurf Uns, nebft den 
Protocollen und Acten, welche ſich auf deffen Buftandebringung beziehen, zur 
Prüfung und weitern Entſcheidung vorzulegen. 
$. 50. Nur duch Unfere großherzogliche Sanction kann bie: 
fer Entwurf verbindende Kraft und die Natur eines Grumdgefeges Unfers 
Großherzogthums erhalten. 0 
$. 51. Der Präfident der Berathungsverfammlung und bie andern 
von uns dazu committirten Staatsdiener haben die Pflicht, Uns von dem 
Gang der Gefchäfte in der ftändifhen Berathungsverfammlung ihrerfeits durch 
Berichte in Kenntniß zw fegen, | 
$. 52. Das Recht der Verkagung der fländifchen Berathungsverfamm: 
lung, fo wie das Recht der Auflöfung derfelben, behalten Wir Uns aus: 
druͤcklich vor. u 
8. 53. Unfer Staatsminifterlum tt mit Ausführung biefer Werord: 
nung und Unfere Randesregierungen find mit Publication derfelben, welche 
—— ben Druck geſchehen ſoll, beauftragt. Urkundlich haben Wir dieſelbe 
eigenhaͤndig vollzogen und ſie mit Unſerm großherzoglichen Inſiegel verſehen 
laſſen. So geſchehen und gegeben Weimar den 30. Januar 1816. 
(L. S.) Karl Auguf. 
G. v. Voigt. C. W. Frhr. v. Fritſch. v. Gersdorf. 
Graf Edling. 
vdt. Conta. 





Nachdem der Landtag am 7. April 1816 feierlich eroͤffnet worden 
war, erſchien, als Ergebniß der Berathungen der zuſammenberufenen 
Stände, am 5. Mai 1816 das nachſtehende Grundgeſetz über die 
landfiändifche Verfaffung, für welches der großherzogliche Ge: 
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fandte bei der Bunbesverfamlung zu Frankfurt am Main am 28. Nov. 
1816 die Garantie des Bundes verlangte, die auch berfelbe übers 
nahm*. Am 12. Mai 1816 hatte die Ständeverfammlung bei dem 
Großherzoge ihre Abſchiedsaudienz, „nachdem fie ihm die von ihr entwors 
fene Verfaffungsurfunde überreicht, und er ſolche unter wenigen.. (öffents 
liche Blätter fagen: außerwefentlichen), Abänberungen. angenoms 
men hatte" **), Ä 


c) Srundgefeg über die landftänbifche Berfaffung des Groß⸗ 
herzogthums Sachſen⸗-Weimar-⸗-Eiſenach vom 5. Mai 1816. 


Wir Karl Auguſt, von Gottes Gnaden Großherzog zu 
Sachſen-Weimar-Eiſenach, Landgraf in Thüringen, Mark 
graf zu Meißen, gefürfteter Graf zu Denneberg, Herr zu 
Blankenhayn, Neuftabt und Fautenburg. LER 
 Dbgleih Wir bereits im Jahre 1809 bemüht gemwefen, durch ein Ges 
feß, welches die in Unfern altfürftlihen Landen herfömmliche Landftändifche 
Berfaffung betraf, die zwifchen Uns und Unfern getreuen Unterthanen ſtets 
unverlegt erhaltenen Bande zu bewahren; fo konnten doch jene. Beflimmuns 
gen in der gegenwärtigen, durch ſchwere Opfer und harte Prüfungen. erfämpfz 
ten, beffern Zeit den landesväterlihen Gefinnungen nicht genügen, mit wels 
hen Wir das dauerhafte Wohl Unferer Lande feſt begründen mollen. 

Wir haben daher, eingedenk ber Vorfchrift und des Sinnes bed teuts 
[hen Bundesvertrages vom 8. Junius 1815, den fhidlihen Augenblid, 
da Uns zu Unfern altfürftlichen Landen ein bedeutender Zuwachs zu Theil 
geworden, ergriffen, um die in den Befignahmepatenten vom 15. November 
des vorigen, und vom 24. Januar dieſes Jahres ausgelprochene Bereinis 
gung Unferer neuen Lande mit Unfern alten, zunaͤchſt durch eine neue, die 
fer Gefammtheit gemeinfhaftlihe und angemeffene, Iandftändifhe Verfaffung. 
zu beurfunden, 

Zu dem Ende haben Wir durch Unfere Verordnung vom 30. Januar 
db. 3. die landfchaftlichen Deputicten Unferer alten, und Abgeordnete Unferer 
neuen Lande berufen, um ſich, in Gemeinfhaft mit einigen dazu beauftrags 
ten Staatsdienern, über die Bedingungen und Formen zu vereinigen, unter 
welchen die von Uns als nothwendig anerkannten Nechte ber Landſtaͤnde aus: 
zuüben find, | 

Durch dieſe abgeordnete Berathungsverfammlung ift mit Thätigkeit und 
einmüthigem VBaterlandsfinne ein, Unfern wohlgemeinten Abſichten angemef: 
fener, Entwurf einer landftändifchen Verfaffungsurfunde ausgearbeitet, und 
zu Unferer Iandesfürftlichen Beftätigung, eingefendet worden, und Wir neh— 
men feinen Anftand, folchen nur mit wenigen — eine wefentlihe Beftims 
mungen abändernden — Mobdificationen zu .beftätigen, 

Demnad haben Mir, unter Zuftimmung der landſchaftlichen Deputirs 
ten Unferer alten Lande, und unter Beirath der berufenen Abgeordneten ber 
Uns zugefallenen neuen Gebiete, folgende Beftimmungen, als ein Grundges 
feg für Unfer gefammtes Großherzogthum, feftgeftellt: 


*) Man vergleiche bie am 2. Decbr, 1816 beim Bunde überreichte Denk: 
fhrift des großherzogl. und herzogl. ſaͤchſ. Gefandten von Hendrich, und bie 
Abftimmungen der Bundesverfammlung deshalb: in Luͤders diplomat. Arhiv für 
Europa. 1. Bd. S. 83 — 98, 


) ©o in Klübers Staatsarchiv bes teutfchen Bundes, Heft 2, ©. 146, 
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Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen. 
GS. 1. Im dem Großherzogthume Sachſen-Weimar⸗Eiſenach beſteht 
eine Iandftändifche Verfaſſung, welche allen Theilen des Großhetzogthums, 
als einem Ganzen, gemeinſchaftlich iſt. 

F. 2. Drei Stände find in dem Großherzogthume Sachſen-Weimar—- 
Eiſenach als Landftände anerkannt: der Stand der Nittergutsbefiger, der 
Stand der Bürger, und der Stand der Bauern. 
$. 3. Diefe drei Landftände, und im ihnen ſaͤmmtliche Staatsbürger, 
werden durch Männer vertreten, welche aus ihrer Mitte, durch freie Wahl, 
als Iandftändifhe Abgeordnete hervorgehen. 

$. 4. Alte den Landftänden zukommende Rechte koͤnnen nur durch biefe 
gefeglich erwählten Wettreter, in det. Art und unter den Bedingungen aus: 
Ki merden, wie ſolches in gegentoärtiger Werfaffungsurfunde, als einem 
‘ — des Großherzogthums Sachſen-Weimar-Eiſenach, niedergeſchrie⸗ 
en iſt. | 


Zweiter Abfhnitt. Ä 
Rechte ber Landftände. ' 
6. 5. Es ſtehen den Landftänden zur Ausübung durch ihre Wertreter 
($. #.) folgende Rechte u:7O Ev ü - | 

1) Das Recht, gemeinfhaftlid mit dem Landesfürften und den, vom die: 

ſem beauftragten, Behörden, die Staatsbedürfniffe, fo weit biefelben 
aus landſchaftlichen Kaffen und aus dem Vermögen der Staatsbür: 
ger zu 'beftreiten find, zu pruͤfen und bie jit ihrer Deckung erforderli— 
. — und Ausgaben feſtzuſetzen GGeſtimmungen ber 

2 tat). | \ nt Ä 
2) Das Recht, Über jede Beſteuerung und andere Belaſtung der Staats: 
“  püeger‘, fo wie Über jede allgemeine Anordnung, welche darauf Ein: 
flug haben möchte, ehe fie zur Ausführung kommt, gehört zu mer: 
den, dergeffalt, daß ohme dieſes Gehoͤr umd ohne ihre, der Landſtaͤnde, 
ausdruͤckliche Verwilligung, weder Steuern oder andere Abgaben und 
Reiftungen im Lande ausgefchrieben und erhoben, noch Anleihen auf 
die landſchaftlichen Kaffen und das Vermögen der Staatsbürger ges 
macht, noch fonft Finanzmaaßregeln ergeiffen werben bürfen, melde 
das Landesrigenthum; oder das Eigenthum ber Staatsbürger in An: 
fpruch nehmen, oder die Gefährdung des landfländifchen Juterefje nad) 

-  fich ziehen önnten. 

:3) Das Rot, die Rechnungen. über beftrittene Staatsbeblirfniffe der 
oben erwähnten Art zu prüfen, und fowohl über darin bemerkte Ans 
ftände Auskunft, als überhaupt über die Verwendung von Einnah: 
men landfchaftlicher Kaſſen, und aus dem Vermögen der Staatsbuͤr⸗ 
ger, Rechenſchaft zu verlangen. 

4) Das Recht, dem Fürften Vortrag zw thun über Mängel und Miß— 
bräuche in der Gefeggebung und in der Verwaltung des Landes, mit 
gutachtlichen Vorſchlaͤgen zu Abftellung derfelben. 

5) Das Recht, bei dem Fürften Beſchwerde und Klage zu erheben gegen 
die Minifter umd gegen andere Staatebehörden, über derſelben Will: 
kuͤhr, und über deren Eingriffe in die Freiheit, die Ehre und das. 
Eigenthum der Staatsbürger, fo wie in die Verfaſſung des Landes. 

6) Das Recht, am der Gefeggebung in der Art Theil zu nehmen, daß 
neue Geſetze, weldye entweder die Landesverfafjung betreffen, oder die 
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perfönliche Freiheit, : die Sicherheit und dad Eigenthum ber Staats- 
bürger in dem: ganzen. Lande, oder in:einer ganzen Provinz, zum Ges 
genſtand haben, und eben deshalb das Allgemeine angehen, ohne ihr 
ten, der Landftände, vorgängigen Beirath und ihre Einwilligung nicht 
erlaffen werden dürfen. 
7) Das Recht, zur Erleichterung der Yusübung aller bisher aufgeführten 
| Befugni 
7a) bie ei zu wählen und dem Fürften zur Beſtaͤtigung vor⸗ 


zuſtellen 
a b) zwei Räte ‚oder. Aflefforen bei bem Landſchaftscollegium, und 
= zwar ben einen für die erfte Section in Weimar, den ändern für 
‚die, zweite Section. in Eiſenach, zu ernennen,, und dem Sandesfür- 
| ſien zur Beſtaͤtigung vorzuſtellen ($. 118, 119.3 
©) in vorkommenden außerordentlichen Fällen, z. B. in Kriegszeiten, 
wo irgend ein Collegium oder eine beſondere Commiſſion, außer 
dem gewoͤhnlichen Geſchaͤftsgange, Einfluß auf die landſchaftlichen 
Kaſſen gewinnen duͤrfte, zu verlangen, daß dieſem Collegium oder 
dieſer Commiſſion a oder Einige ihrer Vertreter zugeordnet 
werden ; 
d) den Kafficer bei der Hauptlandſchaftskaſſe zu ernennen. RR 
SDR LEr ab Tat. a 
Anzahl. und. Wahl ber Volksvertreter aus den. drei 
Landfländen ,, 

F. 6. Fuͤr das gefammte Großherzogthum werden ein und. dreißig 
Abgeordnete, als Volksyertreter, erwaͤhlt, eilf, von. dem Stande der Ritters 
gutsbefiger, zehn von dem Stande der Bürger, und sehn von dem Stande 
der Bauern. 

Ein . jeder ber bei Landſtaͤnde hat. ‚bie feiner Wahl uͤberlaſſenen Ab⸗ 
geordneten aus ſeiner Mitte zu erwaͤhlen. 

$. 7: , Fuͤr jeden Abgeordneten muß gleichzeitig ein Stellvertreter be— 
ſtimmt werden. 

Was über bie Eigenſchaften und uͤber die Wahl der Abgeordneten ſelbſt 
geſetzlich iſt, gllt auch von den Stellvertretern. 

F. 8. Um das Wahlgeſchaͤft zu erleichtern, und um, fo viel alg mög: 
ih, dafür zu forgen, daß jeder duch Lage, . Gewerbe, oder frühere Verhaͤlt⸗ 
niffe ſich auszeichnende Theil. des. Großherzogthums einen. oder mehrere Der: 
treter in der Landftändifchen Vereinigung habe, welchen genaue Kenntnif von 
feinen Eigenthümlichkeiten beimohnt, ift das Großherzogthum Weimar, in 
Wahlbezirke eingetheilt worden. 

$. 9. Für die Nittergutsbefiger. beftehen drei Wahlbezirke oder Provin= 
zen. Der erſte diefer Wahlbezirke begreift den »mweimarfchen und jenafchen 
Kreis, mit Einfchluß des Amtes Ilmenau und derjenigen Landestheile,. welche 
durch das Befigergreifungss Patent vom 15. November 1815 in Thüringen 
dazu gekommen. find. 

Der zweite begreift dem eifenachfchen Kreis, mit Einfluß der Aemter 
Dermbach und Geis, und den, in dem Befigergreifungs : Patente vom 24, 
Januar 1816 angegebenen, Landestheilen. 

Der dritte endlich umfaßt den neuftädtifchen Kreis, wie folcher in dem 
Befigergreifungs = Patente vom 15. November 1815 begeichnet iſt. 

$. 10. Aus dem erſten Wahlbezirke werden vier, aus dem zweiten 
drei, und aus dem dritten ebenfalls drei - Abgeordnete von den Rittergutsbe: 


- 
2 — 
nm 


Grundgefeß: vom. 5. Mai 1816, 761 


ſitzern uumittelbar gewaͤhlt/ mit der Beſchraͤnkung, dag unter dem drei Abs 
georbneten der Rittergutsbefiger- im zweiten ‚Bezirke regelmäßig wenigſtens ei⸗ 
ner aus der vormaligen, in dieſem Bezirke mit fonft reichsunmittelbaten Guͤ⸗ 
tern: anfäffigen) Reichsritterſchaft ſich befinden fol: Die Akademie Jena, 
als seine mit Ritterguͤtern ausgeſtattete, dem ganzen Lande angehbeige Ans 
ſtalt, ftellt den eilften Abgeordneten. 
6.11.Fuͤr den Stand der Buͤrger beſtehen zehn: Wohlbericle. Der 
erſte umfaßt: die Mefidenzfladt Weimar, der zweite die Städte: Yeray 
Bürgel und Lobeba, bereite die Staͤdte Allſtaͤdt, Naftenbergy 
Be und Buttelftädt, nebft dem Fleden Neumark; der vlerte 
bie. Städte, Itnie waatzı. Blantenhann,Rtaamihfeld, Nemda und 
Berka, nebft dem Fleden Tannroda; der fünfte die Staͤdte Apolda, 
Diornburg, :Sulza and Magdatay über: fechfte die Stadt Eifenad 
mit Fiſchbach; der ſiebente die Städte: Oftheim, Geis und Lengs⸗ 
feld; der achte die Städte Bacha, Berka an ber: Mara und —— 
burg; der neunte) die Staͤdte Ben und‘ ——— der. zehnce Die 
Städte Weyda und Auma. m 2.3, 
6. 12. Fuͤr dem Stand ber Bone. beſtehen ebenfalls rw Waehlbe⸗ 
zirke. Der erſte dieſer Bezirke iſt zuſammengeſetzt aus den Aemtern Weis 
marund Capellen dorfzoder zweite aus: den Aemtern Buͤrgel, Dorns 
burge Tauten burgand Jena,emit den Stadtgerihts: Dörfermy 
dersidritte aus den Aemtern Allſt aͤd tae Oidisleben), nn 
Miederrofkaiund ıden ‚Stadtgerichts«Diärfern von Burrftädtz ber 
vierte aus den Aemtern Blanken kapnz Yılmenaw, Berta md Rem: 
da; ber fünfte aus den Aemtern Rubdeftedt, Asmannsborf und 
Zonndorfz dr Ferhfterraud den AemlirnnKaltennordheim, Oſtheim, 
Dermbad uns Geis, nebft dem Gerichte Wenigentafft; der fiebente 
aus. den Aemtern Vrch a, mit der Vogtei Keeuzburg, Ziefenort mit 
dem Gericht Markſuhl und Frauenſee, nebſt den Patrimonialaͤmtern 
Lengs feld und; Vörkershanfenzrdeen.achte aus der Aemtern Gere. 
flungen, Haußbreitenbache Kreuzburgund Eiſenach; der neunte 
aus dem Amte Neuſtadt; der zehnte aus deni: Amte Weyda mit Mil: 
denfurthr Jedes Amt wird Hier: mit. Inbegriff der Patrimonial⸗ Gerichts⸗ 
doͤrfer verftanden, welche innerhalb des Amtsbezirks liegen. I * 
$..83. Aus jedem Aeſer, fuͤr den Stand. der Bürger und. für den 
Stand! der Bauern , angtorbneten, . Wahlbezirke wird ein Atzeeoueter erwaͤhlt. 
Die — gefchieht durch Wahlmaͤnner. s.) 

. 244.In dem Stande der Rittergutsbeſiher hat derjenige das Recht, 
an ber Wahl Antheil zu nehmen/ welcher ein; Rittergut. entweder allein, oder: 
mit Andern gemeinſchaftlich ibefige,: ohne Unterſchied des Standes, der Ge: 
burt und der Religion, auch ohne: Unterſchied ob: das Rittergut ſchrift oder 
amtſaͤſſig iſtz nur muß. das Rittergut, wenn ed nicht zu: den ehemaligen 
reichsunmittelbaren gehört, die Landftandfchaft fchon abet | haben, oder fünf: 
tig noch unter die Zahl diefer Rittergüter aufgenommen werden, welches, 
aufı Anfuchen. des Beſißers, bis zum naͤchſten Landtage, von der alleinigen 
Beftimmung des Landesfürften abhängen, ; nach dem naͤchſten Landtage 
aber, nur mit Buftimmung ber (andftänbifäen. Abgeordneten, gefches. 


hen — 
Wie derjenige, welcher - mehrere Ritterguͤter der gedachten 
Art beſi — von jedem dieſer Ritterguter Eine Stimme abgiebt; fo haben 
zus —. — — wären Et Gutes * ind, — nur, Eine 
me 7. tr 
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F. 16. Frauen und Unmündige uͤben, wenn: ſie ein Rittergut befigent, 
ihe Stimmrecht durch ihre. Ehemänner oder Vormuͤnder, fofern legtere, die 
Vormünder, felbft Rittergutsbefiger in demſelben Wahlbezirke ſind; außer⸗ 
dem durch Bevollmaͤchtigte. Unter mehren Bormündern hat der Lehns-⸗-Vor⸗ 
— den Vorzug. Bei den, im Concurs —— mittetgůtern ‚ruht 
die Stimme, 

8. 47. Bebollmaͤchtigte werden bei Fon Wahlen der Mittergutsbeſi itzer 
wicht. nur in den ſchon ‚angegebenen Faͤllen, ſondern überhaupt zugelaſſen; 
nur muß der Bevollmaͤchtigte, als Rittergutebeũtzer, — eigen Gdssrar in 
Wmfelben Wahibezieke haben. 
"cr: Miemand darf von. mehrern, ei: von eweil —* iunzuitbentem 
bie Vollmacht annehmen. + . RLbſe 

Die Vollmachten, welche nothwendig ſqꝛrifuich zu find, Hönnen 

ſowohl mit Bezeichnung defien, "für welchen im Namen des — zu 
ſtimmen iſt, als im Allgemeinen abgefaßt ſeyhn. 
. 18. Da die Wahl der Abgeordneten. aus denn Stande de Buͤrger 
und Bauern nicht unmittelbar, ſondern mittelbar, durch Wahlmaͤnner geſche⸗ 
ben ſoll, iſt feftgefegt worden, daß. jeder Det (Stadt, Flecken oder Dorf) 
fo. viel Wahlmaͤnner zu ſtellen habe, als er je 60 Wohnhaͤuſer zaͤhlt. 

Ein Ort von funfzig Wohnhaͤuſern und darunter ſtellt Einen ; ein Ort 
von 51 bis 100 Wohnhaͤuſern ſtellt zwei Wahlmaͤnner u. f. w. Einzeln 
liegende Haͤuſer, z. B. Gaſthoͤfe und Mühlen, ingleichen einzelne Höfe, wers 
ben zu demjenigen Orte gerechnet, zu welchem dieſelben bisher, bei andern 
Gemeindeangelegenheiten,, gezogen sch find, 3 B dei Cingdostlecugen 
und: Spannungenn: . . 

G. 19. Ohne uUnterſchied Retigton, — jeder: Einwohner einer 
Stadt, eines Fleckens oder: eines Dorfs, der darin ein Haus beſitzt, oder 
dafelbft das Bürgers :oder Nachbarrecht erworben hat; im: dieſem ſeinem 
MWohnorte Theil an. der. Wahl des: Wahlmannes, oder der MWahlmänner. 
Kleinhaͤusler auf ben Dorfen find von diefer Befugniß keineswegs ausge⸗ 
ſchloſſen; wohl aber find es bloße Schutzbuͤrger in den Staͤdten. 

$. 20. Frauen und. Unmuͤndige, welche ſich unter den ſtimmfaͤhigen 
Einwohnern eines Orts befinden, üben ihr Stimmrecht durch ihre — 
ner, Vormuͤnder oder Bobollmachtige⸗ au. et 
G6. 21::: Jeder Wahlmann muß biefelben Eigenſchaften haben, welche 
von den Wahienden überhaupt erfordert werden ($. 19.); auch muß derſelbe 
volljaͤhrig ſeyn. Der Gewaͤhlte darf das Amt. nicht ausſchlagen. 

$. 22. Die Wahlfaͤhigbeit zu ber Stelle eines Volksvertreters erfor⸗ 
dert, außer dem Bekenntniſſe zur chriſtlichen Religion; - = 

4) teutiche. Geburt, weiches dahin genauer beftimmt wird, daß der zu 
‚ Ermwählende von einem Vater abftamınen muß,. der fetbft in Zeutfehe 
fand geboren war, und den weſentlichen a — in 

Teutſchland hatte, 

2) ebeliche Geburt, 

3) chriſtliche Geburt (Geburt von Yeltern, oc ſich — zur chtiſt⸗ 
lichen Religion bekannt haben), 

4) dreißigjähriges Alter, 

5) unbefcholtenen Ruf. 

$. 23. Außer diefen allgemeinen Eigenfchaften, werben zu ber Vehl⸗ 
ſadigkeit in jedem Stande noch beſondere Eigenſchaften erfordert 

6. 24. Wer in einem Wahlbezitke der, Rittergutsbefiger zum Abgeord- 
weten gewählt werden ſoll, muß mit einem ihm ganz, oder zum Theil ge 
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hörigen Rittergute, und zwar, wenn: er das Gut zuerſt erworben, nicht 
durch Erbgangsrecht erhalten hat, wenigſtens ſeit drei Jahren in dem Bes 
zirke anſaͤſſig ſeyn; jedoch iſt es nicht weſentlich nothwendig, daß er in dom 
Bezirke wohne. 

$. 25. Bon dem. Abgeordneten der Akademie Jena wird verlangt, daß 
er Mitglied des akademifchen Senats fe, und. fie die; Beeut ateechte ſtatu⸗ 
tenmaͤßig erworben habe. 

$. 26. Im den Städten iſt nur — 44 des Wahlbeirka 
wahlfaͤhig, welcher, außer dem Beſitze eines, in ber. Stadt oder Vorſtadt 
liegenden, Wohnhauſes, ein unabhaͤngiges Einkommen nachweiſen Kamm, und 
zwar muß dieſes Einkommen, mit Einſchluß des Ertrags von jenem Wohn—⸗ 
hauſe, in den Reſidenzſtaͤdten Weimar und Eifenach wenigſtens 500 Rthlt., 
in den übrigen Städten aber 300 Kehle. Jährlich, betragen. 

Der Ertrag desjenigen Vermögens, welches ein Ehemann, ale gefegin 
cher Nugnieper der Güter feiner Ehefrau, zu benugen hat, wird mit gerech⸗ 
net. Als unabhängiges Einkommen aber kann ein Dienfteintommen, es bes 
fiehe in firer Befoldung, oder in Accidenzen, es merde. vom Staate, oder 
von Privatperfonen gezogen, nicht angefehen werben; auch gilt baffelbe vom, 
Denfionen. 

$. 27. Wer im Stande der Bauern mahlfähig ſeyn ſoll, muß. in, 
bem Kreife, worin fein Wahlbezirk liegt, an Haus und Feldgutern entweder 
eigenthuͤmlich, oder als gefeglicher Nubniefer des Vermögens feiner. Ehefrau 
einen Werth, wenigftens von 2000 Thalern, befigen. 

$. 28. Sollte Jemand in verfchiedenen Ständen wahlfaͤhig erſcheinen, 
z. DB. durch den Beſitz eines Rittergutes in dem Stande der Rittergutsbe— 
figer, und durch den Befig eines Bauernguts in dem Stande der Bauern; 
fo kann er dod nur in einem Stande, und zwar in demjenigen gewählt 
werben, welcher nah der $. 79. beftimmten Sigordnung vorausgeht, 
3. B. in dem bier angegebenen Falle, nur in dem Stande der Ritter⸗ 
gutsbeſitzer. 

$. 29. Blutsverwandte, in auf⸗ und aöfteigenber kinie, wnen zu 
gleicher Zeit in der landſtaͤndiſchen Vereinigung ſo wenig Platz finden, als 
Blutsverwandte im zweiten Grade der Seitenlinie (Brüder), 

Kommt ein ſolches Bufammentreffen vor in einem und deinfelben Stans 
de, oder in verfchiedenen Ständen; fo giebt die frühere Wahl und, wenn 
dies nicht entfcheidet, das höhere Alter einen "Vorzug. 

$. 30. Jeder Abgeordnete wird nur auf 6 Jahre gewählt. Im fie: 
benten Jahr tritt er regelmäßig aus. Es muß eine neue Wahl angeordnet 
werben, Bei diefer Mahl’ ift der Ausgetretene wieder wahlfähig. 

8. 31. Länger als ſechs Jahre, und menigftens zwölf Jahre, bleibt 
derjenige Abgeordnete in feiner Stelfe ald Volksvertreter, welcher zum Lands 
marſchall gewählt worden, und in dieſer Eigenfchaft e einer landſtaͤndiſchen 
Vereinigung in die andere übergegangen iſt ($. 58. $. 59.). 

$. 32. Sollte ein Abgeordneter während der feche Sahre, auf die er 
gewählt ift, abgehen, weldyes durch "den Tod, durch freimilliges Austreten, 
und durch Verluſt einer. der oben ($, 22-27.) angegebenen Eigenichaften, 
infofern folche verlierbar find, gefchehen kann; fo tritt der Stellvertreter für 
ihm ein, Fehit auch: diefer; fo muß amf die noch übrige Zeit der ſechs Jahre 
eine neue Wahl angeordnet werden. - 

$. 33. Nach jeder Wahl darf der Gewählte das ihm angetragene Amt 
ausfchlagen, weil man vorausfegen- muß, daß Niemand ohne die allerwich⸗ 
tigften Gründe ſich einem fo ehremvollen: Amte entziehen werde. 
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G. 34 Dieioberfte Leitung aller: Wa iſt den Landesregierungen 
zu Weimar und Eiſenach, jeder in ihrem Vepirke, Übertragen. 

Die; Anordnung. der Wahlen durch folche, erfolgt unmittelbar von 
dem Fürften; das erſtemal auf den Grund der gegenwärtigen Verfaffungsur- 
kunde ,. allein in kuͤnftigen Faͤllen auf * Anzeige des Vorſtands ($. 57.), 
daß die Wahlınothiwendig ſey. "co: 

$. 35. Meder von den Eandesregierungen, noch von benjenigen Be: 
hoͤrden und Perfonen, welche unter“ jener obern Leitung das Wahlgefchäft, 
in Anſehung der Abgeordneten felbft, oder der Wahlmänner zu beforgen ha⸗ 
ben, ſollen einige Koften dafür Derenint. Eh, einen einzigen Fall ausge: 
nommen | ($. 44.). 
= 36. Die Wahl im Stande * Rittergutsbeſitzer geſchleht in jedem 
Bezirke fuͤt ſich. Die Landesregierung ertheilt einem Rittergutsbeſitzer des 
Bezirks Auftrag zur Anordnung der Wahl, und zwar regelmäßig demjeniz 
gen, — nach feiner Anſaͤſſigkeit mit einem Rittergute im Bezirke, ber 
ättejte'i 

I ' De Beauftragte‘ beruft ſaͤmmtliche Rittergutsbefiger zu einer Wahlvers 
ſammlung, bei welcher er den Vorfitz und‘ den Vortrag hat. Ausloͤſung und 
Reifekoften werden den Erſcheinenden nicht vergütet. Als Protocollführer witd 
eine zu den Atten verpflichtete Perſon beigezogen, jedesmal befonders und auf 
Koſten der ſaͤmmtlichen Nittergutsbefiger im Wahlbezirke. 
—— 37. Bei der Wahlverſammiung entſcheidet die Mehrheit der abge⸗ 
gebenen Stimmen; 5.68. mögen nun . viele ober wenige Stimmberechtigte ers 
fheinen, viele ober wenige Stimmen, unmittelbar oder mittelbar durd Be⸗ 
vollmädhtigte, abgegeben worden ſeyn. Haben mehrere. Perfonen gleich viel 
Stimmen für fih; fo, entfcheidet das Roos, Die getroffene Wahl wird von 
dem Mahldirigenten der Landesregierung angezeigt, unter Einfendung ber 
Protocolle. 

$. 38. Vorſtehende Beſtimmungen uͤber die Art der Wahl im Stande 
der Nittergutsbefiger leiden einige Ausnahmen, in Anfehung der reichsritterfchafts 
hen lan ($.. 10.). und des Abgeordneten der Akademie Jena 


( 

= 2 ehemaligen, mit ſonſt reichsunmittelbaren Guͤtern im eiſenachſchen 
Kreiſe anſaͤſſigen, Reichsritter waͤhlen, auf Anordnung der Landesregierung 
zu Eiſenach, unter ſich, wozu. ihnen jedesmal eine ausreichende Friſt zu fer 
gen if. Erſt, wenn dieſelben binnen ſolcher Friſt niemand ernannt haben, 
welcher das Amt eines Landftändifhen Abgeordneten übernehmen. kann und 
will, wächft diefe dritte Stelle den übrigen Rittergutsbeſitzern des eifenach= 
fhen Kreifes zu. 

Der akademiſche Deputicte wird, auf Anordnung der Landesregierung 
zu Meimar, welcher in biefer Beziehung von dem. Landesfürften befondes 
tree Auftrag (mandatum speciale) ertheilt werden foll, von dem afademis 
[hen Senate gewählt, und nad geſchehener Wahl bderfelben Behörbe 
angezeigt. 

$. 39. Das Wahlgefhäft in dem Stande der Bürger und Bauern 
beginnt mit Ernennung der Wahlmänner ($. 13.). Diefe gefchieht in dem 
Städten von fämmtlichen dazu fimmfähigen Einwohnern der Stadt ($. 19.), 
unter Leitung des Stadtraths, auf den Dörfern unter fämmtlichen ſtimm⸗ 
füblgen Einwohnern des Dorfs ($. 19.), unter Leitung der Ortsvorgefegten, 
Dormundfchaftsperfonen, Schulen, Gerichtöfhöppen u. f. w. 

Steht das Dorf unter, mehreren. Untergerichten,, und hat es deshalb 
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mehrere Schulzeit; fo iſt demjenigen bie Leitung’ zu uͤbetlaſſen, welcher über: 
haupt die Gemeindeangelegenheiten beforgt. 

$. 40..: Wenigftens zwei Drittheile:bee ftimmfähigen Einwohner mäß 
fen bei einer folhen Wahl zugegen feyn. . Es entſcheidet Stimmenmehr⸗ 
heit und, bei gleichen Stimmen, das Loos. Der Erwaͤhlte erhäft zu feiner 
Rechtfertigung eine Urkunde, welche, nach einem gedruckten Mufker, non dem 
Stadtrathe oder den Drtsvorgefegten zu vollziehen il. .: 

$. 41. Damit diefe Vorfchriften auch auf den‘ Doͤrfern genau beei. 
achtet werden, hat jedes Amt und jedes andere Untergericht, welchem von 
der Landeeregierung der VBefehl zur Anordnung der Wahl. der Wahlmänner 
in feinem Bezirke zugegangen, zuvoͤrderſt die DOrtsvorgefegten. (Vormund⸗ 
fchaftsperfonen, Schulzen u. f. w.), welche unter feiner Aufſicht die Ges 
meindeangelegenheiten in den verichiedenen Ortſchaften zu beforgem haben, vor 
fi) zu befceiden, und diefelben, jedody ohne alle ‚Einmifhung in die. Wahl 
felbft, von dem Zwecke und Gange des Geſchaͤfts genau und vollſtaͤndig zu 
unterrichten. 

$. 42, Nach geſchehener Samsung der. Wahlmänner haben. fi) bie 
MWahlmänner eines jeden Bezirks an einem Tage, welchen bie Landesregierung 
beftimmen und nebft dem Drte der weiten Wahlverhandlungen in jedem 
Bezirke durch die Unterobrigkeiten bekannt machen laſſen wird, , vor riner 
Commiffion einzufinden, welche aus einem Landrathe und aus einem Amts 
mann, Stadtrichter, Bürgermeifter oder Gerichtsverwalter des Bezirks, nach 
Beftimmung der Landesregierung, beftehen fol. 

8. 43. Diefe Commiffion hat fich ebenfalls in das Wahlgefhäft felbft, 
weder duch Vorſchlaͤge, noch auf andere Weiſe, einzumifchen, fondern den 
erfhienenen Wahlmännern nur die Veranlaffung ihres Erſcheinens nochmals 
vorzubalten, und folhe mit den Eigenfhaften, wodurch ſich jemand zu der 
Stelle eines Volksvertreters eignet, befannt zu machen. 

Sit diefes gefhehen; fo muß zuvoͤrderſt die weitere Berathung den 
Wahlmaͤnnern allein überlaffen bleiben. Es befteht das Hauptgefchäft der 
Commiffion endli nur darin, daß nach einiger Zeit, jedoh an demfelben 
Tage, jeder einzelne Wahlmann darüber, wen er feine Stimme geben wolle, 
zu dem Protocolle vernommen, und der Erfolg des MWahlgefchäfts der Lanz 
desregierung, mit Einfendung der Acten, berichtlich angezeigt werden, 

. 44. In der Regel müffen alle Wahlmänner des ganzen Bezirks 
bei der. Wahl des Tandftändifchen Abgeordneten anweſend ſeyn; doch iſt die 
Wahl nur in dem Falle für ungültig zu halten, wenn nicht zwei Drittheile 
der Wahlmaͤnner des Bezirks dabei zugegen geweſen ſind. In einem ſolchen 
Falle ſind die Koſten einer neu anzuordnenden Wahl von den ausgebliebenen 
Wahlmaͤnnern einzubringen; es wäre denn, daß ein reiner, unadwenddater 
Zufall ſie von dem Erſcheinen abgehalten habe. 

$. 45. Jeder Wahlmann ſtimmt aus eigener —— ohne an 
einen Auftrag von Seiten ſeiner Gemeinde gebunden zu ſeyn. Alle Auf⸗ 
traͤge ſolcher Art werden im Voraus fuͤr nichtig erklaͤrt. 

$. 46. Auch bei der Wahl durch die Wahlmaͤnner gilt die Stimmen⸗ 
mebrheit. Sind für zwei oder mehrere wahlfähige Perfonen gleichviel Crim 

men vorhanden; fo entfcheidet das Loos, 

6. 47, Nach vollendeter Wahl legen die Wahlmänner ihr Amt fox 
gleich nieder und bleiben, als gem: Wahlmänner, in keinem Verhaͤltniſſe 
zu einander, 

Es müffen vor jeder neuen Wahl eines Boltsvetzetee neue Wahl: 
maͤnner ernannt Werden. 1. 1 uud 
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G. 48. Ueber alle: Wahlen, ſowohl im Stande ber Bauern und Buͤr⸗ 
ger, als im Stande der Rittergutsbeſitzer, erſtatten die Landesregierungen 
Berichtan. den Fuͤrſten mit ihrem Gutachten darüber, ob die Wahl für 
gültig. anzuſeben fep, oder nicht. 

%.. ." Diefe Berichte werden. das erflemal einer Zur Zufammenberufung des 
Landtages. zu ernennneden Commiffion -($. 67.), unter Beiſchluß der Wahl⸗ 
acten, mitgetheilt. | 

$ 49. «Sind. die Wahlen: gültig; fo. erfolgt vom dieſer Commiſſion, 
sober fpäterhin . von dem Vorſtande, die Einberufung. zum Landtage, Der 
Erſcheinende rechtfertigt ſich bei dem Landtage durch das erhaltene Einla⸗ 


— | 

Iſt bie Mat, entweder nach dem Urtheile der Landesregierung 
det, gr Zufammenberufung des Landtags beauftragten, Behörde (für 
das erfiemal dev: gebachten Commiffion, fpäterhin des Vorſtandes), oder nach 
bern Uxtheile diefer Behörde allein, für. ungültig anzufehen; fo wird bei dem 
Fuͤrſten, mit Anführung der vorliegenden Gründe, auf Vernichtung der ge 
fchehenen, und auf Anorbnung einer neuen Wahl angetragen. 

. 51. Jede Wahl eines MWahlmannes. oder eines Abgeordneten, welche 
ben ‚gefeglichen Beſtimmungen über die Fähigkeit zu einer ſolchen Stelle und 
über die’ Form der. Wahl nicht entfpricht, ift ungültig. | 

$. 52. Unguͤltig, mit Vorbehalt der Beftrafung des dabei vorgekom⸗ 
menen Verbrechens, iſt ferner jede Wahl, melde durch Geld oder Geldes: 
werth erwirkt worden ift, ingleihen jede Wahl, von welcher ſich erweifen 
läßt, daß fie, zu Folge gemachter Verfprechungen von Gunft oder Bortheit 
trgend einer Urt, oder zu Folge gefchehener Bedrohungen mit Nachtheil ir: 
gend einer Att, erfolgt ſey. 

Vierter Abſchnitt. 
Landtag, Vorſtand (landftändifches Directorium), landſtaͤn— 
difher Syndicus, Rechte ber Abgeordneten, Eröffnung des 
Landtags, ——————————— Vertagung, Aufloͤſung, Schluß 

des Landtags. 


8.53. Die Verfammlung der, auf verfaffungsmäßige Meife erwaͤhl⸗ 
ten, landftändifchen Abgeordneten bildet den Landtag. 

$. 54, Die Landtage theilen fi im ordentlihe und auferorbentliche. 
Zu einem ordentlichen Landtage werben die landfländifchen Abgeordneten von 
drei zu drei Jahren, und zwar regelmäßig in der erften Woche des Januars; 
zu einem außerordentlichen aber fo oft zufammenberufen, als ed, nah dem 
Ermeffen des Fürften, nothwendig iſt. 

$. 55. Der Ort, wo der Landtag gehalten werden foll, hängt von 
Beftimmung des Fürften ab; doch muß derfelbe nothwendig in dem Groß: 
berzogthume liegen. 

In der Regel wird die Refidenzfladt Weimar ald VBerfammlungsors 
angefehen. 

$. 56. Außer den Landtagen. giebt es Feine fländifhen Verſommlun⸗ 
gen, weder bes ganzen Landes, noch ber Kreife; vielmehr find alle folche 
Verſammlungen für geſetzwidrig, und alle Veſchluſſe auf ſolchen nm 
ungen für nichtig erklärt. 

Diefes ſchließt jedoch nicht aus, daß in den einzelnen Kreifen die Kite 
tergutsbefiger, oder die Städte, ober die. orfſchaften (Städte und Dorffchafs 

ten duch ihre Ortsvorſteher), mit Vorwiffen und Genehmigung der Landes⸗ 


— 
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sgierung ; zuſammenkommen koͤnnen zur Berathung uͤber gemeinſame Ange: 
ei enheiten. 
— $. 57. Zur Leitung der landſtaͤndiſchen Geſchaͤfte wird durch Stim⸗ 
— unter den ſaͤmmtlichen Abgeordneten der Landſtaͤnde, und zwar 
aus der Mitte des Standes der Rittergutsbeſitzer ein Landmarſchall, aus 
der Mitte ſaͤmmtlicher Abgeordneten aber werden zwei Gehuͤlfen erwaͤhlt, 
welche drei zuſammen den Vorſtand (das —— Directo⸗ 
rium) bilden. 

$. 58. Der Landmarſchall wird, wenn es dem Landtage nicht ges 
fallen follte, ihm die Stelle auf Lebenszeit zu übertragen, das etjtemal auf 
zwölf Jahre, für die Zubunft aber jedesmal auf ſechs Jahre gewählt, Die 
Wahl der beiden Gehülfen befteht nur drei Fahre. 

Sowohl die abgehenden Gehülfen, fo dange fie. in der Bahl der land⸗ 
ftändifchen Abgeordneten bleiben, als auch ber abgehende Landmatſchall ſind 
wieder waͤhlbar. 

F. 59. Da, nach vorſtehender Beſtimmung, ber Landmarſchall von 
ſechs zu ſechs Jahren aus der ſich aufloͤſenden landſtaͤndiſchen Vereinigung 
in die neue uͤbergehetz ſo hat bei der neuen Wahl derjenige Stand und 
Kreis, aus deſſen Mitte der Landmarſchall genommen iſt, eine Stelle weni 
ger zu befegen, als er außerdem zu befegen haben würde 

$. 60. Niemand Tann zum Landmarſchall getwäht werden, wel⸗ 
der im Großherzogthume Sadhfen: Weimar: Eiſenach wirklicher Staates 
biener ift, oder aus einer landesfürftlihen Kaffe eine Befoldung zieht. 

8. 61. Die gefchehene Wahl bes Landmarſchalls ift dem Fürften zur 
Beftätigung vorzutragen. Die Wahl der Gehülfen wird dem Fürften nur 
angezeigt. 

$. 62. Als Hauptrechte und Verbindlichkeiten des Vorftandes find fol⸗ 
gende anzufehen: 

41) Dem Vorftande liegt, wenn «in Landtag angeordnet worden. die Zus 
fammenberufung der landftändifchen Abgeordneten ob; audy können. ans 
dere Mittheilungen an jene Abgeordnete durch Umtäufe oder befondere 
Schreiben nur duch ihn erfolgen, 

2) Der Vorfland hat alles fo vorzubergiten, daß der Landtag jedesmal 
ſogleich mit feiner Eröffnung in volle Thätigkeit gefegt werden kann. 
Zu dieſem Zwecke follen dem Vorftande bei fehr wichtigen Gegenftäns 
den, hinlänglicye Zeit vor Eröffnung des Landtags, die nöthigen Mit: 
theilungen gemacht werden; auch ſteht es demfelben frei, in Anfehung 
der ihm erforderlichen Nachrichten und Aufſchluͤſſe ſich unmittelbar, fos 
wohl vor dem Landtage, als während des Landtags, an die Landes— 
behörden und an das Staatsminifterium zu wenden. 

3) Der Vorſtand bat bei allen Landtagen die: Gefchäfte -zu leiten, 
und unter die einzelnen Abgeordneten auf eine zweckmaͤßige Art zu 
: vertheilen. 

4) Außer den Landtagen find die Landflände fortwährend buch. den 
Vorſtand zu vertreten, und aus. dieſem Grunde iſt berfelbe vers 
bunden: 

a) auf bie einftweilige Befegung folder landſtaͤndiſchen Stellen Ruͤck⸗ 
fiht zunehmen, welche bis zum nächften Landtage nicht unbefegt 
bleiben £önnen ($. 73. 119. 122.) 

b) beſtaͤndig den Faden aller Iandftändifchen Gefchäfte zu behalten 
und darüber:zu wachen, daß nichts gegen die Verfaſſung gefchehe; 
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wohl aber alle, von dem Landtage und von bem Fuͤrſten gefaßten, 

Beſchluͤſſe zur Ausfuͤhrung kommen. 

©). Dafern ihm ein, das allgemeine Beſte betreffender, Gegenſtand, 

deſſen Ausfuͤhrung auf einem bereits vorhandenen Geſetze beruht 

ſo dringend ſcheint, daß ſolcher bis zum naͤchſten Landtage nicht 
wohl ausgeſetzt werden — davon fofort bei dem Regenten Ans 
zeige zu thun.. u >. 

d) Wenn fich bie alas eines außerorbentfichen Landtags noth⸗ 
wendig machen ſollte, mit vollſtaͤndiger Auffuͤhrung aller Gründe 
darauf anzuttagen. — 

e) Zur Berathung uͤber dieſe landſtaͤndiſchen Angelegenheiten jedes 
Jahr wenigſtens zweimal zuſammenzukommen, auch, im Fall der 
Fuͤrſt eine ſolche Zuſammenkunft noͤthig finden ſollte, ſich an dem 
hierzu beſtimmten Orte ſchleunigſt einzufinden. 

Uebrigens wird, in Anſehung dieſer Obliegenheiten, der Vorſtand 
ſich beſonders der Unterflügung des Raths und des Gutachtens der 
Landrtaͤthe zu bedienen haben, 

8.63. Was das. Berhältnig des Landmarſchalls und ber Gehülfen zu 
einander betrifft; fo hat der erſtere nicht. nur den Vorſitz, ſondern in der Re⸗ 
gel auch den Vortrag. bei den Landtagen. 

Nur in Verhinderungsfällen abe die perfönliche Leitung des Ganzen auf 
ben — und wenn dieſer verhindert ſeyn ſollte, auf den zweiten Be 
fen über 

Außerdem kann in landftändifhen Angelegenheiten, ſowohl während des 
Landtags, als außer dem Landtage, der Landmarſchall nie fuͤr ſich allein, 
ſondern nur mit Zuſtimmung der Gehülfen handeln; auch find die bei dem 
Vorſtande außer den Landtagen nothwendig werdenden Umläufe und andere 
Ausfertigungen von dem Landmarfhall und feinen Gehülfen zu zeichnen, 
Die Bollzieyung aber erfolgt von dem erftern allein. 

Sollte in der Zeit von einem Landtage zum andern ein Glied, 
oder follten gar zwei Glieder des Vorſtandes verfterben oder fonft austreten 
($. 32.); fo dauert deren Amt bis zum nädjften Landtage, und auch jeden 
Balls auf ben nächften Landtag, bis zur Wahl eines neuen Landmarſchalls, 
in den Perſonen der Bleibenden fort; jedoch iſt, wenn nur ein Glied des 
Borftandes noch übrig feyn follte, Die Sufammmenberufung eines Landtags 
moͤglichſt zu befchleunigen. 

65. Der Landmarfchall und feine Gehuͤlfen ziehen ein jeder eine 
jährliche Befoldung aus der Haupt: Landfchaftskaffe. 

66. Alle Abgeordnete haben auf dem Landtage gleiches, Stimme 
recht, ohme Unterſchied des perfönlichen Ranges, der Kreife, oder der 
Bezirke. 

$. 67. Jeder Abgeordnete, von welchem Stand, von welchem Kreife, 
von welchem Bezirke er auch fey, ift Vertreter aller Staatsbirger und bat, 
außer den Gefegen, feine andere Richtſchnur anzuerfennen,, als feine Uebers 
zeugung umd fein Gewiſſen. Hieraus folgt: 

1) kein Abgeordneter bat befondere Verpflichtungen gegen diejenigen, welche 

ihn gewählt haben, j 

2) alle Vorſchriften (Inftructionen), wodurch die Stimmfreiheit eines Ab⸗ 
geordneten ‚auf irgend eine Weile beſcheantt werden ſoll, ſind geſetzwi⸗ 
drig und unguͤltig, 

3) uͤberninumt ein Abgeordneter in feinen Kreife oder fonft Aufträge zu 

Vorſtellungen und Bitten bei dem Landtage, als wozu. er allerdings 
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berechtigt und. verbunden iftz fo verſteht fidy dieſes, unbeſchadet der 

Freiheit feinee Meinung und Stimme, | 

$. 68. Niemand kann wegen feiner Asußerumgen in der ftändifchen 
Verſammlung verantwortlicy gemacht werden. Es verfteht fi, daß allezeit 
der ‚gehörige Anftand beobachtet wird, und daß jede Verunglimpfung dee. hoͤch⸗ 
fin Perſon des Landesfürften, oder eine Beleidigung der Regierung; 
des Landtags oder Kinzelner, verboten und nach den Geſetzen ſtraf⸗ 
bar iſt. 

F. 69. Die landſtaͤndiſchen Abgeordneten, mit Einſchluſſe des Land⸗ 
marſchalls und ſeiner Gehuͤlfen, genießen ſowohl in ihrer Geſammtheit, als 
einzeln, völlige Unverletzlichkeit der Perfon vom Anfange des Landtags bis 
acht Zage nah dem Schluffe defjelben. Nur mit Einwilligung des Land— 
tags, auf dem Wege Rechtens, kann, in dringenden Fällen, gegen fie: Ver: 
fahren werden. 

$. 70. Alle Abgeordnete, aud) die Mitglieder des Morftandes, genie- 
fen für die Zeit ihres Aufenthalts auf dem Landtage, vor und mit dem 
Tage ver der Eröffnung, bis und mit dem Tage nad dem Schluſſe des 
Landtags, eine täglihe Ausloͤſung, ingleihen für jede Meile ber Enrfir- 
nung ihres inlaͤndiſchen Wohnorts oder Gute von dem Dite bed Lande 
tage, eine — für Reiſe⸗ und Zehrungskoſten aus der Haupt: Lands 
ſchaftskaſſe. 

$. 71. Sur Führung des Protocolld und zur Abfaffung von Schrif: 
ten auf dem Landtage, ingleihen zu den Ausfertigungen in landſtaͤndi⸗ 
fhen Angelegenheiten außer dem Landtage unter Leitung des Vorſtandes, 
erwaͤhlen ſich die Abgeordneten einen Syndicus. Die Wahl iſt dem Fuͤrſten 
anzuzeigen. 

G6. 72. Der Syndicus darf fein von dem Landesfuͤrſten unmittelbar 
beſoldeter Diener ſeyn. Er muß in Weimar ſich weſentlich aufhalten. Seine 
Berpflihtung gefhieht vor der Landesregierung zu Weimar. Der Landtag 
hat das Recht, ihn nach Befinden zu entlaffen. 

$. 73. Sollte ſich der Fall ereignen, daß zu einer Zeit, wo ber 
nähfte Landtag über zwei Monate noch entfernt ift, der Iandftändifche Syn: 
dieus verftürbe, oder feine Stelle niederlegte; fo hat der Vorftand einftweilen 
Jemand in die erledigte Stelle einzufegen, und nachher bei dem Landtage 
darüber enticheiden zu laſſen, ob bdiefe Einfegung zu beftätigen, oder eine 
andere Wahl zu wünfchen fey. 

$. 74. Der Syndieus zieht eine jährlihe Befoldung aus der Lands 
fhaftskaffe, und während des Landtags diefelbe Auslöfung, welche den eins 
zeinen Abgeordneten beftimme ift, 

$. 75. Während des Landtags fteht dem Syndicus eben die Uns 
verleglichkeie der. Perfon zu, welche den Abgeorbnneten zugefichert ift ($. 69.). 

..76. Zur Bufammenberufung des naͤchſten Landtags wird eine lans 
desfuͤrſtliche Commiſſion niedergeſetzt werden. Wenn aber kuͤnftighin ein 
Landtag ausgeſchrieben werden ſollz fo :geht das deshalb zu erlaſſende lan⸗ 
desfuͤrſtliche Decret an den Vorſtand. Kein Abgeordneter aber hat ſich in feiner 
Eigenfhaft an. dem Orte der landſtaͤndiſchen Verſammlung früher einzufin: 
den, als bis er durch den. Vorſtand eine ——— — Ar erhal⸗ 
ten "hat. 

Wie ein : Abgeordneter, in Gemaͤßheit 8 ſeichen Einladungs⸗ 
ſchteibens, zum Landtage BRAIN hat er ſich bei dem Landmarſchall an⸗ 
zumelden. 

$. 77. Haben fich an dem beſtimmten Tage ale. — der (line 
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diſchen Verſammlung, oder haben ſich wenigſtens ein und zwanzig dieſer 
Abgeordneten, und unter ſolchen aus jedem Kreiſe zwei aus verſchiedenen 
Ständen, an dem beſtimmten Orte eingefunden; fo geſchieht, auf vorherges 
gangene Anzeige des Vorſtandes bei dem Fürften, die Eröffnung des Lands 
tags unter den befonders feflgefegten Foͤrmlichkeiten, entweder von dem Fürs 
ften felbft, oder durch eine zu diefem Zwecke anzuordnende Commiffion. 

$. 78. Die landftändifche Verſammlung bildet nur ein Ganzes, nicht 
mehrere Kammern. 

6. 79. Obwohl die Wollövertreter in dieſer Eigenfchaft fich alle 
gleih find; fo beobachten fie doch unter einander folgende Sitzordnung. 
Es figen 

1) obenan ber Landmarfhall und bie beiden Gehlilfen neben biefem; 
2) zu beiden Seiten die Abgeordneten bet Rittergutsbefiger, und zwar 
a) des weimarfchen, 
b) bes eifenachfchen, 
c) des neuftädtfchen Kreifes. 
3) Die Abgeordneten der Städte und 
4) die Abgeordneten des Bauernftandes in derfelben Folge nach den Kreis 
fen. Die Sigordnung der einzelnen Abgeorbneten eined Standes und 
eines Kreifes unter fih wird auf jedem Landtage von neuem durch 
das Loos beſtimmt. Der reichsritterfchaftliche Abgeordnete looſet 
unter den Rittergutsbefigern des eifenachfchen, der akademiſche Abs 
geordnete Loofet unter den Rittergutsbefigern de8 weimarfchen Kreifes. 
$. 80. Der Landtag kann keine Sigung halten, wenn nicht wenig- 
ſtens ein und zwanzig Abgeordnete, und unter Ddiefen wenigftens zwei 
aus verfchiedenen Ständen eines jeden Kreifes, zugegen find. Ein 
—— welcher mit Vernachlaͤſſigung dieſes Satzes gefaßt wird, iſt 
unguͤltig. 

$. 81. Kommt es zur Abſtimmung; fo ſtimmt ber Landmarſchall zu⸗ 
> erft und nach ihm die übrigen Abgeordneten, das erſte Mal von der rechten 
zur linken Hand, das zweite Mal von der linken zur rechten Hand u. f. w. 

6. 82. Alte Befchlüffe werden nad der abfoluten Mehrheit der Stim⸗ 
men gefaßt; der Landmarſchall hat Eeine entfcheidende Stimme (votum deci- 
sivum); vielmehr ift, wenn Gleichheit der Stimmen eintritt, die Sache noch 
einmal in voller Sigung zum Vortrag zu bringen. 

Wird auch in diefer Sigung die Gleichheit der Stimmen nicht gehoben; 
fo find die beiderfeitigen Meinungen dem Landesfürften zur Entfcheidung 
vorzutragen, 

$. 83. Die Abftimmungen gefchehen einzeln, nie nach Ständen, Kreis 
fen oder Bezirken. Jedoch bleibt es den Abgeordneten eines Standes oder 
eines Kreiſes vorbehalten, wenn fie ihren Stand, oder ihren Kreis durch dem 
Beſchluß der Mehrheit für befchwert erachten, fi) über Eine. Stimme (vo- 
tum separatum) zu vereinigen umd foldyes zum Protocoll zu geben. 

$. 84. Eine folche Curiat- oder Provinzialftimme hat die Kraft, daß 
fie die Ausführung des von der Mehrheit gefaßten Beſchluſſes aufhält, im 
die von dem Landtage an den Landesfürften ergebende Erklärung, neben dem 
Beſchluſſe der Mehrheit, aufgenommen werden muß, und nebſt diefem ber 
Entfheidung des Fürften zu unterwerfen iſt. 

F. 86. Damit, eine Sepnratftimme diefe Kraft erlangen möge, ift Ein= 
flimmigteit aller Abgeordneten aus dem Staride oder dem Kreife, welcher das 
durch verwahrt werden fol, erforderlih,. Nur die entgegengefegte Meinung 
des Landmarſchalls kann die Bildung einer Curiat⸗ oder Provinzialftimme 
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für den Stand oder den Kreis nicht hindern, aus welchem ber Landmarſchall 
als Abgeordneter hervorgegangen iſt. 

$. 86. Wenn die Abfaffung einer Curiat: oder Provinzialftinme einige 
Zeit erfordert; fo können diejenigen Abgeordneten, welche ſolche wünfchen, 
den Antrag machen, daß ihnen Zeit vergönnt werde, ſich zu befprechen und 
über ihre Erklärung zu vereinigen. Der Vorftand beftimmt ihnen hierzu eine 
Frift von zwei bis drei Tagen, welche fie, bei Verluſt des Rechtes auf bie 
begehrte Guriats oder Provinzialftimme, einhalten müffen. 

$. 87. Außer dem Falle einer Curiat- oder Provinzialftiimme kann 
ein Beſchluß des Landtags, weder durch Proteflation, noch duch Berufung 
auf höchfte Entſcheidung, noch auf andere Weife gehindert werden; vielmehr 
jeder Derfuch diefer Art ſchon im Voraus für gefegwidrig und ungültig 
erklärt, 

Die Minderheit muß fi, jenen Fall ausgenommen, ber Mehrheit uns 
bedingt unterwerfen, wiewohl jedem Abgeordneten das Recht zufteht, feine 
Meinung auszuführen, und entweder in dem Protocolle niederfchreiben zu lafz 
fen, oder in einem eigenen Auffage zu den Acten zu bringen. 

$. 88. Der Landesfürft läßt dem Landtage feine Anträge (Propofis 
tionen) ſchriftlich mittheilen, entweder auf einmal, oder nach und nady. 

- Sollten bei neuen Gefegeövorfhlägen, oder andern wichtigen Anträgen, 
mündliche Erörterungen den Gang der Gefchäfte befördern können; fo wird 
der Landesfürft, Minifter oder andere Staatsbeamte, als feine Commiffarien, 
zu einzelnen Sigungen des Landtags abordnen, welche den Gegenftand nad) 
feinen Beweggruͤnden zu entwideln, jedoch der landftändifchen Abftimmung 
und Beſchlußfaſſung nicht beizumohnen haben, 

$. 89. Wenn der Landmarfchall Über einen wichtigen Gegenftand, wel⸗ 
cher nicht ſchon in den fürftlichen Anträgen enthalten iſt, Vortrag thun will; 
fo zeigt er feine Abficht der Verfammlung an, und beftimmt dazu einen ges 
wiffen Zag. 

6. 90. Jedem Abgeorbneten ſteht es frei, Anträge an die Verſamm⸗ 
lung zu bringen, wenn foldyes der Verſammlung vorher angezeigt worden ift. 
Auf eine foldye Anzeige hat der Landmarfhall ebenfalls einen gewiſſen Tag 
zu dem Bortrage feitzufegen. 

$. 91. Wo die VBerfammlung es dienlich findet, koͤnnen Ausfchüffe 
zur Bearbeitung einzelner Gegenftände, zur Anjtellung von Unterfuchungen, 
zur Abgebung von Gutachten, zur Abfaffung von Schriften niedergefegt 
werden. 

8. 92. Sotche Ausfchüffe beftehen aus drei ober fünf Perfonen. Der 
Landmarfhall ernennt ein Mitglied, welches den Vorſitz führt, die übrigen 
wählt die Berfammlung, ohne befondere Rüdfiht auf Stand und Provinz. 

$. 93. In der Sigung des Ausfhuffes führt ein Mitglied deſſelben 
bas Protocol, Die Beichlüffe werben nach Mehrheit der Stimmen gefaßt, 
und kommen weiter zum mündlichen ober fchriftlichen Vortrage bei dem Land: 
tage. Bei den Erörterungen darlıber hat jedes Mitglied des Ausfchuffes wies 
der feine Stimme, ald Mitglied des Landtags Überhaupt. 

. 94. Die Belchlüffe der Stände werden in Schriften über einzelne, 
ober über mehrere Gegenſtaͤnde zufammen, dem Lanbesfürften übergeben. In 
der Ausfertigung find folhe Schriften: „unterthänigfte Erklärungs: 
ſchrift“, zu überfchreiben und unter dem Collectionamen: „Die getreuen 
Landitände des Großherzogthums Sahfen: Weimar: Eifenach” 
von dem Landmarfchall zu unterzeichnen. Der Landesfürft läßt feine Be⸗ 
ſchluͤſſe hierauf ebenfalls ſchriftlich „an ben gannteg” gelangen, wor⸗ 
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auf dann die verfammelten Abgeordneten nach Befinden weiter anlworten 
nnen. 

8.95. Die Verhandlung fehließt ein Landtagsabſchied, mit welchem 
die Verſammlung von dem Fürften entlaffen wird. 

$. 96. Dem Landesfürften ſteht das Recht zu, ven einen folchen 
Abfchted die Landftändifche Verfammlung nicht nur zu vertagen, fondern auch 
gänzlich aufzulöfen. Geſchieht das Iegtere; fo verlieren ſaͤmmtliche Abgeord⸗ 
nete ihre Stellen, den Landmarfchall ausgenommen. Es müffen fofort und 
(ängftens binnen drei Montten neue Wahlen verfügt werden, bei welchen 
die Mitglieder der shifarlBieten Nerefamnfung wieder wählbar find, 
Erfolgt diefe Anordnung binnen dreimonatlicyer Friſt nicht; ſo iſt die 
vorige Vereinigung von ſelbſt wieder hergeſtellt. 

Fünfter Abſchnitt. 


Nähere Beftimmungen über die Ausübung der ben Land⸗ 
ſtaͤnden zuſtehenden Rechte durch den Landtag. 


$. 97. Alte landſchaftliche Kaſſen ſtehen unter dem Landſchaftscollegium, 
als der oberſten Steuerbehoͤrde; diejenigen Kaſſen ausgenommen, fuͤr deren 
Verwaltung, mit Einwilligung der Staͤnde, beſondere Commiſſionen und 
Deputationen ſchon niedergeſetzt worden find, oder etwa noch niebergefegt 
werden. 

$. 98. Einige Zeit vor Eröffnung eines ordentlichen Landtags entwirft 
das Landſchaftscollegium die Etats aller ihm untergeordneten Kaffen auf die 
nächften drei Jahre, wobei es fich von ſelbſt verfteht, daß ſich daffelbe zu 
diefem Zwecke, und um zugleich eine vollftändige Ueberſicht des Zuftandes 
aller landſchaftlichen Kaffen geben zu können, von jeder andern Behörde die 
erforderlihen Nachrichten erbitten darf. 

6. 99. Sind die fammtlichen Etats gefertigt und berichtigt; fo fendet 
das Landfchaftscollegium ſolche an den Zürften ein, zur vorläufigen Genchs 
migung. 

Nah erfolgter vorläufigen Genehmigung werden die Etats dem Lands 
tage von dem Fürften unmittelbar zugefertigt, damit derfelbe fowohl über die 
Etats an fi), als über die Mitte, die erforderlichen Ri: aufzubrins 
gen, ſich berathen und urtheilen Eönne, 

$. 100. Die dadurch veranlafte Beurtheilung bes Etats, und die als 
verfaſſungsmaͤßig anerkannten Verwilligungen, gehen mittelſt einer eigenen 
Erklaͤrungsſchrift an den Fuͤrſten zuruͤck, worauf von Seiten des letztern, 
entweder ſofort die Beſtaͤtigung der, von dem Landtage geſchehenen, Vor—⸗ 
ſchlaͤge erfolgt, oder eine nochmalige Pruͤfung und Eroͤrterung der Sache bei 
ſolchem veranlaßt wird. 

F. 101. Sind der Landesfuͤrſt und der Landtag uͤber die ſaͤmmtlichen, 
für die naͤchſten drei Rechnungsjahre, und in dieſen Jahren erforderlichen 
Öffentlichen Abgaben, über deren Betrag, Art und Erhebungsweiſe einver⸗ 
ftanden; fo werden biefe Abgaben, als von den Landftänden verwilligte, und 
von dem Landesfürften genehmigte, mittelft gewöhnlichen Patents ausgefchries 
ben. Der Entwurf diefes Patents gehört in den Gefchäftskreis des Lands 
fchaftscollegiums ; bie Öffentliche Bekanntmachung aber geſchieht durch die 
Landesregierung. 

8. 102. Auf die bei dem Landtage fifigefegten und von dem Fürften 
anerkannten Kaffenetats tft von dem Landſchaftscollegium, während der Rech⸗ 
nungsjahre, auf das Strengſte und Unverbrüchlichite zu halten, wie denn 
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ber a ſich Pape ‚Sinzeifung, in eine der landſchaftlichen Kaffen, welche 
;uncte entgegenläuft, erlauben wird. 

eſtimmungen, welche zunaͤchſt die Deckung 

um Gegenſtande „haben, gelten in, ihrer 

weder auf den. Bericht eines Landescolle⸗ 


, eigenem Ermeſſen ‚des Fuͤrſten, andere 

—8 gelnwelche a —— teteſſe Einfluß haben € 
er ergriffen, oder audere außer iche Leiftungen und Anfitengungen der 

Staatsbürger Re werden, follen 

Der Antrag geht. 4. Sürften. unmittslbäe, an den ‚Landtag, 
md en wenn u willigung ertheilt hat, erfolgt die endliche 
— und die Beh ntmacpng derſelben in. dem geſeblichen Wege. ., 
5 10%, Sol — Ai in ‚Dep Seit ‚von. einer, der, gewöhnlichen landſtaͤn 






KR 0 | 
Slums, * er sn 


— * —* J hi em zu Sa ſolche — nicht vorher ‚zu 

some zu welche aus der einen oder der andern 

Zahlung, auf, die in dem. eat, nicht 

" una bar erfordern, Oder, „andere Anftrengungen,, vn 

—8 — idbar —5 dig machen ʒ. ſo wird. eine 

m er, land eordneten y werden, 
Fr a —* — 22 EM * 


ng und abge 


si 
NR, aͤhrlich 
= — — ae a aus “ Si dr, a 


en — oe * dem a und feinen beiben 8 


—— aͤndi hen, ten,.. nämlich, ziweien des weima den, 
kalt —* — —— Kreiſes in ne 













je an Are ‚ein R: ER, ‚von be ‚Stande, Der, Nittergutsbefiger, 
m — —* der er, oder, ‚pon dem Stande 
ie aͤhlt w e Mahl geſ —36 auf irn, ordentlichen 


daz er 
‚für, Die, möchftfolgenden, drei, Bahre, 

E SAH Et | — in Wenn sufammenfommt) 
iſt, bie Sahır ausgenommen, ‚i nem o entlichen Landtage unmittelbat 
berausgehen, in welhen- Hann sabnaıme füglidy bis zur Zeit 

tags au— x * ng Ha u. „December eines jeden 
a bat, en OL, an dieſeni 


——— e Bishe die, an legten audtage ‚ge: 

gemeinen ausge abet —2 „Rechnungen, des vo⸗ 

tigen Sahres, welche fchon eben, monitt,„ü ch die —* tun: 

gen der dagegen —— Kinnerungen,,, ZUR, 18 vb 

müffen, a allen daz De — Belegen et dem gegem “ — 
Igt nochmilig enaue 
ai ieſer a fi undeng 


ui Ha er — ‚bei 5 
——— „And wa, ort. ‚bei Ka ‚an — 5 die, nöthi- 
* Kr fonahıne, Be ——— 
kart das gamze- —— 9— land tünbifchen 
abe 


ri en „N 







—— 
3 ’ird „von 4 — 
in und aus „bem a bes Be: — an 


der Adnqhme Theil ‚gengmmen ale nat aut 


77% . Sachſen-Weimar-Eiſenach. 


6. 108. Außer den Nachweiſungen über die Ausführung ber Etats 
und außer den Rechnungen Über die dern Landfchaftscollegium untergeorbnneten 
Kaffen, werden dem Iandftändifchen Ausfchuffe, bei feiner Anmwefenheit in 
Weimar, alle Rechnungen vorgelegt, welche bei folhen Käffen Weführe wors 
den find, deren obere Verwaltung befondern Commiſſionen und Deputationen 
anvertraut ift, 3 B. bei den Amottifationskaffen der alten Lande. 

8. 109. Soll wegen bemerkter Mißbraͤuche in der Geſetzgebung, ober 
in ber Verwaltung, dem Fürften Iandftändifher Seits Vorftellung gethan 
werden; fo ift es, unbefchadet ded dem Vorſtande 'nachgelaffenen Rechts 
($. 62.), durchaus nothwendig, daß die Sache bei dem Landtage zum Vor— 
trage und zur Abftimmung gekommen fey. Kein einzelner der ermählten Volks⸗ 
vertveter darf ſich in diefer Eigenfchaft unmittelbar an den Fürjten wenden; 
auch find Vereinigungen mehrerer landſtaͤndiſchen Abgeordneten zu ſolchem 
Zwecke, ſowohl während des Landtags, als zu anderer Zeit, unerlaubte 
d. 110. Wenn itgend ein Staatsbürger, welcher zwat durch den Land: 
tag mit vertreten wird, aber nicht felbft Volksvertreter iſt, ein Gebrechen, 
deffen Abftellung das allgemeine Wohl zu erfordern ſcheint, bemerkt, od 

einen nach feiner Anficht zum Beſten des Landes gereichenden Vorſchlag 4 
gefaßt hat; fo bleibt es ihm unbenommen, davon den Landtag, oder den Vor: 
Band in Kenntniß zu fegen. EEE ER 
- 6, 111. Die Ausführbarkelt des Fünfter Tandftändifchen Rechts ($. 5.) 
iſt in der gtoßherzoglichen Werordnimg, die Drganifation des Staatsminis 
— betreffend, vom 1. December 1815 geſichert worden, in folgendet 


„Alle Verordnungen, Patente, Edicte und jedwede andere Unfere Aus: 
„fertigungen in Negierungsgefchäften, die Wir eigenhändig unterfchreiben, müfs 
„fen, je nachdem dieſelben in das eine oder das andere Departement bes 
„Staatsminifterium® gehöten; oder, und zwar namentlich in Verhandlungen 
„mit den Landesſtaͤnden, je nachdem diefelben der gemeinſchaftlichen Beras 
„thung und Beſorgung ſaͤmmtlicher Mitglieder” des Stantsminifteriums vors 
„behalten bleiben, von dern Chef bes Departements im Staatsminifterium 
„oder in legterwähntern Falle von ſaͤmmtlichen Mitgliedern deſſelben, welche 
„bei ber Beſchlußnahme gegenwärtig waren, und Sig und Stimme hatten, 
„in der Meinfchrift dee Ausfertigung zum Zeichen der Verantwortlichkeit des 
„Mmifters oder bes Staatsminiſteriums, für die Zweckmaͤßigkelt und Ueber: 
„Anftimmurg der Vetfuͤgung mit den Gefegen und der Verfaſſung des Lanz 
„des, tontrafignirt werden.’ | | | | 
412. Diefes Recht kann ausgelibt werben: 
4) Auf dem Mege der bloßen Beſchwerdefuͤhrung, 
2) auf dem Wege der’ foͤrmlichen Klage; ne | 
Es hat aber nur die Amtsführung des Staatsmintfterlums, der elnzel⸗ 
nen Staatsminiſter, im ihtem Gefchäftserkife, und der höhem Landesdehoöͤr⸗ 
den, wie fie bermalen in beim Patente wegen Ordnung des Staatsdienſtes 
vom 15.. December 1815 aufgeführt worden fiub, oder künftighin beſtimmt 
Werden möchten, zum Gegenftande, a 
Unerlaubte Handlungen, ober Verfehen und Nachläffigeeiten der untern 
Staätsdiener, tinhen dem Landtage nur alsdann zur Ausübung dieſes Rechts 
— die Veranfaffung geben, wenn der dadurd) unmittelbat Gekraͤnkte bei der zus 
ftindigen hoͤhern Behörde vergebend Klage geführt, oder fonft die gefeglichen 
Vorfhritte gethan, und eben, weil ſolches vergeblich gemefen, die höhere Be⸗— 
hoͤrde ſelbſt der Pflichtwidrigkeit fich theilhaftig gemacht hat. ° n 
$. 113. Nur Befchwerdeführung, nicht förmtiche Klage, tft zulaͤſſi 
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wenn bie Unzweckmaͤßigkeit einer Verordnung, oder einer andern Maaßregel, 
den Landtag zum Gebrauche feines Rechtes auffordert; foͤrmliche Klage darf 
erhoben werden, wenn Unterfchleife bei öffentlichen Kaflen, Beſtechlichkeit, abs 
fidytlicdy vertveigerte oder verzögerte Mechtspflege, abfichtliche Verzögerung in 
der Verwaltung, oder andere willführliche Eingriffe in die —— oder in 
die geſetzliche Freiheit, die Ehre und das Eigenthum der Staatsbuͤrger, zur 
Kenntniß des Landtags gekommen ſind. 

8. 114. Iſt nur Beſchwerde erhoben worden; fo wird der dadurch 
getroffene Staatsdiener, oder die dadurch getroffene Behörde, mit einer Ber: 
antwortung, worin die angefochtene Werordnung, oder fonftige Maaßregel, 
zu rechtfertigen iſt, gehört, 

ft Ddiefe Verantwortung nicht awsreichend, fondern ift bie von dem 
Landtage angebrachte Rüge ganz oder zum Xheil, gegründet; fo erfolgt lan: 
desfuͤrſtlicher Seits die Anweiſung, zur Verbeſſerung des Fehlers, zur Ab: 
flellung des Mangels, zur Aufhebung des Mißbrauchs, vorbehaltlich des dem 
Zandesfürften zuftchenden Rechts, auch auf die bloße Belchwerdeführung, 
wenn ſich bei weiterm Eingehen in die Sache gröbere Ungebührniffe . hervors 
thun, die foͤrmliche Unterfuchung anzuordnen. - Der Landtag foll von dem 
Erfolge feiner: Befchwerbeführung jedesmal in Kenntniß gefegt werden. 

$. 115. If förmliche Klage erhoben, und auf vechtliches. Verfahren 
ber Antrag gerichtet worden; fo foll diefe Klage von dem Landesfürften an 
das großherzogliche und herzoglich ſaͤchſiſche gemeinfchaftliche Dberappellations: 
gericht zu Jena abgegeben: werben, welches, vorausgefegt, daß diefelbe hin⸗ 
langlid begründet, und durch Angabe der Beweismittel gehörig unterftügt 
ift, als ein durch gegenwärtige Werfaffungsurtunde für ſolche Fälle zuſtaͤn⸗ 
diges Gericht, nach den gefeglichen Formen das Verfahren, einzuleiten, das 
Erkenntniß mit Gründen, im Namen des Landesfürften, zu fprechen, und 
auf die dagegen eingelegten Rechtsmittel daffelbe Verfahren, wie in Sachen, 
welche durch Compromiß, in erfler Inſtanz, am diefes. Gericht gelangen, zu 
beobachten hat. Ä 

$. 116. Auf die von dem Landesfuͤrſten erfolgte Benachrichtigung, daf 
die Abgabe der Anklage an das Appelsationsgericht gefchehen fey, kann der 
Landtag, wenn er nod) ‚verfammelt ift, oder der Vorſtand zu jeder andern 
Beit, dem Landfcaftsfpndicus zur Verfolgung der angebrachten Klage und 
zuc Wahrnehmung des fhändifchen Intereſſe bei dem Appellationsgerichte, 
Auftrag ertheilen. Komme bei einem folhen rechtlichen Verfahren das In— 
tereſſe Landfchaftlicher Kaffen zur Sprache; fo hat der Landfhaftsfpndicus, oder 
ein anderer Sachfuͤhrer diefer Kaffen, mit Vorwiſſen und Genehmigung bes 
gr den Civilpunct rieben dem Anklagepuncte anhängig 
zu machen. Ä 

6. 117. Der Vorfhlag zu neuen, das Allgemeine angehenden, Ge: 
fegen kann fowohl von dem Fürften dem Landtage, als von dem Landtage 
dem Fürften, vorgelegt werden. | 

Derfagt in dem legten Falle der Fürft die Genehmigung; fo barf ber 
Landtag feinen Vorfchlag noch auf zwei andern feiner verfafjungsmäßigen 
Bufammenfünfte wiederhohlen. 

Die ftändifche Verfammlung hat, wenn fie ihre Zuftimmung zu einem 
ihr vorgelegten Gefegesentwurfe verweigert, jedesmal die Gründe ausführlid) 
anzugeben; der Fürft hingegen wird auf einen, von dem Landtage gethanen 
Geſetzesvorſchlag, nur die Ertheilung, oder die Worenthaltung feiner Sanc⸗ 
tion ausfprechen. — — 

8.118. Die Landraͤthe, welche ſowohl in dem Landſchaftscollegium, 
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als. in ber Landesdirerfion, nach Maaßgabe dev, Verordnung vom 15. Dec, 
1815, Sitz und Stimme haben, werden von dem Landtage, ‚nad Stim: 
menmehrheit, aus den wirklichen Rittergutsbeſitzern gewählt; im Nothfalle 
kann jedoch, auf deren. Söhne und Mitbelehnte Rüdjiht genommen werden. 

WVor dir Wahl find die Volksvertreter. aus demjenigen Kreiſe, in wel 
chem, die Stelle erledigt iſt, eufzuſordern, eine oder zwei Perſonen dazu in 
Vorſchlag zu bringen. 

Der ⸗Erwaͤhlte, welcher übrigens dem Landesfuͤrſten zur Beſtaͤtigung 
berzuftsilen. ift, behäft die. Stelle als Landrath lebenslaͤnglich. 

6. 419. . Die Wahl der landſtaͤndiſcher Seits zu ernennenden. Mitglier 
dir bei dem Landſchaftscollegium geſchieht auf dem -nächften ‚ordentlichen oder 
außerordentlichen Landgage, weicher mad) der fich. ereiguenden Erledigung einer 
foihen Stelle gehalten. wird., Sollte jedoch die Zeit eines Landtags von dem 
Tage, ‚der Erledigung ‚fo, weit: entfernt ſeyn, daß die Stelle über, ſechs Monate 
uubefetzt bleiben muͤßte z. fo hat der Vorſiand die Aha: zut Biederbeſetuus 
BA ‚erfedigten Stelle zu vergnlaſſen. Ba 33 Bien. 

. 120. Nach eingegangener —— Beſtaͤtigung der geſchehe⸗ 
nen Wahl, welche ders Landtage oder:dem Vorſtande mittelſt Deckrets bekanut 
gemacht wird, geſchieht ſogleich die wirkliche Einführung in dus Landſchaftscolle⸗ 
gium).Der Eingefuͤhrte hat alle. Pflichten und Rechte der uͤbrigen Glieder 
des Eollegiums/ auch — — die sen: ‚Siehe: — etats⸗ 
— Beſoldung Bun 

85121. Wenn eine) aus Staatsdienern Und: tandfländifcyen Abgedidi 
— beftehonde ,- gemeinſchaftliche Commiſſion niederzuſetzen iſt; fo werden 
hlerzu landſtaͤndiſcher Sets nur landſtaͤndiſche, zu dem Landtage erwaͤhlte 
Adgeotdnete, oder deren Stellvertreter, beſtimmt. 

Daſſelbe iſt Regel für den Fall, wennder Landtag in außerordentfichen 
Faͤllen/ 3. B. in! Kriegszeiten, auf die Beißiehung einer Tanbftänbifchen Des 
putation zu den Arbeiten eines Landescollegiums' angetragen hat. - Io. 

$. 122. Die Wahl des Hauptlandſchaftslaſſiters und. die Vorſtellung 
beſſelben zur landesfuͤrſtlichen Beftätigung geſchieht in der Regel ‚anf, dem 
naͤchſten Landtage, nach Erledigung der Stelle. 

Sollte jedoch ein foldyer Landtag bei dem Falle ber Erötgüing fo ent: 
fernt feyn, daß bie Stelle, wern man. die Wahl’ bis dahin un wolltt 
uͤber zwei Monate unbefegt bleiben müßte; fo ift dasjenige zu eobachten, 

was oben ($. 119.) über eine u den. Vorſtand zu li Way 
feſtgeſetzt worden iſt. 


o.Ä 
Par? ! „il. 


Gewähr der Berfaffung. BT A 


8123, An bieſem Grundgefete bes Großherzogthums Ehchſen: Wei⸗ 
mar: Eiſenach rd der durch ſolches geſtifteten Verfaſſung darf in keinem 
Puncte, und weder mittelbar, noch unmittelbar, weder dutch "Aufkebung, 
noch durch Anfäge, etwas geändert. werden, ohue Uebeteinſtlmmung des Lan⸗ 
desfuͤrſten und des Landtages. 

. 8. 124 Künftig find alle Stantsdiener, vor ihrer Ynftzflung, auf 
den Suhalt des gegenwaͤttigen Grundgeſeheg ‚und deſſen vell haltung mit zu 
verpflichten. 

$. 125. Jede abſt ichttiche Verlegung, ‚ben, Verfaſſung im Statebinft 
ſoll als Verbrechen angeſehen und geſtraft werden. 

Jede Handlung eines Staatsdieners, welche in der Abſicht iernom 
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men wird, um dieſe Berfaflung heimlich ‚zu, untergraben, oder gewaltſam 
aufzuloͤſen, iſt * 

$. 126. Tritt Der Sail’ — Regierungs wechſel⸗ öiny fo ſoll ber neue 
Landesfuͤrſt bei dem Antritte der Regierung ſich ſchriftlich bei fuͤrſtlichen Ibn 
ten und Ehren verbindlich machen, die Verfaſſung/ ſo⸗ wie ſien durch gegen⸗ 
waͤrtige Urkunde beſtimmt worden, nach Ihrem. ganſen Inhalte während, Team 
Regierung zu beobachten, aufrecht zu, erhalten umd 8% hüten... 

8.127. Um — * fchriftfiche. Verſi ihgrung, mo vor der Hufbiguing 
yon dem Fürſten in Empfang. u ‚nepmen, F ein Au ſetordentulcher —3 
zufammien zu berufen. \ 1531131153 

F. 428. In Fall der Uiiemänbigteit be. — oder nn 
Berhindamng: des Regierungsantritis It dieſelbe Verſicherung pou dem Yan 
wefer da — (em Adminiſt zat or) für his, Zeit, feine, Verwaltung 
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Erkenntuiſſe Welches das Ap anf zticht a a in a 
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iz Mir num duch vorftehende Beftimmungen die landſtaͤndiſchen 
Mechte Unferer getreuen Unterthanen, und durch dieſe die Rechte der einzelnen 
Staatsbürger dauerhaft gefichert zu haben, aud zu folhem Zwecke folgende 
beveitd anerkannte Rechte: das Recht auf eine, auch die Verbindlichkeiten 
des Fiscus umfafjende, in drei Snftmach geordnete, unpartelifche Rechtspflege, 
und das — auf Freiheit der Preſſe, hierdurch a — —— —8 


gefeglich;beg en alfo md fin — 55 — — Sollen 
enthaltenen im br ur Un jeper „auf, Ei 
waͤrttges G J — verp I, a —* ch — re) en: 
eid auf die Beobachtung diefegfi difoges ‚wozu Wir fie hiermit antoel: 
fen, —— erſtrecket haben. 
Die bisheriger dandſtaͤndiſche Deputatlon unfürer aldi‘ Bande beachten 
Wir, ihrer eigenen Buftimmung gemäß, mit dem Eintritte des neuen ı Lande 
tags ‚für. aufgelöfet, und erkennen ‚zugleich ihre bisherige, ‚thätige und patrio⸗ 
tifche Wirkſanikeit, als ein ruͤhmliches Vorbild ber kuͤnftigen landſtaͤndiſchen 
Repräfetitatich, "mit dankbaren eſinnungen an. *— 

Wein dic iſt gegenwärtiäed Patent vom Und‘ BIETER HER? voilzogen, mit 
Unſerm gtoßherzoglichen Inſiegel vorſehen worden und ſoll durch den — 
zu Jedermannz Keuntniß und Machachtung u Rt 
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Auf ver eignen ——*8* Nr "Großberzuge in ‚dem Decrefe vom 
A. Zebt. 1816, durch weiches er bie Beendigung und Vollendung der 
Arbeiten des, am 2. Febr. 1817 eröffneten, und am 1. Dec. 1818 wir: 
der begonnenen, erfien Landtages nad der Annahme des Grundgeſetzes 
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ſchloß, ſollte fortan die Deffentlichkeit in den landſtaͤndiſchen 
Berhandlungen beſtehen. Es hieß in dieſem Decrete: „Dieſe Def⸗ 
fentlichkeit iſt aus guten Gründen in bem Grundgefeße nicht ausgefpros 
chen worden; aber im $. 123 des Grundgeſetzes liegt. ber Beweis, 
daß man, was die landſtaͤndiſche Berfaflung betrifft, bei dem dort Ges 
fehriebenen nicht flehen bleiben, fondern, auf dem gegebenen Grunde, in 
ber Zeit und mit ber Zeit fortfehreiten wollte. Immer dringender wird 
die Deffentlichkeit verlangt, und in der That fcheint fie nur das Mittel 
za feyn, durch. welches ein freier’ Verkehr zwifchen dem Vertretern: des Volks 
und dem Volke felbft hergeftellt, der Zweck einer vepräfentativen Verfaſſung 
vollftändig erreicht werdeh kann.“ Im einer Beilage dazu war der Ent— 
wurf zur Feſtſetzung dieſer Oeffentlichkeit enthalten. -(Diefe Beilage 
* in- Luͤd ers dplom Archiv für Europe, A Band. S. 658 f.) 
So beſtand in der That diefe Deffentlichkeit, bis, auf bem Sands 
e Im Jahre 1828, von den verfammeltih Abgeordneten mit 16 Stim⸗ 
men gegen 15 ‚biefe, Deffenitlichkeit wieder auf ante a ward. Doc folls 
ten die — mit den Namen der — gedruckt 
RIPEDOR: tt er 
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Das (am 11. "Febr, 1825 in feinem Kegentenbaufe 
eleſweue) Hetzogthum Sehfen Gotha⸗ 
| Altenburg, 


©. Da 799 Au guſt von Sachfen: Gotha= Altenburg behielt, (1807) 
nach dem Meitritte zum Nheinbunde, und ſpaͤter (1815) nach dem Beis 
trötte zum teutfchen Bunde, die bis dahin feit dem fechszehnten Jahr— 
hunderte beftehende fändifche Verfaffung, ſowohl im Fuͤrſtenthume Go= 
tha, als im Fürftenthum Altenburg bei. Nur in dem. legten er— 
folgte eine — in repraͤſentativer Hinficht unerheblihe — Modification 
durch nachftehende „Erflärung", welche ber Herzog am 5. Juni 1818 
in der Nähe der Eröffnung des Landtages Im Fuͤrſtenthume Alten- 
burg erließ. — Im, — Gotha beſtanden, und beſtehen noch 
jest, die Stände aus drei Collegiis: den Grafen und ‚Herren, den Rit— 
tern, und den zwei fanzleimäßigen Städten Gotha und Waltershaufen. 
Im Fürftenthume Altenburg bagegen war bie Landbfchaft nur aus 
zwei Klaffen gebildet: ber Nitterfchaft, und den neun Städten Alten: 
burg, Kahla, Eifenberg, Schmoͤlln, ara * Orlamuͤnde, Cam⸗ 
burg und Lucka. — 
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Erklärung des Herzogd Auguft von Gotha-Xlten: 
burg vom 5. Juni 1818, den bevorftehenden Landtag in Als 
tenburg betreffend. u 


Da ber heutige politiſche Zuftand des neu verbundenen Europa dem fächfiichen 
Herzogthuͤmern erneftinifcher Linie für längere Zukunft eine ungeanderte Verfaffung 
zu verfichern ſcheint; fo glaubt Unfer durchlauchtigſter Landesherr, für das Wohl 
Eeiner Unterthanen nicht beffer wirken zu fönnen, als wenn Er, nach glüdlicher 
Befeitigung der Außern politifchen Stürme, die innere Landesverfaffung möglichft zu 
vervolltommnen fucht. Und’ zu Erreichung biefes wohlthätigen Zweckes ift es, - daß 
Sie Sich huldreichſt veranlaßt finden, den größten Beweis von Liche und Sorgfalt 
für das Gluͤck Ihrer Lande dadurch abzulegen, dab Hoͤchſtdieſelben eine nähere Ber⸗ 
bindung bed Landesherrn unb der Unterthanen besweden, und zu dieſem Behuft 
nachftehende, Ihre Grundfäge ausfprechende, Erklärung abgeben wollen. 

So wenig Höcftdiefelben gemeint find, den ungünftig vorherrſchenden Geiſt bei 
Zeit durch Umftaltung ber alten Sandesverfüffung und Einführung einer neuen Con⸗ 
ſtitution und Repräfentation irgend zu beguͤnſtigen, und Burdy einen ſolchen gewalt 
famen Umfturg einzuräumen, baß ber leider allgemein ’gewordene Aufruf gur Unzu 
friedenheit gegründet ſey; fo fehr ift es Ihr ernfter Wunfh und Wille, auf! jebe 
Art das Wohl des Landes für Gegemwart und Zukunft feft Fr begründen, und es 
bietet zur Bethaͤtigung diefer Abſichten der bevorftehende Landtag zu Altenburg 
eine zu günftige Gelegenheit dar, um ſolche ungenügt voruͤbetgehen laffen zu 


wollen. A ; rs 

Se. herzogl. Durchlaucht werden, bei Aufftellung- diefer beitimmenden Erfläs 
zung, don dem Grundfage geleitet," daß das Wohl des Landesheten- unzertrennlich 
von dem des Randes und ber Unterfhanen iſt; daß für Alle gleiches Datereſſe und 
gleiche Nadıtheile Statt findenz daß des Einen Kraͤnkung Verlegung des Anberk 
mit ſich führt; daß Wohlſtand und Mangel beider gemeinfch ‚tft, und daß atſo 
das erwuͤnſchte Bebeihen bes allgemeinen Beten nur durch zwecknaͤßige und einſtin 
mige Verwendung aller Staatskraͤfte zu einem und demſelben Zwecke, befriedigend 
erreicht werden kann. —4 

Wird dem gemäß die genaue Vereinigung aller Landesbehoͤrden zu gleichem 
Zwecke von Er. herzogl. Durcht. als Mittel’ zur volllommenſten Landesverwaltung 
betrachtet; fo wollen Hoͤchſtdieſelben die Realiſirung einer ſolchen Vereinigung, um 
ter Beruͤckfichtigung dieſer Ihrer hier darzulegenden Gr een, Ihren oberſten 
Staatsdienern, fo wie der geſammten Landſchaft, zur weitern Ausfuͤhrung angele⸗ 
gentlich empfohlen haben. und En Sei 
- Wurde früberhin, in Gemäßheit veralteter Vorurtheile, das Intereffe von 
Kammer und Landichaft oft als ein. getheiltes und ſich wechfelfeitig aufhebendes ans 
gefehen, wo Schwierigkeiten für befeitigt galten, wenn ein Theil ſolche dem andern 
aufzubürben vermochte; und erfolgte £8 hieraus nun durch Befkreitung ungewöhnli- 
cher, vom ganzen Sande zu kragender, Staatslaſten aus befhränkten Mitteln, * 
die Kammerkaffe erſchoͤpft, und das Gleichgewicht zwiſchen Einnahnie und Ausg 
barin geftört wurde; ſo mußte freilich durch ein, ſolches Gegenwirken der Mitglieder 
eines und deſſelben Staates das allgemeine Beſte allzu ſeht leiden, um nicht drins 
gende Abhelfung diefer Störumgen zu erheifchen. al Tal a ) 
Zu Begründung. einer, dem Wohl des; Sandes mehr entfprechenden Dei 
fung ift ed.nun, daß Se. herzogl. Durchl. das Kameral» und landſchaftliche Ins 
tereffe verelnigt Teben, und Sich für verbunden erachten wollen, in einem'neu zu 
entwerfenden Kammerttat, wenn folder zuvor durch bie, auf hoͤchſt Ianbesherrlis 
hen Befehl. verfammelte, Landfchaft, in Bereinigung der Übrigen Staatsmitglieder 
ausreichend gedeckt und garantirt feyn wird, eine Abänderung in ben Hauptſum⸗ 
imen der Einnahme und Ausgabe ohne landſchaftliche Berathung nicht vorzunehmen, 
wobei Se. herzogl. Durchl. es Sid, jeboch vorbehalten, in dringenden und außerors 
bentlichen Faͤllen eine Tandf&haftliche Deputation zu Aufbringung angemeffener Huͤlfs⸗ 
mittel fogleich aufammenzuberufen. ° 

Wenn übrigens durch eine ſolche freiwillige, den vorher ausgefprochenen Grund: 
fisen angemeffene, Beſchraͤnkung der hoͤchſten Willkühr, der Landſchaft eine beſtimmte 
Einfiht in die Kameraladminiſtration gnädigft geftattet wird; fo beſchraͤnkt ſich 
diefe doch nur darauf, daß die Summe des Etats nie einfeitig. überftiegen, und 
eine Dauptüberfiht der vorher dem Landesherrn abzulegenden Rechnung über die 
Öfientlichen Staasseinnahmen und Ausgaben den Ständen ⸗ vorgelegt werden ſoll, wo⸗ 
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dieſe ſich für ver £ acıten ‚werben, in. Berfolgung ‚gleich, liberaler un 
R r — ihre un 3 ie he Art hr Bewilligung ftren: 
d könfegiienter. Gtundfd dfägen zu ünhkerwerfen; aübripeng find Hoͤchſtdiefelben 
—** gemeint, in der zeirkerigen Age— des Kammervermoͤgens 
*8 das Kammercollegium irgend —— endernng ie zu laffen. 
Auch wollen, aus lanbuspäterlicher, Huld und in Ar ar es edlexn Wils 
—* Se; herzogi. Durchies ſich gern gefallen laſſen in — Ue⸗ 
berſchuß der-ebatsmäßigen, et 2 Landes Beſten verwendet werden moͤge, 
wogegen außerordentliche, nich tat, begriffen Ber. durch ‚ungewöhnliche Zeitum⸗ 


finde herbeigefuͤhrte, en = Sciten der ka ſchaft allein zu gewähren unb 
ra ey ſeyn wuͤrden. 
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wert u 243 
‚De unerw ogke Früßgetige Tod des Herzogs Auguſt am 17. Mai 
1822 brachte feinen nachgebohrnen (gemüfhskranfen) Bruder Fried; 
rich 4 zum Repferunig, bei deffen Tode am 11. Febr. 1825 das, ıdom 
Ernſt dem Frommen im Jahre 1640 begründete, Sothaifche Kegenten! 
haus erloſch ohne daß, während ber Regierungszeit; ſts und : Friede 
richs 4 in den ditem. Tandfländifchen Verhaͤltniſſen der gli, Bud 
Gotha und Altenburg, eine Veränderung erfolgt waͤre 2.0, ınd.: 

Alein, während diefer Zeit hatten die drei Erben ve ii 11. Febr 
1825 erlebigten Länder, die Herzoge von Coburg=Saalfeld,, von 
Hildburghaufen und von Meiningen, ihren Staaten bereits neue 
Berfaffungen gegeben, welche in diefer Sammlung mitgetheilt werden, 
wenn gleich, nad) dem am 12. Nov. 18%6 unterzeichneten Theilungs— 
vertrage der Gotha = Atenburgiichen Erbichaft , ber damals beſtehende 
Laͤnderbeſtand ber drei Seitenlinien der vom Herzoge Ernſt im Jahre 
1640 geſtiftelen zweiten Haupilinie des ſaͤchſi —— Hauſetz 


a y 
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wefentlich ſich veränderte, fo daß die fett 1818: befichende His 
burghaufifche Verfaffung erloſch, die, für CoburgsSaalfeld‘ int 
Zahre 1821 gegebene, feit der Theilung weber aufgehoben, noch Befide 
tigt, dagegen Aber die Meiningifche vom Jahre 1824 mit einen: ſpaͤ⸗ 
tern Grundgefege vertaufcht, und für dad — am: 12. Nov. 13236 m 
neuen Setbftftändigkeit erhobene — Herzogthum Atenburt $ im on 
1831 ein neues Grundgefeß gegeben ward. 

Denn in dem am 12. Nov. 1826 zu Hidburhhauſen beendigten 
und von den drei erbenden darten am 15. Nod. — abe⸗ 
lungsverttage MIR 

trat der Herzog Friedrich von Hilbburgharſen feine — 
ten bisherigen Beſitzungen ab, und uͤbernahm das Fuͤrſtenthum 
Alt enburg, doch mit Aucnahe des Amtes Tancburg und ek⸗ 
ger Parzellen; 

der. Herzog Ernſt von Goburg » Saalfeld tat abz das Sig 
ſtenthum Saalfeld, das Amt Themar ꝛc. Er erhielt baflr das 
Herzogthum Gotha (doch mit Ausnahme des Amtes Kraniche 
feld und des Gothaifchen Antheils an Roͤmhild ıc) Er nannte 
ſich feit diefer Zeit Herzog von Coburg und Gotha; 

der Herzog Bernhard Eric) Freund von Meiningen überließ 
zwei Kammergüter an Goburg, erwarb aber dafür dad Fuͤrſten⸗ 
thum Hildburghaufen (mit Ausnahme der an Coburg fallen 
den Aemter Königöberg und Sonnenberg), das Fürftenthum Saal 
feld, die Aemter Camburg und Kranichfeld, und einige Parzellen. 

Ob nun gleich, durch die Verſetzung des bis zum 15. Nov. 18236 
über Hildburghaufen regierenden Fuͤrſtenhauſes nach Altenburg, und durch 
die Vereinigung Hildburghaufend mit den frühen Befigungen des Her⸗ 
3098 von Meiningen, die befondere Verfaffung des Herzogthums Hilde 
burghaufen erlofch; fo muß diefelbe doch, als ein, acht Jahre beftandes 
ned, Grundgeſetz in diefe Sammlung aufgenommen werben, 





16, 


Erloſchene Verfaſſung des Herzogthums Sadfen- 
Hildburghaufen. 


Der Henog Friedrich von Sachſen-Hildburghauſen erklaͤrte be⸗ 
reits am 15. Sept. 1815: „es ſey nach Wiederherſtellung ber teutſchen 
Freiheit eine der erften Sorgen feiner Regierung geweſen, die Maͤngel 
der bisherigen Verfaſſung, wo die Ritterſchaft meiſtens ein entſchiedenes 
Uebergewicht uͤber die Städte gehabt habe, zu verbeſſern, und ben Bauerne 
fand in die Landſchaft einzuführen." 

Die Stände des Herzogthums fprachen darauf am 29. Ian. 1816 
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in einer (nicht officiell bekannt gewordenen) Erklaͤrung ihre Wuͤnſche ges 
gen den Herzog über die in ber landſchaftlichen Verfaſſung überhaupt 
zu treffenden Veränderungen aus, worauf ber Herzog der Landedres 
gierung aufgab, einen gutachtlihen Entwurf zu einer gefegmäßigen 
ſtaͤndiſchen Verfaffung ihm vorzulegen. . Der Herzog und deſſen Erbprinz 
billigten denfelben, worauf berjelbe den Ständen vorgelegt, von 
diefen geprüft und angenommen, fodann am 19. März 1818 vom 
Herzoge, mit Zuftimmung feines Erbprinzen, als Landesgrundgefeg 
erklärt, und — fo wie die Weimarifche Verfaſſung vom Jahre 1816 — 
unter die Garantie des teutfhen Bundes geftellt ward. Denn 
am. 1. October 4818 ‚warb die neue Hildburghaufifche Verfaffung von 
dem teutfchen Bunde dahin garantirt: „um in allen Fällen einzus 
fchreiten, wo entweder der Regent, ober die ‚Stände, wegen biefer Ber: 
faffung an den Bundeötag fi) wenden würden.“ 


a) Refcript des Herzogs Friedrich vom 27. Nov. 
1817. Ä 


Mir Friedrich von Gottes Gnaben ꝛc. 2c. haben, auf bie, von Euch in ber 
Erklärung vom 29. Ian. d. dv. Jahres wegen Einführung des Bauernftandes in bie 
Landſchaft zu erkennen gegebenen, Wuͤnſche über bie, in der landfchaftlichen Ber: 
faffung überhaupt zu treffenden, Mobdificationen, und eingeben? ber, bei dem Wie⸗ 
ner Kongreß von Uns, gleich andern teutfchen Fürften, übernommenen, Berpflidy 
tungen, Unfere Landesregierung aufgefordert, über bie Derftellung einer, den For⸗ 
derungen der Zeit angemeffenen, ftändifhen Berfaffung ihr vollftändiges Gutachten 
abzugeben. Es ift Uns hierauf ein von berfelben in mehreren Gigungen zu Stande 
gebradhter gutachtliher Entwurf vorgelegt worden, welchen Wir, nad) vorgenoms 
mener eigner Prüfung, im Ganzen Unfern Wuͤnſchen und landesvätsclihen Abſich⸗ 

ten entfprechend finden, und über welden auch Unfers Deren Erbprinzen Liebden 
uns Ihre Zuftimmung vorläufig zu erkennen gegeben haben. Wir werben bemnady 
feinen Anftand nehmen, bdenfelben, fo wie Wir ihn in ber Anlage beiſchließen Lafs 
fen, als förmliches, für alle Zeiten verbindliches und einfeitig nicht abzuänberndes, 
Landesgrundgefeg (ald Landesgrundvertrag) zu genehmigen, auch benfelben von Uns 
fers Herrn Erbprinzen Licbden, als Unferm naͤchſten Nachfolger in der Regierung, 
gleich mit unterzeichnen zu laffen, fobald Ihr Eure beifällige Erklärung darüber 
werdet erftattet haben. Indem Wir auf diefe Weife die Rechte Unferer getreuen 
Unterthanen und Stände nit wenig erweitern, und ihnen fo viel Einfluß auf dem 
Gang der Öffentlichen Verwaltung und die Erhaltung des Ganzen geftatten wollen, 
als nur immer mit der Selbftftändigkeit und dem feiten Gang der Regierung und 
oberften Staatsgewalt vereinbar ift, gehen Wir jedoch von der, aud) von Unferer 
Regierung fupponirten, Borausfegung und nothwendigen Bedingung aus, daß fie 
yo die damit in unzertrennlicher Verbindung ftehenden größern Verpflichtungen, 
insbefondere die ohnehin in den Grundfägen des heutigen Staatsrechts begründete 
Berbindiichkeit, für die Deckung der ald nothwendig und nüglich erfannten Gtaatö« 
ausgaben, fo mweit der Ertrag des Domainenguts dazu nicht anreicht, Sorge zu 
tragen, nicht verkennen, und gleich bei ber erften Etatserrichtung für bie Beduͤrf⸗ 
niffe und den Unterhalt des herzoglichen Hofes foldhe Beflimmungen eingehen wers 
- den, wie es der fürftlihen Würde und den Kräften der, zugleich als fürftlicden Fa⸗ 
'miliengut zu betvadptenden, Staatsdomainen angemeffen if. Wir fordern Euch 
‚alfo auf, alles diefes mit dem Euch zugehenden Entwurfe in —— Erwägung zu 
nehmen, und Uns Eure Erklärung und allenfallfigen Wuͤnſche balbmöglichft vorzules 
‚zen, behalten Uns aber vor, Euch auch diejenigen Beſtimmungen, welche Wir wegen 
: Bildung der erften ftändifchen Werfammlung nach ber neuen Ordnung eintreten zu 
Haffen für nöthig erachten, zu eurer ebenmäßigen Erklärung mitzutheilen. 

Hildburghaufen, den 27. Nov. 1817, 
Sriebrid. 
v. Baumbadı. 
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b) Manifeft und Urkunde vom 19. März 1818. 


Wir Kriedrich, von Gottes Gnaden Herzog von Sachſen ıc., ſouverainer 
Fürft von Hildburghaufen x. Ä 

‚ überzeugt von dem Nutzen und dem Vorzügen landſtaͤndiſcher Einrichtungen, 
age — Landen ſchon in aͤltern Zeiten beſtandene Landſchaft nach Auflöfung 
des vormaligen teutſchen Reichs nicht nur mit ihren hergebrachten Rechten und 
Befugnifjen zu erhalten oͤffentlich erklärt, fondern auch dieſe nachher, durch Auf: 
nahme eines landſchaftlichen Bevollmächtigten in Unfere Bandesregierung und bie ihr 
zugeftandene umfaffendere Mitwirkung bei der Gefeggebung, nody mehr erweitert. 

So gern Wir Unferer treuen Lanbihaft das Zeugniß ertheilen, daß fie durch 
ſtets willige, rege und rebliche Mitwirkung zu allem Guten und ichen und 
durch treue, uneigennügige Unterftügung ber Regierung, ſich des in fie geſetzten 
Bertraueng würdig erzeigt und nicht wenig beigetragen habe, den Drud einer lans 
gen, ſchweren Zeit und fehr erfchöpfende Ereigniffe dem Lande minder fühlbar zu 
machen; fo wenig hat es Uns doch entgehen können, daß weder bie Art ihrer bis- 
berigen Zufammenfegung, die eine fehr unvollkommene Repräfentation aller Stände 
enthielt, noch die Beitimmung ihrer Rechte und Obliegenheiten, die, meift nur auf 
Einzelnheiten gerichtet, in fehr wichtigen Berhältniffen des Staats Keinen feften 
Stuͤzpunct gewährten, den GErforberniffen der Zeit mehr entfprechend fey. 

In diefem Betracht und eingeben? der, von Uns, gleich andern teutfchen Fürs 
fien, bei den Wiener Gongreßverhandlungen übernommenen, Verpflichtungen, haben 
Wir fhon unterm 15. September 1815 Unfere Landſchaft zur Erftattung ihrer Er: 
Härung über die Einführung des Bauernftandes in ihre Mitte aufgefordert, und, 
nahdem Uns diefelbe ihre Wünfche, wegen Beftftellung ihrer formalen Berfaffung 
überhaupt, vorgetragen, Unfere Landesregierung angetwiefen, über biefen Gegen⸗ 
ſtand, fo wie über die künftige Beftimmung der landſchaftlichen Rechte und Pfiich⸗ 
ten, ihr umfaffendes Gutachten abzugeben. 

Der Uns hierauf von derfelben mit ihren Berhandlungen vorgelegte gutachtliche 
Entwurf hat Unfern lanbesväterlihen Gefinnungen und Erwartungen defto mehr 
entſprochen, ald Wir darin nit nur den, von lUnfern Vorfahren feit Jahrhun⸗ 
berten treu und unverrüdt erhaltenen, Rechtsſtand im Wefentlihen gewahrt, ſon⸗ 
dern auch die, feit dem Beſtehen Unferer herzoglichen Speciallinie gemachten, Erfah: 
zungen benugt, und die befondern Verhältniffe des Landes, fo wie den allgemeinen 
Etandpunct der teutfchen Bundesjtaaten, berüdfichtigt gefunden haben. 

Rachdem nun Unfere getreue Landfchaft in den barüber eröffneten Verhandlun⸗ 
gen zu dem ihr mitgetheilten, von Uns nur in wenigen Puncten mobifieirten Ents 
wurf ihre 3uftimmung erflärt, und ihn für fid) und im Namen bes Landes dank⸗ 
barlichft acceptirt; fo verfehlen Wir nicht, nachftehende, auf dem Grund diefer Bers 
bandlungen feftgefellte, 

landpfhaftlihe BVerfaffung 
zu beftätigen und derfelben bie Kraft eines, für alle Zeiten verbindlichen, einfeitig 
nicht abzuändernden Sanbesgrundgefeges beizulegen. 


Titel ll. 


Bon der Landſchaft überhaupt und deren Rechten und Pflichten. 
Allgemeine Beftimmung. 


$. 1. Das ganze Land und — unterthanen werben in allen Angele⸗ 
genheiten zwiſchen Regenten und Volk durch verfaffungsmäßige Abgeorbnete (Depu⸗ 
tiete) vertreten, deren Gefammtheit die Landfchaft ausmadıt. 
‚ „So wie alle Rechte und Befugniffe, melde dem Wolke in feiner Gefammtheit, 
im Berhältniß zur Regierung, zuftehen, nur auf diefem verfaffungsmäßigen Wege 
ausgeubt werden koͤnnen; fo follen auch alle Anforderungen, welche von deſſen Bes 
willigung abhängen, nie auf einem andern gemacht werben. 
Rehte der Landſchaft. 
$. 2. Der Landfchaft ftehen in biefer Beziehung folgende Rechte zu: 
a) das Recht des Beiraths und der Zuftimmung bei Verträgen und Dispofitios 
nen, woburh bie Zntegrität bes Landes verlegt, deſſen Einkom— 
men gefchmälert, ober die Regierungsverfafjung des herzogl. Hauſes veräns 


dert wird; 
b) das Recht ber Berathung und Zuftimmung bei Ginführung neuer und bei 
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änderung beftchenbek allgemeiner ;‚Randesgefeht,: gehe bie, Grundverfaſſung 
des Landes, die Kreiheit oder das Eigenthum der Staatsbürger betreffen 5 
©) bas Recht, die’ Etats der Staatsbedärfniffe mit dem Regenten, ober 
der dazu bearftragten Behörde gemeinſchaftlich feftzufesen ; 
Mdas Vecht, alle für dan Staafszwer noͤthigen Abgaben und Leitungen 
"der Gtaatsangehörigen zu verwiligen, bergeftalt, daß ſolche ohne diefe Bee 
willigung nicht ausgeſchrieben und gefordert werden koͤnnen; ingleichen das 
Mech, außerordentliche Staatöbepürfniffe, mit Genehmigung der Regierung, 
durch Antchne auf die Fonds der Steuerkaffe zu decken; 
e) das Recht, die verwilligten Steuern, Abgaben und fonftigen, zur landſchaft⸗ 
lichen. Verwaltung gehörigen Gelder in cine eigene Kaffe, unter Gone 
trole bee Regierung, erheben und zu ben bejlimmten Zweden verwenden zu 


— 


laſſen; 

N ei Recht, bei den Verfügungen über dle Domainen fu ber Art zu come 
eurriven, daß. bei Diepofitionen über die Subjtanz, neben. dem agnati 
ſchen Gonfens, auch die Zuftimmung der Landſchaft erfordert werden foil; 

g) das Recht, bemerkte Mängel in der Gefeggebung, Ungleihhheiten und 
Mipbräude in ber Verwaltung, dem Fuͤrſten anzuzeigen, und zu deren Ab 
ftellung Vorſchlaͤge zu thun; 

h) das Recht, uͤber Pfiihtverlegungen, Willkuͤhr, Nichtachtung der Verfaſſung 
von Seiten ber Staatsdiener, Beſchwerde und Klage zu führen, um 
auf deren Unterſuchung und Beftrafung anzutragen. 

Mittel zur Ausübung diefer Rechte. 

$..8. Bur Ausübung diefer Rechte find vornehmlich die Berfammlungen ſaͤmmt⸗ 
licher Landesabgeorbneten (die Landtage) beftimmt. 

Es ſteht aber auch der Landfchaft das Necht zu, durch Einzelne aus ihrer 
‚ Mitte, welchen beftimmte Gefchäftszweige Übertragen find (einen Ausfchuß) 
fortwährend reprä entirt zu werden. 

Desgleicdyen ift derfelben die befondere Befugniß zugeftanden, bei der Landesre⸗ 
gierung und deren einzelnen Abtheilungen,, mit Ausnahme bes Juſtizcollegii, einen 
ihre, wie dem Bürften, befonders verpflichteten bevollmaͤchtigten Beifiger (Land: 


zath) zu unterhalten. _ ’ 
Pfflichten der Landfchaft. 

6. 4, Die Landſchaft ift verpflichtet, diefe Rechte auf das puͤnctlichſte in Aus 
übung zu bringen, und dabei bie allgemeine Wohlfahrt, die Aufrechthaltung der 
Verfaſſung und den ungebinderten gefegmäßigen Fortgang der Öffentlichen Verwal 
tung. (infonderheit durch Aufbringung der nöthigen Mittel) zum bejtändigen Augen 
merk zu nehmen. , - | 
Der übrige Inhalt ihrer Pflichten u bei dem einzelnen Zweigen ihrer Th 


tigkeit durch Verträge, Gefege und die Natur der Sache beſtimmt. 


VBerhältniß der landſchaftlichen Thätigkeit zu den Befhlüffen 
bes Bundestages. 

8. 5. Gefegliche Anordnungen und allgemeine Befchlüffe des teutfchen Bun: 
destages, wodurch dem Lande, als Bundesgliede, Berbindlichfeiten aufgeleat were 
ben, find von der landſchaftlichen Einwilligung unabhängig. Nur bei der Ausfuͤh— 
zung hat die Landſchaft mitzuwirken, inſofern naͤmlich über die Art und Weiſe ih⸗ 
rer Vollziehung, oder‘ die dazu erforberlihen Mittel, noch eine Frage Statt 


findet. 
er Titel! n. 


Bon den Randesdeputirten. 


Art der von den ſelben auszuübenden Vertretung. 

6. 6. Jeder Deputirte vertritt nicht blos feine Gewaltgeber, ober einen ein- 
zelnen Stand, fondern das Ganze und alle Unterthanen. Doch wird, in Ruͤckſicht 
der biöherigen vorzugsweifen — ———— zur Landſtandſchaft, die Eintheilung der 
Abgeordneten nach Klaſſen oder Ständen beibehalten, und neben den bieherigen 
Ständen — ber Ritterautsbefiger (Rittergäter) und Bürger (Srädte), noch 
ber alle Landbewohner unfaffende Stand der Bauern (Aemter) und der geiſt— 
liche oder Lehr ſtand in-die Landſchaft eingeführt. Ä 

| / * Zahl ber Deputirten. | . 
$. 7. Die Zahl der Abgeordneten wird auf achtzehn feſtgeſetzt, nämlich: 
ſechs aus den Bejigern der, mit dem Rechte ber Landſtandſchaft bereits verfehte 
nen, oder Fünftig damit’ zu bleibenden, Ritterguͤter; 
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fünf aus den Bürgern ber Städte Hilbburghaufen, Eisfeld, Heldburg, Königs: 
berg, Ummerftadt ; 
ſechs aus den Eingefeffenen der Aemter Hildburghaufen, Eisfeld, Heldburg, Son: 
nenfeld, Königsberg, Behrungen, mit Einſchluß der centfreien Ortfchaften 
und Unterthanen; 
einen aus dem geiftlichen ober Lehrſtande. 
| Ernennung dberfelben. 
$. 8. Ihre Ernennung gefhieht durch freie Wahl ber Repräfentirten. Jede 
Klaffe wählt die ihr zulommenden Abgeordneten aus ihrer Mitte, die Ritterfchaft 
die ihrigen gemeinfhaftli, von den Städten und Acmtern aber jedes einen aus 
feinen Eingefejjenen. 
Aufftellung von Gtellvertretern. 
$. 9. Zugleich werden für die Deputirten ber Rittergüter zufammen zwei, und 
für jeden ber übrigen Abgeordneten ein Stellvertreter ernannt, in Anfehung wels 
cher ebenfalls gilt, was in ber Folge von den Deputirten gefagt wirb. 
so STORE ET EEE ee 
. 10, er zu einem Sandesabgeorbneten wahlfähig feyn fol 
a) fich zur chriftlichen Religion bekennen, ve 
b) feinen Willen felbftjtändig erklaͤren Eönnen und das 29. Jahr zurückgelegt 


haben, 

€) von unbefcholtenem Rufe und nicht in Goncurs befangen feyn. Der in Son: 
curs Berfallene iſt nach deſſen Beendigung wieder wählbar, wenn er ohne fein 
Berfchulden darein verfallen war. 

Bater und Sohn, ingleihen Brüder, koͤnnen nicht zu gleicher Zeit Deputirten- 
ftellen bekleiden. Ereignet ſich ein ſolches Zufammentreffen; fo giebt die frühere 
Wahl, und, wenn biefe nichts entfcheidet, das höhere Alter ben Vorzug, 

Befondbere Eigenfhaften. 
a) Der ritterfchaftlihen Deputirten. 

$. 11. Zur Bekleidung der Stelle eines Abgeordneten ber Rittergutöbefiser iſt 
erforderlich der Befis oder Mitbefig eines, mit Repräfentationsrecht in dieſer Klaffe 
verfehenen (immatriculirten), Witterguts. Won mehreren Befigern eines ſolchen 
Gutes find alle zugleich wählbar. 

Es ift nicht nöthig, daß der Gewählte im Lande wohne, wenn er ſich nur in 
einem teutfchen Bundeslande aufhält. 

b) Der ftädtifchen Deputirten. 

$. 12. Die Wahlfähigkeit eines Deputirten des Buͤrgerſtandes erfordert bie 

Erlangung des Buͤrgerrechts und deffen wirkliche Ausübung in den Gemeindever: 


fammlungen. 
c) Der Amtöbeputirten. 
F. 13. Ein Vertreter bes Bauernftandes muß entweber das Nachbarrecht ei: 
ner Dorfsgemeinde haben, oder Eigenthuͤmer eines nidht immatriculirten Gu— 
tes, oder einer Fabrik des zu vertretenden Bezirks, und in diefem wohnhaft ſeyn. 


Fall des Zufammentreffens diefer Eigenfdhaften. 
6. 14. Diejenigen, welche verfchiedbenen Ständen zugleih angehören, find 
nur in einem, und zwar immer in dem, obiger Orbnung nad, frühern wählbar. 
Eigenfhaften des geiftllihen Deputirten. 
$. 15. Der geiftliche Deputirte wird aus der höhern Geiftlichkeit gewählt. 
Dauer der Vertretung, Erneuerung ber Wahl. 

8. 16. Die Wahl aller Deputirten geſchieht auf ſechs Jahre. Nah deren Ab⸗ 
lauf, oder wenn eine frühere allgemeine Auflöfung ber Repräfentanten erfolgt, wird 
eine neue Wahl angeorbnet, wobei jedoch die Ausgetretenen, wenn fie die oben be: 
— Eigenſchaften nicht verloren haben, immer wieder gewaͤhlt werden 

anen. 

Erfolgt der Abgang eines Deputirten aus irgend einem Grunde vor Beendi⸗ 
> gung der Bertretungszeitz fo tritt deffen Stellvertreter ein, und wenn auch dieſer 
” fehlt, wird fofort zu einer Ergänzungswahl gefchritten. | 
' u Anordnung und Reitung der Wahlen. i 

$. 17. Die Anordnung allgemeiner Wahlen ergeht vom Regenten an bie Lanz 
deöregierung, welcher die oberfie Leitung berfelben zuſteht. Alle hierbei vorkom⸗ 

miende Gefchäfte werden Eoftenfrei beforgt. j , 
*— + befonderes Regulativ beſtimmt die Art und Weiſe, wie Wahr 
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Ion für das erfte Mal zu vollziehen find, welchem, wenn die Volkswahlen in Gans 
gebracht find, eine definitive Wahlordnung folgen wird. 
Prüfung der Wahlen. 

$. 18. Sobald die Wahlen beendigt find, fendet die Regierung die eingegan: 
genen Wahlberichte, mit den Wahlacten und ihrem Gutachten über die Gültigkeit 
des Statt gefundenen Verfahrens, an den Landesherrn ein. 

Iſt das Verfahren unverwerflich; fo wird der landfchaftliche Ausfhuß, unter 
Mittheilung ber Acten, davon in Kenntniß gefegt. Im Gegenfall erfolgt fofort bic 
Berfügung einer andern Wahl. 

Findet der Ausfhuß bei den Wahlen ein Bedenken; fo hat er biefed, mit voll: 
ftändiger Darlegung feiner Gründe, dem Regenten ungefäumt anzuzeigen und auf 
Anordnung einer nodymaligen Wahl anzutragen. 

Ungültig ift jede Wahl, bei welcher die gefeslichen Bormen, ober bie Bor: 
fchriften über die Eigenfchaften der Deputirten nicht beobadytet worden find, ober 
welche durch Beitechungen , Verfpredhyungen, ober Drohung zu Stande gekommen 
if. Im legtern Falle findet, neben der Nichtigerklaͤrung ber Verhandlung, noch 
—* —— des dabei vorgekommenen Verbrechens duch die Juſtizbe 
hoͤrde Statt. | 

Verhaͤltniß der Deputirten zu ihren Gewaltgebern. 

$. 19. Die Deputirten find bei ihren Verrichtungen von Keiner Inftruction 
ihrer Sommittenten abhängig, fondern erftatten ihre Erklärung nad) den Gefegen 
und eigener freier und. gewiffenhafter Ueberzeugung. ie find jedoch beredhtigt und 
verpflichtet, befondere Bitten, Vorftellungen oder Befchwerben ihres Etandes oder 
Bezirks, und felbft von Einzelnen aus demfelben anzunehmen, und (unbeſchadet ih: 
rer eigenen Meinung und Abftimmung) an bie Landesverfammlung zu bringen. 

Eie find verbunden, ihre Wähler von den landſchaftlichen Beſchluͤſſen in Kennt: 
niß zu fegen; auch bleibt ihnen nacdhgelaffen, fie von den Gründen und Berhandlun: 
gen auf angemeffene Art zu unterrichten. 

Sonfulenten ber Deputirten, 

8. 20. Die Deputirten der Städte und Acmter find berechtigt, ſich in ben, 
zu ihrer Abftimmung kommenden, Gegenftänden von Gonfulenten berathen zu laf: 
den, die aber weder cine eigene Stimme haben, nody (wenn fie nicht etwa zugleich 
gewählte Stellvertreter find) Deputirtenftimmen ausüben können. 

Bei den Iandfchaftlichen Verfammlungen wird, auf Seiten der Aemterbeputir: 
ten, überhaupt nur ein Gonfulent zugelaffen. Auch muß deifen Wahl dem Aus: 
Ihuffe angezeigt worben ſeyn. 

Freiheit der Deputirten in ihren Aeußerungen. 

$. 21. Die Deputirten find in Anfehung ihrer Aeußerungen bei den land 
ſchaftlichen Verhandlungen nicht verantwortiid. Es verfteht fidy, daß dieſe mit 
dem nöthigen Anftande, ohne Verunglimpfung der hoͤchſten Perfon des Landesherrn 
und ohne Beleidigung ber Regierung, des Landtages, und ber einzelnen Deputirten 
vorgetragen werben müffen. 

Perfönlihe Sicherheit derfelben. 

$. 22. Bei Landtagen und Conventen find die landſchaftlichen Deputirten und 
Beamten für ihre Perfon unverleglih. Nur im Falle eines Verbrechens, oder fehr 
dringender Umſtaͤnde, kann eine Verhaftung gegen Einzelne Statt finden. 

Entſchädigung ber Deputirten und Eonfulenten. 

$. 233. Die Abgeordneten bezichen für die Zeit ihres Aufenthalts bei Landta⸗ 
gen und Konventen bie herfömmlichen Diäten und Reiſekoſten aus der Land: 
ſchaftskaſſe. 

Die Conſulenten der verſchiedenen Stände werben nicht aus ber Landeskaſſe rt: 
munerirt. Die des Bürgerftandes erhalten ihre Zaggelder aus den ftädtifchen Ars 
varien, und ber Gonfulent der Amleeingefeffenen wird aus fämmtlichen Dorföge 
meinbefaffen und von ben wahlberechtigten Gütern 2c., nach einem auszumittchnden 
Normalfuß, für feine Arbeiten und Bemühungen vergütet. 


Titel I. 
Von den landſchaftlichen Beamten, den Ausfchußdeputicten, dem 
Landrathe. 
Allgemeine Beſtimmung. 
$. 24. Die Landſchaft bedarf zur Leitung und unmittelbaren Beforgung ihrer 
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Geſchaͤftszʒweige und gewiſſe Rechte kann fie 

.8.)b ur —28 —— tigte wahrnehmen laſſen. Zu ben erſtern gehoͤ⸗ 
—* erg a der - — ——— der Landſchaftskaſſirer, mit 
Subalternen, zu den ietztern der land⸗ 


de 
ne u anbrath, 
a mu werben (bis auf den, im Ausfhuffe Platz neh: 
hen Deputicten) von fämmtlidhen TI durch — lute 
———— eit elle, und vom Landesherrn beftätigt. 
) 2, »Ernennung bed Landbfhaftsdirectors. 

7 3. Der Landfhaftsdirector wird aus ben Abgeordneten ber Ritterfchaft, 
jedesmal auf ſechs Jahre gewählt, und ift, fo lange er in der Zahl der Deputitten 
bleibt, immer wieder waͤhlbar. 

Wirtliche Staats⸗ und Hofdiener, oder —— weiche aus einer landesflurſtli⸗ 
chen Kaffe BSeſoldung oder Penſion beziehen, koͤnnen das Amt eines Landſchaftsdi⸗ 
rectors nicht erhalten; es wäre denn, daß. ein ſolcher, in — ganz beſondern Zu⸗ 
trauens, gewählt, und die Wahl vom Regenten beſtaͤtigt wuͤrde. 

Die Wahl gefshieht, nach erfolgtem Ablaufe der fehsjährigen Beit, ober nad) 
dem Abgange des vorigen Directors, gleich beim erften Zufammentritt der Abgeord⸗ 
neten zu einem tasbingt,* und wird dem Fuͤrſten mittelſt Berichts zur Beſtaͤtigung 
vorgetragen. 

Bei einem Wedhfel im Directorium muß der abgehende Director die landſchaft ⸗ 

lihen Gefchäfte noch fo lange leiten, bis die lanbesfürftliche Beftätigung des neu: 
gewählten erfolgt iſt. Die Jandesherrlihe Entſchließung fol jebocy immer noch vor 
dem wirklichen Anfange-ber Arbeiten des Landtages erfolgen. 
Im Tall, der Landfhaftsbirertor an der Ausübung feines Amtes verhindert ift, 
vber in der Zwifchenzeit von einem Landtage andern ganz abgeht, vertritt der 
ritterfchaftliche Deputirte des Ausfchuffes deffen Stelle. . Sft aber, im ietztern Falle, 
der berfaßfungämäßige Landtag noch entfernts ſo ift eine außerordentliche Verſamm⸗ 
lung zur Wahl eines Landfchaftsdirectors nothwendig und möglichft zu be: 
fhleunign. | 7 % i 
. Dbliegenheiten'des Landſchaftsdirectors. 

8. %6.. Der Pe leitet alle Gefchäffe in und außer den Tandfchaftlichen 
Berfammlungen. Durch ihn ergehen alle Mittheilungen an bie Landesdeputirten, 
und alle Ausfertigungen tin Namen ber tandfchaft werden von ihm unterzeichnet. 
Er wacht über Ethaltung der Ordnung in ben ftändifchen Angelegenheiten, fo wie 
über genaue Beobachtung der Dienftobliegenheiten der landſchaftlichen Beamten und 
Diener. Er‘barf. den Gang der Staatsverwaltung nit aus dem Auge verlieren, 
und hat fidy befonders barüber mit dem landſchaftliche n Beiſitzer der Regierung in 
Rapport zu ſetzen, und diejenigen Gegenſtaͤnde, welche für die dandſchaft von be⸗ 
ſonderm Intereſſe find, an den Ausfchuß oder den Landkag zu bringen. 

In allen Dingen, worin dem kandſchaftsdirector Jaußerhalb bes Sandtags die 
Leitung der Geſchaͤfte Aufteht, kann er nicht für ſich "allen handeln, fonbern nur 
im Einverftändniß mit den ihm beigegebenen Aueſchußdeputirten, welche auch die 
Concepte der Auefattigungen zeichnen. 

Anſtelltung des Syndieus. 

$. 27. Der Landſchaftsſyndicus wird auf Lebenszeit gemäßlt, — von der 
— ierung, in Geaenwart eines oder einiger landfhaftlichen Abgeordneten, 
verpfli t 

Er darf fein unmittelbar vom Sandesperen Gefotbeer Diener ſeyn, und muß 
in ber Refidenzftabt wohnen. 

Er*tann blos auf dem Grunde de verlornen Vertrauens, wenn zwei Drittel 
ſaͤmmtlicher Landesdeputirten dafür ftimmen; entlaſſen werben. Geine Befoldung 
aber fann ihm, glei andern Staatsdienern ‚nur darch urtel und Recht entzo⸗ 
gen werben. 

- 1 Dbliegenheiten des Syndicus. 

8.238. Der Syndicus iſt dem Director zur Erhaltung der Ordnung und Foͤr⸗ 
derung der landſchafttichen Geſchaͤfte beilgegeben. Er bereitet bei Landtagen und, 
Condenten die Geſchaͤfte zum Vortrage vor, hat! in allen landſchaftlichen Angele⸗ 
nat ein —— Butachten, welches er — anaufscorvert erſtattet, * 
contraſignirt alle Aus fertigungen. du m: 

Er iſt zugleich der —— —eS und Beotocoliführer ber —** 
der Archivar und Führer der Regiftvande. — Cs können jedoch . hrung bes 
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Protocolld und die Ausfertigungen auch andern EUER "ter rue Bet: 
— oder deren Conſulenten uͤbertragen werden. a s 
Ernennung der Ausfchufglieber, er — 
8. 29. Den Ausſchuß bilden, nebſt dem —A—— Syndicus, 
=) ein Abgeordneter. der Rittergutöbefiger; b) zwei Stäbtebepuficte), 2 ein Anits⸗ 
deputirter; d) der Deputirte des geiſtlichen Standes. j 
Ihre Function dauert fo lange, als ihre Theilnahme an der Sarberipäfe 
tation, nämlich) 6 Sahre, und fie find ebenfalls wieder wählbar‘ Beim t 
einer neuen Deputirtenwahl bleiben fie fo lange in Thaͤtigkeit, vis ein enter Aus: 


ſchuß gewaͤhlt wird. 
Geſchaͤftskreis des Ausſchuſſes. 
8. 30. Die Verrichtungen des Ausſchuſſes beſtehen 
1) in vorläufiger Berathung und Bearbeitung er, anfidem: Bandtage 
um Vortrage fommenden, Gefchäfte — ſoweit fie naͤmlich ſchon vor beffen 
Sröffnung befannt finds; 3. B. vorläufiger Prüfung dev Etats, Berathung 
über zu run Beihwerben u. f. w., ohne daß beffen Mitglieder, bei Ab: 
fiimmung über die Sache in voller Berfammlung * Landſchaft, an das Gut: 
achten des Ausfchuffes gebunden find; 
in fortwährender Vertretung ber Stänse außer dent" Bandtaye 
Der Ausſchuß kann jedoch weder Steuern und andere Belaftungen der tadtes 
bürger bewilligen, noch ſich definitiv über Gefegesvorfchläge oder andere, zur 
unmittelbaren Cognition der Landfchaft geeignete, Gegenftände erklaͤren, fon: 
dern er ift verbunden), dergleichen Angelegenheiten, welche: nicht bie gum naͤch⸗ 
ſten Landtage ausgefegt werben koͤnnen, mit . den über feine vorläufige Bera: 
gung geführten. Protocollen, auf dem Wege fhriftlicher Girculätion an 
fämmtliche Landesbeputirte zur Abftimmung zu bringen. — Bu feiner vollen 
Gompetenz hingegen gehört: 
a) die einftweilige. Befegung ber landſchaftlichen Beamtenſtellen, welche bis 
zum naͤchſten Landtage nicht erledigt bltiben koͤnnenz 
b) die fortwaͤhrende Controle uͤber die Aufrechthaltung der Verfaſſung und 
Vollziehung der, von dem Landesherrn und dem Landtage gemeinſchaftlich 
gefaßten, Beſchluͤſſe und feſtgeſetzten Etats; 
c) die Befugniß, in dringenden Faͤllen Anzeigen an den Sandesherrn ji 
erftatten, oder Vorftellungen und Beſchwerden anzubringen; 
d) der Antrag auf Zufammenberufung außerordentlicher Landesverſammlun⸗ 
gen, unter Anfuͤhrung ſeiner Gruͤnde; 
e) die Unterzeichnung ber Iandfhaftlichen Schuldverſchreibungen; 
f) die Mitaufſicht über die Verwaltung ber Landesſteuerkaſſe. 


 Bandfhaftlihe Kaffecuratel. - 

$. 31. Die unmittelbare Leitung ber Kaflengefhäfte wird nicht von fämmtli- 
chen Ausſchußgliedern geuͤbt, ſondern es werden dazu einige derſelben beauftragt, 
welche, mit einem, aus der Mitte der Landesregierung zu deputirenden, Rathe und 
dem jedesmaligen Landrathe, einen abgeſonderten Kaſſevorſtand bilden. 

Dieſer Vorſtand iſt der Landesregierung und der geſammten Landſchaft in der 
Art untergeordnet, daß jene, wie dieſe, die von ihr ausgehenden Zahlungẽverfuͤ⸗ 
gungen zunaͤchſt an denſelben erläßt. 

Unter ihm, fteht der Landfchaftliche Hauptkaffi rer. 

Ernennung und Function des Landſchaftskafſirers— 

$.. 82. Der landſchaftliche Kaſſirer wird auf Lebenszeit ernannt, und vor 
der Landesregierung, in Gegenwart wenigſtens eines landſchaftlichen Abgeordneten, 
verpflichtet. 

Er muß eine angemeſſene Caution ſtellen, und Tann aus denſelben Gruͤnden 
entlaſſen werden, wie jeder andere Rechnungsbeamte. 

Demſelben liegt die Verwaltung der Landesſteuerkaſſe und die Verrechnung als 
ler Einnahmen und Ausgaben, nach einer befondern Inftruction, ob. 
>. ;5Beffimmung bes Landbrathbed,r.9 

‚8.38, Der Sandrath, welcher, nach dem, landesherrlichen Edict vom 28. 
April A810, Sitz und Stimme: in der —— Pr “ als gi tein 
Mitglied der, Landfchaft,: fondern ;- v PL 

a) die Mittelperfon zwiſchen berfelben und ben: —— zur Eueich⸗ 
9 Are Trier und Erg größerer N beider Be: 
rl weg, Tu ER — 


ws 


2 


— 


Manifeft und Urkunde wom19. März 1818. 789 


b) wirkliches Mitglied dev Regierung , um durch feine Theilnahme und Mitwir⸗ 
u. - den —— das Intereſſe und die Rechte der Landſchaft beftäns 

n mg wahr zunehmen :: „u. ta 

Ex folgt, bei Abgebung feiner Stimme in Regierungsfachen, feiner eigenen 
ueberzeugung / ohne an beſondere Iuftructionen von ‚der. Landſchaft gebunden zu 
ſeyn, iſt aber derſelben für dad, was auf feine Mitberathung vorgenommen wird, 
befonberd verantwortlid). FE a Be 

Seine Obliegenheiten werben in, einer Dienftinftruction näher beftimmt, 
emo tun Exrnennungedes tandrathe. Ä 

S. 34. Der Landrath wird von drei Bahren zu drei Jahren gewählt, ift aber 
immer wieder · waͤhlbar.· Nady Verlauf ber erften drei Jahre, kann berfelbe auch 
auf u werben: | | re 

Er muß bie in dem beregten Ebict vorgefhriebenen Eigenfchaften befigen, braucht 
—* weber ‚ein landſchaftlicher Deputirter, noch ein landſchaftlicher Beamter 
zu ſeyp. ⏑. —4 

—* wird hei der Landesregierung, in. Gegenwart des Landſchaftsdirectors, ver⸗ 
pfli a ; 

Iſt der Landrath auf Lebenszeit. gewählt; fo kann ihm feine Befoldung nur 
durch Urtel und Recht entzogen werden. v e 
EL oben VBelolbung und Remuneration. . 

$. 35... Der Landfchaftsbisector, ber Landrath, der Syndicus und der Kaffirer 
beziehen fire Befoldungen aus der Landeskaſſe, die Ausſchußdeputirten aber erhalten 
kei ‚Gonveuten bie, $.. 28. beftimmte. Austöfung. 
mn I Un. BEE 
Von Land⸗ und Ausfchußtagen. 

ms un. Ginberufung bes: Landtages. 
$. 86. Der Landtag wird jedesmal von dem Landesfürften angeorbnet und 
von bemi) Laudſchaftsdirector einberufen. . 

Aue drei Jahre, jedesmal zu Anfang. bes Jahres, wird in ber Regel ein Land» 
tag gehalten, außerdem aber fo oft, als es der Regent, auf Antrag des Ausfchuf: 
fes oder aus eigener Bewegung, für noͤthig hält. 

Die Beftimmung des Ortes, mo ber Lanbtag zu halten ift, hängt vom Für: 
ften ab; doch muß derſelbe im Lande gelegen feyn. In ber Regel ift die Refidenz 
der VBerfammlungsort. — 
>| eben’ Abgeordnete hat, ſobald er zum Landtage eintrifft, ſich bei dem Director 


anzumelden. F 
Eroͤffnung bes Landtages. * 
8. 87. Sind an dem beſtimmten Tage alle Landesdeputirte, Ober body wenig: 
ſtens zwei Drittel derſelben eingetroffen; ſo erfolgt, auf die vom Director bei der 
oͤchſten Behörde zu machende Anzeige, die Eröffnung des Landtages in ſolenner 
orm, entweder vom Landesfuͤrſten felbft, ober durch einen fürftlihen Gommif: 


Sigorbnung. 

$. 38, Ungeachtet bie Volksvertreter in diefer Eigenſchaft nach $. 6. alle 
gleich find; fo beobachten fie body auf Landtagen folgende Sigorbnung. Den erften 
Plag nimmt. ber Landfchaftsdirector ein, dann folgen zu beiden: Seiten der für dies 
fen im Berhinderungsfalle als Vicedirector eintretende ritterſchaftliche Abgeordnete, 
der Abgeordnete des geiftlichen oder Lehrftandes, und bie übrigen Abgeordneten der 
Ritterfchaft, der Städte und Aemter. — Die Deputirten der einzelnen Stände uns 
ter fich nehmen ihre, Pläge, nad) der Ordnung des natürlichen Alters. 

Leitung ber Gefhäfte. 

8. 89. Die Leitung aller Gefchäfte und Verhandlungen bes Landtages Fommt 
dem Director zu. Er läßt die Sitzungen anfagen, eröffnet und fließt fie, und 
bat in ihnen den Vortrag ; doch kann er diefen bei einzelnen Geſchaͤftsgegenſtaͤnden 
auch einem andern Mitgliede der Verſammlung übertragen. Er hat dafür zu ſor— 
gen, daß die lanbesherrlichen Propofitionen und die wichtigern Angelegenheiten im: 
mer zuerft an werden. 

Bei den Debatten hat er feine Aufmerkfamkeit darauf zu richten, daß ber Ges 
genſtand der- Verhandlung immer. feftgehalten werde, und jeden, welcher ſich davon 
entfernt, oder die Regeln des Anftandes verlegt, zur Orbnung zu rufen, auch nös 
thigen Balls wegen Grgreifung gerigneter Maaßregeln gegen folde, welche der ge: 
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nung zu veranlaſſen. Mr > „m 

Wuͤnſcht ein Mitglied über einen, nicht ſchon in der Reihe der Verhandlungen 
liegenden, Gegenftand einen Vorträg zu. thuns fo hat es der Verſammlung fol 
* anzuzeigen, und von dem Director die Beſtimmung der Zeit Dazu: pr" ge⸗ 
w i en. ) hi „ ı ur ff ed >» 3: if; N 
* Discuſſion. 7 er: &zuduslas 

5. 40, Die Berathungen in der Verſammlung erfolgen muͤnblich. Es iſt 
aber keinem Mitgliede verwehrt, feine’ Meinung ſchriftlich zu übergeben, wenn nur 
der Gang der Geſchaͤfte dadurch nicht aufgehalten wird. "m. m 

Wichtigere Gegenftänbe ‚wie. Gefegentiwärfe, - Heue Verwilligungen, Beſchwer⸗ 
beführungen, werden in der Regel nicht fofort in der Sitzung berathen, in welcher 
fie zur Propofition kommen, ſondern erſt in einer’ folgenden Gigung’ un » 
Sollte es zweckmaͤßig ſcheinen, dergleichen Gegenftände, ehe fie 'gur Eroͤrterung 
in allgemeiner Verſammlung kommen, erſt beſonders prüfen oder bearbeiten zu laf⸗ 
ſen; jo ſteht es der Verſammlung frei, Hierzu einen’ Ausſchuß niederzuſetzen, und 
ihm die Art der Geſchaͤftsbehandlung zu beſtimmen. PR 

m Mic Abftimmung. * ie age ee z 

$. 41. Erft dann, wenn eine Frage vollftändig erdrtert iſt, wich zur Abſtim⸗ 
mung geſchritten, wobel der Gegenſtand immer ig moͤglichſt einfache Fragen aufs 
zuld rn ift, fo daß jeder. Abftimmende ſich mit Ia oder Darüber ertläs 
ren Tann. En Ben a er er 

Zu Faſſung eines gültigen Befchtuffes iſt bie Anweſenhelt von‘ rehtäften® zwei 
Dritteln ſaͤmmtlicher Landesdeputitten erforderlich Jeder Abgeordnete muß feine 
Stimme ſelbſt ausüben, und cs findet. hier. keine ‚andere, Stellvertretung Statt, 
als durdy die $. 9. bezeichneten Vertreter.” Die-Orbnung der Abftimmung iſt 
er — lediglich uͤberlaſſen, der jedoch —— zuletzt 
abgiebt. Tr EEE ie, aa AR. 

Alle Befhlüffe werden durch abfolute Stimmenmehrheit gefaßt Bm’ Falle ber 
Stimmengleichheit wird die Sache bei einer andern Sitzung nochmals zur ;Abftim: 
eng — Bleiben auch dann die Stimmen gleichz ſo giebt die des Directors 

en Ausſchlag. Be a —— — 

In dem Protocoll uͤber die Abſtimmung wird nur die Zahl, micht aber ber 
Name ber für das Eine oder das Andere Stimmenden angegeben. Uebrigens ſteht 
es jedem Mitgliede frei, auf Scrutinium anzutragen. Mn 4 

Dem Beſchluſſe dev Mehrheit muß. ſich die Minderheit unterwerfen, fo 
. * Beſchlußfaſſung in keinem Falle durch Proteſtationen aufgehalten wer⸗ 

en kann. — 

Sollte ein Stand ſich dutch einen ſolchen Beſchluß in feinen wohlerworbenen 
Rechten beeinträchtigt" erachten; fo bleibt demſelben nachgelaffen,!;bei dem Landes⸗ 
beren, unter Darlegung feiner Gründe, in einer befondern: Borftellung darauf ans 
— , daß dem Beſchluſſe die hoͤchſte Genehmigung verſagt werdes Ergiebt ſich 

ei genauer Pruͤfung des Beſchluſſes eine ſolche Betheiligung, und iſt derſelbe nicht 

etwa ganz zu verwerfen; fo wird bie Sache zur nochmaligen Berathung und güt— 
lichen Vereinigung an die Landſchaft zuruͤckgewieſen. Kommt aber cine Vereinigung 
auch dann nicht zu Stande; fo tritt landesherrliche Entſcheidung, nach vorher ver⸗ 
nommenem Gutachten der geſammten Landesregierung, ein. fe 2 


Borm der Mittheilung zwifchen den Regieriengsbehörben und ber 
2 EEE Landfſchaft. —* 


$. 42, Ale landesherrliche Poſtulate und Anträge — in. Reſcrĩpten, nach 
ber, in der Organifätion des Geheimenrathscollegii vom 21.April 1810 bezeichne⸗ 
ten, Form, unter Contraſignatur bes vortragenden geheimen Rathed, 

Die Landestegierung bedient ſich in ihren Mittheilungen an die Landſchafteben⸗ 
falls der Referipteform. Be 

Werden bei Gefegesvorfchlägen, ober andern wichtigen Gegenftänden, mündliche 
Erläuterungen für zweckdienlich erachtet; fo wird der Regent ein Mitglied ober eis 
nige Glicder des Geheimenraths, oder der Regierung zu den Sitzungen des Lands 
{age abordnen, weldye die Sache nach ihren Bewegaründen entwickeln, jedoch ber 
ftändifchen Abftimmung und Beſchlußfaſſung nicht beiwohnen. \ 

Die Landſchaft erftattet Berichte, Erklärungen, Borftellungen c., wobei fie 
fih derſelben Gurialien bedient, wie nachgefegte Iandesherrliche Behörden bei 
Berichtserftattungen. — Im Balle abfälliger Erklaͤrung über Landesfürfttiche Pro: 
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pofitionen hat fie die Gründe jebesmal vollftändig anzugeben, worauf der Regent 
entweder von dem Antrage abfteht, oder, im alle er die Sache noch nicht ers 
ſchoͤpft findet, denfelben unter Anführung weiterer Gründe erneuert. 

Die landeöherrliche Genehmigung Iandichaftlicher Beichlüffe und Anträge wirb 
entweber der Landſchaft unmittelbar in Refcripten, Refolutionen 2c. eröffnet, oder 
die darauf gefaßte hoͤchſte Entſchließung in allgemeinen Gefesen "und Verordnungen 
öffentlich bekannt gemacht, wobei aber der landſchaftlichen Mitberatyung und Zu: 
flimmung immer ausdrüdlihe Erwähnung geſchehen foll. — Im Kalle der Nicht— 
genehmigung wird diefe der Landſchaft ſchriftlich befannt gemacht. 

Schluß und Auflöfung des Landtages. | 

S. 43. Die Verhandlungen ſchließt ein Landtagsabſchied, mit welchem 
die Berfammlung entlaffen wird. 

Der Landesfürft kann durch) einen folchen Abſchied diefelbe vertagen, oder gänz: 
ich auflöfen. Im Falle der Auflöfung, verlieren fämmtliche Abgeordnete, den Di: 
rector ausgenommen, ihre Stellen, und «8 muß längftens binnen drei Monaten zu 
siner neuen Wahl gefchritten werben. 

Bis zu Vollendung berfelben und Einberufung des neuen Randtages, bleibt je: 
doch der alte Ausfhuß in Thätigkeit. Erfolgt die Anordnung zur neuen Wahl 
in der beftimmten Zeit nicht; fo iſt die vorige Repräfentation wieder "hergeftellt. 

Ausfhußtage (Eonvente). 


5, 44. Der Ausfchuß verfammelt ſich zu Beforgung der ihm obliegenden Ge: 


ſchaͤfte, fo oft es die vorhandenen Arbeiten nothwendig machen, auf die Einladung des 
Director, ohne dazu einer befondern Erlaubniß zu bedürfen. 

In Anfehung der Verhandlungen deffelben gelten die nämlidhen Beftimmungen, 
welche $. 88 — 42. feftgefegt find. 

Die über die Berathungen bes Ausfchuffes zu führenden Protocolle find fo zu 
foffen, daß die übrigen Landesbeputirten den Gang der Verhandlungen und bie 
—— welche einen Beſchluß oder Gutachten motivirt haben, daraus erſehen 

unen. 

In dringenden und bei minder wichtigen Angelegenheiten koͤnnen die Mei— 
nungen der Ausſchußdeputirten auch außer der Verſammlung ſchriftlich einge: 
hohlt werden. ie 

Die Berichte und Erpebitionen des Ausfchuffes ergehen micht im Namen ber 
geſammten Landfchaft, Tondern unter feiner ‚eigenen Unterfchrift, und die Refoluti.: 
nen darauf werben an ihn gerichtet. 

Verbot unförmlidher Berfammlungen und einfeitiger Berichte. 

. 45. Alle VBerfammlungen landftänbifcher Deputirten, außer den Land⸗ und 
Ausihußtagen, zur Berathung über landſchaftliche Angelegenheiten, ohne befondere 
Grlaubniß, find verboten, und bie: darin gefaßten Befchlüffe ungültig. 

Eben fo find .einfeitige Eingaben und Vorftellungen einzelner Volksvertreter bei 
dem Landesfürften unerlaubt. 

Titeel V. 


Naͤhere Beſtimmungen uͤber die Ausuͤbung der landſchaftlichen Rechte. 
a) Sn Anſehung der Integritätrbesitandes xc. 

$. 46. Verträge und andere. Beftimmungen, welche. den Umfang ber gegen- 
wärtigen Landestheile, die Landescinkünfte, oder bie Rrgierungsverfaffung bes ber: 
zoglichen Hauſes verändern, follen den Sandftänden entweder noch vor beren Ein: 
gehung, oder doch noch vor ihrer Ratification, zur Ertheilung ihres Rathes und 
ihrer Zuftimmung mitgetheilt werben. 

Sollte biefes jemals unterbleiben, und eine foldye Diepofition gegen das In: 
tereffe des Landes vollzogen werben; fo würbe der Landſchaft, außer dem Rechte 
der Klage .gegen diejenigen Räthe, welche die zeitige Mittheilung unterlaffen, bie 
Befugniß zuftehen, bei dem Bundestage auf die Aufhebung des Vertrages oder ber 
Verfügung anzutragen. 

b) Bei der Gefesgebung. 

$. 47. Das Recht des Beiraths in der Gefeggebung begreift zugleich in ſich 
das Recht der Bitte und des Vorſchlags wegen zu ertheilender ober abzuaͤndernder 
Gefege. Verfagt-der Landesherr einem foldhen Vorſchlage die Sanction; fo bleibt 
deffenungeachtet der Landſchaft die Befugniß, ihn bei künftigen Verfammlungen zu 
erneuern. 

Aug zur Vollſtreckung vorhandener Geſetze nothwendige, ober aus ber Natur 


* 
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bes Verwaltungs⸗ und Auffichtsrechts fließende WVerorbnungen find von ber land—⸗ 

ſchaftlichen Zuftimmung unabhängig. Eben fo die Regulivung ber kirchlichen Ange: 

le —— > fie nicht das Eigenihum oder das Verhältniß der Kirche zum 
aate betrifft. 

Sollte cin Zweifel darüber entftehen, ob zu einer ergangenen Verorbnung bie 
Buftimmung der Landfchaft erforderlich gewefen fen; fo fteht es zwar diefer fref, 
bei dem Landesherrn wegen deren Erlafjung Beſchwerde zu führens es Tann aber 
einer ſolchen Verfügung bis zu ihrer Zuruͤcknahme der verfaffungsmäßige Gehorfam 
von Niemand verfagt werben. Ä z 

c) Bei Regulirung der Etats. 

$. 48. Die Voranfchläge ber —— und Einnahmen, welche, nach 
Vorſchrift des landesherrlichen Edicts vom 28. April 1810, von der Finanzbehoͤrde, 
unter Concurrenz der geſammten Landesregierung, zu fertigen und hinfuͤr immer 
auf drei Jahre einzurichten find, werden aus dem Geheimenrathe dem landſchaftli— 
chen Ausfchuffe mitgetheilt, welcher fie prüft: und :mit feinem Gutachten an bie 
Landſchaft abgicht. ’ 

F In dieſer Beziehung ſind den Staͤnden von den landesherrlichen Behoͤrden die 
erforderlichen Rechnungen, Nachweiſungen und Aufſchluͤſſe auf Verlangen mitzuthei⸗ 
len, um ihnen ſowohl von der Nothwendigkeit der gemachten Anforderungen, als 

von der zweckgemaͤßen Verwendung der fruͤhern Bewilligungen die vollſtaͤndigſte Ue— 

berzeugung zu verlchaffen. 

Der Landtag erſtattet ſowohl über bie Annahme der Etats, als uͤber die, zu 
beren Deckung erforderlichen, Verwilligungen. cine Erklärung, ‚worauf entweder die 
fofortige Iandesherrliche Genehmigung und bie Ausfhreibung der Abgaben mittelft 
Patents erfolgt, oder weitere Verhandlungen eingeleitet werden. 

Treten .in ‚ber Bwifchenzeit von einem Bandfäge zum andern unumgängliche 
Etastöbredürfniffe ein, auf welche bei der Etatserrichtung nicht gerechnet war; fo 
wird entweder der $. 80. 2. bezeichnete Weg eingefchlagen, ober. eine außerorbent: 
lihe VBerfammlung der Deputirten veranftaltet. ne 


d) Bei Feſtſtellung anderer Leitungen. 

6.49, Ein Bas Verfahren findet Statt, wenn Leiſtungen ber Untertha« 
nen, welche nicht in Abgaben beftehen, gefofdert, oder fonft Maafregeln ergriffen 
werben, welche für die Landſchaft ein Intereffe haben koͤnnen. 

0) In Anfehung bes landfhaftlihen Kaſſerechts. 

$. 50, Ueber die Verhältniffe der landſchaftlichen Kaffe und die ihr zu übers 
weifenden Bonds, fo wie die Errichtung einer Schuldentilgungstaffe, wird eine ber 
fondere Uebereinkunft getroffen werden, unb eine Kaffenorbnung ‘das Nöthige über 
das Kaffe: und Rechnungsweſen feftfegen. — 

Die von dem Landfchaftskaffiver vier Wochen nad) dem Schluß des Recdhnungss 
jahres. bei dem Ausfchuß zu übergebende Hauptrehnung wirb von biefem in mater 
rieller Dinfiht geprüft, und mit beffen Bemerkungen ber ‚Landesregierung überges 
ben, welche fie von der Rechnungskammer revidiren läßt, und fodann in Gegenwart 
des Landfchaftsdirectors, eines Ausfhußmitgliches, des Eyndicus und bes Kaffizers, 
gewöhnlichermaßen juſtifieirt. KT ud 9 

Die abgehörten Rechnungen. werben dem Landtage bei ber nächftfolgenden Zus 
ſammenkunft vorgelegt. | 

Der Kaffevorftand ift der gefammten Landſchaſt dafür verantwortlich, daß bie 
Etats nicht uͤberſchritten, und Feine unjuftifiiciihen Ausgaben auf die Kaffe ange: 
wiefen werden, 

- DD In Anfehung der Domainenverwaltung. 

6. 51. Diejenigen Diener, welchen die Domainenverwaltung obliegt, find ba- 
für verantwortlich, daß den Rechten der Landfchaft, fo wie den Verpflichtungen ge— 
gen bie Agnaten, Genüge geleiftet werbe. 

Sollten denfelben und dem Intereffe des Landes entgegen Dispofitionen über 
bad Domainenvermögen getroffen werden; fo find diefe, auf bloße Einfprade ber 
Landſchaft, als von Rechtswegen ungültig, und felbft für den Landesherrn unver: 
bindlich zu erkennen, 

ge) In Anfehbung des Rechts ber Befhwerbeführung. 

6. 52, Beſchwerden über die Verwaltung überhaupt, und bie Handlungsweiſe 

der Staatsdiener müffen (mit Ausnahme des $. 30. 2. c. beftimmten Falls), vor 


Ihrer Anbringung auf dem Landtage, in Berathung und zur Abftimmung gebracht 
werben ſeyn. 
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Din ringelnen Stadtebürgern iſt es geftattet, bemerkte Gebrechen oder Miß⸗ 
bräuche, deren Abftellung das allgemeine Befte zu erfordern ſcheint, wie den lan⸗ 
desherrlichen Behörden, auch der Sandfchaft oder dem Landſchaftedirector zur An: 
zeige zu bringen. 

h) In Anfehung bes Rechts ber Befhwerdt und Klage gegen 
Staätsdiener. 

8. 58. Das Recht ber Befchwerde und Sage gegen Staatsdiener wirb vor- 
züglich dadurch gefichert, daß alle Berfügungen des Regenten von denjthigen, welche 
ihn dabei berathen haben, nach Maafgabe des Edicts Über die Drganifation des 
Geheimenrathscolfegii, contrafignirt werden tmüffen, "und jeder Diener für die, 
iR feinen Vorteag gefaßten, Beſchluͤſſe dem Regenten und den ‚Sande verantwort⸗ 
li 

Das Recht foͤrmlicher Klage von Seiten der dandſchaft, ‚findet nur genen hoͤ⸗ 
here Staatsdiener in dem Falle Statt, wenn die beſchwerende Hanblung ein Ver: 
gehen in ſich enthält, welches die Entſcheidung eines Gerichtshofes erfordert. 

Sn allen an "Fällen tritt blos Beſchwerde beim Landesherrn ein, wobei es 
von den Umftänden abhängt, ob ‚eine Unterſuchung oder’ bloße Verantwortlichkeit 
Play greift. Im jedem Balle wird der Landtag von dein Erfolg feiner Beſchwerde 
in Kenntniß geſetzt. 

Die at, Klage, welche hinaͤnglich begründet und durch Angabe der Ber 
meismittel gehörig ‚unterftügt fenn muß, wird ebenfalld bei dem Landesherrn übers 
geben, foll aber an das gemeinſchaftliche Oberappellationsgericht in Iena, zur Ein: 
leitung des geeigmeten Verfahrens und rechtlicher Entfheidung, abgegeben ‚werben. 

Der Landeeherr begiebt ſich für ‚dergleichen: Fälle, bes -Abolitionsrehts, des Bes 
gnabigungsrehts aber nur infofern, ' daß ein Diener, auf deffen Remotion rechtlich 
erkannt ift, nicht im Gtaatsdienfte_gelaffen werben Tann. 


Titel VI 
Gewähr der; Berfaffung. 


Bedingung der Abänberun 

5. * - Gehenwärtige Berfäffung — 28 nur durch uchkrehftimung des Kegens 
ten und bes. range abgeändert werben; 

Berpflihtung ber, it Ötaatedtenen 

$. 55. Alle —* find auf’ den Inhalt und die genaue Beobachtung 
dieſes Verfaſſungsgeſetzes mit zu verpflichten. Abſichtliche Verletzungen deſſelben wer⸗ 
den als Verbrechen beſtraft. 3 tg 

Fuͤrſtlicher Revers bei Regierungsveränderungen. 

8. 56. Bei Regierungsveränderungen erfolgt die Huldigung des Landes erſt 
dann, wenn der neue Regent bie Beobachtung, Aufrechthaltüng und Handhaäbung 
der. landſchaftlichen Berfoflung, ‚wie. bie gegenwärtige Urkunde, fie br t, bei ſei⸗ 
nen fuͤrſtlichen Worten und Ehren —— zugeſichert hat; zu wilt bu Ende je: 
desmal ein außerordentlicher Landtag zu berufen ift« 

If der Regent noch unmuͤndig; fo ertheilt ber Oberoormun und; Landesre⸗ 
gent dieſe Verſi herung für die Zeit feiner Verwaltung. 

Schiedsrihterlihe Entfheidung. | 

8. 57. Sollten über die Auslegung dieſer Verfaſſungsurkunde ober über bie 
Anwendbarkeit ihrer Beftimmungen anf vorfommende Faͤlle Zweifel entftchen, welche 
nicht im Wege der Güte befeitigt werden koͤnnten; fo foll det Sanbfepaft frei ftehen, 
auf ae terlihe Entſcheidung anzutragen. 

Garantie Sur den teutſchen Bund. 

g. 58, Endlich fol diefe Verfaflung unter die befondere Garantie bed teut: 
[hen Bundes geftellt, und bei dem Bunbestage-bew erforderliche Antrag deshalb ges 
macht werben. 

XZitel m. 


Aufloͤſung der bisherigen Iandfchaftlihen Verfaſſung. 
Bedingungen berfelben. 

8. 59. Die ältere landſchaftliche Verfaffung wird, fomweit fie mit ben — 
ſaͤzen und dem Geiſte der gegenwärtigen nicht mehr vereinbar iſt, ſobald aufgeho— 
ben, als die neue durch Eröffnung eines allgemeinen Landtages in Wirkſam— 
—— Sie behaͤlt aber, wo jene keine Auskunft geben, ſubſidiariſche Guͤl⸗ 
tigkeit. 
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Wir fuͤgen dieſer Sanction die Verſicherung bei, waͤhrend der Uns von Gott 

anvertrauten Regierung nicht nur dieſe Verfaſſung Selbſt treu zu beobachten, fon: 
dern auch darüber zu wachen, daß ihr auf keine Weife entgegen gehandelt werbe, 
und indem Wir derfelben die von Unfers Herrn Erbpringen Ricbden in gleicher Ge: 
finnung ertheilte Declaration anſchließen laſſen, machen Wir Unfere jegigen und 
tünftigen Diener verbindlicd und verantwortlich, dieſem VBerfaffungsgefege in allen 
Stüden auf das genauefte nachzukommen, wie Wir benn auch ben von jenen be 
reits geleifteten Dienfteid hierdurch ausdrüdlich mit darauf erſtreckt haben wollen; 
achten Uns aber auch zu der Erwartung berechtigt, Unfere treue Ritterfchaft und 
fämmtlidye Unterthanen werben. in biefer, auf Herftellung einer dauerhaften Orb: 
nung und Sicherung ihrer wichtigſten Rechte in ber Staatöverbindung gerichteten, 
Sorgfalt einen neuen Beweis Unferer landesväterlidhen Gefinnungen erkennen, und 
darin einen Beweggrund mehr finden, mit Gemeinfinn, Eifer und willigem Gehor: 
fam unter dem Gefege, zur Erreichung des gemeinfchaftlichen Ziels allgemeiner 
Wohlfahrt mitzumirken. : 
+ »3u beffen: beftändiger. Nachweifung haben Wir gegenwärtige Beftätigungs» und 
Verfiherungsurkunde in drei gleichen Eremplarien, wovon das eine der Landſchaft 
ausgehändigt, das zweite in Unſerm herzogl. Hauptarchiv niedergelegt, und das 
dritte bei dem Bundestage übergeben werden ſoll, eigenhändig vollzogen und mit 
Unferm Tanbesfürftlichen Siegel bebruden Laffen, und ſoll diefelbe zur allgemeinen 
Nachachtung duch den Drud bekannt. gemacht werben. 

So gefchehen und: gegeben Hildburghaufen, den -19. März 1818. 


(LS) "4 Friedrich, Herzog zu Sachſen. 
ov. Baumbach. J. E Wagner. v. Schwarzkopf. 





Herzogthum Sahfen- Coburg: Saalfeld 
(bis 1826, feit dem 15. Nov, 1826:) 
Coburg und Gotha, 


Bald nach der Beendigung des Wiener Congreſſes, erfchien am 
16. März 1816 von dem regierenden Herzoge Ernft von Sachſen- 
Coburg⸗ Saalfeld folgendes Decret, in. welchem er die Grundzüge der 
neu zu geflaltenden ftändifchen Verfaſſung feines Staats befannt machte. 
Doc wurden die ihm auf dem Wiener Gongreffe zugetheilten überrhei: 
nifchen Befisungen (mit mehr ald 27,000 Einwohnern), welchen er ben 
Namen Fürftentbum Lichtenberg gab, nicht in den fländifchen Vers 
band der alten Hausbefigungen gezogen, vielmehr im Fuͤrſtenthum Lid): 
tenberg, durch Verordnung vom 3. Sept. 1821, eine befondere ftänbdis 
ſche Corporation unter der Benennung eines Landrathes gebilvet 
(wie auch im bayrifchen Rheinkreiſe unter demfelben Namen Land: 
rath Provinzialftände beftehen). 


a) Decret vom 16. Mär; 1816. 


Wir Ernft, von Gottes Gnaben Herzog zu Sachſen, fouverainer Fürft 
von Coburg und Saalfeld x. : 

Wir haben mit Unfern getreuen Unterthanen eine ungluͤckliche Zeit über: 
ftanden; denn unglüdtlih muß wohl die Zeit genannt werden, in welcher 
eine fremde Macht alle Mittel anwandte, auc bie teutfchen Lande fich zu 
unterwerfen, an die Stelle der teutfhen Sitten und Rechte die ihrigen zu 
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fee, und alles aufjulöfen, was auf Wiedererweckung teutfchen Sinnes und 
teutſcher Verfaſſung hinzuwirken vermochte. Solche Beiten prüfen; Wir koͤn⸗ 
nen Unfern Unterthanen aber. das Zeugniß nicht verfagen, daß fie auch in die— 
fen Zeiten an ihrer Treue und ihrem Vertrauen gegen Uns ſich durch fremde 
Einflüffe nicht Haben irre führe laſſen. Wir ſelbſt verſuchten in jenen ſtuͤr⸗ 
mifhen Zeiten, dasjenige. zur ahrt Unferer Lande zu thun, was irgend 
noch möglich" war. In dieſer Hinficht: haben Wir Uns bemüht, den Lauf 
der Juſtiz, als die erſte gerechte Forderung des Unterthans an feinen Fürften, 
ungeftört zwierhalten ; "um die Betriebfamkeit Unferer Unterthatten nicht durch 
Monopoke zur hemmen, haben. Wir diefe aufgehoben; um dem freien Verkehr 
moͤglichſt zu unterftügen, haben Wir die Ausübung des Mäherrechts für uns 
ſtatthaft erflärt, und Unfern Vaſallen, unter gewiffen, indem Mandat vom 
11. December 1809 beftimmten , "Bedingungen die Verficherung ertheilt; daß 
Wir Uns ſtets geneigt-finden laſſen würden, das Lehen in freies Eigenthum 
zu verwandeln, das Gut von ber Belehnung, wie aud vom Heimfallsrecht, 
zu befreien/ und ſolchergeſtalt den Lehensverband, zum Vortheil der Lehens⸗ 
beſitzer, aufzuloͤſen; in gleicher Hinſicht haben Wir die Vertheilung der Ges 
meindebefigungen: eingeführt, und dadurch die beffere Benutzung dieſer Güter 
Unfetn - Unterthanen moͤglich gemacht. Als, dutch. den langwierigen Krieg 
und: diurch did:gänzliche Umdnderung) der. Siaatsverhaͤltniſſe, die Bedürfniſfe 
und Staatsausgaben groͤßtentheils fortwährend vermehrt wurden, muften Wir 
es als Pflicht: anſehen, eine möglichft gleiche Verthellung der Staatslaften 
herzuſtellen, und zu folhem Ende, da die fteuerpflichtigen Unterthanen die 
Laſt allein zu tragen nicht ‘ferner vermochten, auch die bisher unbeſteuerten 
Grundelgenthuͤmet in die Steuer zu iegen; Wir haben aber auch dabei die 
Beruhigung genoſſen, daß von dieſen die Nothwendigkeit dieſer Verfuͤgung 
nicht · verkannt worden iſt. Stets überzeugt, daß eine wohleingerichtete ſtaͤn⸗ 
diſche Verfaſſung großen Vortheil einem Lande bringe, haben Wir ſelbſt im 
Jahre 1808 den Verſuch gemacht; ſolche wieder hetzuſtellen; allein die im: 
mer aufs Neue ausbtechenden Kriege -geftatteten Feine ruhige Berathung und 
Fortfegumg wohlchätiger Ve —ãA a ward elle 
Als aber endlich fuͤr Deutſchland ſich beffere Ausfichten - zeigten; als 
überall die Kraͤfte zur Rettung des teutfchen Vaterlandes ſich vegten, glaubten 
Mir, daß es Unfere Pflicht ſey, als teutſcher Fürft am dem großen Bunde 
Theil zu nehmen. Unſere Unterthänen haben diefe Gefinnumgen mit Uns ge: 
theilt, und’ immer willig, theils ‚perföntich, theils durch Koftenbeiträge, für die 
große und heilige Sache: zu wirken geſucht. Dieſes, Unfer und der Unfrigen 
Beftreben, ift der Aufmerkſamkeit der hohen verbuͤndeten Maͤchte nicht ent: 
gangen; und Wir Haben darüber die unzweideutigften Beweiſe erhalten. Bon 
Unfern Nachkommen können Wir den Vorwurf nicht befürchten, als ob Wir 
und die Unfrigen in der Zeit! das nicht gethan Hätten, was in ihr gefchehen 
mußte. - oz 3, 
Nunmehr, da das düftere Gewoͤlk verberblicher Keiege und nicht minder 
verberblicher pofitifcher Meinungen ſich verzogen, da der Friede bleibend zu: 
rückgekehrt; fo kann dem Fürften nichts angelegentlicher erfcheinen, als feinem 
Lande eine folche Werfaffung zu geben, welche Sicherheit des Eigenthums 
und vernünftige Freiheit im Handeln, Neden und Schreiben 
gewährt, und fomit die Bande zwiſchen Fürften und Unterthan feſter Enüpft. 
Die Bundesacte fpriht im 13. Artikel den allgemeinen Willen der 
Fürften dahin aus, daß in allen Bundesftaaten eine landftändifhe Vers 
faffung Statt finden werde. Daher find die nähern Grundſaͤtze und Ber 
flimmungen, auf welche die ftändifche Verfaſſung der teutfchen Staaten im 
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Allgemeinen errichtet werden ſoll, noch zu erwarten, damit das Beſondere 
dem Allgemeinen nicht widerſpreche, ſondern uͤberall, ſo weit es moͤglich iſt, 
eine Gleichfoͤrmigkeit Statt finde. Indeſſen wollen, Mir Uns dadurch nicht: 
abhalten laſſen, Unſern getreuen Unterthanen hieruͤber vorlaͤuſig Unſre Geſin⸗ 
nungen und Anſichten im Allgemeinen uͤber dieſen fo wichtigen. Gegenſtand 
mitzutheilen. Wir haben nach der Zuruͤckkunft in Unſre Lande eines Unſrer 
erſten Geſchaͤfte ſeyn laſſen, Uns das früher; abgeforderte Gutachten Unfter 
Landestegierung zum Vortrag bringen zu laſſen, und dieſer Angelegenheit 
Unſre ganze Aufmerkſamkeit zu widmen. Wir etklaͤren daher Unſern Unter⸗ 
thanen, daß Wir eine ſtaͤndiſche Berfaffung zu begruͤnden, und zwar 
dergeſtalt beſorgt ſeyn werden, daß bie. Stände als Vertreter der; ſaͤ min t⸗ 
Lichen Unterthanen and als Bürgen der: Aufrechthaltung der herzuſtellenden 
Berfaffung angeſehen und gehalten werben follen. Bei biefem ehrenvollen 
und hochwichtigen -Auftrage. fpricht ſich vom frlbft aus, daß zu landſchaftli— 
hen Stellen nur die unzweideutigſte Würdigfeic führen und gelangen kann. 
Da. im Stante nicht Alle, reden und nicht. Alle rathen können über das, 
was dem Lande Noth ift,. und über dag befte Mittel, wie. ihm zu helfen. tft, 
wenn nicht Verwirrung flatt Ordnung, leidenſchaftlich aufgesriffene Anſicht 
ſtatt reifer Ueberlegung Platz gewinnen ſoll; ſo wird eine ſorgfaͤltige Beſtim⸗ 
mung hierbei nothwendig. Beſitz des Grundeigenthums, Rechtlichkeit und 
Einſicht ſind die Eigenſchaften, die Anſpruch auf Landſtandſchaft — Was 
heſonders, in Anſehung des Grundeigenthums, ‚die Ritterguͤter betrifft, auf 
welchen von alten Zeiten her die Landſtandſchaft geruhet; fa.find- Wirges 
meinet, folchen Vorzug. bei, denfelben ‚au belaſſen. Wir nehmen an, daß: 
ſchon ber Gedanke, daß auf einem ſolchen Gute von. den Altvordern zum 
Beſten ‚des Vaterlandes gerathen worden sift,. einen Reiz auf dem: Befiger 
bringen, muß, fernen nach beſter Einſicht für, das gemeine * wuikgumgisfen, 
Und dacum teilen, Wir Unſte Ständen, R ur 
‚geborne und gewählte. 1... 11% N: 

Zu * erſtern Wir diejenigen, welche mit einem , Ritteroute, 
begabt find, und überdies diejenigen Eigenfchaften; im ſich vereinigen, die uͤber⸗ 
haupt zu der Wuͤrdigkeit eines Landſtandes ‚erforderlich find. ,Gelangt ein 
folhes Gut auf Frauen oder Unmünbdige; fo wird die Landitandfchaft durch 
dazu geeigenfchaftete Vormünder und Bevollmächtigte ausgeübt... 
Die gewählten Stände beſtehen theild aus den Gliedern der Ma: 
giſtrate und Stadträthe, theils aus dem Bürger: und Bauernftande, Wer 
in bdiefen ‚Ständen berechtigt ift, den Stellvertreter zu ‚wählen , und wer zu 
diefem gewählt werden kann; darüber wird, fünftig die nähere -Beftimmung 
erfolgen. Indeſſen muß in jeder Ruͤckſicht ein Verhaͤltniß zwiſchen den ge= 
bornen und gewählten Ständen Statt finden. Eben fo: zweckmaͤßig und 
nothwendig muß es erſcheinen, daß nur Eine, und nicht befondere Landſchaf⸗ 
ten fuͤr Unſre verſchiedenen Lande hergeſtellt werden. Es muß kein Theil 
von dem Gedanken beunruhigt werden, daß er ſchwerere Laſten zu tragen 
habe, ald der andere; das Einzelne und das Ganze müffen :zufammengreifen ; 
fein Theil darf dem andern fremd ſeyn. Was. die Nechte und Pflichten - 
Unfrer Landftände anbelangt; fo fegen Wir verbindlich feit: 

4) Allgemeine Gefege, welche die Verfaffung, die perfönfiche Freiheit und 
bas Eigenthum betueffen, follen den Ständen zum Gutachten mitger 
theilt werden, und bevor biefes gefchehen und die Erklärung der 
Stände binnen ber zu. fegenden Zeit eingegangen, feine verbindliche 
Kraft haben, 

2) Die frühen, unter bie obige Kategorie gehörigen, Gefege, welche in 
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‚der. Zwiſchenjeit/ wo dle ftändifche Berfaffung ruhete, ausgefloffen, und 
daher zur Berathung nicht mitgetheilt worden find, ſollen, wenn die 
Staͤnde uͤber dieſelben ‚hie und. da Bedenken finden, und ſolche Uns 
‚anzeigen, in nochmalige Pruͤfung gezogen, und ſolche hiernach entwe⸗ 
weder abgeändert oder aufgehoben werden. 
3)In gleicher Rüuckſicht koͤnnen die Stände bei Uns bie Befchtoerden des 
| ‚Bandes gegen’ Druck oder unerlaubte. Eingriffe der Staatsdiened in die 
‚ Rechte der Unterthanen anzeigen, wo Wir alsdann die nöthigen Unter: 
_ Suungen verfügen werden. Sie Eönnen . 

4) ferner bei Uns Vorſchlaͤge übergeben, nach welchen auf die anzugebens 
ben Thatſachen entweder, alte Gefege abzufchaffen, oder neue Gefege 

cr 'einjuführen ſeyn möchten. 

5): Ohne der Stände Bewilligung ſollen Eeine neuen Steuern ausgefchries 

ben werden.  Mebrigens wollen Wir, daß. bei der allgemeinen Steuer⸗ 
pflihtigkeit, und da Uns bie Mohlfahrt des. Adels und des Bürger - 
und Bauernftandes gleich nahe liegen muß, eine möglihft verhaͤltniß⸗ 
mäßig gleichheitliche Vertheilung der Staatslaften beobachtet und her 
geftellt, umd. fonach Eein Stand; vor dem andern beſchwert werbe, wel: 
ches bi „dern gebietenden Drange ber Umftände nicht immer zu bewirs 
fen m oͤgli war. 

6) "Die: Stände wählen ſich einen Divertor, die - Ausfhußglieder, den 

" Confulenten, Copiften und Kaſſiter, und bei Uns die Beſtaͤti⸗ 
gung derſelben. 

T).. Die. Rechte, welche den Rittergutsbeſitzern, ben Patronatsherren u. f. w. 
als folchen zuftchen, werden Wir, zur Aufhebung aller. Willkuͤhr und- 
möglicher : Eingriffe, in defondern| Verordnungen’ beſtimmen, und folche 
vor ihrer Befanntmadjuihg, ‚den ‚Ständen zur Prüfung und Berathung 

mittheilen. Dagegen ß 

8) erwarten Wir nım aud von den kanftigen Vertretern Unſrer Unter: 

thanen, daß fie ‚bemüht feyn werben, Unſte wohlmeinenden Abfichten 

zu unterſtuͤtzen, und das gemeine Wohl immer mehr empor zu brin= 

gen und zu: befefligenz; die Abgaben: nad) verhälmigmäßiger Gleichheit 

zu tragen; . aber die von allen zu entrichtenden Steuern und Abgaben 

als eine umwwerletzliche Sache anzufehen, die nicht zu etwas anders, als 

dazu, "wojunfle von Uns und den Ständen beftimmt worden, verwen⸗ 

det werden darf. Deshalben. wird eine genau unter der Aufficht Unf 
rer Landesregierung fiehende Rechnungsverwaltung nothwenbig. 

AIndern Wir nun auf. folche Weiſe Unſern getreuen Unterthanen nicht 

nur die Zuficherung der "Erlangung einer ftändifchen Verfaſſung, fondern zu: 
gleich; auch die Geimblinien gegeben! haben, nach welchen bie künftige Verfafs 
fungsurkunde zw’ begreifen: ſeyn ſollz fo erklären Wir annoch weiter, daß Wir 
den vollftändigen Entwurf ſothaner Urkunden des naͤchſten einer eigenen Com⸗ 
miffion, welche Wir aus einigen: Unfter Staatsdiener und aus einigen Unf- 
ter vormaligen Stände zufammenfegen werden, zur Prüfung. übergeben wer: 
den. Sobald dieſe ſich über die Grundſaͤtze wird vereinigt haben, werden 
wir, imegen der. anzutretenden Wahlen und dem fodann zu beftimmenden 
Landtag, das weiter Erforberliche:zu erlaffen unvergeffen ſeyn. Nur foll kein 
Theil vergeffen, daß die Form das Geringere ift, und daß der gute Geift 
hineingelegt und damit das Ganze. belebt werden muß.) imiki.s 7. 
u; oburg,; zur Ehrenbumgden 16. März 4816. un at 
ee rum Su — Bean. 3 
Grunem.: .: Naar er un r 
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‚Noch verzog es ſich aber. bis zum Jahre 1824, bevor bad neue 
Grundgeſetz befannt gemacht ward. Doch’ erfihienen, wenige "Monate 
nad) der Bekanntmachung der Schlußacte der Wiener Miniſterial⸗ 
conferenzen zu Frankfurt, am 30. Httober 1820" zu . Coburg 
drei Decrete, welhe der Verfaſſungsurkunde von ®. "Aus 
guſt 1821 felbft voraudgingen. Jene drei Decrete, welche in: unmittel- 
barer "Verbindung mit dem neuen Gründgefeße fanden, betrafen: 1) die 
Ankündigung beffelben; 2) die Wahlform der Stände, und 3) die Ge: 
ſchaͤftsordnung der Stände. 

Nach der Bekanntmachung der Berfaffung erſchienen noch zwei 
berzogliche :Decrete; fo am 20. Auguſt 1821 die Verordnung den Ci: 
vilftaatsdienft betreffend, und am 13. Sept. 1821 das" Schulden: 


edict, bie aber hier nicht mitgetheilt werben, weil fie mit dem Grund⸗ 


gejege felbft in Feiner nöthwendigen Verbindung ſtehen. 
b) Edict vom 30. October 1820," 
welches die Ankündigung der neuen Verfaffung enthält. 


| Wir Ernft, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachſen, Juͤ— 
li, Gleve und. Berg, aud) Eugen. und Weſtphalen, Landgraf. in- Thitrin: 
gen, Markgraf zu Meißen, fouverainer Fürft von Coburg und. Saalfeld, ge: 
fürfteter Graf zu Henneberg, Graf-zu der Mat und Ravensberg, Hert zu 
Ravenſtein ꝛc. ꝛc. 

Nachdem Wir im Jahre 1815 gemeinſchaftlich mit allen teutſchen 
Fuͤrſten den freiwilligen Entſchluß gefaßt, Unſerm Staate ‚eine ſtaͤndiſche 
Verfaſſung zu geben; fo haben Wir unterm 16. Mär; 1816. Unfern ge- 
treuen Unterthanen nicht nur die Buficherung einer folchen. Verfafjung etz 
neuert, fondern auch die Umriſſe derfelben wmitgetheit. 

In den vorhergangenen ftürmifchen: Zeiten hätte diefem teichtigen Ge: 
genftande nicht die ihm gebührende Aufmerkſambeit gewidmet werden koͤnnen, 
ob Wir gleich mit Zufriedenheit daran erinnern duͤrfen, daß: felbft. damals 
von Uns und Unfern Unterthanen Alles geleiftet wurde, ..mwasıninterden ob⸗ 
waltenden Umftänden für des Landes Wohlfahrt geſchehen konmmte 

Nach MWiederherfielung und Befefligung des Friedens mußte ded innere 
Zuftand der teutfchen Staaten, und die Regulirung ‚der den landſtaͤndiſchen 
Verfaſſungen zum Grunde liegenden Verhaͤltniſſe, ein Sur der’ Sorg: 
falt der teutfchen Regenten werden. 

Der 13. Artikel. der Bundesacte hat im Augemneinen. —— 
daß in allen teutſchen Staaten ſtaͤndiſche Verfaſſungen beſtehen wuͤrden. 
Eine genauere Beftimmung dieſes Artikels nach moͤglichſt gleichfoͤrmigen 
Grundſaͤtzen, inſoferne ſolche mit: den fruͤhern Verhaͤltniſſen und der dermalis 
gen Lage der einzelnen Staaten vereinbar waren, ſchien Uns ein weſentliches 
Beduͤrfniß zu ſeyn, und Wir hatten daher in Unſerer Verordnung vom 
Jahre 1816 ausdruͤcklich bemerkt, daß eine’ ſolche nähere, Beſtimmung er⸗ 
wartet werden muͤſſe, damit ſie in den einzelnen Staaten zur Rictſchnur 
dienen koͤnne 

Dieſer wichtige Gegenftand ik ‚endlich, ſo weit ald «8 mit gleipmäßi- 
ger Rüdfiht auf das allgemeine Wohl Teutſchlands und’ auf: die: Unabhaͤn⸗ 
gigkeit der einzelnen Staaten: gefchehen Konnte; in den Gonferenzen zu Karls— 
bad umd Wien berichtiget worden sr..." 
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Die Schlußacte der Iegtern beſtimmt im 57ften und» folgenden Artikeln 
die Grundfäge, nady welchen bie ftändifchen Verfaſſungen in Teutſchland ges 
bitdet feyn. follen, und fpricht den wahren Sinn und Charakter diefer Ber: 
faffungen aus. 

Wir tragen nunmeht auch Fein weiteres Bedenken, zur wirklichen Aus: 
führung der ftändifhen Verfaffung in Unferm Staate zu fehreiten. 

Wir haben die zu dem Ende nöthigen Vorarbeiten beforgen, ben von 
Unferer Landesregierung verfertigten Entwurf ſowohl Unfern Landescollegien 
als einigen der vormaligen Stände zur Begutachtung mittheilen, und bie 
gefammten Refultate diefer Arbeiten Uns zur endlichen Entfcheidung vorlegen 
lafjen. 

n Es war Unfere alleinige Abficht, Unfern getreuen Unterthanen eine ftän: 
bifhe Verfaffung zu ertheilen, welche, ohne der Ausübung Unfrer unverleg: 
baren landesherrlichen Rechte Eintrag zu thun, den Zeitverhältniffen und der 
wahren Wohlfahrt Unferer Lande angemeffen fey, und Wir glauben, biefe 
Abſicht erreicht zu haben. 

Nur in wenigen Puncten find die in ber Werorbnung vom Jahre 
1816 aufgeftellten Grundlagen abgeändert worben. Unſer ganzes Beſtreben 
aber war dahin gerichtet, mit beftändiger Rüdfiht auf die in der Schluß: 
acte dee Wiener Conferenzen aufgeitellten Beftimmungen, den Ständen ih: 
ten rechtmäßigen Antheil an der allgemeinen Gefeggebung und an der Steuer: 
verwilligung, fo wie die Befugnif, den Münfchen oder Beſchwerden des 
Landes zum Drgan zu dienen, auf alle Weife zu fichern. 

Die in Unfern Landen einzuführende Verfaſſung begreift, außer dem 
Grundgefeg felbft, noch drei fpecielle Verordnungen, wovon bie eine die Wahl: 
ordnung, bie andere die Landtagsordnung, die dritte das Verhaͤltniß der 
Staatsdiener zum Gegenftande hat. | 

Indem Wir jegt vorerft die Wahl: und Landtagsordnung hinausgeben, 
gedenken Wir den nach denfelben verfammelten Ständen das Grumdgefeg 
und die Verordnung über das Verhaͤltniß der Staatsdiener unverweilt vor: 
legen zu laffen. Wir werden angemeffene Vorftellungen über etroaige erheb⸗ 
liche und gegründete Anftände dabei, die Uns auf dem vorgefchriebenen Wege 
in den erftien Zagen der ftändifchen Verfammlung vorzulegen find, willig ans 
nehmen, und nad) Befinden berüdfichtigen. Wir hoffen und wuͤnſchen, daß 
Unfere getreuen Unterthanen darin einen neuen Beweis Unferer Liebe gegen 
fie und Unfers fteten Bemühens, an ihrem Gluͤck und ihrer Zufriedenheit 
zu arbeiten, nicht verkennen, fondern mit Dank und Vertrauen erwiedern 
werden. Bei gegenfeitigen redlichen Abfichten wird die göttliche Worfehung 
gewig auch Uns, Unferm herzogl, Haufe und Unfern fümmtlichen geliebten 
Unterthanen ihren Segen angedeihen laffen. 

' Um übrigens das Grundgefeg zur erwünfchten Vollziehung zu bringen, 
und in Gemäßheit beffelben, gedenken Wir den erften Landtag am erften 
März künftigen Jahres eintreten zu laſſen, Unfere getreuen Stände um Uns 
zu verfammeln, und mit ihnen gemeinfchaftlih bie für das Beſte des Lan 
des erforderlichen Maaßregeln in ernfte und gründlihe Berathung zu nehmen. 

Coburg zur Ehrenburg, den 30, Dctober 1820. 

(LS) Ernf, H. z. S. 


— 


von Gruner. 





0) Edict vom. 30. Detober 1820, 
welches die Wahlform der Stände. beftimmt. 


Mir Ernft, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachen, Zülih, Cleve 
‚und Berg, auch Engern und Meftphalen, Landgraf in Thüringen, Mark: 
grof zu Meißen, fouverainer Fürft von Coburg und Saalfeld, gefürfteter 
Graf zu Henneberg, Graf zu der Mark und Navensberg, Herr zu Ravens 
ſtein ꝛtc. 2c. haben, um die Art und Weife zu beftimmen, wie bei der Wahl 
Unferer getreuen Stände zu verfahren ift, Folgendes zu verordnen Uns 
bewogen gefehen: J 

$. 1. Zur Theilnahme an der Staͤndewahl find im Allgemeinen nur 
diejenigen Landesangehörigen männlichen Geſchlechts und chriſtlicher Religion 
berechtigt, welche das 2öfte Lebensjahr erreicht haben und im vollen Genuffe 
des Staatsbürgerrechtd fidy befinden, audy die Anfäffigkeit im Lande entweder 
durch den Befig befteuerter DObjecte, ober durch die Ausübung befteuerter Ge: 
werbe, oder durch ein öffentliches Amt erlangt haben, und welche niemals 
wegen eines Verbrechens, wenigſtens nicht. ohne nachher erfolgte gänzliche 
Xosfprehung, in Unterfuhung, oder wegen Schulden, wenigftens nicht ohne 
völlige Befriedigung ihrer Gläubiger, in Concurs befangen waren. 

$. 2. An der Wahl der von den ſaͤmmtlichen Nittergutsbefigern 
im Lande zu wählenden ſechs Abgeordneten und eben fo vielen Stell: 
vertretern zur Ständeverfammlung foll jeder Befiger eines im Lande 
gelegenen Nittergut3, dem Eeines der allgemeinen Erforderniffe abgeht, ohne 
Nüudfiht auf Stand, Dienftverhältniffe und Wohnort Theil nehmen, und 
mehrere Befiger eines Ritterguts haben einen von ihnen zur Stimmfüh: 
rung zu bevollmädjtigen, welcher zum Abgeordneten oder Stellvertreter allein 
wählbar if. Eheweiber, welche ein Rittergut befigen, Eönnen dieſe Theil: 
nahme nur dann von ihrem Ehemann ausüben laffen, wenn aus der Ehe 
Kinder vorhanden find, und dem Ehemann verbleibt diefe Theilnahme auch 
nach dem Tode der Befigerin fo lange, als demſelben vermöge der väterlichen 
Gewalt der Nießbrauch des von der Ehefrau den Kindern hinterlaffenen Gu: 
te8 zukommt. 

$. 3. Im den Städten, von welchen jede der beiden Mefidenzen Co: 
burg und Saalfeld einen Abgeordneten nebft Stellvertreter von der Stadt: 
obrigkeit, und einen aus der Bürgerfchaft, dann die Stadt Poͤßneck einen 
aus der Bürgerfchaft, die übrigen Städte aber in Vereinigung mit den Dorf: 
[haften zufammen ſechs Abgeordnete und eben fo viele Stellvertreter fo zu 
wählen haben, daß auf jedes Amt, mit Inbegriff der einbezirkten Städte, 
ein Abgeordneter und Stellvertreter kommt, wird in der Megel zur Wahlbrs 
rechtigung, außer den allgemeinen Bedingniffen (8. 1.), das erlangte Bür 
gerrecht, verbunden mit wefentlicher Wohnung, erfordert. | | 

$. 4. In den Dörfern ift auf gleihe Weife zur Theilnahme an den 
Wahlen das Nahbarreht und der Befig eines Haufes nöthig. 

$. 5. Bei der Zheilnahme an der Ständewahl gilt durchgängig die 
Negel, daß die Wähler die Abzuorbnenden aus ihrer Mitte wählen, und daß 
ein Wähler bei der Wahl der Mitglieder einer ftändifhen Verſammlung 
nur einmal feine Stimme geben, und hierin niemald in doppelter oder mehr: 
facher Eigenfhaft handeln kann. 

$. 6. Die allgemeinen Erforderniffe eines Mitglieds ber Ständevers 
fammlung find: 

4) Belenntnig zur chriftlichen Religion ohne Unterfchied der Confeſſion, 
2) das Staatsbürgerregt, 
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3) dreißigjaͤhriges Alter, 

4) Unbefcholtenheit des Rufs, indem kein. Mitglied der fändifhen 2 Vers 
fammlung wegen eines gefeglih mit Griminatftrafe bedrohten Ber: 
gehens ohne bedingt erfolgte Freifprehung in Unterfuhung gefommen, 
oder auch ohne volftändige Befriedigung feiner Gläubiger in Concurs- 
befangen geweſen feyn darf. 

Endlich 

5) kann ein Mitglied der Stände weder unter vaͤterlicher Gewalt, noch 
unter Vormundſchaft, noch unter Privatdienftherrfhaft ftehen. 

8. 7. Näcfidem follen die von der Klaffe der Rittergutsbeſitzer zu 
wählenden Stände Befiger. eines Ritterguts im eigenen Namen ſeyn, und 
von mehrern Befigern eines Ritterguts ift nur derjenige wählbar, der die 
den fämmtlichen Befigern diefes Gutes zukommende Wahlberechtigung übt, 

$. 8. Die Abzuordnenden von den Städten und Dorfögemeinden follen 
entweder ben Beſitz eines im Lande belegenen ſchuldenfteien Vermögens von 
5000 fl. rheint., oder ein unabhängiges "reines Einkommen von jährlich OR. 
thein!. nachweifen; ‚oder: eidlich verfichern können. - 3 

$. 9. Bei den Abgeordneten aus den Städten und Dörfern if, aufre: 
obigen Bedingungen, noch weſentlich Wohnung im Lande erforderlich, bei 
den aus ben Rittergutsbefigern aber wird diefe nur von wier derfelban vers 
langt. Perfonen, welche in wirklichen Dienften eines andern Staates ftehen, 
können, ohne beſondere Bewilligung des Landesherrn, nicht zur Wahl ges 
langen. 

$. 10. Die Wahl der Ständemitglieder und eines Stellvertreters für 
jedes derfelben, gefchieht jedesmal vor Eröffnung eines neuen ordentlichen oder 
außerordentlichen Landtags auf vorgängige Anordnung des Landesheren. Kür 
die Rittergutsbefiger und die Abgeordneten von den Städten Coburg , Saat 
feld und. Poͤßneck wird der Mahltag unmittelbar : von ‚der Landesregierung 
vier Wochen vorher im Regierungsblatt bekannt gemacht, und der zur Reis 
tung des Wahlgefhäfts beflimmte Commiffarius ($: 12.) - benannt. Fuͤr 
die übrigen Stände erfolgt diefe Bekanntmachung ebenfalls vier Wochen vor: 
her durch Öffentliche Anſchlaͤge an jedem: Drte von den, das Mahlgefchäft Leis‘ 
tenden Behörden ($. 12.). Die ohne ſolche Bekanntmachung eigenmächtiger 
Weife vorgenommenen Wahlen find ‚ungültig und ſtrafbar. Die Wahlm 
werden übrigens. da, mo fie am einem Tage nicht beendigt werden können, 
jedesmal an den naͤchſtfolgenden fortgefegt, und fo ohne Unterbrechung vollendet. 

$. 11. Im der Megel werden die MWahlverfammiungen von den Rit— 
fergutsbefigern in dem Regierungsgebäude zu Coburg, für die Abgeordneten 
aus. den Städten Coburg, Saalfeld und Poͤßneck auf den dafigen Rathhaͤu⸗ 
fen, und für die von den übrigen und den Dorfsgemeinden zu wählenden 
Stände in den Rocalen der treffenden Juftizämter gehalten. Die den Wahl: 
act leitenden Behörden können jedoch, nad) Befinden, auch ein anderes fchick 
liches Locale dazu wählen, und haben, den beftimmten Ort bei der Bekannt: 
mahung des Wahltags jedesmal anzugeben. 

$. 12. Zur Leitung des Wahlgefchäfts wird ſowohl für die Nitterguts: 
befiger, als für die Stadtobrigkeiten und. die Städte Coburg, Saalfeld und 
Poͤßneck ein befonderer Negierungscommiffair ernannt, und die Wahlen der 
übrigen Stände follen unter Aufficht- und Leitung ber erften Quftizbeamten 
in ihren Amtsbezirken gefchehen. Die leitenden Behörden erhalten übrigens 
für diefe Arbeit keine Gebühren, fondern nur ihre gehabten Auslagen aus 
der Landeskaſſe erfest. 

. $. 13. Bor jeder Wahlhandlung haben bie aitenden — ſich 
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vollſtaͤndige Verzeichniſſe der Wahlberechtigten ihres Bezirks zu verſchaffen, 
und Diejenigen, tweldye bei dem Wahlact ohne die dazu erforderlichen Eigen⸗ 
haften, erfhyeinen, von ber Theilnahme daran. auszufchließen. Etwaige Bes 

[werden über eine folhe Ausfchliefung und deshalbige Anträge auf Ehren= 
erklärung und Genugthuung koͤnnen bei dem Suftizcollegium zue rechtlichen 
Verhandlung und Entfcheidung angebracht werden; doc kann dadurch ber 
Wahlact felbft keine Störung erleiden. 

. 44. Bei der. Wahlverfommlung muß wenigſtens ein Drittheil ber 
fimmberechtigten Einwohner des Wahlbeʒirks anweſend ſeyn; außerdem wird 
eine anderweite Verſammlung auf einen nahen Tag anberaumt, wo dann 
bie. Wahl den, ‚ARgenrbueten und ihrer Stellvertreter in jedem alle vor 
ſich geht. 

.$. 15, Die Wahlberechtigten Eönnen bei. ber — nur in eige⸗ 
ner Perfon; nicht durch Bevollmächtigte handeln, und nicht fi id) felbft ihre 

— geben. 

16. Dem Rittergutsbeſitzern iſt —— ihre Abſtimmung in 
eigenhaͤndig geſchriebenen und mit ihren vollen Namen unterzeichneten Wahl⸗ 
zetteln abzugeben. Die Anweſenden ſtimmen in der Ordnung ab, wie fie 
ſith zum Wahltage angemeldet haben, und die Abweſenden haben ihre Ab⸗ 
ſtimmung bis zum Wahltage einzuſenden. Die Eröffnung der Wahlzettel 
gefchieht in Gegenwart der erfchienenen, und bie drei zunächft. wohnenden 
Rittergutöbefiger werden ausdrüdtic, dazu eingeladen. Jeder Rittergutsbefiger 
hat übrigens feine Abftimmung auf ſechs Abgeordnete und eben fo. viele 
Stellvertreter zu Fichten. 

$; 17. Dier Wahlberechtigten der übrigen Stände haben ihre Abſtim⸗ 
mung dem zur Leitung des Wahlgeſchaͤfts Beauftragten. muͤndlich und eins 
zen zu eröffnen, und dabei das. im folgenden $. bemerkte Handgelöbniß zu 
leiften.”. Sie. werden sin ben Staͤdten viertelsweiſe und vom Lande nad Dorf: 

[haften vorgenommen: 1, 

- 6. 18. Jeder Wahlberechtigte betheuert vorher durch Handgeloͤbniß, daß 
er nach eigener. Meberzeugung für das Beſte des Landes feine Stimme abge— 
ben. werde, und’ daß. er. hierzu weder Anleitung, noch fonft etwas erhalten 
habe ‚oder annehmen werde. Sollten dennod) Empfehlungen oder Werbun⸗ 
gen. vorfommen; fo wird die dadurch bewirkte Wahl ungültig, eine anders 
meite nöthig, und bie Schuldigen verlieren, mit Vorbehalt anderer geſeblicher 
Strafe, ihr Wahlrecht. 

S. 19. Bei der Mahl ſelbſt entſcheidet die abſolute Stimmenmehrheit, 
und wenn der dadurch Erkohrne die Stelle entweder nicht annehmen, oder 
doc) derfelben eine Zeit lang nicht vorftchen könnte; fo tritt “jedesmal: derjes 
nige als Stellvertreter an feiner Statt ein, ber nach ihm die meiften Stim= 
men hatte. Sollten alle Stimmen auf’ eine Perfon gefallen ſeyn; fo wird 
der Stellvertreter beſenders gewaͤhlt. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 
Loos. 

$. 20. Ablehnen kann ein Gewaͤhlter die Stelle eines Abgeordneten 
nur, wenn er Staatsdiener iſt, oder wegen aͤrztlich beſcheinigter Krankheit, 
oder wegen haͤuslicher Unentbehrlichkeit, bie feine obrigkeitliche Behoͤrde zu 
beglaubigen hat. — 

§. 21. Ueber die Wahlhandlungen werden von den Commiſſarien ent⸗ 
weder ſelbſt, oder durch beizuziehende verpflichtete Secretarien, und bei den 
Juſtizaͤmtern durch den zweiten Beamten, oder einen verpflichteten Actuar, 
ausführliche Protocolle, mit genauer Bemerkung jedes Stimmenden und ſei— 
ner Abſtimmung, aufgenommen, von den. Gommifjarien und erſten Beamten 
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unterfchrieben, und nebft den Acten, mit einem die Namen ber Gemwählten 
und deren Stellvertreter enthaltenden Bericht, am die Kandesregierung einges 
ſendet. 
$. 22. Die Landesregierung prüft dann ohne Zeitverluſt die ſaͤmmtli⸗ 
hen Wahlen, und fendet die Acten mit ihren gutachtlichen Anträgen bericht 
lih an das Landesminifterium ein, 
$. 23. Die hierauf eingehenden Refolutionen werden ſowohl den leis 
tenden Behörden, als den genehmigten Gewählten und ihren Stellverkretern 
bekannt gemacht, und wegen der etwa erforderlichen neuen Wahlen wird bas 
Nöthige angeordnet. Ä 
$. 24. Abmweifende Refolutionen werben jedesmal‘ mit Gründen ver: 
hen; dem Nichtgenehmigten ift es aber noch verftattet, fi an die Staͤn— 
deverſammlung um Snterceffion bei dem Landesheren zu wenden. Beim Zus 
ruͤckweiſen eines Gewaͤhlten tritt der Stellvertreter, für diefen aber- derjenige 
ein, der nach ihm die meiften Stimmen hat; und wenn ein folder nicht 
vorhanden iſt, erfolgt eine neue Wahl. 
Coburg zur Ehrenburg, den 30. October 1820. 
(L.S) Ernſt, H. z. S. 
v. Gruner. 


d) Edict vom 30. October 1820, 
welches die Geſchaͤftsordnung der Stände vorfchreibt. 


Mir Ernft, von Gottes Gnaden Herzog zu Sahfen, Juͤlich, Cleve 

und Berg, auch Engern und Weftphalen, Landgraf in Thüringen, Marks 
gtaf zu Meißen, fouverainer Fürft von Goburg und Saalfeld, gefürfteter 
Graf zu Henneberg, Graf zu der Mark und Ravensberg, Herr zu Raven: 
ftein 2c. ıc. haben, um die Drdnung feftzufegen, in welcher ‚Unfere getreuen 
Stände die ihnen obliegenden Gefchäfte zu beforgen haben, ara anzu⸗ 
otdnen beſchloſſen: 
G. 1. Zur Behandlung ber den Ständen obllegenden Geſchafte ſind 
die Landtage beſtimmt. Auf dieſen ſind alle ſtaͤndiſche Angelegenheiten in 
der Regel von der Geſammtheit der Stände zu behandeln, Diejenigen, wel: 
he für befondere Commiſſionen ober den Landſchaftsditectot allein gehören, 
find unten angegeben. 

8. 2. Nah Beendigung der Wahlen erfolgt bie. Bufammenberufung 
der Stände von dem Megenten dur ein Refcript an bie Landesregierung, 
mit Beftimmung des Orts und der Zeit. Hierauf witd eine allgemeine Be: 
kanntmachung im Regierungsblatt, und an jedes Standesmitglied - ‚ein beſon⸗ 
deres Einberufungsſchreiben erlaſſen. 

$. 3. Die Abgeordneten haben ihre Anweſenheit einer dazu ‚ernannten 
landesherrlichen Commiſſion zu. melden, oder bei derfelben ihr Nichterſcheinen! 
ſchriftlich und zeitig zu entfchuldigen, um deren Stellvertreter noch einberufen 
zu Eönnen. Wenn nidyt wenigftens zwei Drittheile dev: Abgeordneten ame: 
fend find, kann weder der Landtag eröffnet, noch fonft eine vorbereitende ſan 
diſche Verhandlung mit Gültigkeit vorgenommen werden. 

84 Die landesherrliche Commiſſion verfammelt dann zuvoͤrderſt an! 

einem dazu beftimmten Tage die Abgeordneten, um die Wahl eines Land: 

ſchaftsdirectors und eines Secretairs fo wie eines Ötellvertreters für den‘ 

Randfchaftsdirector und den Secretair, von der Ständeverfammlung bewirken 

zu laſſen. Die Wahl ſelbſt geſchieht duch geheimes Stimmgeben an die 
51* 
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Commiſſion, nach der Ordnung des natuͤrlichen Alters der einzelnen Abge⸗ 
ordneten. 

$. 5. Bu dieſen Stellen iſt jedes Mitglied ber ſtaͤndiſchen Verſamm⸗ 
kung, welches feine tmefentlihe Wohnung im Lande hat, wählbar, Um die 
zu diefen Wahlen nöthige unbedingte Stimmenmehrheit zu erlangen, kann 
zweimal abgeftimmt werden; bei wieder vorfommender Stimmengleichheit ent⸗ 
fcheidet das Loos. 

F. 6. Die geſchehenen Wahlen werden dem Landesherrn von der Com⸗ 
miſſion zur Beſtaͤtigung vorgetragen. Erfolgt dieſe nicht durchgaͤngig; ſo 
wird wegen der Nichtgenehmigten zu einer anderweiten Wahl geſchritten, die 
ebenfalls vorzutragen iſt. 

$. 7. Nach eingegangener landesherrlichen Beſtaͤtigung geſchieht bie 
Eröffnung der ſtaͤndiſchen Verſammlung, nachdem vorher der Landſchaftsdi⸗ 
vector, der Secretair und die Stellvertreter derſelben von ber Commiſſion vers 
pflichtet worden find. In der Ständeverfammlung figt der Landſchaftsdirector 
oben an, und neben ihm zur linken Seite der Secretair und die Stellvers 
treter von beiden, die Übrigen Stände aber nach der Ordnung ihres natuͤrli⸗ 
hen Alters. Die Mitglieder des Landesminifteriums haben bei der Stäns 
beverfammlung freien Zutritt, außer bei Abjtimmungen. 

$. 8. Der Landfchaftsdirector hat zur Leitung der Gefchäfte die Rechte 
und Obliegenheiten eines Gollegialpräfidenten. Er empfängt die Eingänge, 
beftimmt, eröffnet und ſchließt die Sigungen, leitet die Berathungen, ver— 
hütet alle Abfchweifungen, und ſtellt die Gegenftände des Abftimmens in 
einzelnen, zur unbedingten Bejahung und Berneinung geeigneten Fragen auf; 
er handhabt die Ordnung fo wie die Gefege des Anftands, duldet feine Per: 
föntichkeiten ober beleidigende Aeußerungen, und kann, Falls ein Mitglied 
feine Verweifung zur Ordnung unbefolgt läßt, die Sigung alsbald fchließen, 
und bie Gefammtheit ber Stände darf dann in der naͤchſten Sigung Miß— 
billigung, und im Wiederhohlungsfalle zeitige oder gänzliche Ausfchliefung aus 
dere Ständeverfammlung erkennen. Der Landfchaftsdirector erhält ferner bie 
fchriftlichen Anzeigen von dem Grund der Abmwefenheit der im Drte fich bes 
findenden Mitglieder, ertheilt den Anmefenden einen Urlaub big zu vier Tas 
gen, und bringt die Geſuche um einen längern oder um gänzlichen Abgang 
bei der Ständeverfammlung zum Vortrag, von welchem fodann auch hoͤchſten 
Orts Anzeige zu machen ift. 

6.9. Der Secretair führt die Protocolle in den allgemeinen Sigun= 
gen, entwirft die fchriftlichen Ausfertigungen und Beſchluͤſſe, und forgt für 
Drdnung der Ganzlei, fo wie für Aufbewahrung und Ordnung der Acten. 

$. 10. Zu Anfang ter Sisung wird das Protocol der vorhergehens 
den, um ed mit Einverfländniß der Ständeverfammlung zu faffen, durch 
den Secrstaie vorgelefen, und von dem Präfidenten und dem Secretair uns 
terfchrieben. Nach Bekanntmachung des Inhalts der Eingänge feit der legs 
ten Sigung wird zur Tagesordnung ygefchritten. 

8. 11. Zuerſt find ndmlid die von dem Landesherrn den Ständen 
vorgelegten Anträge, und zwar in ber Ordnung, wie fie gefaffet und einges 
gangen find, in Berathung zu ziehen. Die Mittheilung diefer Anträge ges 
ſchieht fchriftlich, entweder durch das Landesminifterium, oder eine befondere 
Gommiffion. Zur Beförderung des Ganges der Gefchäfte können wichtige 
Angelegenheiten durch Mitglieder des Landesminifteriums oder befondere Gomez 
miffionen in ber Ständeverfammlung noch befonder8 mündlich erörtert und 
erläutert twerden. 

$. 12. Wenn die vorhandenen landesherrlichen Anträge durch Befchlüffe 
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erledigt find; dann werben diejenigen Gegenftände in der von dem Landfchafts: 
director zu bejtimmenden Ordnung vorgenommen, welche von den Mitglie: 
dern der Ständeverfammlung in Antrag gebracht worden find. Es fleht naͤm⸗ 
lih jedem Mitgliede, wie dem Landfchaftsdirector frei, über irgend einen 
wichtigen Gegenftand, der nicht in dem Iandesherrlichen Anträgen enthalten 
ift, Vortrag ‘zu thun, nachdem es feine Abſicht dem Landfchaftsdirector an= 
gezeigt und diefer einen Tag dazu beſtimmt hat. Schriftliche oder mündliche 
Anträge von andern, ald Mitgliedern der Stände, find unzulaͤſſig. Auch 
find fchriftliche Verhandlungen der Stände mit andern Behörden oder Per: 
fonen, außer dem Landesminifterium, nicht geftattet. 

$. 13. Zur Bearbeitung einzelner Gegenftände kann die Verfammlung 
einige aus ihrer Mitte durch die Wahl, nach relativer Mehrheit der Stim: 
men, ernennen. Bei den Verhandlungen einer folhen Gommiffien führt 
ein Mitglied das Protocol, die Befchlüffe werden nach abfoluter Stimmen: 
mebrheit gefaßt, und durch ein von der Commiſſion felbft gewähltes Mitglied 
derfelben entweder mündlich oder fchriftlich in der ftändifchen Verſammlung 
zum Vortrage gebraht. Bei der Berathung darüber hat jedes Mitglied der 
Commiffion feine Stimme fo gut, wie die übrigen Stände. 

8. 14. Nur diejenigen, welche einen Antrag machen, oder ben Be: 
ſchluß einer Commiffion vorzutragen haben, find zur WBorlefung fhriftlicher 
Auffäge berechtigt; den übrigen Mitgliedern ift es zwar freigeftellt, ihre Mei- 
nungen über die vorgefommenen Berathungspuncte ausführlich zu dußern, 
fie haben fich aber auf mündliche Vorträge zu befchränfen. 

8. 15. Findet der Landfchaftsdirector die in Berathung gekommenen 
Gegenftände zur Faffung der nöthigen Beſchluͤſſe genugfam vorbereitet; fo 
hat er die fländifchen Verhandlungen darüber für gefchloffen zu erftären, und 
einen Tag zur Abftimmung feftzufegen. Die Abftimmung erfolgt dann ohne 
weitere Erörterung. Jedes Mitglied ſtimmt auf die vorgelegten Fragen des 
Landſchaftsdirectors ($. 8.), aufgerufen vom Juͤngſten an nad der Reihe 
dee Sige, zulegt der Secretäir und der Landfchaftsdirector, durch Ja oder 
Nein. Der Secretair bemerkt das Refultat dee Abftimmung der Zahl nad, 
und der Kandfchaftsdirector fpriht am Ende den Beſchluß der Stände aus. - 

$. 16. Zur Gültigkeit eines folhen Beſchluſſes ift die abfolute Mehr: 

beit der Stimmen, bei Anmwefenheit von wenigſtens zwei Drittheilen der 
ſtaͤndiſchen Gefammtheit, nöthig, und zu Abänderungen der ftändifchen Ber: 
faffung wird die Gleihftimmung von drei WViertheilen berfelben erforbert. 
Tritt ftatt der abfoluten Stimmenmehrheit im erftern Fall eine Gleichheit 
der Stimmen ein, und bleibt diefelbe auch nach nochmaliger Abftimmung ; 
fo entfcheidet der Antrag der Regierung, bei andern Gegenfländen die Mei: 
nung für die beftehende Einrichtung, und bei Befchmwerden gegen Einzelne 
die ihnen günftigere Anficht. Gegen einen auf die vorgedachte Weife gefaß— 
ten Befchluß findet durchaus Feine weitere Cinwendung Statt. 
817 Die Befchlüffe der Ständeverfammlung werden mit der gehoͤ⸗ 
tigen Deutlichkeit und Beltimmtheit abgefaßt, unter der Auffchrift: Erklaͤ⸗ 
tungsfchrift der getreuen Stände des Herzogtums Goburg : Saalfeld, vom 
Randfchaftsdirector und Secretair unterfchrieben, dem Landesminifterium über: 
geben, und von diefem werden die Refolutionen des Regenten den Ständen 
ebenfalls fchriftlich eröffnet. 

$. 18. Mündliche Erklärungen der Stände über vorgefommene Be: 
tathungspuncte finden eben fo wenig, als mündliche Anträge bei dem Me: 

genten Statt; auch ift zu Deputationen der Stände an den Landesheren 
jedesmal eine vorher dazu eingehohlte Erlaubniß nöthig. 
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$..19. Bei einem blos vertagten Landtage gefchieht die MWiederzufam: 
menberufung der Stände durch den Landfchaftsdirector auf den Grund eines 
landesherrfihen Referipts, und die Gefchäfte werden dann in derfelben Ord⸗ 
nung, wie fonft, auf den Landtagen behandelt, 

$, 20. Die nicht am Drte der Ständeverfammlung mohnenden Mit: 
glicder berfelben erhalten, auf Begehren, aus der Landeskaſſe ſowohl Verguͤtung 
der Reiſekoſten, als auch eine fuͤr alle ganz gleichmaͤßige taͤgliche Ausloͤſung 
für die Zeit ihres Aufenthalts, deren Beſtimmung demnaͤchſt erfolgen wird. 

Coburg zur Ehrenburg, den 30. October 1820. 

(LS) Ernf, 906. 
v. Gruner, 


e) Berfaffungsurktunde vom 8. Auguft 1821. 


Wir Ernft von Gottes Gnaden Herzog zu Sadhfen, Jülich, 
Cleve und Berg, auch Engern und Weftphalen, Landgraf in Thüringen, 
Markgraf zu Meißen, gefürfteter Graf zu Henneberg, Fürft zu Lichtenberg, 
Graf zu dee Mark und Ravensberg, Herr zu Ravenftein ıc. ıc. 

Nachdem Mir die Wünfche Unferer getreuen Stände über die landitän- 
diſche Verfaffung vernommen und in möglichfter Beruͤckſichtigung derſelben 
Unfere Entfchliegung gefaßt haben; fo fehen Wir ung nunmehr bewogen, diefe 
Landftändifche Verfaffung, verbunden mit den übrigen dahin gehörigen gefeg: 
lichen Beftimmungen, in eine Urkunde zufammen zu faſſen, und verordnen 
daher Folgendes, als: 

die Berfaffung des Herzogthums Coburg: Saalfeld. 
Erfter Titel. 
Bon dem Herzogthbum und deſſen Regierung im Allgemeinen. 
$. 1. Das Herzogthum Coburg: Saalfeld, mit Einfhluß des Amtıs 
Themar, bildet einen teutfchen Bundesitaat. 

$. 2. Die Befchlüffe der Bundesverfammlung, welche die verfaſſungs⸗ 
maͤßigen Verhaͤltniſſe Teutſchlands, oder die Verhaͤltniſſe teutſcher Staat: 
buͤrger im Allgemeinen betreffen, find ein Theil des Staatsrehts des Her: 
zogtbums, und haben in demfelben, wenn ſi e vom Landesherrn verkuͤndet 
worden ſind, verbindliche Kraft. 

$. 3. "Der Herzog iſt, als Landesherr, das Oberhaupt bes Staats, 
vereinigt in fich alle Mechte der Staatsgewalt, und übt fie in den von ihm 
gegebenen, in diefer Verfaſſungsurkunde feftgefegten, Beftimmungen aus. 
Die Perfon des Landesheren ift heilig und unverletzlich. 

$. 4. Die herzogl. Würde ift erblich in der directen leiblichen und ge 
fegmäßigen Nachkommenſchaft des Herzogs nah dem Erfigeburtsreht in 
männlicher Linie, fo tie fich überhaupt die Erbfolge in dem berzogl. Haufe 
nach der für daffelbe beftehenden Primogeniturconftitution und nad) den Bir 
trägen in den Saͤchſiſchen Häufern richtet. 

Zweiter Litel. 


Bon ben allgemeinen Rechten und Pflichten der 
Staatsbürger. 
$. 5. Der Genuß aller bürgerlichen Rechte ſteht nur Inlaͤndern zu. 
$. 6. Das Recht eines Inländers (Indigenat) wird erworben: 
a) durch die Geburt für demjenigen, deſſen Vater oder Mutter zur Zeit 
feinee Geburt Imländer waren ; 
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b) durch Verheirathung einer Auslaͤnderin mit einem Inlaͤnder; 
c) durch Verleihung eines Staatsamtes, oder Erwerbung von Grundei⸗ 
genthum, verbunden mit weſentlicher Wohnung im Lande; 
d) durch befondere Aufnahme, welche entweder ausdruͤcklich, oder auch durch 
zehnjährige Duldung gefchieht. 
. 7. - Staatsbürger find diejenigen volljährigen Inlaͤnder männlichen 
Geſchuͤchts, welche den Huldigungseid geſchworen haben. 
$. 8. Jede rechtskraͤftige Verurtheilung zu einer peinlichen Strafe zieht 
‚den WVerluft des Staatsbürgerrehts nah fih. Außerdem wird es verloren 
durch Auswanderung. 

8. 9. Die Ausübung des Staatsbürgerrechts wird gehindert: 

a) durch Verfegung in den peinlichen Anklageftand, oder Verhängung der 

Specialinquifition ; 

b) duch das Entftehen eines gerichtlichen Goncursverfahrend über das 
Bermögen bis zur Befriedigung der Gläubiger ; 

c) waͤhrend der Dauer einer Guratel; | 

d) für diejenigen, welche für die Bedienung: der Perfon ober * Haus⸗ 
haltung von Andern Koſt und Wohnung erhalten. 

F. 10. Alle Einwohner des Herzogthums Coburg-Saalfeld ſind vor 
dem Geſetze gleich. 

| F. 11. Die Geburt gewährt, bei fonft gleichen Eigenfchaften, keinen 
Vorzug zur Erlangung irgend eines Staatsamtes. 

$. 12. Die Verſchiedenheit der in dem Herzogthum anerkannten chriſt⸗ 
lichen Confeſſionen hat keine Verſchiedenheit in den politiſchen und buͤrgerli— 
chen Rechten zur Folge. 
8. 13. Den anerkannten chriſtlichen Confeſſionen iſt bie geſetzmaͤßige 
freie und oͤffentliche Ausuͤbung ihres Religionscultus geſtattet. 

$. 14. Jedem Einwohner des Herzogthums Coburg wird der Genuß 
vollfommener Gewiſſensfreiheit zugefichert; der Vorwand der Gemwiffensfreiheit 
darf jedody nie ein Mittel werden, um ſich irgend einer nach. den Gefegen 
obliegenden Verbindlichkeit zu entziehen.“ 

8. 15. Die Freiheit der Perfon und des Eigenthums ift Feiner andern 
Beſchraͤnkung unterworfen, als welche Recht und Gefeg beftimmen. 

$. 16. Jedem Einwohner fteht das Recht der freien Auswanderung 
nach den — des Gefetzes zu. 

Alle aus dem Lehensverband herruͤhrende Frohnen ſind abloͤs⸗ 
bar, fo JF alle — uͤberhaupt, nach einem darüber des nächften er: 
folgenden allgemeinen Gefeg. 

‘ $. 18. Das Eigentum kann. für Öffentliche — nur gegen vor⸗ 
gängige Entſchaͤdigung nach dem Geſetze in Anfprudy genommen werden. 

F. 19. Jeder Staatsbürger, für welchen keine geſeßliche Ausnahme 
beſteht, iſt verpflichtet, am der ordentlichen Kriegsdienftpflicht Antheil zu neh⸗ 
men. Bei dem Aufrufe zur Erfüllung diefer Verbindlichkeit entfheidet unter 
den Gleichverpflichteten das 2008, nach den beſtehenden Looſungsliſten, mit 

Geftattung der Stellvertretung. 

$. 20. Im auferordentlichen Nothfaͤllen 'ift- jeder Einwohner zur Ber: 
theidigung des Waterlandes verpflichtet und kann fr dieſen Zweck zu den 
Waffen gerufen werden. 

$. 21. Das Matertelle Ber Juſtiherthellung und das gerichtliche Ver⸗ 
führen innerhalb der Grenzen ſeiner gefeglihen Competenz, Form und Wirk: 
famteit, find von dem Einfluffe der Regierung ganz unabhängig, und es foll 
niemand ſeinem geſetzlichen Richter entzogen werden. 
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$. 22. Kein Einwohner des Herzogthums darf anders, als in dem 
- duch das Recht und die Gefege beftimmten Fällen und Formen verhaftet 
oder beftraft werden. Keiner darf länger als vier und zwanzig Stunden über 
den Grund feiner Verhaftung in Ungewißheit gelaffen, und dem ordentlichen 
Nichter foll. wenn die Verhaftung von einer andern Behörde gefchehen if, 
in möglichft kurzer Friſt von diefer Verhaftung die erforderliche Nachricht ges 
geben werben. 

$. 23. Die Verhaͤltniſſe der Civilſtaatsdiener werden in einem beſon⸗ 
bern Geſetze, welches einen Beſtandtheil der Verfaſſungsurkunde bildet, aus— 
fuͤhrlich beſtimmt werden. 

6. 24. Jedem ſteht die Wahl feines Berufs und Gewerbes nach ei⸗ 
gener Neigung frei? Unter Beobachtung der hinſichtlich der Vorbereitung 
zum Staatsdienſt beſtehenden Geſetze iſt es jedem uͤberlaſſen, ſich zu feiner 
Beſtimmung im JInlande oder Auslande auszubilden. 

| Dritter Titel. 
Bon den Kirchen, den Unterrichts: und Wohlthätigkeits: 
anftalten. 

g. 25. Die innere Kirhenverfaffung genießt aud den. Schug ber 
politifchen Verfaſſung. 

$. 26. Verordnungen der Kirchengewalt können ohne vorgängige Ein⸗ 
ſicht und Genehmigung des Landesherrn weder verkuͤndet noch vollzogen 
werden. 

27. Die Geiſtlichen find in ihren buͤrgerlichen Verhaͤltniſſen und bei 
firafbaren Handlungen, welche nicht bloße Dienftvergehen find, der weltlichen 
Obrigkeit unterworfen. 

$. 28. Die Beſchwerden über Mißbrauch der Amtsbefugniffe der 
Geiſtlichkeit Eönnen jederzeit bei der geordneten obern Landesſtelle angebracht 

werden. 

$. 29. Das Kirhengut, ba8 Vermögen ber vom Staate anerkannten 
Stiftungen ber Wohlthaͤtigkeits- und Unterrichtsanftalten, genichen des be: 
fondern Schuges des Staats, und koͤnnen unter feiner Bedingung dem 
Staatsvermögen einverleibt werben. 

$. 30. Die Fonds der milden Stiftungen zur Beförderung der Got⸗ 
teserehrung, des Unterrichts und ber Wohithaͤtigkeit werden genau nad) den 
darüber in den Stiftungsbriefen enthaltenen Verordnungen verwaltet. Ueber 
Abanderungen in der Verwaltung vder Verwendung, infofern ſolche Abändes 
zungen nach dem Sinne des Stifters zuläffig find, follen die Stände vorher 
a mit ihrem Gutachten gehört werden. 

Vierter Titel. 
Bon den Gemeinden. 

$. 31. Die Angelegenheiten ber Gemeinden follen durch ein Gefeg 
georbnet werben, welches, als Grundlage, die eigene felbftftändige Verwaltung 
des Vermögens unter der Oberauflicht des Staats ausfprechen wird, 

$. 32. Die Grundbeflimmungen dieſes Gefeges werden einen Beftand: 
theil der Verfaffung bilden. 

Das Vermögen. dee Gemeinden kann unter Feiner Voraus: 
fegung. dem Stantsvermögen einverleibt werden. 
Fünfter Titel. 
Bon ben Landftänden. 

6. 34. Für alle in dem Herzogthum Coburg: Saalfeld vereinte Landes: 
theile foll von jept an sine Sefammtheit von Landftänden beftehen, welche 
allen Theilen des Landes als einem Ganzen gemeinſchaftlich if. 
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$. 35. Diefe Gefammtheit von Landftänden wird gebildet: 
1) aus ſechs Abgeordneten, welche die ſaͤmmtlichen Rittergutsbefiger im 
Lande aus ihrer Mitte wählen, in der Art, daß drei aus dem Für 
ſtenthum Coburg, zwei aus dem Fürftenthum Saalfeld und einer aus 
dem Amte Themar auf dem Landtag erfcheinen ; 
2) aus zwei Abgeordneten der Stadtobrigkeiten zu Coburg und Saalfeld, 
von welchen jede einen aus ihrer Mitte, ferner 
3) aus drei Abgeordneten der Städte Coburg, Saalfeld und Pößned, von 
welchen jede einen aus ihren Bürgern zu wählen hat, und 
4) aus ſechs Abgeordneten der übrigen Städte und ſaͤmmtlichen Dorföges 
meinden, fo daß aus jedem Amt, mit Inbegriff der einbezirkten Städte, 
einer der Eingefeffenen gewählt wird. 

$. 36. Jeder Abgeordnete wird nur auf den Zeitraum vom Anfang 
einer ftändifchen Verſammlung bis zur naͤchſten, mithin in der Regel auf 
ſechs Jahre. ($. 80.) gewählt, und bleibt bei gleichen Eigenfhaften von neuem 
wählbar. - Findet fid der Landesherr veranlaßt, eine ſtaͤndiſche Verſammlung 
früher, oder vor dem Schluffe ihrer Geſchaͤfte aufzulöfen; fo erlöfchen dadurd) 
die bisherigen Wahlen, und es tritt vor der Wiedereröffnung der neuen 
Ständeverfammlung, welche in diefem Fall binnen fehs Monaten gefchehen 
fol, eine neue Standewahl ein. 

8. 37, Jedes Ständemitglied ift als Abgeordneter nicht feines einzels 
nen Wahlbezirk, fondern des ganzen Landes anzufehen. Es können daher 
weder einzelne berfelben, noch mehrere zufammen, etwas in Landesangelegen- 
heiten unter ſich verhandeln, und fo Anträge oder Beſchwerden an den Res 
genten bringen, fondern alles muß von der Gefammtheit der Stände bei 
deren gefesmäßigen Verſammlung ausgehen, und jedes einzelne Mitglied der: 
felben fol, bei feiner Xheilnahme an den ftändifhen Verhandlungen, nad) feis 
ner eigenen UWeberzeugung ftets das Wohl des Ganzen beabfichtigen, eben fo 
wenig Snjtructionen oder Aufträge für feine Abftimmung von Andern anneh: 
men, als fein Stimmrecht duch einen Bevollmächtigten ausüben, wobei ihm 
jedoch unbenommen bleibt, Beſchwerden einzelner Staatsbürger oder ganzer 
Gemeinden über Verlegung conftitutioneler Rechte, in der Ständeverfamm: 
lung vorzutragen. . 

Bor Eröffnung der landftändifchen Verſammlung hat jeder Deputirte 
folgenden Eid zu leiften: 

„Ich [hwöre Treue dem Herzog, treue Beobachtung ber beftehenden 
„Landesverfaffung, Gehorfam den Landesgefegen, und in ber Stände: 
„verfammlung das allgemeine Wohl nach befter eigener Ueberzeugung 
„Aa berathen.“ 

Die Stellvertreter find, wenn fie im Laufe einer ftändifchen Verſamm⸗ 
lung einberufen‘ werben, vor ihrer Xheilnahme an ben Berathungen auf gleiche 
Meife zu verpflichten. 

$. 38. Zur Theilnahme an der Ständewahl find im Allgemeinen nur 
diejenigen Staatsbürger berechtigt, welche im vollen Genuß des Staatsbürz 
gerrechts fich befinden, und welche niemals wegen eines mit peinlicher Strafe 
gefeglich bedrohten Verbrechens, wenigftens nicht ohne nachher erfolgte ganz: 
liche Losſprechung, in Unterfuchung, oder wegen Schulden, wenigftens nicht 
ohne völlige Befriedigung ihrer Gläubiger, in Concurs befangen waren. 

$. 39. An der Wahl ber von den Nittergutsbefigern im Lande zu 
twählenden Abgeordneten und Stellvertreter zur Ständeverfammlung foll jeder 
Befiger eines im Lande gelegenen Nitterguts, dem feines der allgemeinen 
Erforderniffe abgeht, ohne Rüudjiht auf Stand, Dienftverhäliniffe und Wohn: 
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ort, Theil nehmen, und mehrere Beſitzer eines Ritterguts haben einen von 
ihnen zur Stimmfuͤhrung zu bevollmaͤchtigen. Bei der Wahl zu Deputirten 
und Stellvertretern iſt jedoch auch jeder der uͤbrigen Mitbeſitzer, in wiefern 
er ſonſt die geſetzlichen Eigenſchaften hat, waͤhlbar; nur mit der Beſchraͤn— 
kung, daß aus den faͤmmtlichen Beſitzern eines Ritterguts fuͤr einen und 
denſelben Landtag nur Einer als Deputirter oder Stellvertreter erſcheinen 
kann. Eheweiber, welche ein Rittergut beſitzen, koͤnnen dieſe Theilnahme 
von ihrem Ehemann ausuͤben laſſen, und dem Ehemann verbleibt dieſe Theil— 
nahme nach dem Tode der Beſitzerin ſo lange, als demſelben vermoͤge der 
väterlichen Gewalt der Niesbrauch des von der Ehefrau den Kindern hinter: 
laffenen Gutes zufommt. Ä | 

| $. 40. In den Städten wild in der Megel zur Mahlberechtigung, 
aufer den allgemeinen Bebingniffen ($. 38.), das erlangte Bürgerrecht, vers 
bunden mit mefentliher Wohnung, erfordert. 

$. 41. Im den Dörfern ift auf gleihe Weiſe ur Theilnahme an den 
Mahlen das Nachbarrecht und der Befig eines Haufes nöthig. Jedoch ſtim— 
men die Geiftlihen auf dem Lande und die fonft dafelbft fid, befindenden 
Staatsdiener auch ohne diefe Bedingung mit der Gemeinde ihres Orts. 

$. 42. Die Wahl der Abgeordneten für die Rittergutsbefiger und 
Stadtobrigkeiten gefchiehet unmittelbar duch die Wahlberechtigten aus der 
treffenden Kaffe ſelbſt; die Wahl der übrigen Abgeordneten aber gefchiehet 
duch Wahlmänner, 

In den Städten wählt, unter Leitung der Stabtobrigkeit, jedes Viertel 
vier Wahlmänner; in den Amtsbezirfen wählt, unter Leitung einer Amtsper⸗ 
fon, jedes Dorf, welches unter 50 Häufer hät, einen Wahlmann; Dörfer 
von 50—74 Häufern wählen zwei, Dörfer von 75— 99 Häufern wählen 
drei Wahlmänner, und fo weiter in dem Verhaͤltniß zu 25 Häufern. 

Die Wahlmänner in den Städten Coburg, Saalfeld und Poͤßneck wäh: 
len, unter Reitung eines Regierungscommiffsirs, die Abgeordneten aus ber 
Bürgerfchaft, und die Wahlmänner aus den Aemtern und einbezirkten Städs 
ten, unter Aufficht des treffenden Amtes, aus deffen Bezirk die Deputirten 
und Stellvertreter. 

$. 43. Bei der Theilnahme an ber Ständewahl gilt durchgaͤngig bie 
Negel, daß die Wähler und Wahlmänner die Abzuordnenden aus ihrer Wahls 
Eaffe wählen, und daß ein Wähler oder Wahlmann bei der Wahl der Mit: 
glieder einer ftändifchen Verfammlung nur einmal feine Stimme geben, und 
hierin niemals in doppelter oder mehrfacher Eigenichaft handeln Fan. 

$. 44. Die allgemeinen Erforderniffe eines Wahlmanns und eines 
Mitglieds der Ständeverfammlung find: | 

1) Bekenntniß zur chriftlichen Religion, ohne Unterfchiedb der Confeffion;z 

- 2) das Staatsbürgerrecht z 

3) dreißigjähriges Alter; 

4) Unbefchoftenheit des Rufs, indem Fein Mitglied der ftändifchen Vers 
fammlung wegen eines gefeglidh mit Griminalftrafe bedroheten Vers 
brechens ohne unbedingt erfolgte Freifprechung in Unterfuchung gefom= 
men, oder auch ohne vollftändige Befriedigung feiner Gläubiger im 
Goncurs befangen gewefen fenn darf. Endlich “ 

5) kann ein Mitglied der Stände weder unter väterlicher Gewalt, noch 
unter Vormundfchaft, noch unter Privatdienftherrfchaft ftehen. 

$. 45. Bei der Klaffe der Mittergutsbefiger Eönnen aud die Väter, 
die den Nießbrauch an den Gütern ihrer Kinder haben, und die Ehemänner 
von Weibern, denen Ritterguͤter eigenthümlich zugehören, zu Abgeordneten bei 
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ber Ständeverfammlung gewählt werben. Gleiches gilt auch von dem, ber 
ſich nicht im alleinigen Befts, fondern nur im Mitbefig eines Ritterguts mit 
einem oder mehrern befindet. Ä 

$. 46. Die Abzuordnenden von den Städten und Dorfögemeinden 
follen entweder den Befig eines im Lande belegenen ſchuldenfteien Vermögens 
von 5000 fl. rhein., oder ein unabhängig reines Einfommen von jährlich 
400 fl. rhein. nachweiſen, oder eidlich verfichern koͤnnen. | 

8. 47. Bei den Abgeordneten aus den Städten und Dörfern ift nach 
obigen Bedingungen mwefentlihe Wohnung im Lande erforderlich; bei den aus 
den Rittergutsbefigern aber wird diefe ausnahmsweife nicht. verlangt. Derfo: 
nen, welche in wirklichen Dienften eines andern Staates ſtehen, koͤnnen ohne 
befondere. Bewilligung des Landesheren nicht zuc Wahl gelangen. 

$. 48. Die Wahl der Ständemitglieder und eines Stellvertreters für 
jedes derſelben gefchiehet jedesmal vor Eröffnung eines neuen Landtags: auf 
vorgängige Anordnung des Landesheren. Für die Rittergutsbefiger und bie 
Adgeordneten von den Städten Coburg, Saalfeld und Poͤßneck wird der 
Wahltag unmittelbar von der Landesregierung ſechs Wochen vorher im Res 
gierungsblatt bekannt gemacht, und der zur Leitung des Wahlgefchäfts beftimmte 
Commiffarius ($. 52,)-ernannt. Für die übrigen Stände erfolgt diefe Bes 
kanntmachung ebenfalls fehs Wochen vorher durch öffentliche Anſchlaͤge an 
jedem Orte von den das Wahlgefchäft leitenden Behörden ($. 52.). Die 
ohne folhe Bekanntmachung eigenmächtiger Weife vorgenommenen Wahlen 
find ungültig und flrafbar. Die Wahlen werden übrigens da, wo fie an 
einem Tage nicht beendigt werden können, jedesmal an. den naͤchſtfolgenden 
fortgefegt, und fo ohne Unterbrechung vollendet. 
$. 49. In der Megel werden die Wahlverfammlungen von. ben Ritter: 
gutsbefigern in dern Regierungsgebäude zu Coburg, für die Abgeordneten aus 
den Städten Coburg, Saalfeld und Pößned auf den bafigen Rathhäufern, 
und für die von den Übrigen und den Dorfögemeinden zu mwählenden Stände 
' in den Localen ber treffenden Juftizämter gehalten. Die den Wahlact leitens 
den Behörden können jedoch, nach Befinden, auch ein anderes fchidliches Lo⸗ 
cale dazu wählen, und haben den bejtimmten Ort bei der Bekanntmachung 
des MWahlthags jedesmal anzugeben. 

$. 50. Bor jeder Wahl der Wahlmänner haben die leitenden Behoͤr⸗ 
den ſich volftändige Verzeichniffe der Wahlberechtigten ihres Bezirks zu vers 
Ihaffen, und diejenigen, welche bei dem Wahlact ohne die dazu erforderlichen 
Eigenſchaften erfcheinen, von der Theilnahme daran auszufchließen. 

Etwaige Befchwerden über eine foldhe Ausfchliefung und: beshalbige Ans 
träge auf Ehrenerklärung und Genugthuung können bei dem Juſtizcollegium 
zur rechtlichen Verhandlung und Entfcheidung angebracht werden; doch kann 
dadurch der Wahlact felbft keine Störung erleiden. 

$. 51. Bei folchen Wahlverfammlungen muß wenigſtens ein Drittheil 
ber flimmberechtigten . Einwohner des Wahlbezirk anweſend ſeyn; außer 
twird eine anderweite Verfammlung auf einen nahen Tag anberaumt, wo 
dann die Wahl der Wahlmänner in. jedem Falle vor fich geht. Bei den 
Wahlen der Abgeotöneten müffen fämmlihe Wahlmänner zugegen fern. 
Bloß Krankheit entfchuldigt die- nicht perfönliche Theilnahme, und berechtiget 
einen folhen Wahlmann zur fchriftlichen Einfendung feinee Stimme, mobei 
die unten $. 57. folgenden Beftimmungen zu beachten find, 

$. 52. Zur Leitung der Wahl der Abgeordneten wird fowohl für bie 
Rittergutsbefiger, als für die Stadtobrigkeiten und die Städte Coburg, Saale 
feld und Poͤßneck ein befonderer Negierungscommiffair ernannt, und bie 


82 Coburg. 


Wahlen der übrigen Stände follen unter Auffiht und Leitung ber erſten 
Zuftizbeamten in ihren Amtsbezicken gefchehen. Die leitenden Behörden er 
halten übrigens für diefe Arbeit Beine Gebühren, fondern nur ihre gehabten 
Auslagen aus der Landeskaſſe erfegt. 

8.53. Die Wahlberechtigten koͤnnen bei der Abftimmung nur in eiges 
ner Perfon, nit duch Bevollmaͤchtigte handeln, und nicht ſich ſelbſt ihre 
Stimme geben. 

$. 54. Den Rittergutsbefigern ift nachgelaffen, ihre Abſtimmung in 
eigenhändig gefchriebenen und mit ihren vollen Namen unterzeichneten Wahls 
zetteln abzugeben. Die Anwefenden ſtimmen in der Ordnung ab, wie fie 
fi zum Wahltage angemeldet haben, und die Abmwefenden haben ihre Ab= 
flimmung bis zum Wahltage einzufenden. Die Eröffnung der Wahlzettel 
gefchiehet in Gegenwart der Erfchienenen, und die drei zunaͤchſt wohnenden 
Hlittergutsbefiger werden ausdrüdlic dazu eingeladen. Jeder Nittergutspefiget 
hat übrigens feine Abſtimmung in Gemäßheit des $. 57. einzurichten. 

$. 55. Die Wahlberechtigten der übrigen Stände haben ihre Abftim= 
mung dem zur Leitung des Wahlgefchäfts Beauftragten mündlich und eins 
zeln zu eröffnen. 

$. 56. Jeder Wahlberechtigte leiſtet vorher das Handgelöbnig, daß er 
nach inniger Weberzeugung für das Beſte des Landes feine Stimme abgeben 
‚werde, und daß er hierzu weder überredet worden, noch fonft etwas erhalten 

habe, oder annehmen werde. Sollten dennodh Empfehlungen oder Werbun⸗ 
gen vorkommen; fo wird die dadurch bewirkte Wahl ungültig, eine ander: 
weite nöthig, und die Schuldigen verlieren, mit Vorbehalt anderer gefeglicher 
Strafe, ihr Wahlrecht. 

$. 57. Bei der Wahl der Abzuorbnenden und Stellvertreter ſelbſt wer⸗ 
den fowohl bei derjenigen, die unmittelbar duch die Wahlberechtigten geſchie— 
bet, als bei der Wahl, die duch Wahlmänner vollzogen wird, von jedem 
MWählenden für die doppelte Zahl der Abzuorbnenden, Gandidaten namhaft 
gemacht, und wenn biefes gefchehen ift, durd die das Wahlgeſchaͤft leitende 
Behörde die Namen in Ordnung fo zufammen geftellt, daß derjenige, welz - 
cher die meiften Stimmen erhalten hat, als ermwählter Deputirter für die 
Ständenerfammlung, und fo nah Mehrheit der Stimmen die übrigen als 
Stellvertreter angefehen werden. Traͤfe es ſich jedoh, daß die Waählenden 
oder Wahlmänner auf gleiche Perfonen gefallen feyn follten; fo geht derjenige 
ald Deputirter oder Stellvertreter dem andern vor, der vor dem andern nams 
haft gemacht worden if. Wäre aber auch die Drönungszahl, in der die 
Candidaten namhaft gemacht wurden, gleich; fo. entfcheidet das Loos. Soll⸗ 
ten alle Stimmen eine Perfon treffen; fo tird der Stellvertreter beſonders 
gewählt. 

$. 58. Ablehnen kann ein Gewählter die Stelle eines Abgeordneten 
nur, wenn er Staatsdiener ift, ober wegen aͤrztlich befcheinigter Krankheit, 
odek wegen häuslicher Unentbehrlichkeit, die feine obrigkeitliche Behörde zu bes 
Hlaubigen hat. 

‚$. 59. Ueber die Wahlhandlungen werben von den Commiffarien ent= 
weber felbjt, oder durch beizuziehende verpflichtete Secwetarien, und bei den 
Zuftizgämtern duch den zweiten Beamten, oder einen verpflichteten Actuar, 
ausführliche Protocolle, mit genauer Bemerkung jedes Stimmenden und feiner 
Aoftimmung, aufgenommen, von den Commiffarien und erfien Beamten un: 
terfcheisben, und nebft ben Acten, mit einem die Namen ber Gewaͤhlten 
— Stellvertreter enthaltenden Bericht, an die — — ein⸗ 
geſendet 
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$. 60. Die Landesregierung prüft dann ohne Beitverluft bie ſaͤmmtli⸗ 
hen Wahlen, und fendet die Acten mit ihren gutachtlichen Anträgen bericht 
lich an das Landesminifterium ein. 

$. 61. Die hierauf eingehenden Refolutionen werben ſowohl ben lei⸗ 
tenden Behoͤrden, als den genehmigten Gewaͤhlten und ihren Stellvertretern 
bekannt gemacht, und wegen der etwa erforderlichen neuen Wahlen wird das 
Noͤthige angeordnet. 

F. 62. Abweiſende Reſolutionen werden jedesmal mit Gründen verſehen ; 
dem Nichtgenehmigten aber iſt es noch verſtattet, ſich an die Staͤndeverſamm⸗ 
lung um Interceſſion bei dem Landesherrn zu wenden. Beim Zurüuͤckweiſen 
eines Gewählten tritt: ber Stellvertreter, für dieſen aber derjenige ein, ber 
nach ihm die meilten Stimmen hat, und wenn ein folher nicht vorhanden 
iſt, erfolgt eine neue Wahl. 


Sechſter Titel, 
Bon den Befugniffen der Landſtaͤnde. 


$. 63. Die Stände find befugt, ſich mit denjenigen Gegenftänben zu 
befchäftigen, welche im Nachfolgenden zu ihrem Wirkungskreis angewielen 
find, und welche ſich 

a) auf die Gefeggebung, 

b) auf die Finanzverwaltung und auf Erhaltung bes Landes; pr Doma⸗ 
nialeigenthums, und 

c) auf gemeinſchaftliche Anträge und Beſchwerden beziehen, und in Fol⸗ 
gendem naͤher angegeben ſind. 

8. 64. Neue Geſetze, welche die eigentliche Landesverfaſſung, das heißt, 
die Beſtimmung der gegenſeitigen Rechte des Regenten und der Staͤnde be— 
treffen, ſo wie Abaͤnderungen und Erklaͤrungen der hierunter beſtehenden, be⸗ 
duͤrfen zu ihter Guͤltigkeit die Zuſtimmung der Staͤnde. 

$. 65. Ohne Beirath und Zuſtimmung der Stände koͤnnen Geſete, 
welche die perſoͤnliche Freiheit und das Eigenthum betreffen, nicht gegeben, 
abgeändert oder aufgehoben werden. Wenn die Verſammlung gegen einen 
Vorſchlag flimmt ; fo bleibt er bis zum naͤchſten Landtag ausgefegt. Dage— 
gen können einzelne Verfügungen in dringenden Fällen, fo wie diejenigen 
befondern Anordnungen ohne Beirath der Stände getroffen werden, welche 
fi) auf’ einzelne Fälle, Gemeinheiten, Vereine und Perfonen, oder auf vor= 
übergehende Ereigniffe beziehen ; jedoch gelten diefe Verfügungen nur für den 
befondern bringenden oder einzelnen Fall, und koͤnnen nicht zur Confequenz 
ald Gefeg gezogen werben, 

$. 66. Der Regent ift befugt, ohne ftändifhe Mitwirfung bie zur 
Vorbereitung, Vollſtreckung und Handhabung der Gefege erforderlichen, fo 
wie die aus den landesherrlichen Rechten fließenden Verordnungen und Ans 
ftalten zu treffen, und überhaupt in allen Fällen das Nöthige zur Sicher 
heit des Staats vorzufehren. Auch bleiben die landesherrlihen Rechte hins 
fihhtli der Privilegien, Dispenfationen und Abolitionen durchgängig uns» 
beſchraͤnkt. 

F. 67. Geſetzesentwuͤrfe koͤnnen nur vom Landesherrn an bie Staͤnde, 
nicht von den Staͤnden an den Landesherrn, gebracht werden. Die Staͤnde 
koͤnnen aber auf neue Geſetze, ſo wie auf Abaͤnderung oder Aufhebung der 
beſtehenden, antragen, und ſolches zur weitern hoͤchſten Entſchließung des Lan⸗ 
desherrn anheimſtellen. 

8. 68. Im Anſehung des Finanzweſens ſteht ben Ständen bie Steuer⸗ 
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verwilligung und bei der Verwaltung der Landeskaſſe unter der Aufſicht des 
Regenten folgende Concurrenz zu: 

1 ) wird der Etat der Landeskaſſe mit Zuſtimmung der Stände her 
— geſtellt; 

2) find die Stände berechtigt, zu verlangen und daruͤber zu wachen, daß 

der immer von einem Landtage zum. anbern geltende, für diefe Finanz⸗ 

periode vom Landesheren als Geſetz ausgefprochene, Etat pünctlid) be— 

obachtet werde, und für diefe pünctliche Beobachtung "find die obern 

Eandesadminiftrationsbehörden. verantwortlich) ; 

3) haben die Stände zu allen über den Etat gehenden und auferordents 
lichen Ausgaben ihre befondere Zuftimmung zu ertheilen; 

4) werden den Ständen die Kaffenrapporte mitgetheilt; 

5) haben die Stände das Recht, bei der Landesregierung auf die Kaffen- 
ftürze muͤndlich oder ſchriftlich anzutragen, und die Landesregierung hat 
diefen Anträgen alsbald zu willfahren; auch ift bei diefen Kaffenftürzen 
ftets, eim Mitglied der Stände zuzuziehen, und auf deffen Anträge da= 
bei Rüdkficht zu nehmen; 

6) haben.die Stande die. Abnahme, Prüfung. und ‚Zuftificatur der Lanz 
desfaffenrechnungen gemeinfhaftlid mit der Landesregierung zu befors 
gen, und 

7) zue Befegung. der Landeskaffirerftelle dem Landesherrn geeignete Perfos 

nen zur Auswahl und Ernennung vorzuſchlagen. Ä 

$. 69. Die Stände find ferner ‚befugt, von dem Minifterium alle 
Subfidien zu verlangen, welche zu obigen Gefchäften, insbefondere aber zur 
Prüfung der Etatd und Rechnungen, fo wie zur Weberficht der Verwendung 
ihrer Verwilligung, und endlich zur Beurtheilung derjenigen Mittel erforder 
lich find, durch welche die Staatsbedürfnijfe gededt werden follen. 

$. 70. Zur Landeskaffe follen nicht nur die, mit Bewilligung ber 
Stände fortbeftehenden, directen und indirecten Steuern, fo wie alle nody 
Eünftig von den Ständen zur Dedung der Landesbedürfniffe verwilligt wer— 
dende Abgaben, fonden aud das Einkommen aus den Regalien und alle 
aus Uebung der landesherrlichen Gewalt entfpringende Gefälle, nicht minder 
ber gefammte Ertrag der Chauffee = und Wegegelder aller Art, fo wie alle 
zum Behuf des Militaird und in Beziehung auf folhes von den Unterthas 
nen srfolgende Leiftungen, und die von Dinterfaffen zu zahlenden Schyuggelder 
fliegen. Ueber diefe der Landeskaſſe zu überweifenden Sonde, fo wie über 
die Errichtung einer Schuldentilgungstaffe, wird eine befondere Beſtimmung 
durch Etats getroffen werden, welche nad) erfolgter Webereinkunft als ein inter 
grirender Theil der Verfaſſung anzufehen ift. 

$. 71. Dügegen foll die Landeskaſſe die fämmtlichen Koften der Staats⸗ 
verwaltung, bie Unterhaltung der dem Staatsdienft gewidmeten öffentlichen 
Gebäude, des Militairs, den Aufwand für Yandesbehörden, Kirchen und 
Schulen, für Chauffeen und Wege und überhaupt für alles, was zur Er: 
haltung und Förderung des gemeinen Weſens durd) allgemeine Landesanſtal⸗ 
ten erforderlich ift, beftreiten. 

Die Ueberfhüffe find, nach Beſtreitung der Zinfen, zunächft zu dem 
Shuldentilgungsfond, fo wie auc zur Erhöhung des Fonds der Dienerpens 
fionen zu verwenden, und im wiefern bie zunächft auf die Domainen radiz 
cirten Bedürfniffe des herzoglichen Haufes und Hofs nicht aus den Doma— 
nialeintünften fo vollftändig, als die Würde des Landesheren erfordert, bes 
ftritten werden koͤnnen, treten Bufchüffe zu den Koften des Hofſtaats aus 
der Landeskaſſe zur Hauptdomainenkaffe ein, 
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$. 72. Die Steuern find zur Beſtreitung der Landesbeduͤrfniſſe be— 
fimmt, zu welchen alle Staatsbürger nach verhältnißmäßiger Gleichheit, und 
alles Grundeigenthum“ im Lande, ohne Ausnahme, alfo auch die Domainens 
güter und Renten ebenfalls nad) verhäftnigmäßiger Gleichheit, beizutragen: 

en. | = f 

e Diefe fümmtlihen Steuern ſollen niemals ohne vorhergegangened Ges 
hör der Stände und ohne. deren ausdrücktiche Verwilligung ausgefchrieben 
ober erhoben werben. Doch dürfen die Stände ihre Verwilligungen nicht am: 
Bedingungen Enüpfen, ‚welche den Zweck und die Verwendung derfelden nicht 
ſelbſt betreffen. | 

$. 73. Die Auflagen, infofeen fie nicht, blos für einen vorübergehens, 
ben Zweck beftimmt waren, dürfen nach Ablauf der Verwilligungszeit noch 
ein Jahr ‚fort erhoben werden, wenn die Ständeverfammlung  aufgelöfet wird, 
ehe ein neues Finänzgefeg zu- Stande kommt, oder wenn die ftändifhen Bea 
rathungen fich verzögern. . Diefes Jahr wird jedoch indie neue Finanzperiode 
eingerechnet. | 3 3 

$. 74 ‚Der Landeshett iſt übrigens dann, wenn die Stände bie noth⸗ 
wendige Verwilligung fuͤr die Erfuͤllung neuer, durch Verpflichtungen gegen 
den teutſchen Bund gegruͤndeter, Verbindlichkeiten verweigern ſollten, zur Aus⸗ 
fhreibung der dazu erforderlichen, durch Erſparniſſe nicht aufzubringenden, 
Summen, berechtigt, und es wird ‚Aber deren Verwendung öffentliche Rechen⸗ 
Khaft abgelegt; auch ficht dem Landesheren die ausichliefende Verfügung 
über das Militair, ‚die. Formation deſſelben, die. Difeiplinarverwaltung und 
das Recht, alle den Kriegsdienft betreffenden Verordnungen zu erlaffen, ohne 
ſtaͤndiſche Mitwirkung zu, En 
Aushebungen zur Vermehrung der Truppen über die Bundespflicht bins 
aus, können nur duch ein ſolches Geſetz bejtimmt werden, welches, wie das 
Gonferiptionsreylement, mit ſtaͤndiſcher Concurrenz  erlaffen ift; unbeſchadet 
jedoch des landeshertlichen Rechts, in dringenden Fällen die zur Sicherheit 
und Erhaltung des Staats nothivendigen Vorkehrungen zu treffen, 
6875. Die gefammte Staatsihuld, fol duch ein befondereg Geſetz 
und durch die Errichtung einer beſondern Staatsſchulden⸗Tilgungsanſtalt ſicher 
geſtellt, auch eine Vermehrung der Staatsſchulden ohne Einwilligung der 
Stände nicht vorgenommen werden. Die Officianten der Staatsſchulden⸗ 
Tilgungs-, fo wie der Landeskaſſe ſollen auf die genaueſte Befolgung der 
Conſtitution und der ihnen in dieſer Gemaͤßheit zu ertheilenden Inſtruͤction 
in Gegenwart des Landſchaftsdirectors, oder eines Staͤndemitgliedes, ver⸗ 
pflichtet werden. | 

- $..76. Die Domainentevenden follen für die Erhaltung des Regen: 

— für bie Adminiſtrationskoſten, und den übrigen Bedarf verwendet 
werden, | | — 
Zur Sicherheit und Erhaltung des dem regierenden herzoglichen Hauſe 
eigenthuͤmlich zuſtaͤndigen Domanialvermoͤgens, will der Landesherr die Staͤnde 
zut Berathung, in Anſehung einer nuͤhlichen oder ſchaͤdlichen Verwendung 
dleſes Vermoͤgens, zugezogen und die Staͤnde ala Garants von dem Dos 
manialvermögen angefehen wiſſen; die Stände find daher gehalten, in folcher 
igenſchaft der Garants, Eeine Derminderung oder Veräußerung des Domaz 
nialvermoͤgens zu geftatten, 

$. 77, Die Stände haben bag Recht, alles dasjenige vorzutragen, was 
fie bermöge eines, von der abfoluten Mehrheit der wenigſtens zu zwei Dritt⸗ 
theilen verfammelten Abgeordneten des Kandes bei der Ständeverfammlung 
gefaßten, Beſchluſſes für geeignet halten, um an den Landeshern als Bitte 
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oder Beſchwerde gebracht zu werden. Dergleichen Antraͤge werden jederzeit 
eine willige Aufnahme finden, und nach vorgaͤngiger Erwaͤgung und Befin⸗ 
den die erforderlichen Verfügungen zur Erfüllung ſolcher Bitten, ober zur Abs 
huͤlfe det Beſchwerden getroffen werben. 

$. 78. Insbeſondere haben auch bie Stände das Recht, auf bie in 
bem $. 77. beftimmte Art, diejenigen Befchtverden an den -Landesheren zu 
bringen, welche fie fi) gegen das Benehmen der Staatsdiener aufzuftellen 
bewogen finden Eönnen. Solche Beſchwerden folfen nämlich jedesmal zuerft 
bei dem Landesherrn angebracht werden, und nur dann ‚auf dem Wege fürms 
licher Klage an das Juftizcollegium, oder, wenn fie gegen deſſen Mitglieder 
gerichtet find, an das gemeinfchaftliche Dberappellationsgericht in -Sena gelans 
gen, wenn fie von befonderer Erheblichkeit find, und Unterfchleife bei öffent: 
lichen Kaffen, Beſtechungen, abfichtlich verweigerte oder verzögerte Rechte: 
pflege, Eingriffe in die Verfaffung , oder in die gefegliche Freiheit, die: Ehre 
und das Eigenthum dee einzelnen Unterthanen oder verfaffungsmäßiger Bes 
hörden und Communen betreffen, und durch die, von dem Landesheren auf 
bie zuerft bei ihm angebrachte Beſchwetde getroffene, Verfügung und darauf 
erfolgte Verantwortung des Angefchuldigten nicht erledigt find. Ohne eine 
ſolche vorgängige Verantwortung des Angefchuldigten fol aber in einem 
Halle eine förmliche Unterfuchung gegen denfelben verfügt werden. 

$. 79. Einzelne und Corporationen Finnen ſich nur dann am bie 
Stände wenden, menn fie binfichtlich ihrer individuellen Intereſſen fidy auf 
eine unrechtliche Weife für verlegt oder gedrüdt halten, und zugleich nachzu⸗ 
weifen vermögen, daß ſie die gefeglichen und verfaffungsmäßigen Wege bei 
den Landesbehörden zur Abhülfe ihrer Befchwerden vergeblich eingefchlagen 
haben. Solche Beſchwerden können dann die Stände, falls fie nicht von 
ihnen, nad) ertheilter Auskunft von ben oberften Landesbehörden, ſofort ald 
unbegründet verworfen werden, auf die vorbemerkte Weiſe an den Negenten 
bringen. Anträge Einzelner und ganzer Gorporationen hinfichtlic allgemeiner 
politifcher Intereffen find dagegen unzuläffig und ftrafbar, indem die Prüfung 
und Wahrung Ddiefer Intereffen lediglich der Ständeverfammlung ald Ge 
fammtheit zutommt. 

$. 80. In der Regel fol von ſechs zu ſechs Jahren ein ordentlicher 
Landtag, und zwar jedesmal im Februar anfangend, gehalten werden, und 
auf diefe Zeit aud die Verwilligung geſchehen. E8 hängt jedoch von dem 
Landesherrn ab, ob er mehrmals, und wie oft er die Abgeordneten des Lan 
des zu außerordentlihen Landtagen zufammen berufen will. Nad) Verlauf 
von ſechs Jahren erlifcht die Function der auf diefe Zeit gewählten ftändis 
fchen Deputirten, eben fo wie in dem Fall der, von dem Landeshern inner 
halb dieſer ſechs Jahre gefchehenen, Auflöfung der Ständeverfummtung; In 
beiden Fällen aber mit Ausnahme der den Ausſchuß bildenden Mitglieder, 
deren Function erft mit der Wiedereröffnung eines neuen Landtags erliſcht. 

$, 81. Der Landesherr allein hat das Recht, die Stände zu berufen 
und die ftändifche Werfammlung zu vertagen, aufzulöfen und zu fchließen. 
Ständifhe Verſammlungen ohne landesherrliche Zufammenberufung, oder na 
bereits erfolgtem Schluß, oder nad) gefchehener Vertagung des Landtags, ‚find 
unzuläffig und gefegwidrig, und alle dabei gefaßten Beſchluͤſſe find nichtig. 

$. 82. Die Stände genießen während des Landtags einer völligen 
Unverfegtheit der Perfon, und koͤnnen während diefer Zeit ohne Einwilligung 
der Ständeverfammlung einer Art von Arreft unterworfen werden, den Fall 
einer Ergreifung auf friſcher That bei begangenen Verbrechen ausgenommen, 
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wo aber der Ständeverfammlung ungefäumt Anzeige des Vorfalls mit An- 
gabe der Gründe gemacht werden foll. | 
$. 83, Die Eröffnung, eines Landtags, fo wie die Schließung deſſel⸗ 
ben, geſchiehet von dem Landesherrn entweder in eigener hoher Perſon, oder 
durch einen befonders dazu beauftragten Commiffair, und nad dem Schluffe 
wird der den Ständen bereits eröffnete Landtagsabſchied bekannt gemacht. 


Siebenter Titel, 
Bon der Gefhäfsorbnung bei den Landtagen. 


$. 84. Auf den Landtagen find alle ſtaͤndiſche Angelegenheiten in ber 
Regel von der Gefammtheit der Stände zu behandeln, 

Diejenigen, welche für befondere Commiffionen. oder, den Landfchaftes 
director allein gehören, find unten angegeben. 

$. 86. Nach Beendigung der Wahlen erfolgt die Zufammenberufung 
der Stände von dem Negenten duch ein Refeript an bie Landesregierung, 
mit Beftimmung des Orts und ber Zeit. Hierauf wird eine allgemeine Bes 
fanntmahung im Negierungsblatt, und an jedes Ständemitglied ein befons 
deres Einberufungsfchreiben erlaſſen. | 

$. 86. Die Abgeordneten haben ihre Anmwefenheit einer dazu ernannten 
landesherrlihen Commiffion zu melden, ober bei derfelben ihr Nichterfcheinen 
ſchriftlich und zeitig zu entfchuldigen, um deren Stellvertreter noch einberufen 
zu koͤnnen. Wenn nicht wenigftens zwei Drittheile der Abgeordneten anwe⸗ 
fend find, kann weder. der Landtag eröffnet, noch fonft eine vorbereitende 
ſtaͤndiſche Verhandlung mit Gültigkeit vorgenommen werden. 

8. 87. Die landesherrlihe Commiffion verfammelt dann zuvörderft an 
einem dazu beftimmten Tage die Abgeordneten, um die Wahl eines Lande 
fchaftsdirectord und eined Secretairs, fo wie eines Stellvertreterd für den 
Landſchaftsdirector und den Secretair, von der Ständeverfammlung bewirken 
zu laffen. Die Wahl felbft geſchiehet durch geheimes Stimmgeben an bie 
Commiffion, nad der Drdnung des natürlichen Alters der einzelnen Abges 
ordneten. | 

$. 85. Zu biefen Stellen ift jedes Mitglied der ftändifchen Verſamm⸗ 
lung, welches im Lande angefefjen ift, wählbar. Um die zu diefen Wahlen 
nöthige unbedingte Stimmenmehrheit zu erlangen, kann fo lange abgeftiimmt 
werden, bis wenigftens Stimmengleichheit erfolgt; dann entfcheidet das Loos. 

$. 89. Die gefchehenen Wahlen werden dem Landesherrn von ber 
Commiffion zur VBeftätigung vorgetragen. Erfolgt diefe aus anzugebenden 
Gründen nicht ducchgängig;.fo wird wegen ber Nichtgenehmigten zu einer 
anderweiten Wahl gefchritten, die ebenfalls vorzutragen ift, 

$. 90. Rach eingegangener landesherrlihen Beftätigung gefchiehet bie 
Eröffnung der ftändifchen Verfammlung, nachdem vorher der Landfchaftsbi- 
tector, ‚der Secretair, und bie Stellvertreter derfelben, von der Commiffion ver: 
pflidtet worden find, In der Ständeverfammlung figt der Landfchaftsdirec- 
tor oben an, und neben ihm zur linken Seite der Sectetair und die Stell: 
vertreter von beiden, die übrigen Stände aber nach der Ordnung ihres natürs 
lichen Alters. Die Mitglieder des Landesminifteriums haben bei der Stän: 
deverfammlung freien Zutritt, außer bei Abftimmungen und vertraulichen 
Sigungen. 

$. 91, Der. Landfchaftsdirector. hat zur Leitung der Gefchäfte die Rechte 
und Obliegenheiten eines Gollegialpräfidenten. Er empfängt die Eingänge, 
beſtimmt, eröffnet und fchließt die Sigungen, leitet die Berathungen, vers 
er alle Abſchweifungen, und ſtellt die Gegenftände des Abftimmens in 
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einzelnen zur umbebingten Bejahung und Verneinung geeigneten Fragen auf; 
er handhabt bie Ordnung, fo mie die Gefege des Anftandes, buldet Feine 
Derfönlichkeiten oder beleidigende Aeußerungen, und kann, falls ein Mitglied 
feine Berweifung zur Ordnung unbefolgt läßt, die Sigung alsbald ſchließen, 
und die Gefammtheit der Stände darf dann in ber nächften Sitzung Miß— 
billigung umd, im Wiederhohlungsfalle, zeitige ober gänzliche Ausſchließung aus 
der Ständeverfammlung erkennen, Der Landfhaftsdirector erhält ferner bie 
fhriftlihen Anzeigen ‘von dem Grund ber Abmwefenheit der im Drte ſich ber 
findenden Mitglieder, ertheilt den Anmefenden einen Urlaub bis zu vier Ta— 
gen, und bringt die Geſuche um einen längern oder um gänzlidyen Abgang 
bei der Ständeverfammlung zum Vortrag, von welchem ſodann auch hoͤch⸗ 
ften Orts Anzeige’zu machen if. 

$. 92. Der Secretair führt die Protocolle in den allgemeinen Sigun- 
gen, entwirft bie fhriftlichen Ausfertigungen und Beſchluͤſſe, und forget für 
Ordnung ber Ganzlei, fo wie für Aufbewahrung und Ordnung der Akten. 

6. 93. Zu Anfang der Sisung wird das Protocoll der vorhergehen: 
den, um ed mit Einverftändniß ber Ständeverfammtung zu faffen, durch den 
Secretair vorgelefen, von dem Präfidenter und dem Secretair unterfchrieben, 
und von ſaͤmmtlichen anmefenden Deputirten fignirt, Nach Bekanntmachung 
des Inhalts der Eingänge feit der Iegten Sigung wird zur Tagesordnung 

gefcheitten. | | 

Ä $. 94. Zuerſt find nämlich die von dem Landesherrn den Ständen 
vorgelegten Anträge und zwar in ber Orbnung, mie fie gefaßt und eingegan« 
gen find, in Berathung zu ziehen. Die Mittheilung diefer Anträge geſchiehet 
ſchriftlich, entweder durch das Landesminifterium, oder eine befondere Come 
miffion. Zur Beförderung des Ganges der Gefchäfte Finnen wichtige Anges 
Tegenheiten durch Mitglieder ded Landesminifteriums oder befondere Commif: 
ſionen in ber Ständeverfammlung noch beſonders muͤndlich erörtert und erlaͤu⸗ 
tert werden. 

$. 95. Wenn die vorhandenen -Tandesherrlichen Anträge durch Beſchluͤſſe 
erledigt find; dann merden diejenigen Gegenftände in der von dem Landſchafts⸗ 
“Ditector zu beftimmenden Ordnung vorgenommen, melde von den Mitgliedern 
der Ständeverfammlung in Antrag gebraht worden find. Es fteht nämlich 
jedem Mitgliebe, wie dem Landfchaftsdirector, frei, Über fonft irgend wichtige 
Begenftände, die nicht in den Iandesherrtichen Anträgen enthalten find, Vor— 
‚trag zu thun, Nachdem es feine Abficht dem Landfchaftsdirector angezeigt, 
und diefer einen Tag dazu beftimmt hat. Schriftliche Verhandlungen der 
Stände mit andern Behörden oder Perfonen außer dem Landesminiſterium 
find nicht geftattet, | | 
6.9, Zur Bearbeitung einzelner Gegenftände kann die Verfammlung 
einige aus ihrer Mitte durch die Wahl, nach relativer Mehrheit der Stim- 
men, ernennen. ' Diefe Commiffionen haben ſich mit den Mitgliedern des 
Minifteriums oder den Landtagscommiffarien zu benehmen, um bie erforber- 
lichen Nachrichten zu erhalten, oder um zu einer Ausgleihung etwa abwei⸗ 
chender Anfichten zu gelangen. Bei den Verhandlungen einer foldhen Com: 
miffion führt ein Mitglied das Protocol, die Beſchluͤſſe werden nad) abfor 
Inter Stimmenmehrheit gefaßt, und durch ein von der Commiffion felbft ges 
mähltes Mitglied derfelben entweder mündlich oder fchriftlich in der- ftändifchen 
Verfammlung zum Vortrage gebracht. Bei der Berathung darüber hat jedes 
Mitglied der Commiffion feine Stimme fo gut, wie die übrigen Stände. 

$. 97. Nur diejenigen, welche einen Antrag machen, oder den Beſchluß 
einer Commiſſion vorzutragen haben, find zur Vorleſung ſchriftlicher Auffäge 


— 
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berechtigt; den Übrigen Mitgliedern ift es zwar freigeftellt, ihre Meinungen 


über die vorgefommenen Berathumgspuncte ausführlich zu aͤußern; fie haben 


fi) aber auf mündliche Vorträge zu befchränten. 

$. 98. Findet der Landfchaftsdirector die in Berathung gelommenen 
Gegenftände zur Faſſung der nöthigen Befchlüffe genugfam vorbereitet; fo 
wird zur Stellung der Fragen, worüber abgeftimmt werden fol, übergegans 
gen, und es ſteht jedem Mitgliede frei, auf Abänderung bdiefer Stellung ans 
zutragen, Iſt hieruͤber die Discuffion beendigt; fo erklärt der Landſchafts⸗ 
director die ftändifhen Verhandlungen darüber für gefchloffen, und fegt einen 
Tag zur Abftimmung feft. Die Abftimmung erfolgt dann ohne weitere Ex: 
Örterung. Jedes Mitglied flimmt auf die vorgelegten Fragen des Landfchaftss 


Directors ($. 91.), aufgerufen vom Juͤngſten an nach der Reihe der Sige, 


zulegt der Secretaiv und Landfchaftsdirector, durch Ja oder Mein. Der 
Secretair bemerkt das Refultat der Abftimmung der Zahl nah, und der 
Landfchaftsdirector fpriht am Ende den Beſchluß der Stunde aus, 

$. 99. Zur Güftigkeit eines ſolchen Beſchluſſes ift die abfolute Mehrs 
heit der Stimmen bei Anmwefenheit von wenigftens zwei Drittheilen der ftäns 
difchen Gefammtheit nöthig, und zu Abänderung der ftändifchen Verfaſſung 
wird die Gleihftimmung von drei Viertheilen derfelben erfordert. Tritt ſtatt 
der abfoluten Stimmenmehrheit im erftern Fall eine Gleichheit der Stimmen 
ein, und bleibt diefelbe auch nad) nochmaliger Abſtimmung; fo entfcheidet 
der Ausſpruch des Megenten ; bei andern Gegenftänden die Meinung für bie 
beftehende Einrichtung, umd bei Befchwerden gegen Einzelne die ihnen güns 
fligere Anſicht. Gegen einen auf die vorgedachte Weife gefaßten Beſchluß 
findet durchaus feine weitere Einwendung Statt. | 

$. 100. Die Belhlüffe der Ständeverfammlung werden mit der gehös 
tigen Deutlichkeit und Beſtimmtheit abgefaßt, und im Concept von fämmtli: 
chen anmefenden Deputirten fignirt, umter der Aufſchrift: Erklaͤrungsſchrift 
der getreuen Stände des Herzogthums Coburg: Saalfeld, vom Landfchaftss 
director und Secretair unterfchrieben, dem Landesminifterium übergeben, und 
von bdiefem werden die Reſolutionen des Regenten den Ständen ebenfalls 
ſchriftlich eröffnet. | 

$. 101. Mündliche Erklärungen der Stände über vorgelommene Be: 
sathungspuncte finden eben fo wenig, als mändliche Anträge, bei dem Me: 
genten Statt; aud ift zu Deputationen der Stände an den Landesherrn 
jedesmal eine vorher dazu eingehohlte Erlaubniß nöthig. 

$. 102, Bei einem blos vertagten Landtage gefchiehet die Zuſammen⸗ 
berufung der Stände dur den landfchaftlihen Ausfhuß auf den Grund 
eines. landeöherrlichen Meferipts, und die Gefchäfte werden dann in derfelben 
Ordnung, wie. fonft, auf den Landtagen behandelt. 

$. 103. Die Mitglieder der Ständeverfammlung erhalten auf Begch: 
ven aus der Landeskaffe fowohl Vergütung der Neifekoften, als aud) eine 
für alle ganz gleichmäßige tägliche Ausloͤſung für die Zeit ihres Aufenthalts. 

Achter Titel, 
Don dem ftändifhen Ausfhuß. 


6. 104. MWährend ber Zeit, wo feine Ständeverfammlung Statt fin 
bet, werben bie landftändifchen Gefchäfte durch einen Ausfchuß beforgt, wel 
her aus | 

a) dem Landfchaftsbirector und bem Secretair, dann 
b) vier andern Mitgliedern der fländifchen Verfammlung beſtehet. 
Dieſe vier Mitglieder werden von der a jedesmal 
5 
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während des Landtags durch abfolute Stimmenmehrheit gewählt, und dem 
Landesheren zur Genehmigung angezeigt. Die Wirkfamkeit diefes Ausfchuffes 
hört bei der wieder eintretenden Verſammlung der ftändifhen Gefammtheit 
auf, und die Mitglieder deffelben nehmen an den Gefchäften. diefer VBerfamme 
fung jedoch in dem Fall, daß der Landtag, wo der Ausihuß gewählt wor 
den, gefchloffen und nicht blos vertagt feyn follte, nur infoferne Theil, als 
fie bei der jegt neu auftretenden Ständeverfammlung entweder felbft zu Stäne 
demitgliedern bei derfelben gewaͤhlt und beftätigt find, oder als die neue Stän- 
deverfammlung über ihre bisherige Gefhäftsführung Auskunft oder Rechen- 
[haft verlangt. a | 

$. 105. Die Verrihtungen des Ausfchuffes find: 

1) die Zufammenberufung ber landftändifchen Abgeordneten, wenn von 
dem Landesheren, entweder auf Antrag des Ausfchufjes, oder aus eige- 
ner Bewegung ein vertagter Landtag wieder in Thätigkeit gefegt wird; 

2) vorläufige Berathung und Bearbeitung der bei der fLändifchen Ge: 
fammtheit zum Vortrag Eommenden Gefchäfte, fo weit fie nämlid) 
fhon vor der Zufammenkunft bekannt find; 3. B. vorläufige Prüs 
fung der Etatsberathung über vorgefommene Beſchwerden, Revifion 
der früherhin ohne landſchaftliche Concurrenz erlaffenen Verordnungen, 
Begutahtung der von dem Gouvernement mitgetheilten Gefegentwürfe 
u. f. mw. Uebrigens fteht dem Ausfchuß während der Zeit, wo ders 
fetbe die ftänbdifchen Gefchäfte allein zu beforgen hat, frei, in Anfes 
bung der ihm erforderlichen Nachrichten und Aufichlüffe ſich unmit⸗ 
telbar an die oberfte Landesbehörde zu wenden; und verficht es fich 
von felbft, daß die Mitglieder der Ständeverfammlung in den Ple— 
narfigungen an das Gutachten des Ausfchuffes nicht gebunden find; 

3). fortwährende Vertretung der Stände aufer dem Landtag mährend 
feiner Periode. Der Ausfhuß kann jedody weder Steuern und ans 
dere Belaſtungen des Staatsbürger bewilligen, noch ſich definitiv 
über. Gefegvorfchläge oder andere zur unmittelbaren Tognition der 
Landſchaft geeignete Gegenftände erklären. 

Angelegenheiten, welche nicht bis zum nächften Landtag ausgefegt wer 
den können, find nach vorgängiger Genehmigung ded Landesherrn, zur Er— 
Iparung der Kojten eines Landtags, von dem Ausfhuß mit den, über feine 
vorläufige Berathung geführten, Protocollen auf dem Wege fchriftlicher Circus 

lation an fämmtliche Landesdeputirte zur Abftimmung zu bringen. 

Zu feiner vollen Competenz gehört: 

a) die fortwährende Aufficht über die Aufrechthaltung ber Berfaffung und 
Vollziehung der von dem Landesherrn genehmigten Beſchluͤſſe des 
Landtags und des feftgefegten Etats; 

b) die Befugniß, in dringenden Fällen Anzeigen an ben Landesherrn zu 
erftatten, oder Borftellungen und Befchwerden anzubringen; 

c) der Antrag auf Bufammenberufung außerordentlicher Landesverfamm: 
lungen, unter Anführung feiner Gründe; 

d) die Unterzeichnung der landſchaftlichen Schuldverfchreibungen z 

e) bie Mitaufficht über die Verwaltung ber Landeskaffe; 

f) auf bie einftweilige Befegung folcher Landitändifhen Stellen anzutra= 
gen, welche bis zum nächiten Landtag nicht ausgefegt bleiben Eönnen. 

$. 106. Die Aufficht über die Verwaltung der Landeskaffe wird von 
‚ einem Mitgliede des Ausfchuffes und einem Mitgliede der Landesregierung 
beforgt. Diefe Kaffencuratel iſt der Landesregierung und der gefammten 
„Landfhaft, fo wie dem Ausfhug in der Art untergeordnet, daß alle zur 
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Landeskaffe ſich eignenden Zahlungsanmeifungen, welche nad) ber Kaffenord: 
nung einer Zuftificatue bedürfen, nur unter Mitwirkung der Guratel an die 
Landeskaſſe gelangen können. Der Landeskaffirer fteht unter der Kandesregie: 
zung und dem landfchaftlihen Ausfhug in Beziehung auf den formellen Ge: 
fhäftsgang; bei verfchiedenartigen Anfichten der herzoglichen Landesregierung 
und des landſchaftlichen Ausfchuffes entfcheidet, nach vorgängiger Communi— 
cation bed herzoglichen Landesminifterii und der Ständeverfammlung, oder des 
Ausſchuſſes der Landesherr. 

8. 107. Der Landeskafficer wird auf Lebenszeit ernannt, und von ber 
Landesregierung nach $. 75. verpflichtet. Er muß eine angemeffene Gaution 
ftellen, und kann nur aus benfelben Gründen entlaffen werden, wie jeder 
andere Staatsdiener. Ihm liegt die Verwaltung der Landeskaffe nad) den 
von den Ständen genehmigten und vom Landesheren beftätigten Etats, und, 
in Anfehung der nicht etatsmäßigen Leiftungen, nach den Anweifungen der 
Kaffencuratel ob. | 

6. 108. Der Landfchaftsbirector, der Secretaie und der Kaffirer bezies 
ben fire Befoldungen aus der Landeskaſſe; die Ausfchußdeputirten aber. erhal: 
ten bei ihren Verfammlungen, weldye jährlich wenigftens zweimal gehalten 
werben, und deren in der Regel auf drei Wochen beftimmte Dauer jedesmal 
von ber landesherrlihen Beftimmung nad) Einſicht der vorwaltenden Ge: 
ſchaͤfte abhängt, den Erfag der Reiſekoſten und diefelbe Austöfung, wie bie 
Abgeordneten bei den Landtagen. 

$. 109. Außer den regelmäßig jährlich zweimal, im Frühjahr und im 

Herbft, nad) vorgängiger Anzeige bei dem Landesheren, Statt findenden Zur 
fammentünften, kann ſich der Ausfhuß, zur Beforgung der ihm obliegenden 
Geſchaͤfte, nur nad) vorgängiger Genehmigung und Einberufung des Landes: 
beren verfammeln. 
In Anſehung ber Form der Verhandlung gelten biefelben Beftimmun: 
gen, welche für die Gefchäfte auf den Landtagen feftgefegt find. Die Pro: 
tocolfe find aber fo zu fafjen, daß die übrigen oder künftigen Landesdeputir— 
ten den Gang ber Verhandlungen und bie Gründe, welde einen Beſchluß 
oder ein Gutachten motivirt haben, daraus erfehen können. In dringenden 
und bei minder wichtigen Angelegenheiten Eönnen die Meinungen der Aus: 
[hußdeputirten aud außer der Berfammlung durch den Director fchriftlich 
eingehohlt werben. 

Die Berichte und Erpeditionen ergehen nicht im Namen ber gefammten 
Landihaft, fondern unter der Auffchrift: Deputation der Stände des Her: 
zogthums Coburg: Saalfeld, und Refolutionen werden auch an diefe Depus 
tation gerichtet. Die Ausfertigungen find im Concept von dem Landſchafts⸗ 
director und den Deputirten zu zeichnen. Die Voliziehung der Reinfchrift 
erfolgt aber von bem erften und dem Secretair. 

8. 110. Sollte der Landſchaftsdirector ſierben, oder ſonſt austreten; 
ſo geht ſeine Function, ſo wie auch in andern Verhinderungsfaͤllen, auf den 
aͤlteſten Deputirten uͤber. Sollte aber nur noch ein Glied des Ausſchuſſes 
übrig ſeyn; fo iſt die Zuſammenberufung eines Landtags und die Wahl neuer 
Ausfchußmitglieder möglichft zu befchleunigen. 

$. 111. Sollte der Secretair zu einer Zeit fterben, oder font abgehen, 
wo der nächfte Landtag noch über zwei Monate entfernt iſt; fo hat der Aus: 
ſchuß bis zum naͤchſten Landtag ein.anderes Mitglied des Ausſchuſſes zum 
Serretäir zu wählen, und ihm ‚mit Genehmigung bes Lendethera die Ge⸗ 
ſchaͤfte des Secretairs interimiſtiſch zu übertengen. 
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Meunter Titel, 
Bon dem Rehnungsmwefen bei der Landeskaſſe. 

$. 112. Einige Zeit vor Eröffnung eines ordentlihen Landtags ent: 
wirft die Finanzbehörde, unter Soncurtenz ber gefammten Landesregierung, 
die. Etats, welche in ber Megel auf ſechs Jahre einzurichten find, und biefe 
Entwürfe werden von dem Minifterium dem beftehenden Ausſchuß zur vors 
bereitenden Verfügung mitgetheilt. Zu biefer Prüfung kann der landfcafts 
lihe Ausfhug die Mittheilung aller Notizen von dem Landesminifterium 
verlangen, welche nicht nur eine volljtändige Weberficht des Zuftandes aller 
Kaffen geben, fondern auch die Beurtheilung der Mittel zur Aufbringung der 
erforderlichen Bedürfniffe erleichtern. 

6. 113. Die förmlihe Prüfung der Etats erfolgt. auf den Landtagen, 
und die Ständeverfammlung berathet ſich über deren Ausführung hinſichtlich 
der Mothmwendigkeit der darin aufgeführten Bedürfniffe, und hinficytlich der 
Ausführbarkeit der zu machenden Verwilligungen. Das Refultat diefer Be: 
tathung wird, mit der Anzeige der gemachten Bermwilligung, in einer eigenen 
Erklärungsfchrift dee Ständeverfammlung an ben Landesherrn gebracht, wor⸗ 
auf von Seiten des Landesheren entweder die Beftätigung der vom Landtag 
gefchehenen WVorfchläge erfolgt, oder eine nochmalige Prüfung und Erörterung 
der Sache veranlaft wird. 

$. 114. Sind der Landesherr und ber Landtag über bie ſaͤmmtlichen 
für die nächte Finanzperiode und in derfelben erforderlichen öffentlichen Ab: 
gaben, über deren Betrag, Art und Erhebungsweife einverftanden; fo werden 
diefe Abgaben, als von ben Landftänden vermwilligte und von dem Landesheren 
genehmigte, mittelft landeshertlichen Patents ausgefchrieben, und find von 
einem Landtag zum andern als beflchend anzunehmen. | 

$. 115. Auf die bei dem Landtage feftgefegten und von dem Landes 
bern genehmigten Etats ift von den fämmtlichen treffenden Kaffenbehörden 
im Lande, fo wie von dem Landfchaftlihen Ausfhuß, ber Landesregierung 
und dem Landesminifterium, bei eigener Vertretung, auf das ftrengfte und 
unverbrüchlichfte zu halten. 

$. 116. Die vorftchenden Beftimmungen, welche zunaͤchſt die Dedung 
ber gewöhnlichen Staatsbedürfniffe zum Gegenftand haben, gelten auch von 
dem Fall, wo entweder nach eigenem Ermeſſen des Landesheren, oder auf 
den Bericht eines Landescollegiums, andere als bie fchon mit Zuftimmung 
der Ständeverfammlung beftimmten Finanzmaafregeln, melde auf das Sn: 
tereffe des Landes Einfluß haben können, ergriffen, oder andere außerordent: 
liche Leiftungen und Anftrengungen der Staatsbürger erforderlich werben foll: 
ten. Der Antrag dazu geht von dem Landesheren 'unmittelbar an den 
Landtag, und erft wenn biefer feine Einwilligung ertheilt hat, erfolgt die 
— Beſtaͤtigung und die Bekanntmachung derſelben in dem geſetzlichen 

e. 
$. 117. Sollten ſich in der Zeit von einer ber gewöhnlichen landſtaͤn⸗ 
bifhen Verſammlungen zu der andern ſolche außerordentliche, nicht vorher zu 
fehen gemefene, Ereigniffe zutragen, welche von der Landeskaſſe eine betraͤcht⸗ 
liche Zahlung, auf die in dem Etat nicht gerechnet werden konnte, unab: 
wendbar erfordern, oder Anftengungen und Leiftungen moͤglich machen; fo 
wird in minder wichtigen und eiligen Fällen die Zuſammenkunft des Aus: 
ſchuſſes, in wichtigern Fällen, welche für folche von ber abfoluten Mehrheit 
der Deputirten bei der Girculation des von dem Ausfhuß gemachten Antrags 
erklärt werden, eine außerordentlihe Verſammlung der landſtaͤndiſchen Abge 
ordneten vom Landesheren verfügt werden. 
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$. 118. Die Legung der Landeskaffenrechnungen erfolgt jedesmal in: 
nerhalb der erften zwei Monate nach dem Scluffe des Rechnunasjahres. 
Die Landesregierung nimmt hierauf gemeinfchafttich mit. dem fandfchaftlichen 
Ausfhuß die Prüfung derfelben vor, welche die Kaffencuratel zweckmaͤßig vor: 
zubereiten und zu erleichtern hat, und dann folgt; nad; vorgängiger Juſtifi⸗ 
catur, die Decharze des Rechnungsführers, auf den gemeinfchaftlichen Be: 
richt der Landesregierung und bed landſchaftlichen Ausfchuffes, von dem Lan: 
beöheren. 

8. 119. Diejenigen Diener, welchen bie Domainenverwaltung obliegt, 
find dafür verantwortlich, daß die Stände in Stand gefegt werden, ihren 
Verpflihtungen, binfichtlih der Erhaltung des Domanialvermögens, immer 
Gnüge zu leiften. 

Behnter Titel. 


Bon der Gewähr ber Berfaffung. 


$. 120. An diefem Grundgefeg und der dadurch geftifteten Verfaſſung 
des Derzogthums Coburg» Saalfeld fol, ohne Uebereinftimmung des Regen⸗ 
ten und det Stände, nad) vorgängiger Berathung auf einem Landtage, weder 
etwas aufgehoben, no hinzugefügt werden. Jeder Staatsdiener wird auf 
deſſen genaue a a, und jeder Landesregent wird bei dem 
Antritt der Regierung bie Aufrechthaltung dieſer Verfaffung durch eine fchrifts 
liche Urkunde bei fürftlihen Worten und Ehren verſichern; und dieſe ſchrift⸗ 
liche Werfiherung noch vor ber Huldigung von dem Fürften in Empfang zu 
nehmen, ift ein außesorbentlicher Landtag zufammen zu berufen. 

Im Falle einer Vormundſchaft ſchwoͤrt der Verweſer, gleich bei bem 
Antritt der eu in ber beshalb zu veranftaltenden Ständeverfamm: 
lung, ben € 
= "Se —— den Staat in Gemaͤßheit ber Verfaſſung und ber be: 

ftehenden Gefege zu verwalten, die Rechte des herzoglichen Hauſes und 
die Integrität des Landes zu erhalten, und dem Herzog die Gewalt, 
deren Ausübung mir anvertraut ift, getreu zu Übergeben.” 

Alte Staatsbürger find bei der Anſaͤſſigmachung und bei der Huldigung 
verbunden, den Eid abzulegen: 

„Ich fchwöre Treue dem Herzog, Gehorfam dem Gefege und Beob: 
achtung der Staatsverfaffung.” 

$. 121. Für diefe Verfaffung foll die Garantie des Bundestags nach⸗ 
gefucht werben. 

Indem Wir die vorftehenden Beftimmungen für das Staatsgrundgefeg 
Unfers Herzogthums Coburg. Saalfeld hiermit erklaͤren, erteilen Wir zugleich 
bie WVerfiherung, die darin enthaltenen Zuſagen nicht nur Selbſt treulich 
zu erfüllen, fondern auch dieſe VBerfaffung gegen alle Eingriffe und Verletzun⸗ 
gen kraͤftigſt zu ſchuͤtzen. 

Zu deſſen Urkund haben Wir diefes Verfaffungs » und Staatsgrundges 
ſetz es vollzogen und mit Unferm groͤßern herzoglicen Siegel bes 
druden la 

&o gefehchen Coburg m — den 8. Auguft 1821. 

(L. S.) Ernf, H. ©. 
v. Gruner. Arzberger. is chi 
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| Herzogthum Sachfen: Meiningen; feit Dem 
15. Nov. 1826: Sahfen-Meiningen-Hildburg- 
baulen-Saalfeld, 


In dem Staate des Herzogs von Meiningen beftanden in dem 
fogenannten Oberlande und in dem Antheile an dem, mit Gotha ge: 
meinfchaftlichen, Amte Römhild Feine Landflände; denn dieſe waren im 
Oberlande, feit feiner Zrennung von Coburg (vgl. v. Hoffs geogras 
phifch=ftatiftifchen Abriß der Länder des Haufes Sachſen, Erneftinifcher 
Linie. Weim. 1819. 8. S. 168), eingegangen; und in Römhild hielten fi 
zum Theil die Rittergutöbefiger vor dem Jahre 1806, zur Reichsritter⸗ 
ſchaft. Allein in dem größern Theile. des Staates, in dem Unter 
lande, dauerten die Landftände fort, und wurden in Ritterſchaft 
und Städte getheilt, von welchen jeder Theil fechd Deputirte zum 
Landtage ernannte, auf welchem die Steuern berathen und bewilligt 
wurben. I En 

An die Stelle biefer, aus früherer Zeit fortbauernden, ftäıdifchen Land: 
tagsform trat am 4. Sept. 1824 ein neues, vom regierenden Herzoge ge . 
gebened, Grundgefeg, dad unter allen neuen Verfaſſungen mit der 
Weimarifchen die meifte Achnlichfeit hatte. Sie beftand bis zu ber 
Ländertheilung am 12. Nov. 1826. 


a) Grundgefeß über bie lan dſtaͤndiſche Verfaſſung des Her: 
zogthums Sachen »Goburg = Meiningen, v. 4. Sept. 1824. 


Wir Bernhard, von Gottes Gnaben Herzog au Sachſen, Juͤlich, Cleve und 
Berg, auch Engern und Weſtphalen, Landgraf in Thuͤringen, Markgraf zu Meißen, 
— Graf zu Henneberg, Graf zu der Mark und Ravensberg, Herr zu Ra— 
venſtein ꝛc. 

Es iſt Uns nicht entgangen, daß bie Zuſammenſetzung Unferer bisherigen unters 
Känbifchen Landſchaft keineswegs für eine, den Erforbernifien der Zeit entiprechende, 
vollkommene Repräfentation aller Stände geachtet werben konnte, und daß es in 

vielen Faͤllen an genauer Beftimmung ber landfchaftlihen Rechte und Pflichten fehlte. 

um biefen Maͤngeln —— und zugleich, der teutſchen Bundesacte gemäß, 

die Wohlthaten einer lanbftändifhen Einrichtung auf Unfere fämmtlichen Landes— 
theile zu erſtrecken, haben Wir befhloffen, nachfolgende Beftimmungen als 

Grunbgefeg über bie Tandfhaftlihe Verfaſſung des Herzog: 

thums Sadhfen : Goburg : Meiningen 
eintreten zu Taffen- Eu 
= Erfter Abſchnitt. 
uw.’ Allgemeine Beſtimmungen. 

$. 1. In dem Herzogthum Sachen : Coburg: Meiningen befteht eine Lanbftän: 
diſch —— , welche allen Theilen deſſelben, das gemeinſchaftliche Amt Röm: 
hild, unter f fen-gothafiher Zuftimmung, mit eingef&hloffen, gemeinſchaftlich ift. 
$. 2. Drei Stände find in dem Herzogthum Sadjfen : Coburg: Meiningen als 
Landftände anerkannt: der Stand der Nittergutöbefiger, der Stand der Bürger und 
der Stand der Bauern. 


$. 8. Diefe drei Stände bilden die Landſchaft, aus ihrer Mitte werben Abge: 
ordnete gewählt und durch diefe ſaͤmmtliche Etaatsbürger vertreten. . 
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$. 4. Alle ber Landſchaft zukommenden Rechte koͤnnen nur von den geſetzlich 
beftehenden Bolkövertretern in ber Art und unter den Bedingungen ausgeübt vers 
ben, wie folches in gegenwärtiger Berfaffungsurkunde feftgefegt ift. . 

5.5. Die bisherige, nur auf einen Theil des Herzogthums, naͤmlich das Un: 
terland, Bezug habende Landfchaft, wird als aufgelöfet betrachtet, fobald dieſes 
Grundgefeg verkuͤndigt ift. 

$. 6. Die ältere landfchaftliche Verfaffung und das, auf vieljährige Obfervanz 
gegründete, Verfahren bei derfelben, behält aber in den Fällen, in welchen dieſes 
GSrundgefeg keine Auskunft giebt, fo lange fubfidiarifhe Gültigkeit, bis eine Abaͤn⸗ 
berung gefeglich feyn wird. 

Zweiter Abfhnitt, 
Rechte des Regenten, in Bezug auf die landftändifhe Verfaffung. . 

$. 7. Der Regent beruft und eröffnet den Landtag. Ohne des Regenten aus: 
drüdliche Genehmigung können die Landftände fih nie zu einem Landtag vereinigen. 

$. 8. Die Erdffnung des Landtags kann der Regent durch einen hierzu bevoll⸗ 
mächtigten Commiſſarius bewerkitelligen laffen. 

- 5.9 Der Regent ſchließt den Landtag und vertagt benfelben. 

R} 10. Der Schluß des Landtag wird durch einen Landtagsabfchieb bewirkt; 
bie Vertagung gefhiehet, nad) dem Ermeffen des Regenten, ober auf Antrag des 
ge ſelbſt. Ohne landesherrlihe Genehmigung darf der Landtag nicht ausein- 

er gehen. 

Die Vertagung erfolgt durch ein, an die gefammte Landſchaft gerichtetes, vom 
Regenten, nad) vorgängiger Gontrafignatur feines geheimen Minifteriums, vollzo⸗ 
genes Reſcript. Nach defien Eingang find alle weitere Verhandlungen des Land» 
tags ungefeglic. 

$. 11. Aus jedem ber drei Landftände, nämlih aus den Rittergutöbefigern, 
aus den Bürgern und aus den Bauern, ernennt der Regent einen Abgeordneten zum 
Landtag. Derjenige, welcher vom Regenten hierzu aus dem Stande ber Ritter: 
gutsbefiger erwaͤhlt wird, ift Landmarſchall und verliert diefe Stelle nur dann, 
wenn zwei Drittel ber gefammten Landſchaft beim Regenten darauf antragen, und 
ihren Antrag mit triftigen Gründen unterftügen. 

$. 12. Die Wahlen der landſchaftlichen WBorftands» und Ausſchußmitglieder, 
fo wie bie der fonftigen landfchaftlihen Beamten, bedürfen der landesherrlichen Bes 
ftätigung ; dieſe Beftätigung wird jedod nur unter Anführung der Gründe verfagt. 
"813. Zu ben landſchaftlichen Sigungen können vom Landesherrn ein bis zwei 

Commiſſarien abgcorbnet werden, bie in benfelben Antheil an ben Deliberationen 
nehmen, aber Eein wirklihes Stimmrecht, und fih, während ber Abftimmung, zu 


entfernen haben. | 
Dritter Abfhnitt. 
Rechte der Landſtaͤnde. 


‘8. 14. Es ftchen ben Landftänden zur Ausübung durch ihre Vertreter ($. 4.) 

folgende Rechte zu: “ 

1) das Recht, gemeinfhaftlih mit dem Landesfürften unb den von Ihm dazu 
beauftragten Behörben, die Staatsbebürfniffe, Soweit biefelben aus landſchaft⸗ 
lihen Kaffın und aus dem VBermögen der Staatsbürger zu beftreiten find, 
zu prüfen, und bie zu ihrer Dedung erforderlichen Einnahmen und Ausgas 

en fejtzufegen (Beftimmung des Etats); 

2) das Recht, über jede Beſteuerung und andere Belaftung der Staatsbürger, 
fo wie über jede allgemeine Anordnung, weldye darauf — haben moͤchte, 
ehe fie zur Ausführung kommt, gehört zu werben, dergeſtalt, daß ohne der 
Landftände ausdrüdtiche Verwilligung weder Steuern, oder andere Abgaben 
und Leiftungen im Lande ausgefchrieben und erhoben, nod) Anleihen auf die 
landſchaftlichen Kaffen und das Vermögen der Staatöbürger gemadjt, noch 
fonft Finanzmaafregeln ergriffen werben dürfen, welche das Landescigenthum 
und das Vermögen der Staatsbürger in Anfprucd nehmen; 

8) das Recht, alle Einnahmen an Steuern und allen fonftigen.von ihnen ver- ' 
willigten Abgaben. in einer eigenen Kaffe zu verwalten und nur, zu ben im 

“ Etat angegebenen beftimmten Zwecken verwenden zu laſſen; er 

4) das Recht, darüber zu wachen, daß die Subftanz des Kammervermögens 
erhalten werbe; ee EUER, 

5) das Recht, dem Fürften Vortrag zu thun über Mängel und Mißbraͤuche in 





826 Meiningen. 
— und in der Staatsverwaltung, mit Vorſchlaͤgen zu deren 
ng5 

6) das Recht, bei dem Fürften Beſchwerde und Klage zu erheben gegen bie 
—— Raͤthe und gegen bie andern Staatsdiener und, Staatöbehörben, 

ber derfelben Willkuͤhr und über deren Eingriffe in die gefegliche Freiheit, 
die Ehre und das Eigenthum der Staatsbürger, fo wie über Verlegung der 
landſchaftlichen Verfaſſung; 

7) das Recht, an ber Geſetzgebung in der Art Theil zu nehmen, daß neue Ge- 

. fee, welche entweder die Landesverfaffung betreffen, ober bie perſoͤnliche 
Greiheit, die Sicherheit und das Eigenthbum der Staatsbürger im ganzen 
Lande, ober in feinen einzelnen Theilen, zum Gegenftande haben, ohne ihren, 
ber Landftände, vorherigen Beirath nicht erlaffen werden dürfen; 

8) das Recht, ſich durch einen Iandfchaftlichen Vorſtand ($. 72.) permanent ver- 
treten zu laffen, einen weiteren Ausſchuß ($. 74.), einen Landfchaftlichen 
Syndicus oder Secretair ($. 87.) und einen landfchaftlihen Kafſirer (4. 88.) 
zu wählen, welche bie landſchaftlichen Angelegenheiten von einem Landtag 
zum andern zu beforgen haben. 


Bierter Abſchnitt. 
Anzahl und Wahl der Volksvertreter aus dem drei Landſtaͤnden. 


8. 15. Fuͤr das gefammte Herzogthum werben 21 Abgeordnete als Volksver⸗ 
treter erwählt, fieben von dem Stande der Rittergutsbefiger, fieben aus dem Stande 
der Bürger, und fieben aus dem Stande ber Bauern, alles mit Einfluß derer, 
die ber Regent zu ermählen bat ($. 11.). 

$. 16. Aus dem Stande ber Rittergutöbefiger werben zwei, aus bem Stande 
—— und Bauern aber für jeden Abgeordneten auch ein Stellvertreter ges 
wählt. 


Allgemeine Beftimmungen über bie Wahl der Abgeorbneten. 

$. 17. Jeder Wähler muß das 2öfte Lebensjahr erreicht haben, feinen Willen 
felbftftändig erflären Eönnen, ſich zur hriftlihen Religion bekennen und in unbes 
fcholtenem Rufe ftehen, auch nicht in einem felbftverfähuldeten Concurſe befangen feyn. 

$. 18. Die Wahlen gefchehen nach abfoluter Stimmenmehrheit der Wähler, 
und zu einer gültigen Wahl müffen zwei Drittel derfelben verfammelt gewefen ſeyn 
und geftimmt haben. i 

‘ 19, Staats⸗ und Hofbiener find von ben Wahlen nicht ausgefchloffen, ſon⸗ 
dern wählen in dem Stande, in welchem fie, nad) ihren flaatöbürgerlichen V ⸗ 
niſſen, eingereiht ſind. Sie beduͤrfen aber zur Annahme bes Amtes eines landſchaft⸗ 
lichen Abgeordneten die ausdruͤckliche Erlaubniß des Landesherrn. 

Wahl der Abgeordneten aus dem Stande der Rittergutsbeſitzer. 

8. 20. Das Wahlrecht zur Beſtimmung ber ritterſchaftlichen Landesabgeord⸗ 

neten fteht bermalen zu den Befigern folgender Güter: 


Allendorf, Katzberg, 
Almerswind, Kaͤtzerode, 
Bauerbach, Melkers, 
Behlrieth, Metikeſche Lehnſchaft, 
Berkach, Niederſchmalkalden, 
Bibra, Nordheim, 
Craimer, Oberellen, 

N) —— 
Ehnes, Oberro n, 
Einndbhaufen, Rabelögrube, 
Ellingshaufen, Rippershaufen, 
Brauenbreitungen, Roͤhrigshof, 
Friedelshauſen, Roſa, 
Geba, Rofdorf (v. Wechmar), 
Gleicherwiefen, Roßborf (v. Geyfo), 
Gleimershaufen, Rupprechtöhain, 
Grumbad, Salzungen (v. Buttlar), 


' 


— 
— nach (dammerwert), 


Salzungen (v. Redrobt ad dies vitae), 


Stepfershaufen, 
Steinah (Hammerwerk), 
Sinneröhaufen, 
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Schwallungen, Wenigenſchweina, 

Sorge, Werns hauſen und Todenwarth, 

Traͤbes, Weiſſenbrun, wegen der Lehnſchaft zu 
Unterlind, Mengersgereuth, 

Walldorf (v. Bibra), Wildenheid, wegen der Lehnſchaft zu 
Walldorf (v. Diemar), Schwaͤrzdorf, 

Welkershauſen, Wildprechtrode. 


eu Wahlrecht kann ber Regent künftig auch andern dazu geeigneten Gütern 
eilen 


$. 21. Jedes Gut hat bei den Wahlen Ein Stimmrecht; daher müffen bie 
Befiger eines gemeinfhaftlihen Guts fi über ihre Abftimmung vereinigen, und 
wo eine folhe Bereinigung nicht zu Stande kommt, ba gilt die Abflimmung des 
Aelteften ber Befiger. 

$. 22. Die Verhandlung gefchieht in der Reſidenz unter ber Leitung eines 
hierzu vom Landesherrn zu bevollmä tigenden Rittergutsbefigers, und_ fämmtliche 
Wähler haben fich entweder perfönlich einzufinden, oder ihre Vota verfiegelt einzus 
fenden, ober auch ihre Abftimmung durch einen Bevollmächtigten, ber ſich mit einer 
Specialinftruction zu legitimiren hat, abgeben zu laffen. | 

Ber ber Abgeorbneten aus bem Stanbe ber Bürger. 

$. 23. Die Refidenzftadt Meiningen wählt einen Abgeordneten, einen die fand» 
ſtadt Salzungen, einen die Landſtadt Wafungen, einen die Landftabt Roͤmhild, einen 
die Landſtadt Sonneberg, einen bie Landſtadt Scyalfau. 

$. 24. Die Wahlhandlung gefchieht-unter der Leitung eines herzoglichen Com⸗ 
miffarii, und es find nur diejenigen zur Wahl berechtigt, die, außer ben $. 17. 
bedungenen allgemeinen Erforderniffen, das Bürgerrecht in ber Stadt befigen und 
ausüben. ie werden im Ganzen, ober in ſchicklichen Abtheilungen, zum Abgeben 
ihrer Wahlftimmen vorgelaben. 

$. 25. Waͤhlbar ift nur derjenige unter den Wählern, ber ein befteuertes Be⸗ 
ſizthum hat, ober ein befteuertes Gewerbe treibt, und ein unabhängiges Einkommen 
bon wenigftens 300 fl. rhein. jährlich genießt. 

Wahl der Abgeordneten aus bem Stande ber Bauern. 

8. 26. Im Stande der Bauern find diejenigen zur Wahl beredhtigt, welche 
zu einer Landgemeinde gehören, ein Haus, ober wenigftens ſechs Ader Grundeigen⸗ 
thum befisen, und nicht fchon mitftimmten bei bee Wahl der landſchaftlichen Abge⸗ 
orbneten aus einem ber zwei höhern Stände. 

4 27. Zur Erleichterung der Wahl im britten Stande werben drei Wahlbezirke 


ber erfte Bezirk begreift die fämmtlichen Amts» und Patrimonialgeridhtsorts 

[haften der Aemter Meiningen, Maffeld und Römpild; 
ber zweite Wahlbezirk faßt fämmtlihe DOrtfchaften der Aemter Wafungen 

und Sand, Brauenbreitungen, Salzungen und Altenftein in ſich; 
ber dritte Wahlbezirk befteht aus den Ortfchaften der drei Aemter des 

Oberlandes: Sonneberg, Schalkau und Neuhaus. 

$. 28. Aus jedem diefer Bezirke find zwei landſchaftliche Abgeorbnete und zwei 
Stellvertreter zu wählen. 
$. 29. Zu dem Ende wählt jeder Ort, ber bis 50 Häufer zählt, einen Wahl 
mann, jeder Ort von mehr als 50 Häufern aber zwei. 
Einzeln gelegene Häufer werben zu dem Dorfe gezählt, in welches bie Bes 
wohner derfelben zur Kirche geben. 
$. 30. Die Wahl der Wahlmänner gefchieht, unter ber Leitung bes Orts⸗ 
ve und des Scultheißen, in der Art, daß jeber ftimmfähige Einwohner des 
rtö ($$. 17, und 26.) die von ihm getroffene Wahl auf einen Zettel ſchreibt und 
ſolchen, in Gegenwart bes Ortegeifttiden, des Schultheißen und wenigftens noch 
dreier Gemeindemitglieber, in ein bazu beftimmtes verfchloffenes Gefäß legt. 

.$. 81, Der Ortögeiftliche nimmt, wenn alle Zettel eingelegt worden find, fie 
einzeln twieber heraus und verlieft laut die darauf befindlichen Namen, welche von 
dem Gemeindefchreiber und noch einem Gemeindsgliede zu Papier gebracht werben. 

$. 32. Sollte bei der erften Wahl fich nicht gleich eine abfolute. Stimmen 
mehrheit für dig zu wählenden Wahlmänner gezeigt haben; fo ift unter benen, welche 
bie mehrſten Stimmen erhielten, die Wahl auf bie vorbefchriebene Weile fo) Tange 
fortzufegen , bis mehr als die Hälfte der abgegebenen. Stimmen gleich find. Theilen 
ſich die Stimmen gerade in Hälften; jo entſcheidet das Loos. 
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$. 38. Nach gefchehener Ernennung der Wahlmänner haben ſich biefelben an 
einem Zage, weichen für die erfte Wahl eine zu diefem Gefhäft ernannte Organi- 
fationscommiffton. beftimmen und, nebft dem Drte ber weiteren Wahlverhandlungen 
in jedem Bezirke, durch die Unterobrigkeiten befannt madyen laffen wird, vor einer 
Gommiffion, die aus einem Beamten, einem Geiftlichen, oder fonftigen dazu geeig⸗ 
neten Bewohner bed Wahlbezirks und aus einem Protocollführer, nach den Beſtim⸗ 
mungen erftgedacdhter Organilationscommiffion, beftehen foll, zu verfammeln. 

$. 34. Diefe Wahlcommiffion hat ſich weder durch Vorſchlaͤge, noch auf irgend 
eine Weife in die Wahl einzumifchen, ſondern ihr Geſchaͤft befteht nur darin, dem 
erſchienenen Wahlmännern die Beranlaffung ihres Erfcheinens nochmals vorzuhalten, 
und foldhe mit den Eigenfchaften, wodurch ſich jemand zu einem Volksvertreter eig⸗ 
net, befannt zu machen. 

Sft diefes gefchehen; fo muß bie weitere Berathung über die Wahl den Wahl: 
männern allein überlaffen bleiben, jeboch einige Zeit darauf, und jedenfalls noch an 
demfelben Tage, läßt die Commiſſion jeden Wahlmann vinzeln vor fi) kommen und 
fragt ihn, wen er feine Stimme geben wolle, nimmt die Angabe zu Protocol und 
berichtet den Erfolg der Wahlhandlung, mir Einfendung der dabei ergangenen Acten, 
an bie ernannte Organifationscommilflion. 

i Bei Stimmengleichheit entfcheidet auch hier das Loos. 

5. 36. Jeder Wahlmann ift verpflichtet, an dem ihm bekannt gemachten Orte 
und zu ber beflimmten Zeit vor der zur Aufnahme der Wahlftimme verordneten 
Commiffion zu erfcheinen und muß, wenn ihm diefes unmöglich wäre, die Verhine 
derungsgründe, von dem Schultheißen und dem Ortögeiftlichen befcheinigt, der Com: 
miffion vorlegen laffen. ’ 

d. 87. Kommen nicht wenigftens zwei Drittel der Wahlmänner eines Wahl: 
bezirks zuſammen, und müßte fonady sin anderer Wahltag anberaumt werben; fo 
fallen die hierdurch verurfacdht werdenden Koften auf die Wahlmänner, welche, ohne 
— und beſcheinigte Verhinderungsgruͤnde, bei dem zuerſt anberaumten Wahl: 
tage fehlten. 

8. 38. Die hier bei ber Wahl der Abgeorbneten aus dem Stande der Bauern 


‚gegebenen fpeciellen Beftimmungen follen, in analogen Fällen, aud) bei den Wahl: 


handlungen in den andern Ständen Anwendung finden. 

$. 39, Alle Landtagsabgeorbnete werden nur auf ſechs Jahre gewählt; nach 
Berlauf der erften ſechs Jahre kann der Landmarfchall, in Webereinftimmung des 
Regenten mit der Sandfchaft, auf Lebenszeit ernannt werden. In diefem Kalle wird, 
bei. einer neuen Wahl der landſchaftlichen Abgeordneten, der Regent keinen aus dem 
Stande ber Rittergutsbefiger erwählen ($. 11.). | 

. 40. Sollte ein Abgeordneter während der ſechs Jahre, auf die er gewählt 
ift, abgehen, welches durch den Tod, durch freiwillige Austreten, oder durch Ber: 
luft der zu einem landſchaftlichen Abgeordneten gefeglih gehörenden Eigenſchaften 
geichehen kann; fo tritt ein Stellvertreter für ihn ein. Fehlt auch dieſer; fo muß 
auf die noch übrige Zeit der ſechs Jahre eine neue Wahl angeorbnet werden. Dicfe 
kann bei den NRittergutöbefigern, in einem foldyen Kal, auch durch Einfendung ver: 
fiegelter m. an den landf&haftlichen Borftand gefchehen. 

$. 41. RNach jeder Wahl darf der Gewählte das ihm angetragene Amt aus: 
fhlagen, weil man vorausfegen muß, daf Niemand, ohne die allerwichtigften Gründe, 
fi) einem fo ehrenvollen Amte entziehen werbe. 

$. 42. Die oberfte Leitung fämmtlicher Wahlen wirb fürs Erſte einer befon- 
deren Organifatiöhscommiffion übertragen; bei fpäterhin nothwenbig werbenden 
Wahlen long diefe Geſchaͤfte der landſchaftliche Vorftand. 

$. 48. Demnach werden fämmt!ihe Wahlprotocolle von den Wahlverfamm: 
lungen in ben brei Ständen das erfte Mal ber Organifationscommiffion, Künftig 
aber dem landſchaftlichen Vorſtande übergeben, bafelbft geprüft und mit Bericht dem 
Regenten zur Beftätigung vorgelegt. 


$. 44. Eind bie Wahlen gültig und genehmigt; fo erfolgt, das erſte Mat 
durch die Organifationscommilfion, fernerhin aber durch den Landfchaftlichen Vor: 
ftand, die Einberufung zum Landtag. | . 
$. 45. Fſt die Wahl von der unterfuchenden Behörbe für ungültig befunden 
worden; fo trägt: diefe bei dem Fürften, mit Darftellung der Gründe, auf Vernich— 
tung berfelben an. | 
46. Jede Wahl eines Wablmannes, ober eines Abgeorbneten, weldhe den 


gefe lichen © immungen über bie Faͤhigkei i i 
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$. 47. Ungültig, mir Vorbehalt der Beftrafung des dabei vorgekommenen Ver⸗ 
brechens, ift ferner jete Wahl, welche durch Geld oder Geldeswerth erwirkt worden 
it, ingleihen jede Wahl, von welcher ſich erweifen läßt, daß fie zufolge gemachter 
ehungen von Gunft oder Vortheil irgend einer Art, oder zufolge gefchehener 
Bedrohungen mit Rachtheil irgend einer Art, erfolgt ift. 


Fünfter Abſchniit. 
Der Landtag. 


$. 48. Die Berfammlung der auf verfaffungsmäßige Weiſe erwählten land⸗ 
fhaftlichen Abgeordneten bildet den Landtag. ’ . 

$. 49. Die Landtage theilen fi in ordentliche und außerordentliche. Zu einem 
ordentlichen kandtage werben die landſchaftlichen Abgeordneten von drei zu drei’ Jah— 
ren, zu einem außerorbentlihen Landtage aber fo oft zufammen berufen, als es 
nad) dem Ermeffen des Regenten nothwenbig ift. 

$. 50. In ber Regel wird ber Landtag in ber Reſidenzſtadt gehalten, und bie 
In Sigungen finden in dem bafelbft befindlichen Landfchaftlichen Ges 

ude Statt. 

$. 51. Die, in Folge erhaltener Einberufungsfchreiben, an dem darin beſtimm⸗ 
ten Zage ſich verfammelnden landſchaftlichen Abgeordneten haben fih, gleih nah . 
ihrer Ankunft in der, Refidenz, bei demjenigen anzumelden, welcher bie. Einberus 
fungsfhreiben unterzeichnet hat, und der die besfallfige weitere Anzeige bei bem 
Regenten beforgt. j 

$. 52, Das Iandfchaftlice Directorium beftcht aus dem Landmarfchall, welcher 
Präfident in den landſchaftlichen Verfammlungen ift, und aus zwei Iandfchaftlichen 
BVorftehern, die vom Landtag nad) Stimmenmehrheit aus fämmtlihen landfchaftlie 
hen Abgeordneten zu wählen und dem Regenten zur Beftätigung vorzuftellen find. 
Derjenige, welcher bei der Vorſteherwahl die meiften Stimmen erhalten hat, wird 
erfter rs und der, der Stimmenzahl nah, auf ihn Folgende, zweiter Vorftcher 
genann 
8. 53. Diefe landſchaftlichen Vorfteher haben den Landmarſchall in allen feinen 
Zuncktionen zu unterftügen und fie proviforifd ganz zu Übernehmen, wenn die Stelle _ 
des Landmarſchalls erledigt ift. 

$. 54. Obwohl die Volfövertreter in diefer Eigenfhaft ſich alle gleich find; 
fo beobachten fie doch unter einander folgende Eisordnung: 

1) der Landmarfchall, als Präfident der Verfammlung 5 

2) zu deffen Rechten ber erfte, zu deffen Linken der zweite Vorſteher; 

3) auf beiden Seiten der Borfteher bie Abgeorbneten der ritterfchaftlichen Guts⸗ 
beſitzer; an dieſe ſchließen ſich an 

4) die der Städte, oder des Buͤrgerſtandes, und 

5) die Abgeordneten aus dem Stande der Bauern. 

Die Sigordbnung der Abgeordneten jeden Standes unter fi wird durch das 
8008 beftimmt. . 

$. 55. Der ag Ua oil beffen hauptſaͤchlichſte Beftimmung bie Fuͤh⸗ 
rung des Protocols bei den Landtagsfigungen ift, nimmt einen“ Plag ein, von 
— aus er ſaͤmmtliche Abgeordnete ſehen und ihre Aeußerung deutlich verneh⸗ 
men kann. 

F. 56. Der Landtag iſt nur dann als gehörig conſtituirt zu betrachten, wenn 
wenigftens zwei Drittel der Abgeordneten verfammelt find. Ein Beſchluß, welcher 
in Gegenwart von weniger als Deren Abgeordneten gefaßt wirb, ift ungültig. 

$. 57. Die Tagesordnung für die Sigungen des Landtags beſtimmt der Land» 
marfchall, zu deffen Obliegenheiten während bes ——— ferner noch gehoͤrt, die 
vorliegenden Berathungsgegenſtaͤnde dem Landtag im Allgemeinen bekannt zu mas 
hen, Referenten für die einzelnen Sachen zu beftimmen, wo es nöthig ift, Ber 
rihtscommiffionen zu bilden, und überhaupt alfes dasjenige zu thun, was ein Eok 
legialpräftdent zu beforgen hat. —— 

$. 58. Wenn ein Abgeordneter irgend einen Antrag ftöllen und darüber einen 
ausführlichen mündlichen Vortrag beim Landtage halten will; fo ift derfelbe verbun« 
den, —* dem Landmarſchall anzuzeigen, welcher ihm dann die Zeit dazu beſtim⸗ 
men wird. 

. 59. Iſt ein Gegenſtand zum Vortrag gelangt und wird zur Berathung über 
denfelben geſchrittenz; dann Eann jeder Abgrorbnete das Wort verlangen und darf 
nicht unterbrochen werden, es fey denn, daß der Redner ſich von dem Berathöge: 
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genftanbe zu fehr entferne, ober die Grenze ber Nebefreiheit Überfchreite, in wel- 
chem gu ber Präfident der Berfammlung verpflichtet ift, ihn zur Ordnung zu 
verweifen. 

$. 60. Neue Anträge und Abhandlungen über Gegenftänbe, welche vor ben 
Landtag gehören, kann jeder Abgeordnete auch ſchriftlich einreihen. Gie werden 
dem Directorio übergeben, in. bie Regiftrande eingetragen, und kommen, wie bie 
andern fchriftlichen Eingaben, zum Bortrag. 

$. 61. Jeder Abgeorbnete, von welchem Stande und von welchem Bezirke er 
auch fey, ift Vertreter aller Staatsbürger, und hat, außer den Gefegen, keine ane 
dere —— anzuerkennen, als ſeine Ueberzeugung und ſein Gewiſſen. Hier⸗ 
aus folgt: 

1) Ich — bat beſondere Pflichten gegen diejenigen, welche ihn ges 
mählt haben; 

2) alle Vorfhriften, woburd die Stimmfreiheit eines Abgeordneten auf irgend 
eine Weife befhränft werden foll, find gefegwidrig und ungültig; 

8) Ucbernimmt ein Abgeordneter von feinen Mitbürgern Aufträge zu Vorftellun« 
gen und Bitten beim Landtage, als wozu er allerdings berechtigt und ver« 
bunden iſt; fo verfteht flch diefes ‚unbefhadet feiner Meinung und feiner 
Abftimmung. 

$. 62, Alle Abgeordnete haben auf dem Landtage gleiches Stimmrecht ohne 
Unterfchied des Standes und des perfönlidyen Ranges. 

$. 63. Die Abftimmung über einen Berathungsgegenftand erfolgt, wenn ber 
Landbmarfhall die Discuffion über denfelben für erſchoͤpft erachtet, und geht der 
Reihe nad), entweder von unten nad) oben, ober umgekchrt, je nachdem der Lands 
marfchall die Abgeordneten bazu auffordert, welche dann auf die geftellten Fragen 
nur mit Sa, ober mit Nein, ohne weitern Beifag zu antworten haben. Der Lande 
marfhall giebt feine Stimme jedesmal zuletzt; fie gilt jedoch nicht mehr, als die 
„eines jeden Abgeordneten. Daher ift bei Gleichheit der Stünnen die Sache in der 
naͤchſten Sitzung nodymals zur Abftimmung zu bringen und — tritt bier wieder 
Stimmengleihheit ein — die Entiheidung dem Landesperrn anheim zu ftellen. 

$. 64. Halten fi die Abgeordneten cines Etandes oder eines befondern Lan⸗ 
beötheild durch einen Landtagsbeſchluß in ihren Rechten verlegt, oder übermäßig bes 
ſchwert, und find diefelben hierüber einftimmig; fo hält ihre desfalls zu Protocol 
zu gebende Proteftation die Wollziehung des Landtagsbefchluffes fo lange auf, bis 
der Regent darüber entſchieden hat. 

. 65, Der Landesherr läßt dem Landtag feine Anträge in Reſcripten zugeben, 
und bie von dem Landtage darauf gefaßten Beſchluͤſſe werden in Schriften überges 
ben, welche überfchrieben find : 

„‚Unterthänigjte Erklaͤrungsſchrift“ und mit dem Gollectionamen: „die ges 
treuen Stände’ vom Landmarfchall unterzeichnet werden. 
$. 66. Verſagt der Fürft einem Gefegvorfälag, der Ihm vom Landtage vors 
gelegt worden, bie Genehmigung, welches derfelbe ohne Angabe der Gründe zu thun 
berechtigt ift; fo darf der Landtag feinen Vorfchlag wieberhohlen. 

Glaubt der Landtag einem vom Regenten an benfelben gelangten Gefegvorfchlag, 
im Ganzen ober im Einzelnen, feine Zuftimmiing verfagen zu muͤſſen; fo ift er 
verbunden, feine Gründe dagegen beſtimmt und ausführlidy anzugeben. 
. 67. Der .Landtag communicirt mit den oberen Landesbehoͤrden durch An: 
fhreiben, tritt aber nie in unmittelbare Gefhäftsverbindung mit den Aemtern und 
fonftigen untern Behörden des Landes. 
$. 68. Niemand kann wegen feiner Aeußerungen in ber ftändifchen Verſamm⸗ 
lung verantwortlid; gemacht werden. Es verficht jih, daß dabei Eeine den Anjtand 
verlegende Reden vorfommen bürfen, und daß Verunglimpfung der hoͤchſten Perfon 
des Landeöfürften, oder eine Beleidigung der Staatsbehoͤrden, oder auch Einzelner, 
bier wie allerwärts,,verboten und nach ben Gefegen ftrafbar ift. 

$. 69. Die landftändifhen Abgeordneten, mit Einfluß des Landmarfchalls 
und der landſchaftlichen Vorſteher, ießen fowohl in ihrer Gefammtheit, als eine 
zeln, völlige Unverleglichkeit der. Perfon, vom Anfang des Landtags bis acht Tage 
nad) dem Schluffe deffelben. Nur mit Einwilligung des Landtags kann in bringen» 
ben Bällen auf dem e Rechtens gegen fie verfahren werben. 

$. 70. Alle Abgeorbnete, aud die Mitglieder des Vorftandes und der Lands 
ſchaftsſyndicus, beziehen für die Zeit ihres Aufenthalts beim Landtage, vom Tage 
bes Eintreffens an bis zu und mit bem Zage nad) bem Schluffe deffelben, eine nad) 
den verfchichenen Ständen noch zu regulirende tägliche Auslöfung, ingleichen für 
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jede Meile ihres inländifchen Wohnorts ober Gutes von der Nefibenz eine verhält“ 
nigmäßige Vergütung für Reife: und Zehrungskoften aus der Tandfchaftlichen —* 
$. N. Ohne vom Landmarfchall Urlaub erhalten zu haben, darf ſich Fein 
georbneter vom Landtag entfernen, und fämmtliche Abgeordnete find verpflichtet, bei- 
fammen zu bleiben, bis ber Landesherr fie entläßt, 


Schöter Abſchnitt. 


Rechte und MWirkungskreis der landſchaftlichen Abtheilungen und landſchaft⸗ 
lichen Beamten. 


8. 72. Der landſchaftliche Vorſtand beſteht aus dem Landmarſchall, den zwei 
Landfchaftlihen Vorftehern und aus dem Landſchaftsſyndicus. 
Erfterer, fo wie wenigftens einer der lanbfchaftlichen Vorſteher und der Land⸗ 
ſchaftsſyndicus, müffen in der Reſidenz wohnen. 
$. 73. Als Hauptrechte und Verbindlichkeiten bes Vorſtandes find folgende 
ufehen : 
—— ein Landtag bevorſteht hat der Vorſtand alles ſo vorzubereiten, daß 
der Landtag jedesmal ſogleich mit ſeiner Eroͤffnung in volle Thaͤtigkeit geſetzt 
werden kann. Zu dieſem Zwecke ſollen dem Vorſtande, hinlaͤngliche Zeit vor 
Eroͤffnung des Landtags, die noͤthigen Mittheilungen gemacht werden; auch 
ſteht es demſelben frei, in Anſehung ber ihm erforderlichen Nachrichten und 
Aufſchluͤſſe, ſich unmittelbar an die oberften Landesbehörden zu wenden. 
2) Außer den Landtagen ift die Landfhuft fortwährend durch ihren Vorſtand zu 
vertreten und aus diefem Grunde ift berfelbe verbunden ; 
a) auf bie einftweilige Belegung folder landſchaftlichen Stellen Ruͤckſicht zu 
nehmen, welche bis zum naͤchſten Landtag nicht unbefegt bleiben können; 
b) beftändig den Faden aller landfchaftlihen Geſchaͤfte zu behalten und bar« 
über zu wachen, daß nichtd gegen die Verfaſſung gefchehe, wohl aber alle 
von dem Fürften in Ucbereinftimmung mit der Landſchaft getroffenen Ans 
orbnungen zur Ausführung fommenz 
c) daferne ihm ein, das allgemeine Befte betreffender, Gegenftand fo drin⸗ 
gend ſcheint, daß folder. nicht bis zum naͤchſten Landtage auszufegen feyn 
maoͤchte, davon fofort bei dem Regenten Anzeige zu thbunz 
d) wenn fid die Anordnung eines außerordentlihen Landtages nothwendig 
machen follte, mit vollftänbiger Aufführung aller Gründe, darauf auzu⸗ 


J 


fragen. . 

3) Die Auffiht über das Steuerwefen in Goncuerenz mit ber Ranbesregierung, 
welche dahin beflimmt wird, daß ber Vorſtand nicht zu eigenen gungen 
in Steuerſachen berechtigt ift, fondern daß er feine desfallfigen Anfichten 
und Vorfhläge durch den Landmarſchall an bie Landesregierung gelangen 
läßt, und daß biefe bei Irrungen ‘und fonftigen Anftänden im Steuerweſen 
das Gutachten des Vorftandes einhohlen wird; 

4) die Curatel über bie landſchaftliche Kaffenverwaltungs 

5) die exfte Entwerfung des landſchaftlichen Kafiemetats, der fodann vom. Bors 

flande dem Sandesfürften zur Prüfung und einftweiligen Genehmigung vors 
ulegen ift, nach welcher vorläufigen Genehmigung des Etats biefer vom 
Fürften unmittelbar an ben Landtag geht, damit derfelbe fowohl über ben 
Etat an fi, als auch über die Mittel, die erforderlichen Bedürfniffe auf: 
zubringen, berathe und befchließe; 

6) auf richtige Einhaltung ber von dem Landtage feftgefegten und von bem 
Fürften genehmigten Kaffenetats, während ber Redinungsiahre, auf das ftrengfte 
und unverbruͤchlichſte zu halten. 

$. 74. Die Durchſicht, Prüfung und Abnahme ber landſchaftlichen Haupt⸗ 
und Nebenrechnungen geichieht jährlidy von einem durch den Landtag zu wählenden 
aafaufte und in Beifeyn eines vom Regenten zu ermennenden Kechnungsver⸗ 

igen. 

Der hierzu befonbers beftimmte landſchaftliche Ausfhuß fol, außer ben Mitglie⸗ 
bern des landfchaftlichen Borftandes, noch aus ſechs Abgeordneten beftehen, zwei 
vom Stande der ritterfchaftlihen Gutsbefiger, zwei vom Stande der Bürger, und 
zwei vom Stande ber Bauern. 

$. 75. Der Ausfhuß wird, wenn alles zur Rechnungsablage vorbereitet ift, 
durch den landſchaftlichen Worftand einberufen und diefes dem Regenten berichtlich 
angezeigt. 


832 F Meiningen. 


$. 76. An den zur Rechnungsablage verſammelten Ausſchuß Tann der Vor⸗ 
ftand, nach Beendigung dieſes Geſchaͤfts, auch noch andere Berathungsgegenftände 
gelangen laffen, vornehmlich ſolche, die nicht eigentlich zu des Vorſtands Gompetenz 
gehören und doch nicht wohl bis zum nächften Landtage ausgeſetzt bleiben duͤrfen; 
doch darf der Ausfhuß, nachdem die Redinungsabnahme und Juftificatur vollendet 

ift, ohne landesherrliche Genehmigung nicht über drei Tage beifammen bleiben. 
Die Sigungen bes Landfhaftlichen Vorſtands beftimmt der Landmar⸗ 

ſchall; monatlidy fell aber wenigftens eine gehalten werden. 

. 78. Alle an bie Landfhaft, an den Vorftand, oder an ben landfhaftlichen 
Ausfhuß gerichtete Referipte und fonftige Schriften müffen bei dem Landmarſchall 
eingegeben werden, welcher bdiefelben eröffnet und von dem Landſchaftsſyndieus in 
die Regiftrande eintragen läßt. 

$. 79. Alte Berichte und fonftige fchriftliche Erlaffe der Landſchaft, des Vor⸗ 
ftandes und des landſchaftlichen Ausfchuffes werden im Goncept von dem Landmar⸗ 
fchall und den zwei landſchaftlichen Vorftehern fignirt, im mundum aber von Er— 
ſterem nnterzeichnet und von dem Landſchaftsſyndicus contrafignirt. 

$. 80, Bringt der Lanbmarfchall irgend einen gefegwibrigen Vorgang bei ben 
unteren Verwaltungsbehörben, oder von Geiten der Unterthanen, in Erfahrung; fo 
ift derfelbe verpflichtet, die Anzeige darüber bei ber treffenden Oberbehörde zu mas 
chen und nur, wenn bier die Sache nicht erledige wird, hat er diefelbe bei bem 
landſchaftlichen Vorftand, mit dem Antrag zur Berichtserftattung, vorzutragen. 
$. 81. Dev Landſchaftsſyndieus ft der Rechtsanwalt und Secretair der Lande 
ſchaft; feine Obliegenheiten beftehen darin: 
1) in allen Fällen, wo bie Landfchaft den Beiftand eines Rechtskundigen bedarf, 
derfelben nach Kräften Dienfte zu Ieiften; 
2) die landſchaftliche Regiftrande zu führen; | 
3) ‚die landſchaftliche Regiftratur in befter Ordnung zu erhalten; 
4) in allen landfchaftlidyen Sigungen das Protocoll zu führen; 
5) alles dasjenige zu concipiren, was ihm vom Landmarſchall in Tandfhaftlichen 
Angelegenheiten aufgetragen wirb; 
6) das landfcjaftliche Intereffe wahfam vor Augen zu.haben und beim Vor⸗ 

ftand anzuzeigen, was ihm dem entgegen zu laufen fcheint. Ä 
| Der Syndicus der bisherigen unterländifchen Landſchaft geht am bie 
neue über, Bei einem vorkommenden Veränderungsfalle wählt die Landſchaft einen 
Syndicus und umterftellt ihre Wahl der Beftätigung des Negenten. Erft nad) drei» 
zähriger Dienftleiftung Tann ber Syndicus, nad desfallfigem Antrage der Landſchaft, 
auf Lebenszeit ernannt werben. Ä | 

8. 83. Der landfchaftlihe Kaſſirer wird ebenfalls von der Landfchaft gewählt 
‚und von dem Regenten beftätigt. Seine Dienftpflichten follen durch eine befondere 
Snfteuction beftimmt werben. “E 

. 84, Der Landmarfchall, die zwei landſchaftlichen Vorſteher, der Landichafts- 
fonbicus und der Landſchaftskaſſiter find Landfchaftliche Beamte und erhalten ihre 
Befoldungen aus ber Landfchaftstaffe, welche nach den Dienftanfprücen, die an fie 
gemacht werben, und nach ihren perſoͤnlichen Verhältniffen zu reguliren find. 
Siebenter Abſchnitt. 

Gewähr der Verfaffung. 
“8. 85. Gegenwärtiges Grundgefeg der landſchaftlichen Verfaſſung kann nur 
durch Uebereinftimmung des Regenten und bes — abgeändert werben. 
$. 86. Künftig find alle Staatsdiener vor ihrer Anftelung auf die landſchaft⸗ 
lihe Verfaffung und deren Fefthaltung mit zu verpflichten. 

$. 87. Jede abfichtliche Verlegung der Verfaffung im Staatsdienſte fol als 
‚Verbrechen angefehen und beftraft werden. 

$. 88. Tritt der Fall eines NRegierungswechfels ein; fo fol der neue Landes: 
fürft bei dem Antritt der Regierung ſich ſchriftlich, bei fürftlichen Worten und 
‘Ehren, verbindlich machen, bie beftchende Iandfchaftlihe Verfaſſung während feiner 
Rigierung zu beobachten, aufrecht zu erhalten und zu fchügen. 

$. 89. Im Bau der Unmünbigkeit des Fürften, ober ciner andern Berhin- 
berung bed Regierungsantritts, ift bdiefelbe WVerfiherung von ber Vormundſchaft, 
oder bem Verweſer ber Regierung auszuftellen. 

$. 90. Ueber alle Klagen und Beſchwerden, welche die Landfchaft gegen Staats: 
behoͤrden oder Staatsdiener zu erheben fich verpflichtet erachtet, und die nicht vom 
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Regenten zur Zufriedenheit der Landſchaft erledigt werben, hat bie geſetzlich com: 
pitente — zu entſcheiden. 

$. 91. Außerdem wird die Sicherftellung biefer Berfaffung dem teutfchen Bunde 
ER So werden, und an biefen follen ſich die Landftände durch ihre Vertreter 
auch in dem Falle wenden dürfen, wenn einem Grlenntniffe, welches auf eine von 
dem Landtag erhobene Anklage erfolgt it, und wogegen Fein Rechtsmittel weiter 
Statt zn. hat, die Vollziehung verweigert wuͤrde. 

Durch gegenwärtiges Grundgefes der landſchaftlichen Berfaffung Unferer Lanbe 
glauben Wir der Landesvertretung fine billige Ausdehnung in allen Klaſſen Unferer 
Unterthanen a. geben und die hödyftmöglichfte Ordnung im Staatshaushalte gefichert 
zu haben. ir. verpflichten daher audy Unfere dermaligen Staatsbiener, bei’ ihrem 
Uns geleifteten Dienfteide, zur Ausführung und Aufrechthaltung dieſes Grundgefeges 
getreulich mitzuwirken. 

Urkundlich haben Wir daſſelbe eigenhaͤndig vollzogen, und mit Unſerem groͤße⸗ 
ren herzoglichen Siegel bedrucken laſſen. 
So geſchehen und > gegeben —— zur Eliſabethenburg, den 4. Sept. 1824. 
(L. 8.) Bernhard Erich m: 


As aber durch den Theilungsvertrag vom 12. Nov. 1826 der Län: 
derbejisftand des Herzogs von Meiningen wefentlich verändert ward, lief 
der Herzog durch den geheimen Rath und Prof. Dr. Schmid zu Jena 
em neues Staatögrundgefeß bearbeiten, das am 23. Auguft 1829 erfchien, 


b) Srundgefes für die vereinigte landfchaftlihe Verfaſſung 
des Herzogthums Sahfen- Meiningen, vom 23. Aug. 1829, 


Wir Deraderd, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachfens Meis 
ningen ıc. 
haben bei. dem Antritt Unferer Regierung über die, in Folge des Staatss 
vertrags vom 12. November 1826, mit Unferm angeflammten Herzogthum 
Miiningen vereinigten Lande im Borans Unfere Ueberzeugung, daß das wahre 
Wohl Unferer Unterthanen durch moͤglichſt innige Vereinigung ber verfchiedes 
nen Landestheile immer mehr gefördert werden würde, ausgefprochen und Uns 
fere Iandesväterliche Abficht, aus den verfchiedenen landfchaftlichen Inſtitutio— 
neh derfelben nach reiflicher Erwägung des Beftehenden und mit forglicher 
Beachtung oͤrtlich wefentlicher Verfchiedenheit, ein Ganzes aufftellen zu wols 
len, erklärt, 

Nachdem Wir.nun auch die Wünfche Unferer getreuen Stände über 
die landftändifche Verfaſſung durdy einen, zu dem Ende erwählten, und hier 
in Unferer Refidenzitadt Meiningen verfammelt gewefenen, Ausfhuß auf vers 
faffungsmäßigem Wege vemommen. und in möglichfter Beruͤckſichtigung ders 
felben Unfere Entfchliefung gefaßt haben; fo fehen Wir Uns nunmehr bes 
wogen, diefe landſtaͤndiſche Verfaſſung, verbunden mit den übrigen dahin 
gehörigen gefeglichen — —— in eine Urkunde zuſammenzufaſſen, und 
verordnen daher — | 

RE 5. er I. avi 
Von dem Hezoghume deſſen Beſtandtheilen * bei Eandesherm. | 

Art, Das Herzogthum Sachfen- Meiningen bildet in feinen, durch 
bie Theilung — in dem Geſammthauſe — bis jetzt beſtimmten 
und durch 5— oder Staatsy yoreige MOM vftimmenden, ein: 
zelnen. Beftan on ei ——— en — dem Namen: Se 
RE, —— eningen 

Bon dem hierunter begriffenen fantsritigen Gebiet ſoll 
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unter keinem Vorwande der Allodialqualität jemals ein Theil, wenn er auch 
noch fo gering wäre, abgetrennt und der Staatserbfolge (Landeshoheit des 
Regierungsnachfolgers) zu Gunften eines Allodialerben entzogen werden, je⸗ 
doch mit Vorbehalt der bereits vertragsmäßig anerkannten Anfprüce der Al 
lodialerben auf den Werth einzelner Beftandtheile ded Domainenguts. 

Art. 3. Der Herzog iſt erblicher Landesherr oder Oberhaupt des 
Staats. In feiner Hand vereinigen ſich alle Zweige der oberften Staates 

- gemalt. 
P Die Staatserbfolge richtet  fih, was das herzoglihe Specinlhaus bee 
trifft, vermöge der Primogeniturconftitution vom 12. März 1802, nach den 
Grundfägen der Erfigeburt und Linealordnung nah dem Alter der Liniez 
im Webrigen nad) den Verträgen und Obfervanzen des herzoglichen, großhers 
zoglichen und koͤniglich ſaͤchſiſchen Gefammthaufes. 

Art. 4: Der Herzog und ſaͤmmtliche Prinzen des herzoglichen Haus 
fe8 werden mit dem zurüdgelegten 21. Lebensjahre großjährig und vegie> 
rungsfähig. Den Prinzen des herzoglichen Specialhaufes ertheilt der vegies 
ende Herzog, auf. Anfuchen ihres bisherigen oder hierzu befonders beftellten 
Bormunds, die Großjährigkeit, wenn fie wenigftens das 18. Jahr ihres 
Alters erfüllt haben. 

Der Herzog felbft kann von der Dbervormundfchaft, unter Zuftimmung 
des an Jahren aͤlteſten regierenden Herrn des ſaͤchſiſchen Gefammthaufes 
aller Linien, nach zuruͤckgelegtem 18. Lebenzahre für großjaͤhrig erklärt 
werden, 

Art. 5. Das gefammte Herzogthum hat eine gemeinfhaftlihe land⸗ 
ſtaͤndiſche Verfaſſung, beftimmt durch das Erforderniß ihrer Mitwir- 
kung zu den unten näher bezeichneten NRegierungshandlungen, in der Staatde 
verwältung Feftigkeit und Stetigkeit erhalten zu helfen, fo wie eine größere 
Sicherheit ded allgemeinen Rechtszuftandes zu ‚gewähren. 


Titel I 
Allgemeine Rechte und Pflichten der Unterthanen. 


Art. 6. Unterthanen find diejenigen, welche von inländifchen Aeltern 
geboren find, das ift: bei ehelichen Kindern, deren Vater, und bei umehelis 
chen, deren Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes im Unterthanenverbande 
ftand; ferner diejenigen, welche das Bürger: oder Nachbarrecht eines Orts 
erlangen, oder in den Staatsdienjt aufgenommen werden. 

Inwiefern bloßer zehnjähriger Aufenthalt den Fremden, Unterthanens 
rechte gebe, hängt, bis zu Erlaſſung eines allgemeinen Gefeges, von den bes 
fiehenden Verordnungen in. .einzelnen ‚Landestheilen und von den Verträgen 
mit andern Staaten ab. . 

Art. 7. Unterthanen find den. Gefehen des Landes auch im Auslande, 
fo weit das Land dabei betheiligt iſt, Gehorfam fhuldig, und find wegen 
der, im Auslande begangenen, Handlungen nad) biefen Gefegen zu beurtheis 
len. Sie follen an fremde Staaten ‚nicht ausgeliefert, und nicht an fremde 
Gerichte geftellt werden; jedoch mit Vorbehalt der, ‚wegen Stellung zue 
Confrontation, ingleihen wegen geringer Vergehen, insbefondere wegen Forſt⸗ 
frevel, Schwängerungsfachen und dergleichen beftchenden und noch zw errich⸗ 
tenden, Verträge. ’ a 

Art. 8.Untetthanen haben Anfpruch “auf Geftättunig ber Ges 
werbsberechtigungen, zu welchen Tie fich vorbereitet haben, nad) Vorſchrift 
ber befonbern, über biefe Gegenftände ergangenen und ergebenden, Vers 


| | 


dungen.’ , 


Fo 





E Grundgefeg vom 23, Aug. 1829. 835 


Sie Haben Anfpruch auf Werforgung, wenn fie ihren Unterhalt nicht mehr 
zu erwerben vermögen, mit Vorbehalt der, über die Verbindlichteit der Bluts⸗ 
verandten beftehenden oder noch zu erlaffenden, Geiege, zunaͤchſt in ihrer 
Gemeinde, und fodann von den allgemeinen Armengeldern nach den hierüber 
beſtehenden Drbnungen. 

Art: 9. Dies allgemeine Unterthanenrecht geht verloren durch die 
Auswanderung. 

Zu diefer Auswanderung ift ein Jeder berechtigt, jedoch unter der Be: 
dingung, daß er feine (bereits fällig gewordenen) Verbindlichkeiten gegen das 
Land und feine Mitbürger erfülle, 

Art. 10. Alle Unterthanen find ſchuldig, nad) dem Gefeg der Gleich . 
heit und nach Verhaͤltniß ihres Vermögens und ihrer Kräfte, zu dem Zweck 
bes Staats beizutragen, namentlich: 

a) duch Steuem, nad den darüber vorhandenen und zu erlaffenden 


Gefegen, 

b) durch Kriegsdienfte für da8 Land umd den teutfchen Bund. 

Die Aufhebung der bisherigen und noch beftchenden Befreiungen, fo 
wie die Beftimmung der dafür zu bemwilligenden Entſchaͤdigung, bleibt kuͤnfti⸗ 
gen Gefegen vorbehalten. 

’ In fremden Solde ſich brauchen zu laffen, find die Untertbanen nicht 

verbunden, 

Art. 11. Alle Unterthanen männlichen Geſchlechts haben nach zurüd- 
gelegtem 18. Jahre, oder bei ihrer Aufnahme in das Land, den Huldigungss 
eid abzulegen, welcher auch in allen Dienfteiden enthalten feyn muß. 

Art. 12. Die Verfchiedenheit der anerkannten chriftlichen Gonfeffionen 
zieht Eeinen Unterfcyied in den flaatsbürgerlichen Verhältniffen der Unterthas 
nen nad fih. Die Verhältniffe der Bekenner der mofaifhen Religion wer 
den durch befondere Gefege beſtimmt. 

Art. 13. Das Staatsbürgerrecht befteht in der Fähigkeit, 

4) Zeierlichkeitszeuge und Gerichtsmann zu feyn; 

2) bei den Wahlen der Gemeinden und zu den Landftänden Theil zu 
nehmen; legteres nach den befondern, diefe Gegenftände betreffenden, 
Beftimmungen. 

Art. 14. Das Staatöbürgerrecht ſteht jedem großjährigen Unterthan 
zu. Der Zeitpunct der Großjährigkeit wird für alle Unterthanen hierdurch 
auf das zuruͤckgelegte 21. Jahr feitgefest. 

Es geht verloren durch Auswanderung und durch die rechtäfräftige Ver: 
urtheilung zu einer entehrenden peinlichen Strafe, und ift der. Verluft im 
Erkenntniß ausdruͤcklich auszuſprechen; es kann aber durch fpätere Ausfuͤh⸗ 
rung der Unſchuld (Rehabilitation) wieder hergeſtellt werden. Es kann vor 
übergehend nicht ausgeübt werden: 

a) während einer angeordneten Guratel; 

b) mährend eines Goncurfes der Gläubiger vom Gemeindefchulbner ; 

ec) während einer Griminalunterfuhung von der Verfegung in den Anklas 
geftand an; | 

tritt aber wieder ein, bei Beendigung der Curatel, nach voller Bezahlung 
der Gläubiger und bei Angefchuldigten nach erfolgten Urtheil, wenn Dies 
fed entiveder freifprechenb iſt, ober doc zu einer entehrenden Strafe nicht 
verurtheilt. 

Art. 15. Die beſondern Rechtsverhaͤltniſſe der verſchiedenen Staͤnde 
genießen den Schutz der Verfaſſung. Kein Standesuntetſchied giebt jedoch 
im Derzogthum eine Befreiung von den allgemeinen en 


836 . | Meiningen. 


noch ein Vorrecht bei dem Erwerb ber Grundherrlichteit und der Saangung 
zu irgend einem Staatsamte. 

Art. 16. Alle Unterthanen, auch Gemeinheiten, ingleichen das De 
-mainen= und Schatullgut find verbunden, Grundſtuͤcke, welche zu einem oͤf⸗ 
fentlihen Zwecke, Anlagen von Landftrafen und Gemeindewegen, zu Er 
‚weiterung der Städte und zu Öffentlichen Gebäuden, Herftellung eines geraden 
Straßenzugs in den Städten und zu Anlegung der Marktpläge, insbefon- 
dere bei Miederherftellung zerftörter Gebäude 'u. -f. w. nothmendig find, abs 
‚zutreten; jedoch muß die Nothwenbdigkeit ber Anlage und der Abtretung von 
der höhern Behörde anerkannt feyn, und gleich bei der Abtretung der volle 
gemeine, durch Abfchägung mit Beruͤckſichtigung fperieller. Verhältniffe aus⸗ 
zumittelnde Werth, wo nicht duch ein Geſetz oder durch Vertrag mit dem 
Staate oder der Gemeinde felbft darüber beſtimmt if, aus der Staats⸗ oder 
vefpective Gemeinkaffe vergütet werden. 

Art. 17. Andere Sachen können durch befondere Gefege dem gemei⸗ 
nen Beſitz und Verkehr entzogen werden, und es ift dann ein Jeder ver« 
bunden, bie vorher befeffenen, gegen Entfcpädigung, die nachher in feine Hände 
kommenden, ohne ſolche, abzuliefern. 

Art. 18. Ale im Staate ſich aufhaltenbe Fremden, infofern fie 
nicht eine völferrechtliche Ausnahme genießen, find den Gefegen des Landes 
Gehorfam fhuldig, und werden wegen der, im Lande vorgenommenen, Hands 
lungen und begangenen Verbrechen nach diefen Gefegen beurtheitt. 

Sie genießen, fo lange fie ſich ruhig und gefeglich verhalten, den 
Schug ber Gefege, können aber im entgegengefegten Falle aus dem Lande 
getwiefen merden. 

Berurtheilungen wegen Verbrechen ziehen in ber Regel die Ausweifung 
nad) fih. Auslieferungen follen nur verfügt werden, wenn ein Ausländer 
wegen eines gemeinen Verbrechens, 3. B. des Diebitahls, Raubs, Betrugs, 
Mords, Todtſchlags, Brandftiftung, welches, nad hiefigen Rechten, die 
Verhaftung nach fich zieht, befchuldigt, und beshalb die Auslieferung von 
dem Gerichtshofe des Landes, wo das Verbrechen begangen ift, oder ber 
Heimath des Angefchuldigten begehrt wird. Die deshalb ſchon abgeſchloſſenen 
Verträge mit andern Staaten find jedody noch ferner zu beobachten. 


Titel 1. 
Bon den Gemeinden und Gorporationen. 


Art. 19. Das Band der Ortsgemeinden umfaßt alle Landesun⸗ 
terthanen, und es kann in Zukunft Niemand Staatsbürger feyn, ohne zus 
gleich auf eine oder die andere Weife im Gemeindeverbande zu ftehen. 

Das Nähere hierüber wird durdy die Gemeindeordnung beftimmt., 


Art. 20. Die DOrtsgemeinden haben das Recht ber Perfönlichkeit und 
der geordneten Gefellfchaften. Sie können Eigenthbum erwerben, Beamte 
und Vorſteher beftellen, Befhlüffe mit Verbindlichkeit für die nicht einwillis 
genden und kuͤnftigen Mitglieder machen, auch Rechte erlangen, welche 
von ihren einzelnen Mitgliedern zu deren befonderem Vortheil ausgeübt 
werben. 

Art, 21. Sie haben dagegen auch die Pflicht, für die Erhaltung der oͤf⸗ 
fentlihen Ordnung und Sicherheit in den ihnen zugemiefenen Gegenftänden 
aus eigenen Kräften: zu forgen, namentlich ihre Vicinalwege und ihre Bruͤ⸗ 
den zu unterhalten, ‚und ihre Armen zu verpflegen, alles nach Maaßgabe 
der daruͤber under, weiteren Verordnungen, 
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Art. 9 Die Gemeinden genießen die Rechte der Minderjährigen in, 


Beziehung auf ihre Rechte und ihre Vermögen, ald Gefammtheit. 

Sie ſtehen unter der Auffiht und befondern Fürforge des Staats.’ 
Keines ihrer Mitglieder kann der Gefammtheit durch feine einfeitigen Hands’ 
lungen Gerechtfame vergeben, ober dadurch befondere Befreiungen gegen die 
Gefammtheit. erwerben. 

Art. 23. Kinzelnen Klaffen der Gemeindemitgfieder kommt die Ber 
fugniß der gemeinfchaftlihen Wahrnehmung ihrer Rechte zu, und fie Eins 
sien bie übrigen Rechte der moralifchen Perfonen duch Berwilligung des’ 
Staats erlangen, — 

Art. 24. Die Gemeinden eines Amtes bilden eine Amtsgemeinde 
zu 'gemeinfchaftlicher Beforgung der dazu beſtimmten Angelegenheiten. SDier: 
über, fo wie über die innere Berfaffung der Gemeinden überhaupt, wird 
die Gemeindeordnung das Nähere befagen. 

Art. 25. Sn einer gleichen Gemeindeverbindung ftehen die Kirch: 
fpielsgemeinden mit der gemeinfchaftlichen fubfidiairen WBerbindlichkeit, 
die Schulen, Kirchen und Pfarreien zu unterhalten, fomohl was die Un: 
terhaltung ber Geiſtlichen und Schullehrer, als auch die Gebäude be: 
teifft, infofern die eigene Dotation ber Kirden und Schulen nicht 
ausreicht. De A — 

Art. 26. Das Vermoͤgen der Gemeinden, ſowohl Kaͤmmereiver— 
mögen, welches der Gefammtheit zur Beftreitung "der Gemeindeausgaben, 
a8 das Bürgervermögen (Nachbar- und Gemeinderecht), defien Genuß 
den einzelnen Mitgliedern zufteht, genieße gegen den Staat Privatrechtliche 
Sicherheit, und Kann, fo lange die Gemeinde befteht, einfeitig zum unmit- 
telbaren Staatsgut nicht gezogen wetden. Zugleich ſteht daffelbe aber unter 
der Aufficht des Staats, fo daß deffen Benugung zum wahren MWohl ber 
Gemeinheit geordnet‘ werden. kann. Die Ausgabe- und Einnahmeanfchläge 
der Gemeinden müffen von der Staatsregierung refp. durch die competenten 
Unterbehörben genehmigt werden. de | 

Art. 27. Inwiefern andern Klaſſen der Einwohner, welche durch ein 
gemeinfchaftliches Intereſſe mit einander verbunden find, aufer ‘der gemein: 
ſchaftlichen Vertretung in Proceffen corporative Rechte, welche fie der: 
malen nicht ſchon befigen, annoch beigulegen find, bleibt befonderen Verord⸗ 
nungen vorbehalten. a | 

Art. 28. Es ift zwar dem Unterfhanen nicht vermehrt, zu Zwecken, 
welche an fic nicht gefegwidrig find, -Gefellfhaften zu fliften; allein 
das Recht dev Perfönlichkeit, die Faͤhigkeit, auf den Mamen der Gefellfhaft 
Grundeigenthum zu erwerben, Beamte zu beſtellen, ein Siegel: zu fuͤh⸗ 
ren und Statuten zu errichten, erlangen fie nur buch die Bewilligung 
des Staats, | De Fe Be zu N — 

Ztitel.IV +" 


Bon den Kirchen und milden Stiftimgen. Ex 
Art. 29. Die evangelifche Kirche ift die Landeskirche, und fie wird, 
wenn ihre Dotationen in irgend Ringe Hinſicht unzureichend find, aus ben 
Landeseinkünften ‚unterhalten, Doch genießen aud alle andern Kicchen den 
Schutz des Staat? und volle Gewiliensfreiheit, infofern fie fi) den Gefegen 
und Drdnungen des Staats gemäß’ bezeigen. Keine vorgebliche Religions: 
meinung kann von den Verbindlichkeiten gegen den Staat entbindet. ° 
Art. 30. Keine kirchliche Werordnumg darf, ohne Vorwiſſen bee’ 
Landesherrn und ohne deſſen Senehmigung/ al undo in Wollzug‘ ger 
Hatte 42 ei j ,.r 11a 
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Art. 31. Der Staat wacht über die: Ausbildung, Berufung und 
Amtsführung aller Geiftlihen und anderer kirchlichen Beamten, doch ohne 
in das Innere der Kicche weiter, ald zu diefem Entzwecke nöthig ift, einzu⸗ 
greifem Beſchwerden über die Diener der Kirche gehören, wenn ihr Gegen» 
fiand blos das geiftlihe Amt betrifft, an die kirchlichen Obern; wenn hin: 
gegen über eine Ueberfchreitung der — Amtsbefugniſſe geklagt wird, 

an die Inndeöherrliche weltliche Behoͤrd 

Art. 32. Das in der ae Ricchenverfaffung gegründete lan⸗ 
beöherrliche Recht der Direction, der Vocation und refp. Beftätigung ber 
Kirchendiener und der Dispenfation von kirchlichen Verboten, in Ehefachen, 
ingleichen, der Verwaltung ded Kirchenvermögens foll nur duch eine Ber 
hörde ausgeuͤbt, und reſp. zue Iandesherrlichen Gntfcheidung  vorbereis 
* — welche, neben den weltlichen, auch mit geiſtlichen Raͤthen bes 
est 

Art. 33. Die Dotation der Kichen und Schulen foll, fo lange die 
Kirche und Schule befteht, derfelben nicht entzogen werden. Das Vermös 
gen eingegangener Kirchen, Schulen und anderer frommen Stiftungen aber 
kann zu einem allgemeinen Kirchen- und Schulfond gezogen werben. 

ben dies tritt eim, wenn durch befondere Umſtaͤnde das Vermögen, 
einer einzelnen Kirche oder Schule dergeftalt anmwachfen follte, daß es bie 
Beduͤrfniſſe derfelden unverhältnigmäßig überfchritte, indem alsdann der Les 
un der jährlichen Revenuen ebenfalld zum allgemeinen Kirchen⸗- und 
Schulfond genommen, und, wenn dieſer hinreichend ausgeſtattet ſeyn ſollte, 
andern gemeinnuͤtzigen Zwecken und Anflalten gewidmet werden kann. Dafs 
felbe gilt von der Dotation der Armens und Krankenhäufer, Spitäler und 
anderer Stiftungen, deren Zweck entweder ganz hinwegfällt, ober übermäfig 
verforgt iſt. 

Privatftiftungen follen jedoch, ſo lange ihr Zweck mit den Geſetzen des 
Landes beſtehen kann, nicht veraͤndert werden. 

Art. 34. Zu dergleichen Aenderungen und Uebertragungen, fo wie zu 
Veräußerung eines der Kirche, Schule, oder andern frommen Stiftungen ges 
börigen Vermoͤgensſtuͤckes, wenn nicht dafür ein anderes von gleichem Wer— 
the fofort erworben wird, folf jedesmal die. Erklärung der betheiligten Fami— 
lien, Gollatoren, Patronen und Gemeinden vernommen, und. außer ihrer 
Einwilligung, foweit fie rechtlich nothmwendig ift, der Beirath und die Zus 
ſtimmung der Stände erfordert, auch das Stiftungsvermögen nie zum uns 
mittelbaren Staatsgut gezogen werden. 

Art. 35. Neue Exwerbungen an Grundſtuͤcken und Mealgerechtigkeis 
ten können Kirchen, Schulen und. andere Stiftungen nur mit Genehmigung 
der Regierung machen. Vermaͤchtniſſe und Schenkungen, zu Gunften einer 
frommen Stiftung, bedürfen zu ihrer Nechtsbeftändigkeit keiner vorgängigen 
landesherrlihen Genehmigung. 

Art. 36. Die Übrigen Verhaͤltniſſe der Kicchen find durch befonbere 
Verordnungen beftimmt, 

Titel V. 
Vom Staatsvermoͤgen, Kammergut und Schatullgut. 

Art. 37. Das Staatsvetmoͤgen begreift die Geſammtheit derjenigen 
Mittel unter ſich, aus welchen bie allgemeinen Landes: und Staatsbedürfe 
niſſe befteitten werben, fo wie alles dasjenige, was dem allgemeinen Nu: 
gen und Gebrauch blaibent gervidmet iff. 

Den größten Theil des — —— machen bie Beiträge der Un⸗ 
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terthanen (das ſteuerbare Vermoͤgen derſelben) aus; welche auf verfaſſungs⸗ 
maͤßigem Wege zu Staatszwecken ausgeſchrieben werden. Auch die Ueber— 
ſchuͤſſe und ——— in der Verwaltung. des Staatsvermögens gehören 
dem Staate, und könmen nicht‘ ju den Domainen „noch weniger zu dem 
Schatullvermoͤgen gezogen werden. 

Art. 38. Das Domainenvermoͤgen an Gebäuden, Rammeccãt w 
Waldungen, liegenden Gründen; grundhertlichen Zehnten, Erbzinſen, Guͤlten 
und andern, aus der Grundherrlichkeit fließenden, Renten und Gerechtſamen 
ift Eigenthum des Herzoglichen Speciälhaufes, und beſtimmt, davon zimaͤchſt 
die. Koften der Hofhaltung und ber Unteraltung ber hetzoglichen Familie 
zu beſtreiten. 

Dagegen ſollen die jetzt we zur Domainenkaſſe fließenden hirech und 
indirecten Steuern, fo wie alle noch kunftig zu verwilligenden Abgaben‘, ins 
gleichen die Einkünfte aus Regalien und die aus der Uebung der landesherr⸗ 
lichen Gewalt entſpringenden Gefälle, infonderheit' auch Chauſſee⸗ und Weg: 
gelber, Schutzgelder und alle Leiftungen zum Behuf des Militairs, au Lan⸗ 
deskaſſe⸗ gegen verhaͤltnißmaͤßige Uebernahme von Koften der Staatsvermwal: 
tung: und — — auf der Domaineneaſſe haftenden, Laften, uüberwie⸗ 
fen werden⸗ 

Es ſoll über bie —— Beſtandtheile des Domainenvermoͤgens, ſo 
wie über die der Landeskaſſe zuzuweiſenden Fonds und Laſten eine Defi igna⸗ 
tion entworfen werden, welche, nach getroffener Uebereinkunft, als ein intes 
ieimisee Thell dieſes Grundgefeges anzufehen if. 

e in der Kammerkaſſe fällen. der freien Dispofition ded Her: 
3098 zu, und fönnen, infoferne die Domainenkaffe feine Zuſchuͤſſe aus der 
Landesbaffe erhebt, und wenn nicht die Umſtaͤnde und dringende Landesbe— 
dürfnifje dem Souverain eine Verwendung. zum Nutzeu des Landes anra⸗ 
then, zu dem Schatullgut gezogen: werden. 

Art. 39. Das Schatufgut ift dasjenige, mas der regierende Herzog 
aus der Landes: und Kammerkaffe für feine Perfon bezieht und a. 
eruͤbrigt, aus den Erfpamiffen -der- Kammerka e dazu ausdehdtic 
—— oder ſonſt darch Erbſchaft, Teſtamente o er auf irgend eine * 


— dem Schatullgut etinen auch heimfallende Lehen gezogen mer: 
den, und nur die Lehnherrfichkeit, nebft den davon abfallenden Nutzun— 
gen, — zum Domainengut ae dem Fideltommiß bes herzoglichen 


Kat 40. Es fol berinchft ein Verzeichniß derjenigen Gegenftände 
= Sammlimgen angelegt wein, weiche als Staatsgut angeſehen wer⸗ 

folten. © 

Art. 41. Burns Domaitengut Leheen faͤmmtliche herzogliche Schloͤſ⸗ 
fer, nebſt dem darin befindlichen Inventarium; doch veiſteht es. ſich, daß 
die Inventarien nur im Ganzen als Pertinenz der Schlöffer zu betrachten 
find, und ihre’ Veränderung im Einzelnen Iediglih von dem Ermeſſen bes 
Souverains. abhängt. Es füllen nur gegen die jegt oder künftig regierenden 
Herzoge aus dem jegigen herzoglichen Specialhauſe niemals Auodialanſpruͤche 
deshalb gemacht werden koͤnnen | 

Art. 42. Kür die, mit Genehmigung der Stände, aufgenommes 
nen Landesſchulden "haftet bat sefammte fteuerbare Vermogen der Un⸗ 


— 
——— Landesſchuden der verſchiedenen Landestheile ſol⸗ 
len, pen Verwaltung nah, in eine allgemeine Banbeofihufd zufammenge: 


— 
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zogen und. ame —F Yun Filgungetaffe verzinfet und abgetra⸗ 
gen werden. 

Neue Eandesichulden, w h. folche, woburch die Maſſe der beſtehenden 
vermehrt, oder bie verfa ungsmaͤßig fortgehende Tilgung wieder aufgehoben 
wird, find ohne ausdruͤcklichen Conſens der Landſtaͤnde ungültig und unver— 
bindlich, und nur diejenigen perſoͤnlich dafuͤt verhaftet, welche folche Antehen 
gemacht, und die Schuldfcheine: unterzeichnet : haben, wie dus en über 
dir, Tilgungskaſſe das: Nähere befagen wird. . 7 

Es ſoll keine neue Anleihe gemacht werden, ohne — — ——* 
Ber ang zugleich: eine Tilgungsrente anzumeifen, durch welche das Capital. 
— in 50 Jahren wieder abgetragen ift. 
ey 43, Für die verfaffungsmäßig aufgenommenen Karamerfhulden . 
K,e —5 des. Kammiergutes für ewige Zeiten. 

Schulden,;d, h. folche, wodurch der Gefammtbetrag derfelben 
vermehrt, wirb, können, ohne qusdruͤckliche Zuftimmung der Landftände, nicht: 
gem acht werden, und find fuͤr den Regierungsnachfolger, wenn et auch Sohn 
des Vorfahrers iſt, fi ſchlechterdings unverbindlich, Sie haften nur ‚auf: dem 
Privatmachla des Vorfahters, ‚und es find ‚dafür ——— 
welche die Schuldſcheine unterfihrieben haben, perfönlich —“ 
„ „Die, Stände find, jedoch ſchuldig zu conſentiten: 
..2)-wenn die Schulden zu Ermerbung, neuer — — wer⸗ 
den, auf die Halfte des Kaufpreifeg ;, 
5) bei der Wermählung des Souverains, der Prinzta: und der. He 
—* Pringeffianen zu einen, nad) den Umſtaͤnden zu —— 
en, Deftag;. 4 
. e) bei Ungrücdsfällen,, welche das Füchse Reſi bengfehloß hetzefen, zur 
Wiederherſtellung deſſelben. « 
Bei jeder neuen Schuld ſoll die jährliche. Beninfung und: eine ungſtens 
— — a tente- ſogleich ‚angewiefen werden 
Die. mit vollftändiger Beobachtung alfer ‚örmlichkeiten, 
wel * in — Geſetzen (über die Schuldentilgungskaſſe) werden beſtimmt 
werden, ausgeſtellten Schuldyerfchreibungen gewähren jedoch den Gläubigern 
volle Sicherheit und rechtliche Wirkfamkeit gegen die Landes: und Domais 
nenfajlen, und biefen NE wenn dennoch Unrichtigkeiten vorgegangen ſeyn 
fen, der Regreß gegen die ſchuldigen Beamten, | 
Art, 45. Die Suskanz des Kammergutes- fol durch irgend eine Art, 
von Beräuferungen, Verkauf, Schenkung, Belaſtung mit Renten und ders 
gleichen nicht vermindert werden, und. es iſt zur vechtlichem Guͤltigkeit einer 
ſolchen Veräußerung, unbefchadet des agnatiſchen Conſenſes, auch die. Zur 
ſtimmung der Stände nothwendig. Zwar ſoll es ber Domainenverwaltung⸗ 
unbenommen, ſeyn, über einzelne Beftandtheilg, und Gerechtigkeiten eines Kam⸗ 
mergutes, ſo wie uͤber kleinere Waldpathe len, Jagd: und. Forſtgerechtſame 
duch Kauf, Tauſch, Vergleich und auf andere Weile zu verfügen, auch 
Binfen, Behnten, Dienfte und Gerechtigkeiten ablöfen zu laſſen. Es folk. 
aber der dafür erloͤſete Betrag, ſofern er nicht, nach der Natur des Geſchaͤf⸗ 
tes, von ſelbſt der Immobiliarmeſſe des Domainengutes zugewachſen iſt, 
niemals zu den laufenden Einnahmen und Ausgaben der Domainenkaſſe ges 
zogen, fondern zu der Schuldentilgungsfaffe abgewaͤhrt, und in derſelben als 
ein. vetzinsliches Activum des Domaninengutes fortgefuͤhrt werden. | 
Art. 46. Das Schatullgut fteht unter der unbefchräntten , Dies 


—* re bes —— und wird. nach davott chuichen Srundlaben 
euttheilt. 
— M. 3 4 wer J 44*⸗ J 
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Privatſchulden des. Souverains koͤnnen nur gegen das Schatullgut gelz 
4 gemacht werben, und. der Regierungsnachfolger iſt fuͤr ſolche nur in ſo⸗ 
weit zu zahlen verbunden, als daſſelbe reicht⸗Auch durch Teſtamente, 
Schenkungen und Vermaͤchtniſſe kann nur uͤber das Schatullgut gültig ders 
ugt werben. 

” Art. 47. Die Einkünfte des Staatsvermögens bilden: bie: Landes⸗ 
Eaffe; aus welchet aller eigentliche Staatsaufwand beſttitten wirds. 

Dieſe Kaſſe wird, unter der obern Leitung des Miniſteriums und Mit⸗ 
wirkung der Stände, von einem Kaſſirer werwaltet welchen die Stände * 
len und der Landesherr beſtaͤtigt. ud 

Die Summen; welche auf die berfchiebenen Zweige) ber. Ekaateierwol 
— verwandt ‚werden ſollen werden jährlich. (ober mad) Befinden auf meh⸗ 
rere Fahre), aufiden: Vorſchlag des Staatsminiſteriums, von ben. Ständen‘ 
verwilligt, und die rare derſelben wird, unter Beſtaͤtigung des 

‚feftgefegt. un. m 

MDie Rechnung wird. den Ständen jährlich: — von ihnen durch ih⸗ 
8 Ausſchuß mit Zuziehung der Rechnungs kammer in⸗ * durch · hre· 
Anerkenntniß (auf einem Landtage definitiv) jufkificitr su u... * 

Meter den Staͤnden, nech bern. Minifterium, cfleht “a ‚Recht zu, 
einfeitig andere als etatsmaͤßige —— * der — de⸗ 
au an en ea 

Art. 48. Das Kammerverm gen ER von — 5253 Be⸗ 
hoͤrde, unter Rn Riſterums, und — ducch einen beſondern 
Kaſſirer verwaltet. INT. 4° nrw?’ 73 £ ] 

OerEtat für die — —8 mans der Kanımer entwor⸗ 
fen ‚ ber Kafle: Etat von der Rechnungstammer formirt und vom Landes: 
herrn feftgefegt.. Die jährliche Rechnung wird iin: der Rechnungskammer 
geprüft und von dem Souverain uber die Suftification entfhieinsi: Den 
Ständen muß von Landtag zu: Kandtag machgewieſen werden daß weder (bie 
Subftanz des Kammergutes im Ganzen vermindert. worden riſt (mit: Kuss) 
nahme der im Art. 45 befkimumten Fälle, und mit Borbehalt des Antrags 
auf. Ergänzung ber Immobiliarmaſſe), noch daſſelbe mit neuen Schufden 

we — — en — fortgeſetzt uns 


tr u a4 nn. Gent ) 
j & 1 tel VL h N } TIIC are, 
Von det‘ Rahbfländen. — ad} 2.1, du 


ne dem” — ee 
Aligemeine Befimmung.,. ‘ * 
Art. 49. Um die Rechte und Befuguiſſe zu vertreten welche dem 
Volke in ſeiner Geſammtheit im Verhaͤltniſſe zu der Regierung zuſtehen, und 
um den: Gang der ganzen Staatsverwaltung ſtets in der geſetzmaͤßigen Bahn 
erhalten zu helfen, beſonders auch. um ‚diejenige Regelmaͤßigkeit bei der. Be: 
ſtimmung und Aufbringung der Staatsbedürfniffe und in der Behandlung! 
des Staats⸗ und: Domainenvermögend ; zu, fichern, welche das Wohl bes 
berzoglichen Hauſes wie des, Lamdes erfordert, und um nicht nur bei. geſetz⸗ 
lichen Beftimmungen, welche bie, Landesverfaſſung oder fonſtige Rechte der 
Siaatsbuͤrger betreffen, wichtigen allgemeinen Beſtimmungen den Rath und! 
reſp. bie Zuſtimmung einer groͤßern Zahl erfahrener Maͤnner benutzen, fon: 
dern auch allen immer die Ueberzeugung geben zu koͤnnen, daß: die Regie⸗ 
rung ſtets nur⸗· das Beſte der Unterthanen und die Aufrechthaltung einer ei itt 
lich gefeglichen Ordnung vor Augen. habe, follen. aud)i ferner Abgeardnete dee 
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Landes oil werben, welche theils in voller — —— durch 
” Beamten, die. durch jene Zwecke gegebenen Pflichten erfuͤllen. 
Art. 50. Dieſe Abgeordneten — aus den deel: Se 
4) der Rittergutsbeſitzer des Landes 
2) der Staͤdte, 


3) der Bauern, 
— gleichen Theilen nach den unten Aenen Be: Befiremungen, er⸗ 
wählt werden, ind iu: Miet are 


mi bike getseuen: Stände des Geryogthumss FOR 
bilden. 

. Art. 51. Sie ſollen regelmaͤßig alle. drei Jahre und "außerdem, 
forioft es noͤthig iſt nad) Meiningen, oder einen andern Ort, berufen wer⸗ 
dem. Ihre Berfanunfung arm: von bem — * jeder Seit beſchloß⸗ 
ſen werben. 

Ohne Berufung von dem ee. fi ind RR nur alle Befchtüffer 
einer ‚eigenmächtigen Berfammiung ſchlechthin nichtig und ungültig, ſondern 
es Bann, auch. gegemibier Theilhaber: einer ſolchen Ir re Ara Be⸗ 
ſtrafung eingeleitet werden.‘ Peter ir: en,t 

Art. 52,: Auch hat der Bandesherr das Rec, bie. Stände m Sur 
befinden: aufjulöfen und neue Wahlen ju verordnen 

Sogleich bei Auflöfung der vorigen Stände foll aber das use 
neuidt Wahlen erfolgenun's — A — u ar 

rc Het, 539 Die: Beamten des Stände; chei⸗ ‚zus; Beitig- md. Be 
forgung der Gefchäfte waͤhrend ber Berfammlung, theils zw Wahrneh⸗ 
mung der ſtaͤdtiſchen — —— und en in * er fi ind: 
der Landmarſchall/ 
"2yoel amdfaflihe Borflher, . a. 
+3) ein Spnbiens, ı .. — "7 Bus 12 uEı 1:7 . 
4) .ein Kaſſirer nebft ben —— Gehautten DE Bu LU BER Tu E 
Sie haben einen landſchaftlichen Kanzliſten und: Kanzleiboten.“ k 

Art. 54. : Der Landmarſchall wird vom. den. Ständen bei dem Anz: 
fange bes Landtags aus. der Klaffe dev Rittergutsbefiger durch einfache Stim⸗ 
menmehrheit gewaͤhlt und von. dem Landesherrn beſtaͤtigt, wenn gegen den 
Gewaͤhlten nichts einzuwenden iſt. Sein Amt dauert in der Regel ſechs 
Jahre, oder fo lange die Stände beſtehen, welche ihn waͤhlten. Nach Abs 
Lauf dieſer ſechs Jahre ober nach Aufloͤſung der Staͤndeverſammlung ſetzt er 
feine Amtsverrichtungen proviſoriſch bis ‚zum naͤchſten Landtage fort. Der 
abgehende Landmarſchall iſt aufs Neue wählbar. Wenn er abgeht oder ver= 
hindert iſt, tritt der erſte Vorſteher an ſeine Stelle. 

Es iſt nicht nothwendig, daß er in der Stadt Meiningen wohne; er 
muß ſich aber alle Jahre einen Monat daſelbſt aufhalten, um: ber Prüfung 
der Rechnungen beiguwohnen, und er ift ſchuldig, daſelbſt füch jedesmal eins 
zufinden, wenn as vom Landeshern erfordert wird, oder: die beiden Vorſte⸗ 
her auf feine außerordentliche temporaire Gegenwart antragen. | 

Urt. 55, ' Die. beiden Vorfteher werden‘ gleichfalls von den Ständen 
aus ihrer Mitte, ohne an eine Klaffe gebunden. zu fepn, bei dem Anfange 
des Landtags auf dieſelbe Zeit, wie dee Landmarſchall, erwählt und vom 
Zandesheren beftätigt. . 1 

"Sie verfehen auch. bei Aufidſung bir ‚Ständeoorfammlung „ Amt bis 
zum naͤchſten Landtage und find. wieder wählbar, 

'' Einer vom ihnen muß in der Stade Meiningen als — Vor⸗ 
ſteher wohnen, der zweite aber auf Ecfodern bes: Landmatſchalls oder des 


— 
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Vorſtehers, fo wie bei beffen. Abgang, ſich daſelbſt einfinden, 
wenn er nicht ohnedies in Meiningen wohnt. 

Diefe Vorſteher bilden mit dem Landmarſchall das landſchaftuche Die, 
eectorium. Der Landmarſchall kann in landfhaftlihen Angelegenheiten nur 
mit, Zuziehung eines Vorſtehers handeln; fie find fümmtlih den Ständen 
für die -verfaffungsmäßige Erfüllung ihrer —— verantwortlich. Eine 
Ergaͤnzung des Directoriume iſt zwiſchen den — nur se 
dig, wenn "0 NM 

er zwei Mitglieder beſſelben ober 

b) der fungirende Vorſteher abgegangen find, und. biefer. nice —* den, 
zweiten erfegt werden kann. Die Wahl eines einftweiligen Vorftehers 
nn — naͤchſten Landtage erfolgt dann durch ſcheiſtuiche Abſtimmun⸗ 


der Staͤnde. 
Art. en Die befondern Doliegenfeiten und Amstari des Lands 
marſchalls fin 
— den —E aller landſchafluichen ‚Angelegenheiten ſiets zu behalten, die 
Staͤndeverſammlung und ihre, Rechte allenthalben zu vertzeten, und zu 
wachen, daß nichts gegen die Derfaflung. geſchehe. Er iſt berechtigt, 
Wenn er in der Stadt Meiningm. anmelend.ift, den Sitzungen des 
Steuerfenats der Landesregierung und der. Schuldentilgungscommilfion 
‚beizumohnen, und bie Vorſtehet find — ahm, in naͤher ‚zu bes 
flimmender Form, regelmaͤßige Kenntniß über die Dperationen der 
Schuldentilgungskaſſe und die, Verwaltung. der Landeskaſſe zu geben. 
3. Ex iſt Befugt, gegen Beſchluſſe und Verfügungen, welche: der Verfaſ⸗ 
ſung und den Rechten ber Stände zuwider laufen, Verwahrung einzu⸗ 
legen und bei dem Landesherrn Anzeige zu machen. Er kann, wenn 
bie, Umſtaͤnde ‚es fordern, unter: Vorlegung feiner, — auf Beru⸗ 
fung eines außerordentlichen Landtags antragen. 
Die Rechnung der — wird von ibm, nachdem fü fie "bereit, 
‚ von ‚dee Rechnungskammer monitt tft, mit. Zuzichung den: beiden Vor⸗ 
fleher und des unten beftimmten Ausfchuffes, hr und moniforiich 
‚ze bie. zu den Beſchluſſen des Landtags abgeſchloſſen. 
b) Er a die Geſchaͤfte des Landtags vorzubereiten, X ihm vom 
—— — die — und ne zeitig 


2): Mähren des ——— leiten ep die Gefääte deffeh R has bie Anz 
ordnung ber Sigungen, die Reihenfolge der Gefchäfte, — worunter 
Die landeqherrlichen Propoſitionen vorn er beſtellt die Re 
ferenten, Correferenten und die Commiſſionen, wenn nicht die Staͤn⸗ 
deverſammlung noͤthi 2 findet, deren Mitglieder buch Stimmenmehr: 
heit zu ernennen. Ce wädjt Über"dit Didhufig und den Anftand der 
Berathungen, fammelt die Stimmen, zieht den Beſchluß, und bringt 
ſolchen, nady genehmigten Reraction, an das Miniſterium. € we 
Sprecher der Stände, / 

d) Er wacht über bie Amtsführung ber landſchaftlichen Beamten; 
Diener, und beſorgt mit den Vorſtehern . die, Mibeohrietiung deu — 
digten Stellen. RAR, WEHT 
Art. 57. Die in Meiningen anweſenden beiden Vorſieher find Mir 

glieber des Steuerfenats und der Schuldentilgungscommiſſion. Jede Verfü: 
- gung an die Landeskaffe und Schuldentilgungskaſſe muß wenigſtens von Eis: 
nem derfelben gezeichnet feyn. Sie find den Ständen ganz beſonders dafuͤr 
verantwortlich, daß die ganze Verwaltung der Kaſſe ben: Grfega gemäß ge: 
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fuͤhrt werde; daß die Etats richtig eingehalten, und feine orbnungswidrigen 
Ausgaben decretitt werden. Jede Abweichung von der Ordnung iſt dem’ 
Landtagsmarſchall ſofort anzuzeigen. Wohnt der eine Vorſteher nicht in 
Meiningen; ſo iſt er verbunden, ſich unverzuͤglich, auf Etfordern des Land⸗ 
marſchalls, oder auf Erſuchen des fungirenden Vorſtehers, in Meiningen 
einzufinden, um letztern zu erſetzen, wenn dieſer verhindert ſeyn ſollte. 
Beide Vorſteher ſind Beiſtaͤnde des Landmarſchalls und treten, wenn er vers 
hindert oder abgegangen iſt, an ſeine Stelle. Sie ſind, gleich ihm, verpflich⸗ 
tet, die Rechte der Stände zu, vertreten, unb ſchuldig, ihm d von n jedet bemerk⸗ 
ten Verlegung der Verfaſſung Nachricht zu geben. 
— Art, 58. Der Shndicus it ae DIE Zu 
0) Secretair der Ständeverfimmlung, des Steuerfenäts "der — 
sung, der Schuldentilgnngscommiffion und des landſchaftlichen Vor⸗ 
ſtandes, Hat die: Regiftrande und Protocolle zu führen, Berichte, Ans 
fhreiben u. f. mw. zu entwerfen, fo wie die Landfchaftlichen ten in 
hehoͤriger Werwährung und Drdnung zu halten. Er-ift 
bb) Rechtsconſüleut und Fiscal der Stände, - Er wird von den Ständen 
di aus der Klaffe derer, :welde zur Praxis als Advocaten- beim Oberlan⸗ 
50 desgericht beftigt: find, zuerſt auf drei Sabre, und fedaan nath⸗ Befin⸗ 
den auf Lebenszeit gewaͤhlt· mini > 
en 59. "Auen diefen Beirhten with dor Bändeige, ki Isdeöheres 
pe Genehmigsing, eine Beſoldung aus der Kandesbaſſe beffimmt.  - 

Art; 60.. 3 der jährlichen Durchſicht und Abnahme der landſchaft⸗ 
Küchen Haupt: und Nebenrechnungen erwaͤhlt ber "Landtag: einen Ausfhuß, 
der; außer dem Landmarſchall und beiden Vorſtehern, aus’ drei Abgeotbneten 
dee verſchiedenen Stände beſteht. Dieſe drei Abgeordneten zu betufen und 
den Ausſchuß zu bilden, iſt der Landmarſchall auch in andern wichtigen, 
außerhalb des —* vorkommenden Angelegenheiten berechtigt / insbe⸗ 
ſondere | 

4) wenn der Fau eintritt, auf. Berufung Außeroentiger Landtage an⸗ 
zutragen, 

2) — bevorftehenben kandtag biſender wihthe Seſchafte vorzu⸗ 

bereiten.. 

Art. 61, Den Kaſſirer ernennen die Stände unter Kanbeshertfi 
cher Beſtaͤtigung auf Lebenszeit. Er hat eine angemeſſene Caution zu be⸗ 
ſtellen. — ahnen Mobegenhihten waven aa bie Snfjenobuing 
beftimm mt. a 

rt. 6%: Die Befelung ber San ann ber Diener wid: bet Stän- 
den — * 

ia Bw etieh are”, 

24; ahlen. dr 


Art. .63,. Die Eanbftände beſtehen aus 24 Abgeorbitktin. 2 "Bandes, 
von welchen jede der drei Kaffen ber Rittergutsbefiger, Städte und Bauern 
ass erwaͤhlt. 

Art. 64. Bu: dem Ende iſt Na Hetzogchum in vier Wahlbezirke ge⸗ 
theilt, in welchen die Staͤdte und andbewedrer the. en durch 
Wahlmaͤnner erwaͤhlen. uf nn. 

Die Nittergursbefiger aus‘ dei ganzen Heczohchum waͤhlen ihre 8 De⸗ 
putirten in: zwei Abtheilungen zu Bean und Saat, nad) einer Cünfı 
tig erfolgenden nähern Beſtimmung⸗ | 

, Art. 65.) Die: Wahlbepirke find>fergendkrhußen gebttbet. 


— 
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1) Meininger Kreis mit den bisherigen Aemtern: 

Meiningen, Mapfeld, Wafungen mit Sand, Salzungen und Gluͤcks— 
brunn, oder; das Kreisgericht Meiningen mit den Landgerichten War 
fungen und Salzungen, u Ä 

2) Hildburghäufer Kreis, Bezirk des bafıgen Kreisgerichts, nebft den 
Landgerichten Roͤmhild und Heldburg (oder den bisherigen Aemtern 
Hitdburghaufen, Themar, Roͤmhild und Heldburg). * 

3) Sonneberger Kreis mit dem Kreisgerichte Sonneberg und dem, in 
diefer Hinſicht zugezogenen, Landgerichte Eisfeld (oder den bisheri= 
gen Yemtern Sonneberg, Eisfeld, Schalkau und Neuhaus). 

4) Saalfelder Kreis, mit dem bafigen Kreisgerichte und dem Landge⸗ 
richte Gräfenthal und den Aemtern Kamburg und Krannichfeld, 

In diefen Bezirken wählen . . 

a) die Städte Meiningen, Salzungen, Wafungen zufammen zwei, bie 
Städte Hildburghaufen, Roͤmhild, Themar, Heldburg und Ummer⸗ 
ftadt gleichfalls zwei, die Städte. Sonneberg, Eisfed, Schalkau, 
Gräfenthal und Leheſten zwei, und endlich die Städte Saalfeld, 
ara Kamburg und SKrannichfed ebenfalls zwei Abgeordnete, 
o wie 

b) die Landgemeinden zwei Abgeordnete. 

Zu jedem Abgeordneten wird ein Stellvertreter gewählt. 

Art. 66. In den fämmtlihen Wahlbezirten muß ber eine Deputirte, 
fo wie der eine Stellvertreter, nothiwendig aus der Klaffe, zu welcher bie 
Mählenden gehören, genommen werden; der andere kann auch außerhalb der 
Klaſſe erwählt werden. 

Art. 67. Wahlberechtigt ift im Stande der ‚Rittergutsbefiger jeder 
großjährige, im Genuß des Stantsbürgerrechts ſtehende, Beſitzer chriſtlicher 
Religion eines landtagsfähigen Ritterguts, deren Verzeichniß in ber Anlage 
enthalten ift. 

Diefes Wahlrecht kann der Landesherr Eünftig auch andern, dazu gerigs 
neten Gütern, ertheilen. 

Der Beſitz mehrerer Güter berechtigt nicht zu mehr als Einer Wahl 
flimme. Mehrere Xheilnehmer eines Gut haben nur Eine Stimme, 
welche, in Ermangelung einer gütlihen Vereinbarung, dem Aelteſten 


ht. 

— koͤnnen ihr Stimmrecht durch ihre Ehemaͤnner und Curatoren 
ausuͤben. 

—F Minderjährige und Pflegebefohlene find ſtimmberechtigte Curatoren 
zu beſtellen. 
Ä Vollmachten find unzuläffig, außer im: Stande ber Rittergutsbefiger; 
doch foll auch in diefem die Vollmacht nur an einen Rittergutsbefiger aus 
dem Wahlbezirke gegeben werden fönnen, und Feiner mehr als zwei Dolls 
machten annehmen dürfen. Die Vollmachten müffen von dem Ausfteller 
mit dem Namen ded Bevollmächtigten verfehen ſeyn. 

Art. 68. Stimmberechtigt bei der Wahl der Wahlmänner find Alle, 
welche als felbftftändige Hausvaͤter chriftlicher Religion in den Städten und 
Randgemeinden directe Steuern bezahlen und fih im vollen Genuß des 
Staatsbuͤrgerrechts befinden. | : 

Art, 69. Die Wahlen der Deputirten, von Seite des Bürger: und 
Bauernſtandes, geſchehen in den Städten Meiningen, Hildburghaufen, Sons 
neberg und Saalfeld durch Wahlmänner, Ä RR 

Bu dieſem Gefchäft ernennen, 


846 | Meiningen. 
A. die Städte biefer vier Kreife: 

3) Meinen . - 2. 2 2. 

SHUNBEM "2: an 

Wafungen 
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2) Hiburghaufen 2 2 2 20. 
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3) Sonneberg » 2 2 2 0. 
art A 
Geifenthel 1. 0 2 ne 
Echalka....... 

Leheſten — “ * “ “ * — ® 


4) Gab . - » > 0 0% 
Poͤßneck — 
Krannichfelb.. 

16 
von welchen bie ſtaͤdtiſchen Deputirten und eben fo viel Stellvertreter 
erwählt werden. | 
B. Die Landesgemeinben waͤhlen jede, welche über 25 Häufer zählt, 
einen Wahlmann, von 75 Häufern zwei, und fo auf jedes 50 Häus 
ſer mehr, einen mehr. 

Kleinere Gemeinden und einzelne Höfe werben ben nächftgelegenen Dr: 
ten zum Wahlgefhäft zugezählte. Die Wahlmänner fommen in der Kreis: 
ſtadt zufammen und wählen die Deputicten und Exrfagmänner. 

"Art. 70. Um Wahlmann zu ſeyn, iſt erforderlih: Genuß bes Bürs 
ger oder Machbartechts, des Staatsbürgerrechts, chriftliche Religion, drei⸗ 
Figiähriges Alter und Anfäffigkeit in dem Drte, von welchem die Wahl 
geſchieht. 

Art. 71. Um Deputirter oder Erſatzmann zu ſeyn, wird im Stande 
der Nittergutsbefiger erfordert: Genuß des Staatsbürgerrechts, hrifkliche Mes 
ligion, Zdjähriges Alter und der Beſitz oder Mitbefig eines landtagsfähigen 
Mitterguts; in den Städten und auf dem Lande, außer den Bedingungen 
des Art. 70., die Entrichtung von wenigftens 15 fl. jährlicher bivecter Steuer 
von Grumdftüden oder Gewerben. Der Befig der Ehefrauen kommt hierin 
dem Manne zu gut. 

Art, 72. Deffentlich Angeftelite, das ift, Staats: und Hofdiener, 
Mititairperfonen, Geiftlihe, Aerzte, Advocaten bedürfen zur Annahme einer 
Deputictenftelle den Urlaub ihrer vorgefegten Behoͤrde. 

Art. 73. Jeder kann nur an Einer Wahl. als Wähler und Wahl 
mann Theil nehmen. Wer von zwei ober mehr Klaffen oder Bezirken 
zum Abgeotbneten oder Erfagmann erwählt wird, muß fidy binnen drei 
Tagen erklären, welche Wahl er annehme, fonft geht die Wahl des Bezirks und 
ber Klaffe vor, welcher er felbft angehört, und in welchem er wohnt. 

Art. 74. Nah jeder Wahl darf der Gewählte das ihm ange: 


» 
= [ » 
= 


[ee . 
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fragene Amt ausſchlagen, well man vorausfegen muß, bag Niemand 
ohne die allerwwichtigften Gründe" ſich einem’ fo ehrenvollen Amte entzie⸗ 
n werde. * | 

g Art. 75. Die Wahlen der Depütitten gefchehen durch abfolute Mehr 
heit der Stimmen, mittelft geheimer Stimmzettel, immer für einen Depus 
tirten oder Erfagmann. Bleiben in fortgefegter Stimmenfammlung zulegt 
gleiche Stimmen für zwei übrig; fo entſcheidet das Loos. Bei der Wahl 
der Wahtmänner tft relative Stimmenmehrheit hinreichend. 

Urt. 76. Alle Wahlen werden, unter der Aufſicht der Randesregierung, 
von berzoglichen Gommiffarien geleitet, An die Landesregierung werden die 
Wahlprotocolle eingefhidt. Sie hat die Obliegenheit, unfoͤrmliche und ges 
fegwidrige Wahlen zu caffiren und neue anzuordnen. 

Das gleiche Recht fteht den Ständen zu. Das Nähere foll durch eine 
Wahlordnung beftimmt merden, | | 

Art. 77. Die Deputirten werden auf 6 Jahr erwähle. An bie 
Stelle eines, wegen Krankheit, Tod, eintretender Unfähigkeit oder bringenber 
BSefchäfte abtretenden, Deputirten wird der Erfagmann einberufen. 

Art. 78. Bei dem Eintreten als Deputicter leitet ein jeder einen 
Eid, worin er wiederhohlt gelobt: 

Treue dem Landesheren, getwiffenhafte Beobachtung der Verfaffung 
und der beftehenden Gefege, redlihen, uneigennügigen Eifer fir das 
Geſammtwohl des Landes. . 

Art. 79. Die Abgeordneten find nicht Vertreter ihres Diſtricts und 
ihrer Kaffe, fondern muͤſſen fich bei ihrem Wirken in der Ständeverfamms 
lung nur von der Rüdficht auf das Gemeinwohl ihrer ſaͤmmtlichen Mitbuͤr⸗ 
ger leiten laffen. Sie find aber berechtigt, die befondern Wünfche und Bes 
fchmerden ihres Bezirks und Einzelner aus demfelben anzunehmen und an 
die Ständeverfammlung zu bringen. — 


Drittes Kapitel, 
Pflihten und Rechte der Landſtaͤnde. 


Art. 80. I. Die erfle Obliegenheit der getreuen Stände des Herzog: 
thums ift, an ihrem Theile dahin mitzuwirken, daß die Beiträge der Unter: 
thanen zu bem, was das Gemeinwohl erheifcht, mit kluger Sparfamteit ge: 
—— mit Gerechtigkeit vertheilt, und mit ſtrenger Gewiſſenhaftigkeit und 

enauigkeit, ihrer Beſtimmung gemaͤß, verwendet werden. 

Art. 81. Es ſoll zu dem Ende den Ständen 

a) ein genauer Anfhlag von dem, was zu den Zwecken des Staats 
in ihren verfchiebenen Beziehungen erforderlich. ift, zur Berathung 
vorgelegt, und der Bedarf mit ihnen gemeinfchaftlic geprüft und 
feftgefegt ; * | 

b) die Art, wie biefer Bedarf mit möglicfter Gleichheit und Schonung 
von den Unterthanen aufzubringen ift, mit ihnen beftimmt, und demnach 
ohne ihre,ausdrücliche Zuftimmung keine neue Steuer irgend einer Art oder 
ſolche, deren Bewilligungszeit abgelaufen ift, ausgefchrieben werden, 
Jedoch müffen auch abgelaufene Verwilligungen in der Zmifchenzeit 

bis zur verfaffungsmäßigen Periode des nächften Landtags, wenn nicht 

dies ausdruͤcklich bei der Verwilligung ausgefchloffen ift, und nach Er⸗ 

4 ung des Landtags bis zur Beftimmung des neuen Flnanzetats 
ttgeſetzt werden. — 

Nur über das, was zur Erfüllung bundesgefegliher Pflichten nothwendig 


geleiftet werden muß, ſteht ihnen ein Verſagungsrecht zu. 
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6) ihnen altjähetic. voltftänbige Rechnung, von ber Wertvendung der bewil⸗ 
ligten Steuern und Abgaben, nach ben oben Art. 47 getroffenen Bee 
> flimmungen, gelegt, und diefe von ihnen geprüft: und vefpective aner⸗ 

_ kannt werden. we BE .. 

Art. 82, Die Verwilligungen der Stände Eönnen jedoch nicht einzel- 
nen Perfonen und Stellen gegeben, fondern muͤſſen jedem Beige der 
Staatsverwaltung und darunter begriffenen Anftalten im Ganzen ertheilt, 
und der Staatsregierung überlaffen bleiben, bie verwilligten Summen etats⸗ 
mäßig zu verwenden, | FT 

Sie wird indeſſen auch hierbei die Erinnerungen der Staͤnde willig ver⸗ 
nehmen und moͤglichſt beruͤckſichtigen. 

Art. 83. I Wie die von den Ständen verwilligten oͤffentlichen Ab⸗ 
gaben in einer eigenen Kaffe, unter Mitauffiht und Leitung derjelben, vers 
waltet werden, ift theils oben fchon beftimmt, theild werden darüber beſon⸗ 
dere Statuten und Ordnungen mit ihnen verabredet werden. R 

Art. 54. I. Den Ständen liegt ob, über die ungefchmälerte Erz 
haltung des Kammervermögensd zu wachen, worüber, nad) den oben gegebes 
nen Beltimmungen, die nöthigen Nachweiſungen zu geben find. 

Art. 85. IV. Berordnungen und Gefege, durch welche nicht blos 
die organifche Einrichtung der Behörden und die Form der Gefchäftsführung 
beftimmt, auch nicht blos die nähern Anordnungen zu Ausführung fhon be— 
fiehender Gefege gegeben, fondern wodurch Eigenthum und Freiheit der Uns 
terthanen getroffen, ober eine Veränderung der Abgaben und Rechte herbeis 
geführt wird, koͤnnen, ohne Beirath und Zuftimmung der Stände,. nicht 
gegeben oder aufgehoben werden. Jedoch follen dergleichen Gefege über Ges 
genftände des bürgerlichen und peinlihen Rechts und Alles, was nicht dem 
Unterthanen neue Abgaben auflegt, von den Ständen, an weldye fie durch 
landeshetrliche Propofitionen gelangen, nur mit einer Mehrheit von 3 Stims 
men über die Hälfte der anmwefenden Stimmen die Zuftimmung verfagt wers 
den können, | | 

Ueber Steuerbewilligungen, wie Über alle andere Angelegenheiten in bee 
Ständeverfammlung entfcheidet die einfache Stimmenmehrheit. 

Art. 86. V. Den Ständen fteht e8 frei, ihre Wünfche für die Vers 
volltommnung der Gefeggebung dem Landesheren vorzulegen und Anträge 
fowoht im Allgemeinen zu ftellen, als aud) Gefegentwürfe einzureichen, weldye 
ſtets mit Sorgfalt erwogen, und nicht ohne triftige Grunde abgelehnt wers 
ben follen, | 

2 87. VI. Die Stände find berechtigt, Mißbraͤuche, welche ihnen 

in ben verfchiedenen Zweigen der Verwaltung befannt werden, zur Abhülfe 
anzuzeigen. Es foll ihnen von dem Landesminifterium, um über die Be— 
ſchwerden, welche theils durdy Vorträge der Abgeordneten, theild durch Ein— 
gaben Anderer zur Sprache fommen, auf Verlangen volljtändige Auskunft 
ertheilt, und cs follen die von den Ständen angebrachten Beſchwerden 
mit vorziglicher Sorgfalt unterfuht, und den gegründet befundenen abgehol⸗ 
en werben, 
Urt. 88. VIL ‚Den Ständen fteht die Befugniß zu, gegen Staates 
diener wegen Verlegung der Verfaffung, — Mißbrauch der Amtsgewalt, 
Untreue und. Expreffung, foͤrmliche Anklage zu erheben. Gegen. Beamte, 
welche unter höherer Leitung ftehen, fol jedoch allemal erſt Beſchwerde bei 
den Minifterium geführt, und nur, wenn dieſer nicht abgeholfen, wird, zue 
Anklage gefchritten werden. Eur s 
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Die Anklage fol bei dem Dberappellationsgeeicht zu Jena angebracht, 
im förmlichen Rechtswege burch ein hiermit zu beauftragendes Krimi: 
nalgericht des Landes umterfucht und vom Dberappellationsgericht entfchie: 
den werben. 

Dem Veturtheilten fteht eine: nochmalige Verhediang frei, worauf 
anewatuger Urtheil einzuhohlen iſt. 

| -  BVBiertes Kapftet., 
Der Landtag. 


: Art. 89; Die auf landesherrliche Einberufung Sufammentretenben 
Stände bilden den Landtag. 

Art. 90. Die Einberufungsfchreiben ‚ergehen, auf — des Mi⸗ 
niſteriums, am ben Landmarſchall, und von dieſem an jeden einzelnen der 
ſaͤmmtlichen Deputicten, mit Beftimmung des Orts und der Zeit. Die Ein: 
berufenen haben es bei dem Landmarfchall ‘zeitig anzuzeigen, wenn fie. zu er: 
ſcheinen verhindert ſeyn follten, damit an ihrer Stelle die Erfagmänner eins 
berufen, oder die Landesregierung um Anordnung einer neuen Wahl erſucht 
werden koͤnne. 

Urt. AM. Der Landtag tft fuͤr geſetzmaͤßig conſtieniet zu achten, wenn 
nad) feiner Einberufung wenigſtens 20 Abgeordnete verfanmmelt find. Daß 
dies der Fall fen, iſt der Landesrehierung anzuzeigen, wo die feierliche 
Eröffnung vor ſich geht. 

Aet. 92. Die Eröffnung wird vorbereitet durch em. eiclich Feier, 
mit einee dem Zweck angemeflenen Predigt. Darauf —— — 
die Deputirten, in Gegenwart des Herzogs oder einer — 8— 
miſſion. 

Die zum erſtenmal Erſcheinenden legen den —— Ei ab. 
ird mit einer Anrede vom Landesherrn * deffen ‚Cormmif: 


Der Land 
fair eroͤf 
%. 93. Die Berathungen des Landtags werben — 


a) durch landeshertliche Propoſitionen, welche in der Ordnung, mie fie 
eingehen, oder welche ihnen vom Landesherrn Gariniint wird, ver als 
‚Ten: andern Gefchäften zu erledigen. find; 

b) durch: Anträge der Mitglieder, : welche: immer fehtifttich, fo daß nur der 
Borſchlag beſtimmt ausgedruͤckt iſt, dem Landmarſchall zu übergeben 
ſind, und auf einen blos ‚gelegentlich w⸗ga⸗ Antrag kein 
Beſchluß gefaßt werden kann; 

e) durch Schreiben oder Vorſtellungen Anderer, welche aber nur dann 
zu einer Berathung gebracht werden Dürfen, wenn, auf Angabe des 
Inhalts und Vorleſen der Bitte, ein Abgeordneter dieſelbe zu unter⸗ 
ftügen ſich etklaͤrt. 

Art! 94. Ueber die landesherrlichen Propofitionen und Anträge Pr 
zuerft die Discuffion eröffnet, im welcher ein jeder feine Anfichten zu entwis 
dein befugt ift. An denfelben nehmen die landesherrlihen Commiffarien, 
fo viel ihnen nöthig ſcheint, Theil;' Sie haben aber, . wenn: fie die nöthi: 
gen Erläuterungen gegeben haben, den Ständen zw fernerer Berathung ohne 
ihr Beifenn Zeit zu laſſen. Auch bleibt den Ständen. das Recht. vertrauli: 
her Sigungen vorbehalten, wo die) landesherrlichen Eommiffarien nicht zuge⸗ 
gen ſind. 

Art. 95. Iſt die Discuſſion geſchloſſen, welches von dem Grmeffen 
des Landmarfchalls, bei dem Widerfprudy eines  Deputicten aber vom Bes 
vo des Landtags abhängtz fo ftellt ‚der Landmarſchall die „u entfcheiden: 
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den Fragen, und es wich: — in der Regel am naͤchſtfolgenden Tage, 
nachdem die re ihren. Abtritt genommen haben, wit Ja oder am 
abgeflimmt.; 

Auf ben Antrag. eines einzigen Deputicten muß — d. ha mit 

ſchwarzen oder weißen Kugeln, abgeſtimmt werden. Erinnerungen gegen 
die Stellung der Fragen find ſowohl die: landeshertlichen ‚Sommiffarien, 
als jedes Mitglied zu machen berechtigt; und wenn beide heile fich 
nicht vereinigen, fo witd vom Landtag barlıber duch Stimmenmehrheit 
befchloffen. 
e 1. Die, Entfcheidung ider beim Landtag — Fragen erfolgt nach ein⸗ 
facher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit, welche ſich mach einmat, 
an —— Tage — Abſtimmung non erhält, ‚seiiipeibet 
” Sandeshertin.n. 1. 1." 

+ Art. 96, ‚Soltte. ein Stand ſich durch einen Befätuf. dee Ranbtags 
in feinen wohlermorbenen : Rerhten ‚beeinträchtigt erachten ; fo ‚bleibt demſelben 
nad)gelaffen, bei. dem Landeshern, unter — feiner Gruͤnde/ im, einer 
beſondern Vorſtellung darauf. amzutragen, daß dem Beſqhluſſe die öl 
Genehmigung verfagt werde, 

Eegiebt fc); ‚;heiigenanerer Prüfung des. Befchluffes, eine ſolche Bes 
theiligung,; und iſt derſelbe nicht etwa : gang: zu: verwerfen; ſo Awirb..berfelbe 
zu nochmaliger Berathung: und. guͤtlicher Vereinigung an den Landtag zuruͤck⸗ 
gewieſen. Kommt auch dann eine — nicht zu Gene; fo tritt 
landeshertliche Entfcheibung ein. ß 
406.97. Der: ‚Landtag — rim, Srtirunge am Binföe dem 
Landeshern ‚unten der Form⸗ ol 

unterthänigfte Erklärung : 

— oder Bitte —A ee ne 
mit ‚der ‚Unterfchrift: EEE re et DR I ee 

die getreuen Stände —J 

des Heuogthums 2. Pie DE a PR) a = re * 
vor. 


Art. os En, den Gügsegen: 4 un, „Protocol vom "Sonbicns, un: 
ter Auffiht einer, vom Landtag: beftellten, Commiſſion geführt, welches die 
Borträge und den Inhalt der: Discuffionen; wie die Refultate der Abſtim⸗ 
mung angiebt. 1, Es wird in der —————— werleſen/ und vom Land⸗ 
marſchall, ben beiden. Gehuͤlfen, der. Rebactionscommifften, und dem Syndi⸗ 
cus unterzeichnet, und, nachdem es von; den landesherrlichen Commiſſarien, 
in, Beziehung :auf, ihre. Erklaͤrungen, als richtig anerkannt worden iſt, durch 
den Druch zur oͤffentlichen Kenntniß gebracht. Fe n— 

mr O0. Die Abgeordneten koͤnnen wegen ihrer Aeußerungen in der 
Ständeverfammlung nicht zur gerichtlichen Rechenſchaft gezogen werden. 

sı Dem ündtage stiegt:aber ob, unanſtaͤndige und verlaſſunsewidrle⸗ Aus: 
drücke, und Erklaͤrungen zu verhüten un. zu ruͤgen. 7 ? 

Zar diefor Hinficht. hat. | 
di der Landmarſchall das Recht * bie Pflicht, ieben, — ſich, eins 

das Wort zu⸗ haben,/ zum Sprechen. drängt, Andere, unterbricht, im 
ı Reden aufsandere;: nicht zur Suche gehörige, Dinge abſchweift und: 

— Unanſtaͤndigkeiten erlaubt, zur Sache und, zur Ordnung * 

weiſen; 

2) die Staͤndeverſammlung hät daſſelbe zu thum wenn das Betrug eine 
ernjtere Ruͤge verdient; und fie kaum: 
3) fo weit gehen, ‚einen Deputieten durch eine, Mehrheit. von drei En 
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theilen . der Auweſenden gaͤnzlich auszufähließen,;; — der — 

treter eingerufen wird . 

Art, 100. Vom Landtage ſoll ſi ich kein Deputirter entfernen, — 
die. Gründe auzuzeigen, Worlber ber, Landtag entſcheidet. J 

Der Laufß der Juſtiz kann gegen die, Deputirten ‚nicht, ne wet· 
den; nur ſollen fie während ihrer Anweſenheit am Landtage nicht zum. per⸗ 
ſoͤnlichen Erſcheinen in, bürgerlichen .Recdytsfacyen  umd- in Polizeiſachen vor: 
geladen ‚und in dieſen nicht mit Verhaft * werden, außer — it 


ger un. % | 
Wenn Wechſelarreſt ‚oder ‚ine Schninalztuterfukeng gegen ins Du 
tirten erfannt wird, muß der Stellvertreter deffelben einberufen. werden 
Art: 101. Der Landtag, wird, durch landesherrliche Erklaͤrung geichiof: 
fen, und geht (eff ae eine, weitere ‚Verhandlung verworen zu koͤnnen, 
auseinander. Be , 
* Ziten vu a re 
Allgemeine Beftimmungen. 


Art. 102, Der Landesherr felbft iſt über a —X 
tung erhaben. Alle Regierungshandlungen muͤſſen r viele 
Berantwortlichkeit eines Staatsbeamten : geſchehen. 

Art. 103. Zu dem Ende muß eit jcbe, im. ‚Namen ‚des. Landes: 
herrn ergehende, Verfügung von einem Ritgliede des Gebeimenrath 
giums oder bes Landesminifteriums consrafiguirt ſeyn, ‚welches fix di al 
fetzmaͤßigkeit derfelben perſoͤnlich verhaftet if, 

Art. 104. Die Verantwortlichkeit fuͤr ‚jede eſehwidtige Verfügung, 
haftet zunaͤchſt auf demjenigen, von welchem fie aus gegangen iſt; Befehle 
einer hoͤhern Behörde decken — nur, wenn fig I ſo dehorlger Form Han dem 
competenten. cal ausgegang 

Art... 105. Ale. "Sericigbärkst geht, En Giant ‚und, "a, Bay; 
deäheren. aus, und ſoll nug, ‚durch, ‚bie, vom 2 unmittelbar oder. mit⸗ 
telbär beſteliten, Gerichte ausgeübt, und der Kauf der "Suftiz nicht a: 
hemmt werben. 

Are. 166: Das Recht der Begnablgung! tn’ Scchffichen ſteht nur 
dem Randesheren zu, jedoch mit der Einſchraͤnkung, daß 

4) die ertheilte Begnadigung Niemand hindert, :feinte aus einer. Rechts: 

verletzung herfließenden: Privatanfprüche gerichtlich zu vetfolgenz >" 
9) ein auf Antklage der Stände zur Entſetzung verurtheilter Beamter zwar 
hinſichtlich der Strafe, begnadigt werden; jedoch nicht: im Dienſt blei⸗ 
ben, noch darin wieder aufgenommen Ann uns keiner Staats⸗ 
kaſſe Penfionen. beziehen kann. rbifigys 

Art. 1071 Tritt der Fall "eines Reolemungewihfus. ein; fo ſoll ber 
neue Landesherr bei dem Anteittiider Regierung: ſich ſchriftlich bei fuͤrſtlichen 
Worten und Ehren verbindfich machen, die Werfaſſung nad dem ganzen ' 
Inhalte dieſer Urkunde zu beobachten, aufrecht zu erhalten und zu ſchuͤtzen. 
Um dieſe Vetſicherung noch vor der Huldigung der Staͤnde von dem Kürze 
ſten im’ Empfang zu nehmen, iſt eim außerordentlicher Landtag zuſammenzu⸗ 
berufen. Im Falle der Unmuͤndigkeit, oder einer andern Verhinderung des 
Regierungsanttittes des: Landesfuͤrſten Hk diaſe : Berficherung: vom Werwoeſet 
der Regierung für die Zeit feiner Verwaltung auszuftellen. 

Arto 108. ‚Ale Stagtsbeamten find auf die Beobachtung des, Grund: 
gefeges zu, beteibigen, ; «. 

nie IM. . ‘An biefem, Öbrunbgefehe und, d der, ’ durch then, glg, , 
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Berfaffung darf in keinem Puncte, weder: "unmittelbar noch mittelbar, ohne 
gemeinfame Uebereinftimmung des Landesherrn und des — etwas geaͤn⸗ 
dert werden '- 

Art. 110. Die ältern landſchaftlichen Verfaſſungen find. aufgehoben, 
— — = jegige Grundgefeg durch Eroͤffnung eines Landtags in Rutſam⸗ 


keit tri 
Die bisherigen landſtaͤndiſchen Goryorstionen behalten: jedoch , in Bezie⸗ 
bang auf ihre. beſondern, jetzt noch beſtehenden, privatrechtlichen Vethaͤltniſſe 
un Anfprüche, bis zu deren Erledigung, ihre corporativen Rechte. 
AMrbundlich unten Unſerer eigenhändigen: unterſchrift und dem vorgedruck⸗ 
ten herzoglichen "Siegek 1". 
——— Meiningen zur. Euſabethenburg, den 23. Aug. 1829. 
ue ED. 5) Bernhard Erich Freund. 
Ch. F. Frhr. v. Koenig. von Baumbach. 
D. v. Stein. bon Fiſchern. 


"9, Wahlgeſetz für das Herzogthum Sachen» Meiningen, 
vom 23. Augujt 1829. 


: Wir Bernhard, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachſen⸗ Mei⸗ 
ningen ıc. 

haben durch das Gründgefeg der landſchaftlichen Verfaſſung Unſeres Herzog⸗ 
thums vom heutigen Tage die Beſtimmungen feſtgeſetzt, nach welchen die 
landſtaͤndiſche Vertretung durch‘ bie drei Staͤnde der vereinigten Landſchaft 
geſchehen foll. Zur Vollziehung jener grundgeſetzlichen Beſtimmungen haben 
Wir beſchloſſen und vetordnen, wie folgt: 

Art. 1. So oft, nach den Beſtimmungen ber landſchaftlichen Ver— 
faſſungsürkunde Art. 76, eine. neue Wahl der Abgeordneten erforderlich iſt, 
wird die Vornahme eretben von bem Landesherrn durch bie Landestegie⸗ 
rung angeordnet. 

I. Wahl der Deputirten im Stande der ——— 

beſitzer. | 

Art. 2,. Die Wahl der Abgeordneten in der Kaffe der Ritter: 
gutsbefiger gefchieht,. nach Art. 64. der landſchaftlichen Verfaſſungsur⸗ 
kunde, unmittelbar durch ſaͤmmtliche Wohlberechtigte unter der Leitung eines 
von der Landesregierung aus dem Stande der Rittergutsbeſitzer (unbeſchadet 
feiner Waͤhlbarkeit) zu. ernennenden Cammwiſſaire, und mit Zuziehung, eines 
verpflichteten Protocollfuͤhrers. 

nr Art. 3. . Diefer: -Benuftragte Beruft- u bahlberechtigten Rittergutsbe⸗ 
ſi iber ſeines Wahlbezirks tefpi; nach. Meiningen und, Saalfeld zu ‚einer Wahl⸗ 
verfammlung, bei welcher er ‚den Vorſitz und, Vortrag hat. 

Art. 4 ° Das. Mefultat der Wahl wird nach der Stimmenmehrheit 
berechnet und. ausgefproihen, das Protocoll aber von dem Commiſſair und 
von. fämmtlichen Anweſenden, mit — der allenfalls erwaͤhlten Ab⸗ 
geordneten, unterſchriebenn. : Ä 

’H. Wahl der Asgeschnsten des Bürger: und Bauern: 

fanden. ;- 

Art. 5. Zur Wahl der gehe aus’ der Rtaffe ver‘ Städte: 
und Randbewohner, find zwei Wahlhandlungen erfördirich Die 
erfte dat den Zwec, die erforderlichen Wahlmaͤnnet für die Waͤhlverſäͤmm⸗ 
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fung eines jeden Bezirks, nach Maaßgabe des! Art, 69. der Tandfchaftlichen 
Berfaffungsurfunde, zu ernennen; durch die zweite erfolgt die eigentliche 
Mahl der Abgeordneten. Zr u 

"Die Leitung jener fleht in den Städten. den Magiſtraten und auf!:bem 
Landerden Ortsvorſtaͤnden (Schultheifen und Worftehern) zu; bie 'fpecielle 
Zeitung dieſer gefchieht ebenfalls durch befonders zu ernennende Regierungs⸗ 
commiffarien, A — 

Art. 6. 1) Ernennung der Bahlmänner. Jede Stadt und 
Dorfgernemmde ernennt die, nad) Maaßgabe der landſchaftlichen Verfaſſungs⸗ 
urkunde Art. 69. auf fie ‚kommende, Bahl von Wahlmännern, wobei ein 
jeder Wahlberechtigte ‚feine Stimme für fo viele abzugeben hat, als gemählt 
werben follen. | " 

Art. 7. : Sobald’ die Berwaltungsämter von der Landesregierung bie 
Anordnung wegen Vornahme der Wahl der Wahlmänner erhalten haben, 
Laffen fie fämmtlicdye Schultheißen, oder wie die leitenden Worftände der Ge- 
meinde fonft heißen mögen, -vorfommien, um fie über den Zwed der Wahl 
und das Verfahren gehörig zw belehren, und ihnen diejenigen WBorfchriften, 
welche fie: dabei zu beobachten haben, aus der landſchaftlichen Eonftitution 
und fonft deutlich auseinander zu fegen. 

Art. 8. Die Magiftrate und Ortsvorflände haben hierauf Wahltiften 
zu fertigen, welche nicht nur ein genaues Verzeichniß der Häufer und deren 
Befiger, fondern auch eine Angabe derjenigen Einwohner, bie, nad 
Art, 68. der Landfchaftlihen Verfaffungsurfunde, an der Wahl Theil zu 
nehmen berechtigt find, nach der Ordnung der Wohnungen, enthalten. 

Art. 9. Sind die MWahlliften zu Stande gebracht; fo werden fie in 
ben Städten von dem verfammelten Magiftrat, auf dem Lande von dem 
Gemeindevorftehern, öffentlich verlefen, berichtigt, und, daß ſolches gefchehen, 
von dem Magiftrate, den Ortsvorgefegten, welche für die Richtigkeit verant⸗ 
wortlich find, bezeugt, und durch Unterfchrift und Beidrudung des Nathe: 
und Gemeindefiegeld beurkundet. 

Art: 10. Bon den Borftänden der Landgemeinden werben biefe Liften 
den berzoglihen Werwaltungsämtern zur Einfiht und Prüfung vorgelegt. 
Findet das Verwaltungsamt etwas zu erinnern; fo ordnet es die Berichti⸗ 
gung der Wahlliſten an, im Gegenfall aber fegt es fein Zeugniß der Rich— 
tigkeit bei. 

Art. 11. Die Vorladung der, in ber MWahllifte eingetragenen, 
Stimmberehtigten zur Vornahme der Wahl der Wahlmänner gefchieht von 
den Magiſtraten und Drtsvorftänden auf die gewöhnliche Weife und an 
dem gewöhnlichen Verſammlungsort. Bei zahkeeichen Gemeinden bleibt 
es denfelben überlaffen, die Wähler in ſchicklichen Abtheilungen vorkom: 
men zu laſſen. — — 

Wenn zwei oder mehrere Gemeinden, nach Maaßgabe des Art. 69. 
der landſchaftlichen Verfaſſungsurkunde, zufammentreten; fo haben ſich bie 
Borftände Über die Zeit und den Ort der Verſammlung zu beteinigen. 

Art. 12. Die Abftimmung geſchieht durch Einwerfung eines Zet—⸗ 
tels, auf welchem der Bor: und Zunahme des oder” der zu Erkiefenden 
deutfich gefchrieben fteht, in ein verdecktes Gefäz.  Wenigftens zwei Drit- 
theife der ſtimmfaͤhigen Einwohner müffen bei diefer Mahl ihre Stimmen 
abgeben. 

Art. 13. Nach Berndigung der Abftimmung ' werden die Zettel oͤf— 
fentlich verfefen, und’ die Wahtftimnien zu dem, über den ganzen Act von 
dem Raths⸗ und Gemeindefchreiber aufzumehmenden, und. von drei‘ Mit⸗ 
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gliedern des Magiſtrats und dee Dreiwonftinte. mit zu unserfceibenben, Pro⸗ 
tocdllen verzeichnet. 

Art. 14. Das —* iſt den Waͤhlern undenuͥ befannt ‘zu 
mathen, das: Protocoll aber von den Magiftraten, mit Bericht über die Qua⸗ 
lifitation ber Wahlmanner, an die Landesregierung, und von den Gemeindes 
—n an das Berwaltungsamt, und durch dieſes an die kendescegieruug 
einzuſenden 

Met. 15. 2 Wahl. der Abgeordneten. Nach Beendigung der 
erſten Wahl werden die ernannten Wahlmänner eines jeden Bezirks von 
dem aufgeſtellten Regierungscommiffaire auf einen beftimmten Tag zur Bor: 
nahme des zweiten Wahlacts, der Wahl ber Atdeedaetes in die Rreisflabt, 
einberufen. 

Art. 16. Die Wahl felbft wird auf die oben in. At. 4. —— 
Art vorgenommen; es iſt jedoch das uͤber die Wahl der Abgeordneten im 
Stande der Bauern aufzunehmende Protocoll neben dem Commiſſatius nur 
von den, dem Acte zugleich als Zeugen beiwohnenden, zwei Aelteſten der 
anweſenden Wahlmaͤnner mit zu unterzeichnen, 

Art 17. Jeder Wahlmann ftimmt aus eigener Ueberzeugung, ohne 
an einen Auftrag von Seite feiner Gemeinde gebunden zu feym. 
traͤge folder Art werden im Voraus für nichtig erklärt. 

j: IL. Allgemeine eg 
Art. 18. Zur Guͤltigkeit ift bei allen Wahlen der Abgeordneten bie 
Anwefenheit von wenigftens zwei Dritteln der, auf legale Weife einberufenen, 
Wahlberechtigten reſp. Wahlmanner erforderlich. 
Art. 19. Wird eine Wahlverfammiung dadurch vereitelt, daß eine 
zu geringe Anzahl Waͤhler erſcheint; ſo fallen die verurſachten unkofien den 
Ausbleibenden zur Laſt, vorausgeſetzt, daß ſie gehoͤrig einberufen waren, und 
nicht. ein reiner, unabwendbarer Zufall fie von dem Erſcheinen abgehal— 
ten hat, 

Art. 20. Alle Wahlhandlungen müffen von den Magiſtraten und 
DOrtsvorftänden, fo. wie von den Verwaltungsämtern und Regierungs— 
commiffarien, mit pflihtmäßiger und ruͤckſichtloſer Unbefangenheit gelei— 
tet werden, 

Die MWahldirigenten. dürfen fih auf keine Weife -in das Innere der 
Wahl miſchen, ſondern fie haben ſich darauf zu befchränfen, die Waͤhlenden 
mit den Pflidyten und Cigenfchaften eines Wahlmanns. oder Landesabgeord⸗ 
neten bedannt zu machen. 

Art, 21. Die Erklärung über die Ablehnung der Wahi muß von 
dem Gewaͤhlten ſobald geſchehen, als er von feiner Ernennung in. Kenntniß 
gefegt wird. 

Art. 22. Die bei den Wahlverfammtungen erſcheinenden ‚Individuen 
erhalten aus der allgemeinen Landeskaſſe keine Vergütung des etwa. gehab⸗ 
ten Aufwandes. Den Wahlmännern, welche fich dabei von ihren Wohns 
figen entfernen müffen, paffirt eine ‚mäßige Ausloͤſung aus den Mitteln der 
betreffenden Stadt⸗ oder Ortsgemeinde. 

Art. 3. Sobald die Wahlen beendigt ſind, ſendet die — 
gierung die eingegangenen Wahlberichte, mit den Wahlacten und ihrem 
Gutachten über die. Guͤltigkeit des flattgefundenen Verfahrens, an den Lan⸗ 
desherrn ein. 

Art. 24. Iſt das Verfahren umverwerflichz fo wird der Inndfchaftliche 
Ausfchuß,. unter Mittheilung der Acten, davon in Kenntniß —5* au Ger 
genfall- erfolge ſofort die Verfügung einer andem Wahl. 


ı 
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Are.'25. Findet der Ausſchuß bei den Wahlen ein Bedenkenz! fd Kir 
ei dieſes dem. Randesheren ungefäumt anzuzeigen, und wu — einer 
nochmaligen Wahl anzutragen. 

Art. 26. Unguͤltig iſt jede Wahl, bei unter die. gefegtichen- Go 
men, oder die Vorſchriften über die Eigenfhaften der Wähler und Gewaͤhl⸗ 
ten nicht beobachtet worden find, oder welche durch Betecung Verſprechun⸗ 
gen oder Drohungen zu Stande gefommen ift: Im letztern Falle findet, 
neben Umgültigkeit der Wahl, noch eine Befttafung- des dabei vorgekommenen 
Verbrechens durch die Juftigbehörde Statt, 

i Der Beftecher und Beftochene‘ vetlieten auch ” active and pafftve Wahl⸗ 
fähigkeit. — 

Die ———— zu beren Weſſott, ms dem Art. 76, der land⸗ 
ſchaftlichen Verfaffungsurfunde, die obere Leitung der Wahlgeſchaͤfte gehört, 
ift mit. der Ausführung und Erläuterung der . gegenwärtigen . Wahlordnung 
beauftragt. Won ihr ergehen daher nicht nur alle Verfügungen wegen der 
vorzunehmenden Wahlen, fondern es find auch alle Anfragen p darüber an bie: 
felbe zu richten, 

ürkundlich unter Unferer eigenhändigen Unterſchrift und dem vorgedrud: 
ten berzoglichen Siegel. | 

Gegeben Meiningen zur Elifabethenburg, den 23. Auguft 1829, 


(L. S.) Bernhard Eric Freund. 
Ch. $. Frhr. v. Ködenig. von Baumbadh. 
D.v. Stein. von Sifhern. 
19. . — 


Herzogthum Sachſen— Altenburg. 
(feit dem- 15. Nov, 1826), 


Nach, dem Theilungsvertrage vom 12. Nov. 1826, unterzeichnet von 
den drei theilenden Fuͤrſten am 15. Nov., verzichtete der Herzog Friedrich 
von Sachſen-Hildburghauſen auf dieſes Land, und uͤbernahm die Re— 
gierung des Herzogthums Altenburg.(wo die früher daſelbſt regie⸗ 
rende Seitenlinie des Erneſtiniſch⸗Gothaiſchen Hauſes bereits im Jahre 
1672 erloſchen war), unter den im Theilungsvertrage enthaltenen Abtre⸗ 
tungen. deö ‚Amtes Gamburg und einiger Parzellen von dem biöherigen 
Fuͤrſtenthume Altenburg. — Die ältere, im Fürftenthbume Altenburg be: 
flandene, Berfaffung warb aber nicht eher aufgehöben, als bis die im 
September 1830 auch in der Stadt Altenburg ausgebrochene politiſche 
Bewegung Be Frledrich bewog, in der Prockamation vom 
14. Sept.*) 1830 die Ertlarung auszufpregpen, daß er die, ihm von 
einer Deputation mitgetheillen, Bünfche erfüllen. wolle, „Sie werben 
durch die von Mir beichloffene Einleitung einer Repuäientation der Bürs. 
gerichaft durch von ihr ſelbſt aus allen Ständen. gewählte. Vertreter, 
durch eine veränderte Drganifation. bes Stabträfdes, und "durch ‚eine 


*) Sie fteht wolltaͤndig in den neueſten Stans satten, 21. FW ©. 971 f. 
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weitere Ausbildung der landſchaftlichen Verfaſſung des 
Landes, zu der auch Meine getreuen Staͤnde des Landes die Hand 
geboten haben, ihre Befoͤrderung finden.“ 

In Angemeſſenheit zu dieſer Erklaͤrung ward, nach wenigen  Mona- 
ten, den zu Altenburg verfammelten Ständen ber Entwurf zu einer neuen 
Verfaſſung vorgelegt, und, nach der beendigten Berathung deffelben, am 
29, April 1831 das neue, pactirte Staatögrundgefeg befannt gemacht. 


a) Grundgefeg für das Herzogthum Sahfen-Alten- 
burg vom 29. April 1831. 


Wir Friedrich, von Gottes Gnaden Herzog zu Sachſen, Juͤlich, 
Cleve und Berg, auch Engern und Weſtphalen, Landgraf in Thuͤringen, 
Markgraf zu Meißen, gefürfteter Graf zu Henneberg, Graf zu der Mar 
und Ravensberg, Herr zu Ravenftein ıc. ıc. 
entbieten allen Unfern getreuen Unterthanen Unfern gnädigften Gruß und fuͤ— 
gen zu wiffen: Wir haben Uns bewogen gefunden, Unferm Herzogthume ein 
Srundgefeg zu verleihen, und verordnen demnach, nach erfolgtem Beirath 
Unferer getreuen Landfhaft und mit deren Zuftimmung, wie nadjteht: 

Grundgefeg 
für das Herzogthum aglen-Zitenturg 


Erſte Abtheilung. 
Bon dem Herzogthume, dem Landeshern und dem herzoglihen Haufe. 
Erfter Abſchnitt. 
Derzogthum. 

6.1. Das Herzogthbum Sahfen: Altenburg bildet in feinen, 
durch die Zheilungsverträge im Gefammthaufe Sachſen bis jegt beſtimmten 
und durch künftige Verträge in ſolchem oder mit fremden Staaten nody zu 
bejtimmenden, einzelnen Beftandtheilen ein faatsrechtliches, zur Theilnahme 
an einer und berfelben Werfaffung vereinigtes Ganzes. 

$. 2. Bon dem hierunter begriffenen ſtaatsrechtlichen Gebiete kann 
kein Theil veräußert. werden. 

Bei vorkommenden Erbtheilungen im Gefammthaufe Sachſen finden 
jedoch die Grundſaͤtze des Geſammthauſes Anwendung. 

Wenn zur Ausgleihung mit den Nachbarſtaaten wegen beſtehender 
Grenzftreitigkeiten, Hoheit: und anderer Srrungen ein Austauſch Eleis 
nerer Gebierstheile fi als räthlic oder unvermeidlich darftellt, und 
dabei Abtretung von Wohnfigen mit Unterthanen vder von Domanisleigens 
thum beabfichtigt wird; fo geht der Iandeöherrlichen Genehmigung eines fol 
hen Vertrags die Vernehmlaffung der Landesdeputation voraus. 

„3. Der jegige Beſtand des Landes, der, Domainen und Schlöffer 

— (mit Ausnahme der vom jetzigen Regenten oder deffen racfotgern aus 
Schatullmitteln etwa gefchehenen oder kuͤnftig geſchehenden Anfhaffungen) —, 
erbt ungeſchmaͤlert in der Staatserbfolge der herzoglichen Speeiallinie 
Sachſen-Altenburg fort., Unter keinem Borwande kann jemals ein — nicht 
erweislich aus folhen Schatullmitteln, erworbener — Xheil, wenn er aud) 
noch fo gering toäre, während der Dauer des jegigen Specialbaufes, zu 
Gunſten eines Allodialetben gegen den Negierungsnachfolger in Anſpruch ge: 
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nommen werben... Eine, Schatull⸗ oder Pryat ⸗une ann nie der Landes; 
hoheit entzogen werden. _ 
‚Biwelter Abſchnitt. 
Der Landesherr. | * 

F. 4. Dee Herzog iſt als ſouverainer Landesherr das ET. 
des Staais, vereinigt in ſich die geſammte, ungetheilte Staatsge: 
walt, und übt fie unter den in ber a fejtgefegten. Be: 
ftinmungen aus, 

Seine Perſon iſt heilig und unverleglih. Er kann den Sitz der 
Regierung in keinem Falle außerhalb des Staats verlegen. 

F. 5. Nur von dem Hetzoge, als Staatsoberhaupt, oder mit ſeiner 
Zuſtimmung und in ſeinem Namen, werden die verfaſſungsmaͤßig gegebenen 
Geſe tze bekannt gemacht. 

8. 6. Der Herzog ſteht an der Spitze der ganzen Staatsver wal⸗ 
tung, und vertritt den Staat in allen ſeinen Verhaͤltniſſen gegen an— 
dere Staaten. 

F. 7. Alle Gerichtsbarkeit und alle Polizeigewalt wird im 
Namen des Herzogs entweder unmittelbar oder mittelbar ausgeuͤbt, und un: 
ter feiner landesherrlichen Oberaufſicht verwaltet. 

$. 8. Ohne des Herzogs Beſtaͤtigung kann kein Todesu rtheil 
vollzogen werden. Dem Herzog ſteht das Recht der Begnadigung in 
Straffachen. zu, welche jedoch die gerichtliche Verfolgung der aus einer Rechts: 
verlegung. herfließenden Privatanfprüde niemals ausschließt oder aufhebt. 

. 9. Vom Herzoge allein können unter den weiter unten, — Ab: 
theitung V. 88. 201—209. — folgenden näheren Beitimmungen Steuern 
und Zandesabgaben ausgefchrieben werden. 

$. 10. Dem Herzöge fteht die ausſchließende Berfligung über das 
Militair zu. Mur mit feiner Zuflimmung und in feinem Namen kann 
eine Bewaffnung ber Landeseinwohner angeordnet werben. 


Dritter Abſchnitt. 


Berhaͤltniß zum a Sachſen und zum —* 
unde. 

6. 11. Der Herzeg iſt zugleich Mitglied des teutſchen Bun— 
des und des Geſammthauſes Sachſen. In dieſer Beziehung hat er 
nach den Bundes- und Hausgeſetzen Rechte und Pflichten, welche durch die 
innere Landesgeſetzgebung nicht geaͤndert werden koͤnnen. 

.12. Die Beſchluͤſſe der Bundesverſammlung, welche bie 
Verh (miffe des teutihen Bundes, der Bunbesglieder, und ber teutfchen 
Staatsbürger im Allgemeinen betreffen, find ein Theil des Staatsrehts im 
Herzogthum Altenburg, und haben’ in‘ demſelben, nach deren Verkündigung 
durch den Landesheren, verbindende Kraft. 

Hierdurch wird jedoch die Mitivirkung der Landftände des Herzogthums 
in Anfehung dee Aufbringung der Mittel zur Erfüllung der Bundess 
verbindlichkeiten, inſoweit biefelbe berfaſſungsmaͤßig begründet ift ($. 204.), 
nicht ausgefchloffen. 

Dierter Abfhnitt, 


‚Nachfolger in der Regierung. n 
$ 13. Die Nachfolge in der Regierung des Herzogthums ift, 
vermöge der, Primogeniturordnung vom 24, Juni 1703 und ber letztwilli⸗ 
gen Verordnung vom 14, Januar 1705, erblich in der ‚geraden leiblichen 
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und geſetzmaͤßlgen Nachkommenſchaft des jetzt teglerenden Herzogs vom Manns⸗ 
ſtamme, nach den Grundgeſetzen des Erſtgeburtsrechts und der Linealordnung 3 
dergeſtalt, daß beim Erloͤſchen der? segierenden „Linde, jederzeit der naͤchſten 
Linie, und in bderfelben dem Erſtgebornen „und deffen männlicher Nachkom⸗ 
menſchaft, der Vorzug gebührt. 

Er Hiernach beſtimmt ſich in. dem Herjogtidhen ESpecialhauſe die Staats 
erbfolge auch bei allen kuͤnftig demſelben anfaltenden. Landen und Beſitzun⸗ 
gen if allen und jeden Sucteffionsfällen, “für welche Übrigens die "Verträge 
und dag Herkommen in. dem Rare Ha ‚Gefammthaufe der Erneſtiniſchen 
und der Albertiniſchen Hauptlinie die Richtſchnur geben. 

Dabet wird zugleich beftimmt, daß eine Uebertragung der Landesſchulden 
von der neuen Erwerbung auf die hetzoglichen Hauptlande nicht ohne land⸗ 
ſchaftliche Zuſtimmung erfolgen koͤnne. 

$. 14. Die Re entenhandlungen bes Vorfahrers find von 
dern Sandesnachfolget Ahziterfennen und’ ku vertreten, fofern fie ohme Ueber: 
ſchreilung der ——— und hausgefetzlichen kn unternommen 


wurden. 
| Fuͤnfter Alan F 

— Volljährigkeit, Vormundſchaft. 

F. 15. Der Herzog und ſaͤmmtliche Prinzen des herzoglichen vrane 
merden mit dem aurücgeegten rs ‚Lebensjahre grofiährig. und begie> 
hungsweiſe regierungsfähig. 

Den Prinzen des Haufes kann ber‘ reglerende ‚Herzog, auf Anſuchen 
ihres bisherigen, oder hierzu beſonders beſtellten Vormundes ‚die Gtoßjäh- 
hie, ertheiten, wenn fe wenigſtens das 18. Jahr ihees Alters erfüllt 
aben 
Der Herzog. feibft kann von dem, an Jahten älteften regierenden Herm 
des Saͤchſiſchen Gefammthaufes aller Linien, nad zurüdgelegtem 18. Les 
bengjahre, untet Zuſtimmung der bisherigen Votmundſchaft und Regentſchaft, 
fuͤr großjaͤhrig erklaͤrt werden. | 

. 16. Während der Minberjährigkeie des Landesnachfolgers 
wird, im. Falle ‚von dem verftorbenen Regenten nicht deshalb befondere Be— 
fimmungen getroffen worden find, die Vormundſchaft und Regent: 
ſchaft geführt zunächft von ber leiblichen . Mutter, und (menn dieſe fich 
niht mehr am Xeben ‚befindet, oder anderweitig vermaͤhlt oder ſonſt verhin⸗ 
dert ift,) von dem den Jahren nach aͤlteſten volljährigen Prinzen unter den 
Agnaten im herzoglichen Haufe, und, wenn ein ſolcher nicht vorhanden, ift, . 
vom Gef regierenden „Herrn im Gefammthaufe Sachſen, Gothaifcher Linie. 

Der Vormundſchaft ficht ein aus mindeftens drei Mitgliedern 
—* Minifterkum als Regentſchaftsräth zur Seite, welchen dies 
ſelbe in allen Regie ngsangslegenheiten, zu Rathe zu ziehen bat. _ 

Wenn in diefer Hin ht von dem "verffprbenen Randesheren „ Erine An⸗ 
ordnung getsoffen iſt; fo. tritt, das bisherige Dinifterium deifelben in den 
Regentſchaftsrath ein. 

Letzterer führt ‚zugleich die Aufft icht "ber die Verwaltung der Pripatein 
Enfte und des Privatbermoͤgens des minderjährigen Herzogs und über die 
Rehnungsführung dabei. 

Saͤchster Aßfqhnitt. 

‚Domantalvermögen, Famitienprivatgut. Schatullgut. 

CEtvilliſte 

gi 18. Das Jepige auch fünftige Dave mithin an - Ges 

ae ie Waldungen, liegenden Gründen ;' Exbzinfen, Lehngel⸗ 
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dern und andern aus det Grundherrlichkeit fließenden, Merten: und Gerecht— 
famen u. f. w. aud. reg it Eigenthum des herzoglichen Hauſes, und 
erbt im demſelben, nuch den Beſtimmungen des $.8., fart, Inſofern die 
Domainenverwaltung einen heil ber Finanjvermaltung. bitdet, ordnet fie 
ſich nach den, in der — Bellage des Grambgeienet: ausgeſprochenen, 
Grundſaͤtzen. 

| Auf den ceinen Ertrag iur in die — — Rammer flies 
ßenden gefanmmten Einkünfte, und. der :gegenroärtig ihr zugehenden, ber lands 
fchaftlihen Bewilligung unterliegenden, Kammerhülfe wird die Dedung der 
Koften der Hofhaltung des Landeshesen und dee Unterhaltung der herzoglis 
lichen Familie verwiefen, wie folche in ihrem. Gefammtbetrage , der: Civil 
Lifte,: durch Die, verfaffungsmäßige ‚Verhandlung über ben Kammeretat feſt⸗ 
geſetzt werden. 

$. 19. ’: Dem regierenden Herzog ſteht das Recht m, —— des 
Umfangs der Civilliſte auf die Dauer ſeiner Regierung zu beſtimmen, in 
welcher Summe hiervon fuͤr den Unterhalt ober die Privatkaſſe jedes einzel 
nen felbfiftändigen Samiliengliedes ein gewiſſer jährlicher Betrag ausgefchieden 
werben fol. Er ift hierbei nur an diejenigen Rüdfichten gebunden, welche 
die Natur der Sache in Hinſicht auf das Verhaͤltniß der Zahl der zu bes 
——— Familienglieder zum Geſammtaufwande vet berzoglichen Haus 
es erheiſcht 

Apanagen, die der Vorfahrer den Agnaten des neuen Regenten in 
Gemaͤßheit des eben gedachten Grundſatzes ausgeſetzt hat, tönnen von dem 
Lestern nicht gemindert werben. 

8. 20. Das herzogliche Haus befist als Privatelgenthum Fi⸗ 
deicommaisenpicalien, namentlih) das Joſephiniſche Fideicommif. In Anfes 
bung des Stammes und der Benugung diefer Capitalien bejtehen befondere 
Borfchriften, welche unabhängig find von einer zuwiderlaufenden Berfügung 
des jeweiligen Nutznießers. 

«$. 21. Hiervon verſchieden, bildet dasjenige, was der regierende Herz 
—8* aus dem Geſammtbetrage der Civilliſte für feine Perfon, oder als Nutz⸗ 
niefer der ebengenannten Fideicommißcapitalien, bezieht, oder was er fonft 
aus der Staatserbfolge, durch Erbſchaft, Teſtament, oder auf irgend eine an⸗ 
dere Weiſe nach privatrechtlichen Titeln erwirbt, die herzoglihen Schatull: 
einktünfte und das Schatullgut. 

$. 22. Die Schatulleinfünfte und das Schatullgut flehen unter der 
unbeſchraͤnkten Dispofition des Souverains, und werden nach privatrechtlichen 
Grundfägen beurtheilt. Privatihulden des Landesheren können nur gegen die 
berzogliche Schatule — nicht alfo auch gegen das Fideicommig — geltend 
gemacht werden; und ber Regierungsnachfolger ift für folhe nur in ſoweit 
verbindlich, ald das von dem Vorgänger erworbene und von ihm hinterlaffene 
Schatullvermögen reicht. 

Auch durch Zeftamente, Schenkungen und Vermaͤchtniſſe kann nur uͤber 
das Schatullgut guͤltig verfuͤgt werden. 

In Ermangelung einer letztwilligen Verfügung, findet in das zuruͤckge⸗ 
laffene Schatullvermögen des Regenten die Inteftaterbfolge nad) deren landes⸗ 
— Beſtimmung ſtatt. 

Siebenter Abſchnitt. 
Gemahlin des Landesherrn. 

$. 23. Die Gemahlin des Herzogs führt den Titel und das 
Wappen ihres Gemahle. Sie hat den Rang vor allen übrigen — 
der Familie, unmittelbar nach dem Regenten. 
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Die Einklnfte derſelben an Zirifen von der Morgengabe,: an Nabelgel⸗ 
dem und Renten des Paraphernalvermögens werden durch den Inhalt der 
Ehepasten beftimmt. Die Nadelgelder * einen — der Eivilliſte des 
en Hauſes aus. 

. 24. Der Betrag und die Berhätitiffe des Wuthu ms: ber Gemah⸗ 
lin de8 Herzogs, fo wie der MWittwenfig, wird ebenfalls zunaͤchſt durch den 
Inhalt der Ehepacten: beftimmt. : Das Witthum kommt mit dem Eintritte 
des Falls in diefem vertragsmäßig feftgefegten: Betrage ohne Weiteres in det 
Cibilliſte des herzoglichen Hauſes in Anfag. 
= Bu deſſen Sicherſtellung bedarf es daher, ünfoferw die ganze Civilliſte 
mit dem uͤbrigen geſammten Kammeretat unter landſchaftlicher Gewaͤhrleiſtung 
ſteht, keiner beſondern Anweiſung der Renten eines beſtimmten Domainen: 
grundſtuͤcks oder Amtsbezirks. 

Wegen des eintretenden Witthums kann bie beſtehende Clollliſte nicht 
ohne landſchaftliche Zuſtimmung erhoͤht werden, und es iſt daher bei Abfaſ⸗ 
fung von Ehepacten hierauf jederzeit Ruͤckſicht zu nehmen. 
Achter Abſchnitt. | 
Erbprinz. Nahgebohrne Prinzen und Prinzeffinnen. 


$. 25. Das Einkommen des Erbpringen, und. der Bedarf feines 
Haufes wird jedesmal durdy einen befondern Anfag in ber Giofütfe feft: 
gefegt ($. 19.). 

$. 26. Die Apanage ber nahgebohrnen Söhne bes venierenbeh 
Herrn unterliegt Eeiner beftimmten hausgefeglihen Norm, indem in Gemäß: 
heit der Primogeniturordnung jedem regierenden Heren freifteht, diefelbe je 
nad) der Zahl feiner Söhne und dem Stande der Finanzverhaͤltniſſe des her 
zoglichen Hauſes, ohne Rüdficht auf frühere Beifpiele, nach väterlihem Er: 
meffen feftzuftellen, fo hoch, ald die Umftände es zulaflen oder gebieten. 

Da die Apanagen in ber: Gefammtfumme der Civilliſte mit begriffen 
werben; fo kann der jedesmalige Stand von einer Finanzperiode ($. 203.) 
zut andern nicht erhöht werden, und jede Erhöhung, infofern dadurch die 
Eivilliſte überhaupt erhöht wird, iſt von landſchaftlicher Zuſtimmung ab⸗ 
haͤngig 

Künftig bemwilligte Apanagen Eönnen nur mit Zuſtimmung des Regen⸗ 
ten außerhalb des Herzogthums verzehrt werden. 

$. 27. So Tange der Vater am Leben ift, führt in der Regel kein 
nachgebohmer Prinz, der nicht — (fey es durch Annahme eines auswärtigen 
Dienftverhältniffes, oder fonft) — eigene hinreichende Einkünfte erworben hat, 
eine befondere Hofhaltung, außer in dem Fall feiner Vermählung. 

$. 28. Kein Prinz und keine Prinzeffin des Haufes kann ohne Ges 
nchmigung des regierenden Herrn zu einer Bermählung fchreiten. 

Alle von den Prinzen und Prinzeffinnen des herzoglichen Haufes ger 
fhloffenen Eheverträge find nichtig, wenn fie die Betätigung des iegierenden 
Herzogs nicht erhalten haben. 

Eine, ohne deſſen foͤrmliche Einwilligung geſchloſſene, Ehe eines Mit: 
— des herzoglichen Hauſes hat daher in Beziehung auf Stand, Titel 
und Wappen deſſelben keine rechtliche Wirkung. 

Eben ſo wenig koͤnnen daraus auf Staatserbfolge, — Ausftener, 
Witthum Anfprüche gemacht werden. Die aus folcher Ehe erzeugten Kinder, 
oder deren Mutter, haben während des Prinzen Leben nur eine Alimentation 
aus deffen eignem Vermögen zu fordern. Im Falle derfelbe ohne Teftament 
ſtitrbt, befommen bie hinterlaffenen Kinder mit ihrer Mutter zufammen den 
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fechften, oder den vdierten Erbantheil an bem Privatvermoͤgen, je nachdem 
ber Verſtotrbene auch legitime Kinder einer andern Ehe hinterlaͤßt, oder nicht 


8. 29: Wenn ſich ein apanagirter Prinz mit Genehmigung des tegies 
senden Herzogs vermählt, wird ihm ein Schloß oder ein Haus, fo gut «8 
vorhanden ift,'zum Bewohnung vͤbetgeben. N, ee 
Deſſſen erſte Herſtellung in brauchbaren Stand an Dach und Mauern 
und übrigen Eingebaͤuden erfolgt aus Kammermitteln, auf weiche auch jeder, 
wegen der. Feftigkeit, Sicherheit und allgemeinen Brauchbarkeit des Gebäudes 
unumgänglich erfordertiche, Erhaltungsaufwand verwieſen bleibt. Alle, zur 
weitern innern Einrichtung oder zut Verſchoͤnerung oder Verzierung dienficye; 
Derfellungen hat der apanagirte Prinz aus eignen Mitteln bewirken zu laffen 
und zu unterhalten. ych’l 1214 

$. 30. Wenn ein apamagirter. Prinz ohne, Hinterlaffung von 
männlichen gefegmäßigen Reibeserhen ſtirbtz fo geht deffen Apana e zunaͤchſt 
auf deffen Linie‘ über... Im Falle in den Ehepacten die Einzaßkäng‘ eines 
Heirathsgutes/ und, zu Gunſten des herzoglichen Haufes / Verzicht auf deſſen 
Ruͤckfall bedungen und. zugeftanden worden iſt; fo echaͤlt die fuͤrſtliche Witt⸗ 
we eines apanagirten Prinzen auf ihre Lebenszeit, oder big: zu einer anders 
weiten Bermählung,' die eine Hälfte: der "Apanage ihres Gemahls als Leib⸗ 
geding oder Witthum ; die andere Hälfte dient zum Unterhalt" der vorhande⸗ 
nen. Prinzen und Prinzeffinnen,: WEG de α 

Iſt ein apanagirter Here ohne’ männliche Leiheserben berftörbeny‘ fo ſoll 
die ihm ausgefegte Apanage, nach dem Ableben feine Wittwe und feiner und 
berheiratheten Prinzefjinnen: Töchter, auf die aus feiner Spechallinie abſtam⸗ 
menden Prinzen, fo lange einer in derſelben vorhanden ift, fotterben; fie faͤllt 
dagegen am den regierenden Herrn zuruck, nenn in diefer Speciallinie der 
Mannsftamm ganz erlofchen ift, ohne fodann den übrigen Apanagirten aus 
andern Speciallinien zuzuwachfen. Eben daſſelbe tritt ein, wenn ein apana⸗ 
geter Prinz unverheitathet oder kinderlos, und ohne Hinterlaſſung einer fürft: 
hen Wittwe ſtirbt. irn N Ä Kuna 

$. 31. Wenn dem herzoglichen Haufe durch Erbfälle ein anfehnticher 
Landes = oder fonftiger Vermoͤgenszuwachs zu Theil wuͤrde; ſo iſt 
der, vermoͤge des Erſtgeburtsrechts in deſſen Beſitz kommende, regierende Herr 
verbunden, den eben vorhandenen apanagirten Prinzen eine Zulage der ge⸗ 
ſammten Apanagegelder nach Verhaͤltniß des Zuwachfes, welcher der Cibilliſte 
uͤberhaupt aus der neuen Erwerbung zu Theil wird, zu vermilligen. | 
5. 32. Die unvermählten Prinzefſinnen des reglerenden Herrn 
genießen bis zum Tode ihrer Aeltern freie Wohnung und freien Lebensunter⸗ 
halt in der Familie und Hofhaltung ihres Waters oder ihrer Mutter, Zu 
ihren perfönlichen Ausgaben für Garderobe, Geſchenke, milde Gaben und 
dergl. wird ihnen unter der Civilliſte des herzoglichen Hauſes ein angemeſſe⸗ 
nes Nadelgeld, vom Zeitpunct ihrer voͤllig beendigten Erziehung an, ausgeſetzt. 

Nach ihrer Aeltern Ableben iſt der Kandesnachfolger verbunden, den’ 

volljährigen Prinzeffinnen dis verftorbenen Herzogs auf. Berlangen 
eine Wohnungseinrichtung in einem befonderh Theile des herzoglichen Reſi⸗ 
denzfchloffes, oder ſonſt eine anſtaͤndige freie Wohnung im Lande zu gewähs 
"eh, und zu einem eignen Haushalte, einer jeden Prinzeffin dem deitten Theil 
desjenigen Apanagebetrags auf die Civilliſte anzumeifen, welcher zur Zeit des 
Falles Yon den im gleichen Verwandtſchaftsgrade zum Regenten fehenden Prins 
sen bezogen wird: 

$. 33; - Die Prinzeffinnen des. Haufes, fie: feyen Toͤchter des vegierens 
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den Herrn, des erſtgebohrnen oder eines nachgebohrnen Prinzen, erhalten bei 
ihrer Vermaͤhlung eine den jedesmaligen finanziellen Verhaͤltniſſen des herzog⸗ 
lichen Hauſes angemeſſene Ausftattung duch Heirathsgut und Ausſteuer, 
en 3 heſondere Bewilligung. von Seiten der Landſtaͤnde in Anſpruch zu 
dehmen At. Hund zn da a u TE AR 
Dagegen ftellt jede Prinzeffin bei Vollziehung ber. Ehepacten eine Ent— 
fagungsurfunde aus wodurch fie. zum Beten des ‚männlichen: Stammes bes 
berzoglichen Daufes auf -Apanagen,: auf site :jegige und kuͤnftige Beſitzthu⸗ 
mer: des herzoglichen Daufes, ingleichen auf alle ‚liegende und fahrende, be= 
wegliche oder unbewegliche Güter, ‚nichts ;bavon. ausgememmen, die von Fuͤr⸗ 
ſtenthuͤmern, Sanben; oder Hertſchaften des Geſammthauſes ‚ aller 
Linien ıhewühren; förmlich und eidlich Verzicht. leiſtelt. 44°... vu 
ger Atmen. min 
ine ann Dee ee 
2. 684: Die Glieder. des herzoglichen Haufes find bei Verfügungen 
über ihr Privatpermoͤgen an die Beobachtung ıber durch die Landes⸗ 
geirge vorgezeichnaten Formen und Vorfchriften gebumden ; und durch die Lanz 
desgeſetze uͤberhaupt wird auch die Erbfolge in daſſelbe beſtimmt. 


8. 3511Alle ans Eigenthums⸗And Vertragsverhaͤltniſſen herruͤhrende 
das Eigenthum und Vermoͤgen betreffende, Kingen.gegemein Glied des 
herzoglichen Hauſes werden bei dem Landesjuſtizcollegium angebracht. Es 
maß jedoch. vorher Dem Regenten/ durch Einreichung einer Ahſchrift der beab⸗ 
fihtigten Klage, dapon Kunde gegeben werden, damit; von; demſelben zupoͤrderſt 
ein. Verſuch zu guͤtlicher Dinlegung der Sache gemacht werden kannt. « 

Fuͤr alle, andere ;perfönliche. gericjtliche, Angelegenheiten: der. Prinzen und 
Peinzefiinnen des, Hauſes, beſtimmt ‚dev Regent, nach den jebegmaligen Umz 
aͤnden des Kalle, das zu beobachtende Verfahren ‚und die Att und Weife dev 
Entſcheidung,nach vorgaͤngigem Vortrage in einem Familienrathe, welcher 
aus dem Derzoge und den. anwefenden. volljährigen ‚unbetheitigten: Prinzen,. 
unter Zuziehung der Glieder des Minifteriums und der erften Hofaͤmter, 


beſteht. uk UL FE 1 DA TEE . . 
a ae Beheben. te | 
ung ; Verantworklichkeit bei Regierungshandlungen. 4 


6. 36. „Der Lanbesherr ſelbſt iſt im Lande uͤber alle "äußere perfönliche 
Verantwortung, für feine Negierungshandlungen erhaben. Er übt diefelben 
nter Veraͤntwortlichkeit feines aus mehreren Näthen beffehenden 

inifteriumd. ——— EN: | | 
Zu dem Ende muß eine jede, vom Landesherrn und mit deffen Namens. 
unterſchrift ausgehende, Verfügung in Regierungsfadhen die Gegenzeich: 
nung. (Contrafignatur), eines Mitgliedes des Minifteriums erhalten, zum 
Beweife, daß hierüber pflichtmäßiger Vortrag im geheimen Rathe gehalten 
und die, Geſetzmaͤßigkeit des Beſchluſſes erwogen worden iſt. 

v :& 37. Die Verantwortlichkeit fin jede: geſetzwidrige Verfügung haftet 
zunaͤchſt auf demjenigen, von welchem fie ausgegangen ift; Befehle einer hoͤhern 
Behörde, ſelbſt des Landesheren, decken ſolche nur dann, wenn fie in geb oͤri⸗ 
ger Form von dem zuſtaͤndigen (competenten) Obern ausgegangen 
find, wodurch dann: dieſer verantwortlich wird. 

Die Klage gegen hoͤhere Staatsbeamten wegen verfaſſungswidrig ertheil- 
ter oder gegengezeichneter (contraſignirter) Befehle kann, wenn nicht auf die 
von dem unmittelbar Vetheiligten bei den Behörden und. zuge bei dem Kun: 
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deahetm: geſchehenen : Schritte, ..dier ihn beuachtheitigende) Verfuͤgung zuruͤckge⸗ 
nommen, oder demſelben der dataus etwa bereits, entſtandene erweisliche Schade 
erſetzt wotden iſt, von ber. Landſchaft echoben imverbenz. jedoch iſt vor deren 
Erhebung umſtaͤndliche Anzeige Beſchwerdepuncte beim ner au 
machen und eine Erdrterungyim. xwaltungswege zu veranlaffen-($.-216.). 
Führt fegtere niht yum Bord einer. [ash spmdßen, Schabigficung, ſo ‚tritg 
der Rechtspeg vor dem Oberappellationsgericht nach den, nunmehr auch für 


das. De Sachſen Altenburg Kraft — Beftimmungen, des 


8. 39, det Dberäppetlationsgerichesorbttung ek ann 

a Ber Abtei! Wig, in. Gun en und 

F ⸗ Tr ‚ca * 4 I — 1 . ‚ul 
Mlgeieine Recht ihten bet. Unten. 
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Erfer Abfonite. 
uijagamtesthanfähft und Stäntsnürgerreht. 
"538. Aue unter dem Bee dr hetzoglichen Staatsgewait ver: 
einigte Bewohner des Herzogthums Üitenburg find, vermöge einer ‚ausdrüd: 
Uthen oder ſtiuſchweigenden Unterwerfung, als Untetthanen ( taatsange⸗ 
hoötlge) hen; undſtehen zur Staatsgewalt und dem Bande,“ entweder 
hs Landesuntetehanen in’ einem‘ Andalternden‘, "ober, als zeltlge 
Unterthaͤnen? Ai“ einem brltbergehenden Werhdienif (g. 94), bi 
"ir BIER ein Larndedtinterthan im Gebiet des Hetgogthums Lin 
eignes Halisweſen gruͤndet/ ode nem ſolchen durch Ehe iind i Ge⸗ 
walt angehört; fo hat er als Inlaͤnder und Einwohner alle perfähliche 
und dingliche Rechte und Pflichten) eines Landesumterthaͤn⸗ ſowohl fuͤr feine 
und ſelner "Angehörigen Perfon, als auch flir ſein Vermoögen? — 
Wenn aber Jemand im Hetzogthume nur Gmndftüde erwirbt und dem: 
ferben ; perfönlichrfemd- bleibt z. ſo iſt er „ala .amskänd ifcher Grugbbe: 
Tier: (Gingefeflener, Forenfer im ‚seiten Sinne).(d.; 91.) anzuſehen. — a 
Naar $.:40., 1, Mit der Landesunterthanſchaft iſt dae Stagts buͤrgarreche 
aufs Engſte verknüpft... Es gemsihet, dem Damit, Betechtighen aufge «deny 
Rechtsſchutz/ noch befondere,.ftaatsrpehtliche, ‚peafönfiche Vorzuge (d Saas 
5. 4. Zur Begründung, der Landesunserthamfhaft-gemügt dag 
Heimathsrecht ( Wohnrecht, Indigenat) im Herzagthume,,. welches ‚ep: 
langt wird: dt Ve OR ) 1 DER PL FT YES Pe 3 Bar Fre 
a) duch bie Geburt von einer Mutter, welche ‚Gnörftehender Ehe mit 
3. einem · altenbutgiſchenn Unterthan lebt ober: (im. Fall einer außrreheli⸗ 
hen Geburt) welche ſich im Unterfhanenverbaub befindet In bei⸗ 
ben: Fällen macht es kelnen Unterſchied/ vb die Geburt im Eande, oder 
waͤhrend eines zeitigen: Aufentyaktes‘:des Mata Am Auslande erfolgt, 
— Die Heimathsbeflimmungen der im Auslande ‘von einer Snländerin, 
und im Zulande vom ‚einer Auslaͤnderin gebohrnen Kinder ordnen ſich 
mach befondetn Staatsverabredungen: » . 1 sb" 3 HT 
‘by. Durdyi. eine den Landesgefegen gemäße Verheivathung einer Aus 
länderin mit einem Landesunterthan wis 5 ds 
sch durch Verleihung: eines, S;hantss, Kirchen⸗ oder. Schulamtes, 
durch ‚Eintritt, in den Militaicdienft und definitiva Anftellung im 
u: Hofdienſtʒ — 4.2 57 habs ind) Mr. nt r 
d) duch Aufnahme in eine Gemeinde des Landes und 
0) buch, Beleihung mit eine m Rittergute .. 
Ueber die Einbuͤrgerung der Heimathslofen entſcheiden die mit meh⸗ 
en Bundesſtaaten abgeſchloffenen, oden noch zu vesabredenden Wetträge ($.98.). 
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Seh Zur Aufnahme in den Staatsverband des Herzogthums Alten⸗ 
* das Bekenntniß der’ chriſtlichen Religion erforderlich; die be⸗— 
ſondere Confeſſion erwirkt keine ee ber. — und buͤtgerli⸗ 
en Rechte, JA EL 

Die Aufnahme ſabſt gefehfeht: on den Gemeiden, unter Auffiht der 
——* in den geſetlichen Formen. ° 
se g 43. Die Rechte eines "Bandesuhterihan. — verloren: a) dur 
Verheitathung einer Inlanderin mit einem Ausländer; b) durch das Eins 
treten in einen fremden Staats-, Hof: oder Mititairdienft, in ein fremdes 
Kirchen: und Schulamt; ıe) durch Auswanderung i($. 69.). In beiden legtern 


Fällen wen das Unterthanverhaͤltniß fortbeſtehen, wenn um.digfe Verguͤnſti⸗ 
gung beim anbeshern ausdruͤcklich geheten und fie ertheilt wird, 


Bweiter —— 3; 


I 2 3 11 


7% 4 Jeder altenburgiſche —— der zu oleich. Landesein⸗ 
mwohner...($. 39) iſt, hat, ohne Ruͤckſicht auf Stand „und, Geburt gleiche 
Anwartſe aft zu den, im Örundgefeg enthaltenen, ‚ftagtsbütgerlihen 
Rechten ($. 81). Eben fo beftimmen. ſich die mit der Landesunterthans 
und Einwohnerfhaft. verbundenen allgemeinen Rechte und Pflichten: nach dem 
gegenwärtigen ‚Grundgefeg, ohne weitern Kinftuf des Standes, oder der 


Sebutt. 

‚der infädifchen Bandesunterthanen find, — nachſt der perſoͤnli⸗ 
hen Glauben: und. Cewiſſens ſwiheit ($:,129.) — vorzüglich RR: 
Zu fan. al Ch Ren. en 

8:45, Kein Yandesuntsrtfan, der zugleich Landeseinwohner iſt, ſoll 
in ——— oder peinlichen Rechtsſachen/ außer den geſetzlich Im Voraus 
beftimmten Faͤllen, feinem ordentlichen Richter entzogen, oder nach 
fremden Geſetzen, wenn er ſich dieſen nicht ſelbſt unterworfen hat, gerichtet 
werden. Es darf daher in peinlichen Rechtsſachen keine Auslieferung 
oder auch nur Stellung an auslaͤndiſche Gerichte gefchehen; es ſey denn im 
Folge von  Stantsvertiigen und ber- Gegenfeitigkeit, namentlid) bei nothwen= 
digen Gegenüberftellungen ( Confrontationen) und bei —— Vergehungen 
a Forftfrevel und dergleichen). 

‚Dem Oberrichter fteht es frei, Rechtöfacden,, die ſeine Gerichtsbarkeit 
aufleben, zur Erleichterung, einer Unterbehörde auftragsmeife zu übertras 
gen; oder unter. beſondern Umajtänden: — (z. B. bei Verwandtſchaft des Rich⸗ 
ters mit der ‚Partei, amd‘ dergleichen): — — an ein. ‚anderes 
Untergericht zu verweifen.: 

Die Stantöregierung .ift befugt, anfererbentliche Griminalgerichte, 
ingleihen (auch für folhe Perſonen, die nicht dem Militair angehören ) 
Standgerichte in Faͤllen offener Empörung, oder doch eines thätigen: Anſtre⸗ 
bens gegen die Staatsgewalt, ohne. Weiteres niederzufegen.  .' 

Soollten andere , bie: Öffentliche Sicherheit oder Wohlfahrt weſentiich ge⸗ 
faͤhrdende aber minder dringende Verhaͤltniſſe obwalten; ſo erfordert die Anz 
ordnung von befondern Seiminalgerichten bie ‚vorherige gZuſtimmung der Lan⸗ 
desdeputation. 

In beiden älen möfen die Eriminatifäter mit- dem‘ iter⸗ 
eid belegt feyn. 

8.46. Das vichtertiche. Beefühen ‚und Urtheif innerhafh ſaine heſebli⸗ 
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hen Form und Wirkfamkelt ift ſelbſtſtaͤndig und unabhängig von jedem 
willkuͤhrlichen Einfluffe der Staatsregierung. 

Wohl aber ift es, deffen unbeſchadet, deren Pflicht, auf ſchnelle, un: 
parteiiicdhye und minder koſtſpielige Nechtspflege zu fehen, und hierzu, vermoͤge 
der Aufſichts- und Disciplinargewalt, hinzuwirken. 

Jeder vom Staate angeftellte oder in einer Stadtgemeinde 
erwählte und von der Staatsregierung beftätigte ($. 121.) Beamte einer 
Richterbehoͤrde — (er habe den Richtereid, oder den Eid als wirklicher Actua⸗ 
rius geleiftet) — iſt ald auf lebenslang angeftellt zu betrachten, und kann 
ohne richterfihen Spruch nicht entfegt, noch gegen feinen Willen, ohne gleis 
chen Gehalt und Dienftftand, aud Vergütung der Umzugskoften, auf eine 
andere Stelle verfegt werden. (f. auch $. 83.) 

In Anfehung der Pateimonialgerichte fol künftig der Bedacht 
auf die Vereinigung mehrerer Gerichte zu einem Gerichtsamt, unter Firirung 
der Gerichtsbeamten und deren ebenmäßiger lebenslänglicher Anſtellung, gerichs 
tet werben. 

Ueber Competenzzweifel zwiſchen Juſtiz- und Verwaltungsbehoͤrden ent: 
ſcheidet die hoͤchſte Stelle. 

8. 47. Keinem neuen Geſetz darf ruͤckwirkende Kraft beigelegt werben. 

Jedem Definitivurtheile müffen Entfheidungsgründe beige: 
fügt werden. 

$. 48. Dem Landeshern ift das Recht bee Strafmilderung und 
der gänzlihen Begnadigung zuftändig ($. 8.), nicht aber die Befugniß 
einer Erhöhung oder Erſchwerung ber durch Nichterfpruch zuerkannten Strafe. 
Sollte bei einem Richterſpruch ein Griminalgefeg überfehen oder ſachwidrig 
angewendet worden ſeyn; fo kann, entweder auf den Antrag der Landesjuſtiz⸗ 
behörde, oder nach deren eingeholtem Gutachten, der Fiscal zur Reviſions- 
einleitumg aufgerufen werden. 

Die Strafe allgemeiner Vermögensconfiscation findet, unbefcha: 
det der Beftimmungen $. 55., nicht mehr Statt, und ift durch andere Straf: 
arten zu erfegen, 

$: 49. Sämmtliche Staat? = und herrſchaftliche Kaffen haben ben 
Landesunterthanen vor dem Juſtizcollegium Recht zu geben. 

Jeder gegen fie zu erhebenden Klage muß jedoch eine Erörterung im 
Verwaltungswege und eine, entweder der höchften Stelle, oder (infofern bie 
Klage eine Unterkaffe betrifft) der vorgefegten Landesbehörde derfelben zu 
Überreichende, gefchichtfiche Darlegung der Klagebegründung in Beſchwerdeform 
vorausgehen. a“ 5 

$. 50. Die Gemeinden (Communen) bedürfen zur Eröffnung eines 
Proceffes der befonden Erlaubniß der Landesregierung, welche dieſerhalb 
eine fürzliche Sacherörterung vorausgehen läßt (9. 125.). 

2. Breiheit der Perfon. Gefeslihe Entfernung von Privat: 
zwangsverhältniffen für Perfon und Eigenthum. 

$. 51. Kein Landesunterthan darf verhaftet werden, als in 
Solge des, durch Thatgruͤnde fich rechtfertigenden, Verdachts eines verübten 
Verbrechens, oder fonft aus gefegmäßigen Rüdfihten. Er muß fchon Tags 
nad) feiner Verhaftung, oder doch fobald es nur immer die vorher erforder: 
liche Feſtſtellung des Thatbeſtandes zulaͤßt, verbirt und von dem Grund feis 
ner Freiheitsberaubung in Kenntniß gefegt werden. Bleibt er länger als 
dreimal 24 Stunden ohne Verhör in Haft; fo unterliegt der Nichter für 
jeden nicht gerechtfertigten Tag der Verzögerung der Sahfenbuße. 

$. 52. Die Gefangenen follen glünpflicd behandelt, und Geftand: 

55 
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niffe durch Zwangsmaaßregeln nicht erpreßt werden. Mur halsfiarige Ver⸗ 
weigerung der fchuldigen Antwort und überwicfene Luͤgen unterliegen der ges 
feglichen Ahndung. 

.53. Alte die Freiheit der Perfon oder des Eigenthums 
beſchraͤnkende Zmwangsverhältniffe, welche dem erhöhten Culturzuftande bes 
Landes nicht mehr entfprehen — (wie Frohnden und Dienfte, dem Land= 
oder Waldbau hinderlicye Dienftbarkeiten, Zehnten, Bier: und Mahlzwangs- 
rechte) — follen, nad) Maafgabe der hierüber zu erlaffenden Gefege, abgeloͤſt 
oder gegen angemefjene Entfhädigung aufgehoben werden können; — wie⸗ 
wohl unbefhadet der dem Staate und deffen Oberhaupt oder 
den Gemeinden von den Unterthanen oder den Drtsbürgern (Nachbar) zu 
gewährenden Leiftungen (Landesfrohnen, inquartierungen, Spannfuhren, 
Leiftungen an Kirchen und Schulen, Straße» und Wegearbeiten und dev. 


gleichen). 
. 3. Sicherheit des Eigenthums. 

8. 54. Der Staat forgt für die Sicherheit bes Privateigens 
thbums. Für Staats: oder Communalzwede kann Privateigenthum nur 
dann in Anfprudy genommen werden, wenn diefe Zwecke weſentlich find; und 
es muß in folhem Falle eine angemeffene Entfhädigung für den Verluſt bes 
willigt werden. ine folhe Berpflitung zu Aufgabe von Private 
eigenthum findet beifpieldweife Statt, bei Anlegung ober Erweiterung 
von Kunft = und Landftraßen, und von Vicinal- und Communicationswes 
gen; bei Erweiterung eines Flußbetts oder ftarken Bachs; bei Anlegung von 
Erddurchſtichen zur Erlangung einer geraden MWafferftrömung; bei Erweite— 
rung der Städte, Dörfer und öffentlichen Gebäude; bei Herftellung eines 
geraden Straßenzugs in den Städten; bei Anlegung von Marftplägen; 
insbefondere bei Miederherftellung zerftörter Gebäude. — Ueber die von dem 
Eigenthümer in Zweifel gezogene Nothwendigkeit einer Abtretung hat 
die Landesregierung zu entfcheiden, mit alleinigem Vorbehalt der Berufung 
an den Landesherrn. | 

Wenn über den Betrag ber Entfhädigung Feine gefeglihe Ber 
ſtimmung vorliegt; fo wird dieſe ermittelt durch eine auf den Grund dee 
muthmaßlichen gewöhnlichen Kaufwerths zu bewirkende Abfchägung von drei 
Sachverſtaͤndigen. Zu diefen ernennt der Eigenthümer, der Fiscus (oder 
bezüglich die Ortsgemeinde), und die betreffende Gerichtsbehörde je Einen; 
alle drei Abfchäger werden vor dem Beginn ihres Gefchäftes beeidigt, 

$. 55. Die Staatsregierung iſt berechtigt, ſolche Gegenftände bes 
Privateigenthbums, deren Befis, Anwendung, oder ungehinderter Vers 
trieb (Circulation) wegen obmwaltender befonderer Umftände dem Staatswohl 
nachtheilig werden könnte, entweder ganz oder für einige Zeit durch polizeis 
Hehe Verordnungen dem gemeinen Befig und Verkehr zu entziehen. So 
kann die Abforderung von Maffen eintreten, im Fall ein die öffentliche Si- 
cherheit bebrohender Mifbrauch derfelben erfolgt oder dringend zu befürchten 
ift; fo die Abforderung und Vernichtung angeftedter und anſteckungsfaͤhiger 
Begenftände im Fall einer drohenden Epidemie. 

Jeder Unterthan ift alsdann verbunden, die vor Erlaß ber Verordnung 
befeffenen Gegenftände folder Art gegen Entfchädigung, bie nachher in feine 
Hände kommenden aber ohne ſolche abzuliefern. 

Eben fo find fiscalifhe und polizeilihe Confiscationen, 
Iegtere infonderheit nach den Verordnungen ded Markt = oder Innungstechts 


(namentlidy bei Verfaͤlſchung von Verkaufsgegenftänden, 5. B. Wein, Bier) 
nicht aufgehoben. 


— 
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4, Freies Verfügungsredht über das Vermdgen. 


6. 56. Jeder Landesunterthan kann, fobald er volljährig ift, ($. 82.) 
und nicht umter Vermögensvormundfchaft ficht, den Gefegen gemäß, frei 
über fein Vermögen verfügen. Insbeſondere ift die Webertragung 
des Grundeigenthbums an Ausländer unbefchränkt, ohne jedoch für die Perſon 
des Erwerberd ein Recht zur Aufnahme als Landesuntertban zu erwirken. 
$. 57. Der Landesuntertyan kann auch ferner im Auslande Be 

fisungen haben und erwerben, fobald nicht eine perfönliche Anfäffigkeit damit 
verknüpft if. Wäre dies; fo ift die ausdrüdliche landesherrliche Erlaubniß 
erforderlich). 
5, Freie Erwerbsbefugniß. 

6. 58. Jeder Altenburgifche Landesunterthan, der zugleich Inländer iſt, 
hat die freie Erwerbsbefugniß, oder das Recht, feine Eörperlichen und 
geiftigen Kräfte zu Erlangung feines Fortlommens fo zu verwenden, daß er 
die beftehenden Gefege und Polizeiverordnungen, ingleichen die Privatgerechts 
fame Anderer dabei genau beachtet. Insbeſondere fegt die Betreibung zünf: 
tiger Gewerbe deren genügende Erlernung und die Befolgung der Innungs⸗ 

vorfchriften vornus. 
$. 59. Monopole (ausfchlieglihe Privilegien) follen kuͤnftig nicht 
mehu ertheilt oder wieder erneuert werden. 

Zur Belohnung neuer Erfindungen oder wefentlicher Vervolllommnuw 
gen älterer Erfindungen können Patente auf mehrere Fahre ertheilt werden, 
welche dem Erfinder das ausfchließlihe Recht zur Benugung feiner Erfindung 
für diefe Zeit gewähren. 

$. 60. Eben fo ift der Landesunterthan beredhtiget, auch an ausläns 
difhen Dandlungsetabliffements, Fabriken und dergleichen Theil 
zu nehmen. Doch entbindet ihn dies nicht von feinen diesfeitigen Unter 
tbanspflichten ($. 43. 57.) | 

6. Anwartfhaft auf Staats:, Kirhen= und Schulämter. 

$. 61. Kein Altenburgifcher Landesunterthan ift durch feine Geburt oder 
feinen Stand von der Anwartfhaft auf Staats= und andere 
öffentliche, ingleihen auf die Kirchen: und Schulämter ausgefchlofe 
fen; jeder Anftellung muß jedod eine ordnungsmäßige Prüfung der Kennt 
niſſe und Ermittelung der fonjtigen Fähigkeit vorausgehen. 

Bei gleicher Tätigkeit werden Inländer vorzugsmeife beruͤckſichtigt. 

Der Landesherr ernennt und beftätigt alle Staatsdiener, infofern er fols 
ches nicht den Behörden überläßt. 

7. Freie Wahl in ber Ausbildung und Theilnahme an ben 
Bilbungsanftalten. 

$. 62. Der Landesangehörige hat fomit auch das Recht, fich zu jedem 
Stand oder Gewerbe nad freier Wahl zu beftimmen, und fich hierzu 
im In = oder Auslande auszubilden, wiewohl unter Beobachtung der hier: 
über, namentlich hinfichtlih der Vorbereitung zum Staatsdienſt, beftchenden 
Borfchriften. 

$. 63. Alle Unterrichts: und Bildungsanftalten des Landes, wo nicht 

deren Statuten Beſchraͤnkungen vorzeichnen, ſtehen dieſerhalb jedem Lande: 

unterthan offen. 

8. Recht zur Verheirathung und Bildung eines Hausſtandes. 

$. 64: Die Landesunterthanen männlichen Geſchlechts konnen, fobald 

fie a) die Erlangung einer freiwilligen Unterkunft an einem Drte bed Landes, und 

b) die Befreiung von der Militairpflicht nachgeroiefen haben, auch c) nicht in 
die Kaffe der Huͤlsfbeduͤrftigen gehörten, nach zuruͤckgelegtem ei — zwan— 

19] - 
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zigften Lebensjahre fich mit einer Ins ober Auslinderin verheira- 
then und einen eigenen Hausftand gründen. Die Frau erlangt dadurch das 
Heimathsrecht, und die Kinder werden Landeskinder ($. 39.). 

Dispenfationen zur Verehelihung vor zucüdgelegtem 21. Lebensjahre 
fönnen nur dann Statt finden, wenn die oben (a. b. c.) angegebenen Bes 
dingungen erfüllt find, und gleichzeitig die Volljährigkeits-Erklärung (Ve- 
nia aetatis) nachgeſucht und vom Landesherrn ertheilt wird. 

Megen der Berheirathbung von Hofdienern und Militairperfo= 
nen bewendet es ferner bei den ihretwegen beftehenden gefeglichen Vorſchriften. 
Die Landesunterthanen weiblichen Geſchlechts find an jenes Heiraths— 
alter nicht gebunden, und verlieren nach der Verheirathung mit einem Aus 
länder das Heimathsrecht. 

9. Recht der Befhwerbeführung. 
G. 65. Der Landesunterthan ift befugt, über das gefeg= und ord⸗ 
nungswidrige Verfahren einer Behörde, oder über Verzögerung einer Entfchei: 
dung, bei der unmittelbar vorgefegten Behörde und zulegt bei dem Herzog 
ſchriftliche Befhwerde zu führen. Selbſt in dem Falle, daß die Be— 
ſchwerde ungegründet befunden würde, ift der Befchwerdeführer duch An= 
führung der Gegengründe zu belehren. 

Der offendbare Mißbrauch der Befchwerbeführung kann, unbeſchadet 
der Ahndung damit verbundener Schmähungen, Koftengeltung — (aber 
auh in dieſem Falle nicht bei der Kanzlei ber hoͤchſten Stelle) — nad) 
fid ziehen. 

$. 66. Befhmwerden, weldhe die Verhältniffe einer Ges 
meinde angehen, find zunächft bei der Drtöbehörde, wenn fie nicht gegen 
diefe felbft gerichtet find, anzubringen und durch dieſelbe nad) deren Erörte- 
rung, wo nöthig, dem obern Behörden und zulegt dem Landesheren vorzuße 
gen, Wuͤnſche und Anträge der einzelnen Landesunterthanen zu 
Beförderung des Gefammtwohld einer Gemeinde find ebenfalls zus 
nähft den Drtsvorfichern zur Erwägung und Beruͤckſichtigung vorzulegen. 
Mohlgemeinte Vorſchlaͤge und Wahrnehmungen zum Beften bes gan— 
zen Landes oder einzelner Theile koͤnnen unmittelbar an die hoͤchſte Stelle 
gelangen, wo fie jederzeit zur Erwägung gezogen werden; fie koͤnnen aber 
auch an bie Landfchaft gerichtet werden, 

10, Recht, fih ber Drudpreffe zu bedienen. 

$. 67. Jeder Landesuntertban hat die Befugniß, Thatfahen und 
Meinungen auf dem Wege ded Drudes öffentlich bekannt zu machen ; 
er ift dabei zur Beobachtung der bundesgefeglihen und inlaͤndiſchen Verfüs 
gungen über den Gebrauch der Preffe, namentlih zur Vermeidung beffen 
verpflichtet, wa mit der, dem Landesherrn gebührenden, Ehrfurcht unvereins 
bar wäre, was die sffentlihe Ruhe im In- oder Auslande, oder die Reliz 
giofität und Sittlichkeit gefährden koͤnnte. 

a) Es find daher auch Fünftig Meinungen und Aeußerungen, welche biefe 
Grundlagen des öffentlihen Wohls benachtheiligen, ſchon vor dem 
Drud zu entfernen. - 

b) Befchwerden gegen Zuruͤckweiſung vom Drud durch bie Genfurbehör- 
den gehen an deren vorgefegte Stelle und zulegt an das Mini: 
ſterium. — | 

c) Für die Mittheilung unverbürgter Gerüchte, ingleichen ſolcher Thatfa= 
hen, die nicht dem Gebiete der Gefchichte angehören, dauert die Vers 
antwortlichkeit auch nach erfolgtem Abdrude fort; fie ruht zunaͤchſt 
auf dem Einfender oder Verfaffer der Mittheilung oder Drudfchrift. 
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Es hat daher jeder inlaͤndiſche Herausgeber oder Verleger einer Zei: 
tung oder Drudfchrift nur ſolche Auffäge und Mittheilungen aufzu⸗ 
nehmen und zum Drud zu befördern, deren Verfaſſer ihm bekannt 
und geeignet find, ihre Auffäge zu vertreten. Kann ſolche Vertretung 
nicht erlangt und verwirklicht werden; fo unterliegt der Herausgeber, 
- und, wenn dies ein Fremder ift, der Berleger, oder im Fall audy 
diefer ein Ausländer ift, der inlaͤndiſche Druder, als Verbreiter, 
«eben der Derantwortlichkeit, welche den „Einfender oder Berfaffer ge: 
troffen hätte. 

d) Findet fidy ein Inlaͤnder oder eine inlaͤndiſche Behoͤrde durch eine Druck⸗ 
ſchrift oder einen aufgenommenen Artikel benachtheiligt; fo ſteht dem 
Defchwerbeführer der Rechtsweg vor der Gerichtsbehoͤrde des Druckers, 
aus deſſen Druderei, die fragliche Schrift ‚Heworgegangen, in boppel- 
ter Weile offen: durch Anftellung einer Injurienklage, wenn er 
die Unwahrheit der, durch den Druck bekannt gemachten und: ihn ver 
letzenden, Thatſache alsbald beſcheinigt, oder wenn er "die Form der 
Aeußerung an ſich als eine Verletzung anſpricht; — oder durch Er— 
hebung der Verleumdungs- (Diffamations-⸗) Klage, wenn er 

- den- Verfaffer zum Beweis der. Wahrheit: des Mitgetheilten auffor- 
dert. In beiden Fällen’ ift der verantwortlühe Herausgeber, Verleger, 
oder Druder verbunden, den Verfaſſer oder Einfender der genannten 
Gerichtöbehörde zu nennen, umd, wenn er nicht vor derſelben Recht 
giebt, zu vertreten. Siegt der Kläger in der Injurien- oder Diffa- 

mations-Klage ob; fo trifft den Verklagten, aufer Strafe und Pri: 
vatgenugthuung, die Verbindlichkeit, "das Erkenntniß auf feine Koften 
durch den Druck öffentlich- bekannt machen zu laſſen. Wird aber vom 
Beklagten bei arigeftellter: Diffamations: Klage die Wahrheit der ges’ 
druckten Thatſache erwieſen; fo ift der. Kläger, neben ber Koftengel 
tung, wegen feines: Verſuchs zu theilweifer Gefährdung der Offenkun⸗ 

‚digkeit (Publichtät), noch befonders mit einer angemeffenen Geldſtrafe 

zu belegen, und das Erkenntniß kann, auf ausdruͤckliche richter: 
liche Anordnung ober auch ohne ſolche, öffentlich bekannt gemacht 
werden. — 

e) Ausländer haben bei Beſchwerden uͤber Mißbrauch ‚öffentlicher Belannt⸗ 
machungen auf denſelben Rechtsſchutz, wie Inlaͤnder, Anſpruch, ſobald 
ein gleicher Rechtsſchutz notoriſch oder erweislich hieſigen — 
auch in ihrem Vaterlande zu Theil wird. 

11. Verſorgung bei Hülfsbebürftigkeit. ’ 

$. 68. Altenburgifche Unterthanen, welche durch eigene Kräfte ihren 
Unterhalt nicht mehr verdienen Eönnen, find gefegmäßig von ihren Blutes: 
verwandten und Chegenoffen zu unterflügen. Die Obliegenheit der aushülfs 
fihen Berforgung folder Hülfslofen fällt, nächft den genannten Perſonen, 
derjenigen Gemeinde zur Laft, welcher der Arme angehört. Die Armenge: 
feße verfügen hieruͤber das Nähere. 

12, Recht der Auswanderung. 

$. 69. Die Befugniß zum Auswandern in einen fremden Staat, 

der erweisfih die Aufnahme zugefteht, fegt die Erfüllung der Dbliegens | 
heit als Landesunterthan und Staatsbürger voraus ($. 78.), und richtet 
ſich beziehungsmweife nad ben, mit einzelnen Staaten beftehenden, Staats: 
verabredungen. 

Zur Auswanderung ift ein ek der — ei 


erforderlich. 
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Unbeſchadet der, zum Bereich der Nichterbehörden gehörigen, Atreſtanle⸗ 
gungen auf Vermögenstheile ded Auswandernden, wegen Schulden an In— 
länder, darf, unter jener Borausfegung, der zu fuchende Auswanderungsfchein 
niemals verweigert werden. Mit der Auswanderung wird der Untertbangs 
verband nit bloß für den Auswandernden felbft, fondern auch für defs 
fen Frau und für die, in vÄterlicher und (was die unehelich geborenen be— 
trifft) in mütterlicher Gewalt befindlihen, Kinder aufgelöft. ($. 43.) 

$. 70. Abzugsgeld findet bei Auswanderungen in «einen ans 
den teutfchen Bundesftaat niemald Statt, und in einen, außerhalb bes 
teutſchen Bundes gelegenen, Staat nur in den Grenzen — Rechts⸗Er⸗ 
wiederung ($. 96.) 


2 


Dritter Abfchnitt. | 
Verpflihtungen der Landesunterthanen. 


6. A. Die Berpflihtungen der Landesunterthanen, welche zu= 
gleich Landeseinwohner find, befichen in folgenden: 

1. Treue und Ehrfurdt gegen ben Sandesherrn. 

Dem Landesherrn, deſſen Perfon heilig und unverleglih iſt, und 
welcher die gefammte Stantsgewalt in ſich vereinigt ($. 4), ift jeder Unter: 
than Treue, Ehrfucht und Gehorſam ſchuldig. 

Eben fo gebührt dem muthmaßlichen —— —— und den 
uͤbrigen Mitgliedern des Regentenhauſes vorzuͤgliche Ehrerbietung. 
— 2 Gehorſamgegen Gefeg und Obrigkeit, 

$. 72. Die im Hergogthum Altenburg geltenden Gefege (wozu auch 
bie vom Landeäheren verfündetn Bundesbefhlüffe gehören, $. 12.) 
find die Richtſchnur, wornach eim jeder Lanbesunterthan und Einwohner 
feine Handlungen einzurichten hat. Er bleibt daher aud) außerhalb der Grenz 
zen des Landes benfelben unterworfen, und wird wegen der, im Auslande 
begangenen, Gefegwidrigkeiten, wenn es nicht bereits dort gefchehen, im Ba: 
terlande, nach den, in diefem für folche Ueberfchreitungen beftehenden, Ge: 
fegen gerichtet. Sollten jedoch die einfchlagenden Steafgefege des. fremden 
Staats, worin ber Altenburger eim Verbrechen begangen bat, milder fepn, 
als die inländifchen, und der Angefchuldigte died nachzuweiſen vermögen; fo 
wird dad Strafmans, ausnahmsweiſe, nad den milderen fremden Gefegen 


mi. F 

$. 73. Die wichtigſte Unterlage des Altenburgiſchen oͤffentlichen Rechts 
bildet das gegenwaͤtrtige Grundgeſetz. Es iſt für jeden Landesunterthan 
bindend, und deſſen Beobachtung im Unterthans- (Huldigungs-) ingleichen 
im Dienſt⸗ Eide noch beſonders zu verſichern. Cine Verletzung des Grund⸗ 
geſetzes, beſonders einer der hier genannten Unterthanspflichten, er als Treue⸗ 
bruch und Staatsvergehen. 

3. Theilnahme an ben Staatslaſten. 

$. 74. Zur Erhaltung der Stantseinrichtung und ihrer. verfchiebenen 
Zwecke find gemeinfame Aufwände erforderlih, Sie aus. eigenen Mits 
teln aufzubringen, ift eine ungetheilte Pflicht aller Landesunterthanen, welche 
daher alle beftehende und alle künftig auf verfaffungsmäßigem Wege aufer— 
legte perfönliche Leiſtungen (als Steusen. und Abgaben jeder Art) unweiger— 
lich und zu der beftimmten Zeit, bis zur verfaffungsmäßigen Abſchaffung 
der einen ober ber andern, puͤnetlich abzuentrichten haben. Es bewendet 
nicht nur bei der Beftimmung, daß bei allen künftig aufzulegenden Abgas: 
ben und Leiftungen vom Grundeigenthum Gleichheit ohne Ausnahme 
Statt haben ſoll (alſo von Lehnsguͤtern eben fo, wie vom freien Erbe nach 
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Verhaͤltniß beigetragen wird) — ſondern es ſoll auch die Aufhebung aller 
bisherigen Befreiungen von birecten und indirecten Abgaben, foweit 
feine Staatsverträge dem entgegenftehen, gegen Entfhäbdbigung, durch 
ein verfaffungsmäßiges Gefeg vermittelt, und allmählig der Bedacht auf ein 
Abgabe: Spftem gerichtet werden, wonach alle Staatsangehörige verhältaiß: 
mäßig zu den Staatslaften beitragen. — 

Bon der Zeit an, wo die Lehnsguͤter zu den bisherigen — 
beitragen werden, ſollen auch die Kammer: und Schatullgüter zu 
denfelben ebenfalls gegen Entſchaͤdigung beigezogen werben. 

Dagegen follen ſchon von jegt an einzelne Theile der gefammten Herr: 
ſchaftlichen Grundeigenthums (nicht blos Theile von Kammer⸗ und 
Schatullguͤtern), welche in Privatbeſitz übergehen, mit Steuern belegt wer: 
den; und eben fo bei Grundftüden, welche bisher fleuerpflichtig waren und 
von ber Landesherrfchaft) erworben werden, die Steuerpflichtigkeit, diefer Er: 
werbung ungeachtet, fortdauern. 

$. 75. Um insbefondere, hinfichtlich der Grundfteuer, hinkuͤnftig eine, 
der Ertragsfähigkeit der einzelnen fteuerpflichtigen Grundftücde mehr entfpre: 
chende, Gleichfoͤrmigkeit herzuftellen, werden in den nächften Jahren Steuer: 
Revifionen (infoweit fie noch nicht Statt gehabt haben) angeordnet, und 
hiernach die einzelnen Steuerbeiträge berichtigt werden. Da, wo Erhöhung 
eintreten follte, wird dem Eigenthumer kein Ruͤckanſpruch an feinen Vorbe⸗ 
figer eingeräumt. 

$. 76. Die Landesunterthanen haben gegenüber bie Befugnif, durch 
ihre landftändifhen VBertreter an der Regulirung ber Lan: 
dDesabgaben Theil zu nehmen ($. 201— 209.) und von Zeit zu Beit 
über den — der Oberſteuer- (Landes:) Kaffe oͤffentlich unterrichtet zu 
werden. ($. 247.) 

4 Schug bes Landes durch Waffendienft. 

6. 77. Bu ben vornehmften Übliegenheiten der teutfchen Bun: 
— gehört ein, dach dem Bevoͤlkerungsverhaͤltniß, feſtgeſetzter Miti: 
tairſtand 
Die Landesunterthanen, ohne Ausnahme des Standes und der Geburt, 
find daher, nah ben nähern Beftimmungen ber Gonferiptionsgefege, die 
bierzu erforderlihen Militairdienfte zu leiften, und die biesfülligen Auf: 
wände zu tragen verbunden. 

$. 78. Kein Atltenburgifcher Landesunterthan kann fih in das Aus: 
Land wenden, bevor er feiner Militairpflicht volle Genüge geleiftet ($. 69.), 
ober deshalb befondere landesherrlihe Erlaubniß erhalten hat. 

79. Es ift aber fein Landesunterthan verbunden, ſich außer 
bald der Zwede des teutihen Bundes in fremdem Solde gebrauden 
zu laffen. 

6. 80. Die Landesunterthanen haben außerdem bie Verbindlichkeit, zu 
Aufrechthaltung der Hffentlihen Sicherheit und bürgerlichen Ordnung, nad) 
den Anordnungen des Staatsoberhaupts, innerhalb Landes, Schuß: 
und Waffendienfte zu leiften, fi in Bürgergarden oder Ortsrwachen zu 
bilden, und den von ihnen felbft gewählten oder gegebenen Vorgeſetzten 
pünctlichen Gehorſam, fo wie der erften Aufforderung der Obrigkeit, Polis 
zei oder des Ortsvorſtanbes zur Waffenhülfe unweigerlich; Folge zu lei 
fin. — Den Ungehorfamen trifft, außer der gefegmäßigen Strafe, 
die Pflicht zur Webertragung der, aus feinem Ungehorſam entftehenden, 
Nachtheile. 
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Vierter Abſchnitt. 
Staatsbürgerredt. 
1. Rechte. 

$. 81. Das Staatsbürgerreht aͤußert ſich in ve Aush ge= 

toiffer innerer politifcher- Rechte durch die Befähigung: 
a) Ortsrichter und Gerichtsbeifiger zu fern, 5 
b) ein Staats: oder, mit Rüdfiht auf die Detfatutn," ein %; 
meindeamt zu verwalten und 
c) nach Maafgabe des’ Grundgefeges (f. V. Abſchn.) an der landſtaͤn⸗ 
diſchen Vertretung ſowohl als Waͤhler, als — auch 
als Abgeordneter ſelbſt Theil zu nehmen. 
2. Erlangung 
a. durch Volljaͤhrigkeit und Heimathercht. 

$. 82, Im Allgemeinen erlangt jeder Landesunterthan duch gar ig⸗ 
machung, Gewinnung des Ortsbuͤrgerrechts, Landeshuldigung das Staats: 
bürgerrecht; doch wird dabei vorausgefegt, der intritt in die Volljährigkeit, 
welhe mit dem vollendeten 21. Jahre erreicht wird, und ge 
des Rufs ($. 89.). I, 
b. durch Staats-, Kirchen: und Schuldienſte oh bar 

6. 83. Insbeſondere gewährt auch der Eintritt in * Dur 
Etaats, der Kirche oder Schule, die definitive Anftellung als Hofbeamter, 
das Stantsbürgerrecht. Aus diefem fließt die vorzugsweile Verpflichtung der 
Öffentlihen Beamten und Diener, ihren Dienſtpflichten auf 
das Genuͤgendſte zu entſprechen, und dadurch den uͤbrigen Staatsourgerm 
mit dem beften Beifpiel voranzugehen. — Jeder Staatsdiener, jeder oͤffent⸗ 
liche weltliche und geiſtliche Beamte iſt fuͤr ſeine Dienſtleiſtung vers 
antwortliid. —. Daher kann gegen. fie. wegen Untaugligkeit oder 
Dienftverfehlung eine zeitige Dienftenthebung und, fo viel die weltlis 
chen Beamten betrifft, Verfegung in ein geringeres Ant verfügt werden, 
Grobe Uebertretung des Dienfteides hat eine förmliche Unterfüchung und 
nach Befinden gänzliche Dienft» Entlaffung zur Folge. 

Hinfihtlih der Entfegung Zatentirter Staatsdiener bemendet es bei 
den geſetzlichen Vorſchriften und Formen. 

$. 84. Es find auch die wegen Dienſtverbrechen gegen * oͤf⸗ 
fentlichen Beamten, gegen Kirchen- und Schuldiener ſich ergebenden Anzei— 
gen von der vorgeſetzten Behörde jederzeit bei ſtrenger Verantwortlichkeit der 
hoͤchſten Stelle vorzulegen, welche nad) Befinden eine Disciplinar-, oder fo: 
gleich peinliche Unterfuchung einleiten läßt, Wenn Gefahr auf dem Verzuge 

haftet, muß die vorgefegte Behörde, gleichzeitig mit Erftattung ihres Anzei⸗ 
geberichts, die etforderlichen Vorkehrungen treffen. 

Die wegen Dienſtverbrochen eingeleiteten Unterſuchungen werben nlemals 
niedergeſchlagen; und ſolche Beamte, gegen welche der Richterſpruch unbe⸗ 
dingte Entſetzung ausſpricht, erhalten nie wieder eine Anſtellung. 

$. 85. Dagegen haben die durch Alter oder Krankheit ohne ihr 
Nerfhulden dienftunfähig gewordenen Staats- und SKirchendiener auf 
einen angemeffenen, ihren Lebensunterhalt fichernden, Ruhegehalt Anfpruch 
zu machen. Bu Erleichterung des Staats in dieſer Obliegenheit befteht für 
die Givilbeamten der Penfionsfonds (F. 34. der zweiten Beilage des 
Grundgeſetzes). 

Zum Beſten der Wittwen und Waiſen der Civilbeamten und der 
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Geiſtlichen dienen ; die: bereits. vorhandenen und, beziehungsmweife der en 
wo möglich, zu erweiternden : Wittwenanftälten. ($. 33. daſelbſt). 
3. Verluſt des Staatsbürgerrechts und bes Staatsdienſtes. 

$. 86. Das Staͤgtsbuͤrgerrecht (und folgbar auch das öffentliche, 
Kirchen- oder Schulamt) geht verloren: 

3a) mit der dutch Aus w and erung erfolgten Aufgabe der kandesunter⸗ 

thanſchaft; 

by mit Annahme anstänstfiäher. Dienfte oder Gehalte ohne Se: 

nehmigung »des -Herzögs; 

ec) durch rechtskraͤftige Verurtheilung in eine Zuchthaus: ober 

Drangerftvafe, oder wenn (wegen Verlegung der Staatsbürs 
ger⸗ und. Unterthanpflichten) "auf: deſſen Verluſt befendert erkannt 
wird, und 

.d) burch kriegsgerichtliche Ausſtoßung aus dem Milita ie. 

- 6.87. Es kann daffelbe, mas den Verluſt duch Verurtheilung und 
Militairausſtoßung betrifft, nur in dem einzigen Falle einer ſpaͤteren Un— 
ſchuldausfichrung wieder hergeſteltt werden. Die Entſcheidung darüber 
ſteht, auf gutachtlichen Bericht des Juſti izcollegiums dem Herzog zu; doch iſt 
hier eine nerie Ableiſtung des Huldiguͤngstides vonnoͤthen. 

8. 88:" Die Wahl: und Vertretungsrechte, in Anſehung der Lan— 
besrepräſentation, gehen insbeſondere verloren durch Einwirkung ei: 
ner Beftechlicjkeit bei den MWahten, ſowohl fir den Wähler als den Erwähl 
ten, und zwar unbeſchadet der Beftrafung ($. 5. der Wahlordnung). 

4. Borübergehenbes Rufen des Staatsbürgerredts,. 

$. 89. Das Staatsbürtgerrecht kann ——— nr aus: 
geübt, werden: 

a) mährend ber Staatsbürger unde irgend einer — Saft ſich 
befindet; ; 

bh) während eines ausgebrochenen Gants oder eingetrener außergerichtlicher 

Liquidationsverhandlungen, in Anſehung des Gemeinſchuldners, fo 

lange derſelbe nicht — (entweder nach geſchehener voller Auszahlung 

der Glaͤubiger, oder doch nach vollſtaͤndiger Nachweiſung eines 
ganz Unverfchuldeten großen Ungluͤcks, wie Feuersbrunſt, Plündes 
rung, Beraubung und dergleichen als alleiniger Urſache des Gants), 

— durch die obere Juſtizbehoͤrde förmlich ſchuldlos erklärt, (rehabili— 

ürt) wird. 

©) Für Diejenigen, welche fuͤr die Bedienung der Perſon oder der 

Haushaltung eines andern Privatmanns Koft oder Lohn em: 
pfangen, während der Dauer diefes Abhängigkeitsverhäftniffes. End: 

F ruht das Staatsbuͤrgerrecht 
h während einer peinlichen Unterſuchung bis zum Erkenntniß 
auf, eine nicht=entehrende Strafe. (F. 86. c. und d.), oder auf Frei— 
fprechung. — Auch in dem Falle, wenn, wegen Dringlichkeit naher 
Verdachtsgruͤnde, die Freifprehung von einem, mit einer ‚entehrendeh 
Strafe bedroheten, Verbrechen nur nad) zuerkanntem und abgeleifteten 
NReinigungseide erfolgt if, ruht das Staatsbürgerreht, 
wegen eingetretener Befcholtenheit des Nufs, noch ferner bis zur gänz: 

lichen Unſchuldsausfuͤhrung. 

$. 90. Deffentlide Beamte, Kirhens und Schuldiener mer: 
den fo lange, als ihr — ruht, ihres Amtes enthoben 
ſſuspendirt). 
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Die einftweitige Verfügung über ihe Dienfteintommen und ihren Ze: 
bensunterhalt bleibt der Staatsregierung anheim geftellt. 


Fünfter Abſchnitt. 
Eingefeffene Unterthanen: 


$. 91. Eingefeffene (Sorenfer im weitern Sinn bes 

Morts) find Diejenigen, welche mit bloßem Grundbefig im Lande ange— 

feffen find, ‚aber in, demfelben Feine Heimathsrechte haben. Ihnen 
ſtehen die Rechte der Staatsbürgerfchaft nicht zu. Sie genießen jedoch für 
ihre Eigenthbum den dinglihen, und (im Falle eines zeitigen perſoͤnlichen 
Aufenthalts im Lande) den perſoͤnlichen Staatsfhug. Aus diefer Rüdficht 
haben fie den Huldigungseid abzuleiften, ohne jedod dadurch das Staats 
bürgerrecht oder auch nur das Heimathsrecht zu erlangen. 

$. 92. Sie haben, nach Maafgabe ihres Grundbefiges, zu ben öf- 
fentlihen Staats: und Drtsgemeindelaften mit beizutragen, und 
dieferhalb in dem Drte, in deffen Sur fie Grundftüde erwerben, einen ans 
fäffigen Bürgen für fich zu beftellen, der alle Abgaben und Leiftungen für 
fie zu beforgen Hat. 

8. 93. Die Eingefeffenen find wegen dinglicher Klagen vor dem inlaͤn⸗ 
diſchen Ortsgericht Necht zu nehmen verbunden, wegen perfönlidher aber 
nur dann, wenn in ihrem eigenen Lande der volle Landfaffiat, abfonderlich 
bei den, in Lehns-Verbande ſtehenden, Gütern, auf dem Grund ber Ge: 
genfeitigkeit anerkannt wird. 


Sechſter Abſchnitt. 
Zeitige Unterthanen. Ausländer, 


$. 94. Zeitige Unkerthanen (Fremde) find ſolche, bie ſich nur 
vorübergehend im Lande aufhalten, ohne dafelbft in den Berband det Lan: 
desunterthanen aufgenommen zu ſeyn. Sie ftehen auf die Dauer ihres Auf: 
enthaltd unter dem Schutze der Landesgefege, und haben fich derfelben Pri- 
vatrechte zu erfreuen, wie die Landesunterthanen. Sie find daher — (mit 
Ausnahme fremder Souveraing und ihrer Familienglieder, und der fremden, 
am berzoglichen Hofe beglaubigten Gefandten) — den Landesgefegen unter- 
worfen, und dem Staate die Leiftungen ſchuͤldig, welche, nad den Befegen 
und Drtsftatuten, von ihnen gefordert werden koͤnnen. 

Shre Handlungen im Landesbereich unterliegen ber richterli= 
hen Beurtheilung nach den inländifhen gefeglihen Formen und Vor— 
ſchriften. Ihre Verurtheilung zieht in der Regel die Ausweifung nad fich. 
Eine Auslieferung an die Gerichte ihrer Heimath zum Zwecke der 
Unterfuhung und Beltrafung bier begangener Frevel gefchieht nur, in 
Folge eines Staatsvertrags, oder der volllommenen Rechts: Erwiederung in 
ähnlichen Fällen. 

$. 95. Ausländer werden wegen Verbrechen, toeldye fie außers 
balb bes Landes begangen haben, im Lande zwar verhaftet, aber 
nur dann zur Unterfuchung gezogen, wenn fie fi) auch eines Verbrechens 
im Lande fhuldig gemacht haben, Im Gegenfüll erfolgt ihre Auslieferung 
an den Ort des, von ihnen begangenen, Verbrechens, oder an den Staat, 
dem fie ald Unterthanen angehören. 

$. 96. Sollten in einem andern Staate durch Gefege ober befondere 
BVerfügungen Fremde im Allgemeinen, oder Altenburger insbefondere, von 
den Vortheilen gefeglicher Privatrechte der dortigen Unterthanen ausgefchloffen 
ſeyn; fo kann ein Erwiderungsrecht gegen Iegtere, wenn fie im Herzogthume 
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Altenburg verweilen, jedody nur mit : ‚Genehmigung des des Lanbesherrn, ange 
Re werden. 

6. 97. YUusländern ſteht es frei, im Herzogthum Altenburg zu ir: 
end einer Wiffenfhaft, Kunft, oder einem: Gewerbe ſich auszubil: 
den, und fie haben fich dieſerhalb des Staatsſchutzes zu erfreuen, gewin— 
nen aber dadurch fo menig, als wenn fie ſich bafelbft in Koſt oder 
Lohn eines Staatsbürger befinden, ein Recht auf bie Aufnahme als Un- 
terthanen. 

Bon felbfi: verfteht es fich, daß fie während ihres Aufenthaltes im Lande 
genau deſſen Geſetze zu befolgen haben. 

. 8. Diejenigen Ausländer, welche fih auf einige Zeit zu 
Detreibung von Geſchaͤften, oder fonft auf felbftitändige Weife im Lande 
aufhalten wollen, müfjen diefechalb die Erlaubniß der Ortsobeigkeit auswir⸗ 
fen, welche ihnen dieſelbe mittelft einee Aufenthaltskarte ertheilt. Un- 
terobrigkeiten haben die Aufenthaltskarten nicht länger als auf ſechs Mo: 
nate auszuftellen; doch fteht der. Landesregierung wegen: eines längern Auf: 
enthalts ber Fremden das Dispenfationsreht zu. 

Der bloße: Aufenthalt ohne förmtihe Aufnahme in eine 
Gemeinde des Landes erwirbt an fich keine Heimatherechte ($. 41.). 


Dritte Abthbeilung. 
Eorporationen im Staate. 


A. Sm Allgemeinen. 

8. 99. Die Verbindung mehrerer Landesunterthanen zu eirtem gemein: 
fchaftlihen bürgerlichen Lebenszwek kann nur dann auf das Recht der Ge: 
fanmtperfönlichkeit, ald Corporation im Staate, gültigen Anfpruch ma: 
en, ſobald ſolche WBerbindung die Genehmigung und Anerkennung ber 
Staatsregierung erhält. Bon dem Ermeſſen der legten hängt es daher ab, 
welchen Umfang von Befugniffen fie folhen Gotporationen gewähren will, 
deren Rechtszuftändigkeiten nicht durch das Grundgefeg oder frühere gefegliche 
Beflimmungen geordnet find, 


B. Ortsgemeinden. 


Erſter Abſchnitt. 
Bildung derſelben durch Gemeindebürger und Nachbarn. 


8. 100. Die wichtigſten Corporationen im Staate find die Ort s⸗ 
gemeinden, indem fie, duch Zuſammenwirken und Zuſammenleben nach 
gefeglicher Drdnung, die Beförderung ber allgemeinen fowohl, als befondern 
Wohlfahrt in ihrem gefellfchaftlichen Bereich bezweden. Sie bilden bierinnen 
die Grundlage des ganzen Staatenverbandes, 

Mit Ausnahme der Staatsbeamten, Kirchen» und Schutbiener ⸗ (we: 
gen deren Verhättniffe, fo wie wegen der Verhältmiffe der Rittergutsbefiger 
zu den Drtsgemeinden das Noͤthige ergehen wird) — kann im Herzogthum 
Atendburg Niemand das Staatsbürgerreht ausüben, oder bie 
vollen Rechte der Landesunterthanſchaft fich aneignen, der nicht ald Buͤr⸗ 
ger oder Nachbar einer inländiihen Gemeinde angehört. Insbeſondere 
find Aerzte, Anwälte, Notare und andere im nichtunmittelbaren Staats: 
dienft. ftehende Perfonen als Mitglieder des Gemeindeverbande ihres Mohn: 
ottes anzufehen. 

$. 101. Die Mitglieder einee Stadt: oder Dorfgemeinde befiehen aus 
drei Klaſſen: 
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a). der Klaſſe dee Gemeindebürger Burger⸗ ober Nachtar· 
recht, 8. 102.—105.); 
b) der Klaffe der Ausmaͤtker (Forinfer im engen Sinn) und Hand: 
wertsbärger ($. 106. 107.), und.. 4 
ec) der Klaffe der Shugverwandten ($..108.).. 
1 Bolles Rahbarredt. — 

.. 5102. Das Gemeindes oder Ortsbuͤrgerrecht — Nachbar⸗ 
recht) umfaßt die Theilnahme an allen Befugniſſen, welche der Gemeinde 
als ſolcher zuſtehen, ſowohl an Privattechten, als an politiſchen und Ehren= 
rechten, und zwar: 

a) Genuß des Gemeindeſchutzes und, wo ein gemeinſamer Ortsge— 
rihtsftand beſteht, Anſpruch daran; 
b) Recht zu Betreibung eines freien oder zünftigen Gewerbes;: 

. &£) Befugniß zum unbedingten Erwerb von Grundbefitz im Ort und 
in der dazu gehoͤrigen Flur; 

+d) Theilnahme an: den: Gemeindegütern, — Eonoffonen und 

milden Stiftungen; 
0) Antheil an. der paſſiven und activen Bertretung in ber“ Germinde; 
Sf) Anwartfhaft auf. Gemeindeämter, und 
g) Anſpruch auf gefegmäßige Unterftügun g von ber Gemeinde im Falle 
der Hülfsbedürftigkeit. 

$. 103. Gegenüber verpflichtet das Ortsbuͤrgerrecht (Nachbarrecht) 
jur Treue und zum Gehorſam gegen die Ortsobrigkeit, zur Theil— 
nahme an den perfoͤnlichen Leiſtungen, an Communal: Wachtdien⸗ 
ften und" Gemeindefrohnen jeder Art, und zur Entrihtung fowohl der Tanz 
besherclichen Abgaben, als der befondern, durch Gemeindebefhluß angeorb- 
neten, Einlägen und Beiträge — 

Streitigkeiten über Umlagen und Beiträge, oder uͤber Verthei⸗ 
lung von Berechtigungen unter den Gemeindegliedern ſelbſt werden, als dem 
Oberaufſichtsrecht der Staats unterliegend, nicht im Proceß-, ſondern im 
Verwaltungswege kuͤrzlich eroͤrtert und entſchieden, ſo daß zuletzt der Recurs 
an den Landesherrn freiſteht. 

§. 104. Das Ortsbuͤrgerrecht kann nur erlangt werden durch 
Geburt oder duch Aufnahme, in Maaßgabe ber geſetzlichen Vorſchrif— 
ten. Es geht verloren nad) den nähern Beftimmungen der Stadt: und 
Gemeindeordnungen, und nächft diefen im Allgemeinen aus denfelben An— 
laͤſſen, aus welchen das Staatsbürgerredht verloren geht ($. 86.), und’ zwar 
dergeflatt, daß die Auswanderung und die Annahme fremder 
Dienfte und Gehalte ohne Erlaubniß den Verluft des Ortsbürgerrechts in 
feinem. vollen. Umfang . herbeiführt, die Erleidung dee Zuchthaus: ober 
Prangerfirafe, die Eriegsgerihtlihe Ausftoßung aus dem Mir 
litair, ingleichen ein ausbrüdtic auf den Verluſt des Staatsbürgerrechts ge— 
richtetes Erkenntniß nur die Ehrenvorzuͤge des Drtsbürgerrechts auf: 
hebt, nicht aber defjen nutzbare Ausflüffe. — Es erwacht wieder in feis 
nem vollen Umfange in dem $. 87. gedachten Falle, 

$. 105. Jede Einwirkung auf Gemeindewahlen durch Beſte— 
hung ermwirkt, aufer der Beſtrafung, ſowohl für den Wähler als Erwaͤhl⸗ 
ten, den Verluſt der Ehrenvorzüge bed Ortsbuͤrgerrechts, befonderd bes 
activen und paffiven Wahlrechts, und daher den Verluſt der Befähigung zur 
Verwaltung eines Communalamtes. 

2. Ausmärter (Korenfer im engern Sinn). 
$. 106. Ausmärker (Zorenfer im engen Einn, Feldbürger) find 
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Diejenigen, welche in ber Flur eines Ortes Grundeigenthumi befigen und ihr 
Heimathsrecht an einem andern -Drte des Derzogthums haben. Ihnen fteht 
fein Anſpruch auf die perfönlichen Rechte des Drtsbürgers zu, wohl aber auf 
den Gemeindeſchutz hinſichtlich ihrer Befigungen, ingleichen hin: 
fihtlidy ihrer Perfon für. die Dauer einer zeitigen Anweſenheit in aͤhnlichem 
Verhaͤltniſſe, welches bei den Eingeſeſſenen (Forenſern im weitern Sinn), dem 
Staate gegenüber, Statt findet ($. 91.). 

Mit Rüdfiht auf diefen Gemeindefhug ift der Ausmärker auch zu als 
len, den gefammten Grundbefig der Flur betreffenden, Gemeindenbgaben ans 
theilig beizutragen verbunden ; e8 kann ihm jedoch kein verhältnismäßig höhe: 
ter Beitrag angemuthet werden, als die übrigen Gemeindemitglieber,, in. Ane 
fehung ihrer Grundftüde, entrichten. | 

$. 107. Steichfalls eine befhränkte Theilnahme an den Gemeindever« 
hältniffen fteht den Handwerksbärgern zw, welche in einigen Gegenden 
des Pandes uͤblich find, und die an einer, auferhalb ihres Wohnorts beſte⸗ 
henden, Innung Theil nehmen. Sie ſtehen zu dem Orte der Innung blos 
in der durch dieſe bedingten Beziehung, und genießen feine perſoͤnlichen Ges 
meinderechte; - wogegen fie auh nur gewiffe, duch die Stadtorbnune 
gen oder dad Herkommen geordnete, Abgaben am die Gemeinde ber — 
entrichten. 

3. Schutzverwandte. 

6. 108. Schutzverwandte (Schugbürger). find Diejenigen, welche, 
ohne das wirkliche Nachbarrecht an einem Orte zur erlangen, in demfelben eis 
nen gefeglichen dauernden Aufenthalt haben, und, gegen eine Abgabe (das 
Schuggeld), gemwiffe Gewerbe und Handthierungen treiben dürfen, zu denen 
das wirkliche’ Nachbar: und Buͤrgerrecht nicht erfordert wird, Sie genießen 
während ihres Aufenthalts, fowohl für ihre Perfon, als ihre in dem Orte 
zu betreibenden Gefchäfte, den obrigkeitlihen und vollen Gemeindefhug, fo 
wie dem Genuß der öffentlichen Ortsanftalten, ohne im übrigen auf die Orts⸗ 
buͤrger⸗ (Nachbar⸗) Nechte Anfprud machen zu können. 

Ausländer Eönnen aber nur dann als. Schugbürger- -eingezeich- 
net. werden, wenn fie von ber Obrigkeit ihres Heimathsorts die Verſiche— 
rung ihrer Wiederaufnahme beibringen und zu den chriſtlichen Gonfefjionen 
gehören. 

$. 109. Im. Allgemeinen beftchen daher für die Rechte der Drts- 
bürger oder Nachbarn folgende bereits. gegebene Regeln: 

a) durch Verleihung des Drtsbürgers oder vollen Nachbarrecht s 
wird zugleih das Staatsbürgerredht verliehen ($. 100.). 

b) Jede Gemeinde ift fhulig, einen Staats:, Kitchen- oder Schul: 
diener, den fein bleibender Dienftberuf in ihre Mitte führt, auf: 
zunehmen ($. 82.). 

c) Das Schusbürgerrecht (Schutznachbarrecht) darf an chriftliche Aus: 
länder nur gegen eine amtliche Berfiherung ihrer ordentlichen Obrig- 
feit wegen ihrer Wiederannahme ertheilt werden ($. 108.), und 

d) Fremden welche zu einem beſtimmten Zweck nur eine Zeit lang an 
einem Orte verweilen wollen, iſt, unter Beruͤckſichtigung der geſetzli⸗ 
chen Vorfchriften, nur auf eine gewiſſe Zeitdauer mittelft Aufent: 
BERN der Aufenthalt im Lande — verſtatten ($. 8.) 

| Zweiter Abſchnitt. u mr 
en Rechte der Gemeinden. ...... Ä 
1. Einzelne Befugniffe | T 
6. 110, "Die Gemeinderehte umfallen im Allgemeinen bie Be. 
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fugniß der Perfonen- Einheit im Rechtsſinne, daher L: das Recht der 
Vertretung duch Einzelne aus ihrer Mitte; — 2. den Genuß der gefege 
lichen Vorzüge der Minderjährigen in Anfehung ihres Vermögens und . 
"ihrer Gerechtfame ; — 3. bie Befugniß, eines gemeinſchaftlichen Siegels 
ſich bedienen zu dürfen; — 4. das Recht der Erwerbung von Grundbes 
figungen und Berechtigungen; — 5. die Verwaltung des Gemeindever 
moͤgens durch felbft gewählte Beamte; — 6. die Einführung befonbderer 
Anftalten zu Gemeinde: oder andern gemeinnügigen Zwecken, insbes 
fondere auch — 7. die Befugniß ber Aufnahme der Gemeindebürger oder 
Nachbarn. — Alles unter Beobachtung der gefeglichen Vorſchriften und 
Formen. 
2. Gemeinbebefdhlüffe. 

$. 111. Bu einem gültigen Gemeindebefchluffe ifE die orb: 
nungsmäßige Vorrufung aller betheiligten Gemeindeglieder, und 
die Stimmenmehrheit unter mindeftens 2 Drittheilen ber hierauf Er 
fhienenen, oder, unter den dazu befugten Gemeindevertretem; die abfolute 
Stimmenmehrheit erforderlich, 

Der Beſchluß verbindet alle Gemeindeglieber, doch darf er ſich nicht 
über die Privatrehte von Einzelnen oder Corporationen «= 


ſtrecken. 
8. Gemeindeſchulden. 

8.112. Für Gemeindeſchulden haftet zunaͤchſt das Gemeinbevermögen 
und aushülflich das Privatvermögen der einzelnen Glieder; legteres vornehmlich 
dann, wenn die Schuld zu folhen Beduͤrfniſſen gemacht ift, zu deren Be 
ftreitung auc die Einzelnen hätten beitragen muͤſſen. Später hinzutre: 
tende Mitglieder find beitragspflichtig. 

4. Gemeinbevermdgen. | 

F. 113. Es ift Eeiner Staatsbehörde geftattet, über das Gemein: 
dbevermögen ohne Buftimmung ber. Vorficher zu verfügen, noch weniger 
darf dafjelde jemals mit dem Staatsvermögen vereinigt werden, 


Dritter Abſchnitt. 
BVerpflihtungen der Gemeinden. 


$. 114. Die Gemeinden haben bie Verpflichtung, nirgend etwas 
zu unternehmen, wodurch fie die allgemeinen Rechte des Staats 
beſchraͤnken können; vielmehr follen fie bemüht feyn, Alles zu befördern, 
was dem Staatszweck entſprechend und heilfam if. 

Daher liegt ihnen- vornehmlich ob: die Beförderung ber öffentli: 
hen Sicherheit in allen Beziehungen und befonders im ihrem Gemeinde: 
bereich, die Fuͤrſorge für Öffentliche Anftalten (als Brüden:, Weges, Pfla: 
fier:, Brunnen:, Kranken:, Armen: und dergleichen nicht andern Bes 
hörden obliegende Inſtitute); die Bereithaltung der Loͤſchgetäthe, und der zu 
dem Communal: Wachtdienft vorräthigen Waffen und Wehren, 


Vierter Abſchnitt. 
Arten, Dorf: und Stadtgemeinden, 


1, Dorfgemeinden. 


g. 415. Im Uebrigen beruht ed vor der Hand noch, hinſi Heuch der 
einzelnen Dorfgemeinden, bei den bisher beftandenen Einrichtungen, 
zur Vorbehalt bee Abänderung durch den Erlaß einer allgemeinen Dorf: 
ordnung. 
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2. Stabtgemeinben. | 
. Im Anfehung bee Stabtgemeinden wird als Grundlage des ſtaͤd⸗ 
tifchen Gemeindelebens für künftig zu erlaffende Stadbtorbnungen 
Tolgendes im Allgemeinen feftgefest. 
(1.) In Bezug auf bürgerliche Nahrung. 

$. 116. Die Städte haben, unter der Auffiht und dem Orbnen 
eines Stadtraths, die Befugniß zur Betreibung bürgerliher Nah— 
tung, in freiem flädtifchen Verkehr oder unter zunftmäßigen Beziehungen. 

(2.) Kaͤmmereirecht. 

8. 117. Ihnen ſteht das Kaͤmmereirecht zu, d. h. bie Berechti⸗ 
gung auf. Befig, Benugung und Verwendung des gemeinfchaftlichen ftädtie 
[hen Eigentums und (menn defjen Ertrag für die Bedürfniffe der Staate- 
verwaltung, fo wie zur Errichtung und Erhaltung der gemeinnüglichen Ans 
falten nicht zureicht) der Anſpruch auf aushülflihe Zuziehung der einzelnen 
Bürger mit verhältnißmäßigen Beitcägen. | 

(3.) Polizeirecht. 

$. 118. Sie Üben das Ortspolizeirecht aus, abzmedend auf Ver 
hütung umd Abwendung alles deffen, mas innerhalb des ftädtifchen Bezirks 
der Wohlfahrt der ganzen Gemeinde oder des Einzelnen nachtheilig feyn kann, 
fofern diefe Fürforge nicht den herzoglichen Polizeicommiffionen übertragen ift. 

(4.) Erwerbungsredt. 

$. 119. Die Stadtgemeinde hat außerdem das Necht, durch Vertrag, 
Stiftungen, Conceffionen und auf andere rechtsbeftändige Weiſe, einzelne, 
aus der Natur obiger beiden Rechtsgattungen nicht fliefende Gerehtfame 
(als Patronat, Mitaufficht über Kirchen und Schulen, Marktreht u. f. w.) 
zu erwerben, und die erworbenen zum allgemeinen Beſten ihres Vereins, 
ebenfalls unter landesherrlicher Dberauffiht, auszuüben oder ausüben 
zu lafjen. 

(5.) Statutenrcht. 

6. 10. Bei Ausübung diefer allgemeinen Rechte hat auch bie Stadt: 
gemeinde, mittelft de8 Statutenrehts, die Befugniß, für ortöbürgerliche 
Zuftändigkeiten und allgemeine Ordnung, durch Beſchluß oder vertragsmaͤßiges 
Uebereintommen unter fich, zu Beförderung der ftädtifchen Zwecke, verbindende 
Beftimmungen feitzufegen, deren Wirkſamkeit jedody von der landesherrlichen 
Genehmigung abhängig ift. | | 

(6.) Juftigverwaltung. 

$. 121. Die Juſtiz wird in den größeren Städten von ber Verwal⸗ 
fung getrennt, und, wo fich nur thunlich zeigt, duch Einführung von felbft: 
fländigen Stadtgerichten, abgefonderten Beamten übertragen. Die Uns 
terordnung unter die Landesjuftizbehörden und die Beachtung des gefeglichen 
Inſtanzenzugs bleiben unverrüdt, 

Denjenigen Städten, denen die Wahl ihrer Juftizbeamten bis: 
ber zuftand, verbleibt ſolche auch ferner, mwiervohl mit der Belchränkung, daf 
in Eünftigen Erledigungsfällen zwei Rechtskundige des Landes, der obern 
Suftizbehörde zue Auswahl präfentirt werden. Die Wahl gefchieht durch die 
Stadtverordneten ($. 124.) unter Mitwirtung des Stadtraths. Die Anftels 
lung der Juſtizbeamten gefchieht jederzeit auf die Lebensdauer ($. 46.), und 
die Richterftellen follen möglihft auf feſte Befoldung gefegt werden. 

In folhen Fällen, wo Unterthanen, die der unmittelbaren Gerichtsbar⸗ 
keit herzoglicher Behörden untergeben find, den Stadtgerichten mit übertviefen 
werden follen,; find wegen Beltellung der Juſtizbeamten befondere Verabre⸗ 
dungen -zu treffen. | 
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(7.) Stäptifche Verwaltung. 

$. 122. Die Verwaltung aller. gemeinfarmen. fläbtifchen Angelegen⸗ 
heiten und alles Communvermögens,. die Ausübung und Feftftelluing der 
ftädtifhen Gerehtfame, ingleihen die Ortspolizei, (ſoweit folche 
nicht die herzogliche, Polizeicommiffion ausübt) ficht dem Stadtrathe zu. 
Diefer iſt berechtigt und zugleich verpflichtet, auf einem freien Gerichts: 
tage in jeder. Woche, auf. Anrufen der einzelnen Bürger, Sühnverfuche 
uͤber ihre noch nicht anhaͤngigen Rechtshaͤndel zu veranſtalten. Die dabei zit 
beobachtende Form wird durch ein beſonderes Regulativ naͤher beſtimmt werden. 

So gebührt auch dem Stadtrathe (beziehungsweiſe in Gemeinſchaft mit 
der herzoglichen Polizeicommilfion) die Aufficht über die Innungsangeles= 
genheiten ber Stadt. 

Irrungen über die Anwendbarkeit und Erläuterung eines Innun g 8⸗ 
artikels werden, ohne Prozeßverhandlung, im Verwaltungswege erörtert; und 
unterliegen der landesherrlichen Erklaͤrung und Feſtſtellung des in Zweifel ge⸗ 
kommenen Artikels. 

123. Wenigſtens Einer der Vorſteher des Stadtraths (in 
groͤßern Staͤdten der erſte Buͤrgermeiſter oder Stadtſchultheiß, in kleinern 
Staͤdten der Syndicus) muß ein der Rechte kundiger Altenburgi— 
ſcher Staatsbuͤrger ſeyn. 

Diefer wird durch die Stadtverordneten (auf gleiche Weiſe wie die Ju— 
Hewamten) durch Präfentation zweier Perfonen an die Landesregierung auf 

ebensdbauer gewählt. 

Die Anftellung der übrigen. ſtgdtraͤthlichen Beamten geſchieht 
in der Regel nur auf Zeitdauer von 3 bis 6 Jahren. Ihre Wahl erfolgt 
ebenfalls durch die Stadtverordneten; jedoch fo, daß ſie zwei taugliche Ges 
wmeindebürger dem Stadtrath zur Auswahl vorfchlagen, und diefer den Erz 
wählten der Landesregierung zur Beſtaͤtigung vorträgt. 

(8.) Stadtverordnete. 

8. 124. Die Bürgerfchaft felbft wird vertreten durch aus ihrer Mitte 
zu ernennende Stadtverordnete, welde dem Stadtrathe, als ftadtifcher 
Verwaltungsbehörde, rathend, vermittelnd und genehmigend zur Seite ftchen. 
Insbeſondere find fie berufen zur Gontrofe über die fädtifche Verwaltung, 
zur Prüfung allee Gemeindeangelegenheiten und zur verfaffungsmaßigen Zus 
ſtimmung in alle, das Gemeindevermögen und die bürgerlichen Abgaben, 
auch die Gerechtſame der Gemeindebürger wefentlih angehenden ftadträthlichen 
Anordnungen; keines wegs aber zur Eingreifung in die Verwal— 
tung oder Ausführung feldft, welche vielmehr dem Stadtrathe allein 
zuftehen. Ihre Stellung. zum Stadtrath ijt der Stellung der Landftände zur 
Staatsregierung aͤhnlich, ihr Amt ein freies Ehrenamt. 

Sie werden ebenfalls nur auf Zeitdauer von 3 bis 6 Sahren durch 
die, von ben einzelnen Abtheilungen dir VBürgerfchaft zum Behuf der Lanz 
desdeputirten zu ernennenden, Wähler (f. Wahlordnung $. 29, ff.) mittelft 
Stimmenmehrheit erwählt, Ihre Sprecher (Vorfteher) erwählen fie aus ſich 
felbft oder aus der übrigen Bürgerfchaft, und ergänzen ſich im legten Falle 
felbjt durch neue Wahl. — Das Nähere beftimmen die einzelnen Stadtord: 
nungen. 

Sanfte: Abſchnitt. 


Beauffigtigung und Leitung der Stadt: und Dorfgemein: 
'den durch die taatsregierung. 


$. 125. So wie jede Gemeinde nur unter Genehmigung des Staats 
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beftehen Bann; fo unterliegt fie auh dem Aufſicht ſrechte beſſelben. Die⸗ 
ſes giebt ſich kund * 

4) duch das Ordnen der Ortspolizeiz, 

2) durd; Genehmigung der Gemeinde: Procef:Eröffnungen; 

3) in ber Durchſicht und Gontrolirung bes Gemeinde > Rechnungs—⸗ 
und’ Kaſſenweſens; 

4) in ber Zuſtimmung bei Veräußerung und Verpfaͤndung fies 
gender Güter und Gerechtfame, bei Aufbringung außerorbentlicher‘ oder 
dbauernder Gemeindeauflagen, "bei gemichtigen Bau: und 
andern auferordentlichen Aufwaͤnden, bei Gemeindeanleihen, bei Ein: 
führung von Ortsſtatuten und andern organifchen Einrichtungen; 

5) durch Beftätigung der: Beamtenmahlen oder deren Verfagung, 
und durch Regulicung der Beamtengehalte, 

$. 136. Die Specialauffiht über bie Dorfgemeinden wird aus: 
gehbt durch die herzoglichen Aemter und beziehungsweife die Patinsoplaige: 
richte, unter der obern Leitung der Landesregierung. 

Die Aufficht über die Stadtgemeinden und deren befondere Berhättiffe 
($. 116 — 124.) liegt der Landesregierung ſelbſt ob, und kann von ihr einem 
einzelnen Staatsdiener oder, einer Behoͤrde uͤbertragen werden. Die Bandes: 
regierung iſt befugt, von Zeit zu Zeit, und befonders bei bemerkter Unregel⸗ 
mäßigfeit, entweder von Amtöwegen, oder auf den Antrag der Stadt: oder 
Gemeinbeverordneten, Revifionen vorzunehmen, und wenn ſich hierbei Dienſt⸗ 
verfehlungen der ftadträthlichen oder örtlichen Verwaltungsbeamten hervorthun, 
bifeiplinarifch einzufchreiten, oder nad) Befinden die Entfernung der ihrem 
Beruf untreuen Beamten nach gefhehener Vertheidigung, unter Beiflgung 
der Gründe, -auszufprehen, wiewohl unbefchadet der Verwendung (des Ne: 
curſes) derfelben an den Landesherrn, und- beziehungsweiſe an die obere Ver: 
waltungsbehoͤrde. 

Diie Entfernung vom Amte erwirkt eine ſofortige neue Wahl. 

Die Wiedererwaͤhlung des Entfernten iſt ungültig, 

In Anſehung der Juſtizverwaltung in den Städten liegt die Un: 
terfuhung und Abſtellung von Nachlaͤſſigkeiten md bie Ahndung gegen deren 
Urheber der obern- Juſtizbehoͤrde ob. 

817. Die Landesregierung giebt in allen Irrungen zwiſchen 
Stadtrath und Stadtverordneten, nad) vorgängiger Sacherörterung, die Ents 
fcheidung, von welcher ber Recurs an den Landesheren nachgelaffen iſt. 


Bierte Abtheibung. 
Kirchen und Schulen. Fromme Stiftungen. 
| Erfter Abſchnitt. 


Bon der Landeskirche und andern Bebenntniffen der hrift: - 
Rr lichen Religion, 


& 128. Die evangeliſch⸗ ——— Kirche iſt die Kirche 
des Landes. 

$. 129. Die Bekenner anderer chriftlihen Partieulartirhen 
genießen den Schuß bes Staats, und die freie Austbnng ihres Glaubens, 
vorbehaltlich der landeshertlichen Rechte. Sie haben den Anfpruch auf glei: 
he ftaatsbürgerfihe Rechte mit den Belennern der evangelifch = prote: 
ſtantiſchen Kirche; kein Glaubensbekenntniß entbindet aber von den Pflichten 
gegen ai Staat, oder gegen bie Gemeinde des Wohnorts. 

I. 56 
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Zweiter Abſchnitt. 
Der Herzog als Kirchen: und Staats-Regent. 


$..130. An der Spige ber Landeskirche fteht der evangelifch-pros 
teftantifche Regent, welcher als gleichzeitiges Staatsoberhaupt das Recht 
der Oberauffiht und die Verpflichtung zum Schuge der Kirche hat. Sollte 
der Regent fein Glaubensbekenntniß ändern; fo werden die Kirchenhoheits: 
rechte einem evangelifch: proteftantifhen Minifterium, welches aus mehr als 
zwei Gliedern bejteht, übertragen. - 

$. 131, Alte kirchliche Gefege ergehen in ee. Namen, 
und ae feiner Beftätigung. 


Deitter Asfänitt. 
Bon der Kirhengemalt. 


1. Deren Grundlage 

8. 132. Die Kirhengemwalt gründet ih auf bie — der heili⸗ 
gen Schrift, auf die Grundſaͤtze der evangeliſch-proteſtantiſchen Kirche, und 
auf die beſtehenden Landesgeſetze. 

2. Deren Ausübung. 

$. 133. Die Kirhengewalt wird zum Theil unter Mitwirs 
tung von Bertretern der Landeskiche ausgeübt; zum Theil gefchieht 
es unter der obern Leitung und Autorität des Landesheren durch das Con: 
fiftorium. Insbeſondere iſt legteres der Fall bei der vollziehenden Kirchens 
gewalt oder der Kirchenregierung. 

a. Unter Mitwirkung von- Vertretern ber Kirche. 

$. 134, Die Gegenftände der Kirchengewalt, bei denen eine Mit» 
wirkung von Vertretern der Kirche nothwendig ift, find: 

die Ordnung der öffentlichen Gottesverehrung; — Bellimmungen in 

Bezug auf den Öffentlichen Lehrbegriff und die allgerneine Kirchen— 
verfaffung; — erftere, foweit fie nad) den Grundſaͤtzen der evange⸗ 
liſch⸗ proteſtantiſchen Kirche uͤberhaupt zulaͤſſig ſind. 

ynoden, 

$. 135. Berordnungen diefer Art ($. 134.) werden dur mündliche 
ober fchriftliche Berathungen in Synoden vorbereitet. 

Die Generalſynode befteht aus den Räthen des Gonfiftoriums, den 
Superintendenten, den Localadjuncten und einigen (von ben Guperintendens 
ten und Rocaladjuncten jeder Ephorie aus den Öliedern berfelben gewählten) 
Geijtlihen des Herzogthums; den Vorfig führt der Prafident des Conſiſto— 
riums. Specialfynoden werden gebildet durch ben Superintendent jeder 
Ephorie, die Localadjuncten und einige Geiftliche der Ephorie; — fie dienen, 
um, in den Fällen fchriftlicher Verhandlung, die dann erforderten ſchriftlichen 
Gutachten nad) den einzelnen “rn zu’ vermitteln und dem Conſiſtorium 
vorzulegen. 

$. 136. Synoden verfammiin fie nur mit Vorwiffen und Ge— 
nehmigung des Landesherrn, und auf Berufung des Gonfiftoriums. Die 
Koften der Spnoden werden, unter möglichfter Befchräntung derfelben, aus 
der Landeskaſſe beſtritten. 

$. 137. Soll ein Gegenſtand der im $. 134. bezeichneten Art zur 
Gefeggebung vorbereitet werden; ſo wird zuerft dad Gutachten der 
Spnode eingehohlt, welches fich bei mündlichen Berathungen aus der Stim= 
menmehrheit der anweſenden Mitglieder der Generalfpnode, und bei fchriftli= 
hen aus der Stimmenmehrheit der abſtimmenden Mitglieder der Speciufs 
Ipnoden und des Gonfiftoriums ergiebt. 
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Daffelde wird dem Landesherin vom Conſiſtorium vorgelegt, 
amd von ihm, im Falle feines Einverftändniffes‘, a uch der Landſchaft 
zum Anrath mitgetheilt. Erklaͤrt fih die Synode und die Landſchaft zuſtim⸗ 
mend fir dert Geſetzentwurf; fo kann das Gefeg erlaffen werden, und tft 
bindend für alle glieder der Landeskirche. 
b. Durch das Eonfiftorium. 

1) Im Allgemeinen, ui 

$. 138, Die Befuwgniffe der Kicchengewalt, welche vom Eomfi: 

ftorium entweder unmittelbar auftragsweiſe verwaltet, ‚oder zur landesherr⸗ 
lichen Entfheidung und Beſtaͤtigung vorbereitet- werden, find: er 

1) das Recht, die Lehrer und Diener ber Kirchen und Schulen zu 
berufen, fie in Anfehung ihrer Lehre umd ihres Wandels zu be> 
auffihtigen und fie zu enturlauben; 

2) das Recht, die Mitglieder der Kirche zur Befolgung der: Pflich⸗ 
ten gegen bie Kirche und die Schule anzuhalten; 

3) die Handhabung ber befichenden Vorfchriften über den Got: 
tesdienft und die Schuleinrihtungen, die Beforgung der 
Verloͤbniß-, Ehe: und Begräbnißfadhen; 

4) die Gerichtsbarkeit über Kirchen- und Schuldiener, und 

Kirchen- und Schulgüter, und deren Gerehtfame; 

5) das Recht, zur Erläuterung und Erneuerung der beſtehen— 
den organifchen Gefege Verordnungen zu erlaffen, und 

6) was fonft nad) der beftehenden Kircyenverfaffung dahin zu rechnen ift. 

2) Zufammenfegung und Berpflihtung des Conſiſtoriums. 

8. 139. Das Confiftorium befteht aus einigem gefftlichen und 
einigen weltlichen Raͤthen; es ift der Landeskirche und dem am deren Spitze 
ftehjenden Landesheren verantwortlich. " ’ 

8) Einzefne Obliegenheiten. | 
a) Erhaltung der reinen Lehre des Evangeliums. 

$. 140. Es wacht darüber, daß in Kirchen. und Schulen bie reine 
Lehre des Evangeliums verfündigt und dadurch Glaube, Liebe und 
ein frommer Wandel, infonderheit : auch Gehorfam gegen die Obrigkeit umd 
das bürgerliche Gefeg, erweckt und befördert werde; daß die Sacramente 
heilig geachtet und verwaltet; daß die Kirhenordnung zur Erbauung 
aufrecht erhalten und öffentlihe Lafter entfernt werden. 

b) Beauffihtigung der Schulen. 

$. 141. Es beauffihtigt die Schulen des Landes und forgt ba: 
für, daß kein Kind ohne gehörigen Unterricht im Worte Gottes und in nuͤtz⸗ 
lichen Kenntniffen verbleibe; daß nad) den gefeplihen Vorſchriften fein unbe: 
fähigter Züngling zur Univerfität abgehe; und e8 erhalt fich in Kennt: 
niß über die ſich auf der Univerfität befindenden Landeskinder. 

c) Wirkſamkeit bei der Anftellung und Entlaffung der Geiſtlichen und Schullehrer. 

$. 142. €3 prüft die Candidaten des Predigtamtes und die 
nzuftellenden Prediger, und forgt dafür, daf Niemand öffentlich oder in der 
Kirche lehre oder predige, oder die heiligen Sacramente reihe, ohne ordent—⸗ 
lichen Beruf. | " 

$. 143. Zu Predigerftellen in den Städten und auf dem 
Lande, welche nicht Patronatftellen find, ſchlaͤgt das Confiftortum dem Lan: 
desheren zur Beftätigung vor. in vom Confiſtorium nicht für tüchtig und 
wirdig Befundener kann nicht bvorgefchlagen und alſo auch nicht amgejtellt 
werben. 
| Uebrigens bleibt es den Kirchfahrtsgliedern, wie bisher, unbenommen, 
bei der Anftellung des ihnen zugedachten Predigers ihre E ung zu geben. 
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4: &. 144. In dem Falle, wenn eine Patronatſtelle auf. eine an— 
dere. Weiſe, als durch Berfegung des bisherigen , Pfarrers auf. eine unmittel⸗ 
bar vom Conſiſtorium abhaͤngende Stelle erledigt wird, und der Patron einen 
nicht inlaͤndiſchen Candidaten oder Geiſtlichen präfentict, muß -diefer beim 
Confiftorium über Keine Studien und feinen fi ittlichen Wandel ſich genügend 
ausweifen, und dann durch eine Probepredigt und eine wohlzubeftehende gründe, 
lihe Prüfung feine Kenntniffe und Amtsfähigkeit darlegen. Das Gonfiftos 
rium iſt verpflichtet, jeden nicht genügend Befundenen zuruͤckzuweiſen. 
Miemand kann zu einer Patronatftelle vorgefchlagen werben, welcher in 
einem Lande Candidat geworden iſt, oder (im Fall er es noch nicht wurde) 
der in einem Rande geboten iſt, in welchem hieſige Candidaten nicht geſetzlich 
zu Patronatſtellen gelangen koͤnnen. I 

Für den Fall, daß eim Geiftlicher- von einer Patronatftelle auf eine 
Gönfiftorialftelle befördert werde, bewendet es wegen der MWiederbefegung feis 
* Stelle bei ben dieſerhalb beſtehenden beſondern Vorſchriften. 

G. 145. Die Verſetzung der Geiſtlichen auf andere Stellen, und 
J Verſetzung in den Ruheſtand, wird gleichmaͤßig vom Conſi ſtorium ver⸗ 
mittelt. 

u 6. 146. Auch liegt ihm ob die Unterſuchung gegen Geiſtliche wegen 
ihrer Amtsfuͤhrung oder ihres Lebenswandels. Unfreiwillige Ent— 
 Yaffungen (Enturlaubungen ) angeftellter Geiſtlicher fegen ein richterliches 
Erkenntniß des Gonfiftortums voraus, welches mit Entſcheidungsgruͤnden bes 
lege iſt, und nach gehoͤriger Verteidigung des Angefchuldigten erfolgt. 
$. 147. Gegen ein, foldhyes Erkenntniß kann innerhalb dreimächentlicher 
Naothfriſt Vorſtellung beim Landesherrn eingereicht werden. Sieht dieſer ſich 
auf erhaltenen Vortrag im Geheimenrathe und (bei bedenklichen Faͤllen) nach 
vernommenem Gutachten einer anderweiten Behörde veranlaßt, das Conſiſto— 
rialerkenntniß zu beflätigen; fo behält es bei. demfelben fein Verwenden. 
1.1378. 148. Findet der: Landesherr "Anftand dabei; fo wird das Gutachten 
ber Synode — ohne Mitwirkung der Eonfiftorialräthe, und unter der Leis 
tung des aͤlteſten Special-Superintendenten — vermöge fhriftlicher oder muͤnd⸗ 
licher Abftimmung, vernommen. Wenn daffelbe ebenfalls für die Entlaffung, 
ſtimmt; ſo wird diefe vollzogen. Stimmt es bagegen; fo „bleibt dem Landes⸗ 
beren die Entfcheidung vorbehalten. ’° | 
$. 149. Geiftlihe, welche eines gemeinen zeinlihen Ber: 
gehens angefhuldigt find, werben vom Amt fuspendirt und der welt 
lichen Behörde zur Unterfuhung und Beſtrafung uͤbergeben. 

Wenn ein rechtskraͤftiges Erkenntniß ſie zu einer entehrenden Strafe 
(Zuchthaus-- oder Prangerſtrafe) verurtheilt; fo find fie hierdurch ihrer geifte 
lichen Stelle ohne Ruhegehalt verluſtig. Wenn fie. durch Ableiſtung eines 
Reinigungseides von der weltlichen Strafe frei kommen, oder ihnen eine an 
ſich nicht entehrende Gefängnißftrafe zuerfannt wird; fo find die Acten 
nach rechtskräftig gemwordenem Erkenntniffe von ber weltlichen Behörde dem 
Gonfiftorium zujuftellen, welches dann erwägt, intviefern die verwirkte Be— 
fchoftenheit des Rufes mit der Wirkſamkeit des Geiftlichen ‚vereinbarlih, und 
der Fall zu einer Entlaffung des Geiftlihen mit oder ohne Ruhegehalt ($$. 
146. 148.) auf dem Difciplinarwege geeignet fey. 

$. 150. Mas von den Geiftlichen geſagt iſt, gilt analog aud von 
den Schullehrern und den andern Kirhendienern; nur daß deren Ans 
felung, Berfegung und Entlaſſung aha auf vordere — 
liche Zuſtimmung erfolgdßt. * 4 
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$. 151. Doch bleibt auch ihnen in Fällen der unfteiwilligen Entlaſ⸗ 

fung der Recurs an den Landesherrn frei, 
d) Generalvifitationen.” ° 

6. 4152. Das Confiftorium hat dafür zu — Wr im ganzen Lande 
die Kirchen und Schulen mittelft Generalvifitationen nad einer regel⸗ 
mäßigen Reihefolge unterſucht, die Ergebniffe niedergefchrieben, und die babei 
von dem abgeordneten geiſtlichen Confiftorialrathe währgenommenen ober von 
dem Ortsgeiftlihen, dem Schullehrer, oder der Gemeinde angezeigten Mängel 
abgeftellt, und der Erfolg einer jeden Generalviſitatien dem Landeshern ans 
gezeigt werde. 

e) Erhaltung der Moralität. 

$. 153. Es führt die Aufſicht darüber, daß bie Untertbanen ſich 
eines gottesfürdhtigen Lebenswandels befleißigen, und daß die Heil 
mittel der Religion gehörig benugt werden; es hindert, nach dem beftehenden 
Einrihtungen, den Drud und Verkauf von Schriften, die der Reiigioft tät 
und den guten Sitten — werden. 

f) Berathung mit den Synoden. 

$. 154. Die fchriftliche oder müundlihe Berathung mit den Sy: 
mobalgliedern bleibt aud für andere, als bie $. 134. bezeichneten Bälle 
der kirchlichen Gefeggebung und Verwaltung vorbehalten. 

Dierter Abſchnitt. 
Vom Bermögen ber Kirchen, Schulen und Stiftungen. 


$. 155. Das Stiftungsvermögen (die Dotation) der Kirchen 
und Schulen kann, fo lange fie beftcehen, im Werth und Ertrag nie wills 
Eichrelich gemindert oder ‚eingezogen werben. Es genießt die Rechte Minder: 
jähriger. Das Vermögen eingegangener Kirchen und Schulen darf nur wie: 
der zu gleichen Zwecken verwendet werden. 

$. 156. Befigt eine Kirche oder Schule nicht genug Einnahme, um 
die ihr obliegenden Ausgaben zu befkreiten; fo ift zuvoͤrderſt die Kirchfahrt 
(Parodie) oder Schulgemeinde gehalten, das Fehlende zu ergänzen. Bei 
nachgewiefener Mittelofigkeit ‚der Kirch- ober Schulgemeinde tritt in dringen⸗ 
den Fällen der Staat (mo nöthig durch Vermittelung einer landfchaftlichen 
Verwilligung) aushuͤlflich ein. 

$. 157. Die erforderlihen Umlagen und Leiſtungen für Zwecke 
ber Kirschen und Schulaͤrarien, für geiſtliche und Schulgebäude und bergleis 
hen, unter die Mitglieder der Kirchfahrt oder. Schulgemeinde, werden unter 
Genehmigung des Confiftoriums angeordnet und Streitigkeiten daruͤber 
nach den $. 103, aufgeftellten Grundfägen entfchieden. Das Confiftorium 
hat die Oberaufficht auf das Are en in ben Kirchengemeinden und auf 
das Rehnungsmefen,berfelbe 

$.. 158, € iegende eis Gerechtfame einer Kirche und Schule 

Kunz, nur mit Zuflimmung. des Confiftoriums und des Landesherrn ver⸗ 
ägfert,, nie aber in. Erb pacht gegeben werben. 

8.1 Milde Stiftungen ſtehen, wo nicht ein Anderes verord⸗ 
net. iſt, = dern Conſiſtorium, und genießen den befondern Staatsſchutz. 

$. 160. Kirchen, Schulen und fromme Stiftungen koͤnnen liegende 
Gründe von bedeutendem Werthe und dingliche Gerechtigkeiten nicht ohne 
Vorwiſſen des Landesherrn erwerben, wohl aber Vermaͤchtniſſe und. Schen⸗ 
kungen ohne ſolches, wenn fie frei find von (äftigen Bedingungen, annehmen. 

Doch hat das Gonfiffortum auch im legtern Falle den Eandesherm, mit 
dem Namen der mildthätigen Geber bekannt zu machen. 
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F. 164. Die Zinſen frommer Stiftungen duͤrfen keine ander— 
weite Beſtimmung erhalten. Nur wenn veraͤnderte Zeitumſtaͤnde, im Sinne 
des Stifters, eine anders geſtaltete Verwendung raͤthlich machen, kann eine 
ſolche — aber auch dann nur mit Zuſtimmung der betheiligten Guratoren, 
-Collatoren, Patrone und Gemeinden — eintreten. 


Fünfte Abtheilung. 
Von den Landftänden. 
Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftlimmungen. 


$. 162. Die Landftände find das verfaffungsmäßige Or— 
gan der Gefammtheit der Staatsbürger und Unterthanen in dem grunb= 
gefeglihen Verhältniß zur Staatsregierung. 

$. 163, Sie werden; durch freie Wahl aus den Klaffen: 

ber Rittergutsbefiger, 
ber Stadtbemwohner und 
bes Bauernitandes 

it. 

$. 164. Sie biden Eine Kammer, und üben ihre Wirkſamkeit 
aus, entweder in der vollen Verſammlung des Landtags, oder durch einen 
Ausfhuß, die Ramdesdeputation. 

$. 165. Ein Landtag findet regelmäßig alle 4 Jahre an einem vom 
Bandesheren zu 'beftimmenden Drte Statt; er kann von Demfelben auch 
früher, nicht aber fpäter berufen werden. 

Der Schluß eines Landtags wird ebenfalld vom Landesherrn verfügt. 
Jede Verſammlung ohne landesherrlihe Berufung iſt geſetz⸗ 
widrig. 

$. 166. Dem Landesherrn ſteht das Recht zu, die gewählten Land⸗ 
ftände zu jeder Zeit zu vertagen oder aufzulöjen. Im letztern Falle 
wird der ihnen ertheilte Auftrag ungültig, und es treten neue Wahlen ein.- 
Die Mitglieder der fruͤhern Ständeverfammlung können wieder gewählt werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bufammenfesung der Landſtaͤnde. 


| 8. 167. Die Landftände beftehen aus einem Prafibenten und 

24 Abgeordneten, und zwar: 

Acht Abgeordneten der Rittergutsbefiiger — (nimlih fünf 
aus dem Altenburgifhen und drei aus dem Kahla-Ei⸗ 
fenbergifhen Kreife); 

Acht Abgeordneten ber Städte — (nämlih zwei von der 
Stadt Altenburg, je einem von Eifenberg, von Kabla 
mit Orlamünda und Nafhhaufen, von Luda mit Göfnig 
und Meufelwig, von Roda, von Ronneburg und von’ 
Schmoͤlln) — und 

— Abgeordneten des Bauernſtandes — (nämlid vier aus 
dem Amte Altenburg, je einem aus den Aemtern Eiſenberg, 
Kahla [nad Abrechnung der zum Amte Roda gezogenen Wahlad— 
theilungen], Roda [mit Hinzurechnung der vom Amte Kahla abge: 
trennten Wahlbezirke] und Ronneburg). 


8. 168. Die Erwählung derfelben und ihrer, Stellvertreter gefchieht in 
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der Art, wie ſolches die in der erften Beilage enthaltene Wahlordnung 
vorfchreibt. 

Die darin vorgefchriebene Gefhäftsform hat bis zu Erlangung an: 
derweiter Erfahrungen und Erlaffung eines andern Gefeges proviforifche 
Gültigkeit. 

Die Wahl der Abgeordneten ber Gutsbefiger gefhieht 
ohne Vermittelung von Wahlmännern; die Abgeordneten der Städte 
und bes Bauernftandes werden durch Vermittelung von Wahlmaͤn— 
nern (atio vermöge zweier Wahlhandlungen ) gewählt. 


Dritter Abſchnitt. 


Bon den Bedingungen der Wahlberehtigung und von ber 
Ausübung derjelben. 


1. Im Allgemeinen. 
$. 169. Die Befugnif, an den activen Wahlhandlungen 
Theil zu nehmen, fegt bei allen drei Klaffen voraus: 
a) das Staatsbürgerreht, dem das volle Landfafjiat ($. 93.) der 
Nittergutsbefiger gleich zu achten ift; 
b) die Volljährigkeit ($. 82.); 
c) das Bekenntniß der chriftlihen Religion ohne Unterfchied ber 
Confeffionen; 
d) Undefholtenheit des Rufs ($. 89.). 
$. 170. Nähe der Verwandtſchaft unter den Wahlmännern entzieht 
ihnen die Befugniß zu mählen nicht. 
171. Um ald Abgeordneter gewählt werden zu koͤnnen, 
wird als allgemeine perfönliche Bedingung aller drei Klaffen vorausgefegt: 
a) das Staatsbürgerrecht, oder bei Rittergutsbefigern das volle Land⸗ 
faffiat ; 
b) ein 25jähriges Alter; 
c) Bekenntniß der chriftlichen Religion ohne Unterfchiedb ber Confeſſion; 
d) Unbefcholtenheit des Rufs ($. 89.). 
$. 172. Die Ermangelung oder der Verluſt Eines der $$. 169. und 
171. genannten perfönlihen Erforderniſſe fchließt die Befugniß aus, dort, zu 
wählen, und hier, gewählt zu werden. 
$. 173. Kommen über diefe Berechtigungen Zweifel vor; fo merden 
dieſe von der Landesregierung entfchieden. Von deren Entfcheidung findet 
Recurs an die hoͤchſte Stelle Statt. Auch kann der Ausgefchloffene fih an 
den Landtag wenden, und diefer auf Mittheilung der Urfachen und, nad) 
Befinden, nochmalige Erörterung antragen. 
$. 174. Die landfihaftlichen Abgeordneten werden künftig (unbefchadet 
des Landesherrlichen Rechts der Auflöfung [$. 166.]) auf zwölf Jahre 
oder drei Finanzperioden ($. 203.) gewählt, und es erneuert ſich ihre 
Berfammlung vom zweiten ordentlichen Landtage nah Verkündigung des 
Grundgefeges, fo wie nad jeder Auflöfung der Landſchaft an, jedesmal um 
ein Drittel ihrer Glleder. 
Es treten daher unmittelbar vor dem Beginn bes sammen Landtages 
zwei Abgeordnete der Rittergutsbefiger, 
drei Abgeordnete der Städte, 
drei Adgeorduete des Bauernftandes “ 
aus; vor dem Beginne des dritten ordentlichen Bandtages IA. 
drei Abgeordnete der Rittergutsbefiger, 
zwei Abgeordnete der Städte, 
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drei Abgeordnete des Bauernſtandes; 
und vor dem Beginne des vierten ordentlichen Landtages 
drei Abgeordnete der Mittergutsbefiger, £ 
drei Abgeordnete der Städte, 
* Abgeordnete der Bauern, u. ſ. w. 

Außerdem erlifcht das Recht eines Abgeordneten, wenn die Bedin- 
gungen feiner Wählbarkeit aufhören. 

:$. 175. Um die Reihefolge des Austritts zu erlangen, wuerben ſogleich 
bei dem erſten Landtage nach Verkuͤndigung des Grundgeſetzes, ingleichen nach 
jeder Aufloͤſung (F. 166.) die Abgeordneten jeder Klaſſe unter ſich darüber 
loofen, wer von ihnen vor dem zweiten, wer vor dem Dritten, und wer 
vor dem vierten ordentlichen Landtage a ie habe. Die fpatere 
Erneuerung ergiebt ſich dann von feldft. 


$. 176. Da, wo eine Stadt oder ein Amt nur Einen Abgeorbneten 
gu ernennen bat, erlifcht mit deſſen durch das Loos ($. 175.) erfolgendem 
Austritt auch das Recht bes für ihn gewählten Stellvertreters. 

Wo von einer Stadt oder von einem Amte mehrere Abgeordnete zu 
ernennen ſind, ingleichen bei den Abgeordneten der Rittergutsbeſitzer, tritt mit 
jedem, vermoͤge des Looſes, ausſcheidenden Abgeordneten derjenige Stellvers 
treter aus der Meihe der Stellvertreter, der die mindefte Stimmenzahl hatte, 
und, two diefe gleich war, ber an Sahren Jüngere. 

$. 177. An die Stelle der ausfcheidenden Abgeordneten und Stellvers 
treter wird von den Rittergutsbefigern der Kreife und von den Wahlmaͤnnern 
ber Städte und Aemter, denen die Abgehenden angehörten, eine neue Waht 
vorgenommen. 

Um diefe Wahlen. einzuleiten, bat die Landſchaft dem Randesheren bie 
Ergebniffe dir von ihe nad) $. 174. 175. vorgenommenen Derloofungen ans 
zuzeigen. 

$. 178. Vater und Sohn, ingleichen Brüder koͤnnen nicht zus 
gleich) als Abgeordnete eintreten. Wenn unter ihnen feine Einigung über 
einen freiwilligen Rücktritt erfolgt; fo geht der Vater dem Sohne, ber ältere 
Bruder dem jlngern vor. 

$. 179. Seder Staatsbürger folgt willig dem ehrenvollen Nufe als 
Wahlmann, oder als Landesabgeorbneter, Nur ärztlich befcheinigte Krankheit 
oder unverfchiebliche Abwefenheit können davon entfhuldigen. 

Ablehnungsgeſuche gegen die Uebernahme der Pflichten eines Abs 
geordneten, oder Gefuhe um Enthebung von benfelben find, außer 
der Zeit einer landſchaftlichen Verſammlung, bei der hoͤchſten Stelle anzu= 
bringen und befcheinigt zu unterflügen. Im Genehmigungsfalle wird ber 
betreffende Stellvertreter einberufen und dem landſchaftlichen Borftand davon _ 
Nachricht ertheilt. — Werden beiderlei Gefuhe während einer landſchaft— 
lichen Verfammlung veranlaft; fo find fie an deren Vorſtand zu richten und 
von diefem mit den übrigen Ständen zu erörtern. Im Genchmigungsfalle 
gefchieht davon, behufs der Einberufung eines Stellvertveters, Anzeige beim 
Landesherrn. 

$. 180. Für ben verhinderten ober —— ($. 179.) Abgeordneten 
eines Kreifes, Amtes, oder einer Stadt, welche mehr ald Einen Abgeordneten 
fendet, tritt der mit den meiften Stimmen gewählte Stellvertreter ein. 

$. 181. Iſt der vorhandene einzige, oder, im Falle mehrere Abgeord⸗ 
nete und deshalb auch mehrere Stelfvertreter zu wählen waren, find diefe 
Stellvertreter ebenfalls anderweit zu ER ; fo erfolgt diefe Ergänzung durch 
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Diejenigen; welche bei der Wahlhandlung für die Stellvertreter, nach die- 
fen felbft die meiften Stimmen erhalten haben: die Erfagmänner. 

$. 182, Wenn Staatdbeamte, active Militairs, Geiſtliche ober 
Schuldeamte: die Eigenſchaften befigen, um zu waͤhlen oder gerählt zu mer: 
den; fo nehmen fie an dem Wahlgeſchaͤfte Theil, ohne befondere landesherr⸗ 
liche Erlaubniß; fie bedürfen aber einer folchen, ehe fie eine auf fie gefallene 
Wahl annehmen. Diefe Erlaubniß wird ohne erhebliche, in dem Weſen des 
Amts beruhende, Gruͤnde nicht verſagt werden. 

Die Mitglieder des herzoglichen Geheimen Miniſteriums koͤnnen 
nicht als Abgeordnete gewaͤhlt werden. 

$. 183. Jeder Unterthan kann zwar, wenn er durch verſchiedenen 
Grundbeſitz oder Heimathsrecht mehr als einer Klaſſe beizuzaͤhlen iſt, das 
Recht zu waͤhlen in mehrern Klaſſen ausuͤben; gewaͤhlt werden kann er aber 
nur in Einer Klaffe von Abgeordneten und nur in Einem Bezirk 
Würde ein dem Stande ber Rittergutsbefiger nicht Angehöriger ($. 188.) 
mehr als einmal gültig als Abgeordneter erwaͤhlt; fo hat er fich binnen drei 
Tagen nad) erhaltener Kunde bei der Regierung zu erklären, für welche der 
gleichzeitigen Wahlen er ficy entfcheidet. Unterläßt er diefe Anzeige; fo erfolgt 
diefe Entfcheidung der Regierung ohne eine ſolche. 

2. Befondere ————— der Wahlberechtigung fuͤr die Bablen 
ber Rittergutsbefiger. 

6. 184. Um in der Klaffe der Rittergutsbefiger zu wäh: 
len oder gewählt werben zu können, it, neben ben $. 169. und 171. 
gedachten allgemeinen Borausfegungen, der Befig eines landtagsfähigen 
Ritterguts, ohne Unterfchied der adeligen oder nicht adeligen Geburt des 
Beſitzers, erforderlich. 

$. 185. Jedes, einen abgefonderten Lehnscompfer bildende, von dem 
Lehnhof feparat verliehene und der abgefonderten Dispofition von Seiten des 
Lehnbefigers unterliegende Rittergut hat — unbefchadet der perfönlichen Er: 
forderniffe des Beſitzers (95. 169. 171.) — Eine active und paffive Wahl: 
ſtimme. 

Das Verzeichniß der landtagsfaͤhigen Ritterguͤter und gleichzeitig 
der geſammten moͤglichen Stimmenzahl der Rittergutsbeſitzer ergiebt die Uns 
terbeilage A. der Wahlordnung. 

Es ſteht dem Landesherrn frei, ſolchen Ritterguͤtern, die bis jetzt nicht 
landtagsfaͤhig ſind, dieſe Eigenſchaft zu verleihen. Bis dahin nehmen deren 
Beſitzer an der Wahlberechtigung im Bauernſtande Theil. 

Ein Beſitzer mehrerer landtagsfaͤhigen Ritterguͤter (F. 185.) Hat eben 
fo viel active Wahlſtimmen; mehrere Befiger oder eine ganze Genoſſenſchaft 
von DBefigern eines Rittergutscompleres haben nur eine active und paffive 
Wahlſtimme, über deren Vertretung durch Einen fie fich zu vereinigen und 
die Uebereinkunft bei dem Lehnhof anzuzeigen haben. 

Bei künftigen Berfpaltungen von Rittergütern wird bie Ver⸗ 
wendung der Wahlſtimme beſonders erwogen, und im eintretenden Falle der 
Landfchaft Gelegenheit zu Darlegung etwaiger Anträge gegeben. 

$. 186. Nur bie Hauptbelehnten, nicht aber die Nebachnten 
koͤnnen waͤhlen oder gewaͤhlt werden. 

187. Beim Waͤhlen kann der RS den 6 nicht 
voljähei en Lehnsbeſitzer, der Ehegatte die verheirathete Kehnsbefigerin und 
der volljährige Sohn -die verwittwete oder gefchiedene Lehnsbeſitzerin vertreten. 
Die Fähigkeit, als Abgeordneter gewählt zu werden, ſteht dem Gatten 
einer Rittergutsbefigerin und dem 2öjährigen Sohn einer verwittweten oder 


gef ARE Lehnsbefigerin zu, nicht aber dem Lehnträger einer nicht verhei⸗ 


ratheten. 

$. 188. Ein Nittergutbeft iger kann nur als ſolcher gewählt werden, 
nicht aber auch für eine andere Klaffe von Abgeordneten, wenn er auch fonft 
bazu geeigenſchaftet wäre, | 

$. 189. Wer in beiden Kreifen des Landes Nitterghter befigt, 
kann nur da wählen und gewählt werben, wo er feine wefentlihe Wohnung 
hat, ‘oder, wenn er im Auslande lebt, wo. das höher in der Lehnstare, bes 
findliche Gut gelegen, ift. 

3. Befondere a el ber FAR LIECHIEREG für die Städte 
nb ben Bauernftand 

$. 190, Zur Befellung von Wahlmännern ($. 168.) find in 
den Städten Diejenigen befugt, welche, neben den $. 169. genannten alls 
gemeinen Exforderniffen, das fletige Wohnrecht in einer Stadt oder deren Vor⸗ 
ftädten, ingleihen einen eigenen Hausſtand befigen, und zugleich, wenn fie 
innerhalb der Stadt wohnen, ftädtifhe Abgaben, wenn fie in der Vorſtadt 
wohnen, directe Steuern, mindeſtens die Schulſteuer, entrichten. 

$. 191. Auf dem Lande (wohin aber in dieſer Beziehung bie 
Marktflecken Gößnig und Meufelwig nicht zu rechnen) muß Derjenige, wel 
her an der Beftellung eines Wahlmannes Theil nehmen will, 
außer den $. 169. genannten gemeinfhaftlichen Exforderniffen, Eigentümer 
eines bäuerlichen mit Wohnfig verfehenen Grundſtuͤcks, ober doch eines bloßen 
Wohnhauſes feyn. 

$. 192. Einer Wittwe und gefchiedenen Frauenzimmern ſteht das 
Recht, an der Beſtellung der Wahlmänner Theil zu nehmen, dann zu, wenn 
fie Eigenthümerin eines Haufes find, und die Berechtigung durch einen voll= 
jährigen Sohn ausüben können. Eben fo kann eine verheirathete Hausbe— 
figerin auf dem Lande an der Beftellung der MWahlmänner durch ihren Ehe: 
mann Theil nehmen laffen. Diefer kann aber hierdurch nicht zwei Stim= 
men erlangen. — 

Unverheirathete Frauen haben Fein Stimmrecht. — 

Mehrfache Angefeffenheit giebt nur ein einfaches Stimmrecht. 

$. 193. Im Beziehung auf das landſchaftliche Wahlgefhäft werben 
zu den Städten aud die Vorftädte gerechnet, fo daß die Bewohner der 
Vorftädte, melde fonft die $. 192. erforderlihen Eigenſchaften befigen, an 
der activen Wahlfähigkeit und der paffiven Wählbarkeit Theil nehmen können. 

$. 194. Schugverwandte ($. 108.), ingleihen Eingefeffene 
und Ausmärfer (Forenfer im mweitern und im engern Sinne, $. 91. 106.) 
und Handwerksbuͤrger (K 107.) nehmen an. dem Vorrechte fläbtifcher 
Wahlen keinen Theil, 

$. 195. Die Marktflecken Gößnig und Meufelwig üben ihre 
landſchaftlichen Wahlrechte in Gemeinfchaft mit der Stadt Lucka aus ($. 168.), 
ohne daß jedoch hierdurch im Uebrigen ihre zeitherigen Verhältniffe geändert 
werben. 

Eben fo werden die Igndfchaftlichen Wahlrechte der Stadt Orlamünda 
nebft Nafchhaufen zufammen ausgeubt mit der Stadt Kahla, ohne bag 
dadurch dem felbftftändigen Stadtrechte von Orlamuͤnda Abbruch gefdye 
ben foll, 

$. 196. Um als ftädtifcher ober bäuyerliher Abgeordneter 
gewaͤhlt werben zu koͤnnen, muß man neben dem; Beſitz ber $. 171. bes 
nannten allgemeinen Eigenfchaften jährlih an Land= oder Handels: oder 
Grund: oder Viehſteuer, oder diefen zufammen, wenigflens entrichten: 
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dann, ſoviel die Aemter betrifft, an Lands und Biehflnem jaͤhrlich mins 
beſiens 


im * Altenbut g.... 205 Thlirx. 
s Ronneburg. » » ... 18 > 
a a ee 
BE ee 
⸗ ⸗Reoda und den dazu gewieſenen 
Theilen des Amtes Kahla. 6+ = 
Dabei wird e8 dem Ehemanne, der für feine Perfon das volle Orts: 
bürgerrecht befigt, zu gute gerechnet, wenn die Ehefrau einen Theil des ob: 
genannten ÖSteuerquantums entrichtet. 
$. 197. In den Städten wird den vorfigenden Gliedern (Bür 
germeiftern, Stadtfchultheißen, Stadtrichtern, Stadtälteften, Syndicus) der 
Stadträthe, ingleichen den andern flimmführenden Mitgliedern derfelben und 
ben Stabtverordneten, wegen der bei ihnen vorausgefegten Kenntniß der Stadt: 
verhältniffe und wegen ihres vermutheten Intereſſes an deren Wohlftand, auch 
ohne Ruͤckſicht, ob fie Steuern oder Stadtabgaben entrichten, auf ihre Amts: 
dauer die Fähigkeit bewilligt, ald Abgeordnete für ihre Stadt ermählt zu werden. 
Bierter Abſchnitt. 
Borlegung der Wahlergebniffe an den Lanbesherrn. 


8. 198. Sobald alle Wahlen von der Landesregierung richtig geftellt 
find, legt fie dem Landesheren die Ergebniffe derfelben (F. 3. dee Wahlords 
nung) vor. Bei biefem Anlaß ſpricht fich der Landesherr Über den Eintritt 
etwa gewählter Beamten ($. 182.) aus. Hierauf wird der landſchaftliche 
Vorftand von den gemählten Abgeordneten durch die Staatsregierung im Kennt: 
niß gefegt, und jeder Abgeordnete erhält aus dem Geheimen Minifterium ein 
MWahldecret zu feiner Beglaubigung. 


Fünfter Abfhnitt. 
ir und Obliegenheiten der Landſtaͤnde. 
1, Allgemeine Berpflidtungen 

§. 199, Die Zandftände find im Allgemeinen verpflichtet, 
bie Sntereffen aller Klaffen und Stände der Unterthanen zu vers 
treten, und nicht das Intereſſe des einzelnen Standes oder Bezirks, dem 
fie nach ihrem fonftigen Verhaͤltniß angehören. 

$. 200. Sie geloben Treue und Gehorfam bem Lanbesheren 
und dem Geſetz; gewiffenhafte Erwägung der an fie: gelangenben Berathungss! 
gegenftände, und Abgabe ihrer Stimme. nad) ihrer eigenen Weberzeugung, 
ea ie asian des Rechtsgeſetzes und bed Nugens für Derm und: 


2. Mitwirkung bei der Gefesgebung und Verwaltung. 
a, Bei Gefesen, welche die Freiheit der Perjon oder das Eigenthum betreffen, ins⸗ 
beſondere bei Steuerauflagen. 
$. 201. Bei allgemeinen neuen Geſetzen, welche die rei: 
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keit der Perfonen oder das Eigenthum aller Stadtsängehöris 
gen, ingleichen die Grundverfaffung und die Militairaushebung betrefz 
fin, ift ihre Mitwirkung dergeftalt erforderlich, daß ohne ihren Beirat 
amd ihre Zuftimmung eines ertaffen, Kein beftchendes unter neuer Beld- 
f-!igung der Unterthanen abgeändert, und feines aufgehoben werden kann. 

$. 202. Insbefondere wirken fie mit‘ bei der Regulirung der den Uns 

t.rthanen obliegenden Pflicht, die zur Erhaltung ber Staatszwecke erfor 
derlichen Mittel aufzubringen. : 

$. 203. Ste erörtern den Bed arf der verſchiedenen Kapitel der Staats 
verwaltung gemeinfhaftlid) mit ber Staatsregierung. Zu Feſtſetzung der 
Üinanzetatd (meldye regelmäßig auf vier Jahre, eine Vermwilligungss 
zeit oder Finanzperiode, gefchieht) ift das Einverftändnig der Staats- 
regierung und der Landfchaft erforderlich, fo daß ohne Zuftimmung der Stände 
fein Kapitel der laufenden Verwilligung dauernd’ erhöht, und ohne Zu— 
ſtimmung der Staatsregierung Erin Kapitel der laufenden Vermilligung dauernd 
vermindert werden kann, infofern nicht der beſtimmt bezeichnete Gegen» 
ftand und Zweck der Bewilligung weggefallen tft. 

$. 204. Die Landfchaft ift verbunden, die zu anftändiger Aufbrin: 
gung (Dotirung) der erforderlichen, und deshalb vor dem Einnahmeetat feſt⸗ 
zufegenden, Ausgabefäge nöthigen Mittel zu bewilligen; es kann 
aber auch ohne Iandfchaftliche Wermwilligung fein Auflagegefeg (Steuerauss 
ſchreiben) etlaſſen werden. 

Die zur Dotation eines beſtimmten Ausgabeerforderniſſes von der Lands 
[haft erfolgende Bewilligung eines Etatsſatzes kann, fo wenig als die Vers 
soilligung neuer Abgaben, an Bedingungen geknüpft werden. Lestere 
wlirden vielmehr, mit Ausnahme der Verhandlungen über- Zweck und Dauer 
(modus und dies), unzuläffig ſeyn. 

F. 205. Ale Bewilligungen finden nur auf. Anträge des Landes: 
herrn Statt, insbefondere find fofortige Bewilligungen. für einzelne Perfonen 
oder Verwaltungszweige ohne dergleichen Ancraͤge unzuläffig. Doc bleibt der 
Landfhaft nachgelaffen, um Iandesherslihe Anträge auf dergleichen Bewilli— 
gungen zu bitten. 

$. 206. Sollte ein Einverſtaͤndniß über einen kuͤnftigen Finanz⸗ 
etat nicht erlangt werden können, und die Berwilligung zu Ende gehen; ſo 
ift der Landesherr befugt, auf den Grund der bisherigen Etats die Verwillis, 
gungen noh Einmal auf Ein Jahr auszufchreiben, innerhalb deffen die Ver: 
bandlungen zum Schluffe zu bringen find. 

$.:207: Mit jedem Antrag auf Erneuerung des auf vier Jahre zu 
erlaffenden Auflagegefeges wird ber Landfchaft der. Voranſchlag des 
Ausgabebedarfs und der: muthmaßlichen Einnahmen auf bie bevorftchende, 
und die Rechenfchaft Über die Verwendung der Staatsgelder auf die abgelau— 
fene Verwaltungspertode zur Prüfung vorgelegt. 

$. 208. Die nähern Grundfäge der Finanzverwaltung bes Lan⸗ 
des und der Domainen find im. der zweiten Beilage des Grundgeſetzes ent— 
hatten und bilden einen. Theil defjelben. 

8209. Wenn: die:Stände fich. veranlaßt finden, da, wo ihre Zuftims 
mung. zur Gültigkeit eines Geſetzes erforderlich iſt, dieſelbe abzulehnen; fo 
haben fie dies mit Anführung aller ihrer Gründe zu thun, damit der 
Landesherr: den Gegenftand nochmals in Weberlegung ziehen kann. 

b. Bei Gefegen anderer Art. 

$. 210. Allgemeine Landesgefege, welche nicht die Freiheit der Per: 
fon und das Eigenthum aller Unterthanen betreffen, werden den Ständen 
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zu ihrer Begutahtung : mitgetheilt. Der, Landesherr wird ihre Berne 
£ungen bei weiterer. Erörterung der Sache in Ermägung ziehen, und fie be 
nugen, ſo teit Er es zweckmaßig erachtet. 

$. 211... Reglementirifhe” Derfügungen jur Ausführung beftchene 
der Gefeke, Verordnungen, die aus dem Auffihts: und Berwaltungs— 
rechte fliefen, polizeilihe Anordnungen (Infofern fie nicht die Frel⸗ 
heit der Perfon, oder das Eigenthum aller Unterthbanen berühren, oder bie 
Grundverfaffung „ ändern [$. 208.]); ferner Vorfchriften zur Sicherheit 
des Staats bedurfen der ſtandiſchen Begutachtung nicht; ber Landeshert 
kann fie aus befondern Gründen erförbern. 

$..212,.. Die Verwaltung des Militaircollegiums iſt der Land⸗ 
(haft, wie dem Landesheren, wegen der Geldverwendung verantwortlich; — 
die Landfchaft iſt uͤber Gonfcriptiondgefege mit Beirath und Zuftimmung zu 
vernehmen, und fie ‚hat das Necht dev Beihwerdeführung, menn dem Gone 
feriptionsgefes entgegen. gehandelt würde. 

„951 23:5 Die, Wirkfambeit der, Landſchaft in Angelegenheiten ber; Kir- 
34 und Schulen richtet fi 2— lediglich. nach der vierten Abtheilung des 
Grundgeſetzes. 

c. ‚Bei Mängeln, ‚in der Befrggebung und. Berfaffung. " 

&. 2145: Die Landfchaft hatsdas Recht und : bie. Verpflichtung, dem 
Landesherrn die von ihr bemerkten Mängel in der Geſetzge bung anzu⸗ 
zeigen, und, unter genauer Angabe der Gründe, um Erlaß, Abänderung 
oder Auſhebung eines Geſetzes zu bitten, worauf Derſelbe den Gegenſtand 
eroͤrtern laſſen, und die Behoͤrde zu Bearbeitung eines Geſetzentwurfs inſtrui⸗ 
ren, oder ſonſt das Noͤthige Fer gu wird, Die — ſelbſt 
gehen vol ber‘ — aus. N 
de Bei Mängeln in u Berwaltung. :: 

$. 215, Es Tiegt ihr gleihmiäßig od, Weg — ten 3 * 
zelnen Verwaltungszweigen, welche der Aufficht der Dberbehdtben und 
des Megenten auf die Dauer entgangen ſeyn möchten, zur Kenntniß es 
Landesheren zu bringen, deffen Wunſch es tft, von’ jeder ungerigneten Vor— 
kommenhelt in der, unter feiner oberjten Leitung ftehenden, Staatsvrrwaltung 
Kunde zu erhalten. 

@ Vermittelung von Befhmaten eingeiner Untertanen, Gorporationen 
un 

8. 2316. Die Landſchaft Hat die Verpflichtung, Befhwerden din: 
zelner Staatsangehörigen, Korporationen und Orte an den Landes— 
herrn zu bringen. Es müffen diefe jederzeit Fcheiftlich bei der Kandfchaft 
angebracht feym, und fie dürfen von ihr nur dann Angenommen werden, 
wenn der Befchwerdeführer gehörig nachweiſet, daß er ſich vorher ohne ie 
folg an die geeigneten Landescollegien und zuletzt an die hoͤchſte Stelle ge⸗ 
wendet hat ($. 37.). Ä 
Keine Vorftellung oder Beſchwerde kann von der Landfehaft an den 
Landesherrn anders gedtacht werden, als wenn die Majorität derfelben damit 
einvetſtanden iſt. 

f. Bei außerorbentlichen Gommifjionen. 
: 8317. In folhen Fällen, wo bei außerorbentlihen, außer 
dem regelmäßigen Gang der Staatsverwaltunge liegenden, Ereigniffen Coms 
miffionen ‚miebergefegt werden, und dabei, perfönliche - oder Geld: Leiftuns 
gen der gefammten Unterthanen in Frage Eommen, wird der Landesherr auch 
ſtaͤndiſche Abgeordnete als Mitglieder zujiehen.. 
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Schfter Abſchnitt. 
Art der Ausübung der landſchaftlichen Thätigkeit. 
— & 218. Die Landfhaft übt ihre verfaffungsmäßige Thätigkeit aus, 
‚entweder in voller Verſammlung auf Landtagen, oder durch einen Auge 
ſchuß, bie a 
1. Bom Landtag. 
a. Berufung, Eröffnung. 

6. 219. Der Landtag verfammelt fich mindeftens alle 4 Jahre 
auf Berufung bes Landesherrn.. Zu diefem Behufe erhält der Landſchafts⸗ 
Dräfident ein herzogliches Reſcript und jeder der landfchaftlichen Abgeordneten 
einen Minifterial: Erlaf. Die Berufung wird auch befonders durch das 
Amtsblatt Eürzlid bekannt gemacht werden, 

8. 220. Sollte ein berufener Landftand duch voruͤbergehende Urfuchen 
am perfönlihen Erfcheinen bei einem Landtage ſchon vor defien Ans 
fange behindert fenn; fo hat er davon beim herzoglichen geheimen Mi: 
nifterium fogleich Anzeige zu machen, damit der betreffende Stellvertreter bes 
rufen werden koͤnne. Urlaubsgeſuche während des Landtags erledigt Die 
Landfchaft, und zeigt die bemilligten, wo die Einberufung des Stellvertreters 
nothwendig wird, der hoͤchſten Stelle zu diefom Behufe an. 
$. 221. Ym Morgen des, zu Eröffnung des Landtags: beftimmten, 
Tages, und fobald bie anıefenden Stände dem Eundesheren ihre. Ankunft 
‚gemeldet haben, ordmet derfefbe einen Commifjarius ab, um den neu eintres 
tenden Iamdfchaftlichen Abgeordneten den Eid Br A dein Inhalt 
8, 200. angegeben iſt. 

J. 222. Hierauf begiebt. ſich ber Lanbesherr, gefolgt von im Staͤn⸗ 
den, in die Kirche, um den Segen bes Hoͤchſten anzurufen. Nach Voll⸗ 
endung der Andacht wird..der Landtag eröffnet durch Mittheilung ber Pros 
pofitionspugete, entweder vom Landesheren perfönlich; „oder: durch Con 
— in Seinem Namen. 
b, Landſchaftliche Beamte. 

j Die landfhaftlihen Beamten find ber Präfident 
ber —8 und deſſen Gehuͤlfe, der Landſchafts-Syndicus und ein Pros 
tocollführer, 

9. 224. Den Landfhaftspräfidenten ernennt ber Landes— 
herr aus der Zahl der Abgeordneten und Stellvertreter der Rittergutsbeſitzer 
vor dem Eintritt jedes Landtags auf die Zeit bis zum. Beginn des 
darauf folgenden Landtags. 

$. 225. Der Gehülfe des Praͤſi denten wird von der Landſchaft 
aus der Zahl der anweſenden Abgeordneten nach abſoluter Stimmenmehrheit 
erwählt und vom Landesheren beſtaͤtigt. 

Die Wahl gefchieht in der zweiten Woche des Landtags und iſt, aus— 
genommen ben Fall der Auflöfung der Stände, gültig bis zum Beginn des 
naͤchſten Landtags. 

Er vertritt den Landſchafts⸗ Praͤſidenten in ſolchen Abweſenheits ⸗ und 
Verhinderungsfaͤllen, wo eine ſchriftliche Geſchaͤftsverwaltung unthunlich iſt; 
er unterſtuͤzt ihn uͤberhaupt in ſeiner Amtsfuͤhrung und iſt Mitglied der 
Landesdeputation. 

§. 226. Der Praͤſident iſt Dirigent der Landſchaft; er eröffnet die 
Eingänge, theilt die Vorträge aus, zeichnet (fignire) nebft dem Gehuͤlfen 
die Entwürfe und Protocolle; er unterfehreibt die Eingaben, leitet die land⸗ 
ſchaftlichen Erörterungen, zieht bie Abftimmung, und vertritt bei öffentlichen 
Veranlaffungen die Landfchaft als dern Redner. 


Grundgefeg vom 29. April 1831. 895 


$. 227. Die Landfchaft kann fich nie ohne feine Aufforderung und 
Zheilnahme verfammeln. Er iſt zunaͤchſt verantwortlih für die Einhaltung 
aller gefeglichen Bedingungen. 

en. 


$. 228. Der Syndicus beforgt alle von der Landſchaft befchloffene 
Ausfertigungen; er ift Secretair und Archivar der Stände. Bekleidet ein 
Staatödiener die Stelle; fo wird er für die Dauer von Landtagen und Des 
putationstagen feiner Pflichten gegen den Landesherrn entlaffen; dies geſchieht 
zugleich mit der $. 224. gedachten Vereidung der Abgeordneten, Er wird 
von der Landſchaft das erſtemal gewählt für die Zeit bis zum Anfang des 
nächften Landtags, und kann alsdann auf Lebenszeit gewählt werden. Er 
bedarf der Landesherrlichen Beftätigung. 
Protocollführung und Schreiberei. 
$. 229. Die Landfhaft erwaͤhlt für jede Verfammlung einen geeignes 
ten Protocoflführer. Iſt dies ein Staatsdiener; fo benennt fie ihn dem ges 
beimen Minifterium mündlih, worauf derfelbe — wenn er irgend für die 
Beit entbehrlich iſt — auf die Dauer der Verſammlung ber berrfchaftlichen 
Dienerpflicht entlaffen wird, en 
Die Schreiberei mird zunähft von amgeftellten Kanzliſten be⸗ 
ſorgt, welche jedesmal beſonders verpflichtet werden, und Schreibegebühten 


erhalten. | 
e. Geſchaͤftsform. - 

$. 230. Der Landfhaftspräfident, und neben ihm fein Ges 
Hülfe, haben den Vorſitz; am fie reihen ſich die Übrigen Abgeordneten berges 
ſtalt, daß von den drei Abtheitungen des Landtags diejenige, welche zuleht 
eingetreten iſt (und in Hinſicht einer gaͤnzlichen Erneuerung der Landſchaft 
diejenige, welche zuletzt ausſcheiden wird) bie legten Pläge einnimmt, Die 
Glieder jeder Abtheilung Loofen unter ſich beim Beginn jedes Landtags, ohne 
Ruͤckſicht der Klafje, der fie angehören. De En 

Der anderweite Eintritt eines Neugewählten bedingt Eeine Ausnahme. 

$. 231. Die Verhandlungsform zwifchen dem Landes— 
beren und ber Landfhaft geſchieht entweder durch unmittelbare 
hoͤchſte oder durch Miniſterialmittheilungen. | | 

$. 232. Der Landesherr ordnet Commiffarien zu mündlichen Er 
Öffnungen und zur Theilnahme an den Berathungen in die Landfluhe 
ab. Zu letzterem Behufe theilt der Präfident jedesmal 2 Stunden vor 
Eröffnung einer Sigung dem Vorfigenden im Minifterium bie Tagsord⸗ 
nung mit. | : 2 

- 8. 233. Die landesherrlichen Commiſſarien müffen fo oft gehört wer⸗ 
den, als fie es verlangen. Berufen fie ſich auf Beibringung von Crörteruns 
gen und Nachweifungen; fo wird auf ihren Antrag die Schluffaffung bis 
nad deren Vorlegung ausgefegt. | | 

Kontmen bei der Landſchaft wefentliche Abändernngen von vorgefchlagen 
nen Gefegentwürfen und Bewilligungsanträgen in Frage; fo ift die Erbit⸗ 
tung und Zuziehung landesherrlicher Commiſſarien unerläglich. 

Sie verlaffen die Landftube während der Abftimmungen; aber ed 
kann dann nach ihrem Abtritt die Discuffion nicht von Neuem aufgenom. 
men tverden. 

S. 234. Abgeſehen von Fällen, wo landesherrliche Commiffarien noths 
wendig zugezogen werben müffen, kann die Landfhaft auch vertrauliche 
Sigungen ohne deren Beiſeyn halten, in welchen jedoch niemals Be— 
Ihlüffe gefaßt werben - dürfen. Lehztere fegen vielmehr allemal eine folche 
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Discuſſion voraus, an welchet Iandesherrlihe Commiſſarien Antheil neh⸗ 
men koͤnnen. | | 

Es können daher die Berathungen und Niederfchreibungen vertraulicher 
Sitzungen nicht öffentlich bekannt gemacht werden. 
$. 235. Dom Präfidenten hängt es ab, ob er, die zur Berathung vor 
liegenden Gegenftände felbft vortragen, oder ober Referenten emen 
nen, oder fie. duch sine Commiffion begutachten laffen will. Letzteres 
kann auch in Folge eines landſchaftlichen Befhluffes gefhehen, u 
-... Die Commiffionen werden duch Wahl beftellt, oder, wenn die Lande 
ſchaft damit einverfianden ift, vom Präfidenten ernannt. 

8236, Nahmweifungen aus dem Gefchäftshereich der Oberfteuer- 
Derwaltung und der Landesbank erhält die Landfchaft durch die von ihr 
dahin präfentirten Mitglieder oder die Worftände der genannten Behöre 
den. Werden Nachweiſungen aus andern Gefchäftszweigen gewuͤnſcht; 
Ne fi ‚der Präfident dieſerhalb an das herzogliche geheime Mir 
nifterium.  : | — | 
8237. Die landesherrlihen -Eröffnungen: werden jederzeit 
zuerſt in Berathung gezogen. Mährend fie erwogen werben, fammelt zus 
gleich eine Commiffion der Landfchaft die Gegenſtaͤnde zu Bitten, Anträgen 
‚und Beſchwerden. — Die Berathung über. den. Finanzetat muß fo zeis 
tig zum Beſchluß gebräht, und das Ergebniß angezeigt werden, daß nach 
Befinden weitere Verhandlungen dariiber Statt finden Eönnen. = 
8. 238. "Niemand, kann ohne Aufteng des Präfidenten eine an ihn 
gebrachte, oder von ihm ausgehende Petition felbft vortragen. Sie 
‚Muß. jederzeit ſchriftlich an den, Präfidenten gebracht werden, welcher fie dann 
nad) feinem Ermeffen zum Vortrag austheilt. 3 2: 00 an. 
8.239. Anträge von einzelnen — — — dem Praͤ⸗ 
Tidenten gleichfalls ſchriftlich uͤbergeben, oder außerhalb der Sigungen dem 
Syndicus zur Niederfhrift mitgetheilt werden. Es hängt. vom Präfidenten 
ab, wem er fie zum Vortrag zutheilen will. , - | 
Auf gelegentliche Aeußerungen und Anträge kann weder eine Er 
oͤrterung noch ‚Schlußfaffung Statt finden. - 9* 
6240. Nach eroͤffneter und vollendeter freien Berathung erfolgt 
die Abſtimmung. Jeder Abgeordnete giebt ſeine Stimme lediglich nach ſeiner 
eigenen Ueberzeugung; Inſtructionen dazu ſind unzulaͤſſig. Bei wichtigern 
Gegenſtaͤnden, oder wenn ſonſt die. Mehrheit ſolchen Aufſchub begehrt, ges 
ſchieht die Abſtimmung nicht an dem Zuge der Eroͤrterung. Die Frage 
wird vom Präfidenten geftellt, | 
Aue ftändifhe Schlüffe, welche auf eine Angelegenheit des Landes Bes 
zug. haben, bedürfen ber Sanction des Landesheren. | | 
» 824. Beim Stimmen giebt zuerſt der Referent, dann der Praͤ⸗ 
fident und deffen Gehülfe die Etimme, die weitere Stimmfolge beginnt von 
den Nachbar des Referenten zur Rechten, und endigt bei jenem zur Linken 
deſſelben. | 
ven Bei allen Schluffaffungen wird mit lauter Stimme und den Wor- 
ten abgeftimmt: Einverftanden! oder: niht Einverfianden! Ges 
heime Stimmgebung ift nur zuläfiig bei der. Wahl des Gehülfen, ber Mit 
glieder der. Kandesdeputation, der Commiffionen, und des Syndicus. 
| $. 242. Es fteht nur den landesherrlichen Gommiffarien, dem Präs 
fidenten und ben Referenten, oder Mitgliedern ber fländifhen Commiſſionen 
a ee und Vorträge abzulefen; alfe übrige Mitglies 
‚der Bedienen fich auefhlisfich des mündlichen Vortrags, 
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5. 248. Die Schiußfaffungen erfolgen mach ber gemöhnlichen 
Stimmenmehrheit. ’ R 

$. 244. Wenn Gerehtfame einer einzelnen ber 3 Klaſſen 
von Abgeordneten in Frage kommen; fo muß, um ‚die Gültigkeit eines Be: 
fhluffes duch Stimmenmehrheit zu erlangen, die Mehrzahl der anmwefenden 
Abgeordneten bes betheiligten Standes — welchen dabei das Recht einer 
abgefonderten Berathung über die fragliche Angelegenheit zuſteht — dieſer 
Stimmenmehrheit beigetreten ſeyn. Im Gegenfalle, wird die Vermittelung 
und nad Befinden Entfheidung des Landeshern in Anfpruc genommen, 
welche jederzeit unter Anführung der Gründe ertheilt werden wird. 

6, 245. Die einzelnen Abgeordneten haben die Verpflichtung der Frei 
muͤthigkeit bei ben Berathungen, wobei ſich von ſelbſt verfteht, daß dieſelbe 
innerhalb der gefeglihen Grenzen bleiben muß. 

F. 246. Sämmtliche Abgeordnete erhalten Meifekoften, auf bie 
Meile der Reife von ihrem Rittergute (oder ihrem Heimathsorte, falls ſel— 
biger im Herzogthum Altenburg liegt), zum Drte des Land» oder Deputa: 
tionstages und zurüd, zufammen 14 Xhaler, ingleihen auf -die Dauer der 
Verfammlung Tagegelder, für die am Verfammlungsorte wohnhaften ei: 
nen Thaler, für die auswärtigen zwei Thaler täglich. | 

Der gefamnte Aufwand für Iandfchaftlihe Berfammlungen wird aus 
ber Oberfteuerkaffe beftritten. 

Der Pröfidens und Syndicus empfangen fire Gehalte. 

$. 247. Eine Ueberfiht der Berhbandlungen bes Landtags wird 
durch die Landſchaft öffentlich bekannt gemacht werben. 

Der VBoranfhlag und die Rehnungslegung ber Oberfteuer: 
kaſſe, ingleihen die Refultate der Kammerverwaltung (legtere während des. 
Beſtehens der jesigen Finanzgrundfäge) werden beim Eintritt einer neuen 
Finanzperiode von der Staatsregierung Öffentlich mitgetheilt werden ($. 76.). 
Ale Bekanntmachungen der Landſchaft irgend einer Art erfordem die 
landesherrliche Genehmigung. 

| Schluß des Landtags. 

6. 248. So mie keine Verſammlung der Landfhaft ohne Verantaf: 
fung des Landesherm Statt finden kann; fo hängt auch die Schliefung 
jeder Verfammlung vom Landesheren ab. Sobald fie ausgefprochen ift, 
geht die Verfammlung ohne Weiteres auseinanber, 

2. Bon der Landbesdbeputation. 


a. Zweck. 

8. 249. Die Landesdeputation hilft bie vom Landesherrn bes 
ftätigten Beſchluͤſſe des Landtags, ſoweit es von Iandfchaftlicher Seite ges 
fchehen kann, in Vollzug fegenz fie tritt vermittelnd ein bei erheblichen Ans 
ftänden in der Finanzverwaltung während bed Laufs einer” Finanzperiode, 
und bereitet, auf Veranlaffung der Megierung, die Gefchäfte ber naͤchſten 
Berfammlung vor. | | 

b. Zuſammenſetzung. | 

6. 250. Die Deputation befteht aus dem Präfidenten, deffen Ge: 
bülfen und 6. lieben der Abgeordneten, welche bei jeden Landtag für 
die Zeit vom S I deffelben bis zur Eröffnung des künftige, durch Sting 
menmehrheit aus. der, Zahl der Abgeorbneten, und zwar zwei aus, jeder Klaffe, 
gewählt und vom Landssheren beftätigt werden. s FE 

Unter den gefammten Mitgliedern der Landesdeputution müffen wenig⸗ 
ſtens zwei aus dem kaͤhla- eiſenbergſchen Kreiſe ſeyn. 

Für den Fall des Abgangs von Mitgliedern der TEE find 
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zugleich einige Deputations: SteUdertreter aus der Zahl ber — zu 
waͤhlen und vorzuſchlagen. | 
Wirkſamkeit. 


c 
$. 251. Ihre Wirkfamkeit äußert ſich 
1) bei der Geſetzgebung. 

Der Landeshere Bann Gefegentwürfe, melde Er fpäterhin an bie 
gefammte Landſchaft gelangen laffen will, ber Deputation vorlegen, um zu— 
—28* deren Anſi cht zu vernehmen und bie Berathung in der Landſchaft 
zu erleichtern. 

252. Gefegentwürfe, melde von der Staatsberwaltung, auf 
Vera affung landfchaftlicher Anträge, bearbeitet wurden, tönnen der Depus 
tation - vorgelegt, und, wenn ſich diefe damit, unter Berüuͤckſichtigung der 
6. 260. enthaltenen Beftimmung, einverftanden erklärt, alsbald vom Lane 
besheren erlaſſen werben. | 

2. Bei ber Finanzverwaltung. 

6. 253. Sobald ſich wichtige Anftände bei der Kammers, 
Steuer:, Militair: oder Bank: Verwaltung ergeben, dere 
längerer Aufſchub weſentlichen Nachtheil bringen koͤnnte, tritt die Wirk— 
ſamkeit der Landesdeputation dahin ein, daß fie (ohne die Befugniß dauern⸗ 
der Berilligungen zu befigen) der augenblidtichen WVerlegenheit durch Bewil⸗ 
ligungen auf die noch übrigen Jahre der Finanzperiode, oder durch Bewilli⸗ 
gungen einmaliger Zahlungen, oder durch geeignete Vorfchläge und Vorfiels 
lungen abzuhelfen ſucht. 

$. 254. Wenn Anforderungen dieſer Art von ber Verwaltungebehoͤrde 
durch Wermittelung der hoͤchſten Stelle an die Landesdeputation gelangen, 
möüffen fie von der Behörde jederzeit genau nachgewieſen ſeyn. 

8) Bei den übrigen Zweigen ber Verwaltung. 
6. 255. Die Landesdeputation hat die Verpflichtung, verfalfung s— 
widrige Ereigniffe zur Kenntniß des Landeshern zu bringen, und auf 
Abhülfe anzutragen, wenn fie die Ueberzeugung hat, daß ein Auffchub folcher 
Anzeige bis zum naͤchſten Landtage weſentlichen Schaden bringen werde. 
4) Andere Befugniffe. 

. 256. Sie hat das Recht, die von der Landfchaft zu befegen=s 
ben Stellen in dem Magdalenen: Stift und der Gärolinen » Töchterfhule 
zu verleihen. Dies gefchieht jedoh, wenn nicht ohnehin Veranlaffung zu 
einer Zufammentunft vorliegt, auf fchriftlihen Wege. 

. 257. Durch einen, von der Landſchaft en abfoluter Stimmens 
mehrheit gefaßten, Beſchluß Tönnen ihr überhaupt, unter Zuftimmung des 
Landesheren, auch noch andere Befugnifje der gefammten Landfchaft zur in⸗ 
terimiftifchen Wahrnehmung nn — | 


6. 258. Dem —— ehr es 37 die Landesdeputation, ſonoht 
wegen ber jetzt genannten Gründe, als auch ſonſt, fo oft zu verfammeln, 
als Er beren Rath und Gutachten Über irgend welche Gegenftände zu vers 
nehmen wünfcht. Die Berufung gefchieht durch ein Nefeript an den Rande 
fhaftspräfidenten ober, bei deffen Abwefenheit und Dringlichkeit ber Urfache, 
an deſſen Set ılfen. 

. 259° In den Fällen der $. 253, und 255. bezeichneten Art ſteht 
auch dem Landſchaftspraͤfidenten die Befugniß zu, den Landesherrn um Bes 
eufung einer ſtaͤndiſchen Verſammlung oder Deputation zu. bitten, 

e. Berhältniffe zur Landſchaft und Gefchäftsform. 
$. 260. Die Beſchluͤſſe und Erklaͤrungen der kLandes deputa⸗ 
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tion follen, ſo weit möglich, ben vorangegangenen, vom Lanbesheren ge: 
nebmigten landſchaftlichen Belchlüffen entſprechen, und koͤmen nur damm 
von deren Sinn und Zweck abweichen dürfen, wenn dazu bush das Bor 
tommen neuer Thatſachen ' eine nothwendige Veranlaffımg. gegeben wird. 
Doch ift im legten Falle, werm nicht Gefahr beim Verzuge ift, der Beru: 
fung von minbdeftens : drei Mitgliedern ‘der Deputation auf vorgängige Bes 
fragung der ‚ganzen Landſchaft nachgugeben. 

$. 261. Es ift dem Exmefjen der Deputation freigegeben, im alle 
folhe Angelegenheiten vorliegen, welche DVerwilligungen auf mehr als Ein 
Jahr innerhalb der ſtehenden Finanzperiode und ‚ftörende Etatsveränderungen 
zur mittelbaren Folge,haben, und bei denen ein Auffhub nah der Natur 

r Sache moͤglich if, entweder: ihre Erklärung fofort abzugeben, oder auf 
ernehmlaffung gefammter Landſchaft, und zwar vermöge deren perjönlicyer 
Einberufung, oder vermöge fhriftlichge Befragung, anzutragen. 

Ehe ſolche Vernehmiaſſung gefchieht, muß die Zuſtimmung des Lan: 
besheren ,; — Mittheilung der von der Deputation gefaßten Anſicht, ein: 
gehohlt we 

Zur Gültigkeit der Beſchluͤſſe bei der Landesdeputation e⸗ 
hört die Abſtimmung ber ganzen Mitgliederzahl, fo daß die % 
wefenden entwedet ſchriftlich ftimmen, oder, bei enlgern Beranlaffungen, 
durch andere; vorn Bandfehaftspräfidenten zugezogene, Randesabgrordnete wer: 
treten werden. 

Die Stimmenmehrheit giebt übrigens auch. hier bie Entfeidung. 

$. 263. Wenn von einem Landtag bis zum andern ein Mitglied der 
Landes deputation an der fernern Theilnahme an: derfelben gehindert ift;' fo 
beruft der Landfchaftspräfident den erften Deputations » Stellvertreter aus der 
Klaſſe des Abocʒangenen ($. 250.) und präfentiet ihn. zur landethertlichen 
—— i 

::$. 264. ‚Weber die, in der Zwiſchenzeit don einer Landtage zum an⸗ 
dee vorgefommenen, Zufammenmtünfte ber Landesdeputation ifl 
der Landfchafe bei ihrer naͤchſten Berfammlung Vortrag zu erftatten. Die 
Landſchaft iſt am die, vom Landesherrn beftätigten, Beſchluͤſſe der Landesde⸗ 
putation ‚gebunden, - . 
Die Auflöfung der Landſt aͤnde if auch bie Deputatlon aufgeldfet, 

8.265; ’ Die Protoroltführung und: Eypebition bei der‘ — 
tion nd eine Geſchafts obliegenheit des Syndicus 


„Ältgemeine Beftimmungen über das Grundgefes. 


$. 266. Die Beftimmungen bed Gtundgeſetzes treten nach erfolgter 
Berkündigung in Kraft, und können nur im Einverſtaͤndniß des 
Landesherrn mit der Landſchaft abgeändert werden. Doch bleibt‘ bis zur 
erften Berfammlung der Landfchaft, in Folge des Grundgeſetzes, die jegige 
Landfchaft in ihrer bisherigen - Wirkſamkeit. 

Sm Falle einer nicht auszugleichenden verſchiedenen Anficht zwiſchen der 
Staatsregierung und Landſchaft uͤbet die Auslegung einzelner Puncte tritt ein 
ſchiedsrichterliches Verfahren, nach Analogie des in der Oberappellations⸗Ge⸗ 
richts⸗ Ordnung $. 41 — 44. verordneten, ein; doch iſt vor deſſen Betreten 
ein ns Verſuch einer Hinlegung im Erörterungsiwege zu machen. — 
Die künftigen Regierungsnachfolger ſind am das Grundgeſetz ges 
bunden, und — dies beim Regierungsentritte jedesmal a befonders 
erblären, m: 

Jeder Beamte und Unterthan des Landes, ‚die — ‚ums tänftigen, 
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find durch den Act feiner Verkündigung als auf das Grunbgeſetz verpflichtet 
zu betrachten, und machen fid) durch deſſen Ueberſchreitung, auch wenn fie 
nicht befonders darauf verpflichtet find, ftraffällig. 
Gegeben Altenburg, am 29. April 1831. 
(L. S.) Friedrich, Herzog zu Sachen. 
Joſeph, Herzog zu Sachſen, 
- Erbprinz von Sachfen: Altenburg. _ 
Kart Joh. Heinr. =, ng v. Braun. Karl Chr. v. Wüflemann. 
Gottfr. Hermann. 


Bereitd acht Tage früher, am 18. Aprif 1831, erfchien en Edict, 
„in Bezug auf einige Verhältniffe des Staatödienfles und auf die Bil- 
bung und Gefchäftsthätigkeit der Landescollegien.” Zugleich aber mit 
bem Grundgefege wurden am 29. April 1831 zwei Beilagen befannt 
gemacht, wovon die erfte die Wahlordnung, die zweite die nd 
bern Grundfäße ber Finanzverwaltung enthielt. — Da das 
Wahlgeſetz mit den Beſtimmungen ded Grundgefeged in der genaueften 
Verbindung flehet; fo folgt dafjelbe unmittelbar auf die eh 
urfunde. 

b) Bahlordnung vom 29. April 1831. 


1. Allgemeine Vorſchriften für die Wahlen in allen 3. Klaffen der 
Landitande, 

$.1. Die Wahl der Abgeordneten ber Rittergutsbefiger 
gefchieht vermöge einer einzelnen Wahlhandlung; jene der Abgeordneten der 
Städte und ded Bauernftandes gefchieht vermoͤge zweier Vahlhand⸗ 
lungen durch Vermittelung von Wahlmaͤnnern. 
$. 2. Für jede Klaſſe der Abgeordneten find Stellvertreter in 
gleicyer Zahl, wie letztere felbft, zu wählen. Die Wahl derfelben gefchieht nach 
Vollendung der Wahl der Abgeordneten, bei den mündlichen: Wahlhandlun⸗ 
gen an demſelben Tage. 

$. 3. Das ganze Wahlgeſchaͤft erfolgt unter ber Reltung und Auf⸗ 
ſicht der Landesregierung. Diefe ertheilt, auf dazu erhaltenen hoͤch⸗ 
ſten Befehl, die zur fpeciellen Leitung erforderlichen Aufträge, prüft die vors 
genommenen Wahlen im Zuſammenhalt mit den ihr vorzulegenden Stimm: 
jetteln, und trägt dem Landesherem die Ergebniffe vor, wenn fie nichts zu 
erinnern gefunden hat, oder ihre Erinnerungen befeitigt find. 

$. 4 Die Wahlmänner können fih nur in Folge landesherr⸗ 
licher Aufforderung verfammeln. Jeder nicht angeordnete Bufammen- 
tritt von Wahlmännern um unter fi eine Verabredung über. Gegenftände 
bee Wahl zu treffen, ift gefegmwidrig, und zieht den Verluſt der Theilnahme 
an der bevorftehenden Wahl, für die Urheber der Verfammlung ernftere Ahn⸗ 
bung, nad) ſich. 

$: 5. Die Erwaͤhlung muß aus ber freien Ueberzeugung der Stim⸗ 
menden hervorgehen. Wer diefe durch Gaben oder Verfprechungen abzulen- 
ten nn in die $. 88. des Grundgefeges enthaltenen Nachtheile 

$. 6. Das Mitftimmen .eines oder einiger nicht befugten Wahlmänner 
— — unbefchadet des etwaigen Einfluſſes auf die — —— für 

u — nicht die ganze Wahlhandlung ungültig. :. 
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6. 7. Bei jeder Wahlhandlung hat der Stimmende, vor ber Abgabe 
feinee Stimme und nach vorgängiger Verweifung auf feine "Unterthanen: und 
Bürgerpflicht, duch Handgeloͤbniß zu verfichern, daß er ſolche ohne allen 
Einfluß und alle Nebenrudficht, lediglich nach freier eigener Ueberzeugung und 
ſo abgeben tolle, wie es dem Gefeg gemäß fey, und wie er es dem allges 
meinen Wohl am zuträglichften halte. 

8.8. Eine Bevollmädtigung zur Abgabe einer Wahlftimme findet 
nicht Statt, | 

$. 9. Das Nichterfcheinen einzelner Stimmberechtigter bei der er» 
ften oder zweiten Wahl (bei der Emennung der Wahlmänner und bei ber 
=. dee Abgeordneten) thut der Gültigkeit des Wahlgefhäfts keinen 

bruh. 

Sollten aber weniger ald 3 ber beftellten Stimmberechtigten erfcheinen; 
fo iſt auf Koften der ungenügend oder gar nicht Entſchuldigten ein neuer 
Wahltag anzuſetzen. 

6. 10. Die Waͤhlenden erhalten keine Verguͤtung fuͤr Reiſeaufwand 
oder Verſaͤumniß; die erforderlichen Commiſſionskoſten werden aus der Ober⸗ 

ſteuerkaſſe beſtritten. 

I. Beſondere Vorſchriften für die Klaſſe der Rittergutsbeſitzer. 


$. 11. Die Erwaͤhlung ber Abgeordneten der Rittergutsbe— 
figer und ihrer Stellvertreter gefchieht, bis zu anderweiter gefeglicher Be: 
flimmung, auf fchriftlihem Wege und in zwei Zeitabfehnitten: im er 
ſten Termin werden die Abgeordneten und im zweiten beren Ötellvertres 
ter gewaͤhlt. 

12. Sobald vom Lanbdesheren eine Wahl von Abgeorbneten ausge: 
ſchrieben wird, theilt der herzogliche Lehnhof der Landesregierung ein bes 
glaubigtes Verzeihniß der nach der perfönlichen Befähigung zum Er⸗ 
wählen, ingleihen ein zweites, ber zum Ermwähltmwerden berech— 
figten Rittergutsbefiger mit. Die Regierung kann die Leitung des Wahlge: 
fchäfts felbft beforgen, oder dazu einen Commiffarius aus ihrer Mitte‘ 
ernennen, der jedoch nicht felbft Vaſall fenn darf. 

$. 13. Die Regierung oder deren Commiffarius erfäßt nun an fämmt: 
liche in dem erften Verzeichniß aufgezeichnete Vaſallen Schreiben, worin fie 
aufgefordert werden, zu der vorzumehmenden Abgeordnetenwahl Stimmen an 
die Befähigten ihres Kreiſes abzugeben und wobei zugleich der unausgefüllte 
Entwurf einer Wahlerflärung, fo wie eine Abfchrift des vom Lehnhofe 
mitgetheilten Berzeichniffes der Wafallen, welche als’ Abgenduete gewählt mer: 
den tönnen, beigefügt wird. 

$. 14. Der Entwurf der Wahlerklaͤrung enthätt zugleich eine 
Einſchaltung, worin‘ der Wählende (nach $: 7..der Wahlordnung) auf die 
von ihm geleiftete Vaſallenpflicht verſichert, dieſelbe nach freiem Willen und 
beftem Wiſſen zu bewirken. 

8. 15. Das Aufforderungsfchreiben der Regierung ober ihres Commiſ⸗ 
fartus ann entweder dem Vaſallen oder Gerichtsvetwalter, oder einem Beam: 
teten auf dem Gutezur Beförgung übergeben werden.‘ Die Einhändigung 
heſchieht ohne Koſtenzahlung von Seiten der Vaſallen. 

F. 16. Der Nittergutsbefiger hat hiernaͤchſt den ihm zugegangenen 
Entwurf der Wahlerklaͤrung mit den Namen der von ihm aus ſeinem Kreis 
vorzufchlagenden Abgeordneten auszufüllen, und ſendet fie ſodann in eis 
nem kurzen, von ihm zu unterzeichnenden und zu verfiegelnden, Begleit⸗ 
fhreiben (worin er zugleich feine etwaigen Ausftellungen gegen das mitge: 
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theilte Verzeichniß nieberfegen Bann) an bie Megierung oder deren Commiſſa⸗ 
tius vor dem, zur Eröffnung der Wahlerklärungen angefegten, erſten Wahl 
termine ein, indem er zugleich auf der Aufſchriftsſeite (Adreffe) des Schreie 
bens deffen Gegenftand andeutet. 

$. 17. Eine auf diefe Weife abgegebene Wahlerklaͤrung kann nicht 
zurüdgenommen werden. Diejenigen Stimmberechtigten, welhe nicht vor 
dem angefegten Termin ihre Wahlerklärungen eingeben, verzichten für dieſes— 
mal auf das Recht dazu. Sollten weniger ald zwei Drittel ber erforderten 
Wahlerklärungen zeitig eingehen; fo werden die Saͤumigen durch auf ihre 
Koften abgefendete MWarteboten an ihre Verpflihtung erinnert werden, 

$. 18. Kurz vor dem Termin veranfaßt die Regierung ‚drei Ältere 
Glieder der Rittergutsbefiger (zwei aus dem Altenburgifhen und 
einen aus dem Kabla = Eifenbergifhen Kreife), fih an dem feftgefegten erſten 
Wahltermin, als Beiftände bei Eröffnung der Wahlerklärungen, einzufinden 
und bei der Ermittelung der MWahlergebniffe mitzuwirken. 

6. 19. An dem genannten Tage .entfiegelt die Regierung oder 
deren Commiſſarius, im Beifegn der drei ritterfhaftlichen Beiſtaͤnde, die 
eingegangenen Begleitichreiben, prüft deren Echtheit, und ordnet und nume⸗ 
rirt fie nah Maafgabe des eriten Berzeichniffes, indem zugleich die Namen 
ber Nichtftimmenden aufgezeichnet werden. Die in den Begleitfchreiben ent: 
haltenen Wahlerklaͤrungen werden, ohne fie Jemand mitzutbeilen, alsbald zus 
fammengebrochen, in bie für jeden Kreis beitimmte abgefonderte Wahlurne 
gelegt, hierauf unter einander gemifht, und dann aus den, willführlich aus 
ben Wahlurnen zu ziehenden und unter Einſicht der Beiftände zu eröffnen: 
den, Wahlerklärungen die Namen der Gemwählten zum Protocoll gegeben. 

Hierauf merden die fo eben angegebenen Stimmen zufammengezogen 
und die nach der relativen Stimmenmehrheit von ben meilten Stimmen 
gewählten Namen in der Reihe der erhaltenen Stimmenzahl als Abgeord: 
nete bezeichnet. | 

Findet ſich hierbei eine Stimmengleichheit, melde es zweifelhaft 
macht, ob der Gewählte Abgeordneter werden kann; fo enticheidet hierüber 
eine Loosziehung, melde von dem Commiſſarius und deſſen Beiftänden, 
foweit diefe nicht etwa felbft betheiligt find, vorgenommen wird. 

$. 20. Das Protocoli wird von den anmwefenden Perfonen unters 
zeichngt und die Wahlerklaͤrungen von ihnen eingefiegelt. 

War das Wahlgeſchaͤft einem Commiſſarius übertragen; fo berichtet 
diefer Über das Ergebniß mit Einſendung der Acten, und unter verwahrlicher 
DBeilegung der verfiegelten und mit einer Inhaltsauffchrift zu verfehenden 
Wahlerflärungen, an die Landesregierung zur Prüfung des vorgeweſenen 
Geſchaͤfts. — on 

$. 21. Es wird hiernaͤchſt ungefäumt ein zweiter Wahltermin 
zur Wahl der Stellvertreter anberaumt, welche (mit Rüdfiht auf den 
aus den Abgeordneten und Stellvertretern der Rittergutsbefiger beider Kreife 
— Landſchaftspraͤſidenten) aus zehn wählbaren Rittergutsbeſitzern 
eftehen. * 

Es ergehen neue Aufforderungsſchreiben an die Wahlberechtigten, in 
welchen ihnen das Ergebniß der Abgeordnetenwahl bekannt gemacht, und ſie, 
unter Benennung des zweiten Wahltermins, zur zeitigen ſchriftlichen Abgabe 
ihrer Wahlerflärungen aufgefordert und zugleich die fchon früher ernannten 
— zum perſoͤnlichen Erſcheinen in dem Wahltermin eingeladen 
werden | 

Die Derfahrumgsweife bei der Wahl ber. Stellvertreter ift derjenigen ber 
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Abgeordneten gleich, und es gelten bafür die oben-($. 13 -— 20.) gegebenen 
Borfchriften und Formen. 

Wird der Landfchaftsprafident dom Landesherrn ($. 224. des Grundge | 
ſetzes) aus der Zahl der Abgeordneten emannt; fo tritt der mit ben meiften 
Stimmen verfehene Stellvertreter des Kreifes, dem der Präfident angehört, 
als Adgeorbneter an defjen Statt ein, 

$. 22. Für den Fall der Unzureichenheit der Stellvertreter ihres Kreis 
ſes werden ‚die zu Stellvertretern Borgefchlagenen, welche ſich in der Mino⸗ 
rität befinden, als Erfagmänner ($. 181. des Grundgefeges) betrachtet. 
Für den Kreis, welchem der aus der Zahl der Abgeordneten ernannte Praͤſi⸗ 
dent nicht angehörte, ift der mit der mindeften Stimmenzahl ernannte Stell 
vertreter als erfter Erfagmann anzufehen. 

. 23. Die Ergebniffe beider Wahlen find nach deren Berichtigung 
ben Sandesheren vorzulegen. 


IU. Befondere Vorfchriften für die Wahlen in den Städten und auf 
dem Lande, 


8.24. In den Städten liegt. die fpecielle Leitung ber erften 
Wahl — b. h. derjenigen, vermöge deren die Wahlmänner aufgeftellt wer⸗ 
den — ben hberzoglichen Kreisämtern, auftragsweife, ob, infofern nicht dies 
ferhatb in den einzelnen Stadtorbnungen befondere Vorfchriften range A Pr. 
Tür die beiden Wahlen bes Bauernflandes haben die herzoglihen Aem 


Auftrag. 
$. 25. Sobald Iandfchaftlihe Wahlen in der Klaffe dee Städte und 
des Bauernſtandes angeorbnet werden, ift zunörderft eine Grunblifte des 
ver aufzuftellen,, welche an der Ernennung von Wahlmännern Theil zu neh⸗ 
men berufen find. 
Ernennung der Wahlmänner. 


$. 26. In den Städten wird biefe Grundlifte durch die Stadträthe, 
unter Theilnahme ber Stadtverordneten; in den. Aemtern durch die Orts: 
gerichtöperfonen, unter Prüfung und Feſtſtellung von Seiten der Aemter, 
entworfen. 

6. 27. In künftig zu errichtenden Stadtordnungen iſt moͤglichſt der 
Bedacht darauf zu nehmen, daß dieſelben Abtheilungs= und Geſchaͤftsformen 
bei Aufftellung der Wahlmänner für die Stadtverordneten auch auf die lands 
ſchaftlichen Wahlmänner anwendbar bleiben. Ä 

$, 28. Die Grumbdiifte der Vorwaͤhler, db. h. derer, welche bie 

Wahlmänner ernennen, wird nach ben Hausnummern gefertigt, und enthält 
nach deren fortlaufender Nummer ein Verzeichniß aller hierzu berechtigten 
Staatsbürger. 

Die Exfordeniffe Biefer Berechtigung ergiebt das Grundgeſeb, fuͤr die 
Städte inſonderheit die 66.169. 190 ff, und für. das. Land die 65.469. 
191 ff. deffelben. 

d. 29. Die Städte, Marktflecken und Dörfer find in MWapiadepeis 
langen einzutheilen. In den Städten und Marktfleden werden 
fimmfähigen Bewohner von je 16 Häufern zu Einer Wahlabtheilung Be 
net. Wenn Häufer uͤber die legte Wahlabtheilung uͤberſchießenz; fo bildon bes 
ven Bewohner, im Hall ihre Zahl über fieben fteigt, eine. eigene Abtheitung, 
im Gegenfall ſtimmen ſie mit deu. legten Abtheilang nd Bla mit derſelben 
nur Eine Stimme. 

5. 30. Auf. den Dörfern find. die Wehuabehelamsen zu je 36 — 
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65 Gutsfigen oder Wohnhäufeen abgethellt, und dabei die Gerichtsſprengel 
Dradendorf, Gleina, Rausdorf und Rabis vom Amt Kabla zum Amt Roda 
gerechnet worden. Das fich hiernach ergebene Verzeichniß der bäuerlichen 
Wahlbezirke, Unterbeilage B., ift bis zu einer gänzlichen Veränderung der 
zum Grund liegenden Verhaͤltniſſe beizubehalten, ſo daß die grundgeſetzlich 
berechtigten Bewohner jeder in dem Verzeichniß genannten Wahlabtheilung 
Einen Wahlmann ernennen. 

6. 31. Sowohl in den Städten, als auf dem Lande können, nach 
Befinden, auch zwei Abtheilungen zufammenftimmen, welche dann zwei Wahl⸗ 
maͤnner beſtellen. 

$. 32, Die Vorladung ber Mitglieder ber einzelnen Wahlab⸗ 
theilungen gefchieht von Seiten der Wahlbehörde 

a) durch oͤffentliche Bekanntmachung im Amtsblatt und beziehungsweiſe 
im oͤrtlichen Nachtichtsblatt, und 

h) durch oͤffentlichen Anſchlag der Grundliſte am Rathhauſe und, bezuͤglich 
ber Marktflecken und Dörfer, an Gerichts- und Amtöftelie; 

c) und zugleih in den Städten durch Niederlegung eines Eremplars 
der Grundliſte bei jedem Bezirks- oder Gemeindevorfteher, “oder Vier: 
telsmeifter; und auf den Dörfern dur Niederlegung eines Vers 
zeichniffes für die betreffende Wahlabtheilung bei dem Dorfrichter zue 
beliebigen Einfiht der Bewohner des Bezirks. Die Wahlbehörde hat 
diefe Miederlegung zugleich durch den Drud mit bekannt zu machen. 

$. 33. Die Vorwaͤhler auf dem Lande werden, nad) Ermeffen der 
Aemter, entweder an den Amtsfig ober bequem gelegene Drte beſchieden. 

$. 34. Für jede Wahlabtheilung ift eine eigne Zeit genau zu bes 


Die Vorgeladenen müfjen pünctlich zu berfelben erfcheinen, und können 
weder mit einer frühern, noch. fpätern Wahlabtheilung ſtimmen. Aud kann 
Miemand, der nicht vorgeladen ift, und amtliche Verrichtungen hat, gegen: 
genwärtig ſeyn. 

6. 35. Die leitende Wahlbehörde ernennt aus der Zahl ber beftchens 
den Gemeindevertreter der Stadt, und bezüglich der Ortsgerichtsperfonen des 
Amtes, fünf Mitglieder zu ihren Beiftänden bei der erfien Wahlhand- 
lung, wo möglich ſolche Perfonen, die nicht felbft zu Abgeordneten gewählt 

werden können. Bon bdiefen find wenigſtens zwei ſtets anmwefend, und zeich- 
nen ge Abſchnitte des Protocoll® mit, während deren Aufnahme fi fi e gegen⸗ 
waͤrtig waren. 

$. 36. Der Wahlact jeder einzelnen Wahlabtheilung beginnt da— 
mit, daß die Namen der nach der Grundliſte zur Abtheilung Gehoͤrigen auf⸗ 
gerufen werden, Die Nichterfchienenen werden aufgezeichnet, und verziche 
ten, unbeſchadet der Güftigkeit der Handlung, auf ihr diesmaliges Wahl⸗ 
rechtz doch Eönnen fie zu Wahlmaͤnnern beftellt; werden, . Etwaige Einwen⸗ 
dungen gegen die Grumblifte find auf der Stelle anzubringen und zu erörtern. 

6. 37. Nach Adftattung des feierlichen Handgeloͤbniſſes ($. 7. dei 
Mahlordrrung‘) vereinigen fich die anweſenden Mitglieder der ahlabtheitung 
über bie Beftellung eines. Wahlmannes aus ihrer Mitte. u. 

ieht muͤndlich durch relative Stimmenmehrheit, 

$.,38.. Abſtimmungen für Andere, = — der $. 192. be 
Grundgeſetzes . gedachten Fälle, finden nicht Sta 

u... 39. Der Name des von jeder Aorheltung beftellten Wahl man⸗ 
nes wird zum Protocoll verzeichnet und die Abtheilung entlaſſen. 
40. ‚ Wenn ‘alle Wahlabtheitungen. auf diefe Weife ihre Wahlmän: 
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ner beſtellt haben, erfolgt die Aufzeichnung "der Iegtern, in Anweſenheit mes 
nigftens der Mehrzahl der Beiſtaͤnde; das Protocol wird geſchloſſen, von 
diefen fignirt, und danm von der leitenden Behörde bei der herzoglichen Mes 
gierung mit Beiſchluß der Acten übergeben. 

$. 41. Die Landesregierung prüft bie Lifte ber beftellten Wahl⸗ 
männer. Findet fie wegen fpäter bemerkter oder entſchiedner Mängel die Auss 
fheidung eines Wahlmannes für nöthig; fo hängt es von Ihr ab, ftatt feis 
ner den in der Stimmenzahl Nächftfolgenden einzuberufen, ober feine Stelle 
umnbefegt zu laffen. 

$. 42. Die Leitung ber Hauptwahlen, (morin bie Abgeord⸗ 
neten durch die beſtellten Wahlmaͤnner gewaͤhlt werden) geſchieht in den Staͤd⸗ 
ten durch Comiſſarien der Landesregierung, auf dem Lande durch bie herzog⸗ 
lichen Aemter. Die Wihlmänner von Orlamünda und Nafchhaufen werden 
nad) Kahla befhieden. Die Wahl der Abgeordneten für Luda, Gößnig und 
Meufelwig geſchieht an einem dieſer Drte, oder in Altenburg. 

$. 43. Nach erhaltenem Auftrag veranlaft der Regierungscommiffarius 
in Anfehung der Städte die betreffende erbgerichtliche Behörde zur Boarbei⸗ 
tung der: Steuer» und Wahlliften, auf beren Grund die Wahl der 
Abgeordneten erfolgt. 

In Anfehung der Dorffhaften wendet fü das Amt umher an 
bie Steuereinnahmen. 


2. Erwaͤhlung der Abgeordneten der Städte und bes Bauern: 
—ſtandes durd die Wahlmänner. 


8, 44. Die Grumdlage der Steuers- und Wahllifte ift ein vom 
Unterfteuereinnehmer auf Verlangen des Stadtrathes oder des Amtes amtlich 
auszufertigendes Verzeichniß aller derer, weiche in der Stabt und Borftabt, 
und beziehungsweife in den betreffenden "Marttflecen und Dörfern,: den erfor 
derlichen jährlidhen Steuerbetrag an Land = oder Handeld-, oder Grund⸗ 
oder Viehſteuern, oder -diefen zufammen, und, beziehungsweife der Dörfer, 
an Lands und Vichfteuern ($. 199. des Grumdgefeßes) leiſten. 

F. 45. Die Steuereinnahmen find verpflichtet, bei Fertigung bieſet 
Liſten in Anmerkungen anzuzeigen, wenn ihnen bekannt iſt, daß einige ihter 
Steuerpflihtigen auch andern Landesfteuerbehörden Abgaben genannter Art 
entrichten. 

F. 46. Die zuftändige Behörde ducchgeht hierauf das Steuerverzeichniß 
mit Zuziehung von Stadtverordneten ober der Ortsgerichtsperfonen, ergänzt 
es in der obengenannten Beziehung wegen derjenigen, die an mehr als Eine 
Steueruntereinnahme leiften, ‚und fcheidet alddann aus dem empfangenen 
Steuerverzeihniß diejenigen aus, welche, in Entbehrung: einer der $. 171. des 
Grundgefeges genannten perfönlichen Eigenſchaften, nicht. ald Abgeordnete ges 
wählt werden können. 

Iſt es auf diefe Weiſe berichtigt und feftgeftellt; ; ſo wird es als Steuer 
und Wahlluſte für die ganze Stadt, und bezüglich für das ganze Amt, 
ausgefertigt. 

8.47, Schließlich fügt. der: Megletungscommiſſarius der ſtaͤdtiſchen 
Steuer = und Wahlliſte die Namen ber nach 6. 197. des Grundgeſetzes In: 
ſolche aufzunehmenden Rathsglieder und Stadtverorbneten hinzu. 

. 48. Wenn auf diefe Weife die Steuer: und Wahlliften gehörig 
abgefchloffen find, wird von dem Commiſſarius der Megierung, oder, in An: 
fehung der Wahlen des Bauernflandes vom Amte, (wo möglich umter Mit: 
abdrud der Steuer s und Wahltifte im Amtsblatt). ein Wahltag angefegt, 
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zu. welchem die. Wahlmaͤnnnet nad) ber- bieferhalb vorliegenden Lifte durch 
fehriftlichen Umlauf und eine Bekanntmachung im Amts: und bezüglih dem 
örtlichen. Nachrichtöblatt vorgeladen werben. 

$. 49. Schriftliche Abftimmungen und. Bevolimächtigungen finden 
nicht Statt. 
$. 50. Bei ber Wahlhandlung felbft zieht der Regierungscommiffarius 
ober da8 Amt, wo möglid aus der Zahl nicht felbft Wählbarer, fünf Mit⸗ 
glieder der Stadtverordneten, oder eben fo viel Gerichtsperfonen zu, welche der 
ganzen Wahlhandlung beiwohnen und die darüber aufgenommenen Nieder: 
ſchriften mit zeichnen. 

F. 61. Die Wahlhandlung beginnt mit Verleſung der vorge⸗ 
forderten Wahlmaͤnner, Aufzeichnung der Nichterſchienenen, und mit Vorleſung 
der zu Abgeordneten Waͤhlbaren, nad) der Steuer = und Wahlliſte. Auch 
uͤber dieſe koͤnnen etwaige Bemerkungen angebracht werden, welche, im Falle 
fie nicht alsbald ihre Erledigung finden, der herzoglichen Regierung vorzu⸗ 


legen find. 

$. 52, Eine Abfchrift der Steuer: und Waͤhlliſte wird ſchon vor 
der Wahlhandlung bei den Bezirks. oder Gemeindevorſtehern oder den Vier— 
telsmeiftern zur Durchſicht niederlegt. 

$. 53. Die erfchienenen Wahlmänner erftatten blerauf das geſetzliche 
An geloͤbniß. 

Die im Voraus numerirten Stimmzettel werden gemifcht und 
jedem MWahlmann einer zugeftellt, welchen er eigenhändig. mit dem Namen 
des von ihm aus ber Zahl der nach der vorliegenden Steuer: und Wahlliſte 
wählbaren Gandidaten zum Abgeordneten Gewaͤhlten verſieht, und 
darauf in die. Hand des Vorſitzenden zurüdgiebt. | 

$. 54. Dieſer ordnet nun bie empfangenen Stimmzettel wieber nach 
den Nummern, dietirt die Nummern und bie Nomen der Gewählten zum 
Protocol, und zieht. die Ergebniffe der Wahl. 

$. 55. Zur vollen Güftigkeit dieſer Wahl ift erforbertich, baß der Ge: 
wählte, oder, wo: mehrere Abgeordnete zu wählen find, dieſe Mehrere wenig⸗ 
ſtens ein Viertel der abgelegten Stimmenzahl erhalten haben. Iſt dies nicht 
dee Fall; fo wird unter den ſechs, dann fünf, und endlich vier und weniger 
Gandidaten, welche die meiften Stimmen haben, fo lange fort ſcrutinirt, bis 
die erforderliche Stimmenzahl erlangt wird. 

$. 56. Bei Stimmengleihheit entſcheidet in den Städten das 
höhere Buͤrgeralter, auf dem Laude das. höhere Lebensalter. 

. 57... Sobald die Wahl des oder der Abgeordneten vollendet ift, wir 
zue Wahl des ‚oder dee Stellvertreter auf diefelbe Weiſe, wie voranges 
geben und unter Beobachtung ber gleihen Formen ($. 53. 55.) —— 
Auch hier entſcheidet Stimmenmehrheit, und, bei Gemmungleijieit, dab 
höhere Alter. ($. 56.) 

Diejenigen, welche nach ben Stellvertretern ‚die meiſien Stimmen haben, 
werden nach der Reihe der Stimmenzahl als deren Erſatzmaͤnner betrach⸗ 
tet. (F. 181. des Grundgeſetzes). 

-.$. 58. Nach geſchehener Wahl: der; Abgeordneten und Stelivertieter 
wird das Protocol geſchloſſen umd gezeichnet, und der Erfolg der Landesres 
gierung mit Beifuͤgung der Acten und Wahlzettel vorgelegt, welche dann die 
Wahlhandlung prüft amd das Ergebniß dem Landesheren anzeigt. 

$. 59. Die Wirkfamkeit der Landfhaftlihen Wahlmän—⸗ 
ner ald folher endigt fofort mit der Wahl. So wenig fie vorher über die 
Gegenftände ihrer. Wahl Abreden treffen können; fo wenig findet eine weitere 
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Verſammlung ftatt. Jede neue Wahl erfordert die — Berufung und 
Verpflichtung der Wahlmaͤnner durch die Behoͤrde. a 


fiir 





20. | 
Herzogthum. Braunfhweig. 


Es beſtand in dem Herzogthume Braunſchweig, bis es durch die 
Beſtimmungen des Friedens zu Tilſit (7. u. 9. Jul. 1807) bem König- 
reihe Weftphalen einverleibt ward, eine landftändifche ‘ Verfaſſung, deren 
Anfaͤnge ins Mittelalter ſich verlieren. Die Staͤnde beſtanden aus drei 
Curien: den Praͤlaten, der Ritterſchaft und den Staͤdten. Die Rechte 
der Staͤnde beruhten auf den Beſtimmungen der Landtagsabſchiede, der 
fürſtlichen Reverſalen, und vieler Privilegien und Verordnungen. In ſpaͤterer 
Zeit wurden aus dieſen Maffen, ber befjern Ueberficht wegen, Auszüge 
gemacht, welche die Herzoge unter dem Namen landſchaftlicher Pri: 
vilegien beftätigten. Die legte diefer Zufammenftellungen ift vom 9. 
April 1770, beftätigt von dem Herzoge Karl für fih und feine Nadıs 
folger. 

Seit der Einverleibung Braunſchweigs in das Königreich Weſtpha⸗ 
len, galt in demfelben die VBerfaffung diefed Königreiches vom 15. 
Nov. 1807, und die, in Angemeffenbeit zu diefer Verfaffung völlig neu⸗ 
geftaltete, Staatöverwaltung. 

Nach der Voͤlkerſchlacht bei Leipzig erlofh das Königreih Welt 
phalen. Dad Herzogthum Braunfhweig mit Blanfenburg erhielt feine 
frühere Selbfiftändigkeit und feine vorige Dynaftie zuruͤck, als gegen 
Ende des Jahres 1813 ber Herzog Friedrih Wilhelm aus Eng: 
land nach Braunfhweig zuruͤckkam. Er behielt mehrere der weftphälifchen 
Berwaltungseinrichtungen bei, und wenn er gleich, während ber furzen 
und friegerifchen Zeit feiner Regiernug, die Stände des Landes nicht zufam: 
men berief; fo beabfichtigte er doch eine neue Geftaltung derfelben, fobald 
die teutfchen Angelegenheiten auf dent Congreffe zu Wien definitiv ents 
fchieden feyn würden. Nur die Schabräthe (die Mitglieder des engern 
ftändifchen Ausfchuffes) berief er im Dec. 1814 zufammen. 

‚Sein frübzeitiger Tod in der Schlacht bei Ligny (16. Juni 1815) 
brachte die vormundfchaftliche Regierung, während der Minderjährigkeit 
ſeines alteften Sohnes, ded Herzogs Karl, in die Hände des damaligen 
Prinz: Regenten von Großbritannien, des nachmaligen Königs Georg 4. 

Der PrinzsRegent, ber gleichzeitig (1819) in dem Königreiche Hans 
nover - eine wefentliche "Veränderung der frühern fändifchen Verfaffung 
einführte, beabfichtigte auch in dem Herzogthume Braunfchweig eine zeit: 
gemäße Umbildung der landſtaͤndiſchen Verfaſſung nach der Urkunde vom 
9. April 1770. Es beftanden deshalb mehrjährige Berathungen mit 
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dem geheimen Rathscollegium zu Braunfchweig*), bis endlich, durch 
Verordnung vom 6. Sept. 1819, die bisherigen Staͤnde nach Praͤlaten, 
Ritterſchaft und Städten, fo wie auch die (bis dahin von den Braun: 
fchweigifchen Ständen verfchiedenen) Stände des Fürftentyums Blanfens 
burg zum 12. Det. 4819 einberufen wurden. Es ward ihnen der Ent: 
wurf einer revibirten Landfchaftöorbnung zur Berathung vorgelegt, und 
derfelbe, auf dem Wege des Vertrages, von ben Ständen am 19. 
San. 1820 angenommen. Die Unterzeichnung ber Urkunde von bema 
Könige Georg 4 von Großbritannien erfolgte am 25. April 1820; auch 

ward diefe Urfunde am 13. Juli 1820 von der Braunfchweigiihen Ge: 

fandtfchaft dem Bundestage zu Frankfurt vorgelegt, um bei derfelben die 
Erfüllung des 13. Art. der teutfchen Bundesacte nachzumweifen, worauf 
die Bundesverfammlung die Niederlegung derfelben in ihr Archiv bes 
fhloß. Im Angemeffenheit zu diefer erneuerten Landfchaftsorbnung wur⸗ 
den die Stände nach der neuen Drganifation zufammenberufen, und be: 
ratheten die neue Staatöverwaltung bis zum Schluffe des Landtages 
am 13. Juli 1823. 

Als aber am 30. Det. 1823 der Herzog Karl (nach der Berlän- 
gerung der vormundfchaftlihen Regierung um ein Jahr), die Regierung 
bed Staates antrat, unterließ er die Unterzeichnung der fogenannten Res 
verfalen, weshalb auch die, von biefer Unterzeichnumg abhängige, Huldi⸗ 
gung nicht erfolgte. Er wollte durchaus die neue Landfchaftsorbnung 
nicht anerfennen, bie er für ungefegmäßig, und unrechtlich aufgedruns 
gen erflärte. Unter fortdauernden innern Zwiſten und Reibungen verfloß feine 
Regierung, bie durchgehends das Gepräge ber Willführ und Laune trug**), 
während die fländifche Angelegenheit felbft bei dem Bundestage ange: 
bracht ward. | 

Noch war dieſe Sache nicht zur Entfcheidung gefommen, als ber 
Aufftand zu Braunfchweig am 7. Sept. 1830, und der damit verbundene 
Brand bed Refidenzfchloffes den Herzog Karl zur Flucht nöthigte. Nach 
diefer Flucht verfammelten ſich die Landftände ohne Iandesherrliche Zu: 
fammenberufung, und erließen am 27. Sept. ein Manifeftl***), welches 
eine gedrängte Darftellung der Landeöbefchwerben enthielt, und die Er: 


*) Intereffant ift das Schreiben des E. hannoverfhen Staatsminifters, Grafen 
v. Münfter, aus Karlsbad vom 24. Auguft 1819 an die geheimen Räthe zu 
Braunfhweig. Es fteht in: D, Zöpfl, bie ie im Ber: 
bältniffe zur Randesverfaffung. 1830, s. 1. 8. Anhang ©. 10—12) Darin heißt 
ed: „Im Herzogthume Braunfchmweig ift von einer neuen Berfaffung zwar nicht 
bie Rede. Beim Wieberaufleben und bei der erforderlichen Mobification der alten 
ift e8 aber unumgängliche Pflicht der Regierung, den Ga eg 1) daß die 
Beſchluͤſſe des Bundes in Bundesangelegenheiten die hoͤchſte Autoritaͤt in Teutſch⸗ 
land find; 2) daß vermoͤge der Bundesacte der Landesherr ſouverainer Fuͤrſt iſt.“ 


N Man vergleiche uͤber die Ereigniſſe dieſer Jahre: Zoͤpfl, ©. 8 ff. 


Baal) Es feht BF Arie 3 eit, .. —* 7. October, —— —— 
o wie in der : „der Au d der Braunſchweiger am 6. u. 7. t.⸗ 
2. Aufl. Braumfchw. 1930, 8, * en 4 
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tlaͤtung ausſprach: „es fey eine auf die Grumbfäge des allgemeinen Staats« 
rechts fich flügende Unmägläksit bo der Ders Karl die. Regierung des 
Landes fortſetze.“ 

Nach dem Wunſche der —* und * Burger Bronnfchweige, 
übernahm der nachgebohrne Bruder des Herzogs, ber. Herzog Wilhelm, 
dncch Patent vom 28. Sept. 1830, „bie Regierung ber Braunſchweigi⸗ 
ſchen Lande bis. auf Weiteres." Alle perfönliche: und diplomatifche Ber 
fuche des Herzogs Karl, der. Regierung von Neuem ſich zu. bemächtigen, 
fcheiterten an dem Ernſte feines: Volkes, an dem beftimmt audgefprochenen 
Willen feines nähften Verwandten, des Königs Wilhelm 4 von Groß 
britannien und Hannover, und an den Beſchluͤſſen des zur Vermittelung 
aufgerufenen teutfchen Bundestages. — Anerkannt von Wilhelm 4, übers 
nahm ber Herzog Wilhelm am 20, April 1831 die völlige Re 
gierung des Landes, bie er bis dahin nur proviſoriſch ‚geführt hatte, 
Eine feiner erſten Regierungshandlungen war bie Berufung ber 
Stände ded Landes nach Braumfchweig zum 30. Sept. 1831. Der 
‚Herzog eröffnete felbft die Ständeperfammlung an diefem Tage. Er er 
klaͤrte den Ständen in feiner Rebe, daß er ihnen mehrere Gefegentwürfe 
(über den Staatsdienft, über die Organifation der Verwaltungsbehörden, 
ein Preßgeſetz, eine Staͤdteordnung 2.) werde vorlegen lafjen, und ſprach 
fodann in Hinficht der Verfaffung: „Vor Allen hat es mir nothwendig 
gefchienen, unfere landftändifche Verfaſſung felbfl einer wie 
derhohlten Prüfung zu untetwerfen. Von dem Geſichtspunete 
ausgehend, daß eine Verbefferung einzelner Theile bderfelben mit den 
Grundprincipien unferer Staatdeinrichtungen gar wohl vereinbarlich, ja 
daß fie nothwendig fey, um vollfommene Harmonie in allen Verhältnif: 
fen jenes ehrwuͤrdigen Gebäudes: zu erhalten, das unfere Vorfahren vor 
Jahrhunderten begründeten, habe ich eine. Revifion der Landſchaftsord⸗ 
nung vomehmen laffen, bei welcher inöbefondere auf dad Beduͤrfniß einer 
verbefferten Vertretung Rüdfiht genommen worben if." 


Zugleich mit dem Entwurfe einer revidirten Landfchafto— 
ordnung ward den Staͤnden eine beſondere — trefflich bearbeitete — 
„Entwickelung der hauptſaͤchlichſten Motiven des Entwur— 
fes der revidirten Landſchaftsordnung“ vorgelegt. Zur Be— 
ſchleunigung der Prüfung des Entwurfes, traten die Mitglieder der bis⸗ 
berigen beiden Abtheilungen (Sectionen — Kammern) der Landftände 
zu gemeinfchaftlihen Sigungen zufammen; auch fand der Entwurf, 
in den fländifchen Sigungen vom 4 — 8. October, im Allgemeinen 
die Anerkennung der Stände. Doc ward, für die nähere Prüfung und 
Begutachtung bed Entwurfes, aus jeder ber beiden Abtheilungen ber Stände 
ein Ausfhuß von fünf Mitgliedern gewählt, und einfiweilen — 
bis zur Beendigung ber Arbeiten dieſes Ausfchuffes — die allgemeine 
flandifche Verfammlung vom. 14. October am vertagt. Diefe Berathuns 
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gen und Arbeiten des Ausſchuſſes*), theils unter fich, theils mit dem her⸗ 
zoglichen · Staatsmitiflerium, wurden am 9. Auguft 1832 beendig. Ihr 
Ergebniß war der — revidirte, in vielfacher Hinficht erweiterte und zu 
einem völligen Grundgeſetze ausgeprägte — „Entwurf einer neuen 
Landſchaftsordnung,“ welcher am 27. Aug. 1832: der; von neuem 
nach Braunſchweig berufenen, Ständeverfammlüng zur: definitiven Bera- 
thung und. Annahme, nebft mehreren andern Geſetzesentwwürfen, wohin 
beſonders dad Wahlgefes: gehörte, vorgelegt ward, - 
Es folgen num bie hierher gehörenden Urkunden, 
a) GefammterLandfhaft Privilegia und Befug« 
a: niffe, vom 9. April 1770. | 


,. Bon, Gottes Gnaben, Wir Karl ‚Herzog zu Braunfhweig und Lüneburg 26, 
f Uns, Unfete Fuͤtſtl Erben und Nachkommen an det Landesregierung s- Urkunden 
it; Was) geffalt Namens Unfrer getreuen Landfchaft von Prälaten, Ritterſchaft 
und Städten, bie. aus derſelben zu dem vorgemwefenen Landtagsgefchäfte deputirten 
Stände uns im Monat Julius des nächftverfloffenenen 1769ften Jahres einen aus 
den Landtagsabfihieben ; fürftlichen Reverſalen, VBerorbnungen, &efolutionen, Bes 
abigungen und Documenten, auch, hergebrachter Gewohnheit, zufammengetragenen 
xtract der, vorgedachter gemieiner Landfchäft zuftehlenden, Privilegiorum, Freiheiten 
und Gerechtigkeiten uͤberreichet, mit) beigefügter unterthänigfter Bitte, daß Wir über 
foygane, ſowohl Unfere getreue Landſchaft indgefammt, als eine jebe Curiam bee 
E ers betreffende Privilegia, $reiheiten und Gerechtigkeiten, wie fie in einen Auf 
ad zuſammengebracht und oberwaͤhntermaaßen Uns unterthänigft eingereicht worden, 
nfere Landesfürftliche Confirmation zu ertheilen in Gnaden geruhen möchten. Als 
ie nun ſchon zum voraus während Unſerer Regierung durch die That bezeugt 
und diefes Mal: gZnaͤdigſt verfichern: laſſen, wie Wir. Allerdings gemeinet, Unfrer 
getreuen Landſchaft der ihe zuftehenden- Privilegien ,- gar und Gerechtigkeiten 
und Gerechtigkeiten ruhiglich genießen zu laffen, auch den mit Unfrer getreuen Sande 
ſchaft von Zeit zu’ Brit und noch zuletzt von Uns in biefem Jahre verglichenen Lande 
tagsabſchieden, Receſſen und andern verbindlichen compactatis, auch vorhandenen Bat 
besfürftiichen Reverfalen ohnverbruͤchlich nachzukommen, und darüber mit allem Ernft 
und Nahdrud zu haltın, mithin Wir ſothanem unterthänigften Anſuchen in Gn» 
ben ftatt geben: So haben⸗Wir den vorhin: gedachten Extract ſothaner Privile- 
gern; Hreiheiten und Gerechtigkeiten, nachdem ſolcher mit ben dabei angeführten 
ocumentis zufammingehalten, auch mit dem in dieſem Jahte neu erricgteten Lande 
tagsabfchirde verglichen, was nach ſolchem einer Aenderung ober Ergaͤnzung beburft; 
geändert und ergänzet, mithin badurd alles in Richtigkeit und Gewißheit gefest, 
auch aus befonderer Anädigften Buneigüng für Unfre getreue Lundſchaft verſchiebent 
neue. Begnadigungen hinzugethan worden, ‚biefem zu inſeriren gnäbigit befohlen, 
inmadsen denn folder von Wort zu Wort folgendergeftatt Tautets 
—  Sefammter Landſchaft Privilegia und Befugniſſe. 
I, In Ecclesiasticis und Religionsfadyen 2c. | de 
U. :3n Politicis ‚und Juſtizſachen. Fu — 35. | 
, + Art. 6. Se. Durchlaucht find gnaͤdigſt geneigt, durch Dero Fuͤrſtl. Geheimen 
räthe, fo oft ed dazu Gelegenheit geben wird, wo nicht dem gröfern, dennoch dem 
engern Ausſchuſſe von dem statu publico und vorfallenden Reichs: und Kreisaffai 
ven, wie auch fonft in Krieg und Frieden angehenden Sachen, und bei allen, dem 
Baterlande zuftehenden Nothfällen, vertrauliche Nachricht ertheilen zu -laffen, wohin⸗ 
gegen fie, auch alle und jede Stände, welche außer ihnen zu Rathe gezogen werben 
—— nicht nur als getreue Patrioten, alles in ſicherm ailentio bei ſich zu behal⸗ 
ten, ſondern auch als nati et ee patriae consiliarii den verlangten Beirath 
nad) ihrern beften Wiffen und Gewiffen zu ertheilen haben. 9° j 
— Ark7. - Des gnaͤdigſte kandeshett wollen Leine Obtfer, Schloͤſſer u. dergl⸗ 
— Aus üge aus biefen Berathungen ftehen in dv. Strombecks ftaatsiviffen 
——** ——————— Heft 5 ©, 89. ff. (Braunfhrvdid,: 1882, 8,)- f 


— 
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unb andere anfehnliche Stüde des Herzogthums vergeben, noch alleniren; ala 
denn mit Wilfen, illen und Bollwort der Praͤlaten, Nitterfchaft und Staͤdte. 
Auch wollen hoͤchſtgedachter Lanbeäherr in casu belli defehsivi, mit Borbewußt 
und Ginrathung der Landſchaft, die nöthigen Mittel vorkehren, wogegen getreue 
Sandichaft in vorfallenden Kriegendthen zu Errettung und Verteidigung dr& Water: 
Landes dem Herkommen gemäß das Ihrige zu thun und anzuwenden‘, ohnvergeffen 
und bereitwillig ift und bleibet ıc. ıc. | 

Art. 9. Der gnädigfte Landesherr wollen von getreuen Ständen bie Erbhul: 
digung nicht cher verlangen, bis biefelben wie über den punctum priniogeniturag, 
auto über das pactum Henrico-Wilhelmianum hinlaͤnglich affecurirt worden find. 

Art. 10. Wie die gnädiaften Landesherten getreue Stände jederzeit als per- 

etuos patriae consiliarios, welche die Pflicht auf fih haben, zu Sadıen, die des 
Baterfandee Wohlfahrt und Beſtes betreffen, ihren Rath, fo oft fle gefragt werden, 
nad beftem Wiffen und Gewiffen zu ertheiten, bei Abfaffung landesfürftliher Ge 
fege und Verordnungen von Zeit zu Zeit in Rath genommen haben; fo find des 
 Herin Herzogs Durd laucht nicht weniger gnädigft geneigt, ſo oft es bie Umftände 

nöthig und rathfam machen, der getreuen Stände Gutachten zu vernehmen und ſich 
ihres Beiraths zu bedienen. — 

Art. 14. Die landesfürftliche Propoſition bei Lanbtagen, welche mit dem 
Sottesdienite den Anfang nehmen, wird getreuer Landtafel auf berfelben Anſuchen 
Srifttich communicirt. Nicht weniger werden die Concepte oder Entwürfe der nad) 
den gepflogenen Bandlungen auf dem Sandtage * Schluſſe gekommenen Sandtage- 
abfdpiede gefreuen Ständen ad revidendum et formandum monita vor deren Boll 
ziehung gnädigft mitgetheilt. Ueber die Landtagsabſchiede felbft fol‘ cum eflectu 
gehalten, und deren Inhalt jeberzeit unabbruͤchig nachgefegt werben. Wenn über 
den eigentlihen Sinn eines Landtagsabſchiedes Irrungen entfichen, foll, da ber» 
felbe eine reciproque Verbindlichkeit mit ſich führet, niemals eine einfeitige Inter 
pretation Statt finden. 

Art. 15. Die gnäbigft confirmirten Schagräthe führen ihr eignes Schagfiegel, 
welches gleihwohl nad abgetragenen Schulden an die fürftl. Regierung zuruͤckzuile⸗ 
fern ift, md bis dahin in Verwahrung des Stiftes Sti. Blasii bleibt. 

Die Schasräthe Haben Macht, Gelder aufzuleihen und Berfuren damit: zu mas 
hen, deßfalls ihnen jedoch fürftt. Schus gebühret, alfo daß fit und die Ihrigm, 
wenn fit ſich auch gleich ald Buͤrgen unterfährieben hätten, weiter nicht als jemand 
anders don ber Landſchaft, verbunden bieiben. Das Eollegium des engern Aus—⸗ 
ſchuſſes und Schasrathes foll in feiner‘ Gonftftenz und Autorität geſchͤgt und er⸗ 
—— und demſelben in dem; was de modo exsequendi und inſonderheit wegen 

er in allen Diftricten verordneten perpetuirlichen Erecutoren vorgeſchlagen, gewill⸗ 


werben. 

Sie fegen und entfegen indeffen die Schaseinnehmer, wie auch andere bei der 
Bierfteuer und Branntweinsaccife bendthigten Beamten und Executores, nehmen 
bie S der vier Diftricte ab, nehmen auch interimsweife die Landrem 
tereirechnung, Bierſteuerrechnung tund Branntweinsaceiferechnung , imgleihen bie 
landſchaftliche Wittwenlafferehnung, auch Wegebefferungsfafferehnung von dem 
bandrentmeiſter ein 

Auch wird von ihnen, mit Zuthuung bes groͤßern Ausſchuſſes aus gemeinen 
Eandfhaft, ein: landſchaftlicher Syndieus per majpra, erwählet und gefeget, und 
nach . der: Beftallung, welche einem Jeden ertheilet wird, erlaffen oder nad bem 
Befinden entſetet. Die geſchehene Wahl des landſchaftlichen Syndiei wird dem gn& 
bigften Sanbesheren jedesmal gemeldet, auch, wenn der Byndicus.den Erbhuldigungs« 
eid noch nicht ‚geleiftet Hätte, ſolchet bei fürftl. Gcheimerathsftube abgenommen. . Die 
Wahl des Landrentmeifters wird von bem engern und größern Ausſchuſſe vorgenom⸗ 
men, barauf dem gmäbigften Landesheren der Gewählte vom engern Ausſchuſſe zur 
guöbigften Sonfirmation präfentirt, auch von bdemfelben die Inftruction für den 

drentmeifter abgefaßt, unterfhrieben, mit dem Schapfiegel befiegelt, und zur 
—— Pruͤfung und Katification eingeſandt, welche darauf unter des hoͤchſten 
desherrn Unterſchrift und beigedrucktem Canzleiſiegel expedirt wird, mit deren 
Inſerirung der neue Landrentmeifter, von welhem Sr. Durchl. und getreuer Land— 
ft zugleich, der Dienfteid in fürftt. Geheimerathöftube in Gegenwart des engern 
Ausfhuffes geleiftet wird, feinen Revers ausftellt, und dem engern Ausfchuffe zur 
Aufbewahrung einliefert. Die Entfegung bes Landrentmeifters aber wird begebenden 
** ‚pn der getreuen kandſchaft unter des gnäbigften Landesherrn Ratihabition 
rgenömmen. 
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Nicht weniger if — Landſchaft frei gelaſſen, nebſt dem von dem gnäbig 
ſten Landbesherrn bei, der Kriegska — — —— einen kebencom 
mifjarium, der monatlichen Contribution halber, zu beitellen, welcher fowohl in bes 
gnödigftenHerrfchaft, als auch in der Landfhaft Pflichten ſteht. Imgleichen toi 
der Proviantverwalter von getreuer Landfhaft er He welcher ebenfalls ſowoh 
des gnaͤdigſten Landesheren, als der Landſchaft Pflichten ftchet. | 
Die unter landesherrlicher Autorität verorbneten Brandverfihcrungs 
werben von bem engern Ausſchuſſe dirigiretz bie aus der Sandrenterei vorg 














nen und wiederaufzubringenden Gelder, nebft ben aufgehenben Koften repe a 
— die dabei erforderlichen Bedienten beſtellet, die repartitten Gelde 
drentereikaſſe eingehoben, auch die Rechnungen über ſolche Bran u] “ 


gelder abgenommen. 
Das Collegium, ber. Schagräthe und fogenannten engern Ausf . 
aus bem Decano und, Gapitulgemeine des Stifts Sti. Blasii von und ı 
Prälaten, dreien Perfonen von und wegen der Ritterſchaft und ber Stadt 
von und wegen der Städte; und haben bes gnädigften Landesherrn Dit 
nädigfte Verſicherung von fi gegeben, daß ſolcher numerus nicht vei 
Gen es dabei ferner und insfünftige fein unveränderlicdyes Verbleiben haben, ı 
alles, fo dem zuwider von ein und andern erfclichen werben möchte, pro sub- et 
obreptitio beclariret und aus gutem Vorbedachte kaſſiret und aufgehoben. fey It 
Penn 













Der fogenannte große Ausschuß beftehet aus vier Prälaten, neun 
der Ritterfhaft und „den vier Städten: Braunfhweig, Schöningen, | 
Königslutter, und ‚werden, wenn in den erften beiden curiis Praelatorum et 
Jium eine Vacanz vorfällt, von jeder Curie zur Erſetzung ber bei ihr 
Stelle, andre Perfonen erwählet, und der gnäbigften Herrſchaft zur C 
unterthänigft praͤſentirt. nz 

Wenn eine Stelle im Ausfhuffe oder, von den Schagverorbneten va 
bie Sandftände Jemand dazu —— der gnaͤdigſte Landeshert auch 
approbirtʒ ſoll keiner ohne erhebliche Urſache ſich deſſen verweigern, ſondern fi 
zu gern brauchen laſſen. .. | Bean 3 

Art. 16, Alle Landesrechnungen, ald der Kriegeskaſſen Rechnung. Über bie. © 
tribution und was dazu gehört; die monatlichen Milizredhnungen, Proviantred rn 
Sommisbädereivechnung, Landrentereirechnung, Bierſteuerrechnung, Branntıvei 
acciferechnung, die zu jeder der angeführten Rechnungen gehörigen Wittwent 
zehnungen, werben, nahbem die Milz⸗, Kriegskaffen:, Proviant:, Commisbärt 
weis;.die dazu ‚gehörigen Wittwenkaffen », und fpecifiguen Wegebeſſerungsrechnu 
norher getreuer Landſchaft communicirek, jährlich, auf Sonvocation dis engern Au 
fchuffes und zweener Stände jeder Gurig des größern Ausfchuffes, in.beren Gegen» 
wart in fürftl. Gcheimenrathöftube abgenommen. * — 

Die Rechnungen von den Wegebeſſerungen ſollen getreuen 5 aus den 
dandes kaſfen dazu ein betraͤchtlicher Zuſchuß verwilligt, der Abrede communi⸗ 
ciret werden. all — 

Art. ie ai —— a = zur KR in ber Same 
desnothdurft, vermöge hergebrachter alter Freiheit, in zugesajlenen zuſammen 
zu ——— welches für keine verbotene Conventicula und Conspirationes. gehalten 
werben follen. die 

Art, 19. Wenn von getreuen Ständen wohlgemeinte und: geziemende Erinne 
fingen gefchehen, ſoll ſolches ihnen niemals übel genommen werden; es tragen aber Se. 
Durdyl. zu Dero getreuen Ständen das gnädigfte Vertrauen, daß fie ‚etwa 
nöthig zu ſeyn erachtete Erinnerungen mit gebührendem Reſpecte und 
— vorbringen laſſen werben; und verſichern hingegen gnaͤdigſt, daß 
foichen Falls ſelbige in Ungnaden nicht aufnehmen, mod) getreue Gt 
beungnadigen oder zu ihrem Nachtheile ihnen etwas beibringen laſſen wollen. 

Art. 21. Getreue Landſchaft ift nicht gehalten, diejenigen contrahirten 
Schulden, fo ohne Landesnoth und alfo zum Ueberfluffe, ohne deren Conſens ge 
macht worden, zu übernehmen. —* 

Art. 23. Anlagen und Schatzungen, welche entweder bie Grundſtuͤcke des 
des, necessaria vitae, ober fammtlihe Einwohner, des Landes, ober doch 
ten. Theil derſelben betreffen, mithin gemeine ein find, follen anbrergefta 
os unter vorhergegangener Communication auf ‚offenen Candtagen und 
folgter Bewilligung aller Stände, ausgeſchrieben und aufgebracht. werben. ynd 

Getreue Sandfehaft iſt auch nicht ſchuldig, Über bie verwilligte 3eit mit den 






+ 


| 


| 
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Schatzungen und: Anlagen zu continuiren, fondern es cefficen biefelben nach abgelau: 
fener Beit von felbft. ar 

Art. %. Rach fürftl. Meverfalen, Verträgen und Geundfägen find getreue 
Stände zu Eeinen andern Scagungen und Steuern, als zu Reichs-, Kreis» und 
Prinzeffinnenjteuern, und zu demjenigen, was zur nothiwendigen Defenfion des Bas 
terlondes gehört, verbunden. Weber bie außer ſolchen etwa eintretende gemeine Bes 
bürfniffe, wird mit getreuer Landfhaft zuvor auf Landtagen beliberirt, und werben 
ohne derfelben Vorwiſſen und Bewilligung keine Landesfhagungen und Steuern 
ausgefchrieben. s 

“Soviel die auf gemeinen Reichstagen bewilligten Reichsfteuern, imgleichen die 
Kreisfteuern betrifft, wozu das biefige Herzogthum. beizutragen ſchuldig ift, laſſen 
der gnädigfte Landesherr es bei dem Herkommen und üblicher ern. und 
Abtragung . berfelben en, und wollen zur weiter Beforgung des Möthigen 
dem engern Ausfchuffe der kLandſchaft dem ——I— oder Reichsſchluß, worin 
die Verwilligung geſchehen, nicht weniger die Abſchrift von den Quittungen erthei⸗ 
len laſſen, welche über. die ausgezahlte Kreisſteuer eingegangen find. Wie in Anfes 
bung beö modi oonvocandi der getreuen Stände articulo Al, des heutigen Landtags⸗ 
ebfehiches die ‚völlige Vorfehung gemacht ift; fo hat es dabei fein Bewenden. Im 
Betracht des modi collectandi, falls bieferhalb, oder wegen fonft außerordentlich zu 
bewilligender Randesanlagen eine Aenderung oder ungewöhnlicher Vorſchlag gemacht 
werben follte, fol darüber und durch welchen modum das Verwilligte aufzubringen, 
mit gefammten Ständen gehandelt und gejchloffen werden, wonach die Ausfchreiben 
ins Sand ergehen follen. Es fol auch an die verorbneten Diftrictdcommiffarien von 
folgen Beränderungen, bamit eine Dorfſchaft vor der andern nicht überlegt werbe, 
wie auch zu dergleichen Zweck, bei vorzunehmender Verlegung ber Gavallerie, von 
deren. Einquartierungen jedesmal zeitige Nachricht ertheilt werben. 

Art... Getreue Landfhaft ift nicht ſchuidig, eine höhere Prinzeſſinſteuer als 
zwanzig taufend Kürftengulden an currenter Landesmuͤnze, jedoch in Gorten, mes 
nigftens von 4 gGr.:Gtüden), fuͤr dines wirklich regierenden Durchlauchtigſten Lan⸗ 
desherrn Prinzeffinnen- Töchter, es fen bei Derofelben Leben, ober nad Dero von 
Gott verhängtem Ableben, auf ‚guädigftes Anfinnen des jebedmal regierenden Ders 

098 Durchlaucht, und für die —— Toͤchter des jedesmaligen Durchlauchtig⸗ 

Herrn Erbprinzen gegen die im fürftt. Haufe hergebrachte Verzicht herzugeben, 
und bedarf es dieſerhalb, da fowohl die Summe, als der modus co di nad) 
dem Römerzuge, bei weldyem es fein Verbleiben hat, ausgemacht und in Uebung 
ift, Seiner vorgängigen landtaͤglichen Deliberation oder Bermilligung, fondern es 
wirb über bas or rk Ausfchreiben, dem Herkommen nad), nur mit dem engern 
und größern Ansfchuffe Abrede genommen. Die Schmudgelder, und was zur übrigen 
Ausftener und zum: Beilager erförbert wird, aufzubringen, iſt getreue Landfchaft 
nicht ſchuldig, fondern es wird» ſolches von der fürftlichen Kammer übernommen, 
—* Prinzeffinfteuer wird binnen Bahr ‚und Zag bezahlet und bis dahin nicht vers 
3 et 1. — . Hr Ibn ö 
Art. 45. Der gnaͤdigſte Landesherr wollen ben Kriegdetat alfo einrichten, daß 
berfelbe dem Kräften bes Landes gemäß ſey, und daß die Ausgabe bei ber Krieges 
kaſſe die Einnahme derfelben niemals überfteige, wie denn die aus bem Lande aufs 
kommende Einnahme bei der Kriegsfaffe ohne Vorwiſſen und Bewilligung getreuer 
Gtände niemals.vergrößert werden kann. 

. Art. 46. Wenn über den fchon -feftgefesten Fuß eine Augmentation ber Lande 
miliz jemals nöthig gefunden. werben füllte, gefchieht ſolches nicht anders, als mit 
Einrath und Bewilligung getreuer Stänbe, wie benn auch, fo viel den Gebrauch 
der _— betrifft, «3 bei den vorhandenen Ausfchußorbnungen fein Bewen⸗ 
den hat. 

Art. 47. Wenn der gnädigfte Landesherr aus landesfuͤrſtlicher Macht beträcht: 
liche Feftungsbaue zu unternehmen nöthig findet, follen getreue Stände über bie da⸗ 
zu gehörigen Sitte jedesmal gnäbiglich gehört werben zc. 

Art. 64. Wenn fi eine Bacanz im Schagcollegio unter ben * Schatz⸗ 
räthen ergiebt, werben vom engern Ausfchuffe, die im Gollegio des groͤßern Aus: 
ſchuſſes — adeligen membra und dazu noch fo viele aus ber Ritterſchaft, 
dazu jedoch der hoͤchſte Landesherr, wegen Dero Patrimonialgüter oder Aemter und 
fürftt. Güter, die in der Rittermatricul befindlich find (vorbehaltlich jedoch des Er: 
—— bei allgemeinen Landesverſammlungen) nicht mitgezogen werben, ausge⸗ 
ſchrieben, daß felbige mit dem groͤßern Ausſchuſſe der Ritterfhaft majorem partem 
* corporis nobilium ausmachen, von welchen nebſt dem — zur 
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Schatzrathswahl bergeftalt gefchritten wirdj daß von ihnen zwei membra aus ber 

NRitterfchaft des größern Ausfchuffes, nach der Vielheit der Stimmen gewählet, und 

dem gnädigften Landesherrn zur Confirmation unterfhänigft präfentirt werden, welche 

nady Höchftdenenfelden zuftchenden Election’ Serenissimus einem berfelben gnädigft 
ertheilen wollen ac. 2C. ei nr . re 

So gefchehen und gegeben in Unfrer Stadt Braunſchweig, den9. April 1770. 

a — IB)‘ 


6 ER 
erz. zu Br. u. Luͤneb. * 
H. B. v. Schlieſtaͤdt. 


b) Verordnung, die erneuerte Landſchaftsordnung 
betreffend, vom 25. April 1820. 


Wir Georg der Vierte, von Gottes Gnaden König des verei— 
nigten Reichs Großbritannien und Irland, auch König von Hamover, 
Herzog zu Braunfchweig und Lüneburg ꝛc. In vormundfchaftlicher Regierting Un: 
fers vielgeliebten Vetters, Herrn Karl, Herzogs zu Braunfhweig und Lüneburg ze. 

fügen biemit zu wiſſen: 

Demnach Wir den, in Gefolg Unferer —— vom 6. September vorigen 
Jahres, zu Braunſchweig verſammelten Ständen des Herzogthums Braunſchweig⸗ 
Wolfenbüttel und des Fuͤrſtenthums Blankenburg vor allen andern Propoſitionen 
zuvörderft den Entwurf einer revidirten Landſchaftsordnung für beide Länder vors 
legen laffen, und bderfelbe, nach den darüber gepflogenen Unterhanblungen und er: 
folgter Vereinbarung, folgendermaßen wörtlich abgefaßt und von den Ständen an⸗ 
genommen und vollzogen worden: r 


Erfter Titel. 
Bon dem Wefen und den Beftandtheilen der Landfhaft, den Eigenfhafter 
und Wahlen ihrer Mitglieder. 


$. 1. Die vereinten Stände des Herzogthums Braunfchweig- Wolfenbüttel und 
des Fürftenthums Blankenburg repräfentiren die Gefammtheit. der Einwohner beider 
Länder, ohne befondere Beziehung auf die verfchiedenen Klaffen, denen fie angehös 
ren, und haben biefelben auf. den Landtagen und bei allen ftändifchen Verſammlun— 
gen und Berathſchlagungen zu vertreten, beren Intereffe und Rechte verfaſſungs⸗ 
mäßig wahrzunehmen, und bie letztern infonderheit auf die, in der gegenwärtigen 
Landfchaftsordnung vorgefchriebene, Art und Weife in Ausübung zu bringen. 

. 2. Die gefammte Landfchaft bildet ein;! aus zwei einander an Rechten und 
Anſehen völlig gleichen Sectionen befichendes, ungetrennte® Ganzes. Die erſte der⸗ 
felben begreift die Hälfte der bisherigen Prälatencurie und die Befiger der. biöher 
Iandtagsfähigen Güter; bie zweite bie anbere Haͤlfte ber biäherigen Prälatencurie, 
die Deputirten der Städte und die Abgeorbneten der Befiger Ländlicher freier Güter, 
welche bislang nicht Iandtagsfähig waren. 

3. Zu ber Ritterſchaft gehören alle Eigenthümer ber bisher mit Sit und 
Stimme auf ben Landtagen berechtigten und im Befig ber Landſtandſchaft bejindlir 
hen abeligen Güter, jedoch bie Güter, welche die Landesherrfchaft erworben hat, 
ausgeſchloſſen, namentlich bie Befiger der Rittergüter zu Ä 


1. Allrode, 15. Büftedt, 
2. Altena, 16. Gattenftebt, 
8. Ampleben, 17. Deenfen, 
4, Aftfeld, 18, Kl. Denkte, | 
5. Bahrum, 19. Deſtedt, Oberbutg, 
6. Buchhagen, 20. Deſtedt, Unterburg, 
7, Benzingerode, Oberhof, 21. Dettum, 
8. Benzingerobe, Unterhof, 22. 
9, Bisperode, 23. Duttenftedt, 
10. Bodenburg, 24, Engerode, 
11. Braunfchweig, Küchenhof, 25. ‚ 
12, Bruntenfen, 26. @ittelbe, 
13. Brunsrobe, 27. Glentorf, 


14, Burgdorf, 23. Halchter 


* 
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29. Hedwigsburg, 54. Rimmerode, 
0. Hehlen, 55. Rottorf, 
81. Heerhauſen, 56. Sambieben, 
32. Hilpredhtshaufen, 57. Scheppau, 

Ildehauſen, 58. Groß Sisbeck, 
34. Rirchberg, 59. Schlieftedt, 
35. Kirchbraak, Oberhof, 60. Schöningen, Canzlerhof, 
36, Kirchbraak, Unterhof, 61. Schöningen, Schulhof, 
87. Königelutter, Oberhof, 62. Seeſen, 
88, Nönigslutter, Unterhof, 63. Stabtoldendorf, - 
39. Küblingen, 1 64. Güpplingenburg, 
40. Balingen, '.: 65. Thiede, ' 
4. Leſſe, 66. Thune, 
2. Linden, 67. Timmenrode, 
43. Linden 68. Groß Twuͤlpſtadt, 


4 I. » 
44. Zutter am Barenberge und Rhobe, 
45. Meinbreren, 
46, Reindorf, 
47, Nienhagen, 


. Groß Bahlberg, 
. Klein Vahlberg, 
. Beltheim an der Ohe, 
WVolkersheim, Oberhof, 


48, Niedern⸗Sickte, .73. Bolkersheim, Niederhof, 
49. Nordſteimke, 74. Wasum, 

50. Delber, Oberhof, 75. Wendefien, 

61. Delber, Unterhof, 76. Wefterbraaf, 

52. Remmlingen, 77. Bindhaufen und 

68. Riddagshaufen, 73. Wolperobe. A 


Die Virilſtimme auf den Bandtagen haftet auf dem jedigen ganzen Umfange ber in 
die Rittermatrifel eingetragenen 3ubehörungen der Güter, und foll eine Zerſtuͤcke— 
lung derfelben „-oder die Veräußerung ſolcher immatriculirter Parcellen ven Verluſt 
des Stimmredyts zur Folge haben, woferne ber Befiser des Guts davon nicht vor: 
Ze et dent permanenten Ausſchuſſe der Landſchaft Anzeige gemacht und, auf beffen 
- En an den Landesherrn, die höchfte Genehmigung feines Vorhabens ers 
angt hat - | 

78, 4 Aus der bisher beftandenen Curie der Prälaten- erfcheinen als Mitglie- 
ber ber erften Section: die Aebte der Stifter und Kidfter Königslutter, Amelunr: 
born, Riddagshaufen, die Decane ober Deputirte der Stifter St. Blafii und St. 


‘ Cyriaci und der Probft des Stiftes Steterburgz; und als Mitglieber der zweiten 


Section die Achte oder Pröbfte der Stifter und Klöfter Marienthal, Michaelftein, 
Marienberg, Lorenz, Frankenberg, Clus und Brunshaufen. 

8.5. Bon Seiten der Städte ded Landes wohnen deren Abgeorbnete ber zwei: 
ten Section bei, und zwar für die Hauptſtadt Braunfchweig ſechs Deputirte, für 
Wolfenbüttel und Helmſtedt zweis und jede der übrigen Städte, namentlich Blan: 
Tenburg, Gandersheim, KHüaffelfelde, Holzminden, Königslutter, Schöningen, Schöp: 
penſtedt/ Seefen und Stabtoldendorf ſendet ein Mitglied zu der Verfammlung. 

8.6, Für den Stand der nicht zu der Ritterfchaft gehörigen Grundbeſitzer 

auf dem Lande wird in jedem Krrisgerichte aus der Zahl ıber fowohl auf dem platz 
ten Lande, als in den Städten und Flecken anfäffigen Schrift» und Freifäffen ein 
Deputirter auserfehen und ber zweiten Section zugeordnet. 
r .. Die Güter und Höfe-berfelben dürfen in ihren Hauptbeſtandtheilen Feiner Dienſt⸗ 
und Meierverpflihtang unterworfen feyn, - und ſollen von dem daruͤber aufgenoms 
menen Berzeichniffe die betreffenden Auszüge den verfchiedenen Kreisgerichten zuge: 
fertigt werden, um ſich derfelben bei den einzuleitenden Wahlen zu bedienen. 
’ Das Stimmrecht und. die Wahlfaͤhigkeit der Befiger ſolcher Güter und. * 
haftet auf dem jetzigen Umfange derſelben, und geht eben fo, wie bei den Ritterguͤ— 
tern J. 3. feftgefegt worden, durch Trennung und Veraͤußerung der Theile derſelben 
verloren. 

$. 7. Es kann die ſolchergeſtalt zuſammengeſetzte Landſchaft mit keinem neuen 

Mitgliede vermehrt, und inſonderheit die Landſtandſchaft keinem Gute: anders bei⸗ 

elegt werden, als mit Bewilligung des Landesherrn und Zuſtimmung ber ſtaͤndi⸗ 

—* Section, in welche ein neues Mitglied aufgenommen werden ſoll. 
koͤnnen, wird erfordert, daß —— 

es. 
ärtern, 


s & 8. Um auf dem Landtage erfcheinen 

nige, welcher dabei Sig und Siimme führen will, volljährig, der chrift 
ligion zugethan, nicht wegen Verbrechen in Unterfuchung fey, ober zu einer 
als Geld» oder fimpeln Gefängnißftrafe verurtHeilt worden. — 
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6.9. Wenn Jemand mehr, als ein Rittergut befigt; fo ift er body nur zu 
einer Stimme berechtigt; auch haben mehrere, welchen ein foldyes gemeinſchaftlich 
zugebhört, davon nur eine Stimme zu führen, unb hängt eö von ihnen ab, weis 
fie unter ſich diefelbe Übertragen wollen. F 

Niemand kann auf Einem und demſelben Landtage perſoͤnlich in den beiden Sec⸗ 
tionen zugleich auftreten, wohl aber in der, wo er nicht felbft erfcheint, einem 
Bevollmächtigten ftellen. Wer vermöge feines Amtes in eine der beiden Sectio—⸗ 
nen eintritt, muß ba perfönlic anweſend feyn, wo ihm bas Amt ben Plag an⸗ 
weifet. Wer als Befiger eines Ritterguts zu einer Virilftimme berechtigt, zugleich 
aber, wegen eines ihm zugehörigen Freifaffenguts, zum Deputirten ber Freiſaſſen 
erwählt ift, muß perfönlidh in ber zweiten Section ie einfinden. 

$. 10, Frauenzimmer können nicht in Perfon auf dem Landtage erſcheinen. 
Kür Verheirathete wirb das auf ihren Gütern ruhende Stimmrecht von ihren Ehes 
männern ausgeübt; Unverheirathete können es von einem Bevollmächtigten ausüben 
laſſen; jedoch muß ber Iegtere felbft Rittergutöbefiger feyn. Fuͤr Minderjährige ges 
ſchieht ſolches durch ihre Wormünder. Den Hausſohn vertritt der Water, : wenn 
wegen feines Gutes keine befondere Bormundfchaft angeordnet iſt. Ueberhaupt kann 
jeder Rittergutäbefiger, fo wie jebes vermöge feined Amtes eintretenbe ge rer 
der Landfchaft, wenn es verhindert wird, in Perfon auf dem Landtage zu erſchei⸗ 
nen, zur Führung feiner Stimme einen Mitftand, ober ein Rittergutöbefiger einen 
feiner volljährigen Söhne, bei Fibeicommiffen den GSubftituirten, ſchriftlich bevoll 
mächtigen; jebod muß das Hinderniß jedes Mal befcheiniget werben, und mehr als 
zwei folder Vollmachten darf Fein Landſtand übernehmen. Für in Goncurs geras 
thene re ruht dad Stimmrecht fo lange, als der Concurs bauert. 

$. 11. Die Städte werben durch den Vorſteher, der die Güter ber Stabt verwals 
tenden Behörde (Bürgermeifter, oder wie ber erfte Staatöbeamte nad) ber beftehen- 
ben ober kuͤnftig einzurichtenden Verwaltungsorbnung heißen möge) vertreten; daher 
auch in den Städten Braunfhweig, Wolfenbüttel und Helmftebt der Stabtdirector, 
erfte Stabtrath ober Bürgermeifter, vermöge feines Amts, einer der von biefen 
Städten abzuorbnenden Deputirten ift. Die übrigen fünf Abgeordneten. der Etabt 
Braunfhweig müffen aus der Buͤrgerſchaft gewählt werden, und zwar dergeſtalt, 
daß zwei berfelben aus den Großhändlern, Banquiers und Fabrikherren, bie brei 
andern aber aus ber übrigen Kaufmannfchaft , den Heinern Fabrikanten, Rentirern, 
Künftlern oder Handwerkern und anderen bürgerliche Nahrung treibenden Perfonen 
zu nehmen; auch müffen dieſe Deputirte ſaͤmmtlich mit Grundſtuͤcken angefeffen feyn. 
Ein Gleiches gilt von den zu wählenden Deputirten der Städte Wolfenbüttel und 
Helmftedt, welche ebenfalls zu den Tlaſſen ber bürgerlichen Gewerbe treibenden Eine 
wohner gehören müffen. Diefe Abgeordneten der erwähnten Städte werben für jee 
den Landtag von den Stabtbeputirten durch die Mehrheit ber Stimmen gewählt, 
und geſchieht bdiefe Wahl unter Leitung ber Juſtizbehoͤrde, welche den Gewählten 
davon rg > und darüber eine Urkunde zur Legitimation beffelben ausfertigk, 
fih jedoch alles Ginfluffes auf die Wahl felbft zu enthalten hat. Fiadet fich 
— gewaͤhlten Perſonen eine Gleichheit der Stimmen; ſo entſcheidet das koos 
unter ihnen. 

$. 12. Die Deputirten ber zur zweiten Section gehörigen Beſitzer freier, bis⸗ 
ber nicht landbtagsfähiger, Güter werben durch freie Wahl von den Befigern felbir 
ger Güter ernannt, und zwar bergeftalt, daß biefelben, fo viel ihrer im Umfange 
des Kreisgerichts fich befinden, auf Veranlaffung unb unter Leitung des Kreisge⸗ 
richts —— und ihren Deputirten durch Mehrheit der Stimmen aus 
ihrer Mitte erwaͤhlen. 

Es Eönnen jedoch unter ben Befigern ber Breifaffengüter nur foldye zu Depu⸗ 
tirten erwaͤhlt werben, welche ben Aderbau als ihr Dauptgewerbe betreiben, nicht 
aber diejenigen, bei welchen andere bürgerliche Verhaͤltniſſe vorberrfchend find. 

Wenn in einem Kreisgerichte weniger, als drei folder freier Gutöbefiger vor⸗ 
handen feyn folltenz; fo kann unter biefen eine foldye Wahl nicht Statt finden, ſon⸗ 
dern felbige müffen, auf Veranlaffung ihres Kreisgerichts, mit den Deputirten eines 
benachbarten Kreisgerichts zur Wahl zufammen’reten, buch welche fobann auf bie 
Telbe Weife, wie vorfteht, bie Deputirten für beide Kreisgerihte duch Stimmen 
mehrheit ernannt werben. Das Kreisgeriht, mit beffen Deputirten folchergeftalt 
zur Wahl zufammen zu treten ift, iſt daffelbe, vor welchem die Beamten des ber 
treffenden Kreisgerichts in perfönlichen Sachen, nach Anleitung ber Werorbnung 
vom 24. Februar 1814, Recht nehmen haben; nur mit ber Ausnahme, baß, 
eintretenden Balls, bie Rreisgerichte Wolfenbüttel und Riddagshauſen nicht mit den 
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..n Wolfenbüttel und Braunſchweig, fonbern unter fich gegenfeitig zufammen: 
" Bon dem. betreffenden Kreisgerichte wird dem vorftehendermaßen erwählten 

eorbneten zu feiner Legitimation eine gerichtliche Ausfertigung darüber —— 
auch von der getroffenen Wahl an bie — ——— berichtet. 

Die bisherigen Abgeordneten, ſowohl der Staͤdte als der laͤndlichen Grundbe⸗ 
figer, koͤnnen bei einer neuen Zuſammenkunft ber Landſtaͤnde in gleicher Eigenſchaft 
' wieder gewählt werben unb erfcheinen. 

$. 18. Gollten ganz befondere unb wichtige Gründe eintreten, warum Semand 
dem in ihn ge Vertrauen nicht entfpredhen, und das ihm burch die Wahl 
übertragene eines Deputirten einer Stadt oder eines Kreisgerichtsbezirts nicht 
annehmen kann; fo muß er foldyes, nad) erhaltener Benadhrichtigung, der betrefs 
fenden Behörde fofort anzeigen, damit von berfelben wegen einer neuen Wahl das 
Nöthige zeitig verfügt werde. 

3weiter Titel, 


Bon den Pflichten und Rechten ber Landftände. 

F. 14, Die erfte und heiligfte Pflicht der Landſtaͤnde befteht darin, daß fle bie 
Wohlfahrt und das Beſte des Baterlandes und ihrer Mitbürger in dem ihnen ans 
gewiefenen Wirkungskreife, ohne alle Rebenabſichten und Rüdfichten auf einzelne 
Perfonen und Berhältniffe, nach ihrer beften Einficht mit Gewiſſenhaftigkeit zu beförs 
dern fuchen und bei allen Angelegenreiten und Borfällen, wo ihre Einwilligung und 
Mitwirkung und ihe Rath erfordert wird, hauptſaͤchlich vor Augen haben. Hicr⸗ 
naͤchſt haben diefelden bei Ausübung ber fländifchen Rechte und Befugniffe, und bei 
allen Verhandlungen der Landſchaft, die beftehende Verfaſſung und feftgefegte Ord⸗ 
nung genau zu beobadhten. . 

$. 15. Da, der bisherigen Berfaffung nach, nur die Reiche», Kreis = und 
Prinzgeffinnenfteuern, fo wie überhaupt die zur nothwendigen Vertheibigung des 
Baterlandes erforderlichen Auflagen, ohne vorherige illigung der Stände, auf: 
gebracht werben mußten; fo erhält. diefer Grundfag im Wefentlichen bei ber allge: 
meinen Befteuerung bes Landes auch ferner feine Anmwenbung. - 

Nur verfteht es ſich, bei den ingwifchen in Zeutfchland eingetretenen Veraͤnde⸗ 
rungen ber Gtaatsverhältniffe, und da vermöge bderfelben die Verfügungen und Be- 
fchlüffe der Bundesverfammlung für fämmtlihe teutſche Staaten verbindlid find, 
daß die darnach und zur Erfüllung der Bundesverpflichtungen des Landes erforder: 
lihen Steuern und Laften von ben Unterthanen getragen, und flatt der vormaligen 
Reichs: und Kreisanlagen auch ferner nach Beduͤrſniß aufgebracht werben müffen. 

Wenn aber Fi anderen Staatszwecken und Einrichtungen neue Abgaben ben 
Einwohnern des Landes auferlegt und von ihnen entrichtet werben follen; fo kann 
ſolches nicht anders, als mit Einwilligung ber Stände gefchehen. Ein Gleiches gilt 
von neuen 2eiftungen, welche den Unterthanen auferlegt werben follen, und nicht 
unter der ihnen obliegenden Randfolge, als Kriegafuhren und dergleichen hergebra 
ten Laften, begriffen find. Es darf ſolchemnach in Hinſicht ber beſtehenden Auflagen 
und Leiftungen keine Veränderung ohne Soncurrenz der Landftände getroffen werben. 

$. 16. Es macht hierbei Leinen Unterfchied, welche Gegenftände foldye allge 
meine Sandesauflagen und Leiftungen betreffen, ob fie auf; Grundftüde, Vermögen, 
Perfonen, Gewerbe, ober auf den Verbrauch von Lebensmitteln und Sonfumtibilien 
gelegt werben ſollen; hingegen iſt biefe erforberliche Bewilligung der Stände nicht 
auf ſolche Abgaben und Leitungen zu ziehen, welche vermöge der höchften Polizeis 
gewalt zur Leitung des Handels und der Gewerbe, oder zur Ausführung noͤthig 
befundener polizeiliher Ginrichtungen und Maafregeln anzuorbnen find, als wohin 
namentlich Zölle, Wegegelder und Padhausentrichtungen zu rechnen find. Indeſſen 
fouen, binfichtlich der zu emtrichtenden Ehauffeegelder, künftige Abänderungen bes 
beftehenden Tarifs nicht ohne Zuftimmung ber Stände vorgenommen werben. Eben 
fo wenig bebarf es der ftändifchen Concurrenz und Zuftimmung in Hinſicht ber 
Aufbringung und Repartition der, ihrer Natur und Befchaffenheit nach, einzelnen 
Gemeinden, Städten, Ortfchaften und Diftricten obliegenden Laften, Ausgaben und 
Koften, welche nach den Beftimmungen der Regierung durch die betreffenden Behoͤr⸗ 
ben zu. reguliren find. Es verfteht fich jedoch von felbft, daß hierunter nur bie 
Ausgaben die Bebürfniffe jedes Orts gemeint find, und daß allgemeine Landes⸗ 
anlagen oder Einrichtungen nicht unter der Benennung von Gemeindelaften einge 
führt ober — oder ben Gemeinden auferlegt werden ſollen. — 

$. 17. 8 ftändifche Steuerverwilligungsrecht erſtreckt ſich übrigens, bei ſei⸗ 
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ner Ausübung, nicht blos auf bie Art und den Betrag der oͤffentlichen Abgaben und 
Leitungen, fondern auf die Grundfäge und Verhältniffe, nad welchen fülbige auf 
Gegenftände oder Perionen zu legen und zu vertheilen find, «fü. wie auf die Dauer, 
Erhebungsweife und Verwendung ber. aufjulegenden Steuer. et „gg 

Nachdem über alles diefes zwifchen der Landesherrſchaft und ben verfammelten 
Ständen die nöthigen Unterhandlungen und Berathungen gepflogen, und eine ge 
meinfame Ucbereinkunft getroffen worden, wird in beren Gemäßheit "die verwilligte 
Auflage durch eine auf die gewöhnliche Weiſe, und mit Bezug auf. bie gepflogene 
Unterbandlung mit ber Landfhaft, zu publicirende landesherrliche Verordnung aus: 
gefchrieben und ihre Erhebung verfügt. Ba | DR er 75 

. 18. Die Beftimmung, daß ohne vorgängige Bewilligung ber gefammten 
Stände, feine allgemeine. Steuer ober Leiftung auögefchrieben werden: kann, leidet 
nur bie einzige Ausnahme, wenn im ſehr dringenden Fällen das Bebürfnig und 
Befte des Landes es nicht erlaubt, mit der Ausfchreibung der 'nöthigen Steuer oder 
Leitung bis zur Verſammlung der geſammten Landfhaft Anftand zu nehmen. 

Wäre ein folcher dringender Fall eingetreten; fo wird die Landesherrſchaft dar⸗ 
über mit den von den Ständen ernannten Mitgliebern des $. 19. erwähnten Steuer: 
collegii, als beftändigen Deputirten der Stände, zum Behuf der einftweilen zu tref: 
fenden Maaßregeln communiciren, und diefe haben alsdann, in foferne ‚die Eile ber 
Sache folches erlauben follte, mit. dem zu bildenden größeren Ausfchuffe der Lands 
Ihaft zufammen zu treten und ſich zu vereinigen, Die hiernach vorläufig getroffer 
nen Verfügungen und Anordnungen muͤſſen jedoch auf dem naͤchſten Landtage dem 
gefammten Ständen eröffnet, ihnen die vorgewalteten Umftände, welche die Xufs 
bringung einer außerorbentlihen Steuer, oder bie Auferlegung einer neuen Leiftung 
nothwendig gemadht, dargelegt und, nachdem auf ihre Zuffimmung angetragen wors 
den und darüber Berathung gefhhehen, die weitern Verfügungen mit ihnen gemein⸗ 
ſchaftlich befchloffen und zur Ausführung gebracht werden. ’ 

$. 19. Die verwilligten. und ausgefchriebenen Steuern aller Art follen unter 
ber Auffiht und Leitung eines von bem Landesheren und den Ständen gemeinfhaft- 
lid) — und abhaͤngigen Landesſteuercollegii erhoben, verwaltet und berechnet 
werben. | 

Diefes Collegium: ift in Hinſicht feiner Amtsführung ſowohl dem Landesherrn, 
ald den Ständen dahin verpflichtet und verantwortlich, daß in Abficht der Erhe— 
bung und Verwaltung der Steuern überall den beſtehenden  Landesgefegen gemäß 
verfahren werbe. 

Würden in befondern Zällen fpecielle Infteuctionen für baffelbe erforderlich; fo 
follen felbige von der Landesherrſchaft mit den Ständen concertirt werden. 

Es wird aus acht Mitgliedern oder Räthen beftehen, von welchen bie cine 
Hälfte von dem Lanbesheren, und bie andere von den Ständen ernannt wird. 

Dem Landesheren ift es überlaffen, die Beeidigung und Einführung der Mit: 
glieder des Steuercollegii zu verfügen, und zu beftimmen, wer unter ihnen den 
Vorſitz darin zu führen habe, fo wie Höchftdemfelben auch die Ernennung des babei 
anzuftellenden Secretaird und der fubalternen Officianten zufteht. 

$. 20. Das Landesfteuercollegium hat, ald zu feinem Wirkungskreiſe gehörig, 
folgende ihm obliegende Gefchäfte zu beforgen: 

4) die bei dem Steuerbepartement und deſſen verfchiebenen Zweigen nöthigen 
Beamten und DOfficianten zur landesherrlichen Anftellung vorzufdlagen und 
hiernaͤchſt zu verpflichten, zu beftallen und zu inftruiren; 

2) nady den getroffenen Beftimmungen über die Erhebung und Verwendung ber 
beftehenden und verwilligten Steuern, die jährlichen. Etats über die Einnahme 

und Ausgabe ber Steuerkaffen zu entwerfen und zur landesherrlichen Gench- 
migung einzufenden 5 
in Gemäßheit der genehmigten Etats die Erhebung. ber Steuern anzuordnen 
und erequiren zu laffen, auch wegen der nachgeſuchten, ober in Antrag kom⸗ 
menden Remiffionen Borichläge zu thun; 
auf gleiche Weife die Verwilligungen, Bahlungsbefehle und Anweifungen an 
die Steucrerheber und Verwalter zu erlaffen, und dahin zu fehen, daß folchem 
gun die eingehobenen Gelder wirklich verwandt, und infonderheit die zu den 
ocalbedürfniffen nicht anaewiefenen Gelder in die allgemeine unter der Aufs 
— und Verwaltung bes Gollegii ſtehende Steuerkaſſe richtig abgeliefert 
werden; . 


5) die allgemeine und genaue Aufficyt über die Localfteuerkaffen und deren Wer: 
waltung zu führen, 


8 


— 


4 


nt 


Verordnung vom 25. April 1820. 919 


6) bie Steuererheber und Verwalter zu einer orbnımgsmäßigen und überfictlichen 
Bührung ihrer Rechnungen, fo wie zu gehöriger und prompter Ablegung ber: 
ſelben anzuweifen und anzuhalten, auch zur Gontrollirung der Recdhnungsfüh: 
rer zwedimäßige Einrichtungen: zu treffenz 

7) bie eingereichten Rechnungen. über die verfchiebenen Steuererhebungen forgfäl: 
tig. moniren und revidiren > laffen, auch abzunehmen, hiernaͤchſt aber die ab: 
genommenen und darauf Bezug habenden befonderen Rechnungen, nebft den 
Monitis, deren Beantwortung und darauf abgegebenen Resolutis an das -fürftl. 
geheime Rathscollegium einzufenben, worauf befagtes Kollegium eine nochma: 
lige Revifion und wegen Liberation der Rechnungsführer das Erforderliche 
verfügen ‚wird; a 

8) die Verwaltung ber allgemeinen Steuerkaffe, welche bem Gollegio, abgefon: 
dert von den lanbeöherriichen Kaffen, untergeorbnet wird, und bie Dispofi: 
-_ om bie darin befindlichen Gelber zu ben im Voraus angewiejenen 

weden. 

So wenig aber die Landesherrſchaft über die Steuerlaffe einfeitig verfü- 
gen wird; eben fo wenig barf dies, von Geiten des Gteuercollegii, zu ans 
bern, als den beftimmt vorgefähriebenen Zwecken gefchehen. Würden daher 
Ueberfchäffe in der Steuerkaffe entftehen, über deren Verwendung im Voraus 
nod nicht beftimmt wäre; fo hat bas Gteuercollegium darüber, wie foldhe 
zum Beten bes Landes am beften zu verwenden, gutachtlihen Beriht an 
die Landesherrſchaft zu erjtatten und erft, nach erfolgter deren Zuftimmung 
ober anderweiter gemeinſchaftllcher Uebereinkunft, darüber bemgemäß zu ver: 
fügen. Die jährlihe Rechnung über die allgemeine Steuercaffe wird der 
Landesherrfhaft abgelegt, welche felbige revidiren und bie etwanigen Bemer: 
* — R auch bei jebesmaligem Landtage den verfammelten Sand: 

vorlegen läßt. 
9) Hat das Landesfteuercollegium bie Direction ber allgemeinen Brandverſiche⸗ 
rungsanftalt zu übernehmen, und 
10) die von der Sandesregierung verlangten, ober fonft durch bie Geſchaͤftsfuͤh⸗ 
zung veranlaßten, Berichte, Gutachten und Vorſchlaͤge in Steuerfachen auszu: 
arbeiten und einzureichen. 

Ob die Beforgung der, das Landesfchuldenwefen betreffenden, und dahin eins 
fhlagenden, Angelegenheiten dem Steuercollegio, ober einer eigenen gemeinſchaftli⸗ 
chen Commiſſion zu übertragen, und wilde Grundfäge und nähere Beitimmungen 
über biefen wichtigen Gegenftand anzunehmen und feflzufesen, am zwecmäßigften 
feyn werde, wird einer befondern Berathung und Uebereinkunft zwiſchen der Lan: 
desherrfhaft und den Ständen vorbehalten. 

$. 21. Die Gefchäfte diefer gemeinfhaftlichen Steuerbehdrbe werben ganz colle: 
gialifch behandelt. Zeigen fi) daher bei den Verhandlungen getheilte Meinungen; 
jo entjcheidet, ohne Unterſchied des vorliegenden Gegenftanbes, jederzeit die Mehr: 

eit der Stimmen; bei * ſich ergebenden Gleichheit derſelben, giebt aber die 
timme des vorſitzenden Mitgliedes den Ausſchlag. 

$. 22. Ueber die Art und Weiſe, wie die Geſchaͤfte bes Steuercollegii zu be: 
treiben, fo wie wegen ber zu haltenden Eigungen und beren Anzahl, wird das 
Nähere, befonders mit Benugung ber erft zu fammelnden Erfahrung, gimein- 
pe beftimmt, und in einer zu erlaffenden Geſchaͤftsordnung vorgefchries 

en werben. 

5.23. In Hinficht der, fowohl ben Mitgliedern, als den Subalternen bes 
Steuercollegii auszufegenden, angemeffenen Befoldungen und deren Anweifung, 
wird gleichfalls fofort unterhandelt, und ein befonderes Uebereintommen getvof: 
fen werden. 

5. 24. Den verfammelten Ständen follen die Etats und Rechnungen über bie 
Einnahme und Ausgabe der allgemeinen Steuerkaffe, auch eine Rachweiſung über 
die Verwendung der, durch bie ausgefchriebenen Steuern eingegangenen, Summen 
von einem Landtage zum andern vorgelegt werden, unb können diefelben, wenn fie 
es für angemeffen und zuträglich erachten, fchriftliche Bemerkungen darüber bei der 
Landesherrfchaft einreichen und Anträge darauf gründen, welche alsdann, nach Ber 
ſchaffenheit der Sarhe, weitere Erdrterungen, Unterhandlungen und gemeinfame Ber: 
fügungen herbeiführen können. Die Etats über neu anzulegende Steuern werben 
ftets von dem Landesherrn und den Ständen gemeinſchaftlich regulit. — 

$. 25. So wie bei Auflegung neuer Steuern, eben fo erforderlich iſt bie 
Einwilligung der Stände, wenn auf den Credit des Landes Anlehne contrahirt, 
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und Staats», Kammer», Stiftes und Kıöftergäter, ober Einkünfte verpfänbet, 
ober veräußert werben follen. Die oberſte Verwaltungsbehörbe der obengedachten 
Güter ift dafür verantwortlid, daß, in Anfehung derfelben, nicht anders verfahren 
werde. Ueber ben Betrag, die Bedingungen und die Rüdzablung ſolcher Staats⸗ 
anlehne muß auf gleiche Weife vorher mit den Ständen communicirt, unb eine 
Vereinbarung getroffen werden. Auch ift überhaupt wegen des Landesſchuldenwe⸗ 
feng mit ihnen Berathung au pflegen, und folches nad gemeinfamen Beſchluͤſſen 
und Beflimmungen zu reguliren. 

8. Verordnungen, welche. eine Abänderung in ben beftehenden allgemeinen 
Eivils und Eriminalgefegen bezweden,- werden, fo oft es bie Umſtaͤnde geftatten, 
ben Ständen vorgelegt, und diefelben darüber mit ihren Bemerkungen, Gutachten 
und Rath gehört werben. f 

6. 27. Ein neues Civil» und Griminalgefegbuch, eine neue Proceß⸗ und all- 
rege en ie Uta nicht, ohne Berathung mit dem. Ständen, einger 

rt werben. 

’ 6 28. Iſt von wefentlichen Veränderungen bie Mebe, welche die kandesver⸗ 
faffung, Lanbescollegien, Gerichts: und allgemeine Berwaltungsbehörben,. deren 
Wirkungstreis und Verhältniffe betreffen; fol von Beftimmungen, welde zwifchen 
bem Landesfürften und der Landſchaft vertragsweife getroffen find, abgewichen; ſol⸗ 
len allgemeine gefegliche Veränderungen, in Anfehung ber Behnten, Dienfte, Meiers 
und fonftigen gutöherrlihen Verhälmiffe und Gefälle verfügt, ober endlich allge 
meine Gefege Über bie —— ber Gemeinheiten gegeben werben; fo iſt hierzu alles 
geit eine Verhandlung und Uebereintunft mit den Ständen nöthig. . 

. 29, Wenn die Stände auf dem Lanbtage verfammelt find, fteht ihnen frei, 
bem Landesfürften Vorfchläge zu allgemeinen Landesgefegen, Berfügungen und Ans 
ftalten zu thun, und werden ſolche von der Regierung ſtets mit aller Aufmerkſam⸗ 
keit aufgenommen, forgfältig geprüft und thunlichft beruͤckſichtigt werben. 

8. 50. Nicht weniger find die Landftände befugt, wegen bemerkter Maͤngel 
oder Mifbräuche bei der Gefepgebung, Rechtepflege und Verwaltung ber Öffentlidyen 
“ Angelegenheiten angemeffene WBorträge an den Lanbesfürften zu richten, und ſich 
über deren Abftellung gutachtlich zu äußern, 


5, 31. Auch ift den Ständen unbenommen, falls fie dazu binlängliche Gründe 
zu haben glauben, dem Landesherrn Befchwerden und Klagen Über die höhern kan⸗ 
besbehörden und Staatödiener, wegen pflidtwibriger Verwaltung ihrer Amteges 
fchäfte, vorzutragen, befonders wenn biefelben ſich dadurch vorſchrifts- und ord⸗ 
nungswidrige Willkuͤhr und Eingriffe in die bürgerlichen Rechte der Unterthanen, 
oder in die Verfaffung des Landes erlaubt haben follten, und werben auf folche be: 
chwerende Vorftellungen jeder Zeit genaue Unterfuhungen angeftellt, und, wenn 
ie begründet erfcheinen, die Angefchuldigten zur gebührenden Berantwortung und 
Strafe gezogen, auch fonft darauf alle angemeffene abhelfliche Verfügungen getrofs 
fen werden. In Anfehung untergeorbneter Beamten und einzelner Mitgliever der 
Landescollegien, koͤnnen indeffen dergleichen Anklagen nicht anders angebracht wers 
ben, als wenn felbige ſchon vorher bei der vorgefegten Behörde orbnungsmäßi 
— und von derſelben unbeachtet und ohne gehörige Remedur gelafs 
en waren. 

$. 32. Um ben verfaffungs» und orbnungsmäßigen Gang ber Staatögefchäfte 
und bie Öffentlichen Beamten wegen ihrer Verantwortlichkeit zu fichern, werden bie, 
unter ber hoͤchſten Unterfchrift des Landesherrn erlaffenen, Reſcripte und Berfüguns 
jebes Mal auch mit der Gontrafignatur eines Minifters oder Mitgliedes des 

eheimenrath& verfehen, wodurch diejenigen Eollegig und Staatödiener, an welche 
felbige gerichtet find, und alle, die es angeht, ſich vergewiffern Eönnen, daß bie 
betreffende Angelegenheit durch die rechte Behörbe verfaffungsmäßig an den Landes⸗ 
bern gelangt, und Höchfideffelbeu Entſchluß darüber, nach gefchehenem Vortrage 
und vernommener Meinung des Geheimenrathscollegii, gefaßt worden ſey. Es 
kann baher eine mit ber erforberlihen Gontrafignatue nicht bezeichnete Ver— 
Figung des Megenten in Sanbesangelegenheiteu nur als erſchlichen angefehen 
werden. 

8, 83, Damit der nach den Bundesverpflidhtungen zu haltende Militairetat 
um defto beffer auf eine, mit den Kräften des Landes übercinftimmende, Weife aus: 

eführt und unterhalten werbe, follen ſolcherhalb die Gefege über die Militairpflich 

igteit und bie Aushebung der Mannihaft mit den Ständen definitiv concertirt 
und erlaffen werben. N 

5. 84. Dos im $. 19, erwähnte Recht ber Stände, vier Mitglieder zu dem 
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gemeinfchaftlichen Landesſteuercollegio zu nen, wird benfelben bergeſtalt 
ausgeübt, er gr Section aus De fite on sfitgticber durch were rot 
—— welche dem Landesherrn zur hoͤchſten Beſtaͤtigung zu 


Die von der zweiten Section etwa zu Steuerraͤthen er ae 
‚ behalten... 


neun Mitglieder der betreffenden Section daran Theil nehmen. | 

5. 35, Die von Seiten der Lanbfchaft dem Steuercollegio — 
Mitglieder bilden zugleich einen bleibenden Ausſchuß derſelben bie, zwifchen 
den Landtagen nöthig oder rathfam befundenen, Mittheilungen. Bon biefem be: 
fländigen Ausſchuſſe kann die Landesherrfchaft, fo oft es ihr gut duͤnkt, Rachrich⸗ 
ten, Berichte und Gutachten einzichenz es ift demſelben auch unbenommen, feiner 
Seits unaufgeforbert, befonders bei ungewöhnlichen und dringenden Vorfallenheiten 
oder Beranlaffungen, Vorſtellungen und Anträge in landſchaftlichen Angelegenheiten 
en zu machen, und feine gutachtliche Meinung darüber pflichtmaͤ⸗ 

g zu äußern. 

. 86. Außer bem eben gedachten permanenten Ausfchuffe der Lanbfchaft, bes 
ſteht noch ein größerer aus neun Mitgliedern beider Sectionen, welchen ber erftere 
in allen, zwifcdyen den Landtagen etwa vorfallenden, landſchaftlichen Angelegenheiten 
von Wichtigkeit zuziehen,, und demfelben bei der Berufung die Gegenftände ber u 
Be Beratbichlagung wo möglich fofort mitzutheilen hat, und beffen Mitgl 

er bei ben gemeinfchaftlichen Berathuggen ben Mitgliedern bes engern Kusfau 
fes, in Zugang des Stimmrechts und fonft, völlig gleich find. 

Die Wahl des größern Ausfchuffes wird allezeit yon den, auf ben orbentlichen 
Landtagen verfammelten, Ständen vorgenommen, “ zwar bergeftalt, daß zum 
erften Male die erfte Section fünf, und bie zweite Section vier Mitglieder, 
zum zweiten Male aber bie Iegtere fünf und bie erftere vier Mitglieder, und fo fer⸗ 
ner abwechfelnd, aus ihrer Mitte durch Mehrheit der Stimmen ernennt. 

. 37, Hiernähft kommt der Landſchaft bie fernere Führung eines eigenen 
Siegels zu, welches mit ber Umfchrift: „Siegel der vereinten braunfchweig » wol 
fenbüttelihen und blankenburgſchen Landfhaft 1820” zu verfehen ift. Auch hat dies 
felbe +2 Breigelt yon Gerichtsſporteln, Stempeln und Porto, wie vorhin, ferner 
zu genießen, | 

$. 38. Endlich ift die Landſchaft befugt, einen Landſyndicum anzunchmen und 
zu beftellen, und zwar in ber Art, daß zum erften Male bie erfte Section brei 
Candidaten erwählt, von welchen bie zweite Section einen auserficht und benennt, 
im zweiten Balle aber umgelehrt bie zweite Section die Wahl der drei Kandidaten 
und bie erfte die Ernennung vornimmt, und daß in der Folge mit gleicher Abwechfelung 
verfahren werbe. Die Anftellung bed Landſyndici ift lebenswierig und der anderer Staats⸗ 
diener gleich, jedoch damit die Verwaltung eines herrfchaftlichen Dienftes nicht ver⸗ 
einbar. Bon ber gefchehenen Beftellung des Landſyndici wird dee Landesherrſchaft 
Anzeige gemacht, und von biefer darauf, wenn fie gegen bie Perfon nichts zu erin- 
nern findet, deſſen Eonfirmation und die Abnahme des von ihm zu leiſtenden Erb⸗ 
bulbigungseibes verfügt. 

Der Landfondieus hat, als beftändiger Gonfulent der Landfchaft, derfelben über 
alle vorfommende Gegenftände, und, fo oft es verlangt wird, die nöthigen Nach— 
zichten und Gutachten, befonders Über Rechtöverhältniffe, mündlich und ſchriftlich 
mitzutheilen, auch das Amt des erften Secretairs und Chefs des Kanzleiwefens, 
ſowohl bei bem Steuercollegio, als: bei dem bisibenden Ausfhuffe der Stände, 


es 
ſe 
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zu verzichten, und: das landſchaftliche Acchie, ſo wie bie Regiſtratur des’ Steuer: 

collegü , unter. gehöriger Aufficht und auf; die Ordnung babei zu halten. Er führt 

aud) sin votum censultativum umd das ‚Protocoll, ſowohl in beiden Sectionen der 

—— als bei dem Steuercollegio und ben Verſammlungen der landſchaftlichen 
usſchuͤſſe. | 

- Wird die Stelle. bes Landfyndici in: der Zeit, da kein Landtag verfammelt ift, 
durch den Tod, ober. auf andere Weiſe erledigt; fo werben von den Ianbfchaftlichen 
Steuerräthen ‚drei Candidaten zu deren Wicderbefegung auserfehen,‘ und dem grö- 
ſern Ausſchuſſe in Vorſchlag ‚gebracht, welcher, in Verbindung mit. dem engern 
Ausihufle, einen: beufelben- durch Stimmenmehrheit amählt. :. 1 = 2 

Be he Dritter Zitel, | | = 
Don: der Berfammlung der Stände auf dem Landtage und ber Behandlung- 
Ä or der Gefchäfte derfelben. 

.. 8 89. Nur. auf.den, von dem Landesherrn ausgeſchriebenen, Landtagen Eöns 
nen die Stände die Vertretung bes Bandes ausüben, und die Angelegenheiten befs 
felben mit dem Fürften verhandeln. Es hängt jedod von der Lanbesherrichaft ab, 
bei befondern Weranlaffungen einzelne Mitglieder der Stände zufammenzuberufen, 
um über die ihnen vorgelegten Landesangelegenheiten fi zu berathen und ihre Meis 
nung zu vernehmen. . , 

' — Zufammentretungen koͤnnen auch von ben Mitgliebern ber and: 
ſchaft felbft eingeleitet werden, wenn fie eine befondere Veranlaffung zu haben 
ben, über Gegenftände von gemeinfamem Intereſſe fih zu beratbfchlagen; jeboch 
muß vor ber wirklichen Berfammlung felbft davon und von dem Zwecke ber Ver— 
fammlung zeitig der Landesherrſchaft gehörige Anzeige gemacht werben. 

. 40, Ale drei Jahre wird regelmäßig ein. Landtag gehalten, außer: 
ordentlicher Weife aber aud dann, wenn ber Landesherr befondbere Veranlaffung 
dazu findet. 

: e 41. Bor Zufammenberufung bes Landtages wird von dem Lanbeöherrn, 
wegen ber vorzunchmenden Wahlen der wählbaren Abgeordneten der Städte Brauns 
fhieeig, Wolfenbüttel und Heimftedt und der Grundbrfiger bes Landes, das Nd« 
thige an die betreffenden Gerihtöbehörben verfügt, und hiernächſt werden von Hoͤchſt⸗ 
demfelben, mit Beflimmung des Orts und der Zeit der ftändifchen Berfammlung, 
die Berufungsreferipte an die Mitglieder der Landſchaft crlaffen. 

78. 42., Die zum Sandtage berufenen und cingefroffenen Mitglieder ber Stände 
haben, bei ihrer Ankunft, bei dem fürftlicherf gung ſchriftlich anzu⸗ 
zeigen, und die gewaͤhlten Deputirten der vorgenannten drei Staͤdte, und der freien 
Grundbeſitzer des Landes zugleich, das über ihre Wahl aufgenommene Document, 
ſo wie die Bevollmädtigten ihre Vollmachten mit einzureihen, worauf ein Ver— 
zeichniß ber anmwefenden und ih Iegitimirten Mitglieder von gedachtem Colle— 
gio E⸗ und demnaͤchſt an jede Section der verfammelten Landſchaft über: 
andt wird. 
F. 45. Mer auf dieſe Weile ſich in feiner Qualitaͤt als Landſtand oder Be— 
vollmaͤchtigter angemeldet und ausgewieſen hat, iſt fuͤr ſeine Perſon berechtigt, in 
die Verſammlung der Section, welcher er angehört, zu treten und feine Mei» 
nung und Stimme über die vorfommenden Gegenftände bei den besfallfigen 
ee abzugeben, kann diefe Befugnig aber keinem andern Mitftande 
übertagen. 

5. 44, Die Eröffnung bes Landtages geſchieht, mittelft Berufung beider Sec⸗ 
tionen, an dem feftgefegten Zage und Orte von dem Sandesherrn felbft, oder dem 
dazu von Höhftdemfelden beauftragten Gommilfario, unter den, jedesmal Hoͤchſten 
Dres zu beftimmenden, Seierlichkeiten und religiöfen ‚Dandlungen. 

Jedes Mitglicd ſchwoͤrt bei ber Eröffnung der erften Ständeverfammlung, daß 
es dem regierensen Landesherrn und Hoͤchſtdeſſen Nachfolgern aus dem Daufe 
Braunſchweig mit Treue ergeben, und den beftchenden Gefisen gehorfam feyn, audy 
infonderbeit die ihm, vermöge ber Landſchaftsordnung, obliegenden Pflichten, nady 
befter Einſicht, gewiſſenhaft erfüllen wolle. 


Diefer. Eid wird bei bem folgenden Landtagen nur von den neuen Mitglicbern 
berfelben abgelciftet. 


8. 45, Iebe Section bildet für ſich eine befondere Verfammlung, in welcher 
und bei deren Berathichlagungen keine Abtpeilung. noch Unterfchied. der Mitglieder, 
und eben fo wenig cine gewiſſe Drbnung i in. Anſehung bes sinzunehmenden Sitzes 
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und der Abſtimmungen, Statt findet, fonbern Gberralle, gut Ueberlegung und Ent: 
fcheidung kommende, Aug iten, nach abſoluter Mehrheit der Stimmen, ein 
wei gefaßt wich. | a hr 
3 Bei ihren Abftimmungen haben die - Mitglieder: der Landſchaft ganz 
allein ihrer, auf forgfältigei Prüfung Ver vorliegenden Gegenftände gearimbeten, ei; 
genen Ueberzeugung unb ihrem Gewiſſen zu’ folgen, keineswegs aber Sufteuctionen 
und. Eingebungen von Andern anzunehmen und zu beobachten. “7 5 7 0.0. 
nv $,.47, "Die. Sigimgen der beiden Sectionen der Landfchaft werben nicht zw: 
—— Zeit gehalten, damit ber Landfynditus im beiden Sectionen anweſend 
eyn: koͤnne. ER A *4 
Das erſte Geſchaͤft jeder Section der ſtaͤndiſchen Verſammlung beſteht in ber,. 
aus ihrer: Mitte‘ zu treffenden, Wahl ihrer. Vorfteher und Beamten‘, nämlid) eines 
Präfidenten, eined Birepräfidenten and eines Secretairs, welcher letztere, im Falle, 
der Behinderung des Landfyndici, deffen Geſchaͤfte verficht. Ä 
8.48. Diefe Wahl gefchieht vermittelft verfhloffener Zettel, auf weldye jeder 
anmefende Landfiand den’ Namen besjenigen fehreibt, welchen er zu ‘der fraglichen 
Stelle auserfehen hat, und wird durd die Mehrheit entfchieben, dergeſtalt, daß 
zu den Stellen des Präfidenten und Vicepräfldenten diejenigen drei Mitglieber ber. 
Section, auf welche die meiften Stimmen gefallen ‘find, dem Landesherrn .‚präfen: 
tirt werben, um baraus einen zw beftätigen, der ſodann, nad erhaltener Höchfter 
Betätigung , fein Amt glei antritt. 4 m. , 
Die Uebertragung des Amts des Secretairs hängt blos von ber Stimmen: 
mehrheit ab, und bedarf keiner landesherrlichen Gonfirmation. Ä 
5.49, Bei dem chen gedachten Wahlaefchäft verficht das an Jahren aͤlteſte 
Mitglied jeber Section bie Stelle des Präfiventen, und von dem Landſyndico wirb 
daruber ein Protocol geführt. | 1 
- 8.50. Das Amt und bie Verrichtungen bed Präfidenten jeder Section be⸗ 
ſtehen hauptfähhlih und im Allgemeinen in der 2eitung der Gefchäfte der Ver— 
—— und in der Aufrechthaltung der Ordnung bei den Verhandlungen 
elben. | 
Der Präfident Hat daher infonderheit- I 
1) die Sigungen der Sectionen zu beftimmen, zu eröffnen und zu fühließen ; 
2) über die Beobachtung der Vorfchriften und der Ordnung bei den Berath: 
fhlagungen und’ Abftimmungen zu halten; 
8) bei den Verhandlungen allıs, was dem Zwecke und dem Anftande zumider iſt, 
fo wie alle perfönliche Anzüglichkeiten zu entfernen und zu ruͤgen; * 
4) die von * Verſammlung zu entſcheidenden Fragen aufzuſtellen und vorzutra⸗ 
gen, un 
5) die Stimmen daruͤber ſammeln und, nach der Mehrheit derſelben, die Be: 
ſchluͤſſe faſſen zu laffen und ausjufprechen. 
$. 51. Der Vicepräfident kann alle oder einen Theil ber Zunctionen des Praͤ⸗ 
fidenten verfehen, wenn fie ihm von Letzterm übertragen werben, in beffen Abwe— 
fenpeit aber ftchen fie ihm, vermöge feines Amtes, zu. 
$. 52. Der Landfondicus, oder in deſſen Abweſenheit ber Secretair, hat’ in 
ben Sigungen das Protocol zu führem, bie abgegebenen Stimmen zu zählen und 
nad der Mehrheit derfelden die Beihlüffe zu faſſen und niederzufchreiben; ferner 
alle, Ramens der verfammelten Section, abzufafjende Auffäge und Erlaffe zu ent- 
werfen und auszufertigen. 


$. 53. Für die Schreiberei und Regiftratur werben bei jeber Section von 
dem Präfidenten die für die Zeit der fländifhen Verfammlung nöthigen Dfficianten 
angenommen, und zur Verſchwiegenheit und ‚gehörigen Verrichtung ihrer Dienftge- 
fhäfte eidlich verpflichtet und angewiefen, auch wegen der Remuneration von bems 
felben bei dem Steuercollegio angemeffene Anträge gemacht, worauf bajjelbe wegen 
Verwilligung ber dazu erforderlichen Geldſummen das Nöthige zu veranlaffen und 
zu beforgen hat. 

$. 54 Die Sitzungen der fländifchen Gectionen werben zu ber, von bem 
Präfidenten beftimmten, Zeit eröffnet, und wird über die jebesmalige Borfrage, ob 
ein Antrag in Berathung zu nehmen fey, geſtimmt; fo wie mit ben berathenden 
Verhandlungen der Anfang gemacht, fobald ein Drittheil der, die Section bilben- 
den, Mitglieder fich dazu eingefunden hat. : Bu den. Abftimmungen wegen ber zu 
faffenden Berchläffe kann aber nicht cher gefchritten werben, als bis. die Hälfte der⸗ 
felben verfammmelt ift. 
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unter ben Anweſenden nehmen nur der Präfibent: und ber Landſyndicus ober: 
Seeretair in ber Mitte der Verſammlung einen. befondern Platz ein. ut} bl 
$. 55. Die, von Seiten der Landesherrſchaft an die Stände gu machenden, 
Propofitionen und Mittheilungen werden ben geſammten Ständen eröffnet, und, 
wenn felbige eingegangen find, vor allen andern Gegenftänden ber landſchaftlichen 
Berhandlungen von dem Präfibenten der. Section in ber naͤchſten Gisung nochmals 
zur Kenntniß ber Mitglieder derfelben, und ohne baß über die, im folgenden 5. 
erwähnte, Vorfrage geftimmt wird, in den folgenden Zufammenfünften had): und 
nach zur Berathichlagung der Section gebracht. is hi 
$. 56. Nicht allein der Präfident, fondern auch jebes Mitglicb der Berfamm- 
lung ift befugt, über Gegenftände, welche der Landespersfchaft zur Berhdfihtigung 
zu empfehlen, Anträge zu machen; jedoch muß jeder gethane Antrag zunörderft 
duch die Stimmenmehrheit der ammefenden Mitglieder, als zur Berathung geeig⸗ 
net, erfiärt, auch zugleich beſtimmt werben, ob die Angelegenheit einer Commiſſion 
r borgängigen Prüfung und Berichtserflaitung zu übergeben fey, und, wenn 
olches gefchehen,. kann derjenige, von weldyem der Antrag berrührt, einen Zag zur 
Deliberation und Abftimmung darüber vorfchlagen, an welchem die Sache alsdann 
mir Genehmigung des Präfidenten verhandelt wird. 13 Bra 

$. 57. Wer ben Antrag zu einem, an die Regierung zu Helangenden, Be— 
fchluffe machen will, muß ſelbigen ſchriftlich abfaffen und zur Einruͤckung in das 
Protocol vorlegen, worauf er benfelben vor der Berathfchlagung barüber näher zw 
entwiceln und ‚mit Gründen zu unterftügen hat. 3 

5. 58. Diejenigen, weldye für oder wider einen gemachten Antrag zu rebem. 
wuͤnſchen, haben ſich, indem fie von ihren Sitzen aufftchen, deshalb an den Prä: 
fidenten gu wenden, ber ihnen in ber Orbnung, wie er ihre Anrebe vernommen, 
das Wort zu geben hat. Es fteht auch jedem anmwefenden Landftande frei, über ges 
fchehene Anträge Veränderungen vorzuſchlagen, über welche eben fo, wie über die 
Anträge felbft, geftimmt wird. 

$. 59. Bei jedem, zur ER gelangten, Antrage muß erftere ber Abſtim⸗ 
mung vorangehen, und hängt es von ber Bellimmung ber Berfammlung ab, ob, 
nad Befchaffenheit der Sache, darüber fagleih, oder in einer andern Sitzung ge: 
ftimmt werben fol. 

. 60. Bei den Berathfchlagungen kann jedes anwefende Mitglied der Stände 
feine Meinung vortragen und entwideln, barf jedoch in derfelben Gigung nur cin 
Mal über die, zur Entfcheidung ftehende, Frage reden; es fey benn, daß eine uns 
richtig verftandene Aeußerung deſſelben einer kurzen Erläuterung beduͤrfte. 

Auch dürfen diefe Vorträge blos mündlid gehalten werben, und nur bie lan⸗ 
desherrlichen Commiſſarien und bie, Namens ber ftändifchen Commiſſionen auftres 
tenden, Referenten bie ihrigen in fchriftliche Auffäge bringen und ablefen. un 

Nach beendigter Berathung fordert der Präfident die gegenwärtigen Mit: 
glieder nach der Reihe, wie fie zufällig figen, auf, ihre Stimme abzugeben. 

. 61. Um aber die vorliegenden Anträge zur Entfheidung zu bringen, Bei: 
bet der Präfident die Gegenftände berfelden in deutlich beftimmte Fragen ein, wor: 
über mit Ja oder Nein laut geftimmt wird, Sollten über die aufgeftellten Fragen 
Erinnerungen gemacht werden; fo wird über bie vorgefchlagenen Abänderuns 
kr geftimmt, und entfcheidet bie ganze Verſammlung über bie Abfaffung ber 

ragen. 

$. 62. Die abgegebenen Stimmen werben von bem Landſyndicus ober Seere⸗ 
taie namentlich; bemerkt, und der, auf gefthehene Zählung, nad) ihrer Mehrheit ges 
faßte Beſchluß wird hierauf der Verſammlung fofort eröffnet. 

. 63, — ſich aus ber vorgenommenen Sammlung der Stimmen eine 
Gleichheit derfelben; fo wird bie Sache in einer folgenden Sitzung nochmals in 
Umfrage gebracht. Und bleiben ſich die Abftimmungen auch alsdann gleich; fo wire 
diejenige Meinung, welcher der Präfident beigetreten ift, ats der Beſchluß der 
verfammelten Gection angefehen. 

$. 64. Bon dem feftgeftellten Grundfage, daß zur Faſſung eines Beichluffes 
über bie verhandelten Gegenftände nur bie abfolute Stimmenmehrheit der anweſen⸗ 
ben Mitglieder erforbert werde, tritt allein eine Abweichung ein, wenn ftändifcher 
Seits ein Antrag an den Landesherrn gemacht werben foll, welcher eine weſentliche 
Abänderung ber bisherigen Landes⸗ ober ———— enthaͤlt. In einem 
ſolchen Falle muͤſſen wenigſtens zwei Drittheile der an Mt ha bem vorges 
— Antrage beiſtimmen, um als gültig beſchloſſen betrachtet werben zu 
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uf che sahen — — —— ze ——* 
t, und da irkun rderung aßten 
—— durch Verwahrungen, noch ng auf bie se — 
ey —* andere Weiſe aufgehalten oder gehindert werden, ſondern jedes ſtaͤndiſche 
d muß ſich das Reſultat der Abſtimmung ſchlechterdings => laffen und 
berubigen, obwohl demfelden unbenommen bleibt, feine -befondere Meinung 
was auszuführen und gu den Acten zu bringen 
ie über derhandelte Gegenftände von einer Settion befchloffenen An: 
„0 werden fofort ber andern Section mitgetheilt, in weldyer die vorliegende 
Sache alddann einer , Gommiffion ur vorläufigen Prüfung übergeben, und, nad) 
von berfelben darüber erſtattetem Berichte , ;die, Berathung und Abftimmung bald« 
thunlichſt erfolgen und, nadı dem Refultate ber letztern, ein Beſchluß gefaßt wer: 
den muß. Es können auch Berbefferungem oder Veränderungen von ber einen Sec⸗ 
tion der andern vorgeſchlagen werben, und erft, wenn beide Sectionen über einen 
Antrag völlig einverftanden find, mi berfelbe, von Seiten der Landſchaft, mit 
einem,: von. dem Präfibenten zu chnenden, Berichte an ben Lanbesfürs 
ſten überreicht, worauf die Hehe 8 Re olution barüber vermittelſt Reſcripts er⸗ 


$. 67 ten beibe. Sectionen ſich ¶ über einen vorliegenden Gegenſtand nicht 
vereinigen; fo findet eine Bufammentretung von aus jeber Section in. gleicher An: 
sahl zu ernennenden Commiſſarien und, wenn die Sectionen es auch nur einfeitig 

nfchen und darauf antragen, die Zuordnung landesherrlicher Gommiffarien Statt, 

und wird von biefer gemiſchten Gommiffion ber Verſuch gemacht, ob: durch annaͤ⸗ 

Er et und Modificationen eine Vereinbarung ber Exctionen zu errei⸗ 
e. 

Unter gleichen Umftänden kann auch ein Zuſammentreten der Witslieder beider 
Eectionen Statt finden. 

8. 68. Wenn, von Seiten bes Lanbesheren, ein. Erlof ober: Antrag an bie 
Stände gelangt: ift, und beide Sectionen Tonnen ſich über: ihre darauf abzugebende 
Erklärung nicht ‚vereinigen; ſo iſt darüber, Namens gefammter Lanbicjafty: Bericht 
an die Landesherrſchaft zu erftatten, in ‚weldyen das Refultat ber Verhandlungen 
ig] Section, mithin das gutachtliche Dafürpalten jeder beufeiben befonders auf: 
zunehmen i 

$. 69. Ueber einen Gegenftand, ach deffen eine Vereinbarung beider 
Sectionen nicht zu Stande gebracht wo 2 ein Be Antrag und eine weitere 
Deliberation während deſſelben Landtages nicht zulaͤſſig. 


N ne 
4. 7 De Eanbeiper tann, feinen Butfinden Geheineraůthe oder an⸗ 
u ein 2 Cum der 
nen, um bie; ‚an Landſchaft eria Gründen näher zu 


ordnung folcher here ag mer ma der Zeit. ihrer Ankunft vorher 
—— —*2* bieten jedoch bei ihren —E und Abſtimmun · 
J. 7. "Bicden möndtiche Mitteilungen, GErörterungen und Berathungen zur 
Befdrderung einer Angelegenheit oder eines Geſchaͤfts zwiſchen kLandesherrn un 
Ständen für —** gehalten; fo. wird, von Seiten ber kandesherrſchaft, 
duſammen —— fuͤrſtlichen geheimen Nathscollegii oder anderer. fürftticher. — 
miſſarien einer ſtaͤndiſchen Deputation von drei bis ſechs Mitgliedern veran⸗ 
laßt, us bie inirgen ——* koͤnnen ihrer Seitz in dazu * neten Faͤllen 
darauf antragen, daß einer Deputation aus ihrer Mitte muͤndliche A ng oder 
nähere Erläuterungen über — Eriaſſe durch fuͤrſtliche Co —— er⸗ 


theilt Ar zus 
— Perfonen und. Zahl der Mitglieder. ‚einer foldjen Deputas 
tion ati von jeber Section ſeibſt. 
d. 73. Richt nur alle, von dem kLandesherra und von weinen Gection an bie 
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andere erlaffene Anttäge, reg auch alle, fonft in Erwägung kommende umfaf: 
ſende Gegenftände müffen vor iheer Verhandlung: in. der: ſtaͤndiſchen Verfammlung 
der vorläufigen: Prüfung und Bearbeitung. einer zu wählenden Commiſſion von drei, 
fünf :oder fieben "Mitgliedern übergeben werben. Der ernannten Gommiffion muß 
Ger Vorwurf der vorzubearbeitenden Sache genau beſtimmt werden; es mag mun 
ſolcher in ‚einer. vorzunehmenden unterſuchung, "oder in einem abzuſtattenden ha 
achten, ober in Abfafjung eines schriftlichen: Auffages beftehen: 

$. 74. Jede ſolchergeſtalt niebergefegte — waͤhlt zuerſt unter Fe ein 
Mitglieh,. welches den: Borfig, und ein anderes, welches das Protocol! zu führen 
hat, betreibt ihre Gefchäfte collegialiſch, und macht hiernuͤchſt, nach Beendigung. ihr 
rer Arbeit, von dem Refultate derſelben Such eines ihrer Mitgtieder Vortrag an 
die verfammelte ‚Section, worliber ſodann von der * fo wie über jeden. andern 
‚Antrag, berathfchtagt :umbd geſtimmt wirds. . 
1... 8 75. Jebe Section Bann; umter hinreichende Veranlaſſung dezu gebeniben 
umftänden, ihre: Eigungen auf gewiffe kurze Zeit ‚ausfegen. : Aber mir von bem 
re kann die Bertadung: des Landtages: verfügt werden‘ Während der Ber- 
ragung ı des“ Sitzungen der Bandichaft: ben gu ‚wicbeugefegten’ ommiffionen 
nicht gehörigen Misaliebern bderfelben frei, fih aus dem Orte zu entfernen. ®) 

So Tange'bie. Siguiigen damernz’ barf kein Rinde En jaft op ur- 
laub feiner. Section) abreiſen. 
„92 761 Die, Verhandlungen der: Landſchaft —5 ſo ange go aehaiteh 
‚werben, big die «Möfultate: berfelbem gefaßt umb zur. ‚Publication gelangt find. Es 
————— erlaubt, bie Meinungen Vota ——— Mitgtieder bekannt 
wm Ru: Hn — 
$. 77. Vor dem, von ber Beftimmung des Landesherrn abhängenden, Sctrffe 
Des Landtages werden bie: verſchiedenen Gegunftände und Puntte, woruͤber Hoͤchſt⸗ 
derſelbe und die Staͤnde im Gefolge der, waͤhrend deſſelben gepflogenen, Unterbanb: 
tungen ſich vereinigt dabei ‚in ‚einen Landtagsabſchied -oder Receß zufanmengerra: 
an, enund iſt ſolcher nicht nur von dem Landesheren und, “won Seiten der Stände, 

Hm’ Praſident en und dem Landfhndico —* unterzeichnen und zu beſiegeln, ſon⸗ 
dern demnachſt auch: durch den Druck öffentlichen Kunde In bringen, worauf 
die allgemeine Landesverſammtung ———— Art und Weiſe ls bei bee A 
‚nung geſchab feier a wird. ! 
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$. 78. Alle, dich die Zuſammenberufung und Berfammlung der Stände ver:. 
anlaßten 'allgemeinen Koften werden aus der Steuerdaffe beſtritten; «8 ‚erhalten aber 
daraus die Mitglieder der Landſchaft Feine Vergütung fuͤr die Koften ihrer Reifen 
und ihres "Aufenthalts bei dem kandtage, ſondern "rin jebes Mitglied, das nicht 
“aus eigener Rechte erſcheint, muß von denjenigen; für weiche es ‚erfcheint, ent: 
* werden, und bleibt es beſonders den freien — 

mit ahren Deputirten uͤber ſolche Entſchaͤdigung zu vereinbaren. nd; 

Sowohl den Prälaten, als den zu ber zweiten Gection abacorbnetew! aus 
Wärtigen Mitgtiedern wird deshalb rine billige Entſchaͤdigung zugeſtanden, und das 
Röye: darüber durch ein zu trefimbes Uebereinkommen beftinime werben, >’ - 

Die zu den. Commiffionen deputirten ‚Mitglieder erhaiten Fünmelich, wie * 
die verſammelten Mitgtieder bes groͤßern Ac ſchaer Diäten nad) den dernnädhft 


ww beftimmenden Gägem" 
nd dev. Vertagung bes Landtages bekommen prakt diejenigen Mitglie- 
ber ber Tanbfegaft Diäten, welche bei ber niebergefegten —— tutaau⸗ 


ſind. 

— * Der jebesmalige Landetherr fann, nadh * Antritte Seiner Kiste: 
tung gewöhnliche Erbhuldigung von den Untershanen nfcht cher verlangen mad 
ſich an Taffen, als bis von Hoͤchſtdemſelben die gegenwärtige Landſchaftsordnung 
formlich und‘ biändig angenommen. und beſtaͤtigt, auch die hergebrachte Verſicherung 
wegen Aufrechthaltung der, uͤber die Primogenitur in dem fuͤrſtlichen Haufe Braum⸗ 
ie » Wolfenbüttel beftchenden Bertväge und des Pacti Henrico - Wilhelinjani 

ſchriftiich ausgeſtellt worden iſt. url 

BR» Ball der Minderjährigkeit bes Sandezfürften ertheilt der, die vLandesregie 
u Vormund dieſe Beſtaͤtigung und Verſicherung für die Zeit feiner 

srwaltung. 

8: 80,:: Die Wirkſamkeit der Beftimmungen - der Banbfchaftsorbnung - fängt, 
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ed Per von eben der —— ats ſolches bei a 
bern Geſetzen ·geſchieht. 

Borſtehender —— dato: von * eendſcheften dei, HBergogthums Braun 
ſchweig und Fuͤrſtenthums Blankenburg angenommen; und im Auftrage geſammter 
Stände von deren Deputirten: durch — un: u. — Kr 

Braunſchweig, ben 19. Fanuar 18 ABER: 

(L. S.) Auguft Eprift. Bartels, ri zu Riddäge Shadfeh. HEREIN. WG 

(L. 8.) ———— Heinrich Mahner, —* der Stifter et. Biafi 
und Gpriacı. 

(L. S) Johann Wilhelm". eg Biegenbein, Abt zu Michaelſtein. 

ger 8) Zuß &ro Weile Fi 1040, Pr 3 Et. kKaurentii. 
u ard von icher, wegen, 

ur Ss) Häns wi Gottfried von‘ Piellen, — 10 1008 A 

(L. 8.) ‚Chrikian riedrich Adolph von —— e. 

Me. 8.) stand” org Chrifftan Yeeteberh, 0%, genängt voR 

Wendhaufen, wegen Küblinge 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm Karl Branctscite‘ Anton Ehriſttan von 
Campe, wegen Dee 

(L. 8.) — eudewig Bilpeim Ern ſt Graf ‚dom Bieter Ye Dut- 


0 Ph ilippe von’ Haͤckel ⸗/ tatorio niotminesj; dw 5 8 
on 8.) Röttger Graf von’ nn wegen des chenden, er 

(b. 8.) Frie drich Karl von St omted, auf Groß» Sisbech. 
(6.8): Do do Friedt ich Walterr | 

‚Beichei Karl Gulemann, wegen des Serichte Braunlage und wegen 


C. 8.) 

ber Ritkergäter Benzingeröbe nid" Cattenſtedt. 
(L. S.) Sobann Heinch WBiimerdiug, wegen der Stadt Braunſchweig. 
(L. 8.) Deinri: Peter Beynvoy Y wegen ber Stadt —— ä 
S Auguſt Georg: Kähend ah bawegen der Stadt 


Und dann biefe renibirte, — 75 — Are. Inhalte * 
allen Puncten von rs deregint gt w —æã eifichen ak Mi hietdurch un ms 
biefes die ſolchergeſtalt mie den —5 8* Yin Braunfchmweig < Wolfen: 
büftel und bes # Surftähth ms Bld Fonts getroffene —I t, und verorbnen 
zugleich, daß bartiber von Jebermann/ d nes betrifft, md’ Überam auf bas Ge 
nauefte gehalten‘ werben ſolle, haben —*— für ih —* hen u 
Braunschweig befehligt und autoriffrt, in Unferm Namen, nach Bellimmungen 
der —— kLandſchaſteerdnung, die geſammten "Stände ke an als thunlich 

zufa mmenzubtrufen/ und ihnen die fer berathenben ſitionen mit⸗ 
en. Jo wie bien gegenfeitigen Anträge ' Are —** entgegenzunch⸗ 
men, und darliber das Weitere —— "und, Au ‚uufeger: Batifkarin m 
concertiren. 


urkundlich unſerer —E untefäri und geraten fügen Ge: 


ekanzleiſiegels. 
ar Gertan God, vn 28. ap N — Las BE SL I}? 
s Mi. . ls 8): Se wrige erKu .i.... 099% 
fal,e s, nselsiniy win.) Ts 
⸗ erinin * et "Eee — 
alıelı vom 30. Sept 18331. 4 8 
RE Me 
Bon dem Wefen. ber Lani e, — Snfornnufegung: der. Ständever: 
fammlung und bei, ine en Ausſchuſſes fo tie von dem Bohkehe 


nd von den —* der Landtagsabgeordneten. 


Exrſter Kordaite hi ——— 
Von dem Weſen der Landſchaft. 


1. Die vereinten Stände des Herzogthums Braunſchweig⸗Wolſenbüttel und 
des Fuͤrſtenthums Blankenburg find berechtigt und verpflichtet, die Geſammtheit der 


028 hBraunſchweig . 
beider Laͤnder in beim: grundgeſetlichen Verhaͤltuiſſe zu ber Landetregie⸗ 
rung zu vertreten , beren Intereffen und Rechte verfaffungsmäßig wahrzunehmen, 
und zwar auf bie in der gegenwärtigen Landſchaftsorbnung vorgefchriebene Weife. 
n ‚Die en Landfchaft bildet ein ungetrenntes Ganzes. 
ra b —— —— —————— = ware ur —* —* * 
tung au em an rch bie n ammlung, ober zw n: Landta⸗ 
—* das Organ ‚des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes. 


Zweiter Abſchnitt. 


Zuſammenſetzung der Staͤndeverſammlung. 
A Allgemeine Beſtimmungen. 
1. Zahl ber Shgerzuusten und deren Vertheilung auf die verſchie⸗ 
benen Standesklaſſen. 
4. Die Staͤndeberſammlung beſteht aus * fei aewahitan Abgeordneten des 
RAR. * war 
* —— der Praͤlaten, ee 
aus: '19 Abgeordneten der —X 
aus 18 Abgeord u Stäbte, 
"Aus 18 Abgeordneten der Freifaffen und Bauern, 
2. Nähere. — — ‚über: bie Bahlıdber. Eehpratpämsigen & Abge⸗ 
ordneten jeder Stanbestlaf 
8 Bon Ren ſechs Abgeordneten ber Praͤlaten wird die eine Haͤlfte aus ber 
= er zur erfien, und die zweite Hälfte au: der bisher zur ‚weiten Section der 
* € ich Prölaten genommen. 
bgeordnete der Ritterfchaft müffen Gigenthämer eines in dem Bahibegirke, 
für, * n fie gewaͤhlt ten belegenen. Ritterguts feyn. 
bgeorbnete der Staͤd —— udel⸗ ober Gewerbtreibenbe , ‚ober fiam- 
* —— des Magiſtrates, und in dem Wahlkreiſe, welcher fie ſendet, 


wo 
— —* — der Freiſaſſen undee ern muͤſſen Eigenthuͤmer eines in bem 
Wäbttreife, für melden fie gewählt w liegenden Freiſaſſenhofes ober eines 
a Ha ‚feyn, d. h. eines ſolchen Gutes, —2— nach Bauernrechte vererbt wird. 
en drei een a Alt — * —* Ge Freiſaſſen 
und Bauern konnen unter den, wiſſenſcha ebildeten nme s Derzogthums 
aewalt werben, welche Überhaupt Ang RS 3.. * 
8..®on den allgem einen Seablen I jr 
$. 6. ‚Bor febem dritten erbentlichen. Landtage und. nach. ichen. Xufiöfung der 
Ständeverfammlung, werben. die ‚Abgerrbneten allgemein neu gewählt, und mit. Be 
endigung biefer, neuen Wahlen eri ſcht das Recht. der ‚früher ‚gewählten. Die aus 
tretenden Mitglieder koͤnnen wieder gewählt werben. 
4S bel lv»rrtreter Ber" Abgeordneten. ' 
$7 Bür jeden Abgeordneten wirb zugleich ein Stellvertreter gewählt, ber 
diefelben Eigenfchaften wie dieſer haben muß, unbeinberufeh wird, wenn der Ab⸗ 
georbnete ben — — Auftrag: niedergelegt, ober nicht fort beſor⸗ 


gen kann. 
3. Reue Wahlen in einzelnen Fällen. 
8.8. Wenn fowohl —** Abgeordnete, Men auch on —— ihren Auftrag 
oder usrichtun erden, erlaͤßt andeeregierung 
a —A si Sabın — Lie, zb 
B, Specielle TEIL Ffürdbieeingelnen 
Stapdesktlaſſen. 
1. Von den Prälaten. 
8. 9, Die jest beſtehenden 12 Iandtagsfähfgen Prälaten werben beibehalten. 
$. 10, Saͤmmtliche Prälaten werden zu ihren‘ Aemtern durch den 
auf Lebenszeit ermannt, 
Eine proviſoriſche Bekleidung mit_einer biefer Prälaturen ift unzulaͤſſig. 
8 —2 Ritterſchaft. 
Wahlbezirke. 
ki 11. * landtagsfähigen Kitergäer des Herzogthums werben in vier Wahl 
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ir Per ng die Rittergüter bes Wolfenbuͤttelſchen und Blantenburgfchen 
Zweiter Begirk: die Ritterguͤter des Schoͤningſchen Diftricts. 
Dritter Bezirk: die Nittergüter des Wefer: Diftricis. 
Vierter Bezirk: die Ritterghter des Harz: Diftrictd. . . . 
b. Bertheilung ber Abgeordneten der Ritterſchaft auf die Wahlbezirke. 

$. 12. Fuͤr den erften Wahlbezirk werden fieben, für die drei übrigen für jeben 
zwei Abgeordnete gewählt. =. 

Bon ben drei Abgeorbneten, welche Gutseigenthuͤmer nicht zu feyn brauchen, 
wählen das erfte Mal bie drei. erſten Wah zirke jeder Einen, das zweite Mal ber 
vierte Wahlbezirk Einen und der erfte Wahlbezirk zwei u. f. ferner. 

8. Bon den Städten. | | 
a. Wahlbezirke. 
$. 18. Die Städte des Herzogthums bilden ſechs Wahlbezirke. 

Erfter Bezirk: die Stadt Braunſchweig. =: 

Zweiter Bezirk: Wolfenbüttel und Schöppenftebt. | 
Dritter Bezirk: Helmftedt, Schöningen und Königslutter. 
Bierter Bezirk: Seefen und Gandersheim. 
Fünfter Bezirk: Holzminden und Etadtoldenborf. 
Schöter Bezirk: Blankenburg und Haſſelfelde. j 
b. Bertheilung der Abgeordneten auf bie Wahlbezirke. | 

$. 14. Bon ben 13 Abgeorbneten der Städte wählt der erfte Bezirk feche, 
— zweite und dritte jeder zwei, der vierte, fuͤnfte und ſechſte jeder einen Abge— 
ordneten. 

Die drei unter dieſen Abgeordneten, welche weder Gewerbtreibende noch Mas 
giſtratsperſonen = feyn brauchen, werben bergeftält vertheilt, daß Einen die Stadt 
Braunfhmweig, Einen der zweite und dritte Wahlbezirk abwechfelnd, und Einen der 
vierte, fünfte und fechäte Wahlbezirk ber Reihe nady fenben. 

4% Ereifaffen und Bauern. 


a. MWablbezirke. 
«15. Das Herzogthum wird in Beziehung auf die Wahl der Abgeordneten 
der Freifaffen und Bauern in fieben Bezirke getheilt. 
Erfter Bezirk: die Kreisämter Vechelde und Riddagshaufen. 
. Bweiter Bezirk: die Kreisämter. Wolfenbüttel, fammt Rotenhof, Salder und 
Shöppenftebt. 
Dritter Bezirk; die Kreisämter Helmftebt, Schöningen, Königslutter, Vorsfeld 
. und Galvörbe. | | | 
Vierter Bezirk: die Kreisämter Ganberöheim, Seefen, Lutter am Barenberge. 
Zünfter. Bezirk: die Kreisämter Holzminden, Eſchershauſen, Stadtoldendorf, 
Greene und Dttenftein. 
a Bezirk: : die Kreisämter Blankenburg, Baffelfelde, Walkenried und 
arzburg. 
Siebenter Bezirk: das Kreisamt. Thebinghaufen. 
b. Bertheilung der Abgeordneten auf bie Wahlbezirke, 
ER $. 16, Jeder der ſechs erften Wohlbezirke wählt zwei Ageordnete, der ſiebente 
en. En 
‘ Die drei unter dieſen Abgeorbneten, weiche Grundeigenthümer nicht zu feyn 
brauchen, werben bei ber erften Wahl von dem erften, dritten und fünften, bei der 
zweiten Wahl von dem zweiten, vierten und festen Wahlbezirke gefendet, 


Dritter Abſchnitt. 
Bufammenfegung des ftändifchen Ausfchuffes. 


1. Zahl feiper Mitglieder. | 
$. 17. Der fländifhe Yin Huf TOR ale fünf Abgeorbneten des Landes beftchen. 
x % Wahl; derfelben. en 
$. 18. Diefe werben von. der Staͤndeverſammlung durch abfolute Stimmen: 
mehrheit, aus den Abgiorbneten, hach ber für die Wahl diefer vorgeſchriebenen 


e erwaͤhlt. * a | 
8. Zeit“der Ernennung beffelben. 


- &. 19. Der landftändifhe Ausſchuß wird ernannt, wenn der Landtag verab- 


False ober aufgelöfet wird, vor deſſen Auseinanberashen- & — 


930 - Braunſchweig. | i 
4. Erneuerung ber Mitglieder des Ausfchuffes. 
5 20. Nacd) jeder neuen allgemeinen Wahl der Abgeordneten erlifcht bad Recht 
bes ftändifchen Ausfchuffes, und zwar: an dem Tage, an welchem bie Staͤndever⸗ 


fammlung eröffnet wird. 
$. 21. Entfteht eine Bacang in dem Ausfchuffes fo iſt ſolche fofort wieber 


zu befegen. 
Vierter Abſchnitt. 


Bon der Wahlberehtigung. 
A. Allgemeine Befimmungen 


1. Allgemeine Erforderniffe ber Wähler, Wahlmänner und Wahl» 
berehtigten in allen Stanbestlaffen. 
| Gefeglider Sprahgebrand, 
$. 22. Wähler heißen diejenigen, welche in ben Fällen, wo nicht eine unmit⸗ 
telbare Wahl der Abgeordneten Statt findet, verfaffungsmäßig berufen find, bie 
Perfonen zu ernennen, welche bei der Wahl der Abgeordneten ftimmen. 
Diefe Iegteren heißen Wahlmänner. 
Wahlberechtigte find diejenigen, welche bei der Wahl ber Abgeorbneten, vers 
möge ihres Grundbefiges oder ihres Amtes, ein Stimmrecht haben. 
a. Perſoͤnliche Erforderniffe. 
$. 23. um das Wahlrecht als Wähler, Wahlmann, oder Wahlberechtigter ande 
üben zu Eönnen, muß man 
1) das 25fte Jahr zurüdigelegt haben, 
2) fi zur chriftlichen Religion bekennen, 
8) feit drei Jahren feinen Wohnſitz im Herzogthume wirklich gehabt, ober bady 
bas Wohnortsrecht feit fo langer Zeit erworben haben. 
b. Gründe der Unzuläffigkeit. 
$. 24. Unzuläffig find aller 
1) melche wegen eines Verbrechens zu Zwangsarbeit ober zu einer bärteren, als 
einer dreimonatlidhen Gefängnisftrafe, oder überhaupt wegen Meineids, Diebe 
ſtahls, Hehlerei, Betruges oder Bankerotts durch ein rechtsfräftiges Erkennt⸗ 
niß im In- oder Auslande verurtheilt, oder von der abvocatorifchen Prarid 
remopirt find; 
2) welche uͤberwieſen find, es verfucht zu haben, durch Gefchente, Verſprechun⸗ 
en ober fonft auf unerlaubte Weife auf die Wahlen der Wahlmänner ober 
geordneten einzuwirken, oder ſich ſolchen Einwirkungen hingegeben haben; 
8) weldye wegen eines der unter 1, und 2. erwähnten Verbrechen in Unterfuchung 
gerathen und nicht völlig freigefprochen find; 
4) weldye wegen eines ſolchen Verbrechens noch in Unterfuchung find; 
5) welche unter Euratel ftehen; 
6) — * im Lande befindliches ſtimmberechtigtes Grundvermoͤgen im Con⸗ 
curſe iſt; 
7) welche Ruͤckſtaͤnde an oͤffentlichen oder Communalabgaben haben, und an deren 
Bezahlung vergeblich gemahnt find. 
c) Weiber und Minderjährige. 
$. 35. Weiber und Minderjährige können ihr Wahlrecht nicht felbft ausüben, 
wohl aber, wenn fie baffelbe vermöge eines Grundbefiges haben, durch Andere aus⸗ 
üben laffen, und zwar | 
Weiber durch ihre Ehemänner, 
Wittwen und Gefchledene durch ihre: Söhne, 
Minderjährige durch ihre — — Ei; 
infofern ſich bei dieſen Perfonen bie gefegli en, Erförderniffe finden. 
d, Mehrere Miteigerithümer, 
8. 26. Mehrere Miteigenthümer vereinigen fidy darüber, wer von ihnen bas 
Stimmrecht ausüben ſolle, und bei entſtehender Uebereinktunft entfcheibet das Loos. 
e. In Streit befahgetie Eigenthuͤmer. 
$. 27. Während eines Rechtsſtreites über das Eigenthum oder die lebenslaͤng⸗ 
liche Rugnießung bes fimmbevehtigten Guts, ruhet das Stimmrecht. 
f. Meh fohes Stimmredt. | 
$. 28. Niemand ann in derfel en Standestläffe, weber in bemfelben, noch in 


derſchiedenen Wahlkreiſen ein mehrfaches Stimmrecht ausüben, mag ihm dieſes num 
— 
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ald Inhaber mehrerer ſtimmberechtigten Grundftüde, ober ald Grundbeſitzer und 
vermöge feines Amts, ober auf andere Weife zuftchen. . 

Wer dagegen in verfchiedenen. Standesklaffen ſtimmberechtigt ift, kann ſein 
Recht in jeder Klaſſe ausüben. | 

Den in berfelben Standesklaſſe in verſchiedenen Wahlbezirken Berechtigten ſteht 
die — Wahl zu, in welchen Bezirke. fie ihr Recht in Ausübung bringen 


wo 
am ar . Grundeigenthum ber Landesregierung. | 
5. 29. Das Stimmrecht der in dem Befige der Landesregierung beſindlichen 
Beuhöftlie: KÄUAFE, wird. aber. wieder: wirtfam, wenn biefe in die Hände von Pri- 
vatperfonen übergehen. ' Pa 
B. Befimmungen darüber, weminfeder Stan: 
desfiaoffe bass Wahlrecht zufteht. _ 
er. A. Bei den Prälaten. 
8.0 Die Abgeordneten der Prälaten wählt, die Landesregierung. 
ie erläßt bei der Konvocation des Landtags Berufungsreicripte an bie, welche 
als —— waͤhlt, und benachrichtigt zugleich den ſtaͤndiſchen Ausſchuß von 
getroffenen Wahl. 
— B. Bei der Ritterſchaft. 


a. Wahlberechtigte. 

$. 81: Jeder Eigenthuͤmer oder lebenslaͤngliche Nutznießer eines landtags faͤhi⸗ 
gen Ritterguts, und jeder zu der bisherigen erſten Section der Landſchaft gehoͤri 
Praͤlat, und zwar dieſer in dem Wahlkreiſe, in welchem er ſein Domicil hat, HR 
bei der Wahl ber Abgeordneten für die Ritterfhaft wahlberechtigt. 

b. rg des Stimmrechts durch den jegigen Gutäbeftand. 

$. 32. Das Wahlrecht haftet auf bem jegigen ganzen Umfange ber im bie 
ittermatrikel eingetragenen Zubehörungen der Güter, und geht durch Zerftüdelung 
oder durch Veräußerung einzelner Theile beffelben verloren, ausgenommen, wenn 
eine Veräußerung einzelner Gutszubshörungen dem ftändifhen Ausfchuffe angezeigt, 
von biefem mittelft Berichts an den Landeöheren für unbedenklich erklärt und von 
Voͤchſtdemſelben genehmigt wich 

< Aufnahme neuer Güter in die Rittermatrikel. 

$. 33. Mit — er Ritterſchaft und des Landesherrn koͤnnen nicht 
landtagsfaͤhige Güter in die Rittermatrikel aufgenommen werben. 

Die Zuftimmung ber Ritterfhaft muß der des Landesherrn vorausgehen, unb 
iſt als ertheilt anzufehen, wenn mindeftens zwei Drittel ber ſaͤmmtlichen Ritterguts: 
befiser geflimmt haben, und die Mehrheit für den Antrag ift. 

Geſuche um Aufnahme in die Rittermatrikel werden während des Landtags an 
die Ständeverfammlung, außerdem an den ftändifhen Ausfhuß gerichter, die Kit: 
terihaft wird convocirt oder zur ſchriftlichen Abftimmung aufgefordert, und, . nad 
Moafgabe des Erfolges der Abftimmung, dad Weitere erlaffen. 

d. Beſchraͤnkung der Vorſchriften des $. 38. 

$. 34. Eine folhe Zuftimmung zur Aufnahme in die Rittermatrilel ift nicht 
erforderlich, wenn Güter, welche früher in derfelben geftanden haben und jegt Ei: 
genthum der Landesregierung find, in bie Hände von Privatperfonen übergehen, 
vielmehr haben biefe Güter das Recht, in bie Matrikel aufgenommen zu werden. 


(Bergl. $. 29.) 
$ C. Bei den Städten 
1. Stäbtifhe Waͤhler. 
a. Einleitung. | 
$. 35. Die ftädtifchen Abgeordneten werden durch die Wahlberedhtigten und 
Wahlmaͤnner gewänlt. 
Die legtern erhalten-ihren Auftrag duch die Waͤhler. 
b. Eigenſchaften der Wähler. 
8. 36. In den Städten ift jeder Wähler, wer 
entweber das, Bürgerrecht; gewonnen hat, oder. Eigenthuͤmer eines Hauſes in 
dem Stadtbezirke # und Sommunalfteuer zahle. * 
—— Gewerbtreibende, die nicht Bürger, ober Hauseigenthuͤmer 
find, nnen nur Wähler feyn, wenn fie-minbeftens nach din, Behuf der 
Entridtung der Communalfteuer aufgenommenen oder noch aufzunehmenden, 
Arm. Kbichägungen in Braunfhweig 500 Rthle., in übrigen Staͤdten bes 
Landes Rthlr. jaͤhrliches ftändiges Einkommen — 
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Als ftändiges Einkommen werden Gehalte und Penſionen, die vom Staate 
bezogen werben, nicht angeſehen. 
2 Die eg 


a, Deren. A 
$. 37. In jeber Stabt werden fo viel — ernannt, als bie Zahl 25 
in ber Zahl der Häufer aufgeht. 
Wenn die bei diefer Divifton übrig bleibende Haͤuſerzahl mehr als 15 beträgt, 


wird = fie noch ein Wahlmann ernannt. 
Vorftädte, fo wie bie in dem Stadtbezirke, — ohain⸗ Ans. dabei 
mit > — zu bringen. TE 


b. Deren Eigenſchaft 
5. 38. Nur derjenige, welcher die ı — — eines Paste — par, 
fann Wahlmann feyn, und e8 wird außerdem erford 

1) bei ben Bürgern ober Hausbefigern, daß fie ein en | 5** 
ſtaͤndiges Einkommen, in Braunſchweig von 600 R ki, in den übrigen 

Städten von 800 Rthlr. haben; : 
2) bei den nicht anfäffigen Gewerbetreibenden, melde das Dargenehi nicht 
he haben, daß a. ———— — ſtaͤndiges Einkonimen, 
— von Kthlr. brigen Staͤdten von 500 Rthir. 


Pe mmöffen fie in ber Stadt, fuͤr welche ſie gewaͤhlt — wo Iren 


Wohnſitz Haben. ’ 
| 8. Die ſtaͤdtiſchen Wapiberetigten.. Eur 20h 
g. 89, Wahlberechtigte. in ben Stäbten find: © a 

1) bie ftimmführenden Mitglieder bes Dagiftratä; : 

: 9) die! Stadkverordneten, welche breimal als ſolche gewählt finds 8 
— die Praͤlaten der bisherigen zweiten Section der Staͤnde in der Baht Wi 
welcher fie ihren Wohnſitz haben. 

| D. Beiden Freifaffen und Bayers. 
— E@inleitung. " 

8. 40. Die Abgeordneten der Freifaffen und Bauern werden ebenfalls durch 

Wahlmaͤnner erwaͤhlt, nnd dieſe letztere durch die Wähler ernannt. 
1. Wähler der Freifaffen und Bauern. 

F. 41, Das Recht, die Wahlmänner ber Kreifaffen und Bauern gu ernennen, 
hat jeder Eigenthümer oder Nugnießer eines Reihehofes, fo wie jeder, der Stimm⸗ 
— ee ben Beſchluͤſſen der Gemeinde hat und Gontribution und Proviantgelb 

bezahlt 

2. Bahlmänner ber Breifaffen und Bauern. 

a. Deren Zahl. 
$, 42. Für jede Gemeinde — ein Wahlmann ernannt. 
ieſe Regel leidet jedoch eine Ausnahme in Anſehung der — welche über 
100 Haͤuſer haben; dieſe beſtellen zwei Wahlmaͤnner. 
b. Deren Eigenſchaften. 

F. 43. Wahlmann für bie Kleden und Dörfer kann nur derjenige — welcher 
die Eigenſchaften eines laͤndlichen Waͤhlers beſitzt, und außerdem in der Gemeinde 
feinen wirklichen Wohnflg hat. | 

Sünfter Abfhnitt, 
Bon der Waͤhlbarkeit. 


A. Allgemeine Beftimmungen für alte hen 
.chbeBtlaffen. . 
1. Derföntihe Eigenfhaften ° 
$. 44. Waͤhlbar als Abgeordnete find alle, welche die allgeinehten Erforbers 
ur ber a befigen ($. 25. und 26,), und außerdem 
) bas SOfte Jahr zurüdgelegt haben; 
3 elich geboten und von teutſcher Geburt find, d. h. von einem teutſchen 
ater abſtammen; 
2 fünf Jahre im Herzogthume — — Wohnſi oie * 
)ſich eines unbef — Ru 2 
— —— 8 


nz * — 
— 2 45, aan, An —— — Kane re Högeorbs 


ui. 


A 
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fo wenig. diejenigen welche. wirkliche Hofs, Militälrr oderEivilbeamten 
——— answärtigen. Gtaates find, 
B. N, fürdieceinzelnen 
arg "1 en... 
1: $ür die Prälaten. 
$. 46; * —————— * Prälaten Bann jeder gewählt werben, bem auf 
Die gehörige Beife von von Landes herrn eine ER Prälatur verliehen ift. 
2: Für die Ritterfhaft 
$. 47. Aus Kögtorbneket der Ritterfchaft iſt jeder wählbar, ber ein landtags⸗ 
* Rittergut a 1 oder als lebenslaͤnglicher Rutznießer befigt. 
3. Für die Städte. 
FJ. 48. In den Städten find wählbar: 

— die ſtimmfuͤhrenden Mitglieder des Magiſtrates; 

OD an ſaͤfſige Handel⸗ ober Gewerbtreibende, bie, nach den Behuf der Commu—⸗ 
nalſteuer entworfenen wer en, ein jährliches Einfommen, in Braun: 
faweig von —— 800 edle, in den übrigen Etädten bes Landes von 

indeſtens 500 Mthtr. haben. 
4 Sr die Kreifaffen und Bauern. 

= 49. Als Abgeordnete ber Freifaffen und Bauern find zufäffi H alle, welche 
Eigenthümer oder-Rusnießer eines Bauerngutes find und zu den Döchftbefteuerten 
des —— gehoͤren. Die Hoͤchſtbeſteuerten ſind ln, welche in dem 
Euer die 80 höchften Steuerfäge an Gontribution und Proviantgelde bezahlen. — 
Diefe 30 hoͤchſten Steuerfäge find dergeftalt zu berechnen, daß nur ein voller Thaler 
einen anderh Satz begründet, und die Überfchießenden Gutegrofchen und Pfennige 

nicht- beachtet werden. 

5. Befondbere Bedingungen ber Wählbarkfeit bei den nicht eigen: 
‚ thämliden Ubgeordneten der Ritterfhaft, der Städte, der 
Sreifaffen und Bauern. 

— 50, : Teder wiſſenſchaftlich Gebildete ift wählbar, der entweder in ber fünf: 

ten laffe der Perfonalfteuer fteht, ober nad) den Gommumalfteuer: —— 
ein jährliche fändiges Eintommen von 1000 Rthlr. und darüber hat. _ 


Sechster Abſchnitt. 
Bon den Wahlen. 


| A. Allgemeine Grundfäge. 
1. Wahlausſchreiben, 
$. 51. Weder bie . von. Wahlmännern, noch bie von Abgeorbneten barf 
- lanbespersliche Verfügung vorgenommen werben. 
Strafbarfeit eigenmädhtiger Verfammlungen. 

g. Pi Eigenmaͤchtige Verfammlungen der Wähler, Wahlmänner und Wahl: 
berechtigten find ſtrafbar - ziehen mindeſtens den Verluft des Wahlrechts nach fidy. 
3. Pflihe zu ftimmen. 

6. 53. Jeder hat dem wichtigen und ehrenvollen Rufe, ald Wähler, Wahl: 
mann ober Wahlberechtigter zu fiimmen, bie ſchuldige Folge zu leiften, 
Nur ärztlich befipeinigte Krankheit oder unverfchiebliche Abwefenheit entſchuldigt. 
4. Pflichten bei der Abſtimmung. 
F. 54. Die Waͤhlenden ſind verpflichtet, lediglich ihrer Liien und gewiſſenhaf⸗ 
ten Ueberzeugung zu folgen. 
Aufträge der Wähler ober Gemeinden an bie Wahlmänner, für wen fie ſtim⸗ 


men follen, find ungülti 
— 5. Angeloͤbniß. 


$. 55. Damit man deſto gewiſſer ſey, daß bie Waͤhlenden — Obliegenhei⸗ 
ten gehörig nachkommen, ſollen biefelben vor Abgabe ihrer Stimmen an Eidesſtatt 
mittelſt Handfchlages angeloben: 
daß ie ohne allen Einfluß und Nebenrädfichten nur nach ihrer beften 
Uebergeugung, fo wie fie es vor Gott und ihrem Gewiffen verantworten 
zu können — er wollen. 
Abftimmung in Perfon. 
$. 56: Die Wähler, ans und Wahlberechtigten müffen bei den Wah⸗ 
len in Perfon erfcheinen. 
Durch Bevollmaͤchtigte feine Stimme abgeben zu laffen, iſt unftatthaft. 
- Den Mitgliedern der Ritterſchaft ift es indeß geftattet, dem Präfidenten des 
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Wahlcolltgiums ihre Abftimmung verfiegelt mit einem Schreiben zuzuſchlcken. Die⸗ 
fes Schreiben muß zugleich bie $. 55. vorgefchriebene Verſicherung enthalten 
7. Gefeglid erforberlihe Anzahl der Stimmenden. ° 

8. 57. Es kann keine Wahl gültig vorgenommen’ werden, wenn nicht zwei 
Drittel der Wähler ober der Mitglieder des Wahlgollegiums erſchienen find. 

Das Ausbleiben einer geringern Anzahl macht das Geſchaͤft nicht unzuläffig- 

Iſt nicht die geſetzliche Wahl erfchienen; fo wirb ein neuer Wahltag angeſetzt, 
und zwar auf Koften der nicht gefeglich entfhuldigten Ausgebliebenen. 

8. Mehrheit der Stimmen entſcheidet. ’ 

$. 58. Wer die meiften Stimmen für fi hat, ift ald Wahlmann ober Abge⸗ 
orbneter gewählt. | 

Indeg müffen die für ihn abgegebenen Stimmen bie abfolute rheit bilben, 
d. h. bei ungleidyer Zahl der Stimmenden mindeftens die größere Di ausmachen 
— 5 gleicher Zahl der Stimmenden die Haͤlfte derſelben wenigſtens um Eins 
uͤberſteigen. 

Fortſetzung. 

$. 59. Hat bei der erſten Abſtimmung keiner bie vorgeſchriebene Stimmzahl; 
fo find die drei Perfonen, melde die meiften Stimmen fid haben, auf eine 
engere Wahl zu bringen, und es ift unter ihnen zu wählen. | 

Dat auch dieſe zweite Abftimmung Fein Refultatz fo ift zwifchen ben beiben 
Derfonen, welche bei diefer Abftimmung die meiften Stimmen hatten, eine britte 
Wahl zu veranftalten. 

Sind bei bdiefer dritten, ober auch ſchon bei ber zweiten Abftimmung, bie Etims 
men gleich getheiltz fo entfchcivet das Loos. — Die Art, wie geloofet werden foll, 
beſtimmt der die Wahl Leitende. 

9, Abftimmungen Unbefugter. 

$. 60. Haben Unbefugte mitgeftimmt; fo ift die Wahl. nur alsdann ungültig, 
wenn, nach Abrechnung der von diefen für den Gewaͤhlten abgegebenen Stimmen, 
diefer bie geſetzlich erforderlihe Stimmenmehrheit nicht hat, und es muß zu einer 
neuen Wahl gejchritten werden. 

10. Kebler bei ber Labung. 

8. 61. Sind in die gefeglich vorgefchriebenen Liften der Wähler oder Wahl⸗ 
männer und Wahlberechtigten aufgenommene Perfonen zu dem Wahltage gar nicht 
oder nicht orbnungsmäßig vorgeladen; fo ift die Wahl ungültig, wenn, bei Binzus 
rechnung der Zahl der nicht Vorgeladenen zu ber der Erſchienenen, die auf den Ge⸗ 
wählten gefallene Stimmenzahl nicht dennoch die abfolute Majorität bildet, 

Es ift alddann ein neuer Wahltag anzufegen. 

11. Entfheidungen in Wahlſachen. 

a. Bei den Wahlen der Wahlmänner und über die Rechte ber Waͤhlenden. 

$. 62, Ueber Streitigkeiten, Beſchwerden und Reclamationen, welche die Rechte 
ber Wähler, Wahlberechtigten und Wahlmänner, die Gültigkeit ber Wahlen der 
Letztern, fo wie das dabei beobachtere Verfahren betreffen, entfcheiden bei der Rits 
terſchaft die Oberhanptleute, in ben Ctädten die Magiftrate, bei den Freiſaſſen und 
Bauern die Kreisämter. 

Gegen bie Entfcheidungen biefer Behörden findet ein Recurs an bie höheren 
ee Behörden Statt, und in legter Inftanz entfcheidet das Staatsmi⸗ 
nifterium. 

Den Betheiligten ift es geftattet, wenn fie durch dieſe legte Entſcheidung ſich 
beſchwert halten, ſich an bie Ständeverfammlung zu wenden, welche, wenn fie bie 
Sache dazu gecignet findet, folche zu nochmaliger Erörterung dem Staatsminifter 
zium anempfehlen Bann. 

b. Bei der Wahl der Abgeordneten. 

$. 63. Entſtehen Zweifel, Beſchwerden und Reclamationen über die Wahl 
eines Abgcorbneten, mögen fie nun die Zuläffigkeit deffelben, die Gültigkeit bee 
Wapl, oder das babei beobachtete Verfahren betreffen; fo entfheibet barüber bie 
Staͤndeverſammlung in erfter und legter Inftanz. 

12. Allgemeine Beftimmung wegen ber Stellvertreter ber 

Abgeorbneten, 

$. 64. Alle in dieſer Landfchaftsorbnung fiber bie Eigenſchaften und Wahlen 
eo RE vorkommenden Beftinmungen leiden gleiche Anwendung auf deren 

eliver er. 


Ueber die Einberufung derſelben entſcheidet die Staͤndeverſammlung. 
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\BBonhem Verfahren beiden Wahlen, 
I. Bei der Ernennung der Wahlmänner. 
1. Leitende Behörden. 

$. 65. Die Ernennung ber Wahlmänner wirb in den Städten von den Mas 
gfftraten, in den Flecken und Dörfern von den Kreitämtern und Ortsvorſtehern 
geleitet. Diefe Behörden dürfen auf die Wahl felbft nicht einwirken, fie haben nur 
auf die Befolgung der gefeglihen Vorſchriften zu achten. 

2. Liften der Wähler und ald- Wahlmänner Wählbaren. 
" a. Deren Xufftellung. 

5. 66. Sobald ein Wahlausfchreiben ergangen iſt, werben für jebe Gemeinde 
zwei Liften angefertigt, von welchen die eine alle Wähler, die andere alle als 
Wahlmänner Wählbare enthält. 

Diefe Liften entwirft in den Städten der Magiftrat, in den Flecken und Dr: 
fern das Kreisamt mit Zuziehung des Drtövorftchers. 

b. Deren Bekanntmachung. 

8. 67. Diefe Liften werben 14 Zage vor dem Wahltage oͤffentlich angefchla- 

gen, ober zur Einſicht ausgelegt, wie diefes an jedem Drte herkoͤmmlich if. 

c. Reclamationen gegen bie Liften. 
G. 68. Beelamationen gegen biefe Liften find zulaͤfſig; fie mäffen aber binnen 
den erften acht Zagen nad) deren Bekann ‚. in den Städten bei dem Ma: 
giftrate, von ben Freifaffen und Bauern bei ben Kreisämtern angebracht. werben. 

Später eingehende Retlamationen werben für. die bevorſtehende Wahl nicht be 
achter und können nur bie Wirkung haben, „daß fie bei künftigen Wahlen berüd: 


fihtigt werben. — | 
d. Abänderung biefer Eiften. 

8. 69. Wer einmal in dieſe Liften aufgenommen tft, kann aus benfelben nicht 
geftrichen werden, ohne daß ihm der Grund hievon von der betreffenden Behörde 
durch eine ſchriftliche Refolution mirgetheilt ift. 4 

70. Die Verfügu 1* ae —— find moglichſt ſch 
. 70. gungen auf einge Reclamationen find mögl nel 
foätehene binnen’ drei Sagen abzugeben; und wenn diefelben begründet gefunden wert 
den, find die Liften fofort zu rg * 
| f. Bahltag. 

$. 71. Die Ortsbehörbe feht darauf den Wahltag, jeboch. alfo an, daß er 14 
Zage nach Belanntmahung der Waͤhlerliſten fällt, und ladet dazu jeden in dieſel⸗ 
er Verzeichneten durch eine, nach dem unter A. anliegenden Bormulare verfaßte, 

ung vor. 

Die Behändigung biefer Ladung muß fpäteftens drei Zage vor bem angeſetzten 


Vahltage gefchehen, WERDE | 
g. Wahlbiftriete in den Staͤdten. 

$. 72. In den größeren Städten find, nach Ermeffen des Magiftrates, mehuere 
Bahldiftricte zu bilden Behuf der Ernennung dee Wahlmänner, und der Magiftrat 
ernennt fir jeden dieſer Diftricte einen Wahlvorftcher aus feinem Mittel, welder 
die $. 71. vorgefchriebenen Ladungen beforgen läßt. | 

Eine Xenderung der einmal angenommenen Diftricte hat nur mit: landesherrli⸗ 
der Geneymigung Statt. 

h. Bahlhandlung 


1. Einleitung des Gefhäfte. 
$. 73. Die Wahlhandlung beginnt damit, daß der Wahlvorfteher die Erſchie⸗ 
nenen nad) der Wählerlifte aufruft, und diefelben ſich durch ihre behändigten Ladun⸗ 
gen legitimiren läßt, alle Unbefugte entfernt, und nachzaͤhlt, ob zwei Drittel der in 
die Lifte Werzeichneten erfchienen find. 

Iſt diefes der Fall; fo wird den Anweſenden der Zwed ihrer Verfammlung, 
ſo wie der Inhalt der Liſte der Waͤhlbaren nochmals bekannt gemacht; fie leiften 
bie $. 55. vorgefchriebene — — ſchreiten alsdann zu der Abflimmung. 

immung: 

$. 74. In ben Städten geſchieht die Abftimmung durch verfchloffene Zettel, 
und wenn mehrere Wahlmänner zu ernennen find, hat jeder Wähler und zwar auf 
demfelben Zettel fo viele Perfonen zu verzeichnen, ale Wählmänner zu ernennen 
fird. Diefe Wahlzettel werben von dem Wahlvorfteher in einer Urne gefammelk, 
mit laufenden Nummern verfehen, und bei jedem der Gewählten die Zahl der auf 
bn gefallenen Stimmen, durch Verzeichnung der laufenden Nummern der Wahl 
gettel bei demfelben, zu Protocoll genommen. 
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In ben — und Doͤrfern vernimmt der hie, Wahl Leitende die Waͤhler zu 
Protocoll und Jaͤßt die Abſtimmung eines Jeden von ihm unterzeichnen. 
uebrigens treten bie $. 60. enthaltenen, Beſtimmungen ein. 
21 3. Bekanntmachung des Gewählten und deſſen Legitimation. 
| $. 75. Der Gewählte wird ber Brrfanmlang befannt gemacht, und erhält von 
bem Wahlvorſteher eing nad dem Bormulare Anlage B. auögeftellte Urkunde zu 
feiner Legitimation. ———— 
| 4. Anzeige der Wahl bei der betreffenden Behörde. _ 
$. 76. Zugleich zeigen bie Wahlvorftcher- ber ſtaͤdtiſchen Diftricte den Magiſtra⸗ 
ten, bie, Ortövorfteher der Flecken und Dörfer dem Kreisamte die erfolgte Wahl 
an, und diefe Behörden fertigen eine Lifte ‚aller ernannten Wahlmänner und: Wahl 
beredhtigten ihres Stadt s oder Amtsbezirkes an, welche fie an die Oberhauptieute 
einfenden, und zwar hat -ber ;Magiftrat der Stadt Wolfenbüttel dieſe Lifte ber 
a bed wolfenbütselfchen Diftrictd mitzutheilen. 
r bie Stadt Braunfchweig ift eine folche Mittheilung an bie Oberhaupt⸗ 
mannſchaft nicht erforderlich, er 
“li; S5. Ertöfähen des Wählrechtö der Wahlmänner. F * 
$. 77. Sobald bie. Wahlmaͤnner bie: Abgeordneten und Stellvertreter auf eine 
gültige Art gewählt :haben;, "erlifcht ihre Wahlberehtigung, und zu jeder neuen 
Wahl müffen neue Wahlmanner ernannt werben, \ 
Ausgenommen find die Fälle, wo eine. gültige Wahl Eeine Folgen hat ($.-88.)3 
in biefen find .diefelben Wahlmänner zu der Wahl berufen. - 
A. Verfahren bei der Wahl ber Abgeorbneten. 
1. Wahlcollegien. - | 
8.78, Die Wahlberechtigten jedes ritterfhaftlichen Wahlbezirkes, die Wahlbe⸗ 
rechtigten und Wahlmänner jedes ftädtifchen, oder ländlichen Wahlbezirkes bilden das 


Wahlcollegium. en, BER: 
2. Deren Praͤſidenten 

5 79. Das Verfahren bei den Wahlcollegien wird durch Präfldenten geleitet. 
Es ift ihnen ‚unterfagt, auf die Wahl felbft irgend: einen: Einfluß zu üben; fie haben 
nur auf Beobachtung der gefeglihen Vorfchriften zu Sehen, - 

Sie werben von der Landesregierung ernannt. Die der ritterf&haftlihen Wahl: 
collegien find. aus deren Mitgliedern zu nehmen. 
U ah . 8, 2iften. - 
vu. BO. Vor der Wahl der; Abgeordneten werden, abgefondert, für jeden ritters 
ſchaftlichen, für jeden ftädtifchen, für jeden Ländlichen Wahlbezirk zwei kiſten ans 
r * | 


R Die erſte enthält alle Wahlberechtigte, ober alle Wahlberechtigte und Wahls 
männer. K - 

Die zweite alle als Abgeordnete Wählbare des Bezirkes. 

Diefe zweite Liſte zerfällt in zwei Abtheilungen, in deren erfter diejenigen vers 
zeichnet werden, welche =. =. - N 

bei der Ritterfchaft in ihrer Eigenfchaft als Gutsbeſitzer, 
in den Städten als Gewerbtreibende und Magiftratsmitglieber, 
bei den Freifaffen und Bauern ald Hofsbefiger wählbar find. 

In ber zweiten Abtheilung werden Diejenigen Bewohner bes Bezirks vergeich- 
net, weldye ohne Ruͤckſicht auf die gedachten Eigenfchaften wählbar find, 

Es verſteht fi, daß diejenigen, bei welchen fich die erforderlichen Eigenſchaf⸗ 
ten finden, in beide Abtheilungen aufgenommen werben. 
Fortſetzung. 

F. 81. Dieſe Liften fertigen dic Oberhauptleute an, und zwar bie bes erſten 
ritterfchaftlichen Wahlbezirkes der Oberhauptmann des wolfenbüttelfhen Diftricts, 
welchem ber rg bes blankenburgiſchen Diftrictd die erforderlichen Mite 
thiilungen gu madıen hat. j 
gi Nur in der Stabt Braunfhweig fteht dem Magiftrate die Aufftellung diefer 
iften zur 

4%. Belanntmadhung biefer Liften. 

$; 82. Die betreffenden Behörden machen dieſe Liften fpäteftens 14 Tage vor 
ber Berfammlung des Wahlcollegiums durch bie braunſchweigiſchen Anzeigen be: 
Fannt, und fordern zugleich alle diejenigen auf, welche Reclamationen gegen dieſel⸗ 
ben zu haben glauben, foldye binnen 14 Jagen geltend zu machen, und es geiten, 


| 
| 
{ 
j 
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binfichtlic dieſer kiſten und Reclamatienen, die $. 69. und 70. feſtgeſetten Ber 
ffimmungen. oo. 
| 2 5. Wahltagg. 

$. 83. Sobald dieſe Liſten publicirt find, ſetzt ber Praͤſident des Wahlcolle⸗ 
giumẽ den Wahltag an, beſtimmt zugleich den Ort ber Verſammlung, und ladet 
die Wahlberechtigten und Wahlmaͤnner durch eine ſchriftliche Ladung vor. 
oe Ladung: muß denſelben fpäteftens 6 Zage vor dem Wahltage behaͤndigt 

en. 3 ’ » 

———— Bortfegung., —— 

F. 84. Kür die ſtaͤdtiſchen und laͤndlichen Wahlcollegien iſt der Wahltag auf einen 
Sonntag anzufegen. Das Collegium wohnt zuvoͤrderſt dem Gottesdienſte bei, in 
welchem eine der Feierlichkeit der Haͤndlung angemeſſene Predigt gehalten wirb 

Zu dieſem Ende hat der Praͤſident bed Wahlcoilegiums dem herzoglichen, Con⸗ 

rium ‚Anzeige Opa MER, 328 Wahltage zu maͤchen, und —* dem betref⸗ 

———— * | 


enden Prediger bie hftrtiction zu ertheilen. 
et tun 0 Wahlbandblung 
$. 85, In den ſtaͤdtiſchen und ländlichen Wahlbezirken ernennt der Präflbent 
aus der, Berfammlung drei, oder mehrere Beifiger, welche ihn unterftügen, auf 
* nd der gefeglichen Vorſchriften mit achten, und das Protocolf mit uns 
reiben. 2. ee 
.. Darauf nich das Gefchäft "damit eröffnet, daß der Präfibent bie Mitglieder 
bes Gollegiuihd nach der Lifte aufruft / biefelben ſich legitimiren laͤßt durch Vorzei⸗ 
gung ber Imfintrationsdochmente, und die Wahlmaͤnner zugleich durch die dieſen 
ausgeftellten Legitimationsurkunden, bie Unbefugten entfernt und nachzaͤhlt: ob zwei 
Drittef der Mitgliever bed Gollegiums erfchienen find. - 

Eind diefe anweſend; fo wird ihnen der Zweck der Berfammlung, fo wie bie Abe 
theilung ber Lifte, aus denen ber ober bie Abgeorbneteu zu wählen find, befannt ge: 
madıt, wobei inbeß, wenn ein Abgeordneter aus der Abtheilung II. der Lifte der 
Waͤhlbaren genommen werden kann, den Waͤhlenden zu eröffnen if, daß ſie nicht auf 
biefej Perſonen beſchraͤnkt find, ſondern aus allen denen, welche in die Abtheilung II. 
irgend einer Lifte der Wählbaren des Landes aufgenommen find, die Wahl haben. 

Sodann leiften die Anweſenden ben $. 55. erg A benen Handſchlag, und es 
wird ıbei der Abſtimmung eben fo verfahren, wie dieſes für bie ſtaͤdtiſchen Wahl: 
männer vorgefchrieben ift. 

7. Zegitimationgurlunden und Berichte über die Wahl. 
$. 86. Der Gewählte wird ber Verfammlung befannt gemacht, ber; Präfibent 
ftelle ihm eine Urkunde nach Bormulare unter C. zu feiner Eegitimation aus, und 
macht von der: Wahl ſowohl der Landesregierung, als auch dem ftändifchen Aus: 
fhuffe Anzeige, fenbet - aud die aufgenommenen. Protocolle ein. 
. Wahl ber Stellvertreter. 

Nachdem die Wahl der Abgeordneten vorgenommen ift, erfolgt bie der Stell: 
vertreter auf ganz gleiche Weiſe. 

c Bälle, wo eine gültige Wahl keine 
Bolge bat. , 

$. 88. Einer gültigen Wahl Tann keine Folge gegeben werben 

1) wenn Bater und Sohn oder mehrere Brüber ald Abgeordnete gewählt find. 
Wenn dieſe ſich darüber, wer zurüdtreten fol, nicht vereinigen können, geht 
der Aeltere vor. 

2) Niemand kann Abgeordneter für zwei oder mehrere Wahlkreife feyn, und ift 
daher in mehreren Bezirken die Wahl auf ihn gefallen; fo hat er ſich dar⸗ 
über zu erklären, welchen Auftrag er annehmen wolle. 

- Diefe Erklärung ift binnen drei Tagen, nachdem ber Gewählte bie dop⸗ 
pelte Wahl erfährt, bei dem Staatsminifterium und dem ftändifhen Aus— 
ſchuſſe abzugeben, und wenn fie in biefer Frift nicht erfolgt, beſtimmt das 
RE für welchen Bezirk die Wahl als angenommen anzus 
eben ift.. 

3) Wenn der Gewählte den Auftrag ald Abgeorbneter nicht annimmt. 

EGEs fteht nämlich einem Jeden frei, die Sendung ald Abgeordneter aus: 

zufdjlagen, da nicht angenommen werben darf, daß Iemand ohne die wich: 

ge — dem ehrenvollen Vertrauen feiner Mitbürger nicht entſpre⸗ 
en werde. 

Wer bie Wahl nicht annimmt, hat davon fofort in ber Berfammlung 
dem Wahlcollegium, welches fodann foglei zu einer neuem Wahl ſchreitet, 
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ober Binnen drei Tagen dem Staatsminiſterium und dem engern Ausfchuffe 
Anzeige zu machen. 

4) Wenn Staatsbeamte, active Militairs, Geiftliche oder Schuldiener ala Ab⸗ 
geordnete gewählt werben, unb bie Landesregierung ihnen bie Erlaubniß, bie 
Wahl anzunehmen, verſagt. v 

Es können naͤmlich diefe Perfonen, wenn fie dazu geeignet find, aller» 
dings als Abgeordnete gewählt werben; fie. müffen aber, bevor fie bie Wahl 
annehmen, dazu die Erlaubniß ber Regierung erhalten, welche indeß ni 
—— werden wird, wenn nicht das Beſte des Dienſtes dieſes nothwendig 

macht. 

D. Erlöſchen des a A ber Xbgeorb> 

neten. | | 
6. 89. Der Auftrag ber Abgeorbneten erlifcht: 
1) durch Verluſt einer der Cigenſchaften, welche erforderlich find, um wählbar 


3 
2) Ablauf der Zeit, für welche ber Abgeordnete gewählt war; 
8) durch Auflöfung ber Ständeverfammlung; 
4) durch Annahme eines Staatsamtes, welches ber Erwaͤhlte zur Zeit der Wahl 
noch nicht bekleidete. 
E. Bon ben Koften der Wahlen. 

. X. Die Wähler, Wahlberechtigten und ‚Wahlmänner haben Feinen Ans 
fprud auf Entſchaͤdigung wegen ber em durch die Wahl etwa veranlaßten Koften, 
‚wit Ausnahme bes $..57. bemerkten alles. Ä 

Die Koften, welche durch die Thaͤtigkeit der adminiſtrativen Behörden bei ben 
Wahlen veranlaft werben, trägt die Landesfteuerkaffe. 

Titel 1 | 
Bon den Rehten und Pflihten ber Landſchaft. 
Erſter Abſchnitt. | 
Allgemeine Grundfäge. 

8. 91. Die erfte und heiligfte Pflicht der Landftände befteht darin, baf fie bie 
Wohlfahrt und das Befte bes VBaterlandes und ihrer Mitbürger, ohme alle Reben» 
abfihten und Ruͤckſichten auf einzelne Perfonen und Verhaͤltniſſe, nach ihrer beften 
Einficht, mit Gewiffenhaftigkeit ne ſuchen. 

ortſetzung. 

$. 92. Sie find ſchuldig, bei Ausübung der ſtaͤndiſchen Rechte und Befugniſſe 

die Verfaſſung und bie feflgefegte Ordnung an zu —— 
Zweiter Abſchnitt. 


Einzelne Rechte und Pflichten der Staͤndeverſammlung. 
ei der Berwilligung, Beranlagung, Er: 
bung und VBerwenbung ber Steuern und 
andbern allgemeinen Lanbeölaften. 
$. 98." Die Stande Haben bad Meht, die zur Grhaltung der Ctoottzweie 
. . e nde haben bad Recht ur altun ta 
erforderlihen Mittel zu bewilligen, } : > 

usnahme. 


A 
$. 94. Ausnahmsweiſe koͤnnen, ohne vorherige Bewilligung ber Stände, in fols 
genden Fällen von dem Landesherrn allein Steuern auferfegt und erhoben werben : 
1) zur not&wendigen Vertheidigung des Baterlandes, 
2) zur Erfüllung der Bundesverpflichtungen, 
8) die Prinzeffinfteuer nach den herkoͤmmlichen Summen. 
$ 0% ben ſ sche Er alaafdıs Go b Aufl 
. 95. en ſo wenig bedarf es der ftänbifchen Goncurrenz und Auffimmung 
in Pinfiht der Aufbringung und Repartition der, ihrer Natur und Befchaffenheit 
nad, einzelnen Gemeinden, Städten, Ortfchaften und Diftricten oblicgenden Laften, 
Ausgaben und Koften, welche nach den Beftimmungen der Gefege und ber Regics 
zung durch bie betreffenden Behörden zu regulicen find. 
Nähere Beflimmung ber Regel. 
$. 96. Mit diefen Ausnahmen kann Keine Steucr ober allgemeine Landeslaſt 
ausgeſchrieben oder erhoben werden, als mit Kändifcher Bewilligung. 


h 
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Es macht hiebel einen Unterfchieb, welche Gegenftände ſolche allgemeine Lan⸗ 
desanflagen und Leiftungen betreffen: 0b fie auf Grundſtuͤcke, Bermoͤgen, Perfonen, 
Gewerbe, oder auf den Verbrauch von Lebensmitteln und Konfumtibilien gelegt 
werben jollen. | 

Es begieht ſich diefes Bewilligungsrecht auch auf ſolche Abgaben und Leiftuns 
ger) welche die Leitung des Handels und der Gewerbe betreffen, oder welche zur 

usführung polizeilicher Einrichtungen und Maafregeln erforderlich, find, namentlich 
auf Weggelder, Zölle, Packhaus⸗Entrichtungen und Gerichtsſporteln. 

Diefe Beſtimmungen haben keine rüdwirkende Kraft, und bie indeß beenbigten 
oder bereits begonnenen Verhandlungen über Handelsvertraͤge mit andern Staaten 
gie — in Fri auf Zölle und Padhaus:Entrichtungen, der ſtaͤndi⸗ 

en Zuſtimmung nidt. i 
Umfang bes — ah) he Ä 

$. 97. Das ftändiihe Bewilligungsrecht erſtrect fid) übrigens bei feiner Aus⸗ 
Übung nicht bios auf die Art und den Betrag ber Öffentlichen n und 2eiftuns 
gen, fondern auch auf die Grundfäge und Berhältniffe, nach welchen . auf 
Gegenftände oder Perfonen zu legen umd zu vertheilen find, fo wie auf die Dauer, 
Gchebungsweife und Verwendung der aufzulegenben Steuer, 

—Art der Steuerausfhreiben. 

F. 98. Nachdem über dieſes Alles zwiſchen der Landesherrſchaft und den Stän⸗ 
den eine Uebereintunft getroffen worben, wird in deren Gemäßheit bie verwilligte 
Auflage durch ein, auf die gewöhnliche Weile und „mit Bezug auf die gepflogene 
unterhandlung mit der Landfchaft’‘ zu publicivendes Tandesherrliches Geſetz ausges 
ſchrieben und ihre Erhebung verfügt. 

Ä & Dauer ber Bewilligung. 

6. 9. Die bewilligten ober beftchenden Auflagen werben bis zu einer neuen 
Ucbereinkunft fort erhoben. 

Nur wenn die Steuern gleich anfänglich für einen beftimmten Zeitraum bewib 
ligt waren, hört deren Korterhebung mit deffen Ablaufe auf, . 

‚ :. b. Pflicht der BVerwilligung. 

5. 100. Neben dem Rechte der. Steuerverwilligung haben bie Stände zugleich 
die Verpflichtung, diejenigen Summen auszufegen, welche zur Erreichung des * 
zweckes erforderlich find, infofern und in ſoweit dieſelben nicht aus den Einkünften 
der Domainen und Regalien beftritten. werben. | 

| Kortfegung. | es 

$. 101. Um das Beitragsverhältniß von den Domainen und Regalien zu ben 
Ausgaben bes eigentlihen Staatshauchalts feft zu beftimmien , foll eine Trennung 
des fürftlichen und Domanialhaushaltes von dem eigentlichen Staatshaushalte Statt 

den. 
a Trennung bes fürftlichen und Domanialhaushaltes von bem Staatshaushalte. 

6. 102. Durdy eine Uebereinktunft zwiſchen dem Landesherrn und den Ständen 
foll die Summe feftgefegt werben, welche jährlich von den Kammereinkünften, nach 
Abſatz ber Koften des fürftlihen und Domanialhaushaltes, auf andere Staatszwecke 
verwendet werben Tann. 

Diefe Averſionalſumme fol durch Befteuerung bee Domainen, durch Ueberweis 
fung anderer Kammereinkünfte aufgebracht und an die Landesſteuerkaſſe gezahlt werben. 

Kolgen biefer Trennung. 

$. 108. Nachdem dieſe Webereinkunft getroffen ik werben alle Laften bes 
Staatshaushalts, fo wie jeder zur Erreihung des Staatszwecks erforderliche Auf⸗ 
wand, und alle dahin gehörige Ausgaben, welche bisher von ben Einkünften ber 
Domainen und Regalien gezahlt find, aus ber Landesfteuerkaffe beftritten. Diefe 
Uebereinkunft Bann nach vorhergehenber: einjähriger Kündigung bei dem Ablaufe einer 
Tinanzperiode von ber —— — aufgehoben werden. 

ortſetzung. 

F. 104. Die Staͤnde ſind nicht befugt, die Vorlegung, weder des Etats, noch 
ber Rechnungen über die dem Landesherrn reſervirten Einkünfte zu —— Es 
ſollen ihnen indeß auch von dieſen Einkuͤnften die allgemeinen Etats der nahme 
und der Ausgabe jedes Jahrs auf dem Landtage mitgetheilt werden. 

d. Feſtſtellung der Finanzetats. 

F. 105. Den Ständen fteht dagegen das Recht zu, gemeinſchaftlich mit ber 
Landesregierung die Einnahmes und Ausgabeetats des gefammten eigentlichen Staats⸗ 
haushaltes feftzuftellen. Bun? 

Diefe Etats werben im Voraus für eine Finanzperiode von 6 Jahren beftimmt, 


ai 
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und nur auf dem naͤchſten Landtage auf 7 Jahre, damit in ber Folge die Zeit zur 
Erörterung biefer- Angelegenheit , bei ſich verzögernden EN 


n eble. 
ion Sch e. Beauffi chtigungsrecht bei den Finanz en. 
F. 106. Den Ständen fteht zugleich. das Beauffichtigumgsrecht hinſichtlich des 
Landeeſteuer⸗ und Finanzweſens zu, und es ſollen denſelben daher die Rechnungen 
der abgelaufenen Finanzperioden zur Einſi cht, und um daruͤber ihre Bemerkungen 
zu machen, vorgelegt werben. 2. 
. Landesſteuer⸗ und Finanzcollegium. 
1. Geſchaͤftskreis deſſelben. 
$ 107. Die Berwaltung der. Steuern, fo wie der für den Staatshaushalt 
beftimmten Kammereinkünfte, ſoll einer von dem Landesherrn und den Ständen. ge⸗ 
meinſchaftlich beſetzten und abhaͤngigen Behoͤrde, dem Landesſteuer⸗ und Finanzcol⸗ 


legium, uͤbertragen werden. 
— Wirkungskreis dieſer Behoͤrde ſoll Sun eine Uebereinkunft näher En 


2. Berantwortlichkeit diefer Behörde. 

g. 108. Diefe Behoͤrde ift insbefondere dafür verantwortlich, daß Keine Eins, 
nahme erhoben und keine Ausgabe geleiftet wird, welche Rt in bie von 1 ben Stän: 
beit genehmigten Etats —— ift. j 

8, Beſetzung berfelben. 

g. 109. Die Hälfte ber Räthe biefes Gollegiums wird von ber Landſchaft, 
auf die für die Wahl des Ausſchuſſes vorgeſchriebene Weiſe, erwaͤhlt, und dem 
Landesherrn zur Beftätigung präfentirt; es fteht: indeß der Ständeverfammlung frei, 
auch nicht als Abgeordnete gewählte, qualificirte Perfonen zu präfentiren. 

EGs iſt zuläffig, daß dieſe landſchaftlichen Raͤthe Mitglieder bes ſtandiſchen Kuss 

ſchuſſes find, in fofern und fo lange fie Landtagsabgeordnete ſind. 

2: Bei Eontrahirung von Steetahksiter 
und dem Lanbesfhuldbenwefen. .. 

$. 110, Staatsanleihen koͤnnen nicht ohne Einwilligung ber Stände contrahirt 
werden; äber deren Betrag, die Bedingungen und Ruͤckzahlungen derſelben, ift mit 
den Ständen eine Vereinbarung zu treffen. 

- Das Landesfchuldenwefen wird gleichfalls nach gemeinfamen Befchlüffen regulirt. 

8. Beräußerungen des Staatsgutes, 

$. 111. Staats-, Kammer⸗, Stift: und Kloftergüter ober Einkünfte koͤnnen 
nicht obne Zuftimmung ber Stände veräußert oder verpfänbet werben. 

Die oberfte Verwaltung biefer Güter ift bafür verantwortlich, daß in Anfehung 
derfelben nicht anders verfahren werde. Veraͤußerungen ohne ftändifche re 
find nichtig; ber Käufer hat weder gegen ben Lanbesherrn noch gegen.eine Öffents 
lie Behörde ein Klagerecht auf Rüdzahlung bes gezahlten Kaufgeldes, fondern er 
tann ſich nur an die Perfonen halten, mit denen er contrahirt hat, 

Eeibft in dem Falle, * in einer oͤffentlichen Kaſſe die von ihm gezahlten 
Muͤnzſtuͤcke noch vorhanden waͤren, kann er ſolche nicht vindiciren. 

4. Berwaltung ber Kloftergüter. 
8.112, Die Berwaltung der Kloftergüter fol zwar ferner bei ber Kammer 
verbleiben, jedoch nicht nur über das Kloftervermögen eine eigene Rechnung in Eins 
nahme und Ausgabe geführt, ſondern biefe Etats künftig mit Zuftimmung der Stände, 
iwie die Staatshaushaltsetats, entworfen werden, wobei indeß ‚vorbehalten bleibt, 
daß bie jest auf ben Klofterfond bereits angewieſenen Ausgaben davon ferner beſtrit⸗ 


ten werben. 
5. Bei der Gefesggebung. 
a. Fälle, wo die Zuftimmung der Stände erforberlid ift. 


F. 113, Die ftändifche Zuftimmung ift erforderlich, wenn Gefege gegeben, auf: 
schoben, abgeändert oder authentifc erklärt werden follen, welche die Landes= oder 
Steuerverfaffung, oder die Landescollegien, Gerichte: und allgemeinen Verwaltungs» 
behoͤrden, deren Wirkungkreis und ihre Verhältniffe betreffen, ober endlich, welche 
fih auf Beftimmungen beziehen, ‚die zwifchen dem Landesheren und ben Ständen 
verfragsweife getroffen find. 

b. Faͤlle, wo bag Gutachten ber Stände erforbert wird, 

$. 114. Bet allen übrigen gefeglichen Beftimmungen müffen bie Stände zuvor 
mit ihrem Gutachten und Rath gehört werben. 
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c. Erwähnung ber ftändifhen Mitwirkung. 

g. 115. Die Gefege follen im Eingange ber erfolgten: ftändifchen Zuſtimmung, 
oder. bes vorher erforderten Gutachtens und Raths der Stände ausdrüdlih Er⸗ 
wähnung thun. | 

.d. Verordnungen. 


6. 116, Werorbnungen, d. h. ſolche Verfügungen, weldye nur die. Ausführung 
und Handhabung der Gefege betreffen, erläßt die Landesregierung allein. 
| e. Bunbesbefchlüffe. 

&. 117. Befchlüffe bes teutfchen Bundes erhalten dadurch gefegliche Kraft, daß 
fie_von, dem Sandesherrn, und zwar ohne Mitwirkung ber Stände, publicirt werden. 
6 Abldösbarkteitder gutsherrlihen und 

Feudalrechte. 
© Der gutsherrlichen und ſonſtigen Realrechte. 

F. 118, Alle privatrechtliche Reallaſten an Behnten:, Hand⸗ und Spanndien ⸗ 
ſten, Geld-⸗, Getreide: und ſonſtigen Naturalabgaben und Leiſtungen, womit das 
Eigenthum oder das erbliche Befigrecht- an einem Grundſtuͤcke beſchwert iſt, oder in 
Zufunft befchwert werden könnte, find; ohne Rüdfiht- auf den Rechtsgrund ihrer 
Entftehung, der Ablöfung unterworfen, db. h. die Aufhebung kann gegen cine Ente 
Ihädigung verlangt werden. — Die Grundfäge, wonach dieſe Entfchäbigung zu Ich 
fien, follen baldigft, mit Zuftimmung der. Stände, feftgefegt werden. 

- b. Der Feudalrechte. 

$. 119, Alle in dem Umfange des Herzogtums belegenen Lehne jeber Art und 
Gattung, ed mögen foldhe von der durchlauchtigſten Landesherrſchaft, von öffentli« 
chen Anftaltem und Gorporationen, oder von ben Privatperfonen zeleviren, unmit⸗ 
telbare oder Afterlehne feyn, find der Allodification unterworfen. — Die näheren 
Beftimmungen hierüber follen unverzüglich mit den Ständen verabredet werben. 

1. Bei dem Militairwefen. | 
$. 120, Ein größeres, als das. durch die Bundesgeſetzgebung vorgefchriebene, 
Zruppencorps barf ohne Zuftimmung der Stände nicht aufgeftellt werben. 

Ohne deren Bewilligung kann weder das Zruppencorps, noch eine Abtheilung 
deffelben,, in den Dienft eines auswärtigen Staates gegeben werben. 

Gleichfalls ift deren Bewilligung erforderlih, wenn durch Werbung, befonders 
von Ausländern, Truppen gebildet werben follen. 

Die Grundfäge über Militairpflichtigkeit und über die Aushebung ber Manns 
haften, Eönnen nur mit Zuftimmung bee Stände feftgeftellt werben. 

— 8. Beider Rechtspflege. 
a. Unabhaͤngigkeit der Gerichte. 

. 121. Der Weg Rechtens kann in Juſtizſachen Niemand verſagt werben. 
Die Stände haben das Recht, auf die, durch die Landes: und Bundesgefeggebung 
— Unabhängigkeit der Gerichte in ben Grenzen ihrer Zuſtaͤndigkeit zu 

alten. 

Insbefondere wirb es den Parteien geftattet, welche ſich durch landesherrliche 
Verfügungen in ihren Rechten, ober in ihrer verfaffungsmäßigen Wirkſamkeit 
beeinträchtigt halten, ſich an die Staͤndeverſammlung zu wenden, und biefe ift bee 
fugt, auf die Abhülfe der von ihr begründet erachteten Beſchwerden bei der Lam 
desregierung anzutragen. 

Ä nz b. Kortfegung. 


$. 122. Der Ständeverfammlung fteht ferner das Recht zu, barüber zu was 
hen, daß Niemand ohne gekalihen Grund und ohne eine orbnungsmäßige Verfuͤ⸗ 
gung der competenten Polizeis oder Gerichtsbehoͤrbe verfolgt, verhaftet, beftraft, 
ober in feinen perfönlichen oder Eigenthumsrechten gekraͤnkt werde, und fie ift vers 
pfüchtet, in diefen Beziehungen, vortommenben Balls, die ihe erforderlich fcheinenden 
nträge bei ber Landesregierung zu machen. 

Ä 6, Unabfegbarkteit der Richter. : 
8.1233, Damit die Vorfchriften der: $$.-121. und 122, befto wirkfamer feyen, 
wird hiedurch der zwar angenommene, aber durch die Landesgeſetze nicht ausdrüde: 
lich ausgefprochene Grundfag zum: Gefede erhoben, daß ein Richter feines. Amts 
nicht anders entfe&t, oder wider feinen Willen entlaffen werden könne, als auf den 

d eines rechtskraͤftigen Erkenhthtffes' des-züftändigen Gerichte, - g' 
d. Praͤſentationerecht zu zuri Rarhsftellen im Landesgerichte. 
‚$. 124. Die Staͤndeverſammlung Hat das Recht, zu zwei Rathöftellen im her 
109 Landesgerichte Candidaten zu pᷣraͤſentiren. a 
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Ste waͤhlt dieſe durch Stimmenmehrheit, und ihre Wahl kann auf jeben fallen, 
ber die vorſchriftsmaͤßige Prüfung, zur Crlangung des Richteramts, beftanden, und 
ein Richteramt 5 Sahre bekleidet, oder 10 Jahre hindurch mit Auszeichnung bie 
obvocatorifche Praris betrieben Hat, und einen unbefcholtenen Ruf genießt. 

9. Das Recht, Borfhläge zu madhen. 
$. 125. Die Gtändeverfammlung iſt berechtigt, dem Landesfürften Vorſchlaͤge 
zu Gefegen, allgemeinen Verfügungen, und zur Errichtung öffentlicher Anftalten 
u machen; dieſe Borfchläge werben genau geprüft werden, und es follen ſtets lans 
Besherrliche Entſchließungen darauf erfolgen. 
10. Reht ber Mitauffiht auf die Lanbes« 
angelegenhbeiten.. 

$. 126. Die Ständeverfammlung ift ferner befugt, wegen bemerkter Mängd 
oder Mißbraͤuche bei der Geſetzgebung, Rechtöpflege und Verwaltung der Öffentlichen 
Angelegenheiten, Vorträge an den Landesherrn zu richten, und fich über deren Abs 
ftelung gutachtlich zu äußern. 

1 Berantwortlihfteit ber Beamten und 

Ibgeorbneten, wegen Aufrechthal⸗— 
’ tung ber Berfaffung. 
a. Berantwortlichleit ber Staatsbeamten und ber Mitglieder ber 
Stänbeverfammlung. 

$. 127, Ieber Staatöbeamte und jebes Mitglied ber Ständeverfammlung if 
—— — angewieſenen Wirkungskreiſes fuͤr die Beobachtung der Verfaſſung 
verantwortlich. 

Insbeſondere trifft dieſe Verantwortlichkeit bie ſtimmfuͤhrenden Mitglieder des 
ee binfichtlich der von ihnen unterzeichneten ober contrafignirten 

gungen. 

um biefe Beflimmung befto wirkfamer zu machen, follen Tünftig auch alle 
Staatsbeamten in dem Dienfteide mit auf die Beobachtung ber Verfaſſung vereidet 
werben. Die jegt bereits Angeftellten werben in diefer Beziehung auf den gelelfteten 
Dienfteid hiemit verwiefen. Ä 

b. Strafe ber verlegten Berfaffun 

8. 128. Jede Verlegung ber Verfaſſung foll, in fofern fie nicht ben beftchen- 

ben Griminalgefegen zufolge eine härtere Strafe nach ſich zieht: 
8) bei Beamten mindeftens Dienftentlaffung zur Folge haben, welche ben Ents 
laffenen zur MWiederanftellung im Staatsbienfte unfähig macht; 
b) bei Abgeordneten mindeftens dadurch geahndet werben, daß fie ihres Auftras 
ges, fo wie der Wäplbarkeit auf immer für verluftig erklaͤrt werden. 
c. Sontrafignatur. i 
8. 129. Um ben verfaffungsmäßigen Gang der Staatsgefchäfte und bie Staats 
beamten wegen ihrer Berantwortlichkeit zu ſichern, find die unter der hödyften Uns 
terfchrift des Landesherrn erlaffenen Refcripte und Verfügungen nur alsdann volls 
iehbar, wenn fie mit ber Gontrafignatur. eines flimmführenden Mitgliebes bes 
taatöminifteriums verfehen find. 

Diejenigen höchften Verfügungen, welche ber Lanbesherr in feiner Eigenſchaft 
als oberfter Befchlöhaber der Truppen erläßt, bedürfen ber Gontrafignatur nicht. 
Bu biefen ———— find indeß diejenigen nicht zu rechnen, welche der Landeshert 
in Beziehung auf Wilitairangelegenpeiten nur als foldyer erlaffen kann, insbefons 
dere alfo nidht x | 

1) bie Ernennung von Dfficieren, 

2) alle die Militairverwaltung, fo wie bie Auöhebungen und Recrutirungen 
betreffenden Anorbnungen, 
8) die Beftätigung ober Verwerfung kriegsgerichtlicher Urthelie. 
d. Antrag auf Beitrafung. | 
$. 180. Die Landesregierung ‚tann auf Beftrafung der Abgeordneten, und bie 
Ständeverfammlung auf Beftrafung der Mitglisber des Staatöminifteriums wegen 
perlegter Verfaſſung antragen. k 
Ein ſolcher Antrag muß fpäteftens binnen 8 Jahren nad eingetretener Ver⸗ 
letzung gemacht werben. Et Fe „ 

4. Anſehung untergeordneter Beamten, ih. dergleichen Antraͤge von der Staͤn⸗ 
deveifammlung nur dann ſtatthaft, wenn dieſelben bei. den vorgeſetzten Behoͤrden 
und zuicgt ‚bei dem Gtaatsminifterium; angebracht and 8 Wochen lang unbeachtet 
geblieben find. In biefem Falle wirb der Anbrog ‚auf Beftvafung bei bem Landes⸗ 
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gerichte gemacht, welches bie. Unterſuchung durch pwei feiner Mitglieder gu führen 
und * Fr ‚Erkenntniß abzugeben hat, gegen welches die ordentlichen Rechtsmittel 
d. 

wane e. Bildung eines gemeinſchaftlichen Gerichtéhofes. 
$. 131. Soll aber ein Antrag auf Beſtrafung eines Mitgliedes des Staats⸗ 
minifteriums ober der Ständeverfammlung wegen verlegter Verfalfung gemacht wen« 
ben; ſo wirb ** ein eigener Gerichtshof gebildet, welcher aus ſieben Mit⸗ 
gliedern der höheren Juſtizcollegien beſtehen ſoll. Den Praͤſidenten und drei Mit⸗ 
> diefes Gerichtshofes ernennt bie Landesregierung, die übrigen brei die Stän« 
verfammlung ; auch werden demſelben von ber Landesregierung die erforderlichen 
Secretarien beigeorbnet, — Diefer Gerichtshof prüft zuvörderft; ob Grund zu einer 
Unterfuhung vorhanden fey? nachdem ihm der umftändlich zu entwidelnde, und 
erforderlichen Balls mit den gehörigen Documenten verfehene, Antrag auf Beſtra⸗ 
fung übergeben ift. Erleitet bei vorhandenem Grunde die Unterfuhung ein, führt 
diefelbe nach dem beftehenden gefeglichen Vorfhriften, und fällt das Erkenntaiß in 


erfter und letzter Inftanz. 
Faſſen die Stände den Beſchluß, auf eine Unterfuhung und Beftrafung anzus 
tragen; fo wählen leich bie drei Mitglieder des Staatsgerichtshofes unb mas 


den von dieſem Beſchluſſe und deffen Gründen, fo wie von der getroffenen Wahl 
bei der Regierung Anzeige, mit dem Erſuchen, daß biefe gleichfalls die erforderlichen 
Wahlen treffe und den gemeinſchaftlichen Gerichshof conftituire. 

Geht der Antrag von ber Landesregierung aus; fo nimmt biefe bie erforberlis 
hen Ernennungen vor, unb benachrichtigt von bem gefaßten Befchluffe und beffen 
Gründen, fo wie von bem erfolgten GErnennungen, die Ständeverfammlung eder 
ben Ausfhuß, und veranlaßt erſtere, die nothwenbigen Ernennungen gleichfalls 


vorzunehmen. 
f. Abolition folder Unttrfuhungen. 

- * 132, Die Abolition einer Unterſuchung wegen verlegter Verfaſſung iſt ums 
$ d- 

12, Erneunungbsbes Lanbfyndbicns unb dbeffen 
| Geſchaäftskreis. 

g. 133. Der Staͤnderverſammlung ſteht dad Recht zu, einen Landſyndicus zu 
beftellen, und zwar wirb berfelbe d abfolute Stimmenmehrheit erwählt. Geine 
Anjtellung ift Vebenslänglich' "und der anderer Staatsbiener glei, jedoch damit bie 
. Berwaltung eines andern Staatsamtes unvereinbar. 

Bon der Erwählung wird der Landesherrſchaft Anzeige gemacht, unb ber Er⸗ 
wählte von der deverfammlung oder dem ftändifchen Ausfchuffe auf fein Amt 
zugleich mit Ablegung bes Erbhuldigungseides vereidet. 

- Der Sandfondicus hat als beftändiger Conſulent der Landfchaft berfelben über 
alle vorkommenden Gegenftände und fo oft es verlangt wird, die nöthigen Nachriche. 
ten und Gutachten, befonbers über Rechtöverhältniffe mündlih und ſchriftlich mite 
pre, auch das Amt des erften Secretairs und Chefs des Canzleiweſens, ſowohl 

i dem Landesſteuer⸗ und Kinanzcollegium, als bei dem ftändifchen Ausfchuffe und 
ber Ständeverfammlung zu. perrichten, auch das Ianbfchaftliche Archiv, fo wie bie 
Regiftratur des Landesſteuer⸗ und Finangcollegiums unter gehöriger Aufſicht und 
auf bie Ordnung dabei zu halten. bat eing berathende Stimme in der Ständer 
verfammmlung, dem ftändifchen Ausfchuffe und beim Landesſteuer ⸗ und Binanzcollegium. 
13, Gerihtsfporteln:, Stempel» und Portos 

freiheit. | 

$. 184. Die Landfchaft bie Freiheit von Gerichtsſporteln, Stempeln und 
Yorto ferner zu genießen. * * — 

14. Siegel der Landſchaft. 
$. 185. Sie führt ein eigenes Sig. 
Deitter Abſchnitt. 
Reechte und Pflichten bes ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes 
a. Allgemeinen ®rundfag. — 


$. 186. Der ſtaͤndiſche Ausſchuß hat das Recht und bie Pflicht, geit 

rn — * Vollziehung hei — vom — ar * —— 
en Verein u ſo m 

ſcheinenden Antraͤge b se Be zu machen. ” 
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a b. Befondbere Befugniffie. 
1. Sinfichtlich der Steuern, Anleihen und Veräußeeungen. 


$. 137. Es kann daher in der Regel die Zuſtimmung des Ausſchuſſes die der 
————— nicht erfegen. Ausnahmsweiſe finder dieſes aber in folgenden 
en Statt 
Wenn außerordentliche Ereigniſſe die Zitge Verſammlung des Landtages uns 
thunlich machen, oder wenn Gefahr mit dem Verzuge verbunden iſt, und die or⸗ 
dentlichen Bewilligungen und Geldmittel zur Ertei ung des Staatöjwedes und zur 
He Staatswohls unzureichend find, Eönnen mit Bewilligung des ftändie 
en Ausſchuſſes 
q 1) die ——* erhoͤhet oder neue Steuern aufgelegt — jedoch nicht laͤnger 
als auf 6 Monate; 
2) Staatsanleihen geſchloſſen, und 6 
2, Staatögüter veräußert und verpfändet werden. | 
Ile auf den Grund einer ſolchen Ucbereintunft mit dem —* Auefchuſſe 
en offene Maaßregeln find indeß fo bald als thunlich der Staͤndeverſammlung vor⸗ 
zulegen und bei ihr zu rechtfertigen. 
Steuerverwilligungen dieſer Art hoͤren in dem Augenblicke auf, Kraft zu haben, 
wo die Staͤndeverſammlung — ihre Zuſtimmung verſagt. 
Staatsanleihen und Veraͤußerungen von Staatögütern find dagegen gültig. 
. Darüber; ob die Berfammlung der Etände unthunlid, oder ob Gefahr im Ver- 
auge ſey? — entſcheidet die Landesregierung. 
2. Bei der Geſetzgebung. 


z. 188. Unter.den im vorhergehenden Paragraphen aufgeführten Voraus ſetzun · 
gen genügt bei den Geſetzen, welche ſonſt nur mit Zuſtimmung der Staͤndeperſamm⸗ 
lung erlaffen werden Eönnen, die Zuftimmung des fändifchen Ausfchuffes. — Solche 
Gefese find. indeß balbigft ber Staͤndeverſammlung zur; Genehmigung; vorzulegen. — 

Alle Gefege, bei weldyen nur das Gutachten und ber Rath der Ständeverfamm« 
lung gehört zu werben braucht, Eönnen zwifchen ben vandtagen mit dem Gutachten 
und Rathe des Ausſchuſſes erlaſſen werden. 

8. Verbindlichkeit, der Sandesregierung Beriäte und Gutach ten 

zu erſtaͤtten. 

$..189. Die Landesherrfhaft kann von dem ſtaͤndiſchen Meldoſt / ſo oft es 
ihr gut duͤnkt, Nachrichten, Berichte und Gutachten einziehen. 

Snebefondere kann fie Gefegentwürfe, welche, fie demmächft an bie Ständevem 
famınkung zu bringen denkt, dem Ausfhuffe zuvor: zur, Begutachtung vorlegen. 

4, Recht, die Ständbeverfammlungzu berufen, 
8.140. Der Ausfchuß iſt im Allgemeinen nicht befugt, diejenigen Anträge, 
welche von ber Stänbeverfammlung ausgehen können, bei ber Landesregierung zu 
machen. Es fteht ihm aber zu, in folgenden Fällen den Landtag zuſammen zu berufen: 
1) wenn er bafür hält, daß die Verfaffung verlegt werde und Anträge auf Bes 
ftrafung höherer Staatöbeamten oder * — der Berfaffung Beſchwer⸗ 
den bei der Bundesverſammlung zu m 

2) wenn ein Mitglied des ſtaͤndiſchen 56 ausfcheidetz . 

8) wenn bei dem Landesſteuer⸗ und Finanzcollegium ober bei beim Landesgerichte‘ 
von der Landfchaft zu befegende Vacanzen zwiſchen den Landtagen und mr 
: 4 Monate vor Gröffnung.des naͤchſten Landtags; entftanden find; : 

4) wenn die Stelle des Landſynditus erledigt ft, 

am in allen biefen Fällen: die erforderlichen Beichjüffe und Wahlen zu veranlaffen. 

Bon einer folhen Berufung, fo wie von deren Iwede, ift ſogleich bei der Er⸗ 
laffung der Convocationsſchreiben fr Sanpepesgierung Anzeige zu machen, und es 
“ darf in einer folhen Verſammlung nichts do pKhorhmen werden, ned ber Grgenftand, 
welcher fie veranlaßt hat. 

5, Beſondere Aufträge: 

$. 141. Außerbem kann die -Ständeverfammlung dem Ausſchuſſe durch ſpecielle 
Vollmacht für einzelne beftimmte Geldjäffe alle die Rechte übertragen, welche fie 
ſelbſt hat, vorbehaltlich indeß ve en U 
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Bon ben Fandtägen, ‚der Behandlung der Gefääfte aut den⸗ 


ſelben, ſowie von den Verhandlungen bes ſtaͤnddiſchen 
*. Ausſchufſſes. — 
Erſter Abſchnitt. 
Fi Don ben Landtagen, ” 
1. Orbentlide und auferorbentlihe Landtage. 
$. 142, Die. Ständeverfammlung muß alle drei Jahre zu einem orbentlichen 
Landtage von ber Landesregierung berufen werben. ; J Zu er 
Die ordentlichen kandtage follen in der * in dem Monate November ſeyn. 
“Außerdem fteht es dem kandesherrn frei; jederzeit, wenn Er es für nothwendig 
hält, die Staͤndeverſammlung zu einem außerordentlichen Landtage zu cönvociten. 
ee 2 Angefeglihde Berfammlungen. A 
F. 148. Mit Ausnahme der in dem $. 140, aufgeführten Faͤlle duͤrfen die Abs 
georbneten ſich nicht verfammeln , ohne von bem Landesheren berufen zu feyn. 
Solche landesherrlich nicht berufene Berfammlungen ſind fträfbar und deren 
Beſchluͤſſe ungültig. KT a Mei dr) 
i s AR . erben 8 . ei — adev Sg ren ung 7197 
. 144. Der Landesherr beruft die Abgeordneten durch eine Berorbntnn „> 
welcher er zugleich die Zeit und den Ort der rege. beftimm we. 
Die bisher uͤblich gewefenen Berufungsrefcripte an bie eingeineh Abgeorbneten 


fallen ‚weg. u a 
4. Legitimation der Abgeordneten 4... 

g. 445. Spaͤteſtens 24 Stunden vor der Eröffnung bed Landtags zeigen die 
einget roffenen Abgeordneten ihre Ankunft dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe an, legitimiren 
ſich durch die ihnen von beim Praͤſidenten des Wahlcollegiums ausgeſtelite Urkundes 
der A uß vergleicht dieſe mit den ihm eingeſandten Wahlacten, nimmt den Abs 
geordneten, falls gegen: deſſen Wahl nichts zu erinnern iſt, in das Verzeichniß der 
Abgeordneten auf, und) übergiebt daffelbe zugleich dem Landesherrn. " 

Alle im dieſes Verzeichniß Aufgenommene haben dad Recht, auf dem Landtage 
zu ſtimmen, vorbehaltlich der Entſcheidung ber. Staͤndeverſammlung, wenn- biefes 
Recht aus irgend einem Grunde beftritten wird. ih 

5 Erdffnung bes Lanbtaged 

$. 146. Der Landtag wird. von dem Landeshern in Perfon ober durch einen 

Iandesherrlichen Bevollmädptigten eröffnet. ' — 
6. Eid ber Abgeordneten. 

$. 147. Bei ber Eröffnung des Landtags ſchwoͤtt jeder Abgeordnete ’ folgen 

den Eid: Fan 


mebft den zwei-übrigen Prälaten zur Linken die Plaͤtze angemwiefen, 
Welke Abgeordnete der Prälaten denen der Ritlerſchaft, ber Städte und 
Bauern beizuordnen feyen, beftimmt bie Sandesregierung.. :ır :- 
re Befhluknahme:. :.:. .. 


$. 150, Die Stämdeverfi alum ta — Beſchluß faſſen, wenn nicht min: 
* zwei Dritiheile der. ae Baht ihrer — — ſind. 
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Bi Regel. 
._ 151. Sie faßt über bie zur Berathung und Entfcheibung kommender Ange 
—*8 Beſchluß nach abſoluter Mehrheit der Stimmen. 

0. Erſte Ausnahme. 

a. Abſtimmung nach Staͤnden. 

$. 152. Ausnahmsweiſe kann alsdann, wenn. bie Entſcheidung eigenthümliche 
privatrechtliche Verhättniffe der Ritterfchaft, der Städte, der Bauern, ober eigen: 
thuͤmliche ftaatöbürgerlihe Intereffen einer dieſer drei Standesklaffen betrifft, von 
der betheiligten Standesklaſſe eine Abftimmung nad) Ständen —— werden. 

Bii einer ſolchen Abſtimmung ſtimmen die Prälaten mit dem Stande, in wel- 
chem fie nach der Sitzordnung ihren Plag angewiefen erhalten haben. 
En A b. Antrag auf eine folche Abftimmung. j 

8.153. Jeder Stand, der feine eigenthümlidhen Intereffen ober Rechte bei 
einem Vorſchlage fuͤr betheiligt hält, kann auf Abftimmung. nad) Ständen antragen, 
und es muß dieſem Antrage Folge gegeben werben, wenn für denfelben mindeftens 
i Drittheile der Stimmen des antragenden Standes find. 

Gleichfalls ſteht der Regierung das Recht zu, in ben Källen, welche fie nach 
5. 162. hiezu für et. hält, die Abftimmung nach Ständen zu veranlaffen. 

Ein jeder folder ntrag kann nicht eher, ald nach dem Schluffe der Berathung 
über den Vorſchlag, und nicht fpäter, als vor dem Anfange ber Abftimmungen ges 


macht werben. Ä 
| 6 Urt der Beſchlußnahme. , 
- 8. 154, Bei einer Abftimmung nach Ständen hat jeber Stand nur eine Stim: 
me, und ein Borfchlag ift nur bei Stimmeneinhelligkeit aller brei Stände ald an« 
> genommen anzuſehen. JE ers 
.* „Innerhalb jebes Standes entſcheidet darüber: „wie bie Stimme abzugeben 
ſey ?“ abfolute Stimmenmehrheit. = 
d. Wiederhohlung eines verworfenen Vorſchlags. 

. $&. 155. Wird ein Vorichlag, welcher bei der Abftimmung nad) Ständen nur 
die Stimme. eines Standes gegen ſich hatte, auf dem naͤchſten Landtage wieder vor« 
gebradjt; hat derfelbe alsdann wiederum die Stimmen zweier Stände für fih, und 
bilden zugleich fämmtliche für denfelben abgegebene Stimmen bie abfolute Mehrheit 
ber „Stimmenzahl der ganzen Stänbeverfammlung ;. fo ift dieſer Vorſchlag ange 
nommen. h 

D. 3weite Ausnahme. 

..& 156. Sol ftänbifcher Seits ein Antrag an ben Landesherrn gemacht wer 
ben, welcher eine Abänderung ber Landes: ober Steuerverfaffung enthält; fo müffen 
wenigftens zwei Drittheile. der Verſammlung dem vorgefchlagenen Antrage beiftim« 
men, um: bemfelben Folge zu geben. Ä | 

10. Wirkung ber Befhlüffe 

F. 157. Die Wirkung und Beförderung eines gefaßten Befchluffes darf weder 
durch Verwahrungen, noch burdy Berufung auf die hoͤchſte Entfcheidung, noch auf 
andere Weife aufgehalten oder gehindert werden, fondern. jedes ftändifhe Mitglicd 
muß fi) das Refultat der Abftimmung ſchlechterdings gefallen Laffen. 
11. Landesherrliche Entfhliefung auf die Befhlüffe 
| $. 158. Kein Beſchluß ber Ständeverfammlung, mit Ausnahme der $. 140. 
aufgeführten Bälle, erhält eher gefestiche Gültigkeit und Wollziehbarkeit, als bis 
er die landesherrliche Zuftimmung erhalten hat, und als — ift. 
Ob der Landesherr diefe Zuftimmung ertheilen wolle? hängt von befien freier 
Entſchließung ab. | 
12. Dauer bes Lanbtag®. 


— Die Landtagsverhandlungen ſollen binnen 3 Monaten vollendet werben. 
mit befonderer landesherrlicher Bewilligung Tann der Landtag über 3 Mo 
nate dauern. 
\ 15, Bertagung, Berabfhiebung und Aufldfung der 
Ständeverfammlung. . 
$. 160, Der Landesherr hat das Recht, die Stänbeverfammlung zu vertagen, 
zu verabfchieben und aufzuldſen. 
Eine Bertagung über 8 Monate hinaus ift Yin 2 
14, Beurlaubüngen ber Mitälieder der Stände: 
verſammlung.— 
$. 161. Kein Mittzlied der GStändeverfammiung darf ſich während des Rand: 
088 von dem Drte der Verſammlumg ohne Urlaub entfernen, | 


— 
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Diefen erfheilt bie Ständeverfammlung, und ausna e, wem 

unge gi der Präfident, welcher jedod der —————— hievon * 

zu machen hat. 

15. Bekanntmachung ber ſtäͤndiſchen Verhand— 
en. 


lung 
8.162, Die landftändifchen Verhandlungen werben e Berzug durch be 
Drud bekannt gemacht. Die Beforgung bdeffelben liegt rn ———— unter * 
wirkung einer beſondern Commiſſion ob. 
Zum Drucke beſtimmt ſind: 
> e —— und die darauf erfolgte on s 
) bie landesherrlichen Propofitionen und .die zur Erwaͤgun enen felb 
ftändigen rung. einzelner Mitglieder der Stände, Were oe 
lih gegebenen Beweggründen 5 
2) tr ae und — F 
) bie te, Acten oder Reden, deren voll en oder ugsweiſen 
Abdruck die Verſammlung beſchließt. * u. j 
Es kann indeß nicht nur die Ständeverfammlung bie Geheimhaltung in einzel: 
nen Faͤllen verfügen, fondern diefe muß auch) ſtets eintreten, wo ſolche von ber 
Regierung begehrt wird. 


Zweiter Abſchnitt. 
Gefhäftsordnung für die Ständeverfammlung, 


1. Bonben Beamtender Ständeverfammlung. 
a. Wahl des Präfidenten und bes Gecretaire. 

$. 163. Das erfte Gefchäft der Ständeverfammlung befteht in ber Wahl ihrer 
Beamten aus ihrer Mitte, naͤmlich eines Präfidenten, eines Vice» Präfidenten und 
eines Secretairs, welcher neben dem Landſyndicus deſſen Gefchäft mit verfieht. 

Diefe Wahl geſchieht vermittelt verfchloffener Zettel durch abfolute Stimmen: 
mehrheit, und wird von dem an Jahren Älteften Mitglicbe der Berfammlung geleitet. 

Zu der Stelle des Präfidenten und Vice: Präfidenten werben für jede Stelle 
drei Candidaten dem Landesherrn präfentirt, von denen der Landesherr Einen ber 
ftätigt, der alsdann fein Amt fofort antritt. 

Die Wahl des Secretairs bedarf der landesherrlichen Beftätigung nicht. 

b. Amt bes Präfidenten. 

$. 164. Die Verrichtungen des Präfidenten bdeftchen im Allgemeinen in ber 
Leitung der Geſchaͤfte der Berfammlung und in der Aufrechthaltung der Orbnung 
bei den Berfammlungen. Insbefondere hat er 

1) bie Sigungen zu beftimmen, zu eröffnen und zu fchließenz 

2) über die Beobachtung der Vorſchriften und der Ordnung bei den Berath: 
ſchlagungen und Abftimmungen zu halten, aud die Tagesordnung feftzufegen 

und foldye in dem Sitzungsſaale anfchlagen zu laſſen; 

3) bei den Verhandlungen Alles, was dem Zwede und dem Anftande zuwider 
ift, fo wie alle perfönliche Anzüglichkeiten zu entfernen und zu rügen, und 
en Falles die Orbnung durch Schließung ber Gigung aufrecht zu 
erhalten; 

4) die von der Verſammlung zu entſcheideuden Fragen aufzuftellen und vor- 
zutragen; 

5) die Stimmen fammeln und nad) der Mehrheit die Beſchluͤſſe faffen zu laſſen 
und aus;ufpreden. 

c. Amt bed Bice:Präfidenten. 
$. 165. Der Vice: Präfident kann alle ober einen Theil der Functionen des 
Präfidenten verfehen, wenn fie ihm von legterm übertragen werben; in deffen Ab: 
weſenheit aber fichen fie ihm, vermöge feines Amtes, zu. 
d. Amt des Landfyndicus und Gecretairs. 
$. 166. Der Landfpndicus, oder in deffen Abwefenheit ber Secretair, hat in 
ben Sitzungen das Protocol zu führen, die abgegebenen Stimmen zu zählen und 
nah der Mehrheit derfelben die Befchlüffe zu faffen und niederzufchreiben; ferner 
alle, Namens der verfammelten Section, abzufaffende Auffäge und Erlaffe zu ent« 
werfen und auszufertigen. 
Dr e. Gehülfsperfonal. 


$. 167, Fuͤr die Schreiberei und Regiftratur werben von dem Präfibenten bie 
für die Zeit der ftändifchen Verſammlung nöthigen Officianten — und zur 
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Verſchwiegenheit ind gehörigen Verrichtung ihrer Dienſtgeſchaͤfte eidlich verpflichtet 

und angewieſen, auch wegen deren Remuneration von demſelben bei dem Steuer⸗ 
Eollegio angemeffene Anträge gemacht, worauf dafjelbe wegen VBerwilligung der dazu 
erforderlichen Gelbfummen das Nöthige zu veranlaffen und zu beforgen hat, 

. 168. Der Präfident und- der Secretair oder Landſyndicus nehmen einen 
befondern erhöheten Play in ber Mitte der Verfammlung tin. 

a Bon den landbeäiherrliden CEommiflfariem. 

$. 169. Der Landesherr kann, feinem Gutfinden nad, Geheime: Räthe ober 
andere Stantsbeamte ald Sommiffarien zu einzelnen Sitzungen aborbnen, um bie an 
die Landfchaft erlaffenen Anträge mit ihren Gründen näher zu entwideln und aus 
einander zu fegen. Die ftändifche Berfammlung wird von der Abordnung foldyey 
landes ichen Commiſſarien und der Zeit ihrer Ankunft vorher benachrichtigt; die⸗ 
ſelben bleiben jedoch bei den re pe und Abftimmungen nicht gegenwärtig. 

ortjegung. 

F. 170. Würden muͤndliche Mittheilungen, Erörterungen und Berathungen 
e Beförderung einer Angelegenheit oder eines Geſchaͤfts zwiſchen Landesherrn und 

tänden für. zuträglich en: fo wirb von Seiten ber Landesherrfchaft eine Zu⸗ 
fammentretung des herzoglichen Staatöminijteriums oder anderer herzoglicher Com⸗ 
miffarien mit einer ftändifhen Deputation von 3 bis 6 Mitgliedern veranlaft. 
Auch die Ständeverfammlung - fann ihrer Seits in dazu geeigneten Fällen darauf 
antragen, baß einer Deputation aus ihrer Mitte mündliche Aufklaͤrung oder nähere 
—— uͤber landesherrliche Erlaſſe durch herzogliche Commiſſarien ertheilt 
werden moͤgen. 

Die Beſtimmung der Perſonen und Zahl der Mitglieder einer ſolchen Deputas 
tion geichieht von der Ständeverfammlung felbft. - 

3. Bon den fändifden SCommiffionen. 

$. 171. Nicht nur alle von dem Randesherrn erlaffene Anträge, fondern auch 
alle fonft in Erwägung kommende umfaffende Gegenftände müffen, vor ihrer Ver 
handlung in der ftändifchen —— der vorlaͤufigen ng | und Bearbeitung 
einer zu wählenden Gommiffion von 8, 5 oder 7 Mitgliedern Übergeben werden. 
Der ernannten Gommiffion muß der Vorwurf der vorzubcarbeitenden Sache genau 
beftimmt werben; ed mag nun foldyer in einer vorzunchmenden Unterfuchung, ober 
—— abzuſtattenden Gutachten, oder in Abfaſſung eines ſchriftlichen Aufſatzes 
eſtehen. 

Fortſetzung. 

'$. 172. Jede ſolchergeſtalt nicdergefegte Commiſſion waͤhlt zuerſt unter ſich 
ein Mitglied, welches den Vorſitz, und ein anderes, welches das Protocoll zu fuͤh⸗ 
ren hat, betreibt ihre Geſchaͤfte collegialiſch, und macht hiernaͤchſt, nach Beendigung 
ihrer Arbeit, von dem Reſultate derſelben, durch eines ihrer Mitglieder, Vortrag 
an die verſammelte Staͤndeverſammlung, woruͤber ſodann von der letzten, ſo wie 
uͤber jeden andern Antrag berathſchlagt und geſtimmt wird. 

Von den landbeshberrlidhen Propofitionen. 

$. 178. Die von Seiten der Landesherrſchaft an die Stände zu machenden 

Propofitionen und Mittheilungen werden den gefammten Ständen eröffnet, ‚und, 
wenn felbige eingegangen fiud, vor allen andern Gegenftänden der landſchaftlichen 
Verhandlungen von dem Präfidenten in ber naͤchſten Sigung nochmals zur Kenntniß 
ber Mitglieder berfelben, und, ohne daß über die Vorfrage geftimmt wird, in den 
folgenden Zufammenkünften nad und nach zur Berathſchlagung gebracht. 

$. 174. Wenn die Gommifjion, weldye mit der Begutadhtung eines von bem 
Landesherrn mitgetheilten Entwurfes beauftragt ift, auf weſentliche Aenderungen in 
demfelben antragen will; fo fol fie jedenfalld vor dem Schluſſe ihrer Arbeit mit 
dem landesherrlichen Eommiffair, welcher die Propofition en bat, zufame 
mentreten und die vorgefchlagenen Aenderunyen mit bemfelben erörtern. 

‚ Ein gleiches Verfahren foll ftatt finden, wenn von einem ftänbifchen Mitglicde 
eine wefentliche Aenderung einer landesherrlichen Propofition in Antrag gebracht, 
au deren Prüfung eine Gommiffion niedergefegt und von biefer der Beſchluß gefaßt 
wird, für den Antrag zu berichten. 

5. Anträge, weldhe von ben Ständen ausgehen. 

$. 175, Nicht allein der Präfident, fondern auch jedes Mitglied der Verſamm⸗ 
lung ift befugt, über Gegenftände, welche der Landesherrfchaft zur Beruͤckſichtigun 
au empfehlen, Anträge zu machen; jebody muß jeder gethane Antrag zuvdrberft ur. 
ri Stimmenmehrheit der anwefenden Mitglieder, als zur Berathung geeignet, ere 

et, auch zugleich beftimme werden, ob bie Angelegenheit einer Commilfion zur 
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vorgängigen Prüfung und Berichtserlattung zu übergeben fey, und, wenn foldyes 
gefächen, kann berjenige, von welchem der Antrag herrührt, einen Tag zur. Deli- 

eration und Abftimmung darüber vorfchlagen, an welchem die Sache alsdann mit 
Genehmigung des Präfidenten verhandelt wird. | 
| $. 176. Wer den Antrag zu einem an die Regiesung zu gelangenben Beſchluſſe 
machen will, muß ſelbigen ſchriftlich abfaſſen und zur Einrüdung in das Protocoll 
vorlegen, worauf er benfeiben vor ber Berathfchlagung darüber näher zu entwickeln 
und mit Gründen zu unterftüsen hat. 

$. 177. & febe aud) jedem anmefenden Lanbftande frei, über geſchehene Ans 
träge Veränderungen vorzufchlagen, über welche eben fo, wie über die Anträge 
ſelbſt, geftimmt wird. en 

6 Berfahbren bei ben Berathbungen und" 
Abftimmungen. EEE 

$. 178. Bei den Beratbfchlagungen kann jedes anwefende Bug ber Stände 
feine Meinung vortragen und entwideln, darf jebody in berfelben Sitzung ntır eins 
mal über die zur Entſcheidung ftehende Frage reden; es fly denn, daß eine unrichtig 
verftandene Aeußerung beffelben einer —— Erlaͤuterung beduͤrfte. 

Auch dürfen’ dieſe Vorträge blos mündlich gehalten werben,’ und nur die lan⸗ 
besherrlihen Sommiffarien und die Namens ber fländifhen Commiſſionen auftreten: 
ben Referenten die ihrigen in fchriftliche Auffäge bringen und ablefen. 

. 179. Da die zu beobadytende gute Ordnung bei ben — — es 
mit ſich bringt, daß nicht allein alle unziemliche Aeußerungen und Perſoͤnlichkeiten, 
ſondern auch unnuͤtze Weitlaͤuftigkeiten und Abſchweifungen rermieden werden, und 
daß Niemand im Reben unterbrochen werde; fo liegt es dem Praͤſidenten ob, bar: 
auf genau zu halten. Sollte ſich gleihwohl Jemand durch die erhaltene Zurechtwei⸗ 
fung beeinträdtigt finden; fo Kann er darüber bie Entfheidung der Berfammlung 
verlangen, bei welcher er ſich alsdann aber beruhigen muß. 

$. Diejenigen, welche für oder wider einen gemachten Antrag zu reden 
wünfchen,. haben fi, indem fie von ihren Sigen aufſtehen, deshalb an den Präfl- 
benten zu wenden, ber ihnen in der Orbnung, wie er ihre Anrede vernommen, 
das Wort zu geben hat. 

$. 181. Bei jedem zur Berathung gelangten Antrage muß erftere ber Abſtim⸗ 
mung vorangehen, und haͤngt es von der Verſammlung ab, ob nach Beſchaffenheit 
der Sache daruͤber ſogleich, oder in einer andern Sitzung, geſtimmt werden ſoll. 

$. 182. Rach beendigter Berathung fordert der Praͤſident bie gegenwaͤrtigen 
Mitglieder nach der Reihe, wie fie zufällig ſitzen, aufs ihre Stimme abzugeben. 

Um aber bie vorliegenden Anträge zur Entfcheibung zu: bringen, kleidet ber 
Präfident die Gegenftände derfelben in deutlich beftimmte ragen ein, worüber mit 
Ja oder Nein laut geftimmt wird. Sollten über bie aufgeftellten Bragen Grinne: 
zungen gemacht werben; fo wird über die vorgefchlagenen Abänberungen geſtimmt, 
und entfcheidet die ganze Verfammlung über die Abfaffung der Fragen. 

$. 188. Die abgegebenen Stimmen werden von dem Landjundicus ober Gerre: 
tair namentlich bemerkt, und der auf geſchehene Zählung nach ihrer Mehrheit. gefaßte 
Beſchluß wird hierauf der Verfammlung fofort eröffnet. u; 

$. 184, Grgiebt ſich aus ‚der. vorgenommenen Sammlung ber Stimmen eine 
Gleichheit derfelbenz ſo wird bie Sache in einer folgenden Sigung nochmals in um⸗ 
frage gebracht, und bleiben ſich die Abſtimmungen auch alsdann glei; fo wird bie: 
jenige Meinung, welcher der Präfident beigetreten ift, als ber Beſchluß der Stän- 
deverfammlung angefehen, 

$. 185. Iſt ein Beſchluß gefaßts fo wirb berfelbe von Seiten der Landſchaft, 
mit einem von dem Präfidenten zu unterzeichnenden Berichte, dem Landesfürften 
überreicht , worauf die hoͤchſte Refolution darüber, vermittelft Referipts, ertheilt wirb. 

$. 186. Ein Gegenftand, über welchen bereits ein Beſchluß gefaßt iſt, Tann 
während beffelben Landtages nicht nochmals in Antrag und zur Berathung gebracht 


werben. 
7. Shluß bes Landtages, 

6. 187. Bor dem von der Beftimmung bes Landesherrn abhängenden Schluffe 
bes Landtags werben bie verfchiedenen Gegenftände und Puncte, worüber Hoͤchſtder⸗ 
felbe und die Stände im Gefolge der während deſſelbin gepflogenen Unterhandlungen 
fid) vereinigt Haben, in einen Landtagsabſchied oder Receß zufammen getragen, und 
ift folher nicht nur von dem Landesherrn und von @eiten der Stände von dem 
Präfidenten und dem Landfpndico zu unterzeichnen und z beſiegeln, ſondern bene 
nächft auch durch den Druck zur Öffentlichen Kunde zu bringen, worauf die allge⸗ 

Er 
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meine Canbesverfammlu ähnliche Art und Weiſe, als bei der Cr 
* feierlich Sefchloffen - hn de r ſe, et * Öffnung ge: 


\ Dritter Abfhnitt, 


Bon den Verhandlungen des ftändifchen Ausfchuffes. 


1. Wahl des Präſidenten. | 
$. 188. Der ftändifche Ausfhuß wählt fid) einen Präfidenten aus feiner Mitte, 


nah Stimmenmehrheit. Er 
2. Ge fhäft des Präfidenten. 
$. 189. Der Präfident bes Ausfhuffes beftimmt die Gigungen, leitet ben 
ganzen Geſchaͤftsgang, und ernennt insbefondere die Referenten. 
3. Art der Gefhäftsfühbrung und Befdluf- 


nahme 

$. 190. Der Ausſchuß betreibt die Geſchaͤfte collegialiſch, faßt feine Befchlüffe 
nad) Stimmenmehrheit, ift aber zu einer Beſchlußnahme nur. befugt, wenn beffen 
ſaͤmmtliche Mitglieder anwefend find. | 
4, Art ber einfweiligen Erfegung fehlender 

mMitaligeder _ 

$. 191. Wenn Mitglieder des Ausfchuffes auf längere Zeit abweſend ober fonft 
an den Gefchäften Theil zu nehmen behindert find, Eönnen bie übrigen Mitglieder 
bes Ausfchuffes duch Stimmenmehrheit einftweilen einen oder mehrere Abgeordnete 
erwählen, die in den Ausfhuß eintreten. — Bei bieten Wahlen ift bei gleichen 
Stimmen bie bes Präfidenten entfcheidend. | 

5. Bortrag ber vorgenommenen Gefdäfte 
beider Stänbeverfammlung. 

&. 192. Der Präfident des Ausfhuffes hat von den, zwifchen den Landtagen 
vorgefommenen, Gefchäften auf dem naͤchſten Landtage der Ständeverfammlung aus: 
führlihen Vortrag zu erftatten. 

6. Beurlaubungen ber Mitglicdber bes Ausb: 


ſchuſſes. | 
$. 198. Kein Mitglied des Ausfhuffes barf fih auf eine längere Zeit als 
8 —— ſeinem Wohnſitze entfernen, ohne von dem Praͤſidenten Urlaub erhalten 
zu 


Titel IV. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


F. 194. Der jedesmalige Landesherr kann, nach dem Antritte Seiner Regierung, 
bie gewöhnliche Erbhuldigung von den Unterthanen nicht cher verlangen und ſich lei⸗ 
ften lafjen, als bis von Hoͤchſtdemſelben bie gegenwärtige Landſchaftsordnung foͤrm⸗ 
lih und bündig angenommen und beftätigt, auch die hergebrachte Verfiherung wer 
gen Aufrechthaltung ber Über die Primogenitur in bem- fürftlihen Haufe Braun 
jchweig »Wolfenbittel beftehenden Werträge und des Pacti Henrico Wilhelmiani 
ſchriftlich ausgeftellt worden ift. 

Im Ball der Minderjährigkeit des Lambesfürften ertheilt der, die Landesregie— 
er — Vormund dieſe Beſtaͤtigung und Verſicherung fuͤr die Zeit ſeiner 


erwaltung. 

g. 198. Die früheren Landtagsabfchiebe, Reverſalen und fonftige, mit ben 
Ständen getroffene, Verabrebungen bleiben beftehen, infofern und inſoweit fie nicht 
durch die geseamärtige Landfchaftsordnung aufgehoben find. 

. 196. Wenn bie Landesherrfchaft und die Stände Fine verfchiedene Anficht 
über die Auslegung einzelner Beftimmungen diefer Landſchaftsordnung oder anderer 
Landedgrundgefege haben follten; fo wird zuvoͤrderſt das herzogliche Staatsminiftes 
rium — einer Deputation der Staͤnde zuſammentreten, um eine Ausgleichung zu 
verſuchen. 

Sollte aber dieſer Verſuch fruchtlos bleiben; fo iſt ſowohl der Regierung als 

ben — unbenommen, bie entſtandene Differenz im Wege Rechtens entſcheiden 
zu laffen. 
Diefe Entfcheidnng foll in erfter Inftanz durch ein Gompromißgericht abgegeben 
werben, welches auf eben die Weife zufammengefest wird, wie der gemeinſchaftliche 
Gerihtehof, welcher gebildet wird, wenn auf Beftrafung wegen einer Verlegung 
der Berfaffung angetragen ift. In zweiter und Iegter Inftanz foll ein Oberappels 
lationegericht eines der teutfhen Bundesſtaaten entjcheiden. 
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$. 197. Die Abgeorbneten,erhalten während des Landtags Diäten, und zwar 
die an bem Orte der ammlung Wohnhaften 2 Rtchlr., die Auswärtigen 4 Rthir. 

Während einer Bertagung werden nur den zu den fländifchen Commiſſionen 
gewählten anweſenden Mitgliebern Zagegelber gezahlt: ' Fu 


d) Entwidelung der hauptſaͤchlichſten Motiven des 
Entwurfes der revidirten Landfhaftsordmung; 
den Ständen. vorgelegt am 30. Sept. 1831. 


Die Regierung Sr. Durchlaucht, ftets getreu dem von ihr angenommenen 
Grundfage: ein geregeltes Fortfchreiten zum Beffern und eine vernünftige, zeitges 
mäße ickelung der Öffentlichen Inftitutionen zu, befördern, hat es vor Allem 
für ihre Pflicht gehalten, ihre Aufmerkfamkeit auf das wichtigfte Landesgrundgeſetz, 
die Landfchaftsordnung von 1820, zu richten. Wenn. in der Gefeggebung über: 
haupt jede Aenderung des Beftehenden nur nach der reifften Prüfung und mit der 
befonnenften Vorfiht vorgenommen werden darf; fo mußte die forgfältigfte Erwaͤ— 
er bei den, in Borfchlag zu dringenden, Abänderungen an einer — 

tatt haben, bie erſt vor einem Jahrzehent entſtanden, und das achtungswuͤrdig 
Denkmal einer väterlichen Regierung it. Dennoh durfte die Regierung eine Res 
viſion der Landfchaftsordnung "nicht verſchieben, term’ fie nicht den allgemeinen 
Wuͤnſchen des Landes und der Stimme der Erfahrung ihr Ohr, verfähliehen wollte, 
und fie konnte um fo weniger Bedenken tragen, fi. diefem Gefchäfte zu un: 
terziehen, als die vormundſchaftliche Regierung ſelbſt, glei bei Abfaffung ber 
Landfchaftsordnung, befonders in Beziehung ‘auf die angenommene Repräfentation, 
— — hatte, daß dieſes Werk keineswegs als abgeſchloſſen angeſehen wer: 
en koͤnne. ee | 

Die Refultate der vorgenommenen Revifion enthält‘ ber anliegende Geſetzes⸗ 
vorfhlag, bei weldhen nit nur Unfere eignen, fondern auch die Erfahrungen _ 
anderer teutfher Länder benust find. Die revidirte, Landfchaftsorbnung hat bie 
re Grundlagen der bisherigen BVerfaffung ganz, ober. doch ihrem Geifte 
nach beibehalten, und fie unterſcheidet fih von. der beſtehenden hauptſaͤchlich 
nur dadurch, daß die in dieſer bereits feſtgeſtellten Grundſaͤhe eine vollſtaͤndi⸗ 
— zeitgemaͤßere Entwickelung und eine feſtere und klarere Beſtimmung erhal⸗ 
ten haben. | — 

Die revidirte Landſchaftsordnung enthält, wie die. don 1820, vier Titel, welche 
ſich mit denfelben, Gegenftänden befchäftigen. en — 
DE Der erſte Titel we 
handelt von dem Weſen ber Landftände, von -ber Zufammenfegung ber Staͤndever⸗ 


fammlung und des ftändifhen Ausfchuffes, fo ‚wie von dem Wahlrechte und ‘von 
den Wahlen der Abgeordneten, . 
Erfter Abſchnitt. 

Die Beftimmungen, welche der gegenwärtige Entwurf über die Bertretung 
des Landes enthält, beruhen auf demfelben Principe, als die der Landſchaftsord⸗ 
nung von 1820. Audy fie ift Feine eigentlich fländifche Verfaſſung; fie fchreibt viels 
mehr ausdrüdlich vor, daß die einzelnen Mitglieder alle Einwohner bed Landes, 
ohne Rüdfiht auf die Stanbesklaffe, der fie angehören, "vertreten follen, und bie 
Bedingung der Landtagsfähigkeit ift ein gewiſſes ſtaatsbuͤrgerliches Intereffe, Feines: 
wegs aber ein gewiffer Stand. Es find nämlich die Prälaten weder die Vertreter 
bes geiftlichen Standes, noch des geiftlihen Grundeigenthbums, fondern man wollte 
wifjenfchaftlich gebildete und’ gefchäftstundige Männer in der Landbtagsverfammlung 
baben, die Rath und. Belehrung bei den Gegenftänden:ertpeilen koͤnnten, welche Die 
Religion, die Jugendbildung ; die Rechtsgefeggebüng, bie. Staatsverwaltung betref⸗ 
fen. Die Rittedgmtäbefiger find. nicht ‚die Vertreter eines Standes, fondern des groͤ⸗ 
fern Grundeigenthums, da jeber, ohne Unterſchied der Geburt, ein Rittergut er⸗ 
werben kann. Die Abgeordneten ber Städte vertreten die Intereffen des Handels 
und ber Gewerbe, bie Freifaffen die Eeinern Grundeigenthümer. - - 27 

Eine ſolche Vertretung der verſchiedenen ftaatsbürgerlihen Intereffen ift bie 
einzige für den gegenwärtigen Zuftand paffeude, und biefe Grundlage unferer Re⸗ 
präfentation durfte daher nicht aufgegeben werben. . | 


2141 
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- Dagegen erſchien bie Urt und Weife, wie: dieſe verſchiedenen ſtaatsbuͤrgerlichen 
Intereffen vertteten: find; allerbings einer Verbefferung bebürftig. .. _ 
Bor Allem: entftand die Frage: PT Er 5 De un 1 | 

ob bie bejtehende Zrennung in, zwei, Gectionen: beibehalten ‚werben 


könne? 

Die Regierung hat, nach reifliher Erwägung, geglaubt, dieſe Krage mit: Nein, 
beantworten zu müffen. Die, Gründe für diefe Antwort find folgende: . ' _. 
4 Das Zibeikammerſhſtem in * Far fo —2* er kine für ſich 

ehende getrennte Staatsgewalt bildet, iſt für das hieſige Land; weder —— 
begruͤndet, noch iſt es in Ausuͤbung ek Bor ber Bank tsord⸗ 
nung von 1800 beſtanden drei Curien, biesaber:mur cin Ganzes ausmachten. Die 
Landſchaftsordnung von, 1820 beftimmt auch ausdrücdtic, .- mo. 

. daß bie gefammmte Landſchaft ein uhgefrenntes Ganzes“ bilde, | 
Diefed Ganze follte zivar in zwei Abtheilungen zerfallen, welche aber, um noch 
näher zu bezeichnen, daß ſie Theile dieſes Ganzen ſehyen, nicht Kammern, ſondern 
Sectionen genannt wurden. Die landesherrlichen Propoſitjonen ergehen auch nicht 
an die eine oder Pop, biefer Sectionen, fondern an die geſammte Landſchaft, 
und es wurde, auf ausbrüdlichen Antrag der, Stände, die, Beftinimüng, in die 
Landfchaftsorbnung aufgenommen, daß ſich die beiden Eertionen a geetaihaftlis 
Ken Beratungen vereinigen koͤnnten. Bon biefem Mittel ift nun fat immer Ges 
braud; gemacht, da die Erfahrung bald Ichrte, daß, wenn beide Sectiorien Über dics 
felbe — * abgeſondert zugleich Beſchluͤſſe faßten, nie eine Uebereinſtinmiung 
gu erreichen eh. — Be I, 

Dieſer Mittelzuftand groifchen dem Einz und Zibelkammerſyſteine Hatte zwar 
manche Rachtheile des leztern, bot aber keine ſeiner Vortheile dar, beſonders nicht 
den ſehr weſentlichen, —* Beſchluß einer Kammer ſtets noch der abgeſonderten 
und nicht gleichzeitigen Berathung der andern unterworfen wird. Es handelt 
ſich daher nicht ** davon, ob man das Zweikammerſyſtem beibehalten, ſon⸗ 
dern vielmehr davon 3* daſſelbe in feiner eigentlichen Bedeutung aufitels 
Ion, oder ganz zu dem Einkammerſyſtem übergehen folle? — Die Wiſſenſchaft, 
die bisherige Erfahrung, ‚die Wuͤnſche und Anfichten des Landes, felbft eines 
großen Theils der Ritterfhaft, ſprachen für. die Vereinigung allee Stände in 
einer, Verſammlung; denn bie Mitglieder der. erſten Section ſind weder durch ih— 
ten Stand, noch durch die Qualität und Größe ihres Grundbeſitzes, don den uͤbri⸗ 
gen Vertretern, des Landes fo verfhieden, daß fie als eine für ſich beſtehende Gors 
poration über, ‘oder feldftftändig neben dieſelben Hätten geftellt werben Fonnen; das 
Zweikammerſyſtem hatte in. feiner unferer Inftitutionen einen biltorifchen Anhalts⸗ 
punck gefunden, und eine Einrihtung, bie für größere Reicht inentbehrlih, und 
wenn fie auf die Erblichkeit der Pairswuͤrde gegründet ift, bie Aeherfte Stuͤtze des 
monarchiſchen Principe und der Stabilität der, politiſchen Inftitutionen ift, paßte 
He et Land von dem Umfange bes Herzogthums und auf die, geihilberten 

erhältniffe. ... — — z a 

Diefe Wahrheiten wurden durch bie Art, wie die hierher gehörigen Beftims 
mungen ber Landſchaftsordnung von 1820 bisher in Ausübung gebracht find, beftäs 
u Wenn daher bie Regierung der loͤblichen Landſchaft die Vereinigung aller 

tändemitglieder in, einer, Kammer vorſchlaͤgt, wird fie zugleich durch die fichern 
Lehren ber Erfahrung geleitet, und fie bietet ben Mitgliedern ber NRitterfchaft eine 
neue Gelegenheit dar, den :größten Beweis von ber. vorurtheilsfreien Einfiht und 
ber; untigennügigen Baterlandsliebe zu geben, von welcher die Jahrbuͤcher unferer 
Landtage fo mannigfache Beifpiele enthalten, | 

Die BVortheile, die aus einer Bereinigung in einer Verfammlung. hervorgehen 
werben, find groß und unverkennbar. Ein einfacherer und raſcherer Geſchaͤftsgang, 
vielfeitigere, auf denfelben Zweck gerichtete und alfo fruchtbarere Berathungen wer⸗ 
ben nicht allein bie Folge dieſer Vereinigung feyn, fondern, was, vielleicht noch 
wichtiger iſt; fie wird, indem ſie die Scheibewand , die jest, obwohl nur fcheins 
bar, zwiſchen den verſchiedenen Ständen errichtet: war, aufhebt, nicht ‚nur uns 
ter dieſen in der Ständeverfammlung ‚fekbit größeresoWertrauen amd größere Einig⸗ 
keit erwecken, ſondern dieſes Vertrauen und dieſe Einigkeit wird: ſich uber bag 
gange Land verbreiten, und denen, welche aus boͤſem Wilken ; aus Unverſtand ‚oder; 
um bem Gefcrei bes Tages. zu huldigen, durch Klagen über. Bedvorrechtung bes 
Adels und ariftofratifche Einrichtungen, dad Vertrauen zu ber Regierung, und zu 
Por — zu ſchwaͤchen ſuchten, wird ber legte Vorwand für ihre Inſinuationen 
ntzogen feyn. | 
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— rn Allgemeine Beſtimmungen. rer nd 

- Die nöthwenbige Folge. der Annahme - einer Kammer mußte die Verringerung 
ber bisherigen Zahl "der Mitglieder der Stände ſeyn. Möglickerweife konnte bie 
erfie Section: 34 und die zweite 44 Mitglieder, nach der Landfdjaftsorbnung von 

1820, zählen. : 128 Abgeordnete: find aber für eine Bevölkerung von nicht ganz’ - 
246,000 Menſchen an fi) ſchon eine fehr ‚große Zahl, und wenn eine Gleichheit in 
ben Repräßentation der verfchiedenen flaatsbürgerlichen Intereffen Statt finden ſollte, 
bie jedenfalls erforderlih war, mußte namentlich die Zahl ber Mitglieder der erſten 
Sectiom. bedeutend verfingert werben. 3 Sul dr . 

Es iſt daher norgefdjlagen, die Zahl der Abgeordneten atif 45: zu beffimmen; 
eine Zahl, die groß genug iſt, um der Verſammlung das erforderliche Anſehen zu 
geben und fie por Einſeitigkeit zu bewahren, und anderer, Seits nicht zu groß zu 
dem Berbättntfe des Landes und der Bev ikerung. — | 

Das Berhaͤltniß der Zahl der Abgeordneten der verfchiedenen Stände zu einan⸗ 
der. muß unter einem doppelten Grfidhtspuncte betrachtet werden. 

Einmal ftehen bie Intereffen der großen Grundeigenthümer, ber Städte, und 
der kleinern Grundbefiger neben einander. Die Zahl ihrer Apgcordneten mußte, 
daher ganz gleich’ ſeyn; biefes iſt eine conſequente Zolge des angenommenen Prin⸗ 
cipe. Damit biefe —— nic geftört werde, find‘ die Prälaten, die keines 
diefer Intereſſen felbſtſtaͤnbig vertreten, unter die Abgeordrieten der Ritterfchaft, der 
Städte, der Bauern gleichmäßig vertheilt. Die Zahl der Vertreter des Grunbeis 
genthums iſt hiernach zwar doppelt fo groß, .als bie der Abgeordneten der Städte, 
mb es wäre allerdings denkbar, daß in Faͤllen, wo eine Colliſion der Städte und, 
bes platten Bandes Etatt fande, die Grmbbefiger gemeinfhaftliche Eadje gegen bie 
Städte zu deren Nachtheife machten. Allein fo richtig dieſe Anſicht ifts fo kann 
fie Body das angenommene Princip nicht umſtoßen. Es würde eine offenbare Uns . 
gerechtigkeit ſeyn, wenn man in einem Sande, das weſentiich ein Aderbau treiben: 
des ift, und wo bie Benölkerung der Städte nicht einmal ein Drittel der ganzen 
Population ausmacht, den Städten eine gleihe Zahl von Repräfentanten, wie den 
Grundeigentbährern, hätte geben wollen. Ueberdies ſprach für das angenommene , 
Berhaͤltniß Bas. bisher beftchende. Weberhaupt Liegt Mar am Tage, daß die Gleich-⸗ 
ftellung ber Zahl ver Repräfentanten der ftädtifhen und Tänblihen Intereſſen 
imnier nur ein ſehr unvolllommenes Mittel bleiben wird, dieſe Infereffen, wo ſie 
in Eolliſion kommen, gegen einander gu wahren. Denn Alles hängt hier am Ende 
von dem Zufalle ab,,ob gerade bei der Beſchlußnahme ſaͤmmtliche Abgeordnete an⸗ 

end find? Da indeß, wie bereits bemerkt ift, ſich micht leugnen läßt, daß 
nicht nur zwiſchen Etabt und Land, föndern ebenfalld zwifchen den großen und’ 
kleinern Grundeigenthuͤmern, bei dem Grabe der Ausbildung, auf weichem ſich un: 
fere politifchen Inſtitutionen gegenwärtig befinden, bie verſchiedenen Intercffen ſich 
wibderftreiten können; fo mar es nothwendig, ein Austunftsmittel zu finden, die ei: 
genthuͤmlichen "Rechte und Intereffen jeder Klaffe zu ſchuͤzen. Diefes Mittel kann 
aber nicht in einer gleichen Zahl non Abgeordneten liegen, fondern nur in der Art’ 
der Abſtimmung. ° Die nähere Entwidelung der hierher gehörigen Vorſchlaͤge wird’ 
weiter unten gegeben werben. | we — 
Ein zweiter Geſichtspunct bietet ſich dar, wenn man die Zahl ber Abgeord⸗ 
neten, welche Grundbeſiher oder Handel: und Gewerbtreibende ſeyn müffen, mit. 
der Zahl derjenigen vergleicht, welche dieſe Eigenfchaft nicht zu haben brauchen. 
So nothwendig es: ift, daß Aderbau;’ Handel und Gewerbe, dieſe Grundpfeiler‘ 
des Staats, hauptſaͤchlich vertreten werben; eben fo nothmwenbig find in einer Staͤn⸗ 
deverſammlung Männer von Gelehrſamkeit, wiffenfhaftlicher Bildung und Gefchäfts: 
erfahrung. Diefes war ber Zweck der Wiederherſtellung ber Prälaten, und hierin 
liegt der Grund ihrer Beibehaltung. Deren beibehaltene Zahl würde aber für bie 

Verſammlung tu: Hein ſeyn; auch fehlen es weder billig noch angemeffen, allein ber 
Regitrung: und nicht auch dem Lande das Recht zu geben, wiffenfdaftlich Gebilbete, 
ohne Rücdficht auf die Standesklaffe, auf den Landtag zu fenden. Diefes Recht 
fol daher im dem Maaße zugeftanden werden, daß jeder Stand drei Abgeordnete 
biefer Art wählen kann, fo daß biefe zufammen mit den 6 Prälaten bie Zahl von 
15, alfo ein Drittel der ganzen Verfammlung bilden, und auch in jedem einzelnen 
Stande wiederum den dritten Theil ausmachen. Auf dieſe Weife koͤnnen fie zwar 
nie * — bilden, aber ſie ſind zahtreich genug, um ihrer Stimme Gehoͤr 
zu verſchaffen. 


asꝛece Braunſchweig ··⸗ 

Was nun die Art und Weiſe betrifft, wie dieſe Ser weg bed Landes ih: 
ren Auftrag erhalten; fo follen fie alle denfelben ber freien Wahl ihrer Gonftituen- 
ten verdanken. Ein Grundfas, der jest nur bei ben gewählten Deputirten der 
Städte. und Freiſaſſen gilt „ ſoll fünftig auf alle angewendet werben. Die Berall- 
gemeinerung bdiefes Grundfages war-eben fo. fehr burd) ‘die Verminderung der Zahl! 
der Mitglieder der Ständeverfammlung, als. durch die Natur der Sache geboten: 
Die Abgeordneten können ihrem wichtigen. Berufe nur entſprechen, ihre Wirtfäm- 
keit kann nur dann unter allen Umftänden wahrhaft wohlthätig feyn, wenn fie das 
allgemeine Vertrauen des Landes genießen. ‚Diefes laͤßt ſich aber nur durch vom’ 
a Zeit erneuete Wahlen fihern. | ER Ku let or j 

er gegenwärtige Vorſchlag kennt daher weder erbliche Abgeorbnete, noch Ab⸗ 
‚georbnete von Amtswegen und auf Lebenszeit. Alle werben nur auf die Dauer' von 
ſechs Jahren gewählt. - 2 * J. 


B. Specielle Beſtimmungen für die einzelnen Standesklaſſen. 
Bei den fpeciellen Beſtimmungen für die einzelnen Standesklaſſen werben fol⸗ 
gende wenige Bemerkungen genügen. — | 
‚Die. Regierung ernennt bie Prälaten, und wählt diejenigen unter ihnen, welche 
auf dem Landtage erfcheinen follen. Cie hat hier für ſich denſelbbn Grundfag der; 
Gerechtigkeit in Anſpruch genommen, den jie bei allen übrigen Standesklaffen beob: 
achtet hat, naͤmlich den: | . 
Niemandem, der bisher das Recht hatte, Abgeordnete. auf. den Landtag 
zu fenden, oder bei der Wahl ber Abgeordneten zu ſtimmen, dieſes Recht. 
ganz zu entziehen. J 
ueberdies hat es zweckmaͤßig geſchienen, gerade bei den Intereſſen, welche 
durch die Praͤlaten vertreten werben ſollen, ber Regierung einen Einfluß einzus 
räumen. Diefer Einfluß Fann bei ber geringern Zahl der Prälaten nie entfcheir 
dend feyn, und wenn vielleicht frühere Leo: die Beforgniß erwedt haben, daß 
die Regierung einen ‚nicht geeigneten Gebrauch ‚von dem Rechte, die Prälaturen 
au vergeben, mächen koͤnnte; fo ift anderer Seits nicht zu verfennen, daß gerabe 
ci einem Mißbrauche dieſes Rechts, die Abſicht, fi Einfluß zu ———— 
am gewiſſeſten verfehlt wird. — Die gegenwaͤrtige Regierung glaubt wenigſtens 
in den Faͤllen, wo ſie in die Lage gekommen iſt, Praͤlaturen zu vergeben, den 
Beweis geliefert zu haben, daß es ihr nur darum zu thun war, unabhängige Maͤn⸗ 
ner von Zalent, Gelehrfamkeit und Gefchäftserfahrung, weldye die allgemeine Ach— 
ng eben fo fehr verdienen, als fie dieſelbe genießen, in die Gtändeverfammlung 
u bringen. — | 
’ Bei den Abgeordneten ber Ritterfchaft ift ber Zweifel entftanden; ob es nicht 
gerathener fey, fie von der Ritterſchaft in corpore, und nicht nad. gewiffen Waplz, 
treifen, wählen zu. laffen? — Es hat aber vorzüglicher geſchienen, aud bier ge⸗ 
wiffe Wahlkreife anzunehmen, weil es, bei ber Verſchiedenheit der verſchiede⸗ 
nen Randestheile, ſtets wünfhenswerth feyn wird, aus allen, mit ben Localitaͤ— 
ten genau bekannte Männer ie Daben und weil, wenn biefes nicht der Fall ift, 
leicht ein Difteict ſich vernadhläffigt glaubt. Dieſe Wahlbezirke ſelbſt find uͤbri—⸗ 
gens nad) der beftehenden Eintheilung bes Landes gebildet, und die Zahl der Abs 
georbneten jedes Bezirkes richtet ſich nach dem ungefähren Verhältniffe der Zahl 
der Güter, wobei-indeß eine völlige numerifche Gleichheit zu beobachten nicht thun— 
lih war. Es ift jedoch nothwendig geweſen, bie wenigen Nittergüter bes blanken⸗ 
burgifchen Diftricts, weil diefe für ſich cine zu Kleine Zahl bildeten, mit benen 
des wolfenbuͤttelſchen Diſtricts Aufanunengu pen. Der Grund, daf man fie ges 
zade diefem Diftricte beigelegt hat, iſt haͤuptfaͤchlich darin zu fuchen, ‚daß fie bier, 
wo eine größere Zahl von Adgeorbneten gewählt. wird, ‚cher bie Hoffnung haben, 
gewählt zu werden, und weil bie Communication: mit biefem Lanbestheile für fie 
die leichteſte ift. Me 
. Bei ber Formirung der Wahlbezirke der Städte iſt man auch der beftehenben 
Eintheilung des Landes in Diftricte gefolgt. Die Zahl der Abgeordneten: wirb durch 
die Zahl der. Häufer und der Bevölkerung beftimmt, fo daß im Durchſchnitt auf 
5000 Seelen und 500 bis 600 Häufer ein Abgeordneter fällt, wobei die geographiſche 
Lage der Städte ganz genaue Beftimmungen unmöglich machte, die aber auch nicht 
nothwendig find. Die Flecken find den ländlichen Wahlfreifen beigelegt. Es wirb 
indes zur Erwägung löblicher Landfchaft vorgeftellt: ob es nicht angemeffen ſey, eis 
nige berfelben, 3 B. Efcyershaufen und Vorsfelde, ben betreffenden ftädtifchen 
Wahllreifen beizugefellen ? 
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Bei din Wahlkreiſen für die Freiſaſſen und Bauern iſt die Eintheilung in 
Kreisämter beibehalten, jedoch dergeſtalt, daß mehrere Aemter vereiniät find, mit 
Ausnahme des zu entlegenen Amtes — — Die Zahl der Abgeorbneten 
dieſer Wahlkreiſe iſt nicht ſowohl nach der Bevoͤlkerung, als, worauf hier mehr 
anfam, nach wer Zahl der Hofſtellen und der Gemeinden getroffen. - Ganz gleiche 
numerifche Berhältniffe waren indeß auch ‚hier unerreichbar. : Der Grimd, wes⸗ 
halb die ſechs erften Wahlkreife fo. gebildet find, daß für jeden zwei Abgeorde ' 
nete gewählt werden, liegt hauptſaͤchlich darin, bag auf diefe Weife die Zahl - 
der. Wählbaren vergrößert wird, und. biefe Einrichtung den: Wechſel der Wahl 
dee nicht eigenthümlichen Abgeorbneten dieſes Standes erleichtert und befchleus 
nigt. Thedinghauſen hat zwar nie das Recht, einen nicht zum Freiſaſſen- oder 
Bauernſtande gehörenden Deputirten. zu wählen: Allein dagegen würde, feine: iſo⸗ 
lirte Lage abgerechnet, die Zahl feiner’ Höfe und Gemeinden daffelbe nicht berech: 
tigt haben, einen eignen Abgeordneten zu wählen, und daneben find. in’ bem Amte 
— viele große Freiſaſſenguter, der Beſitzer den hoͤhern Staͤnden an⸗ 

Dreittee Ti fhmteei ee: 
Zufammenfegung des ftändifchen Ausſchuſſes. — 

Die Natur der Geſchaͤfte des landſtaͤndiſchen Ausſchuſſes macht: es: wuͤnſchens⸗ 
werth, daß derfelbe nicht zu zahlreich ſeyze deshalb Hat es benn auch nicht zweck 
mäßig geſchienen, zwei verſchiedene Ausſchuͤſſe, den engern und größern, beizube⸗ 
halten, eine Einrichtung, die zwar im bie Landſchaftsordnung von 1820 uͤberge⸗ 
gangen, aber noch aus einer Zeit herftammt, wo oft in 30 Jahren. fein Landtag ' 
gehalten wurde. Auch folgt ber. Entwurf hier zugleich dem Beifpiele der meiften 
neuern Berfaffungen. | ' 

Eine nothwendige Folge des angenommenen Grundſatzes, daß es weder erbliche, 
noch lebenslaͤngliche Abgeordnete giebt, iſt die. Beftimmung, daß nach jeber allge: 
meinen Wahl der Abgeordneten. auch das Recht des Ausfchuffes erlifht, unb ein ' 
neuer Ausſchuß gewählt wird. Diefes führt denn. auch dahin, daß die Mitglieder 
des Ausſchuſſes, als ſolche, zugleich. Räthe in dem Lanbesfteuercollegium nicht find, 
obgleich die Erwählung dieſer Räthe der Landſchaft Üüberlaffen bleibt, was hier nur 
anzubeuten und weiter unten näher zu entwideln ift. 


Bierter Abfhmitt. 
Don der Wahlberechtigung. 


Die Über die perfönlichen Erförberniffe der Wähler, Wahlberechtigten und 
BWahlmänner gemachten Vorſchlaͤge flimmen zwar im Allgemeinen mit den beftehen: 
den Gefegen überein; nur find fie infofern ftrenger, daß die Begehung, gewiſſer, 
eine moralifhe Schaͤndlichkeit enthaltende Verbrechen, ohne Berhdfichtigumg der ' 
Größe der Strafe, von dem Wahlrechte ausfchließt, und daß die Größe des Straf. 
übels, welche unfähig macht, das Wahlrecht auszuüben, bedeutend verringert ift, 
was aber bei der Milde der Praris umferer Gerichte nothwendig fühlen. — Nicht 
nur zwedmäßig, fondern felbft gerecht ift die neue Beſtimmung, daß, wer mit 
3ahlung der Steuern im Rüdjtande ift, von den Wahlen ausgefchloffen bleibt; 
denn wer ein jolches ftaatöbürgerliches Recht in Anfprudy nimmt, muß vor Allem 
feine Verpflichtungen gegen den Staat erfüllt haben. - | 

Die nun folgenden fpeciellen Beftimmungen find, fobiel fie die Prälaten und 
die Ritterfchaft betreffen, nur Folge ber: angenommenen Grundfäge und Wiederhoh⸗ 
lungen des Beftehenden. Dagegen barf. die Regierung hoffen, daß bie folgender! 
Vorfhläge über die Vertretung der Stäbte und bes Bauernftanbes als eine brinz 
gend nothwenbige und bedeutende Berbefferung der bisherigen Verfaſſung überall 
werden anerkannt werben. es 

In den Städten lag bis jegt die Wahl der Magiftratöperfonen großen Theils, 
die der Landtagsabgeorbneten aber ganz in. ben Händen ber Stabtbeputirten. Des 
ren Zahl beträgt in Braunfhweig =&, in Wolfenbüttel 16, in den übrigen Staͤd⸗ 
ten 6 bis 8. Das Amt der: Stabtdeputicten ift zwar nicht lebenslaͤnglich, und 
es treten in Braunfchweig und Wolfenbüttel jährlich zwei, in den übrigen Staͤd⸗ 
ten jährlich einer aus. Allein da die übrigen Stadtdeputirten die einzigen Waͤh— 
ler bei der Ergänzung biefer Stellen find, und die Austretenden wieder gewählt 
werden können; fo war es eine faſt umvermeibtiche Folge diefer Einrichtung, daß 
die Austretenden ſtets wieder. gewählt wurden, und fo, der urfprünglichen Abſicht 
suwiber, ſich ein ſtehendes Collegium bildete, was fon um deswillen nicht das er⸗ 


— 


56 .:. Braunſchweig. 


forderliche Vertrauen erweckte, und’ weil. auf dieſe Weiſe alle: ſtaͤdtiſche Angelegen⸗ 
heiten in die Hände einer fehr kleinen Anzahl von Perſpnen gegeben waren, große 
Unzufriedenheit, und wie fi nicht leugnen läßt, an.vielen Orten auch große Un- 
gelegenheiten zuwege brachte. 

Dieſer Zuſtand konnte nicht laͤnger fortbeſtehen. Die ganze Buͤrgerſchaft, alle 
Gewerbe⸗ und Handeltreibendenden von einiger Bedeutung mußten mitteibar oder 
unmittelbar bei der: Wahl ber -ftäbtifdyen Abgeordneten mitwirken. Dieſes führte 
die Rothwendigkeit doppelter Wahlen herbei. | J 

Es liegt in der Natur der Verhaͤltniſſe, daß die Wahlen der ſtaͤdtiſchen Ab⸗ 
geordneten von denen ausgehen, welche ein eigentlich ſtaͤdtiſches Intereſſe haben. 
Wöhler iſt daher jeder Bürger, jeder Hausbeſitzer, jeder Handel: und Gewerbetrei⸗ 
bende, ber in Braunſchweig 500 in ben. ‚übrigen: Städten 300 Kthlr. jaͤhrliches 
Einkommen hat, auch wenn. er weder Bürger noch Hausbefiger ift. 

um Wahlmann feyn zu Eönnen, ift dagegen neben. dem Bürgerrecht ‚und dem’ 
Hausbeſitze ein gewiſſes jährliches Einkommen erforderlich, welches bei den nicht 
anfäffigen und mit dem Bürgerrechte nicht verfchenen Gewerbetreibenden ver—⸗ 
bältnißmäßig gefteigert if. ; Pigter Brunbfa am ſich ;bedarf kaum einer Rechtfer⸗ 
tigung. Denn ba es in jeder, „Beziehung unzweckmaͤßig feyn würde, alle Wähler 
kei der Abgeorbnetenitwahl zuzuziehen; fo war es billig, bie Wahlmänrer aus ber 
Klaffe'derer. nehmen. zu laffen, welche am meiften zur Erhaltung des Gemeine: 
fend ‚beitragen, und es war ‚zugleich nothwenbig, diefes zu thun, ‚weil von denen, 
weldye am meiften. bei der. Erhaltung , der Wohlfahrt. des Ganzen intereffirt find, 
erwartet werden kann, daß. fie das allgemeine: Wohl am forgfältigften und beften 
berathen werben... * 

Bei den hier vorgeſchlagenen Summen ſelbſt kann nur die Frage entſtehen, 
ob die Zahl der Waͤhlbaren auf dieſe Weiſe nicht zu ſehr beſchraͤnkt werde? Die— 
ſes iſt aber, nach den, in den meiſten Staͤdten bereits aufgenommenen, Abſchaͤtzun⸗ 

en des Einkommens, nicht der Fall. Um nur einige Beiſpiele anzufuͤhren: in 

raunſchweig find nad einem Durchſchnitte 1100 Perſonen, welche ein Einkom⸗ 
men von 500 Rthle, und darüber haben. Mit einem Einkommen ‚über 300 Kthlr. 
find in ‚Seefen 150, ‚in Blankenburg 120 Perfonen; und Serfen ftellt 9, Blans 
Benburg 16 Wahlmänner. —— 

Da indeß die Wohlhabenheit in den kleinern Landſtaͤdten nicht gleich und uͤber⸗ 
dies dem Wechſel unterworfen iſt; ſo moͤchte es vielleicht rathſam ſeyn, durch ei⸗ 
nen Zuſatz zu beftimmen: “ 

baß, falls in einer Stadt nicht wenigſtens die Zahl ber als Wahlmän- 
ner Wählbaren die Zahl der zu ernennenden Wahlmänner- um bas Künf: 
fache überfteigt, auch die in der Communalfteuerabfhägung nächftfolgens 
| den Klaffen wählbar feyn follen, 
und wirb die nähere Erwägung biefes Zuſatzes ber loͤbl. Landſchaft anheim ges 


geben. 

Es verträgt fi) nicht mit den angenommenen Grundfägen, die Bürgermeifter 
ferner, Eraft ihres Amtes, auf dem Landtage crfcheinen zu laffen; aud) ließ füch 
diefe Einrichtung bei ben ftäbtifhen Wahlkreifen, die aus mehrern Städten gebildet 
werben, ſchon um deswillen nicht beibehalten. Dagegen find fie eben fo, wie bie 
dreimal gewählten Etabtbeputicten und ‚bie Prälaten ber zweiten Cection, nicht 
nur Wahlberechtigte, fondern auch wählbar ald Abgeordnete. 


Nach ber bisherigen Verfaffung können nur die Freifaffen für den Etand 
ber Bauern auf dem Landtage erfcheinen, und freifäffig ift jedes nicht ritterſchaft⸗ 
liche Gut, welches feinen Hauptpertinengien nach. weder meier⸗ noch bienftpflichtig 
iſt. Die Zahl diefer Freifaffengüter ift aber. fehr gering. In mehreren Acmtern 
finden ſich dergleihen Güter gar nicht, im andern fo wenig, daß 4. B. fünf Aem: 
ter nur 8 Freiſaſſen haben Eonnten, unter denen fich nicht einmal fo viele Waͤhl⸗ 
bare fanden, als zu wählen waren. Berner, biefe Freifaffengüter feldft ftehen gro: 
Ben Theils weder an Umfange, noch an Ertrage Über dem anderer Baucrgüter. 
Im .Begentheile giebt es viele meier- und bienftpflichtige Bauergüter, die jenen weit 
vorzuziehen find. Auch in rechtliher Hinſicht läßt fi, nach dem gegenwärtigen 
Rechtszuſtande, zwifchen den Kreifaffen: und Bauergütern Faum noch ein erheblicher 
unterſchied auffinden. Denn die Meier haben eben fo, wie bie Erbenzinsleute, cin 
erbliches Recht, und bie gutöherrlichen Abgaben biefer find in mandyen Gegenden 
und bei manchen Gütern bes Landes drüdender, als bie Meierzinfen. Der Dienft 
aber hat längft ein beftimmtes Maaf erhalten, und ift mehr eine reelle als cine 
perfönliche Saft, wozu noch kommt, daß c6 ſehr wenige Ritter: und Freifaffengüs 
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ter hier im Lande geben wird, bei welchen nicht einzelne meiers oder dienſtpflichtige 
Zubehörungen ſich befänden. a 

Unter dieſen umftänden Eonnte es nicht bedenklich feheinen, den Bauernftand 
. gleich jegt in feinem ganzen Umfange vertreten zu laffen, befonders dba zugleich in 
diefer Lundfhaftsordnung der Vorſchlag gemacht wird: 

alle bäuerlichen Laſten für ablösbar zu erklären, 
und nur noch bie Art: wie dieſe Ablöfung gefchehen Tolle? zu reguliren bleibt. Ges 
rade hierin liegt aber ein neuer und fehr triftiger Grund, ben Bauernftand ſchon 
jegt zu ben Berathungen zuzuziehen; denn es möchte nicht nur gerecht, fondern 
auch von uͤberwiegendem Rutzen ſeyn, die Betheiligten felbft bei diefer für fie fo 
wichtigen Angelegenheit zu hören. 

Daher foll jeder Hofsbeſitzer Wähler ſeyn; es fol jebe Dorfgemeinde einen, 
die Fleden, nad ihrer Größe, mehrere Wahlmänner ftellen. Der Grund, daß jebe 
Dorfgemeinde, obgleich) deren Größe. allerdings verfchieben. ift, einen Wahlmann 
ftellt, ift darin zu fuchen, daß auf dieſe Weife theils das Wahlgefhäft erleichtert, 
theild der bedeutende Vortheil erreicht. wird, baß jede Gemeinde, die doch ein für 
ſich beftehendes Ganzes bildet, unmittelbar an der Wahl der Abgeordneten Theil 
nimmt, und eine, als davon ausgefchloffen, fith zuruͤckgeſezt glauben kann. Hätte 
man bagegen den kleinern Gemeinden die Ernennung eines Wahlmannes, und 
den größern nad) Berhältniß die Ernennung mehrerer zugeftehen wollen; fo wuͤr⸗ 
den die ländlichen Wahlcollegien zu zahlreih und um beswillen ihrem Zwecke 
nicht entfprechend geworben fer. 8 hat nicht zweckmaͤßig geſchienen, bas 
Recht, Ländliher Wahlmann zu ſeyn, an die Größe bes Grunbbefiges oder an 
eine Steuerquote zu Enüpfen, fondern der Hofsbefig und bas Domicil in ber 
Gemeinde find für ausreichend gehalten. Es würde fchwierig feyn, dieſen bei 
den Erforberniffen einen Zufag zu geben, ber, bei der Kleinheit ber Dorfgemein⸗ 
den, die Wahl nicht zu fehr beengte, oder große Schwierigkeiten in ber Ausfühe 
rung darböte. Der Hofsbeſitz ſelbſt aber gewährt ſchon eine hinlängliche Garantie, 
und überhaupt laffen ſich diefe Werhältniffe denen in den Städten nicht vollkom⸗ 
men gleichftellen. , 

Süunfter Abſchnitt. 
Bon der Wählbarkeit. 


Die allgemeinen Beftimmungen diefes Abfchnitts, fo mie bie bei ben Abe 
geordneten der Prälaten und der Ritterfchaft, bedürfen Feiner Erläuterung. War 
mentlih war bei den Befigern der Nittergüter das Hinzufügen einer gewife 
fen Steuerquote nicht erforderlich, da fie zu ben Höchftbefteuerten, nach ben, bei 
— Grundbeſitzern angenommenen, Beſtimmungen, in allen W eiſen 
gehoͤren. 

In den Städten iſt ed dagegen eine conſequente Folge bes angenommenen 
Princips, daß ein höheres Einkommen erfordert wird, um Abgeorbneter feyn zu 
tönnen, als bei den Wahlmännern; und es ift aus der beftehenden Verfaffung 
beibehalten, daß Anfäffigkeit. zugleidy Bedingung der Wählbarkeit if, Die ange 
nommene Einfommensfumme ift, nach dem gegenwärtigen Zuftande, auch, nicht zu 
body; denn es find z. B. in Braunſchweig 490 Perfonen, welche 800 Thlr. und 
darüber an jährlihem Einkommen haben, und in Blankenburg finden fih unge 
fähr 50, in Seeſen nahe an 50 Perfonen mit einem jährlihen Einkommen von 
500 Zhlr. und darüber. Löbliche Landfchaft wird indes erwägen: ob es ange 
meffen fey, auch hier einen erweiternden Zuſatz, wie er oben, hinfichtlich der ſtaͤd⸗ 
tifhen Wahlmänner, zur Erwägung empfohlen ift, zu machen. — Uebrigens ift 
8 die Abfiht, in ber demnähft Löblicher Landſchaft vorzulegenden Städteord« 
nung den Vorſchlag zu machen, daß die Stadtdeputirten auf gleiche Weife, wie 
die Landtagsabgeordneten, gewählt werben follen, jedoch bergeftalt, daß nur zwei 
Drittheile der Stabtdeputirten Danbel: ober Gewerbetreibende und Anfäffige zu 
feyn brauchen. | 

Bei den Freifaffen und Bauern konnte es zweifelhaft fenn: ob neben bem 
Hoföbefige überhaupt auf eine Steuerquote gefehen werben folle? — Indeß waren 
die Gründe überwiegend, weldye diefe anzunehmen rietben. Das wichtige Recht, 
Abgeordneter fenn zu können, mußte vor Allem denen, welche am meiften zu ben 
Staatslaften beitragen, und in ber Hegel audj die Gebildetern find, übertragen 
werden. Die getroffene Beftimmung ift aber zugleic von der Art, daß eine fehr 
große Zahl wählbar bleibt; denn wenn z. B. der Höcjftbefteuerte des Bezirks jaͤhr⸗ 
lich 100 Thlr. zahlt; fo fird alle wählbar, welche 71 Thlr. und darüber zahlen, 
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und wenn man bebenkt, daß, nach dem beſtehenden Contributionsſyſteme, zwar ſehr 
felten ganz gleiche Steuerfäge, aber defto häufiger fich fehr nahe kommende finden; 
fo leuchtet‘ es ‚ein, daß die Zahl der Höchfibefteuerten, nad) dem Vorſchlage, fehr 
bedeutend ſeyn muß. 

Es fragt fi: 06 e8 angemeffen fey, bei den wiffenfchaftlich Gebildeten, welche 
wählbar find, auch die Bedingung einer Gteuerquote oder eines gewiffen Einkom: 
mens anzunehmen? — Die Gründe für die Bejahung biefer Frage find indeß Über 
wiegend. Einmal enthält es nur ein folgerechtes Verfahren, baß bei diefer Art 
‚ber Abgeorbneten gleiche Grundbfäge, wie bei ben übrigen, angewendet werben, und 
zweitens bat gerabe bei dieſen eine Gewähr dafür, daß fie durch ein gewiffes ma: 
terielles Intereffe an den Staat geknüpft find, befonders nothwendig gefcyienen. 
Die angenommenen Summen und Steuerklaffen find übrigens von der Art, baf 
fie der Wahl hinlänglidhen Spielraum laffen; denn es befinden. fi) allein in den 
eriten fünf Klaffen der Perſonalſteuer nahe an 900 Perfonen, und zu biefen tom: 
men nod) alle die in untern Klaffen ftebenden, welche ein Einkommen von 1000 
Zhlr. haben, deren Zahl nicht unbedeutend ift. 


Sedhfer Abſchnitt. 
Bon den Wahlen. 


Die Vorfchriften des fechften, von den Wahlen handelnden, Abfchnittes find 
zwar nicht minder wichtig, als die vorhergehenden; ihre Zweckmaͤßigkeit oder Un: 
zwedmäßigkeit ift aber, nad) der Natur ihres Gegenftandes, leichter erkennbar, und 
fo wird eö genügen, nur den Geift zu bezeichnen, der bei Abfaffuug biefer Bor 
ſchlaͤge geleitet hat. 

Es folte einerfeit3 dafiir geforgt werben, daß keinem Berechtigten das wid 
tige Wahlrecht verweigert oder entzögen werben, und daß ſich jeder überzeugen 
Eönne, daß nur die Berechtigten zugezogen feyen. Ferner, die Ausübung bieles 
Rechtes follte möglichft frei von allen ungehörigen Einflüffen erhalten, und Niemand 
in derfelben geftört werben. Jedem, der Beſchwerden zu haben glaubte, mußte der 
Weg zu deren Erledigung ‚offen ffeben, und alle Beſchwerden diefer Art mußten an 
die Ständeverfammlung gelangen können, damit man um fo gewijler fey, daß bie 
gefeglichen Borfchriften beachtet feyen. — 

Zugleich mußte aber die Anordnung und Leitung der Wahlen den Haͤnden der 
Reglerung anvertraut bleiben, damit die Verſammlung der Waͤhlenden ihren geſet⸗ 
lichen Beruf, und nur diefen, erfuͤlle. 

Diefe beiden wichtigen Zwecke mußten aber durch die einfachſten Mittel erreicht 
werben. Die Vollſtaͤndigkeit diefes Abfchnittes fol hauptfählid dazu dienen, Mi 
deutungen und Streitigkeiten vorzubauen, die gerade in Materien diefer Art leicht 
die unangenehmften Folgen haben koͤnnen, und ber Regierung wird es fehr ange 
nehm feyn, wenn loͤbl. Landſchaft finden follte, baß es gelungen fey, das Ziel, was 
man fich ‚Hier vorgeſteckt hatte, zu erreichen. 


Der zweite Titel 


handelt von ben Rechten und Pflichten der Landſchaſt. Seine beiden erften $$. wir 
derhoblen nur die Vorfchriften der Landſchaftsordnung von 1820. 

Bei den folgenden, die einzelnen Rechte und Pflihten der Stände betreffenden, 
Beftimmungen war es gang befonders nothivendig, die gegenfeitigen Rechte der Kt: 
gierung und der Stände feft zu begrenzen und mit moͤglichſter Klarheit feftzuftellen, 
da Unbeftimmtheit und Dunkelheit in gefegligen Vorfchriften und Verhaͤltniſſen die 
fer Art ſtets gefahrbringend ift. 

Zugleich aber wird diefer Abfchnitt einen fprechenden Beweis davon liefern, 
daß es der entjchiedene Wille und das ernfte Beſtreben der Regierung iſt, eine feſte 
Ordnung in dem Staatshaushalte zu begruͤnden, deſſen Mittel zu ſichern und auch 
auf dieſe Weiſe, wo möglich, die Laſten des Landes zu erleichtern; ferner, daß fie 
bemüht ift, die Wohlfahrt des Landes felbft mit nicht unbedeutenden eigenen Opfern 
zu befördern, und ben verfaffungsmäßigen Rechten der Einzelnen und des Kandıs 
folche Gewährleiftungen zu verfhaffen, welche geeignet find, den erforderlichen Shut 
zu verleihen. j 
ar 1. Bei dem Finanzwefen 
ſoll, den Vorfchlägen zufolge, das ftändifche Steuerbewilligungsrecht eine bedeutend? 
Erweiterung erhalten. Dieſes Bewilligungsreht fol fih künftig auch auf aller 
meine Abgaben, welche bei Ausführung polizeilicher Einrichtungen, oder bei der Lei⸗ 
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‚tung des Handels auferlegt werben, namentlid auf Zölle, Weggelder und Pad: 
hausentrichtungen, ſo wie auf die Gerichtsfporteln erftreden. 
so, wDiefer wichtige Zuſatz zu den Gerechtfamen der Stände ift indeß bedingt durch 
die vorgefhlagene gänzliche Trennung bes fürftl. und Domanialhaushalts von 
dem eigentlichen: ‚Staatshaushalte. Es würden nämlih alsdann die Aufkünfte 
und Abgaben biefer Art nicht mehr in die Kammer⸗, fondern in bie Landesſteuer⸗ 
Laffe-fließen. 
\ Eine gaͤnzliche Trennung des fürftl. und Domanialhaushaltes von dem ei: 
sgentlihen Staatshaushalte hat ein dringendes Beduͤrfniß gefchienen. Die Koften 
ur Erreihung der wichtigften Staatöjwede, die der Rechtöpflege und allgemeinen 
bespolizei, werben aus der Kammerkaſſe beftritten, und bie Stände haben ver 
faffungemäsig bier Eeine Mitwirkung. ie Erfahrungen ber letzten Jahre haben 
aber gelchätgmmleigefährlich diefer Zuftand fey. Ueberdies führte die getreunte Ver 
waltung derſelben Art von Abgaben, noch mehr aber der Umftand, daß die Regie 
rung und die Stände durch die beftehenden Einrichtungen ſtets in eine feinbfelige 
Stellung gen einander, hinfihtlicy der finanziellen Bebürfniffe bed Landes, noth⸗ 
wendig gebradyt werben mußten, zu den unangenehmften Verwickelungen und Rei 
bungen. Die Landſchaft mußte, ihrer Stellung nach, ftets den Berfuch machen, 
alle Landesausgaben auf die Kammerkaffe zu fchieben, und umgekehrt die Regierung 
be ten, daß die Kammerkaffe fie zu tragen außer Stande fey. Hierzu gefellten 
noch mandje andere Ungelegenheiten, die nothwendig Folgen diefes Zuftandes 
waren. Bon den mandherlei Wegen, welche eingefchlagen werden konnten, biefen 
Buftand zu ändern, bat nad) reifliher und miederhoplter Prüfung berjenige, wels 
—* 8 — den Entwurf aufgenommen findet, für das Land der wohlthaͤtigſte zu 
n gefhienen. 

Es ift bereit in der Propofition ausgebrüdt, daß bie gr sig Mittheilungen 
über die Ausführung dieſer Vorfchläge den Gommifftonen loͤbl. Landſchaft von 
dem Staotsminifterium gemacht werben follen, und hierher gehören nur noch fols 
gende Bemerkungen. - Dadurch, daß bie der Landeskaſſe zu überweifenden Sum: 
men ‚mit durch die Vefteuerung der Domainen und Domanialforften aufgebradjt 
werben, wird dem Rachtheile vorgebeugt, ben die einfache Beftimmung einer Aver- 
fionalfumme haben könnte. Denn allerdings wird diefe Summe jest nur nad 
den beftehenden Verhaͤltniſſen und Bebürfniffen regulirt werben koͤnnen, und «8 
ließe ſich denken, daß bdiefe fliegen, daß größere Beiträge von ben Unterthanen und 
billigerweife alsdann auch von der Kammer gefordert würden. Es wirb aber bann 
in Zukunft jede vermehrte Landeslaft, die ſich durch Erhöhung der Steuern Aufert, 
aud die Domainen’ treffen, und auf biefe Weife, was auch wohl zu berüdfichtigen 
ift, en felbft direct dabei intereffirt feyn, die Steuern moͤglichſt zu 
vermindern. Ä 

Die Regierung darf fi) daher der Hoffnung Hingeben, daß ber weiſe und 
wohlthätige Entfhluß Sr. Durchlaucht, diefe Trennung in ber vorgefchlagenen 
Meife zu geftatten, der mit nicht unbebeutenden Aufopferungen verbunden ift, mit 
dem gebührenden Danke werde aufgenommen werben. 


Die Dauer der verwilligten Steuern betreffend; fo ift zwar nicht der Grund: 
fa angenommen, baß alle Steuern nur auf eine Finanzperiode bewilligt werden 
können, fondern nur feftgefegt, daß es den Ständen freiftehe, fie auf eine gewilfe 
Dauer zu befchränten. Die Vermwilligung ber regelmäßigen Eteuern nur auf eine 
Kinanzperiode ift, genau genommen, von geringem practifchen Nusen, da diefelben 
Ausgaben des Staatshaushaltes, befonders in einem Kleinen Staate, regelmäßig 
wiederkehren,, fo daß bie neue Bewilligung mehr eine Form if. Es würde übers 
dies eine wahre Galamität feyn, wenn alle ſechs Jahre neue Steuerfofteme cinges 
führt würden, und neue Steuerregulirimgen Statt haben follten. Aud Tann ber 
Möglichkeit einer Verweigerung, ber Steuern in einem Lande, in welchem ihre Fole 
gen nicht fowohl die Regierung ‚als die Gläubiger und Beamten des Staats und 
die Öffentlichen Anftalten treffen würden, ſchwerlich eine politifche Wichtigkeit beiges 
legt werden. Eine ſolche Garantie ift um fo weniger erforderlich, als hier bie 
Steuern von einem hertfchaftlichen umd landftändifchen Sollegium verwaltet werben, 
fünftig nad) den gemachten Berfhlägen, Yinanzetats, nur auf fechs Jahre gültig, 
mit Zuftimmung der Ständeverfammlung aufgeftellt werben follen, und bas Lan: 
deöfteuercöilegium für die genaue Befolgung diefer- Etats verantwortlich ift, fo daß 
daffelbe alfo , wenn bei’ Ablauf des ſechſten Jahres neue Etats nicht verwilligt waͤ— 
ven, E bien aufhören wuͤrde. * —— 

—8 gemeinfchaftliche Collegium, deſſen große Nüglichkeit zur Sicherung der 


Landeseinnahme ſich hinlaͤnglich erwieſen hat, ſoll ‚beibehalten. werben. Allein: es 
hat nicht zwecdmäßig gefhienen, daß der engere Ausfchuß dee Landſchaft, ala fol 
cher, diefem Collegium incorporirt bleibe... Theils wird deſſen Stellung, ba er eine 
auffehende Behörde feyn fol, zweckwidrig verändert, wenn er eine Adminiftration 
mit führt, die cr beauffichtigen follz theils kann es leicht die Folge eines Amtes 
feyn, weiches in eine fortwährende Verbindung mit der Regierung: bringt, daß bie 
Unabhängigkeit des ftändifchen Ausfchuffes in Zweifel zu ziehen verfudht, und fo 
dem Vertrauen, deſſen er bedarf, geſchadet wird. Aber abgefchen hiervon, Konnte 
ſchon um deswillen die bejtehende Einrichtung ‚nicht beidehalten werben, weil fein 
Abgeorbneter auf Lebenszeit gewählt werden kann, und ein Wechfel der Mitglieder 
eines ftändigen Collegiums durch erneuerte ‚Wahlen ſchwer ausführbar und jeben 
Balls — ſeyn wuͤrde. | 
Die Beftimmungen über die Staatsanleihen und die Veräußskamgider Staats ⸗ 
üter haben nur die Veränderung erlitten, daß die Folgen einernwernungswibrigen 
e — —— genau beftimmt find, was ohne Zweifel "den Beifall loͤblicher Land« 
aft haben wird. — | 

Die nun folgende Zuficherung, daß aud über die Einnahme und Ausgabe bes 
Klofterfonds, dev bis jegt der Mitwirkung der Stände entzogen war, die Etats 
mit Zugiehung der Landſchaft feftgejtellt werben: ſollen, wird als ein Bereis, daß 
Se. Durchlaucht gewillet find, dieſe Revenuͤen zu den heilfamen Zwecken, denen fie 
beftimmt find, zu verwenden, auf ben Beifall und den Dank. der Löblihen Lands 
ſchaft vechnen können. F* 

Auch bei der Geſetzgebung iſt bie Mitwirkung ber Staͤnde auf eine: ange 
meffene Weife erweitert... Es kann fein Gefeg ohne ihre Zuftimmung oder ohne 
ihren Rath gegeben werben. Die meiften Schwierigkeiten, welche die biäherigen, 
verfhiedener Deutung fähigen, Beſtimmungen machten, find ‚auf diefe Weife gebo« 
ben. Die Vorſchrift, daß Fein mit. Zuftimmung ber, Landfchaft gemachtes Gefeg 
‚ohne deren Einwilligung geändert werden ‚fönne, wird zwar allerdings in ‚einzel 
nen Fällen es ———— erſcheinen laſſen koͤnnen: ob ein Geſetzentwurf der Zu⸗ 
ſtimmung der Landſchaft, oder nur deren Begutachtung beduͤrfe; dieſer moͤgliche 
Zweifel kann aber kein Grund ſeyn, den an, fi richtigen Grundſatz aufzugeben, 
und die Stände, welche ftet3 wenigftens mit ihrem Rathe zu hoͤren find, erhalten 
fo die Gelegenheit, ihe Recht geltend zu machen, wenn fie ihre Zuſtimmung für 
erforderlich halten. _ ; 

Die Ablösbarkeit der guföherrlichen Rechte ift in national: öfonomifcher: und 
vielleicht noch mehr ‚in politifcher Ruͤckſicht das dringendfte Beduͤrfniß des Augen: 
biids, und fie wird es um fo mehr, als unfere Nachbarn zum Theil ung bier 
fhon vorausgeeilt find. Es hat daher angemeffen gefhienen, daß der Grundfas, 
das diefe Rechte ablösbar feyen, welcher nur mit Zuftimmung loͤblicher Landfchaft 
in dad Leben treten Tann, gleich jept feitgeftellt werde, und bie, Landesregierung 
glaubt um fo fiherer :auf die Zuftimmung der Stände rechnen zu ‚dürfen, als Ge. 
Durdlaudt, bei Ausführung Hoͤchſtihrer landesoäterlichen Abjichten, den bedeuten: 
den Ausfall nicht gefcheuet haben, welchen biefe Ablöfungen bei den Domanialein⸗ 
fünften nothwendig herbeiführen werben. 

Das Lehnsivefen, deffen Formen für unfere Tage ihre Bedeutung verloren har 
ben, und welches jegt nur die Belehnten auf eine unzweckmaͤßige Weife in ihrer 
Dispofitionsbefugniß. befhränkt, ohne dem Lehnsheren einen verhältnigmäßigen Nus 
gen zu gewähren, hat fich felbft überlebt. Es wird löblicher Landfchaft daher vors 
gefhlagen, alle Lehen der Allodification unterworfen zu erklaͤren, unb die n 
bern Beftimmungen hierüber demnaͤchſt feftzufegen. Die große Wohlthat, welde 
fowohl den größern als den Eleinern Grundeigenthümern durch dieſe Beitimmung 
gewährt werden foll, wird ſowohl bei loͤblicher Landſchaft, als in bem ganzen Lande, 
allgemeine Anerkennung finden. | 

Die bei den folgenden Abtheilungen hinzugefommenen neuen Beitimmungen, 
naͤmlich: ——— 
bei dem Militairweſen: 

daß keine Truppen in fremden Sold gegeben und keine geworbene Trup⸗ 

pen aufgeſtellt werden koͤnnen, ohne Zuſtimmung der Staͤnde; 
bei der Rechtspflege: Ri 

- daß die Unabhängigkeit. der Gerichte unter den ausdruͤcklichen Schuß ber 

Verfaſſung geftelt ift, und die Rechte ber Perfon und des Eigenthums 

nit nur durch die Gerichte, ſondern auch durch eine Befchwerde bei 
ben Ständen, weiche, über die Beobachtung der Gefege wachen, gefichert 
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— —— —* daß die nnabſetbarteit der oichtrr acheich psp 
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bebüicfem: keiner Geiäuterung;, al: Aoredhende Buweife von vn feften : Willen der 
Regierung / jeden Mißbrauch der Sewalt unmoͤglich au. — u den Giſeren 
die Bee Achtung · zu verſchaffen. —B 
Becholbſchlagt fie Kblicher; Banbfesäft auch vor, "and Ad bie Schatebenmien, 
— — die Abgeordneten des Landes, welche gleichfalls in der Lage find ;’die 


—— zu tönnen,: für deren Aufre verantwortiich zu ma⸗ 
—— at nothwendig geſchienen, wenigſtens die min Folgen, weldye eine 
Berle er ee Berfaffumg —— ——— klar en. denn Unbeſtimmtheit iſt 
bei allen Gefegen;i inebefondere aber bei Strafgeſehen, ein hoͤchſt bedenklichet Want 
get, und erſt durch dieſe — ‚erhält der. Grundſatz der Verantwortlichkeit 
feine eigentliche Bedeutung. Es iſt micht zweckmaͤbig das Berfahren ge 


gen. diejenigen, weiche wegen verletzter gg ang Widen vor bie ordent⸗ 
rege —— gerade vorge bet eigenthuͤmlichen Natur eines ſolchen 
Verfahrens } 5 - allen Anforderungen fcheint dadurch entſprochen⸗ zud werben 
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nach dem? Beiſpiele anderer Landee gu biefem Zwerke von deu, Laudes herrſchaft = 
— er. ein gewiaſchaface of aus .. —— Bei 


Fra ‚genäusre Befimmung,. im weichen viüen die Sontrafgnatu. ‚erforbens 
iin u Dr mv. 
Bon 8 1* —5 BVorſchrift daß bie Seftelfung des Lanbfondicus: 
desherxſchaft angezeigt, Tombermiaud non.ihri.came 
ade ad, —— ren ‚mußte, weiche —— ccerdies den Privilegien 
von 1770 nicht entfpricht,.! u». eg 
wich mit Sicherheit auf den Beifail lbblicher Sanbfıhaft önchnen Kamen. if 
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en er RETERE STH —— 
DE dritte Abſchuu dieſes Zittis handelt: von den ‚Medhten und vlihen I 
Iandftändifchen Ausſchuſſes. 
Dieſe Behörde ſoll weſentlich eine aufſehende und heratheade ſ 

MDieſelbe kann daher in ber Regel weder befugt ſeyn, dit KBefchtäffe zu an, 
noch bie Anträge zu machen, gu benen: die Staͤndeverſammlung berechtigt iſt. 
aus nahmsweiſe wenn eine geitige Berſammiung der Stände unchunlich iſt, und eine: 
dandesnoch ſchleunige Beſcuüſſe nothwendig macht, find derſtiben dieſe Befutgni 
beigelept." Alle die Maapregein, die alsdann getroffen werben; . — 
es ihre Natur‘ geftattet, proviſoriſche 

leichfalls muß dem me daß. ‚Recht: —— werben, in gewiſſen, 
jedoch: genau beftimmten, Bällen bie Stände zu verſammtin, und: das althergebrachte 
Recht. der Staͤnde, wenn die Verfaſſung in Gefahr geräth, — ſelbſt zu — 
ſoll hier von Neuem bie, geſetzliche Sanctien erhalten· 

Es hat nuͤtzlich geſchienen, auch noch feftzufegen, daß bie Gtändeverfammfung. 
für eingeine cheſtimate Bälle ihre Rechte dem Ausſchuſſe deisgiren koͤnne. ‚Eine fol 
he Beftimmung dann unter. Umſtaͤnden won großem ‚Nugen, kaum aber jemals: 
ſchaͤrlich feyna.da es von ber Erwägung der — — abhaͤngt, ob und 
wie — von * Befugniß Gebrauch machen wolle? 


Der dritte Titel: b | 


handelt von ben Sandtagen, der Behandlung der Geſchaͤfte auf denſelben, fo wie 
von den Verhandlungen bes ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes. 

In dieſem Titel find im Wefentlihen die Beftimmungen. ber andſchaftsordnung 
von 1820 beibehalten, und nur . folgende eue Vorſchriſten des erſten — 
en einer nähern Entwidelung. 

"4, "Die" Berhtüfe. dee" Standeverſammlung erfolgen: in der :NRegel‘ nach abſolu⸗ 
ter Stimmenmehrheit. Eine zwegmaͤßige Ausnahme vom diefer Regel macht ſchon 
bie beſtehende Landfchaftsorbnung, namlich die, daß —— wer; Stände auf eine 
Abänderung ber Landes⸗ oder —— nur dann Folge gegeben wird, on. 


fie zwei Drittheile der Stimmen für fi haben. 
Einergweite Ausnahme. wird ;j u mn — vorgaſchlagen. · Diefer —— 
oben angedeuttte Vorſchlag be — u Gründen „Wenn man von der 
ie einzige, ‚für -die jegige Bildungs. 


allerdings richtigen Vorausfegung Asse baf 
fiufe pänfenbe,:Wertreiungnauf diht Peincipe ber verſchiedenen ftaatäbürgerlihen In⸗ 
. beruhen muͤſſez Pro muß man and zugeben, daß ——— ſlaats · 


A: ra ef ee 


— Intereſſen FR einanber ‚gegmüher ſtehen und Ay einen Ganflict en 
koͤnnen. Dan hat in ber neuern und neueften Zeit zwei Mittel Si — den 
Uebelftänben „. die aus ſolchen Gonflicten - hervorgehen wuͤrden, vorzubeugen. Das 
eine. befteht: in -einen gleichen, Zahl der Vertreter der verſchiedenen Intereſſen, und 
es ift bereits oben — daß dieſes Mittel ungureichend ſey. Das zwelte iſt bie 
Befugniß die wan den VSertretern einer’ Standes klaſſe, oder auch ‚eines, Pandesdi- 
flrictö, die fid für Benarhtheiligt halten, gegeben hat, bei dem Beſchluſſe der Ständes 
verfammiung. ein Separatvotum mit Kingureichem; welches von der Regierung 
ders berüdjichtigt werkeni.kemn, ı Diefe Maaßregel fcheint aber in doppelten Berie⸗ 
hung an einer gewiſſen Halbheit zu leiden. Einmal vertraͤgt es ſich nicht mit dem 
conſtitutionellen Printip, daß ber. Meinung der Minorität body: eine ſolche Wichtige 
keit beigelegt: wird, dasäflesı meben: der Meinung: der Majorität,. der Beachtung der 
Regierung befonders veapfdhlenadixd, und putitenn ift diefe Empfehlung nur; eim 
ganz unvollftändiges. Schugmittel der bedroheten Irttexeffen: oder te. da die Ren 
ierung ‚doch imumer dem Befhluffe ber Rajoritat ihre —— und 
be zum Gefege ‚erheben kann. it warn ao; 

Man hat daher: geglaubt, hauptfächtich im 'ntereffe, der Staͤdte fobenn en 
auch im Intereffe der Kitteofthaft, cin Auskuiftsmittel -auffuchen, zurmuͤſſen/ welches 
alle Standesklaſſen in ihren wohlerworbenen wegen fhüste und doch in die tonſti⸗ 
tutionellen Formen paple. 1: Die Regierung Hoffe ein ſolches Mittel: in der vorge- 
ſchlagenen Abftimmung nad) Ständen gefunden zu haben, und fürchtet nicht, daß 
man biefe Einrichtung mit den : alten ſtaͤndiſchen Curien verwechſeln und fie eines 
re beſchuldigen werder Darin beficht Hauptfächlich" die bürgerliche. Freiheit: 

er daß ohneisgefeglüchen: Grund Niemandem ein: .— Recht ohne 

feine Zuftimmung entzogen werben Fan. 
Diefer gerechte: Grun — unſre Beutfehet Nein er findet ich. 
in der Verfaſſung jeder ap ggm inde, F in Ye, = Frost hi und 
‘in ber teutfchen Bundedactel n' wirb ihn A verlegen, und indem 
or * in. Zweifel ſtellt macht man alle Mechtsderhaͤltniſſe wankende⸗ Deshalb 
oll alsdann, 
wenn die eigenthuͤmlichen privattechtlichen Verhaͤltniſſe, bie. eigene 

thümlichen ſtaatsbuͤrgerlichen Intereifen eines Standes in Frage kommen, 
aber auch nur in diefew'fätfen,,. eine Abftimmung nach Ständen ftatt finden; ‚bei: 
welcher bie Majorität wicht entfcheidet, fondern Einftimmigkeit erforbertich iſt. 

Bei dem . Geifte ber Gerechtigkeit und Uneigennügiakeit, welcher .ftets bie.braun« 

ſchweigſchen Staͤnde beſeelt hat, wird von dieſem Mittel gewiß ſelten, vielleicht nie 
Gebrauch gemacht werden; dennoch ſchien es aothwendig, daß die, Verfaſſung ein 
forhes Schusmittel darböte. Die Gelegenhelten, wo es zur Anwendung kommen 
koͤnnte, werden mit dem Verſchwinden der gütsherrlichen und Feudal immer 
feltener werden; ganz erden fie aber, fo lange bie vorgefchlagene VBerfaffüng dauert, 
nie fehlen, ba jede Grandestiaffe in ber eh er Vertretung ein befonderes ſtaats⸗ 
bargecuches Intereſſe Hat’ 

So wenig indeß die bieherigen Erfahrungen auch darauf hinleiten fo wäre 
boch ber Fall denkbar, daß ein Stand, ſein Leigenes Intereffe und das allgemeine 
Befte verkennend, feft bei dem Veralteten beharrte, und zwar auf eine micht allein 
gemeinfhädliche, fondern felbft gemeingefährtiche Weife: Hier mußte es einen ver: 
faffungsmäßigen Ausweg gehen, ‚zur Beförderung des allgemeinen Wohle, Es 
wird daher vorgefchlagen, daß, wenn auf einem ändern Landtage ein nur durch 
einen Stand verworfener Vorſchlag mieberholt wird, - und dann wiederum nur bie 
Stimme eines Standes wider ſich und zugleich bie abfolute Mehrheit der gan 
Berfammlung, alfo einen in der Regel: als gültig anzufehenden Beſchluß, dr ch 
Ben Beſchlußẽ durch die Zuſtimmung der Mtgierung zum Gefege — wer⸗ 
- ben koͤnne Ä Zr: 

2, Bei der vorgeſchlagenen Art: an der. Stänbeverfommlung 
durfte das Recht der Regierung, biefelbe aufzuköfen,; nicht fehlen, und aa iſt da⸗ 
di bier, wie in alten :neueren‘ Berfaffungen. ‚Aufgenommen. ia 

"8. ‚Weber bie Bekanntmachung der ftänbifchen Verhandlungen durch * Druck 
Hat fi) Se. Durchlaucht bereits in der Erdffnumgsrche ausgefproden, und es dürfte 
dier nur noch zu bemerken ſeyn, daß die Regierung g aubt hat, nicht: weiter ge⸗ 
hens zu können, weil’ Einrichtungen, die den Sicten d der Entwicktluugsperiode 
vorauseilen, nur nachtheilig wirden An 
— Der zweite Abſchnitt dieſes Titels, bie Sefcpäftsoronung für die Staͤndever⸗ 
amimlung, wre erſt nach⸗ längeren Erfahrung ſeiner Vollendung näher * 
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werben a ng und loͤbl. Landſchaft wird eingelaben, in Berathung zu ziehen: ob 
es — ® 
** Zufas. dahin at machen, daß es der Otändverfammlung-frei ftche, 
"die Gefhäftsordnung, in fo weit fie ih nicht auf Berhälfniffe zu dir 
MNegierung bezieht/ zu Möbifleiren und näher Zu beſtimmen. 
Der vierte Titel 
* noch einige allgemeine Beſtimmungen. 
BR. en Were diefes Titels ift wörtlich aus ber Landſchaftsordnung von 
v Bandfchäft angenehm ſeyn, zu erfahten, daß Seine 
— ein nn * 6 ausarbeiten laſſen, welches demnädhft, 


weit dieſes erforderlich/ Iobl. Landſchaft zum Gutachten oder zur Zuſtimmung vor⸗ 
gelegt werden wird. 
Die Beſtimmungen des nächftfolgenden Paragraphen bedürfen keiner Eroͤrterung. 
Shhon in den landſchaftlichen Privilegien von 1770 findet ſich Art. 8. die Be 
ſtimmung, daß, wenn Irrungen zwiſchen der Landesherrſchaft und den Staͤnden 
vorſielen, dieſe, bei entſtehender Güte, im Wege Rechtens auszumachen ſeyen Diefe 
beilfame Bor ft war jest bei bem Mangel von Reichsgerichten fchwer ausführbar, 
und 28 hat däher angemeſſen gefchienen, die Art der Procedur zu beftimmen, wenn 
je ein folder Kall einmal eintreten follte. 
Eadlich iſt es für nothwendig erachtet, den kuͤnftigen Mitaliedern der Stände: 
verfommtung ohne unterſchied Diäten zu bewilligen und keines derfelben am feine 
"Ye dieferhalb zu verweiſen. Diefe Borſchrift entforicht der Bülligkeit 
Si lid der Abgeordneten, und ba fie ‚die ‚frei gewählten Vertreter bes. Landes 
find‘, To iſt es naturlich, daß ‚fe wegen ihrer Diäten auf die Landesſteuerkaſſe an: 
—24 werden. 


e) Entwurf einer neuen Bandfgaftsornnung u vom 
27. Auguſt 1832. | 
Er ſtes Kapitel, 
Bon dem a rt Begierungeform und — 
PITEL. mut N. 
4)" Untheiibarkeit und a, des Landes. 
$. 1. Die fämmtlihen herzogl. Lande bilden einen, durch daſſelbe 
Grundgefeg verbundenen, wmtheilbaren Staat, und kein Beftandtheil des 
Herzogthums kann ohne ar er der Cm; — — aus⸗ 
genommen, veraͤußert werden. 
2) —— 
Er Die Megerungfset deb Hereghind IE Die eich 


3) Staatsoberhaupt. 

5.3 Der fouveraine Landesfürft, als Oberhaupt des Staates, ver: 
einigt in Fich die geſammte, ungetheilte Staatsgewalt, und uͤbt r auf * 
faſſungsmaͤßige Weiſe aus. 

Seine Perfon ift heillg and unverletzlich. 

2) Reverfären: 

$. 4. Der Landesfürft wird in dem Patente, durch welches er ſeinen 
Regierungsantritt verkuͤndigt und die: allgemeine Huldigung anordnet, zus 
gleich bei: ſeinem fuͤrſtlichen Worte verſichern, daß er die Laaideeverfaf⸗ 
——— ihten Bejtimmungen beobachten, auftecht erhalten und befcylis 
ben wur. ; 

Die urſchrift dieſes Patents, unter des Bandesfürften Hand ind Sie 
gel, wird dem ftändifchen: Ausſchuſſe ” — ne in dem Ka a 
Archive zugeftellt. — 


Abaro an. 


BR ERS u TS Brauhfchweißidnt au mean? 


nei = 45) Innere Berwältung. if 
$. .d. te gefummte Staatsverwaltun eht vom: andesflrten 
Sie, wird nur, 25 dee, Y Yon “ihre i sie, ve Gewalt, une 
— oder mittelbat in ſeinem Namen; a und ſteht unter feiner 


Oberaufſicht. 
Kein Landesgeſetz ind keine Vaoldiung txiit in” Kraft, bevor fie ‚von 


der ya re verfündig t ift 
5.3. Be Kan um ‚Fan in einpeltien. gallen ¶Dichenlztinen von 
orſchriflen erkbeilen ‚ .iedoch, infoferm  beiste _ wegen 
* —— are find, nur mit deren Buftimmüng, (1%: 19 — 
6) Aus waͤr tige Verhaͤltniſſe. ug a 
$. 7 Der Landesfürft, vertritt den Staat in. allen Behkinen au 
bem teutfehen Bunde und. zu andern Staaten. Ä 
6 Erveonet die Geſandtſchaften und Miffionen an, ſchließt Sugs · Vers 
De etwirbt dadurch Rechte für ‚das Hetzogthum, fo mie, '“ boſſelbe 
N Ullüng der verttägemäßigen WVerbindlichkeiten verpflichtet, 
ser 8. Die Ständenerfommlung wird, ſobald es die Umftände: aufn, 
von folchen Vertraͤgen in Kenntniß Beet. ‘ 0 gin; 

31.35: Die zur ehe ee Ka Miteet‘ Bein der Bir 
Bewilltgung Und in. der eue Lande etla 
—X bie 'beffehenden “aufgeho HR ober RR rt Kg fo Ken 2 

faſſungsmaͤßige ſtaͤndiſche Mitwirkung erforderlich). 
7 Militairhoheit. 

mise 9 5: Dem Landẽstiutſten ſteht die Verfügung: uͤber ıDir 1 beißnffinete 
Macht und deren Bildung ausſchließend zug 

Ohne feine Erlaubniß darf ſich ig dm F dame feine bewaffnete 
N bilden oder aufſtellen. T - " 
mE TBB von ztedn, Wurden u [msi nei 

$ 10. Der Landesfürfl' hat’ allem bas Recht, Titel, Rang, Wuͤr⸗ 

ee geſetzlich zulaͤſſi ige ‚Peiölegien; Standeserhoͤhurig "und ! Bun 


Titel, Rang, Würden, ‚Pripilegien, Standes» Erhöhungen. AR Ehe: 
cengeichen, . welche -Randeseinwohnern ; von auswärtigen Megierungen ver⸗ 
lieben worden, dürfen nur mit — des. Landesfuͤrſten angenom⸗ 
men werden. 

m Berhättni des —* su —* teutſchen Bunde. 
11. Der Landesfuͤrſt theilt als Mitglied des teutſchen Bundes alle 
aus fen herfließenden Rechte und Verpflichtungen. 

§. 42. Allgemeine Anordnungen und Beſchluͤſſe des teutfchen Burns 
bes ‚erhalten dadurch Geſetzeskraft, daß fie vom dem Landesfuͤrſien verkuͤn⸗ 
digt werden, 


ierzu Die vep 


10) Sig ber, Regierung. 
$. 13. Der Sig der Regierung kann, dringende — auegenon⸗ 
Wehr nicht ‚außer, Landes verlegt werden. | 
44) Regierungsercbfolge: 
$ 14. Die Regierungn wird’ vererbt ih dem fürftl. Hauſe Braun⸗ 
ſchweig, nach der Linealerbfolge und dem Rechte der Erſtgeburt, und zwar 
zunaͤchſt in dem Mannsſtamme aus rechtmaͤßiger, ebenbuͤrtiger und hausge⸗ 
ſeblicher Ehe. 
Erliſcht der Mannsſtamm; fo geht die Regierung auf.d bie e weibliche 8 
nie, nad) gleichen Grundfägen, über, 
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12) Boltjährigtelt des Sand ehfhr fen. 
8 15. Die Landesfuͤtſt wird mit vollendete n 482 FJahre vollſahtig. 
13) Regierungsoormundfcaft. 
+ 

$. 16. Eine Vormundſchaft ttitt ein," Ivenn der Landesfurſt wegen 
Minderiährigkeit zur eigenen, Augübung der — SS, fähig iſt. 

a. Anordnung. derſelhen fuͤr ben. ‚minderjährigen Regierungsnachfolggrt. 
$. 17. Der Landesfürft. Kaum Pe, feinen, minderjährigen Nachfolger den 
Bormund beſtellen. 

Er wind dieſen aber aus den ——— Agnaten deo Hauſes 

wählen, ‚oder, ‚falls befondere Gründe; hierupm, ‚abzugeben, vorhanden, fepn 
follten , ‚feiner, Gemahlin, odes,, feiner. Mutter die Vormundſchaft übertragen, 
und nur wenn feine diefer Perfonen vorhanden, iſt, ſteht es ihm... au, ‚einem 
nicht: regierenden volljaͤhtigen Pr ringen aus den, zum ‚teutfchen Bunde "gehö 
— — zum Regenten zu ernennen. 
u 2; Hat der KLandesfuͤrſt keine Anordnung uͤber bie‘ Vormundſchaft 
getroffen; ſo ‚gebührt diefelbe dem, nad) der Erbfolgeordnung, zunaͤchſt ſtehen⸗ 
den ihaäheigen regierungsfaͤhlgen Agnaten, und falls dieſer die Regentſchaft 
ausſchluͤge, dem nachfolgenden, ſodann ber Mutter des minderjaͤhrigen Lan⸗ 
desfürſten, und endlich befjen: Großmutter von’ vaeniche. Seite, ſofern dieſe 
im Wittwenſtande verblieben ſind. 

F. 19. Wäre, keine dev Perſonen, ae, das Geſeb zur Vormundſchaft 
beruft, vorhanden, oder ſchluͤgen dieſelben die Vormundſchaft aus; ſo waͤhlt 
die Staͤndeverſammlung, auf den Vorſchlag des, Staatsminifteriumg, den 
Vormund aus den vol} ährigen, nicht teglernden nn ber, * teutfchen 
— — Furſtenhaͤuſer. 

b Reverſalen bes Vormunhes. 

6 20. Der Vormund verkündet duch ein Patent dem "Eineiet dee 
vormundfchaftlichen Regierung, und ſtellt die Neverfalen nach den $. 4. ent: 
nn EN, fuͤt die Dauer der Vormundſchaft aus. 

o. Erloͤſchen der Vormundſchaft. Zu 

N 21. Die’ Bormundfchaft erlifcht, fobald der Landesfuͤrſt voltährig 
— iſt, und ſeinen —— en bie vetfaffungsmäßige Weiſe 
verfündigt hat ($. 4). -: 

44) Erziehung des Regierungsnagfolgere. , 

$. 22. . Wenn ber vorhergehende Landesfürft über die Erziehung des 
minderjährigen Landesfürften, feine, Beftimmung getroffen hat; fo gebührt bie 
Leitung der Erzie 2“ ‚bes ‚minderjährigen Landesfürften dem Vormunde, un: 
ter Beirath des Staatsminijteriums, 

Die Mutter des minderjährigen Randesfürften und, nach biefer, beffen 
Großmutter. von väterliher Seite find indeß berechtigt, hierbei mit ihrem 
Gutachten und Rathe ‚gehört, zu werden. | Bes 

45). Hausgefese, 

F. 23, Die inneren Berhältniffe des herzogl. Hauſes werben von 
u Eandesfuͤrſten, als c dem Oberhaupte der Familie, buch) Hausgeſetze 
geordnet. Dieſe bedürfen der ſtaͤndiſchen Zuſtimmung nicht; es koͤnnen in⸗ 
deß durch diefefben. eine 0? dieſem — a a entpaltenen re 
‚dent abgeandeit ·verden . ea 
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Bi. Braunſchweig. 
— 3weites Kapitel. 
Von den allgemeinen a und Pflichten der Uns 
anen, 
| | 9) — V we 
s a. Deſſen Erwerbung 
$. 24. Wer auf gefegliche Weife das Reihe bes Wohnſitzes innerhalb 
ber Grenzen bes Staatsgebietes — hat, iſt Landeseinwohner. 


b. en Folgen 
$. 25. Alle — Mb bean \ Bandesfürften Treue, Ehrfurcht 
und Gehorſam ſchuldig, und verpflichtet, den Geſetzen und den dieſelben voll⸗ 
ziehenden Behoͤrden zu gehorchen. Sie genießen ſaͤmmtliche durch Verfaſſung 
und Geſetz zugeſicherte Rechte, vorbehältlich der, in Bezug auf die Aus⸗ 
hbung einzelner Rechte, geltenden Beſchraͤnkungen. 
6. — en ber Ausübung politiſcher Rechte, 
j rbhulbigungseib. 
$. 26. Nur Landeseinwohner find zur Auslbung politifcher Rechte im 
Herzogthume befugt. 
Alle männliche Landes inwohnet ſind nach erreichter Volljaͤhrigkeit ver⸗ 
pflichtet, ben Erxrbhuldigungseid zu leiſten. Diefer foll alfo Lauten: 
AIch ſchwoͤre Treue umd . Gehorfam dem . durchlauchtigfien Landesfuͤrſten 
„und deffen Nachfolgern an der Landesregierung aus dem — 
Hauſe Braunſchweig, ſo wie Gehorſam den Geſetzen.“ 
d. Deſſen Eridfchen 
J— 5 27T. Das Bundes Einwohnern geht durch Auswanderung 
verloren 


Einzefne darin begtiffene Befugniffe loͤſchen durch den Verluſt der 
dieſelben ———— Eigenſchaften oder in Folge der EN beitimms 
ter Geſetze. nt 


2) Srembe. 

$. 28. Fremde, während ihres Aufenthaltes in Staatsgebiete, genie⸗ 
ßen den Schutz der Geſetze, und ſind zu deren Beobachtung verpflichtet. 

Die Verwaltungs: Behörden entſcheiden, ob und wie ihnen ber 
Yufenthalt zu geftatten I. — 

3) Einzelne Redte, 
a. Religionsfreiheit. 

F. 29. Jedem Einwohner wird vollfommene Freiheit des Gewiſſens 
und des religidfen Glaubens gewährt; Niemand darf jedoch feine Religion 
vorfhügen, um fich einer gefeglihen Verpflichtung zu entziehen, Aeußere 
Neligionsäbung ift ber Oberaufſicht des Staats unterworfen. 

b. Freiheit Meinun 

$. 30. Niemand barf megen gedußerter — zut —— 
gezogen werden, es fey denn, daß nn beren Aeußerung eine gefegliche Vor⸗ 
ſchrift uͤbertreten, oder zu gefegridrigen Handlungen angereizt waͤte. 

e. Freiheit der Preffe und bes Buchhandels. 

Die Freiheit der Preffe umd des Buchhandels Toll beftchen uns 
ter — der Beſchluͤſſe des teutſchen Bundes und der, gegen den 
Mißbrauch diefer Freiheit zu. exlaffenden, Gefepe. 

d. Sicherheit ber Perfon und: bes; Cigenthume. ri 

$. 32. Der Staat gewährt jedem Einwohner Sicherheit. feiner Ders 
fon, feines Eigenthums und feiner übrigen Rechte, und unterwirft ihn 
— — Beſchraͤnkungen, als denen, welche auf Recht und Geſetzen 


‘ 


Entrourf e. neuen Landſchaftsokdn. d. 27. Aug. 1832. 7 


Sau 5 3 'Peioäteigenithtun und Privatgerech fit tönt fük‘ wefehttihe 
2* des Staats oder einer Gemeinde nur "gefegtich ne 
oder durch dringende Nothwendigkeit gebotenen gm. gegen vorgängige volle 
Entichädigung, auf Berfügung- der compesenten- ge een in An: 
ſpruch genommen werden. War es unmöglich, . 3% Entſchaͤdigung vorgängig 
zu ermitteln; fo muß dieſelbe nachtraͤgli ch ohne nftand feſtgeſtellt * ge⸗ 
leiſtet Herde. ers 

Ein Streit Aber den Beliag “der Entfäbigung if ‚Im orig 
Rechtswege zu erledigen. . | 

e. Freie Wahl des Berufe und Reis, eichfeit zum Stantödienf, 

$. 34. Die Wahl des Berufs und Gewerbes, fo wie der —A 
den Bildungsanſtalten des In⸗ und Auslandes, iſt frei. Die Verſchiedenheit 
de8 Standes und ber Geburf, Fol bei ‚Belegung von, ‚Biol Mate und Mi: 
litairgraden Beinen Vorzug begründen. | en Ay: 

f.. „Auswanderung. 
8. 39. « Jeder Landeseinwohner bat das Recht — ohne 
Erlegung einer Abzugsfteuer, jedoch Gateinden, duch die Verpflichtung zum 
Kriegsdienfte oder fonftige Werbinblichkeiten ‚gegen. ben, Staat und age 
[onen eintretenden, Beſchraͤnkungen. F 
g. Ablösbarkeit der gutsberrlichen und fonftigen Realrechte. 
....$. 36. Alte privatrechtliche Reallaſten an Zehnten, Hand» und Spann: 
dienften, Geld», Getraide- und. fonftigen Natural⸗ Abgaben und Leiſtungen, 
womit das Eigenthum oder das erbliche Befigeeht an einem Grundflüde 
beſchwert iſt, oder im Zukunft ‚befchwert merden koͤnnte, fo wie auch. alle 
blos perfönlihe, d.h. gewiſſen Perfonen ohne den Befig eines Grundftüds 
obliegende Dienfte und ee find, ohne NRüdfiht auf den Rechts: 
grund ihrer Entftehung, ber Ablöfung bdergeftalt unterworfen, daß ihre Auf: 
bebung gegen. eine, Bine, welche das Gefeg — — ver⸗ 
langt werden darf. | 
h. Aufhebung ber Feubalrechte. 

. 37. Alte im Umfange des Herzogthums belegene Lehne jeder Kt, 
ed m gen folhe von dem Lanbdesfürften, von öffentlichen Anftalten, Gorpoe 
tationen,. oder, von Privatperfonen releviven, unmittelbare oder Afterlehne ſeyn, 
find der Aufhebung des lehenshertlichen und agnatiſchen Echnduerhanbes in 
den noch geſetlich zu beftimmenden Verhättniffen unterworfen. ei. 

i. Recht ber Befchwerbe. 

g. 38. Jedermann darf in feiner Angelegenheit hriftlihe Bitten an 
den Landesfuͤrſten und die Landesbehörden in vorſchriftsmaͤßiger Weife. rich 
ten, und Beſchwerden über gefeg> oder ordnungswidriges Verfahren der Be⸗ 
hörden bis zur oberften Stagtsbehoͤrde fehriftlich verfolgen, 

4), Einzelne Pflichten. = 
a. . Staatslaften. 

30. Die Thellnahme an den Staatslaſten trifft Ar, welche im 
Staatsgehiete wohnen, oder. Grundeigentyum befigen, allgemein und nad) 
gleihmäßigen Grundfägen. Nur Erlaffe, jedesmal Höchftens für die Dauer. 
einer Finanzperiode, feine Befteiungen von denfelben können bemilligt wers 
—5 Die fürftl. Schloͤſſer, Palaͤſte, Gebäude und Gärten, und das Grund: 

enthum und Einkommen der Kirchen und. übrigen frommen Stiftungen, 
foipeit, daſſelde jebt von den ordentlichen Steuern befreit ib, * frei von 


N , b. Waffendienft. 
$. 40. Alte Landeseinwohnee find in dem gefeglichen Berhättiffe zur 


WR rt. xe Braunſchweig. uw.“ 3 dad 
a des Vaterlandes Im. Sriesenisaf, und —8 Waff endienſte, be⸗ 


beſchudes / verpllichtet. 9 a 
En aha ud a titten: 8a pit el, 133 Duo 1... 
—R Von den Gemeinden. - —VWV——— 
nopuo — 2% Agemetue Befttmmung. — 
a a Gemeinder-Begirke, — 


4.4 * —** im Lande muß einem Bei mten Gemeinde⸗ 
beſicke —* 

Die Landesregierung wird dieſe Gemeindebezttke / ſowelt fie — zwei⸗ 
felhaft ſind, durch ‚Verordnungen beftimmen. Es 

b. Gemeinde⸗Genoffſen. | 

8; 42. Jeder Landeseinwohner muß einer beftimmten —** ange⸗ 
* und zwar derjenigen, in welcher er, den geſetzlichen Beſtimmungen 
zufolge, ſeinen Wohnſitz — 

Mark-Genoſſen. 

43. Grunbbeſiter welche das Recht des Wohnfikes in der Ges 
mein nicht erfangt haben, genießen wegen ihres Befitzthums denſelben 
Schuß; welcher den Eintvohnem gewaͤhrt wird; ſie find aber auch, wie dieſe, 
zu den, auf den Grundſtuͤcken haftenden, Laſten verpflichtet. 

d. Bildung neuer Gemeinden 

: 44. Keine Gemeinde kann ſich bilden ohne — der Lan⸗ 
* erung,, und ohne dieſe darf eine Gemeinde weder ihren Gemeindevers 
band duch Aufnahme anderer Gemeinden“ erweitern, noh duch Bildung 
heuer "und befonderer Gemeinden verändern, noch ihre techtlich ir Ges 
BR Pet jüng eigenmächtig umgeftalten, 
| 6. Bermdgensversäktntffer 

1) In Brzichung zum Gtaate. u 
r vr. "Das Vermögen und Einkommen der‘ Gerirtapeh-u und ihrer 
Anftaften darf nie mit dem Staatsvermoͤgen ober den Staatseinnahmen vers 
ee werden, 

46. Die Gemeinden baben ihr Veeindgen durch "ihre Behoͤrden 
fe indig zu verwalten. Die Oberaufſicht der Regierungsbehötden cr= 
ſtreckt ſich nur darauf, daß die Verwaltung überhaupt‘ den beſtehenden 
Sefegen gemäß gefchehe, daß insbefondere das Genteinde! Vermögen erhalz 
ten, das Einkommen davon zu Gemeindezwecken verwandt, und baß’bei ber 
Bertheilung der Gemeinde= Abgaben nach gleichmaͤßigen Srunofigen verfah⸗ 
ven werde. 
we Der: Regterungsbehörde ſteht die Entfäeldung auf bie Stande wu 
welche’ gegen die Gemeinde · Verwaltung erhoben werden." u 

2) Mehrerer Gemeindeh. un 
’ $. 47. Sin ben Drtfchaften, welche aus“ SR — zu⸗ 
ſammengeſetzt find, bleibt die Verwaltung- des einer jeden derſelben beſonders 
züftehendenn Wermögend und der Gerehtfame getrennt; es fen denn, daß dag 
Gegentheil dürch ordnungsmaßig gefaßte —2* der bechue Gemeinden 
feſtgeſtellt wuͤrde. 
* '9 Einzelner Gemeindemitglieber. | 

$. 48: Durch die‘, mit dem Wöhnfigrechte. — Ar 
die Gemeinde allein werden Feine Antechte am’ den Gemeindegüttrn gewon⸗? 
nen, deren Mitbenutzung an den Beſitz gewiſſer Grundſtuͤcke in der Ges 
meinbe gefnüpft ift, aud) nicht an Gütern, welche gewiflen Genöffinfäjätem 


gehören. 


7. 
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ut id (hand onu änd ı emeind Bleu Allan warn mc. hr 

* EHRT BEER ET gerneine PYflicht dazu, ur," nanl» nnnaonin 
R Von dem ‚verfallungsnäßig.:der. Gemeinde oder mehreren: * 
Berbande ftehenden Gemeinden aufgelegten Gemeindelaften und Leiſtun— 

gen kann fein Mitglied der ‚Gemeinde oder des Verbandes, fo wie auch 

——— belegenes Grundſtuͤch anders, * au⸗s — *2 Geunden | 

RN hu W — Sein „0 — * mi dm on ——— 

Ed) 10; Dev © gaminziaut v. 

RE 30. Reine Gemeinde fann mit — ** und Xusgaden ae 
toerden, wozu fie nic) Eu! allgemeinen. „Oefegen, ober ge Rechtsver: 
häftniffen verbunden Affeibe ndet auch auf meh tere im Verbande ſte⸗ 
hende Gemeinden Anwendung: ' 

3) Entfejäbigung * — kLaſten. 

* 51. Ale Laſten, welche nicht durch die oͤrtlichen Beduͤrfniſſe der 
Gemeinden oder eines Verbandes von Gemeinden, fondern durch bie Erflit 
lung ·allgemeinetr Verbindlichkeiten des‘ Landes oder einzelner Theile beffelben 
herbeigeführt werden, 5. Be Einquartierungen und Kriegsfuhren, müffen, in: 
fomweit nicht befondere, Rechtsverhaͤltniſſe eine Ausnahme begründen, von dem 
gefammten, —A— r dem hetreffenden Landestheile in dem Maahe getragen 
meiden, da ‚. welchen, die Laft wirklich auſgelegta iſt/ Entſchaͤdi⸗ 
gung erhalten. ENT” ur se 
| g. Semeindebeamten .„, > wen 

F. 32. — Vorſtaͤnde, ſo wie die übrigen eh der Ge⸗ 
meinden ſind auf, Feſthaltung der Landesverfaſſung und Wahrnehmung der 
baby ——— Rechte der Gemeinden zu verpflichten. a 
er, Tante. ai Befondere Beffimmungen! u — 
u PATE die ſtaͤd tiſchen EN Ti 

a. Allgemeine Rechte). 1 ra 
$. 53. Die VBürgerfhaft in den St un — wel⸗ 
chen eine ſtaͤdtiſche Verwältung — 53 ſoll berechtigt ſeyn: 

1) durch) ne doppelte Wahihandlung Wellleter zu" Wählen, welche alle 

drei Jahre zur Hälfte ausſcheiden und erneuert werden; '-" 

2) duch dieſe Vertreter und die ſtimmfuͤhrenden Mitglieder bes Teasifrts 
die Beamten der Stadtverwaltung ftei zu wählen, und zwar in dem 
Maaße daß bnur die ftimmführenden Mitglieder bee" Magiſtrats der 
landesfuͤrſtlichen Beſtaͤtigung beduͤrfen; 

3) durch dieſe Vertreter bei der Verwaltung aller⸗ —— 
heiten, insbeſondere bei allen denen, welche das Vermoͤgen, bie 
Rechte und Verbindlichkeiten, fo wie die Bewilligung der von ber 
Gemeinde zu tragenden Laſten und Leiſtungen zum — haben, 
mitzuwirken, 


b. ‚Stäbteorbnungen, | 

8. 54. Auf den Grund der. Beffimmungen dieſes Kapitels ſollen die 
Rechtsverhaͤltniſſe der ſtaͤdtiſchen Gemeinden und deren Beamten durch bie 
allgemeine Stadteordnung und die jeder Finzelnen Räptifchen Gemeinde durch 
en — Statut mäher und ausfuͤhtlichet feftgefegt werden. 

Far ie Landgemeinden. “ 
a. Ortsoorſteher und, Ortsgeſchworene. 

$, 55, Den Landgemeinden fteht das Recht zu, ihre Ortsvorſteher, 

unter Worbehalt'der Biſte i un von Seiten ber Megierungsbehörde, zu wäbz, 
Ion. Gleichfalls haben fie das Recht, ihre Ortsgeſchworenen, welche alle 


- 


9 Braunſchweig. sunn 3 yaanı 


6 Jahre new gewählt werden muͤſſen, ſelbſt zu wählen, und durch biefe afte 

Gemeindeangelegenheiten mit zu berathen, infofern nicht bei wichtigen Gegen= 

ftänden, den Rath der verſammelten Gemeinde m vernehmen/ erforderlich er⸗ 
achtet würde, 2,2 AR 

; le b. Dem. Kabanit. Tin ae * HN 2 

6 56. Neue Anbauer ſollen nicht bhne —— Bernehmung der 

Re und im Falle eines Widerfpruchs, nicht ohne vorgaͤngige Ent⸗ 

ſcheidung der Sewa een fiber vr dorgebeachten — zugelaſ⸗ 

fen werden. 
BViertes Bayıker ———— 
Bon den Landſtaͤnden. RER — — 


Erſter Titel. 
Von dem Weſen und Zwecke der Landſtaͤnde und von der Zuſammen⸗ 
ettzung der Staͤndeverſammlung und des ſtaͤndiſchen Auſchuſſet. 


Erſter Abſchnitt. 

Weſen und Zweck der Stände J 

$. 57. Die Stände bes Herzogthums vertreten in dem grundgeſetzli⸗ 

chen Verhaͤltniſſe zu der Landesregierung die Geſammcheit der Landeseinwoh⸗ 

ner, und ſind daher berechtigt und verpflichtet, deren verfaſſungsmaͤßige Rechte 

und allgemeine Intereſſen wahrzunehmen, und auf die geſetzlich vorgeſchtie⸗ 
bene Weiſe geltend zu machen. 

$. 58. Die gefammte Landſchaft bildet ein ungetrenntes Ganzes, 

8. 59. Sie übt ihre verfaffungsmäßige Wirkſamkeit entweder in voller 
Berfammlung auf Lands und Convocationstagen durch die Ständeverfamms 
lung, oder, zwifchen den Landtagen und während deren Vertagung, durch das 
— des — Ausſchuſſes. 


3weiter Abſchnitt. 
| — der Staͤndeverſammlung. 
1. 3ahl der an beren — auf die Standes» 
laſſen und Art ihrer Erwaͤhlung. 
A. Sm Allgemeinen. - 
6. 60. Die Stindeverfammlung beficht aus 48 Agenten des 
Lande, und zwar aus 
Abgeordneten der Ritterſchaft, 
Abgeordneten der Staͤdte, | 
10: Abgeordntten ber Fleckenbewohner, Freiſaſſen und Sinn, umb 
16 Abgeordneten „. welche gemeinfchaftlih von diefen: drei — —— 
gewaͤhlt werden. 
B. In den einzelnen Klaſſen. | 
| 1) Bei ber Ritterfhaft.. ; 
re Wahlbezirk. | 
ur 6. Die in ‚die Rittermatrikel eingetragenen Lanbtagßfähigen Giter. 
un a zu einen Be bei der er der — —2 
geordneten. 


4+* +4 
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19€ 1,3, Beiden Städten. * 
Ar 8, rbb .’ un.snivplis. » 
$. 63.. . Die Staͤdte des Herzogthums bildern folgende fieben Baht 
bezirke. Erſter Bezirk: Braunfhmweigz zweiter Bezitk: Wolfenbüttel; drit⸗ 
ter Bezirk; Helmſtedtz vierter Bezirk: Koͤnigslutter, Schoͤningen und 
Schöppenftedt; -fünfter Bezirk: Gandersheim amd Seeſen; ſechſter Bezirk: 
Holzminden; und. Gtadtoldendorf; ‚fiebenter ; Bezirk: ; Blaufenburg * Hals 


nie 
b. Bertheilung der Abgeotdneten anf die Bezite. 

— 64. Der erfte dieſer — von ſeche Abgeormi, fr der 

— Einen Abgeocdaeren. 2 
Euer 77 Wahterk, He: * 

g. ‘65; Die Abgeotdneten der Städte werben * eine Kappe 
Wahlhandlung gewählt, indem die Stimmberehtigten Wahlmaͤnner ernen⸗ 
nen, und diefe fammt den ftimmführenden Mitgliedern des Magiſtrats die 
Abgeordneten waͤhlen. 


8) Bei ben Fleckenbewohnern, Freifafſen und —* 
a. Wahlbezirke. 

8. 66. Das Herzogthum wird, in Beziehung auf die- ‚aa * 
Abgeordneten der Fleckenbewohner, Freiſaſſen und Bauern, in folgende 
Do Wahlbezirke getheilt. Erſter Bezirk: die Kreisimter Vechelde und 

Ddagehaufen; zweiter Bezirk: die Kreisämter. Wolfenbüttel umd Salderz 
dritter Bezirk: die Kreisaͤmter Helniftedt, Schöningen und Schoͤppen⸗ 
ftedt; vierter Bezirk: die Kreisämter Königslutterz; Worsfelde und Cal⸗ 
vörde; fünfte Bezirk; bie Kreisämter Harzburg, Seefen und Lutter a, B.; 
fechiter Bezizf: die Kreisämter Gandersheim und Greene; fiebenter Bezirk: 
die Kreisdmter Holzminden und Stadtoldendorf; achter Bezirk: die Kreide 
aͤmter Eſchershauſen und Dttenflein; neunter Bezirk: das Kreisgericht Ihe: 
dinghaufenz zehnter Bezirk: die Kreisämter Blankenhurg, — und 
Walkenried. 

'b Bertheilung der Abgeoröneten. 


$: 67. Bon den LO Abgeorbneten —— ai jeber 

Bezirk Einen, 
| c. Wahlart. . 

8. 68. — Abgeordneten werden durch eine doppelte — 
— indem die Stimmberechtigten Wahlmaͤnner ernennen, und * die 
Abgeordneten —2 

4) Bei den übrigen Abgeordneten. 

+6. 69. Die: übrigen 1.6 Abgeordneten werden gemeinſchaftlich von ale 
Ion Standesklaffen duech eine dreifache Wahlhandlung gewählt. 

Es. wird zw. diefem Ende für das ‚ganze Land ein Wahlcollegium — 
bildet, zu: welchem das ritterſchaftliche und jedes ſtaͤdtiſche und laͤndliche 
Wahlcollegium ſo 8 Wahlmaͤnnat ſendet, als daſſelbe Abgeordnete zu 
wählen hat. 

m C. Wing 2. | 

$. 70. Die näheren Beltimmungen über das — bei * 
Wahlen der Wahlmaͤnner und Abgeordneten, ſo wie uͤber das Verfahren 
bei deren Wahlen/ enthaͤlt das Wahlgeſetz/ wolches zwar Beinen Theil der 


Lanbſchafto⸗Ordnung Ba — — — Zuſtimmung nicht wgean⸗ 
dert werden fann. Ne 


MI 1 2 NE Sraurſchweig.. mn a Frau.” 
II. Gefeglih erforderliche Eigenſchaften ber Abgeorbneten. 

1) Allgemeine Erfordberhiffe für alle AnSserbunte 
UT Wo Abgeordneter — zu ſeyn, muß man’. 
5 das Zoſte Fahr zuruͤckgelegt und a no y RauTLET 

6 2) feit. fünf Jahren im Herzogthume Heimen Boperig gehabt — Kr 
3) ſſich eines unbefcholtenen Rufts erfreuen u. 5° 8 
3 — = ſeine Perſonnoch wegen ſeines —— unge; Guns 

tel ſtehen; i 

5) keine Rüdftände an Öffentlichen odet Sommunal⸗ Abgaben haben, mes 
1714 gm welcher die Erecution hereits perfugt iſt. 

ne Mitglieder des herzogl. Staatsminiſterjums kämen, wicht Ab⸗ 
geordnete ſeyn. Eben fo wenig diejenigen, weiche wirkliche Hof:, Mili⸗ 
tair⸗ und. Civilbeamte *4 — taates ſind. Es findet jedoch 
eine Ausnahme hinſi lich erjeni ‚in -Eönigl, hannoverichen Dien⸗ 
ſten Reben, Statt, fo lange, im — 5 — ein Gleiches berbach 
tet wir 

Diejenigen Mitglieder des gemeinſchaftlichen Dberappellätionsgerichts zu 
Molfenbüttel, welche von den, mit Braunſchweig zu Haftung dieſes Gerichts: 
hofes verbundenen, Fuͤrſten ernannt fi nd, „tyerben als auewaͤrtige Staatsdie⸗ 
ner nicht betrachtet. : 

6. 73. Alle übrige, im hieſigen Dienſte ſtehende Cibllbeanite, active 
Militairperſonen, Geiſtliche oder Schullehrer find waͤhlbar. Sie müffen aber, 
bevor fie die MWahl- annehmen, dazu bie Erlaubniß der Regierung erhalten 
haben, welche nicht verſagt werden Wied, wenn nicht das Beſte des Dienſtes 
dieſes nothwendig macht. 

. 74. Vater und Sohn einen nicht zuglelch Abgeocbnite ſeyn, und 
werm fie ſich darüber, wer zurucktreten fol, nicht verkintgen Eanen, geht 
der Vater vor, 

$. 75. Niemand Aa bie "Wal zum Aogeotöneen von mehteren 
Wahl: Eollegien annehmen. - 

2) ——— Erforderniſſe für bie —— sen der 
- Abgeordneten. „ = 
Ede ge der Ritterfhäft. 

$. 76. ia als Abgeordnete der ar find nur Ei —** 
mer und lebenslaͤngliche Nutznießer eines landtagsfaͤhigen in die ‚Rittzemas 
tritel eingettagenen Gutes. — 

Bei ben ſtädttſchen Abgeordneten, i 

$. 77. Waͤhlbar als Abgeordnete der Städte find die flimmflihrenden 
Mitglieder des Magiſtrats, und alle’diejenigen Buͤtger, welche Handel, Ge: 
werbe oder Ackerbau treiben, Grumbdeigenthum ' befigen;; in ‘der Stadt ihren 
wirklichen Wohnſitz haben, und nach den zuſammen zu rechnenden Anfaͤtzen 
dev Rollen. ſaͤmmtlicher directer und Communalſteuern, zit‘ den eig 
fteuertem ihret Stadt gehören. Die Anzahl der Höchftbeftewerten ſoll in 
der Stadt ans ſo⸗ viel Perſonen beftehem;, als die Baht! 10 in der Zahl" 
vorhandenen Wohnhaͤuſer aufgeht, zu welchen Hoͤchſtbeſteuerten jedoch, 
mehrere den geringſten — onen Steuerſaͤtze zahlen, dieſe alle noch hin= 
— AS 8 weni urn sd OT — 

ge A ben Ländlichen, Koanardusten.d. dt 2 nn 

3 184 78. Als Abgeordnete diefet -Statibesktnfjenfind num dieienigen waͤhl⸗ 
Bar, welche Eigenthuͤmer oder Aehenslaͤngliche Nutzaieher eines“ Freiſaſſenho⸗ 
fes aber einer Meiheftelle find, in dem ländlichen Wahlbezirke wohnen, Lands. 
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wirthſchaft als Erwetbzweig treiben/ und nach dem Eontrihutions⸗ Kataſtet 
zu den Hoͤchſtbeſte erten ihres Kreisamtes gehoͤren. Die Amahl der Hoͤchſt 
beſteuerten fol in jedem Kreisamte aus fo viel Perſonen beſtehen, "als bie 
Zahl 6 in · der Zahl der) in dam: Kreisamte belegenen/ Reiheſtellen, bei wel- 
cher Kandwirthfcaft betticheh” old, aufgeht, zu melde indeß,,: faus mehe 
tere ben geringiten; dieſer hoͤchſten — zahlen —F ale hinzu 
gatschnen ini." — ——— | 
Maar RE .77 77; —* us — —— 
4 79 Die uͤhrigen ObAbgeordneten werden, ohne RE auf 
Standesbklaſſen, jedoch + Beſtimmungen "des! Wahlgeſetzes —*— 
don Maͤnnem von hoͤheter iſeebudung gewäh, welche ‚überhaupt ib 
bar fd: AUT 20 nut MOO:! 4%... 
Zwei berfelben follen bee höheren Seiigtet big zum Sipeincnzen 
in einſchleßnch angelydten;: Bruins Bu6 | 
It, Steriwertieeid ber ÜbgeorbieehH — au 
rm KunBdi! FA jeben Ab eotdnetenꝰ wird zugleich" ein» Stelfderttören ges 
wählt, der dheſtiben Eigenſchaͤften Haben‘ müh, wie dieſer, und einberufen 
wird, wenn der Abgeordneten den uͤhernommenen Auſtrag niederlegt, oder 
nicht * „be ( 
’ 6 —J in ber iterfchaft, falten eg nur $ Stellver⸗ 
eter — nath ‚dem. Lebensalkt, € ergfen And. D Bei, ieder Atoeerdyeten 
ei —2 erden, Ai * iᷣr fr % 
Ueber, die Cinberufun telfugrtreten entſcheidet tän 
km hart A hs ——6 * —— 
Wer chnung bee — — eAuftragee 
BREIT, — ‚werpflichtet,..Die, 7— ihn Web, —* als Abgeord⸗ 
e a Vin: Dep arlrpeen: Hrird 
* y% ſte — * — 52 habe; oder 
daß * Krankheit oden Koͤrperſchwaͤche auf längere Belt für bie 
Geſchaͤf ‚er: Staͤndeherſammlung untuchtig gemacht ſey; oder 
a‘ daß er im ‚häuslichen oben Gefcjäftsverhälmifien. ſtehe, welche feine pet⸗ 
[önliche und dauernde: Anweſenheit weſentlich erfordern, 
V. Eturnnung der Ständeserfammlung burkh'neie ‚Wählen. 
4) Regelmäßige neue Wahlen. ' 
$. 83; Vor dem —— jedes ordentlichen Landtages, alfo ale bref 
age tritt bie Hälfte der Abgeordneten jeder Kaffe aus. und. wird new 
ft... j ru. Dur 72 
Um dieſes Austreten fuͤr die Fotge zu ordnen, werden beim Schluffe 
bes erſten ordeniklichen "Landtages: die) Abgeordneten: jeden Kaffe, und, falls in 
einer Klaffe ein Wahlbezirk mehrere Abgeordnete fendet, diefe unter ſich, Rise 
jenigen durch das Loos beſtimmen, welche austreten 
Vor dem dritten ordentlichen Landtaͤge treten die Zurůclgeblebenen aus, 
und bei dieſer Reihefolge hat es fein Bewenden. | 
— +2) Rad einer Aufloͤſfung der Ständeverfammlun 
$. 84, Nädy einer vom Landesfuͤrſten verfügten Auflöfung der Stäne 
deverſammlung werden die Abgeordneten allgemein neu gewählt, un es 
findet am Schluſſe des Landtages eine neue Roofung Statt, um die vor 
dem naͤchſten ordentlichen Landtage austretenden Mitglieder zu beftimmen. > 
Somohl in diefem als in dem, in den MN SE — 
dalle konnen die Austretenden wieder gewaͤhlt werden 
8) Im einzelnen Faͤllen. 
g 86. Wenn fonwopt der Abgeordnete, als deffen ——— vor 
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Ablauf: ber, Zeit; ‚fe welche fie gewählt. waren, . ihren Auftrag — 
ober zu deſſen Ausridrtung unfähig, werden, erläßt dh ‚Bandesregierung für 
den bare feohe Wahlbeʒirk neue Mahlauefäreiben, . W 
* Exid ſchen des Auftrages Ber Zigeorbärten.. NT 
5 — Afnog ber Abgeordneten erliſcht 3 re? 
BEN durch. ‚Ablauf ‚der; Zeit, fir welche ſie gemähls, find 5... - 
2) duch Auflöfung ber Ständeverfammlung, und zwar in, beiden cn gauen 
mit Beendigung. der —* —5288 ded hetreffenden Wahicollegiums; 
u * Verluſt iner der E Be wer um als 
ter waͤhlbar an te md rt at X 
5 Pe ahme eineg Stantsamser,; welches * Kögsorhne zur Zeit 
feiner Wahl noch nicht bekleidete; — famı der rn wieder 
23 bi id) ; J vB HE) He 
5 * die J——— des Auftrages, wide, Pa pa —* 2T. 
unter zwei und, brei ausgeführten Gruͤnden zuläffig iſt; 
De ‚wenn. die © —— ‚Die; Außſchlichung eines 
—* auf / den Srund- ber. Seihäftsornung verfügt: 24 
a nl RE DIREFERT U Hr © 


4 ——— 2*— ———— 
4,5 ji igenfi 


er Mitgliebe | 
Ds — Sie ah {Ei — nA des Lam 
CE te Befferden muß AR den Ab —* ee aus den 
fiäbtifhen, und eines aus * — 5* —— tone la werden. 


8:88; De Stänbeenfnnaring.. Al beit A — ifo Mitte 
* abſolute Sum menmehrheit ‚auf ve fie die Baht der Aogeordileten 
vorgelchtiebene ie Se Dei} 

‚Bett der“ —2 waffehen Bin: m (Y 

$. 89. Der —— wird ernannt / wenn. det Lanbtag — ver⸗ 

abſchiedet oder aufgeloͤſet wird/ vor deſſen Auseinandergehen. ° :“ 
5) Stelpertreter der Ausſchußmitglieder 

F. OO. Bei. der Wahl des Ausſchuſſes wird zugleich für, * Mirglied 
deffefsen ein Stellvertreter auf gleiche Weiſe gewaͤhlt. 

Dieſer „tritt Inden Ausſchuß ein, wenn das Mitglied fuͤrf welches er 
—8 woͤrden, behindert iſt. Sollte auch der Stellvettreter ſelbſt behindert, 
oder bereit einberufen ſeyn; fo ruͤckt ſtatt feiner der an Jahren Aelteſte der 

en Stellvertreter ein. 

Ueber de ‚Einberufung der Steliverteeter ‚entfcheidet. ‚der. Ausfcuf. 

5) Erneuung des Ausſchuſſes · 

Die Mitglieder des Ausfhuffes werden, mie die Abgeordneten, 
alte * — zur. Haͤlfte ausſcheiden und durch neue Wahl erfetzt. Am 
Schluſſe des erſten ordentlichen Landtages ſollen daher: drei Mitglieder des 
Ausſchuſſes und deren Stellvertreter, aus den Abgeordneten, welche dem 
Looſe nach vor dem zweiten ordentlichen. Bandtage ausſcheiden, und: vier Mits 

leder und deren Stellvertreter aus denen, , welche alsdann zurüdbleiben ‚.ges 
wählt werben ; und bei. den folgenden, Landtagen iſt immer die abgehende 
Zahl der — durch neue Wahl aus dem zurücbleibenden. Abs 
— zu er — 
eier Aufloͤſ ſung ber Stänbeverfammlung. findet eine allgemeine 
neue Wahl des Ausfchuffes Statt, bei weicher eben fo — wird, wie 
am Schluſſe des erſten ordentlichen Landtages. 
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IR Sind ſowohl von den Mitgliedern des Autſchuſſes, als von 
deren Stellvertretern, vor Ablauf der Zeit, für welche fie gewählt waren, ifo 
viele abgegangen, daß die Uebrigbleibenden sticht wenigftens noch die Zahl 
non fieben: ausmachen; e W u en — See durch neue 
— zu ſchreiten. 
1 hr PRATER — de er “ 
$. 93. Deu: Auftrag der Mitglieder —— 
Abgeordnetenauftrageze jedoch; in den; 8.086, unter: 1. und 2. aufgeführten, 
Faͤllen fee ee der neuen Staͤndederſar LP 
- Mit ITE I h/ Pr, gi J Fe € y Ra ulrzT —— * 
ee den Fecuen, ‚and. Pflichten dex Landſchaft. 
rn dan Bar Sr Abſch nitten Zur 2 Del BR 
wi re uue actige aeine Geundfäga 
6. 94. Die EHnbfRäAneHäbch“ Die Spetige Pfucht HR ihrem Wanlcche⸗ 
er der Verfiffimgi gemäß, ' die ‚Woptfäher bes Baterlandes, 35 von an⸗ 


en, gewi enhaft; u befördern 
— un Woan ARE "bei, —— GE When Ds 
—* hi A genau zu —— dürfen ſich mir m 
di u beſchaͤftigen, ‚weiche Pr der Verfaſſung ihre 
Kt setehfe uͤberwieſen haben. 


Ale Abgeordneten ‚find in ihren Iandfehaftfichen Richten. unf 
opniäem einander gleich. Keinet iſt a8 der beſondere Vertreter ſeiner hu 
destlaſſe zu bettachten. tan? u Fun | 

Zweiter Abſchnitt. | 

7; Einzeine Rech te und Pflichten ber A N 
I. Mitwirkung. im’ eg 
28.9 Die; Beftimmungen,ubeodie Mitwitkung * anderetamm 
bung Im — Sinanzefen, find, im fechfien. Kapitel. enthalten. pm in 
| SH Mitwirkung beirter ass — 9— 
Bu Bälle, wo bie Buftimmüng ; deru Staͤnde en * —— 

6. 98 Die ftändifche Buftimmung ift erforderlich: . 
R) wenn dieſes Landesgrundgefeg, „aber. bie mit denfelben ertaffenen Ge 
ſetze etgämge,, erläutert: oder abgeändert 

2): —— * vaniſche Stnssencihtungen getroffen. en bie beſtehen⸗ 


veraͤndertz 

3) — Landeoheſebe gegeben, ‚aufgehoben „ abgeändert: ober authentiſch 
erklaͤrt merden, bie. das. Landes⸗ Finanz⸗ und Steuerweſen, die Mi⸗ 
uitaicofn vioei⸗ und die Aushebung der Mannſchaften, das ‚bürgerliche 

Ober — den bürgerlichen oder Strafproceß ‚betreffen. 

| ‘ Bälle, wo, das Gutachten: der. Stände erforderı wird, | ) 
u Be %. Dei allen übrigen, namentlich den das Randespoligeitvefen bes, 
treffenden, geſetzlichen Beſtimmungen muͤſſen die . Stände zuvor mit ihrem 
Gutachten und ath gehört, amdıks:Föunen: in ſolchen Gefegen Polizeiſtra⸗ 
fen bie zu einmonatlichem — oder — entſprechenden Geld» 
en. angedrohet vera 5 | 
ben ;@efege. JR 
24 100. Die Gefege — * Eingange der — 

oben des wocher —— Gutachtens und Raths der Geimbeverfämmtung 

Ober: des ſtaͤndiſchen Ausichuffes ausdrucklich Erwähnung thun. 
Ale in dieſer verfaſſungsmaͤßigen Form von dem Landesfürften. verkine 


A. 
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befolgt · werden up sit 0 798 Fund ven > nv. 
& PEFIERN CR 7177; anıliuinsui Aal —— 9 ı #16 Mas: n su 
nt %: 404: Bernnbruungem;ı;bichi) ſoiche — — bu 
' allgemeinen Verwaltungs oder Oberaufjichtörechte der Regierung! hervorgeht, 
oder welche .die, Ausführung: amd Handhabung der beſtehenden Geſetze betref⸗ 
fen; läßt ‚die: Landestrgietung. ohne Mitwirkung denißtäinde 0 7 
ah un Cl Witwir kung .beimiMilltade werfen 309.18 
$. Om in: groͤßeres, Halsn das durch die Bandesgeſetgebung vorge⸗ 
ſchtiebene, Truppencorps pird ohne Zuſtjmmung det Stände nicht aufgeſtellt 


werden. Bf 
Ohne bein Bewilligting Lann Wedet ee noch eine Ab⸗ 
theilung deſſelben in den Dienſt eines guswaͤrtigen Staates gegeben werden. 
Gleichfalls iſt deren Bewilligung erforderlich, ‚wenn durch Werbung, bes 
ſendert ‚non, Auslaͤndern ‚Truppen 9 ehildet werden Tolemn „m 0. ) 
m mag jur Deich 6 in eh, Ai, 2 A Kir 


a. unabh 


b; PER? pi bes 
" Hi = ki Sl, ld Land —* —5 in be 
ei 
hi —2 — N Worten. welche ſich But * on eff 
— in, 7 — ie er —— — ihrer Reh Ne für fie 
v d dfefe-i 
—2 Sp: — 5— "ba "on hr KOCH — mL Bei be i 


rt Fllen anzutragen. 
b. Präfentationsteht fl het rächäfkiteh h fm Landesgerichte. 
: $, 404. - Die Staͤndeverfanimlung hat das Mecht,; ga? Hber Rache ſtetlen 
{m — Landesgerichte Candidaten zu praͤſentiren. 

Sier waͤhlt dieſe durch abſolute · Stimmtenmehrheit, ünd ihre Wahl kann 
auf Soden fallen, der.sein: Richtiramt, oder ein Michee jutiſtiſches Lehramt 
fuͤnf Jahre bekleidet, oder zehn Jahrée hindurch mit Auszeichnung die advo— 
tatoriſche Praxis betrieben hat, — durch bie — — der oa 
ſchaft als faͤhig bejelehwät: ir. 0 weit 

eng alten. IE Wer Birrätäge 62 NICH an er 

B} 105. Die Staͤndevetſammlung⸗ iſt· berechtigt aa —. 
Vorſchlaͤge zuGeſetzen/ WBetocdnungen aligemeinen · Verfiigungen und jur 
Errichtung öffentlicher Anſtalten zu machen; dieſe Vorſtchlaͤge werden genau 

geprüft werden): und es ſollen ſtets landesfuͤrſtliche — zwar 
im Ablehnungsfalle mit Abfuͤhrung der Grinide, dadauf, erfolgen: 

t vi. mer der Mitaufſicht auf dir übrigen: cases 

ji angelegenheiten. !  .. , 
8. 106, Die Ständeverfammlung "tft. befugt, wegen bawrrkt⸗r "Min 

Se oder Mißbraͤuche bei der: Gefeggebung, Rechtspflege und ua, bee 
ffentlichen Angelegenheiten, Vorträge an: die. Landesregierung zu — 
ſich uͤber deren Abſtellung gutachtlich zu daͤußern. 

. 407. Sie hat das. Rechtdabuͤber gu adaß Niemand im‘ 
feinen verfaffungsmäßigen Rechten verlegt, infonderheiröhne gefeglichen. Grund, 
und ohne eine ordnungsmäßige Verfügung dev. competenten Polizei > oder 
Gerichtsbehoͤrde ıwerfolgt, verhaftet, befraft; ober fonft an Freiheit oder Eigen⸗ 
thum gekraͤnkt werde, und fie kann in einem’ ſolchen Falle auf Abſtellung⸗ 


der Beſchwerd und 
— Een - N bel der Du’ Sunbehreglerung 
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VI. Recht der Anklage. 
1) Antrag auf Beftrafung. * 

$. 108. Die Staͤndeverſammlung kann auf Beſtrafung der Mitglieder 
des Staatsminiſteriums und des ftändifhen Ausſchuſſes antragen, welche 
. einer Verlegung der in der Anwendung unzweifähaften Beflimmungen diefes 
Landesgrundgeſetzes ſich ſchuldig gemacht haben. ' 

Ein folher Antrag muß fpäteftens binnen ſechs Jahren nach eingetres 
tener Verlegung gemacht werden. 

Sn Anfehung der dem Staatsminifterium untergeordneten Beamten find 
dergleichen Anträge von ber Ständeverfammlung nur dann ſtatrhaft itbenn 
diefe Beamten da, wo fie in den Grenzen eigener Verantwortlichkeit handeln, 
die Verfaſſung verlegt zu haben befchuldigt werben, und: der Antrag auf Bes 
firafimg bei den 'vorgefegten Behörden und zulegt bei dem Stnatsminifteriurm 
angebracht, und acht Wochen lang unbeachtet geblieben iſt. In diefem Falk 
wird der Antrag auf Beſtrafung bei dem Landesgerichte gemacht, welches die 
Unterſuchung durch zwei ſeiner Mitglieder zu fuͤhren und das erſte Erkenntniß 
— hat, gegen welches die ordentlichen Rechtsmittel zulaͤſſig find. 

2 2) Bildung eines gemeinfchafttichen Gerichtshofes. 
$. 109. Soll aber ein Antrag auf Beftrafüng eines Mitgliedes des 
Staatsminifteriums oder des ftändifchen Ausfhuffes wegen verlegter Verfaſ⸗ 
fung gemadht- werden; fo wird zuvoͤrderſt ein eigener Gerichtshof gebildet, 
weicher aus fieben Mitgliedern der. höheren Juſtizcollegien beſtehen ſoll. Debi 
Mitglieder: defjelben werden ‚durch das Loos aus den- Mitgliedern des gemeins 
fchaftlichen Oberappellationsgerichts, auf den Antrag des Ausfhuffes oder der 
Ständeverfammlung, die Übrigen vier aus den Mitgliedern des Laͤndesge⸗ 
richts, und zwar zwei von dev Landesregierung und zwei von der Staͤndever— 
fammlung ; ermählt. Das Präfivium übernimmt das ältefte der Mitglieder 
aus dem Oberappellationggerichte. Die erforderlichen Sertetärien werden dem 
Gerichte durch das Dberappellationsgericht beigeordnet. 3 


8) Verfahren und Erkenntniß. 


$. 110. Faſſen bie Stände. den Beſchluß, auf eine Unterfuchung und 
Beftrafung anzutragen; fo ‚wählen fie zugleich die zwei Mitglieder des Ges 
tichtshofes, und machen von diefem Belchluffe und defjen Gründen, fo wie 
von der getroffenen Wopt bei ber Regierung Anzeige, mit dem Erſuchen, 
daß dieſe gleichfalls die erforderlichen Wahlen treffe, Zugleich benachrichtigen 
fie hievon das gemeinfchaftliche Oberappellationggericht, welches verpflichtet iſt, 
den gemeinfhaftlichen Gerichtshof zu conftituiren, und daher im Falle, daß 
die erforderliche Zahl der Mitglieder des Landesgerichts nicht binnen vier Wo: 
den erwaͤhlt feyn ſollte, die fehlenden durch das Loos beftimmen laͤßt. 

Diefer Serigespof prüft zubörderft: 05 Grund zu einer Unterfuchung 
vorhanden fen? nachdem ihm der umſtaͤndlich zu ehtwidtelnde , und erforderlis 
hen Falls mit den gehörigen Documenten verfehene, Antrag auf Beftrafung 
übergeben iſt. Er leitet bei vorhandenem Grunde die Unterfüchung ein, führt 
‚ Diefelbe nad) den Regeln des Unterfuchungsproceffes, und fällt das Erkennt: 
niß in erſter und legter Inſtanz. Diefes Erkenntniß befchränft ſich auf die 
Beantwortung der Frage: ob der Angeklagte ſich der Verlegung einer in der 
Anwendung unzweifelhaften Beſtimmung diefes Landesgrundgefeges ſchuldig 
gemacht habe? und überläßt die Beurtheilung des in der Verlegung des 
Grundgefeges etwa liegenden gemeinen Vergehens, fo wie bie aus berfelben 
entfpringenden Entichädigungsanfprüche den ordentlichen Gerichten. — Wird 
in ſchuldig erkannt; fo iſt davon bei den nn Dienitenttaf: 


- 
— 
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fung, und bei den Mitgliedern des Ausſchuſſes Verluſt ber Abgeordneten 
eigenfchaft und der MWählbarkeit die unmittelbare Folge. 

Gegen das Erkenntniß findet. fein anderes Rechtsmittel Statt, als bie 
Wiedereinfegung im den vorigen Stand, wegen neu aufgefundener Thatfachen 
oder Beweisgruͤnde. ; 

Die Verhandlungen und das Erfenntniß follen auf Koften des Gerichte: 
fiscus durch den Drud öffentlich befannt gemacht werden. 

4) Abolition folder Unterfuchung. 
:$; 4111. Die Abolition einer Unterfuchung wegen verlegter Verfaſſung 


iſt unzuläffig. 

Se 5) Ausfihließliche Competenz ber Ständeverfammiung. 
$. 112. Nur die Ständeverfammlung entfcheidet darüber, ob ein Ver: 
fahren wegen verlegter Berfaffung einzuleiten fey. Hat fie durch einen ord» 
nungsmäßigen Beſchluß das Verfahren der Mitglieder des Staatsminifte- 
riums ober. des Ausfchuffes gebilligt; fo findet eine ftändifche Anklage nicht 
"weiter, Statt. | 

‚Die ordentlichen Gerichte bürfen daher wegen verlegter Berfaffung ge= 
gen die Mitglieder des Staatsminifteriums und des ftändifchen Ausfchuffes 
von, Amtswegen nicht verfahren, 

u VII. Recht ber Gonvocationstage, 

$. 113. Kraft althergebrachten Rechts darf ſich die Ständeverfamm: 
‚fung in den buch das Gefeg ausdruͤcklich beftimmten Fällen, aber auch nur 
‚in diefen, auch ohne landesfürftliche Berufung, verfammeln, berathen und 
‚Vefepläffe faffen. 

Dieſes Convocationsrecht foll Statt finden: | 

4) auf Veranlaſſung einer plöglichen allgemeinen Landesgefahr; 

2). wenn dieſes Lundesgrundgefeg verlegt wird, und Anträge zu deſſen 
Schutze zu machen find, insbefondere, wenn ber Landtag nicht binnen 

drei Jahren berufen wird; 

3) wenn der ftändifche Ausfhuß zu ergänzen ffl; 

4) wenn bei dem Randesgerichte von der Landfchaft zu befegende Vacanzen 
zwiſchen den Landtagen, und zwar vier Monat vor der VBerfammlung 
des naͤchſten Landtages, entftanden find; 

5) wenn die Stelle des Landfyndicus erledigt iſt. 

In einer folhen Verſammlung darf nichts vorgenommen werden, als 
der Gegenftand, ber fie veranlaft hat. 

Nach einer von dem Landesfürften verfügten Auflöfung ber Ständever: 
fammlung ann das Gonvocationsreht vor Eröffnung des Landtags nicht 
ausgeuͤbt werden, ausgenommen in dem unter 1. aufgeführten alle. 

IX. Recht, Bittfhriften anzunehmen. 

$. 114. Die Ständeverfammlung fann von Einzelnen und Corpora- 
tionen in ben $. 103. und 107. erwähnten Füllen Bittfchriften annehmen, 
wenn die Bittfteller nachweifen, daß fie bei der Landesregierung um Abhülfe 
ihrer Beſchwerde vergeblich nachgeſucht haben. | 

Bittfhriften oder Eingaben anderen Inhalts, von Einzelnen oder Cor: 
porationen, anzunehmen, ift die Ständeverfammlung nicht befugt. 

X. Ernennung bed Landſyndicus unb beffen Subftituten. 

‚ .$ 115. Der Ständeverfammlung ſteht das Recht zu, einen Landſyn⸗ 
dicus zu beftellen, und zwar wird. derfelbe durch abfolute Stimmenmehrheit 
erwaͤhlt. Seine Anftellung ift Iebenslänglich, jedoch damit die Verwaitung 
eines andern Staatsamtes unvereinbar, 
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Die Beftimmungen bed Geſetzes über den Clvil-Staatsdlenſt finden auf 
ihn nur infofern Anwendung , als diefes in der Beftallung erklärt ift. 

Auch wird die Ständeverfammlung für die Dauer jeder Landtagsver⸗ 
fammlung dem Landfondicus einen Subftituten beftellen, und diefen gleichfalls 
nad) abfoluter Stimmenmehrheit ermählen. 

Bon der Ermählung des Landfpndicus und bed Subftituten wird der 
Landesregierung Anzeige gemacht, und der Erwählte von der Ständeverfamms 
hung oder dem jtändifchen Ausfhuffe auf fein Amt, zugleich mit Ablegung 
des Exbhuldigungseides, vereidet. 

X. Gerichtsſporteln-, Stempel=- und Portofreiheit. 

$. 116. Die Landſchaft hat die Freiheit von Gerichtöfporten, Stem: 

peln und Porto ferner zu genießen. | 
X. Siegel. 
$. 117. Die Landfhaft führt ein eigenes Siegel. 


. Dritter Abſchnitt. 
Rechte und Pflihten bes ftändifhen Ausfchuffes. 
A. Allgemeiner Grundfag. 
6. 118. Der ftändifche Ausfhuß hat das Recht und die Pflicht: 

4) zwiſchen den Landtagen auf die Vollziehung der zmifchen dem Landes: 
fürften und den Ständen getroffenen Vereinbarungen zu fehen, fo mie 
die ihm in dieſer Hinficht erforderlich feheinenden Anträge bei ber Lan⸗ 
desregierung zu machen; | 

2) diejenigen befonderen Befugniffe auszuüben, welche ihm das Gefeg 
anweiſet. 

B. Beſondere Befugniffe 
1) Im Finanzweſen. .. 

$. 119. Die Mitwirkung des ftändifhen Ausfchuffes im Finanzweſen 
ift in dem fechften Kapitel beftimmt. 

Ä 2) Bei der Gefehgebung. 

$. 120. Gebietet das Staatswohl dringende Eile, ober wuͤrde der vor: 
übergehende Zweck des Gefeges durch Verzögerung vereitelt; fo können zwi⸗ 
fhen den Landtagen die das Landes:, Finanz: und Steuerwefen, fo mie bie 
 Mititairpfliht und die Aushebung der Mannſchaften betreffenden Gefege mit 
Buftimmung des Ausfhuffes erlaffen werden. Die Landesregierung entfcheis 
det unter Verantwortlichkeit ſaͤmmtlicher flimmführenden Mitglieder des Staates 
minifteriums darüber: 0b jene Vorausfegungen eingetreten feyen? Gefege dies 
fer Art find der Ständeverfammlung baldigft zur Genehmigung vorzulegen, 
und treten außer MWirkfamkeit, wenn biefe verfagt wird. 

$. 121. Einzelne, das bürgerliche und Strafrecht, ben bürgerlichen 
und Strafproceß betreffende Gefege (nicht aber ganze Gefegbücher, eine Hy⸗ 
pothefenablöfungs = und Gemeinheitstheilungsordnung) tönnen zwiſchen den 
Landtagen mit Zuftimmung des Ausfchuffes erlaffen merden. 

$. 122. Durch die mit Zuftimmung des Ausfchuffes erlaffenen Ge: 
fege Bann indeß nie diefes Landesgrundgefeg oder ein mit demfelben publicirtes 
Geſetz ergänzt, erläutert oder abgeändert, oder eine organifche Einrichtung ges 
troffen oder verändert werden. 

$. 123. Alte Gefege, bei melden das Gutachten und ber Rath der 
Stände gehört werden muß, können zwifchen den Landtagen mit dem Guts 
achten und Rath des Ausfchuffes erlaffen werden, mit Ausnahme einer all: 
gemeinen Polizeiordnung. 62% 
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3) Berbindlichkeit, der Landesregierung Berichte und Gutachten zu erftatten. 

$. 124. Die Landesregierung kann von dem ftändifchen Ausfchuffe, fo 
oft es ihr gutduͤnkt, Nachrichten, Berichte und Gutachten einziehen. 

Insbeſondere kann fie Gefegentwürfe, welche fie demnaͤchſt an bie 
Ständeverfammlung zu bringen benkt, dem Ausfchuffe zuc Begutachtung 
vorlegen. Ä | 

4) Recht, bie Ständeverfammlung zu berufen. 

$. 125. Der Ausfhuß ift befugt, in den $. 113. aufgeführten Faͤllen 
die Ständeverfammlung zufammen zu berufen, um bie erforderlichen Beihlüffe 
und Wahlen zu veranlaffen. : 

Von einer folhen Berufung, fo mie von beren Zwecke, iſt fogleich 
bei Erlafjung der Gonvocationsfchreiben ber Landesregierung Anzeige zu 
machen. 

e 5) Befondere Aufträge s 

6. 126. Die Ständeverfammlung kann, mit Buftimmung der Landes⸗ 
regierung, dem Ausſchuſſe durch fpecielle Vollmacht für einzelne beſtimmte 
Geſchaͤfte alle die Rechte übertragen, welche fie felbft hat. 

6) Sonftige Befugniffe. 

.$. 127. Außerdem bat der ftändifche Ausfchuß die Oberauffiht über 
das Iandfchaftliche Archiv, die Führung der Rittermatrikel, die Ertheilung der 
landfchaftlichen Stipendien, die Leitung der Verwaltung ber Sammlungen, 
Gapitalien und Grundftüde der Landſchaft, fo mie bie ihm durch die Ge: 
fhäftsordnung übertragenen Sunctionen zu beforgen. 


Dritter Titel. 


Bon den Sandtagen, der Behandlung der Gefchäfte auf denfelben, fo 
wie von den Verhandlungen des fländifchen Ausſchuſſes. 


Erſter Abſchitt. 
Von den Landtagen. 
1) Ordentliche und außerordentliche Landtage. 

8123. Die Staͤndeverſammlung muß alle drei Jahre zu einem or 
dentlichen Randtage von ber Landesregierung berufen werden, 

Die ordentlichen Landtage follen in der Regel in dem Monate Novem: 
ber beginnen. Außerdem ſteht e8 dem Landesfürften frei, jederzeit, wenn er 
es für nothwendig hält, die Ständeverfammlung zu einem auferordentlichen 
Landtage zu convociren. | 

2) Ungefeglihe Berfammlungen. 

$. 129. Mit Ausnahme ber in dem $. 113. aufgeführten Fälle, dür- 
fen die Abgeordneten ſich nicht verfammeln, ohne von dem Landesfuͤrſten bes 
rufen zu fen. | 

Solche Iandesfürftlich nicht berufene Verſammlungen find ftrafbar und 
deren Befchlüffe ungültig. | 

8) Berufung dee Ständbeverfammlung. 

8. 130. Der Landesfürft beruft die Abgeordneten durch eine Verord⸗ 
nung, in welcher er zugleich die Zeit und den Drt der Verſammlung 
beftimmt. 

4) Erdffnung bes Landtags. i 
$. 131. Der Landtag wird von dem Landesfürften in Perfon oder 


durch einen Iandesfürftlichen Bevollmächtigten unter den von elben 
zu beſtimmenden Feierlichkeiten — — 
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5) Eid ber Abgeordneten. 

$. 132. Bei der Eröffnung des Landtages ſchwoͤrt jeder Abgeorbnete 
folgenden Eid: 

„Sch ſchwoͤre Treue dem regierenden Landesfuͤrſten und Hoͤchſtdeſſen 

„„Nachfolgern aus dem Haufe Braunſchweig, Gehorſam den Geſetzen, 

„und gewiſſenhafte Ausübung und Erfüllung der Rechte und Pflicy 
„ten eines Abgeordneten.” 

Diefer Eid wird bei folgenden Landtagen nur von Denen geleijtet, 
welche zum erften Male als Abgeordnete gerählt find. Mitglieder, die bei 
Eröffnung eines Landtages nicht beeidiget find, leiſten den Eid bei ihrem 
Eintritte in die Ständeverfammlung vor biefer. 

6) Unzuläffigkeit von Inftructionen und Manbaten. 

$. 133. Die Abgeordneten haben bei ihren Abftimmungen ganz allein 
ihrer, auf forgfältige Prüfung der vorliegenden Gegenftände gegründeten, eige⸗ 
nen Ueberzeugung und ihrem Gewiſſen zu folgen, keineswegs aber Inſtruc— 
tionen von Andern anzunehmen und zu beachten. Sie fönnen ihre ftän- 
difhen Befugniffe nur bei perſoͤnlichem Erfcheinen in_der Ständeverfamm- 
lung ausüben, 

T) Recht der freien Aeußerung. 

8. 134. Die Mitglieder der Landfchaft haben bei ihren Berathungen 
das Recht, ihre Meinung frei zu Außen, und können wegen Verlegungen 
der Geſchaͤftsordnung, melde weder ein befonderes Verbrechen, noch eine per= 
fönliche Beleidigung enthalten, nur von der Ständeverfammlung felbft zur 
Verantwortung gezogen werben. 

8) Perfönlihe Unverleglihkeit der Mitglicder der Stände: 
verfammlung. 

$. 135. Kein Mitglied der Ständeverfammlung Tann während ber 
Landtagsverfammlung verhaftet werden, als entweder im Wege des Mechfel: 
verfahrens, oder wenn daſſelbe auf frifcher verbrecherifcher That ergriffen wird, 
oder mit Zuftimmung der Ständeverfammlung. Sn den beiden erften Fällen 
hat die verhaftende Behörde dem Staatsminifterium und diefes der Stände: 
verfammlung fofort Anzeige von der Verhaftung zu maden. 

9) Bon ben Beam W“n ber Stänbeverfammlung. 

$. 136. Die Ständeverfammlung mählt ihre Beamten aus ihrer Mitte, 
nämlich einen Präfidenten und einen Vicepraͤſidenten. 

Diefe Wahl wird von dem an Sahren älteften Mitgltede der Berfamm- 
lung geleitet und gefchieht vermittelft verfchloffener Zettel durdy abſolute Stim: 
menmehrheit, wobei nad) den für die Wahl der Abgeordneten vorgefchriebenen 
Grundfägen verfahren wird. 

Zu der Stelle des Präfidenten und VBicepräfidenten werden für jede - 
Stelle drei Candidaten dem Landesfürften präfentirt, von denen derſelbe Einen 
beftätigt, der alsdann fein Amt fofort antritt. 

Das Amt des Pröfidenten und Vicepräfidenten erliſcht mit ihrer Eigen: 
ſchaft als Abgeordnete, 

10) Gehülfsperfonal. 

6. 137. Kür die Schreiberei und Regiftratur werden von dem Präfl- 
denten die für die Zeit der ftändifchen Verſammlungen nöthigen Officianten 
angenommen, und zur Berfchwiegenheit und gehörigen Verrichtung ihrer 
Dienftgefchäfte eiblic verpflichtet und angemwiefen. 

11) Gegenftände ber ffändifhen Berathung. 

$. 138. Die landesfürftlichen Propofitionen, die Anträge der Abgeord: 

neten und die eingegangenen verfafjungsmäßig zuläffigen Bittſchriften bilden 
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die Gegenſtaͤnde der Verhandlungen. Von allen zur Berathung ſtehenden 
Gegenſtaͤnden kommen die landesfuͤrſtlichen Propoſitionen zuerſt zum Vottrage 
und zur Berathung, und muͤſſen, inſofern nicht zwiſchen der Landesregierung 
und den Ständen ein anderes vereinbart wird, in der Ordnung, in welcher 
fie vorgelegt find, erledigt werden. 
12) Bon der Beſchlußnahme. 
A. Erforderliche Zahl der Mitglieder, 

$. 139. Die Ständeverfammlung kann auf Lands umd Convocations- 

tagen Keinen Beſchluß faffen, wenn nicht mindeftens zwei Drittheile ber ge 


feglichen Zahl ihrer Mitglieder emefend — 


$. 140. Sie faßt Über Be zur — und Entſcheidung kommen⸗ 

den Angelegenheiten den — nach abſoluter Mehrheit der Stimmen. 
C. Erſte Ausnahme. 

$. 141. Wenn ein Antrag auf Abänderung dieſes Landesgrundgeſetzes 
gemacht wird; fo muͤſſen wenigſtens zwei Drittheile der ganzen Landſchaft 
demfelben beiſtimmen, um ihm Folge zu geben. 

D. Zweite Ausnahme. 

5. 142. Wenn eine Abänderung in der — einer der drei 
Standestlaffen vorgenommen werden foll; fo muß die Mehrzahl der Abgeord: 
neten des betheiligten Standes ber für die Aenderung flimmenden erforderli⸗ 
hen Mehrheit beigetreten feyn. 

Wiederhohlung eines foldhen abgelchnten Vorfchlags. 

$. 143. Wird ein folder Vorfchlag abgelehnt und auf dem naͤchſten 
Landtage wieder vorgebracht; hat derfelbe alsdann wiederum die Mehrheit der 
Stimmen des betheiligten Standes gegen ſich; bilden aber zugleich fämmtliche 
für denfelben abgegebene Stimmen die erforderliche Mehrheit der Stimmenzahl 
der ganzen ren fo ift der Vorfchlag angenommen. 

’ 13) Wirkung der Befchlüffe 
8. 144. Die Wirkung und Beförderung eines gefaßten Felle 
barf weder durch Verwahrungen, noch duch Berufung auf die hoͤchſte Ent: 
fheidung, noch auf andere Weife aufgehalten oder gehindert werden, fondern 
jedes ftändifche Mitglied muß ſich das Refultat der Abftimmung fhlechter 
dings gefallen laſſen. Gleichwohl fleht es einzelnen oder mehreren Abgeords 
neten frei, ihre befondere Meinung fhriftlich auszuführen, und zu verlangen, 
daß ihre Ausführung mit dem Beſchluſſe der Landſchaft ber Landesregierung 
mitgetheilt werde. 

14) Lanbesfürftlihe Entſchließung darauf. 

$. 145. Ein Beſchluß der Ständeverfammlung erhält nicht eher gefeg- 
liche Guͤltigkeit, als bis ihm bie landesfürftliche Zuftimmung ertheilt und er 
als Gefeg publider iſt. 

Ob der Landesfürft ftändifchen Beſchluͤſſen und Anträgen feine Zuſtim⸗ 
mung ertheilen wolle? — hängt von deſſen freier Entfchliefung ad. Wird 
die Zuftimmung verfagt; fo werben die Gründe der Verfagung den Ständen 


mitgetheilt werden, 
15) Dauer bed Landtages. 

$. 146. Die Landtagsverhandlungen folfen binnen drei Monaten voll: 
endet werden. — Nur mit befonderer Tandesfürftlicher Bewilligung kann der 
Landtag über drei Monate dauern. 

16) Bertagung, Verabſchiedung und Aufldfung ber Stände: 
verfammlung. 

$. 147. Der Landesfürft hat das Recht, die von Ihm berufenen Stän: 

deverſammiungen zu vertagen, zu verabſchieden und aufzuloͤſen. 
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Eine Vertagung Über drei Monate hinaus iſt unz 
a der Berordnun * durch welche die Ständeverfammfung — 
‚ find zugleich die Wahlen neuer Abgeordneten zu verfügen, und es iſt 
* u ber Eröffnung der neugewählten Ständeverfammlung, und zwar in- 
nerhalb eines Zeitraums von fehs Monaten, zu beftimmen. 
| 17) Schluß bes Landtags. 
$. 148. Bor dem Schluffe des Landtags werden bie verfchiedenen 
Gegenftände, worüber die Landesregierung und die Stände ſich vereinigt ha— 
ben, in einen Landtagsabfchied kurz zufammengetragen, und dieſer ift von 
dem Landesfürften und von Seiten der Stände von dem Präfidenten und 
dem Landfpndicus in doppelter Ausfertigung zu unterzeichnen, zu befiegeln, 
und duch den Drud zur öffentlichen Kunde zu bringen, 
- Bweiter Abſchnitt. 
— go ee 
Wahl bes P 
&. 149. Der Ränbifige Ausfhuß —* ſich einen Pröfidenten aus fei: 
ner Mitte nady Stimmenmehrheit. 
2) Art der Gefchäftsführung und Beſchlußnahme. 
$. 150. Der Ausfhuß betreibt die Gefchäfte collegialiſch, faßt feine 
Beſchluͤſſe nah Stimmenmehrheit, ijt aber zu einer Beſchlußnahme nur be= 
fugt, wenn vier Mitglieder deffelben anmefend find, 
8) Vortrag der vorgenommenen Gefchäfte bei der Stänbeverfommiung. 
$. 151. Ein Mitglied des Ausfchuffes hat von den zwiſchen den Land: 
tagen dorgekommenen Gefchäften auf dem naͤchſten Landtage der Ständever: 
fammlung ausführlihen Vortrag zu erftatten. 
Dritter Abſchnitt. 
BGefhäftsordnung. 
$. 152. Die näheren Beftimmungen über die Verhandlungen und bie 
Form der Berathungen und Abftimmungen in der Ständeverfammlung und 
dem Ausfhuffe find in der Tandfchaftlihen Gefhäftsordnung enthalten, wel: 
he zwar feinen Beftandtheil der Verfaſſung bildet, aber nur durch Ueber: 
einkunft zwifchen dem Landesfürften und ben Ständen abgeaͤndert wer⸗ 


den kann. 
Fünftes Kapitel. 
Von den oberſten Landesbehoͤrden und dem Civil— 
Staatsdienſte. 
I) Staatsdienſt. 
a. Verantwottlichkeit. 
F. 153. Alle Civil⸗Staatsdiener ſind in dem ihnen angewleſenen Wir⸗ 
u für die Beobachteg der Geſetze und der andesverfaſſung verant⸗ 


b. Eib der Civil-⸗Staatsdiener. 
8. 154. Dieſelben ſollen bei Ablegung des Dienſteides mit auf die 
Erfüllung dieſer Pflicht vereidet werden. 
ec. CGontraſignatur. 

S. 155. Um ben verfaſſungsmaͤßigen Gang der Staatsverwaltung und 
die dem Staatsminifterium untergeordneten Staatsbeamten wegen ihrer Ver: 
anttoortlichkeit zu fichern, find die unter der hoͤchſten Unterfchrift des Landes⸗ 
fürften erlafenen Verfügungen In Landesangelegenheiten nur alsdann vollzieh⸗ 
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bar, wenn ſie mit der Contraſignatur eines ſtimmfuͤhrenden Mitgliedes des 
Staatsminiſteriums verſehen ſind. 
d. Verantwortlichkeit der. Mitglieder des Staatsminiſteriums. 

.$. 156. Die ſtimmfuͤhrenden Mitglieder des Staatsminiſteriums find 
insbefondere für die Verfaſſungs- und Gefegmäßigkeit der von ihnen contca> 
fignicten oder unterzeichneten Verfügungen verantwortlich. 

Diefe Verantwortlichkeit trifft benjenigen hoͤchſten Staatsbeamten, wel 
cher contraſignirt oder unterzeichnet hat, perſoͤnlich, und ohne Zulaſſung der 
Berufung auf eine vorher muͤndlich oder ſchriftlich erklärte abweichende 
Meinung, 

’ e. Geſetz für den Staatsdienſt. 

$. 157. Die übrigen Rechtsverhältniffe der Staatsbeamten find durch 

das bieneben erlaffene Staatsdienftgefeg beftimmt. 


2) Staatsminifterium. 

$. 158. Die unmittelbar unter dem. Landesfuͤrſten mit der oberften 
collegialifchen Leitung der Landesverwaltung ausſchließlich beauftragte Behörde 
ift das: Staatsminifterium. 

Für die einzelnen Verwaltungszweige beftehen Miniſterialdepartements. 

Daſſelbe wird ſtets mindeſtens mit drei ſtimmfuͤhrenden Mitgliedern be— 
ſetzt ſeyn, welche der Landesfuͤrſt nach eigener Wahl ernennt und nach Ge— 
fallen verabſchiedet. 

3) Miniſterialcommiſſion. 

8, 159. Zur Berathung der Geſetzentwuͤrfe und anderer wichtigen Sans 
dedangelegenheiten und zur Entfcheidung der zwiſchen ben Verwaltungsbehoͤr⸗ 
ben und Gerichten eintretenden Gompetenzftreitigfeiten foll eine Commiſſion 
beftehen. 

Diefelbe foll zufammengefegt feyn aus den ftimmführenden Mitgliedern 
bes Staatsminifteriums und den von dem Landesfürften berufenen Beifigern. 

Mit der Entfheidung der Gompetenzconflicte „fol eine eigene Section 
diefee Commiffion beauftragt werden, welde zur ‚Hälfte aus höheren Juſtiz⸗ 
beamten und zur Haͤlfte aus hoͤheren Verwaltungsbeamten beſteht, und in 
welcher das mit dem Departement der Juſtiz beauftragte Mitglied des Staats: 
minijteriums den Vorfig führt. 

Das Nähere über die Drganifation diefer Behoͤrde beſtimmt ein n Geſetz. 

4) Kreisdirectionen. 

160. Die Landesverwaltung und Polizei ſoll unmittelbar unter dem 
Staatsminifterium durch Kreisdirectionen verwaltet werden, deren Drganifation 
und Geſchaͤftskreis n ein Geſetz beftimmt iſt. 

Sechſte s Kapitel. 
Don den Finanzen. 
1) Sonderung des fürftlihen Haüshalts von dem 
"Staatshaushalte, 
$. 161. Zur Beförderung einer geregelten Finanzverwaltung ſoll der 
fürftt. Haushalt von dem Staatshaushalte getrennt, das geſammte, zur Bes 
flreitung der Stantshaushaltsbedürfnifie beitimmte, Einkommen aus den Ueber: 
Ihüffen bes Kammergutd und der Steuerverwaltung aber vereinigt werben. 
2), Kammergut. 
$. 162.,.. Die ſaͤmmtlichen berzogl,,. yo Rmainen. Sorten, Jagden und 
Fifchereien, die damit verbundenen. : Gefälle. ‚und Gerechtſame, fo wie, die 
beimfallenden Lehne, ferner die. Rem und ‚Hüttenwerke, die, Salinen, Glas: 
und; Biegefpütten, Steinbruͤche, Kalk: und „Gppsbiennereien, Braunkohlen⸗ 
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gruben und Torfſtiche, die Porcellan- Fabrik und bie Deünge follen das 
Kammergut bilden. 
3) Stifter, St.Blasii et Cyrisci. | 

$. 163. Die Güter und Gerechtfame der, auf den Grund des Reichs⸗ 
deputationshauptbeſchluſſes vom 25. Febr. 1803 aufgehobenen, Stifter St. 
Blasii et Cyriaci werden, vorbehaͤltlich der den Präbendarien ausgefegten 
Denfionen, dem Kammergute einverleibt, wie foldhes, in Anfehung der Ab- 
tei Gandersheim und des Klofterd St. Ludgeri vor Helmſtedt Teer Ihon 


geſchehen ift. 

M 4) Rechtsverhältniffe bes Kammerguts.. | 

$. 164. Die bisherigen Nechtsverhäftniffe des Kammerguts, und na- 
mentlid die Beitimmungen des Edicts vom 4. Mai 1794, »bleiben un: 
berändett. 

Daffelbe. ift daher fortwährend ‚in feinem ganzen Beſtande zu er 
halten, und auf: eine, das nachhaltige. Einkommen fichernde, Weife zu be 
nugen. Die dazu gehörigen Grundftüde, Gerechtſame und Einfünfte Eön- 
nen ohne Zuſtimmung der Stände nicht veraͤußert, alſo auch nicht verpfaͤn⸗ 
det werden. 

Veraͤußerungen ohne ſtaͤndiſche Zuſtimmung ſind nichtig; der Kaͤufer 
hat weder gegen den Landesfuͤrſten, noch gegen eine oͤffentliche Behoͤrde ein 
Klagerecht auf Ruͤckzahlung des gezahlten Kaufgeldes, ſondern er kann ſich 
nur an die Perfonen halten, mit denen er contrahirt hat. Selbft in dem 
Falle, daß die von ihm gezahlten Münzftüde in einer öffentlichen Kaffe noch 
vorhanden wären, kann er. folche nicht vindiciren. 

8.169. Durd) die nothwendige Erhaltung des Kammergufes im ſei— 
nem Beftande find jedoch diejenigen, unter Zuflimmung der Stände, zu 
treffenden Veränderungen nicht ausgefhloffen, welche bei einzelnen Befigun> 
gen zur Beförderung der Landescultur oder fonft zur Wohlfahrt des Staats 
und Entfernung wahrgenommener Nachtheile duch Verkauf, Austauſch oder 
Vererbleihung nothivendig oder gut befunden werden follten. Wird eine Abs 
löfung der zum Kammergute gehörenden Dienfte, Zehnten und Gefälle ge: 
gen Geld eintreten, oder eine Veräußerung einzelner Theile des Kam: 
mergutes ira gefeglihen Wege befchloffen; fo iſt gleichzeitig verfaſſungsmaͤ— 
fig über die müglihe Werwendung der eingehenden Gelder Vorſorge 
zu treffen. 

5) Verwaltung des Kammergutes. 

6. 166. Das Kammergut wird, unter unmittelbarer Leitung des her: 
zogl. Staatsminiſterii, von der heregi. Kammer in drei abgefonderten Di: 
rectionen für die Domainen, Forften und Bergwerke verwaltet. Das Naͤ— 
here hierüber ift durch das hierneben erlaffene Gefeg beftinmt, 

6) Verwendung des Kammergutes, 

$. 167. Die Auftünfte des gefammten Kammergutes folfen, nad) Ab: 
fag der Adminiſtrations- und Erhaltungskoften und der auf die Amortifa- 
tion und Verzinfung dee Kammerfchuld zu leiftenden Zahlungen, wie bisher, 
zur Beſtteitung der Bedürfniffe des Fürften und des Landes verwendet wer: 
den. Die fucceffive Tilgung der Kammerfhuld wird durch eine befondere 
Vereinbarung mit den Ständen beflimmt werben. | 

| | 7) Kammer: Etat und Rechnungen. 

$. 168. Der über die Verwaltung ded Kammerguted vor dem Ans 
fange und auf die Dauer einer dreijährigen Sinanzperiode aufgeftellte Kam 
mer-Etat wird den Ständen zur Erläuterung bes, in dem Staatshaus: 
halts: Etat ($. 183.) aufzuführenden, Einnahmepoftens von den Ueberfhuf: 
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fen des Kammergutes mitgetheilt; auch werben dleſelben mit ihren gutacht⸗ 
lichen Anträgen und Bemerkungen daruͤber gehört. Gleichergeſtalt werden 
den Ständen auf deren Verlangen die Kammer: Rechnungen von der ab: 
gelaufenen Finanzperiode zur Ausübung ihrer verfaffungsmäßigen Rechte 


vorgelegt. - 
| 8) Bedarf des Lanbdesfürften. 

$. 169. Der Bedarf des Landesfürften und Seines Haufes haftet zu: 
nähft und zuvörberft auf dem Meinertrage des Kammergutes. Die zur Be: 
freitung dieſes Bedarfs erforderliche, von dem Landesfürften vorbehaltene, 
Summe ift in der, mit den Ständen getroffenen, befonderen Uebereinkunft 
näher beſtimmt. 

Außerdem bleiben für den Bedarf der Hofhaltung vorbehalten: 

bie herzogl. Schlöffer, fämmtlihe Hofgebäude, Gärten, Anlagen 
und nventarien, fo mie bie bisher bei dem Oberhofmarfchall: 
Amte und bei dem Oberftallmeifter: Amte unmittelbar erhobenen 
Gefälle und herkömmlichen Naturallieferungen. Die zur Hofhals 
tung gehörigen Immobilien find von dem Lande untrennbar, und 
koͤnnen ohne ftändifhe Zuſtimmung nicht veräußert werden. 

$. 170. Unter dem Bedarfe bes Landesfürften und des fürftl. Haus 
fes find mitbegriffen: die Koften des Hofftaats, die Befoldungen und Pen: 
fionen der Hofdienerfchaft, die Koften des Marftalls, des Geftütd zu Harz⸗ 
burg, des Theaters und ber Gapelle, bie Unterhaltung ber Sclöffer und 
der für die Hofhaltung beftimmten Gebäude, Gärten, Anlagen und In— 
ventarien. 

Ueber die Verwendung der, zur Beſtreitung dieſes Bedarfs vorbehalte⸗ 
nen, Summe, fo tie über die Benutzung der im $. 169. erwähnten Ge: 
genftände, fteht den Ständen eine Controfe nicht zu. 

9) Apanagen, Witthümer und Schloßbaußoften. 
6. 171. Won ber vorerwähnten Summe werden jedoch nicht be= 


ſtritten: 

1) die für die Prinzen und Prinzeſſinnen, Söhne und Toͤchter des tes 
gierenden Herzogs, bei ſelbſtſtaͤndiger Einrichtung, ſo wie bei deren 
Vermaͤhlung auszuſetzenden Apanagen, Einrichtungs⸗ und Ausſtat⸗ 
tungskoſten; 

2) das der Wittwe des Landesfürften zu bewilligende ſtandesmaͤßige 
Auskommen. 

Diefe unter Neo. 1 und 2 erwähnten Ausgaben werden, infofern bo: 
here, als die durch Obfervanz feftftehende, Summen erfordert werden, oder 
eine folche Obfervanz nicht beftehen follte, von dem Landesfürften, nach vor: 
gängiger Uebereinkunft mit den Ständen, feftgeftellt. 

3) die Koften der Erbauung und der erften Einrichtung eines Reftdenz- 
fchloffes in der Hauptſtadt, melde von den Ständen befonders bewil⸗ 
ligt umd auf den Credit de8 Kammerguted aufgenommen werden. 

10) Bedarf des Landes. 

6. 172. Die Ueberfchüffe aus der Kammer: Verwaltung, nebft ben 
bei der Kammer: Kaffe vorhin erhobenen fonftigen Einkünften, nament- 
lich den Lehnsgefällen, den Zöllen, Meß⸗ und Padhofs: Einnahmen, der 
Lotteriepacht, den Gerichtsfporteln, Chauffees, Weges, Pflafter: und Brü- 
dengeldern, auch Poftintraden, fliefen in die Haupt: Finanz= Kaffe, und 
werden nebſt den, zur Dedung des Bedarfs bemwilligten, bei berfelben Kaffı 


zu vereinna 
alles hmenden Steuern, zur Veftreitung der Bedlrfniffe bed Landes 
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11) StewersBerwilligung. 
a. Recht und Pfliht ber Verwilligung. 

6. 173. Die Stände haben das Recht, daneben aber zugleich bie 
Pflicht, die zur Erreichung dee Staatszwecke erforderlichen Mittel zu bewil: 
Ligen, infoweit diefelben aus dem Ueberfchüffen des Kammergutes und dem 
übrigen Staatsvermögen nicht beftritten werden Eönnen. 

Insbeſondere dürfen fie nie die Dedung derjenigen Ausgaben verwei⸗ 
gern, welche auf den Grund verfaffungsmäßig entftandener Verbindlichkeiten 
aus den Staats: Kaffen gefordert werden Eönnen. 

$. 174. Keine allgemeine Steuer oder Landeslaft kann ausgefchrieben, 
erhoben oder verändert werden, ohne ftändifhe Bewilligung. 

Es macht hierbei keinen Unterfchied, melde Gegenftände ſolche all: 
gemeine Landesauflagen und Leiftungen betreffen: ob fie auf Grundftüde, 
Bermögen, Perfonen, Gewerbe oder auf den Verbrauch von Lebens: 
mitteln und Gonfumtibilien gelegt werden follen; auch bezieht fich dies 
ſes Bewilligungsrecht auf folche Abgaben und Leiftungen, welche bie Leis 
tung bes Handels und ber Gewerbe betreffen, oder welche zur Ausfüh- 
rung polizeilicher Einrichtungen und Maafregeln erforderlich find, naments 
lich auf Weggelder, Bölle, Padhausentrihtungen, ingleihen auf Gerichts: 


ſhorteln 
b. umfang des Steuerverwilligungsrechts. 

$. 175. Das ſtaͤndiſche Bewilligungsrecht erſtreckt ſich bei feiner Aus⸗ 
uͤbung nicht allein auf die Art und den Betrag der oͤffentlichen Abgaben 
und Leiſtungen, ſondern auch auf die Grundſaͤtze und Verhaͤltniſſe, nach 
welchen ſelbige auf Gegenſtaͤnde oder Perſonen zu legen und zu vertheilen 
find, fo wie auf die Dauer, Erhebungsweiſe und Verwendung der aufzule⸗ 
genden Steuer. 

ec. Art ber Steuerausfhreiben. 

$. 176. Nachdem über diefes Alles zwifchen der Landesregierung und 
den Ständen eine Uebereintunft getroffen worden, wird in deren Gemaͤßheit 
die verwilligte Auflage duch ein, auf die gewöhnliche Weife und „mit Be: 
zug auf die Zuftimmung dee Landſchaft“ zu publicivendes Geſetz ausgefchries 
ben, und ihre Erhebung verfügt. 

d. Dauer ber Bermwilligung. 

8. 177. Alle Abgaben werden längftens auf die Dauer einer regelmä- 
Bigen Finanzperiode von drei Jahren bewilligt, und koͤnnen nad dem Abs 
Laufe derfelben hoͤchſtens noch für ein Jahr, welches in die neue Finanzpe- 
riode einzurechnen ift, erhoben werden. 

Die für einen kürzern Zeitraum vertilligten Abgaben hören jebod mit 
Ablauf der Verwilligungszeit, und die für einen vorübergehenden Zweck aus: 
gefchriebenen Steuern mit der Erreichung deſſelben auf. 

$. 178. Mit dem Ablaufe der dreijährigen Steuerbewilligung erlifcht 
jedoch nicht die Steuewwerfaffung, und die neu bemilligten Steuern werden 
auf den Grund der beftehenden Steuerverfaffung fo lange ausgefchrieben, bis 
über die Abänderung berfelben, fo wie über die Einführung eines neum 
Steuerfpftems, auf verfaffungsmäßigem Wege eine anderweite Beſtimmung 
getroffen worden ift. 

$. 179. Die im $. 177. beftimmte Dauer der Steuererhebung kann 
bei den indirecten Steuern und bei den, auf den Handel gelegten, Abgaben 
mit Zuftimmung der Stände verlängert werden; auch follen biejenigen Ab: 
gaben dieſer Art, welche, nad der bisherigen Berfaffung, von der Lan: 
dedregierung ohne Mitwirkung ber Stände befiimmt wurden, und deren 
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unveraͤndetliche Beibehaltung von Seiten der Landesregienung durch bie 
beſtehenden Handelsvertraͤge zugeſichert iſt, fuͤr die Dauer dieſer Verträge 
fortbeſtehen. | 

e. Ausnahmen von bem ffändifhen Bewilligungsrechte. 

$. 180. Ausnahmsweife müffen ohne Bewilligung der Stände bieje- 
nigen auferorbentlihen allgemeinen Laſten und Leiftungen von dem Lande 
aufgebracht und getragen werden, welche erforderlich find: 

1) außerordentlicher MWeife zur Abwendung einer plöglichen allgemeinen 
Landesgefahr, | 
2, zue Erfüllung der Bundesverpflihtungen, 
wobei jedody dem jtändifchen Ausfhuffe die Gründe ber desfallſigen Aus— 
ſchreiben flets vorgelegt werden follen. 

Dinfichtlicy der Art und Weiſe der Aufbringung der, zu biefen Zwe— 
den erforderlichen, Mittel ift indeß die verfaffungsmäßige ſtaͤndiſche Mitwir: 
fung erforderlich. | 
Communal⸗ und Locallaften. 

$. 181. Eben fo wenig bebarf es ber ftandifhen Bewilligung und 
Zuftimmung, in Hinſicht der Aufbringung und Repartition der, ihrer Mas 
tur und Beichaffenheit nad), einzelnen Gemeinden, Städten, Ortſchaften 
und Bezirken obliegenden Laften, Ausgaben und Koften, welche, nad den 
Beflimmungen der Gefege und des Herkommens, und in Ermangelung 
derjelben von der Regierung, durch die betreffenden Behörden zu reguli— 
ten find, 

12) Steuerbirection. 

$. 182. Die Verwaltung der Steuern und aller dahin gehörenden 
Landesabgaben ift der Steuerdirection übertragen, deren Organifatien und 
Geſchaͤftsfuͤhrung durch das hierneben erlaffene Gefeg beftimmt worden ift. 

13) Finanz-Collegium. 

$. 183. Die obere Leitung des gefammten Finanzwefens, die Auf: 
fiht über ba8 Rechnungs» und Kaffenwefen, fo wie die Führung der allge 
meinen Sinanz= Controle ift dem Finanz= Collegio, über. beffen Organifation 
und Gefchäftsverwaltung das hierneben erlaffene Gefeg das Nähere enthält, 
übertragen worden. Die Haupt: Finanz= Kaffe, in melde alle- zur Bes 
freitung der Bedürfniffe des Landes beftimmte Einnahmen fließen, ift 
demfelben untergeordnet und allein nad defjen Anweifungen zu verfahren 


verpflichtet. 
14) Staatshaushalts: Etat. 

$. 184. Die Grundlage der dem Finanz = Collegio übertragenen allges 
meinen Finanz: Verwaltung bildet der Staatshaushalts: Etat, welcher vor 
dem Anfange der dreijährigen Finanz» Periode und für die Dauer derfelben 
aus den Special: Einnahme= und Ausgabe: Etats aller einzelnen Verwal: 
tungszweige zufammengeftellt wird. 

$. 185. Den Ständen ftcht das Recht zu, gemeinſchaftlich mit ber 
Landesregierung den Stantshaushalts: Etat nach den einzelnen Abtheilungen 
fefizuftellen. Die Verwendung und Wertheilung der für jede einzelne Ab— 
theilung im Ganzen bewilligten Summen bleibt jedody der Beftimmung der 
Landesregierung überlaffen, und es fann, wenn die Verwendung nur für 
diefe Abtheilung und ohne Weberfchreitung der feſtſtehenden Speck: Etats 
Statt findet, gegen eine von den einzelnen Pofitionen derfelben eingetretene 
Abweichung an fi, eine Erinnerung von Seiten der Stände nicht gemacht, 


wohl aber eine Nachweifung der Zweckmaͤßigkeit diefer Abweichung ver: 
langt werben. " 
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15) Leiphaus: Anftalt. 

$. 186. Die unter landesfürftlicher Oberaufſicht als ein — 
ges Inſtitut bisher beſtandene Leihhausanſtalt wird nebſt deren Forderungen 
und Schulden vom Staate übernommen, und unter deſſen Gewaͤhr' fottbe— 
ftehen; dleſelbe fol zu dem Ende dem Finanz GCollegio unmittelbar unter: 
geordnet werden, und neben deren urfprünglichem Zwecke, welcher auch fere 
ner, in Gemäßheit der Leihhaus : Drdnung, zu erfüllen ift, eine Hülfs= Gre- 
dit= Anftalt für den Staat bilden, und in biefen Operationen, nad — 
ſung des Finanz-Collegii, verfahren. 

Der von den Operationen der Anſtalt zu erwartende Gewinn (oh * 
den Staatseinkuͤnften gezogen werden. 

16) Staats-Anleihen. 

$. 187. Staatsanleihen können nicht ohne Einwilligung der Staͤnde 
contrahirt werben. Ueber den Betrag, die Bedingungen und die Rüdzah: 
lung ift mit den Ständen eine Vereinbarung zu treffen. 

Das Landesfchuldenweien wird gleichfalls nach gemeinfamen Beſchluͤſ⸗ 
fen regulirt, 

17) Beauffihtigung bes Finanzwefens. 

$. 188. Den Ständen ficht das Recht der Aufficht über das Finanz 
weſen zu, und es werden ihnen daher die Staatshaushalts Rechnungen der 
abgelaufenen Finanzperioden zur Aushbung ihrer verfaffungsmäfigen Rechte 
vorgelegt werben, 

18) Befugniffe bes ſtaͤndiſchen Ausfchuffes im Sinanzwefen. 
a. Regelmäßige. 

6.489. : Dem Ausfchuffe it die Austbumg der ftändifchen Mitauf: 

° fiht über die Finanzverwaltung in dem Manfe übertragen, daß ihm bie 

Voranſchlaͤge des Staatshaushalts:Etats des zweiten und des dritten Jahres 
jeder Finanzperiode zur Berathung, To wie bie- Rechnungen der einzelnen ab: 
gelaufenen- Finanz > Jahre zur Einfi ht von“ der “Landesregierung mitges 
theift werden. 

Auch kann derfelbe, falls befondere, Umftände die Veräußerung eines 
Staatsgutes noͤthig oder rathfam machen; die ſtaͤndiſche Zuſtimmung erthei: 
Ien/ wenn das zu Veraͤußernde einen Werth von 10,000 Thalefn nicht 
uͤberſteigt. Es iſt jedoch zugleich uͤber die Verwendung v⸗ eingehenden Prei⸗ 
ſes eine Uebereinkunft zu treffen. | 

b. Auterorbeitttdiet 

$ 190, Wenn außerordentliche et Die — before 
des Landtags unthunlich machen, "oder wenn Gefahr mit dem Verzuge ’ ver: 
bunden ift, und die ordentlichen Bewilligungen und Geldmittef zur Errei: 
hung des Staatszweckes nnd zur Erhaltung’ ded Stantswohles ungureldpend 
find, Eönnen, mit Bewilligung des fkindifchen Ausfchuffes, 

1) die Steuern -erhöhet, oder neue’ Steuern aufgelegt ‚werden; jedoch nicht 
laͤnger als auf 6 Monate. 

2) Staatsanleihen geſchloſſen, und 

3) Staatsgüter verpfündet werden, we 

Alte, in Folge einer ſolchen Uebereinkunft, von ber Ehren ge⸗ 
troffene Maaßregein und deren: Gründe find indeß fobald als thunlich der 
Ständeverfammlung von der Landesregierung vorzulegen. 

Steuerverwillignngen diefer Art hören in dem Augenblide auf, Kraft 
zu haben, -wo die Ständeverfammlung ihnen ihre Zuftimmung verfagt. 
Staats: Anleihen und Verpfaͤndungen von Staatsgütern find dagegen gültig. 

Darüber: ob die Verſammlung der Stände unthunlich, oder ob. Gr- 


ns 
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fahre im Verzuge ſey? — emtfcheidet bie Landesregierung, jeboh unter 
Berantwortlichkeit ſaͤmmtlicher ftimmführenden Mitglieder des Staatsminiſte⸗ 
riums, von welchen allen daher die zu erlaffenden Verfügungen zw contra⸗ 


figniven find. 
Siebented Kapitel. 
Bon der Rechtspflege. 
1) Gerichtsbarkeit. 

$. 191. Alte Gerichtöbarkeit geht vom Landesfürften aus. Die Par 
tefmonial: Gerichtsbarkeit bleibt aufgehoben. 

2) Trennung ber Rechtspflege von ber. Verwaltung, 

$. 192. Die bürgerlihe und Straf Rechtspflege fol, mit Ausnahme 
der, durch das Gefeg den Einzelrichtern überwiefenen, Gegenflände, ferner 
der Handlungen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, wie bisher, getrennt von ber 
Landes: Verwaltung dur collegialiſch gebildete Gerichte, im geſetzlicher Ins 
ſtanzen⸗ Ordnung ausgeübt werden. 

Jeder richterlichen Entfcheidung find die Gründe berfelben beizufügen. 

3) Unabhängigkeit der Gerichte. 

$. 193. Die Gerichte find in ihrer Amtsführung der landesfuͤrſtlichen 
Dberaufficht unterworfen, jedoch bei der, Beurtheilung von Rechtsſachen, in 
nerhalb der Grenzen ihrer Gompetenz, unabhängig. Sie enticheiden daher 
in allen Inſtanzen mit voller Freiheit der Meinungen, und werden in bes 
Ausübung ihres Amtes nöthigenfalls durch den Beiltand der Civil: und 
Mititaicbehörden gefhügt. Die Strafurtheile der Gerichtshäfe bedürfen kei⸗ 
ner Beftätigung des Landesfürften; doch ſoll die Vollziehung der, buch das 
Gefeg bezeichneten, ſchweren peinlihen Strafen nus nach landesfuͤrſtlicher 
Genehmigung erfolgen. 

4) Mitwirkung der PolizeisÖemwalt. 

8. 194. Die Polizei: Gewalt, felbitftändig in ihrem MWirkungskreife, 
feiftet zugleich den richterlichen Beiſtand bei der Sicherung ber Rechte ber 
Landeseinwohner und der Bollziehung der Rechtsſpruͤche. Bei Vergehungen 
verfolgt auch fie den Thäter, und wirkt mit zur Ermittelung bes Thatbe⸗ 
ſtandes. Sie richtet nie uͤber die That. | 

| 5) Berwaltungshandlungen. | 

$. 195. Die Verfügungen aller nicht gerichtlichen, d. h. ber Ber: 
waltungs= Behörden und Beamten innerhalb des denfelben angewiefenen, 
von der Rechtöpflege getrennten Wirfungskreifes, gehören nicht zur Compe⸗ 
tenz der Gerichte, und Eönnen in ihrer Ausführung von denfelben nicht ger 


hemmt werben, - Ä | 
6) Sompetenz:Conflicte. 

F. 196. Die Beurtheilung, ob eine Sache zum gerichtlichen Verfah⸗ 
een. geeignet ſey, gebuͤhrt zunaͤchſt dem Richter. Erklaͤtt das Gericht ſich 
competent, waͤhrend eine Verwaltungs-Behoͤrde deſſen Zuſtaͤndigkeit in 
Zweifel zieht; ſo darf letzte durch einen, dem Gerichte zu eroͤffnenden, 
die Gründe anführenden, Einſpruch die weitere gerichtliche Verhandlung 

mmen. u | 
’ Das Nähere über das, in ſolchen Fällen eimtretende, Derfahren foll 
durch ein Gefeg beftimmt werden, | 
T) Entfhädigungstlage gegen den Staat. 

$. 197. Die Frage, welche Entfchädigung vom Staate demjenigen 
gebühre, welcher durch Handlungen der Regierungs⸗ und Verwaltungs: 
Behörden. in feinen wohlerworbenen. Rechten verlegt iſt, fällt, ohne Zu: 
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taffung eines Gompetenz: Gonflictd, lediglich der Entſcheidung ber Ge⸗ 
richte anheim. 

Die verfaſſungsmaͤßige Exlaffung gefeglicher Vorſchriften Bann zu Feiner 
andern, als der im Gefege beftimmten Entſchaͤdigung berechtigen. 

8) Rechtsſachen des Fiscus. 

$. 198. Der Fiscus, als der Vertreter aller dad Vermögen umb bie 
Einkünfte des Staats betreffenden Rechte und Verbindlichkeiten, iſt in ſtrei⸗ 
tigen Rechtsfachen den ordentlichen Gerichten unterworfen. Die Vollziehung 

"des gerichtlichen Erkenntniſſes wird gegen bie im bemfelben bezeichnete Bes 
börde und Kaffe verfügt. | 
9) Befhräntung ber Privilegien bes Fiscus. 

$. 199. Die bisherigen Vorrechte des Fiscus, in Beziehung auf ge 
richtliche Verfolgung feiner Anfprüce, Privatperfonen gegen über, werben hier- 
duch aufgehoben. 

Ein Borzugss ober ſtillſchweigendes Pfandrecht behält derfelbe nur tor: 
gen öffentlicher Abgaben. | 

10) Gleichheit vor dem Richter. 

$. 200, Alte Landeseinwohner find vor dem Michter gleich. Der ptis 

vilegirte Gerichtsſtand iſt und bleibt abgefchafft. 
. 11) Rechtsſchutz. 

$. 201.. Niemand darf feinem gefeglichen Richter, es fey im buͤrgerli⸗ 
hen oder firafrechtlihen Fällen, entzogen, noch fonft an ber Betretung und 
Verfolgung des Nechtsweges vor ben Gerichten gehindert werden. Die Jufliy 
Eollegien dürfen jedoch zu Verhandlungen und Unterfuhungen, welche dem 
Urtheilöfpruche vorhergehen, einzelnen Gerichtsmitgliedern, oder einem ihnen 
untergeordneten Gerichte Aufträge ertheilen;z auch kann bie Landesregierung 

in auferordentlichen und dringenden Fällen, wenn die Zahl ber gewöhnlichen 
Mitglieder des zufiändigen Gerichtes nicht ausreicht, dieſes durch Mitglieder 
anderer Gerichte verſtaͤrken. | 
12) Geſetzliche Verfolgung. 

$. 202. Jeder Angeklagte muß binnen zwei Mat’ 24 Stunden nach 
feiner Verhaftung verhört, von beren gefeglicher Urfache in Kenntniß gefeb: 
und, im alle der Fortdauer biefer Mefache, ohne Verzug feinem zuftändigen 
Richter überliefert werden. | | 

Diefer wird dem Antrage bed Werhafteten auf Entlaffung gegen genuͤ— 
gende Caution Statt geben, dafern nicht dringende Anzeigen eines ſchweren 
peinlihen Verbrechens wider ihn vorliegen. 

13) Rechte der Angeſchuldigten. 

8. 203. Keinem Angefchuldigten darf das Mecht der Beſchwerdefuͤh— 
sung während der Unterfuchung, das Recht der Wertheidigung, ober der ver⸗ 
langte Richterſpruch verfagt werden. 

14) Schug gegen Verzögerung der Haft. 

$. 204. Die Gerichts» und Polizeibehörden des Landes, welchen 
ber verfaffungsmäßige Schug der bürgerlichen Freiheit zunaͤchſt anven 
trauer ift, find in den Unterfuchungen gegen verhaftete Angefchuldigte das 
für verantwortlich, daß deren Haft nicht laͤnger dauere, als die Erfors 
fhung der Werbrechen und bie zu fichernde Anwendung ber Strafe erfor 
dert. Beſonders wird den Obergerichten die Pflicht auferlegt, über die 
— diefer Vorſchrift firenge zu wachen und Uebertretungen derſelben 
zu a R 

\ 15) Vergehen im Auslande. 
$. 205. Landeseinwohner, welche im Auslande flvafbare Handlungen 
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begangen haben, Eönnen im hiefigen Staatsgebiete nicht anders zur Unterfus 
hung und Strafe gezogen werden, als infofern jene Handlungen, nah ge— 
meinem teutfchen Criminalrechte, mit Strafen bedrohet find. 

Gegen Fremde, welche im Auslande Vergehen begangen haben, koͤnnen 
die hieſigen Gerichte nur verfahren, wenn ein Verbrechen gegen den hieſigen 
Staat oder gegen Landeseinwohner begangen iſt, oder zufolge einer, von der 
Landesregierung erhaltenen, Ermächtigung. 

16) Auslieferung der Birbieher. 

$. 206. :Die Auslieferung von Landeseinwohnern af fremde Regie⸗ 
rungen findet nicht Statt. . 

Die ‚Auslieferung von Fremden an’ auswärtige Resiihgen barf nit 
ohne Genehmigung der Landesregierung’ geſchehen. 

Dieſe wird nicht verfagt werden, wenn die Auslieferung von einer Mes 
gierung der Staaten des teutfdyen Bundes verlangt wird, gegen den Auszu— 
liefernden von. der. zuftändigen Behörde ein Berhaftsbefchl erfaffen, und ders 
felbe entweder Unterthan des requirirenden Staats, oder eines in beffen Ge— 
biete begangenen, nach gemeinem teutſchen Griminalrechte mit Strafe bedro— 
beten, Vergehens beſchuldigt tft; und endlich, wenn die requitirende Regierung 
gleiche Grundfäge gegen den hiefigen- Staat befolgt. 

Alte diefe Beſtimmungen gelten jedoch tur, unbefchadet der Vollziehung 
‘der, über die Auslieferung : der Verbrecher bereits beſtehenden "ober künftig, 

und zwar infofen fie die Rechte der Kandeseinwohner betreffen, mit Zuſtim⸗ 
mung der Staͤade abzuſchließenden, Staats » Verträge. 

17) Confiscation, 

* 207, Die Confiscation kann nur auf —*—* bei Watzenge 
‚einer Vergehung angewendet werden. Eine allgemeine Vermoͤgens-EConfisca⸗ 
tion tritt in einem Falle ein. Die geſetzlichen Beſtimmungen über die Bes 

ſchlagnahme des Vermoͤgens der Deſerteure und auegetretenen Militairpflich⸗ 
tigen ſind hierdurch nicht aufgehoben. 
18) Begnadfgungsredt. 

6. 208. Die: Sandesfürft kann in fhrafrechtlichen Sachen begnadigen, 
die Steafe mildern oder erlaffen, aber in feinem Falle ſchaͤrfen, und ‘eine 
angefangene. Unterfirchung nur, nachdem das Dberappellationsgericht ' 3 gut 
— kai geäußert hat, niederfchlagen. 

19) Moratorien. - ' 

$. 209, . Moratorien werden von ider Landesregierung nie ertheilt; Die 

Gerichte dürfen in den gefeglich beftimmten Fällen darauf erkennen, , 
20) Nechtshülfe in bürgerlihen Streitfaden. 

$. 210, In bürgerlichen Steeitfachen wird den Gerichten austärtiger 
Staaten jede gefegfiche Rechtshuͤlfe geleiftet, ſo Tange diefelbe nicht in jenen 
Staaten den hiefigen Gerichten verweigert wird. Insbeſondere find die vechtes 
Eräftigen Erkenntniffe ausländifcyer Gerichte, wenn die Zuftändigkeit der legs 
— in dem efnzeinen Kalle außer Zweifel ift, unter obiger Vorausſetzung von 

den einheimifchen ‚Gerichten: zu vollftreden. 

Achtes Kapitel. 
Bon ben Kirchen, ven Bildungsanftalten und milden Stif— 
fungen, von dem Kloſter- und Studienfond3. 


-1) Rechtsgleichheit der anerkannten chriſtlichen Con: 
feffionen. 
$. 211. Allen im Herzogthume anerkannten, oder durch ein Geſetz 
aufgenommenen chriftlichen Kirchen wird freie Öffentliche Netigionsubung zuge 
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fihert; fie geniefen gleichen Schug des Staates, und ihre Angehörigen 
gleiche bürgerliche Necdte. 
2) DOberauffiht bes Staats. 

$. 212. Alte Kirchen ſtehen unter der, auf der hoͤchſten Etaatsge: 
walt beruhenden, Oberaufſicht der Landesregierung. Die Anordnung der 
rein geiftlichen Angelegenheiten bleibt, unter diefer Oberauffiht, der in ber 
Berfafjung jeder diefer Kirchen begründeten Kirchengewalt überlaffen. Im 
Zweifel entfcheidet daruͤber: ob eine Angelegenheit rein geiftlih fey? — die 
Zandesregierung. 

3) Kirhengemwalt in der evangelifhslutherifhen Kirche. 

$. 213. In der evangelifchslutherifchen Kirche ſteht die Kirchengewalt 
dem Landesfürften zu, welcher fie, unter Mitwirfung und Beirat) des mit 
evangelifchen Geiftlihen und Laien befegten Gonfiftoriums, ausübt. 

Die Ausübung der, in Bezug auf das Kirchenweſen den einzelnen evan: 
gelifchen Gemeinden zuftehenden, Rechte fol einem die Kirchengemeinde vertres 
tenden Vorftande übertragen werden, über deffen Zufammenfegung und Wir: 
kungskreis ein Gefeg das Mähere beftimmen wird. 

$. 214. Sollte der Randesfürft fi zu einer andern, als der evange- 
liſch⸗luthetiſchen Religion bekennen; fo wird die alsdann eintretende Befchrän: 
Zung in der perfönlihen Ausübung der Kirchengewalt ohne Auffhub, mit 
Zuftimmung der Landjtände, feſtgeſtellt werden. 

4) Kichengewalt in den andern driftlihen Kirchen. 
$..215. Die Landesregierung wird darüber halten, daß diejenigen, 
welchen, nad) der Verfaſſung der andern chriftlichen Kirchen, die Kirchenges 
woalt zufteht, folche weder mißbrauchen noch uͤberſchreiten. 


Allgemeine Anordnungen, welche, vermöge der Kirchengewalt, getroffen, | 


und Verfügungen, melde von auswärtigen geiftlichen Obern erlaffen find, 
dürfen, welcher Art fie auch feyn mögen, ohne vorgängige Genehmigung der 
Landesregierung, weder befannt gemacht, noch vollzogen werden, 
5) Sicherung des Vermögens der Kirhen, Schulen und 
Stiftungen. 

$. 216. Alten Stiftungen ohne Ausnahme, fie mögen für kirchliche 
Zwede, für den Unterricht oder die MWohithätigkeit beftimmt ſeyn, wird der 
volle Befig und Genuß ihres Vermögens und Einkommens zugefichert. Daf: 
felbe fleht unter der befondern Obhut des Staats, und darf nicht, zum 
Staatsvermögen gezogen werden. 

$. 217. Das Vermögen ber Kirhen, Schulen und Stiftungen darf 
nie feiner urfprünglichen Beflimmung entzogen werden. Soll daffelbe zu einem 
andern als dem beftimmten, bei der Stiftungsurfunde ausgedrücdten, Zmede 
verwendet werden; fo muß diefer ein ähnlicher feyn, und die Verwendung 
kann nur mit Zuſtimmung der betheiligten Privatperfonen und Gemeinden, 
und fofern Anftalten, welche das ganze Land angehen, in Betracht kommen, 
mit Zuftimmung der Landftände gefchehen. | 

6) Verwaltung diefes Vermögens. 

$. 218. Ueber die, bei der Verwaltung des Vermögens der Kirchen, 
Schulen und milden Stiftungen anzuordnende, Mitwirkung des Vorftandes 
der Kirchengemeinden foll eine befondere gefegliche. Vorſchrift erfolgen, 
7) Von dem Klofter: und dem Studienfonds. 

a. Bereinigung biefer Fonds. 

$. 219. Der Ktofterfonds foll mit dem, von der vormaligen Univer: 
fität Helmſtedt herrührenden, Studienfonds vereinigt, und, Behuf Bereinfas 
he Adminiſtration und thunlicher Koftenerfpäriing, 9 der herzogl. 


— 


4 


— 
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Kammer zugleich mit dem Kammergute verwaltet, auch zu ben Verwaltungs⸗ 
£often ein angemefjener Beitrag geleiftet werden. 
b. Bermwaltung. 

$. 220. Ueber die Verwaltung des vereinigten Kloſter⸗ und Studien« 
fonds foll ein befonderer Etat, in ber,‘ bei dem Kammergute angeordneten, 
Form, aufgeftellt, und eine abgefonderte Kaffens und Rechnungsfuͤhrung an⸗ 
geordnet werden. 

c. VBerwenbung bes Reinertrage®. 

6. 2241. Der Reinertrag diefes vereinigten Fonds fol, beffen Beſtim⸗ 
mung gemäß, für Kirchen, Bildungsanftalten und wohlthätige Zwecke verz. 
wendet werden. Das Geſchaͤft der Verwendung wird dem Finanz = Collegio 
übertragen werden, welches babei, nad) Maafgabe ber aufgeftellten Etats 
und der Vorſchriften des Staatsminifteriums, zu verfahren, und über bie 
fämmtlichen, in die Haupt - Finanz: Kaffe fließenden, Ueberfhüffe aus der Ad⸗ 
miniffration befondere Rechnung zu führen hat. 

$. 222. Die auf den Klofter: und Studienfond angewiefenen Aus⸗ 
gaben follen ferner daraus beftritten, insbefondere auch die für das Mufeum 
zu Braunfhmweig und die Bibliothek zu Wolfenbüttel bisher gezahlten Aus⸗ 
gaben ferner aus diefem Fond gezahlt werden, mogegen diefe Sammlungen, 
welche unveräußerlich find, der Beförderung der Wiffenfhaft und der Kunſt 
gewidmet bleiben follen. 

d. Mitwirkung ber Stände 

$. 223. Die Etats fowohl über die Verwaltung des vereinigten Klo— 
fer: und Studienfonds, ald auch über die Verwendung des Reinertrages 
werden von der Landesregierung gemeinfchaftlich mit den Ständen feſtgeſtellt. 
Auch ſteht den Ständen, Behuf etwa zu machender Erinnerungen, die Eins 
fidht der Rechnungen über die Verwaltung und Verwendung des vereinigten 
Fonds nad) Ablauf des Rechnungsjahrs zu. 

e. Beräußerungen. 

$. 224. Die Güter und Gerechtfame des vereinigten Fonds Finnen 
weder im Ganzen, noch in einzelnen Theilen, ohne fländifhe Einwilligung 
veräußert werden, und ed kommen babei biefelben Beftimmungen und Mo: 
dificationen zur Anwendung, welche im $. 164. und 165. bei dem Kam: 
mergute vorgefchrieben find. 

fe Vorbehalt. 

$. 225. Somohl der Landesregierung, als den Ständen bleibt es vor 
behalten, die Verwaltung und Verwendung des Klofter: und Studienfonds 
durch eine befondere Behörde, falls ſolches für zweckmaͤßig erachtet werden 
follte, zu veranlaffen, | 

8) Bon ben Kirhen= und Schulbienern. 
| a. Deren Beftellung und Beftätigung. 
8.226. Die Kirchen: und Schuldiener aller chriftlihen Gonfeffionen 
im Rande, fofern fie nicht unmittelbar von der Landesregierung beftellt wer: 
den, bedürfen, bevor fie die Amtsgefchäfte antreten, oder die Amtseinkünfte 
ſich aneignen, der landesfürftlihen Beitätigung; alle find vor dem Amtsan⸗ 
tritte auf die Beobachtung der Verfaffung zu beeidigen. 

Die rechtlicdy erworbenen Patronate und Wahlvechte, fo wie bie ges 
ſetzlichen Befugniffe der Kirchengemeinden wegen der, aus erheblichen Gruͤn⸗ 
den zu vertweigernden, Annahme eines ihnen beftimmten Pfarrers, bleiben 
vorbehalten. 

b. Deren Schuß. 
$. 227. Den verfaffungsmäßig emannten oder beftätigten Kirchen⸗ 
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und Schuldienern gewährt der Staat ben aut Erfüllung ihrer Berufspflichten 
erforderlichen gefeglihen Schug. 
c. Deren vorgefegte Behörden. 

$. 228. In Allem, mas das Amt und die Verwaltung betrifft, ſtehen 
bie Kirchen» und Schuldiener zunächft unter der ihnen vorgefegten verfafs 
fungsmäßigen Behörde; in Allem, was auf ihre bürgerlichen Verhaͤltniſſe und 
Handlungen Bezug hat, imgleihen bei Straffaͤllen, welche nicht blos die 
Lehre und Disciplin betreffen, bleiben Kirchen: und Schuldiener der weltli- 
chen Obrigkeit unterworfen. 

Ein befonderer Gerichtsftand für die Rechtsſachen der Kirchen, Schulen 
und Stiftuegen und der Diener derfelben findet nicht Statt, vielmehr haben 
darüber — wie auch in Eheſachen — die ordentlichen Gerichte, wie bisher, 
zu entſcheiden. 

d. Disciplinargewalt über biefelben. 

$. 229. Die Entlaffung der Kirchen» und Schuldiener und beten 
Euspenfion vom Amte und zugleih vom Gehalte kann im Disciplinar: 
verfahren nur gefchehen, nachdem die kirchliche Behörde darüber eine Un- 
terfuhung angeftellt und den Betheiligten mit feiner Vertheidigung hinrei⸗ 
chend vernommen bat, und bebasf jedes Mal der Betätigung der Landes: 


regierun 
9) Sorge für den öffentlihen Unterricht. 
$. 230. Die Erhaltung, Verbefferung und Vervollkommmung ber öf: 
fentlichen Unterrichtäanftalten bleibt ein vorzüuglicher, jederzeit mit allen des- 
halb zu Gebote ftehenden Mitteln befördernder, Gegenftand der Fürforge der 


Landesregierung. 
Schlußbeſtimmungen. 

$. 231. Wenn die Landesregierung und die Stände eine verſchiedene 
Anficht über die Auslegung einzelner Beftimmungen des Landesgrundge: 
ſetzes haben follten; fo wird zuvoͤrderſt das hergogl. Staatsminifterium 
mit einer Deputation der Stände zufammen treten, um eine Ausgleihung 
zu verſuchen. 

Sollte aber dieſer Verſuch fruchtlos bleiben; fo iſt ſowohl der Regie: 
rung als den Ständen unbenommen, bie entflandene Differenz im Wege 
Rechtens entfcheiden zu laſſen. Diefe Entiheidung foll in erfter umd legter 
Inſtanz durch ein Compromiß: Gericht abgegeben werden, welches auf eben 
die MWeife zufammengefegt wird, mie ber gemeinſchaftliche Gerichtshof, wel: 
cher gebildet wird, wenn auf Beftafung wegen einer Verlegung der Verfaſ⸗ 
fung angetragen if, 

$. 232. Alle Verordnungen, Landtagsabfchiede, Reverfalen und: fon: 
flige mit den Ständen getroffene Verabredungen werden, infomweit fie diefem 
Landesgrundgefege entgegenftehen, hierdurch aufgehoben. 
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f) Entwurf. eines Wahlgeſetzes das ER 
Braunſchweig, vom 27. Aug. 1832, 


Erfter Titel. 
Bon ber Wahlberehtigung. 
. Erſter Abſchnitt. 
Allgemeine Beſtimmungen für alle Standesklaſſen. 


9) Perſoͤnliche Elsenſgaften der Stimmberechtigten und 
Wahlmaͤnner. 

F. 1. Um bei der Wahl von Wahlmaͤnnern oder Abgeordneten ſtim⸗ 
men- zu fönnen, muß man: 

1) Landeseinwohner feynz 

2) das 2öfte Jahr zuruͤckgelegt haben; 

3) ditecte Steuern zahlen oder Communallaften tragen. 

2) Gründe der Unzuläffigkeit. 

$. 2. Bei. diefen Wahlen find nicht zuzulaſſen: 

1) alle, welche wegen eines mit Zwangsarbeit, oder einer härtern als 
einer ‚einjährigen Gefängnißftrafe, ‚oder mit Remotion von einer df: 
fentlichen Function bedroheten, vorfäglichen Verbrechens, oder über 
haupt wegen Meineides, Diebſtahls, Heblerei, Betruges oder Ban⸗ 
kerottes von einem Gerichte dei In- und. Auslandes zur Unterfus 
hung gezogen, und entweder mit ER belegt ober nur von der 
Inſtanz entbunden find; 

2) welche gerichtlich angefchuldigt fi nd, Mr verfucht zu haben, durch Ges 
fchenke, Verfprechungen, Drohungen, oder. fonft auf unerlaubte Weiſe 
auf die Wahlen der Abgeordneten oder Wahlmänner eingewirkt, oder 
ſich folchen Einwirkungen hingegeben zu haben, ohne von diefer Ans 
fhuldigung völlig freigefprochen zu feyn; 

3) Frauenzimmer; 

4) ale, welde für ihre Perfon oder wegen ihres Vermögens unter Cu⸗ 
tatel ſtehen; 

5) welche Rüdftände an öffentlichen ober Communalabgaben haben, deren 
executiviſche Beitreibung bereits verfuͤgt iſt. 

3) Stellvertreter für Weiber und Minderjährige. 

$. 3. Weiber und Minderjährige, welche ftimmberechtigtes Grundeigen⸗ 
-thum. befigen, koͤnnen, infofern fie die anderen gefeglich erforderlichen Eigen- 
ſchaften haben ($. 4. und 2.), ihe Stimmrecht durch :Stelfvertreter ausüben 
laffen, und zwar 

Frauen durch. ihre Ehemänner; 

„Wittwen und Gefchiedene durch ihre Söhne; 

Minderjährige durdy ihre Wormünder; 
infofern diefe Stellvertreter die allgemeinen gefeglich erforderlichen Eigenſchaf⸗ 
ten ($. 1. und 2.) haben. 

Haben Frauen, Wittwen und Gefchiebene ſolche Stellvertreter nicht; fo 
fieht ihnen, fo wie unverheitatheten Frauenzimmern und denjenigen, welche 
das 21fte, aber noch nicht das 2öfte Lebensjahr Überfchritten haben, frei, _ 
duch einen Stellvertreter ſtimmen zu laffen, welchen fie aus den Stimmbe: 
techtigten ihrer Standesklaſſe und ihres Wahlbezirkes wählen, — Niemand 
kann Stellvertreter für mehr als eine Perſon feyn. ö 
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4) Mehrere Miteigenthümer. 
F. 4. Mehrere Miteigenthlimer eines ſtimmbetechtigten Grundſtuͤckes 
vereinigen fich darüber, wer. von ihnen das Stimmrecht ausüben folfe, und 
bei fehlender Uebereinktunft entfcheidet das ‚Loos, 
Nur derjenige Miteigenthümer, welcher das Stimmrecht Rohr, ift 


wählbar. 
5) Streitiges Eigenthum. 

8. 5. Waͤhrend eines Rechtsſtreites über das Eigenthum oder die le⸗ 
benstängliche Nusnießung des ftimmberechtigten Gutes: wird das Stimmrecht 
von denjenigen, welche ſich im ordentlichen Befige befinden; ausgeübt. 

6) Grundeigenthbum der Landesregierung. 

$. 6. Das Stimmrecht der in dem Befige der Landesregierung befind- 
lichen Grundftüde ruhet, wird aber wieder wirtſam/ wenn dieſe we die ag 
von Privatperfonen übergehen. 

T) Mehrfaches Stimmre cht. 

8. 7. Wer in verſchiedenen Standesklaſſen berechtigt iſt, Kann ſein 
Stimmrecht in jeder Klaſſe, die in derſelben Standesklaſſe mehrfach Berech⸗ 
tigten dagegen koͤnnen ihr Stimmiecht nur ein Mal, * ‚mar in demjeni⸗ 
gen Wadlbezirke ‚ Welchen fie vorziehen, ausͤben. 

Zweiter Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen fuͤr die eingeinen Standeotiaffen 


1. Bei der Ritterſchaft. 
a. Wahlberechtigte. 
$. 8. Die ſtimmfaͤhigen Eigenthümer (8. K. und 2.) oder ER 
lichen Nugnießer oder Befiger ($: 5.) eines landtagsfühigen Rittergutes find 
bei ber Wahl der Abgeordneten fr’ die Mitterfchaft waͤhlberechtigt. Lands 
tagsfähig find. die mit einem Ritterſitze verfehenen, in bie Rittermatritel “eins 
getragenen Güter. | 
‚b, Bedingung bes Stimmrechts durch ben eher ———— 

$. 9. Das Wahlrecht haftet auf dem jetzigen ganzen Umfange der in 
die Rittermattikel eingetragenen Zußehötungen der Güter, umd geht, gleich 
allen anderen mit der Rittergutseigenfchaft verbundenen Kehren, durch Ab: 
gang der dem Nitterfig bildenden Wohn: und Wirthſchaftsgebaͤude, durch Zer— 
-ftüdelung oder durch Veraͤußerung einzelner Theile deſſelben verloren, ausge: 
nommen, wenn eine Veraͤußerung einzelner Gutszubehoͤrungen, deſſen Rein: 
ertrag nicht unter 1500 Thlr. vermindert, dem ftändifhen Ausfchuffe ange: 
zeigt, von diefem mittelft Berichts an dert Landesfürften für unbeben lich er⸗ 
klaͤtt, und von Hoͤchſtdemſelben genehmigt wird. 

.$. 10. Der ebengedachten Bewilligung bedarf es nicht, wenn eine als 
Zubehör in die Rittermatrikel eingetragene  Grundberechtigiing an Zehnten, 
Dienften, Binfen ꝛc. abgelöfet, und. fatt derfelben das dafür Empfangene 
oder damit anderweit Errorbene' immatticufirt wird. | 

Iſt die Ablöfung ganz oder 'theilmeife gegen Zahlung eines nicht fofort 
zur Ergänzung des Gutes wieder angelegten Capitals erfolgt; fo tft die Be: 
willigung zwar erforderlich, aber nicht zu verfagen, wenn entweder durch die 
Abloͤſung der Reinertrag des Übrigen Gutes nicht bis unter die Summe won 
1500 Zhlen. vermindert, oder einftweilen ein: Capital, welches nach dem 
Binsfuße von. 4 pCt. diefen Ertrag deckt, fo daß die Einhebung deſſelben 
nit ohne Zuftimmung des ftändifchen Ausfchuffes gefchehen kann, belegt 
und innerhalb fünf Jahren zur Ergänzung des Gutes wieder verwendet wird. 


- 998 Braunſchweig. 
Aufnahme neuer Guͤter in bie Rittermatrikel. 

g. 11. Mit Zuſtimmung der Ritterſchaft und des Landesfuͤrſten koͤn⸗ 
nen nicht landtagsfaͤhige Güter, welche einen Reinertrag von mindeſtens 1500 
Thalern liefern, in die Rittermatrikel aufgenommen werden. 

Die Zuſtimmung der Ritterſchaft muß der des Landesfuͤrſten voraus⸗ 
gehen, und iſt als ertheilt anzuſehen, wenn die Mehrheit fuͤr den Antrag iſt. 

Geſuche um Aufnahme in die Rittermatrikel werden während des Lands 
tages an die Ständeverfammlung, außerdem aber an den ftändifchen Aus» 
ſchuß gerichtet, die Mitterfchaft. wird zur fchriftlichen Abflimmung aufgefordert, 
unter der Verwarnung, daß die ſich nicht Erklärenden als einwilligend anges 
fehen werden follen, und nad) Maaßgabe des Erfolges der Abftimmung das 
Weitere exlaffen. 

d. Beſchraͤnkung ber Vorſchriften des $. 11. 

$. 12. Eine ſolche Zuftimmung zur Aufnahme in bie Rittermatriket 
ift nicht erforderlich, wenn Güter, welche früher in derfelben geftanden haben, 
und jegt Eigenthum der Landesregierung find, mit allen immatriculirten Bus 
behörungen, oder mit einem Beſtande, der einen Reinertrag von 1500 Thirn, 
gewährt, in die Hände von Privatperfonen übergehen; vielmehr haben biefe 
Güter das Recht, in die Matrikel aufgenommen zu werden. (Vergl. 8. 6.) 

e. Art ber Abſchaͤtzung. 

$. 13. In allen Fällen, wo nach Vorftehendem die Ausmittelung des 
— eines Gutes nothwendig wird, beauftragt die Staͤndeverſamm⸗ 
lung oder der Ausſchuß zwei einheimiſche practifche Landwirthe mit der Abs 
[hägung des Gutes, und verfügt nach deren Ergebniffe dad Weitere. 

2. Bei den Städten. 
a. Stimmberedhtigte. 

$. 14. Stimmbsrechtigt bei der Ernennung der Wahlmänner einer Stadt 
find die ftimmfähigen Einwohner ($. 1. und 2), melde das Bürgerrecht in 
derfelben gewonnen haben, 

b. Wahlmaͤnner. 
a) Deren Zahl. 

$. 15. Im jeder Stadt werden fo viele Wahlmaͤnner ernannt, als 
die Zahl 30 in die Zahl der Wohnhäufer aufgeht. 

Menn die bei diefer Divifi on übrig bleibende Häuferzahl mehr als 15 
beträgt, wird für fie no ein Wahlmann mehr ernannt. 

Yuferdem haben die ftimmführenden Mitglieder des Magiftrates, — 
ihres Amtes, Stimmrecht bei der Wahl der Abgeordneten. 

b) Deren Eigenſchaften. 

8 16. Waͤhlbar als Wahlmann ift jeder in der Stadt wohnende, 
ftimmfähige Bürger, welcher zu den Höchftbefteuerten feiner Stadt, nad) ben 
zufammen zu rechnenden Unfägen ber Rollen ſaͤmmtlicher directer und Com⸗ 
munalfteuern, gehört. 

Die Anzahl ber Hoͤchſtbe ſteuerten ſoll in jeder Stadt ſo viele betragen, 
als die Zahl 5 in der Zahl der Wohnhaͤuſer aufgeht, zu welcher indeß, Falls 
Mehrere den geringſten dieſer hoͤchſten Steuerſaͤtze zahlen, dieſe alle hinzuzu⸗ 
er find. 

. Beiden Fledenbewohnern, Sreifaffen und Bauern. 
a. Stimmberedtigte. 

$. 17. Stimmberechtigt bei der Wahl der ländlichen Wahlmänner find 
die fimmfähigen Landeseinwohner ($. 1. und 2.), welche rechtmaͤßige Ins 
haber oder a na Nusnießer einer Meiheftelle in Flecken und Dörfern 


— 
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oder eines Freifaffengutes find, welches nicht bereits durch die flädtifchen Ab⸗ 


geordneten mit vertreten wird. 
b. BWahlmänner. 


a) Deren Zahl und Wahlkreiſe. 

$. 18. In den Landgemeinden foll auf 30 bis 50 flimmberechtigte 
Reineftellen ein Wahlmann ernannt werden. 

Zu dem Ende werden in jedem MWahlbezirke aus ben Gemeinden beffel: 
ben Wahlkreife gebildet, deren jeder nah Maafgabe der darin enthaltenen 
Reiheftellen einen oder mehrere Wahlmänner ftellt. 

b) Deren Eigenſchaften. 

F. 19. Waͤhlbar als ländlihe Wahlmänner find die flimmberechtigten 
Inhaber von Freifafiengltem und Reiheftellen, welche in einer der wählen: 
den Gemeinden wohnen, und nach dem Gontributionskatafter zu den Höcft: 
befteuerten ihres Wahlkreiſes gehören. 
Die Zahl der Möchfibefteusrten fol buch den dritten Theil ber Stimm: 
berechtigten jedes Wahlkreiſes gebildet werden, zu welchen indeß, Falls Meh: 
tere den geringften dieſer hoͤchſten Steuerſaͤtze zahlen, diefe alle hinzuzurech⸗ 
nen find, J 

4) Bei den frei zu waͤhlenden Abgeordneten. 

8. 20. Bu dem gemeinfhaftlihen Wahlcollegium alter Standesklaſſen, 
welches nad) $. 69. der Landichaftsordnung die frei zu waͤhlenden Abgeords 
neten ernennt, kann von der Ritterfchaft jeder ald Wahlmann gefendet wer— 
den, dee bei ihre Stimmrecht bei der Wahl der Abgeordneten hat. Die von 
den ſtaͤdtiſchen und Ländlichen Wahlcollegien zu ernennenden MWahlmänner 
müfjen die Eigenfchaften der Abgeordneten diefer Klaffe haben. 

Abgeordnete können in diefem Wahlcollegium nicht Wahlmänner feyn, 
wohl aber deren Stellvertreter. 


Zweiter Titel, 
Don den Wahlen. 


Erfier Abſchnitt. 
Allgemeine Örundfäge. 
1) Wahlausfhreiben, 
$. 21. Weder die Wahl von Wahlmännern, noch die von Abgeord: 
neten, darf ohne landesfürftliche Verfügung vorgenommen werden. 
2) Strafbarkeit eigenmädtiger VBerfammlungen. 
$. 22, Eigenmächtige Verfammlungen der Stinimberechtigten und Wahl: 


männer find ftrafbar. 
3) Pflicht zu flimmen. 

$. 23. Jeder hat dem wichtigen und ehrenvollen Rufe, ald Stimms 
berechtigter oder Wahlmann zu flimmen, fehuldige Folge zu leiften. 

Nur Arztlich befceinigte Krankheit oder nachgewiefene unverſchiebliche Ab⸗ 
wefenheit entſchuldigt, und auch nur aus diefen Gründen kann der als Wahl: 
mann Gewählte die Wahl ablehnen. 

Er muß eine folhe Ablehnung binnen drei Tagen, nachdem ihm bie 
Mahl bekannt gemacht iſt, bei der die Wahl leitenden Behörde erklären, und 
diefe ſetzt, Falls fie folche begründet findet und die gefeglich erforderliche Anz 
zahl der Wahlmänner nicht übrig bliebe, einen neuen Wahltag an, und wei⸗ 
fet, im entgegengefegten Falle, die Ablehnung zurüd, 

4) Pflichten bei der Abftimmung. 

$. 24. Die Wählenden find verpflichtet, lediglich ihrer freien und ges 

wiffenhaften Weberzeugung zu folgen. 
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Aufträge, fie ſeyen von wem fie wollen, buch welche bie Wahlfreihet 
ber Wahlmaͤnner oder der Stellvertreter der Stimmberechtigten beſchtaͤnkt wir), 
find ungültig. Ä 
5) Angelöbniß. 

$. 25, Damit man bdefto gewiſſer fey, daß die Wählenden ihren Ob⸗ 
liegenheiten gehörig nachkommen, follen diefelben vor Abgabe ihrer Stimmen 
an Eides Statt angeloben: _ 

„daß fie ohne alle Nebenrüdfichten nur nach ihrer beften Ueberzeus 

gung, fo wie fie es vor Gott und ihrem Gewiffen verantworten 

zu Eönnen gedenken, flimmen wollen.” 

6) Nihteinmifhung der Behörden. 

$. 26. In die Wahl felbjt darf keine Behörde, befonders nicht dieje- 
nige, welche mit der Leitung des MWahlgefchäftes beauftragt ift, duch Ems 
pfehlung oder Vorſchlag einer beftimmten Perfon, oder fonft fi einmifchen, 
und die Uebertretung dieſes Verbotes ift als Verlegung des Landesgrundges 
ſetzes zu bejtcafen. 
7) Abftimmung in Perfon. 

. 827. Die Stimmberedhtigten und Wahlmänner müffen bei den Wahlen 
‚in Perfon erfcheinen. 

Durch Stelivertreter feine Stimme abgeben zu laffen, ift, außer in den 
$. 3. aufgeführten Fällen, nur den Mitgliedern der Ritterſchaft, welde am 
Erscheinen geſetzlich behindert oder über 6 Meilen. von Braunfchmweig entfernt 
find, geflattet. Der Stellvertreter muß ſtimmberechtigtes Mitglied der Rit— 
terſchaft ſeyn, und kann nur Eine Stellvertretung übernehmen. 

8) Geſetzlich erforderlihe Anzahl der Stimmenden. 

$. 28. Es Bann keine Wahl von Wahlmännern der Städte und Lands 
gemeinden und von Abgeordneten der Ritterſchaft gültig vorgenommen wer— 
den, wenn nicht mindeflens die Hälfte der Stimmberechtigten, und Eeine 
Mahl von andern Abgeordneten oder Wahlmaͤnnern des gemeinfhaftlichen 
Wahlcollegiums, wenn nicht mindeftens zwei Drittel der Mitglieder des Wahl: 
collegiums erfchienen find, 

Die Stimmberechtigten werden bei einer Strafe von L Rthir., die Wahl— 
männer bei einer Strafe von 3 Rthlr. vorgeladen. 

Iſt nicht die gefeglihe Zahl erfchienen; fo wird ein neuer Wahltag ans 
gefegt, und zwar auf Koften ber nicht geſetzlich emtfchuldigten Ausgebliebenen, 
Die Behörde, welche die Wahl leitet, entfcheidet, ob das Ausbleiben ent= 
fhuldigt fen, nimmt die Nichtentfhuldigten in die verwirkte Strafe und Ko: 
fen, feßt dieſe feft und requirirt zu der VBeitreibung das ordentliche zuftäns 
dige Gericht. 

9) Mehrheit der Stimmen entfcheibdet. 

8.29, Die Wahlmänner der Städte und Landgemeinden werden durch 
relative Stimmenmehrheit, die Abgeordneten und bie Wahlmänner des ges 
meinfchaftlihen Wahlcollegiums duch abfolute Stimmenmehrheit gewählt, 

$. 30. Hat da, wo abfolute Stimmenmehrheit erforderlich tft, bei der 
erften Abſtimmung Keiner die vorgefchriebgne Stimmenzahl; fo find die drei 
Perfonen, welche die meiften Stimmen für fih haben, oder Falls wegen 
Stimmengleic;heit eine größere Zahl in einer folchen Stimmenmehrheit ſich 
befände, drei durch das Loos aus diefen zu beftimmende Perfonen auf eine 
engere Wahl zu bringen, und es ift unter ihnen zu wählen. 

Sind bei biefer zweiten Abftimmung die Stimmen gleich getheilt; fo 


entſcheidet das Loos, — Die Art, twie geloofet werden fol, beſtimmt ber die 
Wahl Leitende, 
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10) Abftimmungen Unbefugter.. 

$. 31. Haben Unbefugte mitgeftimmt; fo ift die Wahl nur alsdann 
ungültig, entweder wenn in den Faͤllen, wo zu Protocol abgejtimmt ift, nad) 
Abrechnung der von den Unbefugten für den Gewählten abgegebenen Stim: 
men, diefer die gefeglich erforderliche Stimmenmehrheit nicht hat, oder wenn 
bei den Abftimmungen durch Zettel dem Gewählten, nad Abfag der von 
den Unbefugten abgegebenen Stimmen von den für ihn erfolgten Abftimmuns 
gen, die gefeglich erforderliche Stimmenzahl fehlt. Es muß alsdann zu einer 
neuen: Wahl gefchritten werden, 

11) Fehler bei der Ladung. 

$. 32. Sind in die gefeglich vorgefchrießenen Liſten der Stimmberech⸗ 
tigten oder Wahlmänner aufgenommene Perfonen zu dem Wahltage gar nicht 
oder nicht ordnungsmäßig vorgeladen; fo ift die Wahl ungültig, wenn bei 
Sinzurehnung der Zahl der nicht Worgeladenen zu der der Erfchienenen die 
auf den Gewählten gefallene Stimmenzahl nicht dennoch die erforderliche Mas 
jorität bildet, | 

Es ift alsdann ein neuer Wahltag anzufegen. 


12) Entfheidbungen in Wahlfadhen. 
a. Beiden Wahlen ber Wahlmäuner, und über die Rechte ber 
| Wählenden. 

$. 33. Ueber Streitigkeiten, Beſchwerden und Reclamationen, welche 
die Rechte der Stimmberedhtigten und Wahlmänner, die Gültigkeit der Wah— 
len der Legteren, fo wie das dabei beobachtete Verfahren betreffen, entfcheis 
det bei der Ritterfchaft und dem gemeinfchaftlihen MWahlcollegium der drei 
Standesktaffen der ftändifhe Ausfhuß in erfter und letzter Inftanz, 

in den Städten der Magiftrat, 
sbei den Fledenbewohnern, Freifaffen und Bauern das Kreisamt. 

‚ Gegen die Entfheidungen diefer Behörden findet, binnen drei Tagen 
vom Zage der Zuftellung, ein Recurs an die diefer zunaͤchſt vorgefeßte ad: 
minijtrative Behörde Statt, welche in Iegter Inftanz entfcheidet. 

br. Bei der Wahl der Abgeordneten. 

$. 34. Entftehen Zweifel, Belchwerden und Reclamationen über bie 
Wahl eines Abgeordneten, mögen fie nun die Zuläffigkeit deffelden, die Guͤl— 
tigkeit der Wahl, oder das dabei beobachtete Verfahren betreffen, jedoch mit 
Ausfhluß der im vorhergehenden Paragraphen erwähnten Befchwerden; fo 
entſcheidet daruͤber die Ständeverfammlung in erfter und fegter Inſtanz. 

Solche Reclamationen und Beſchwerden bei der Ständeverfammlung 
fopriftlich anzubringen, ift jedem ftimmberechtigten Landeseinwohner geftattet ; 
diefelben müffen indeß bei dem Ausſchuſſe 3 Tage vor der Verfammlung der 
Stände eingereicht werben. 


Zweiter Abfhnitt. 

Don der Wahl der Abgeordneten der drei Standestlaffen. 
l Bon der Wahlder Wahblmänner ber Städte 
und Landgemeinden. 

1) Waplfreife in den größeren Städten. 

$. 35. Jede Stadt und jeder Ländliche Wahlkreis wählt die Wahl 
männer abgefondert für ſich. 

In den größeren Städten find nah Ermeffen des Magiftrates mehrere 
Wahlkreiſe zu bilden, Behuf der Ernennung der Wahlmänner, und der Ma: 
giſtrat ernennt für jeden diefer Kreife einen Wahlvorfteher aus feiner Mitte. 
Diefe Kreife find dergeftalt zu bilden, daß Keiner unter 8, und Feiner über 
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15 Wahlmaͤnner zu ernennen hat, und zwar folf die Zahl der von jebem 
einzelnen Wahlfreife zu ernennenden Wahlmänner, fo viel thunlich, durdy dag 
Verhaͤltniß beftimmt werden, in welchen bie Zahl der Stimmberechtigten die— 
fe8 einzelnen Kreifes zu der Gefammtzahl der Stimmberechtigten und der zu 
ernennenden Wahlmänner fteht. 33 

Eine Aenderung ber einmal angenommenen Kreife hat nur mit landes⸗ 
fürftlicher Genehmigung Statt. 

Zeder diefer einzelnen Kreife kann unter allen MWählbaren der ganzen 
Stadt wählen, und die Stimmberechtigten diefer verfchiedenen Kreife treten 
daher nad) folchen Zwifchenräumen zufammen, daß den fpäter Wählenden die 
früher getroffenen Wahlen bereits befannt feyn können. 

2) Liften der Stimmberedtigten und ale Wahlmänner Wählbaren. 
a. Deren Aufftellung. 

$. 36. Sobald ein Wahlausfchreiben ergangen iſt, werden für jede 
Stadtgemeinde und für jeden ländlichen Wahlkreis zwei Liſten angefertigt, von 
welchen die eine alle Stimmberechtigten, die andere alle als Wahlmänner 
Waͤhlbaren enthält. 
| Diefe Liften entwirft in den Städten ber Magiftrat, in ben Flecken, 
toelche den Kreisämtern in abminiftrativer Ruͤckſicht nicht untergeordnet find, 
die Ortsbehörde, und in ben übrigen Fleden und Dörfern das Kreisamt, 
mit Zuziehung der Ortsbehörde. 

b. Deren Bekanntmachung. 

$. 37. Diefe Liften werden öffentlih angefchlagen oder zur Einficht 
ausgelegt, wie diefes an jedem Orte herkoͤmmlich ift. 

©. Reclamationen gegen die Eiften. 

$. 38. Reclamationen gegen diefe Liften find zuläffig; fie müffen aber 
binnen den erften drei Tagen nach deren Bekanntmachung bei der Behörde, 
welche die Liſte aufgeftellt hat, angebracht werben. 

Später eingehende Reclamationen werden für die bevorftchende Wahl 
nicht beachtet, und koͤnnen nur die Wirkung haben, daß fie bei Eünftigen - 
Wahlen berüdfichtigt werben. | | 

d. Abänderung biefer Liſten. 

$. 39, Wer einmal in dieſe Liften aufgenommen ift, kann aus ben= 
felben nicht geftrichen werden, ohne daß ihm der Grund hiervon von der be— 
treffenden Behörde durch eine fehriftlihe Reſolution mitgetheilt ift. 

e. Verfügungen auf Reclamationen. 

$. 40. Die Verfügungen auf eingehende Reclamationen find mögliche 
Schnell, fpäteftens binnen drei Tagen, abzugeben, und wenn biefelben begrüns 
det gefunden mwerden, find die Liften fofort zu berichtigen, und dieſe Beriche 
tigungen eben fo, wie die Liſten felbft bekannt zu machen. 

8) Leitende Behörden. 

$. 41. Die Ernennung der Wahlmänner wird in ben Städten von 
den Magiftraten, in den Sieden, welche in abminiftrativer und polizeilicher 
Ruͤckſicht den Kreisaͤmtern nicht untergeordnet find, durch die Ortsbehörde, in 
den übrigen Fleden und Dörfern von ben Kreisämtern, oder in deren Auf: 
trage von der Drtsbehörde geleitet. 

4. Gehülfen ber Beamten. 

$. 42. Bei dem Wahlgefchäfte felbft wird der baffelbe leitende Beamte 
von zwei Gehülfen unterflügt, welche in den Städten aus den Stabtdepus 
irten, in ben Flecken und Dörfern aus den Gemeindedeputirten oder Orte: 
geſchworenen des Wahlkreiſes durch das Loos erwählt werden, 
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Diefe haben mit auf die Befolgung der gefeglihen Ordnung zu fehen 
und das Protocol mit zu vollziehen. 

6. Protocollirung bes Gefhäftes. 

$. 43. Ueber das ganze Wahlgefchäft wird ein Protocoll aufgenommen, 
welches in den Städten und den ber freisamtlichen Adminijtration nit uns 
terworfenen Flecken duch den Magiftrats:Secretair oder einen Notar, in den 
übrigen ländlichen Wahlkreiſen von dem Kreisbeamten, wenn diefer die Wahl 
leitet, fonft von einem Actuar, Auditor oder Amtsvoigt niebergefchrieben 
wird, 

Deffen Einficht kann einem Stimmberechtigten verfagt werden. 

6) Wahltag. 

$. 44. Die Ortsbehoͤrde beftimmt den Drt der Verſammlung der Stimm: 
berechtigten, und fett zugleich den MWahltag, jedoch alfo an, daß er 14 Tage 
nad Bekanntmachung der Liften fällt, und ladet dazu jeden im benfelben 
BVerzeichneten durdy eine, nach dem unter A. anliegenden Formulare verfaßte, 
Ladung vor. e 

Die Behändigung diefer Ladung muß fpäteftens drei Tage vor dem an: 
gefegten Wahltage gefchehen. 
7) Wahlhandlung. 

a. Einleitung des Gefchäftes. 

$. 45. Die Wahlhandlung ‚beginnt damit, daß der Wahlvorftcher bie 
Erſchienenen nad) der Waͤhlerliſte aufruft und diefelben ſich durch die ihnen 
behändigten Ladungen legitimiren läßt, alle Unbefugte entfernt, und nachzählt, 
ob zwei Drittel der in der Lite Verzeichneten erfchienen find. 

Iſt diefes der Fall; fo wird den Anmefenden der Zweck ihrer Verſamm⸗ 
lung, fo wie der Inhalt der Lifte der Wählbaren nochmals befannt gemacht, 
fie feiften die $. 25. vorgefchriebene Verſicherung, und fchreiten alsdann zu 
ber Abjtimmung. 

b. Abftimmung. 
A. In den Städten. 

$. 46. In ben Städten gefchieht die Abftimmung durch verfchloffene 
Zettel, und wenn mehrere Wahlmänner zu ernennen find, wird jeder Eins 
zelne durch eine befondere Abftimmung gewählt, Die Wahlzettel müffen Nas 
men, Stand und Wohnort des Gemwählten enthalten. . Diefelben werden von 
bem Wahlvorſteher in einer Urne gefammelt, mit laufenden Nummern vers 
fehen, alsdann geöffnet, laut verlefen, und bei jedem der Gemwählten wird bie 
Zahl der auf ihn gefallenen Stimmen duch Verzeihnung der laufenden 
Nummern der Wahlzettel bei demfelben zu Protocoll genommen. Es fteht 
indeß —— Stimmberechtigten frei, ihre Stimme muͤndlich zu Protocoll 
zu geben. 

Nachdem die Gehuͤlfen des Wahlvorſtehers durch Einſicht der Zettel und 
Vergleichung derſelben mit dem Protocolle ſich von der Richtigkeit der Eins 
tragung vergewiffert haben, werden die Zettel vernichtet, und außer dem Wahl: 
vorfteher, defjen Gehülfen und dem Protocolführer darf fie Niemand einfehen. 

$. 47. MWahlzettel, welche die Perfon des Vorgeſchlagenen nicht hins 
länglich bezeichnen, oder in welchen ein für diefe Klaffe offenbar nicht Waͤhl⸗ 
barer vorgefchlagen ift, werden als Vorſchlag nicht beachtet, und bie Stimme 
des Ausftellers wird der Mehrheit zugezählt, infofern berfelbe nicht bei der 
Ablefung des Wahlzetteld deffen Inhalt erläutern oder berichtigen follte, 

B. In den Fleden und Dörfern. 
$. 48. Sn den Flecken und Dörfern vernimmt ber die Wahl Leitende 


— 
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die Stimmberechtigten einzeln und in Abweſenheit der Übrigen zu Protocoll, 
und läßt die Abftimmung eines Jeden von ihm unterzeichnen. 
c. Bekanntmachung des Gewählten und deffen Legitimation. 

8.49. Der Gewählte wird der Verfammlung bekannt gemacht, und 
erhält von dem Wahlvorftcher eine nad) dem Formulare, Anlage B., aus: 
geftellte Urkunde zu feiner Legitimation, 

8. Anzeige der Wahl bei der betreffenden Behörde. 

$. 50. Bugleich zeigen die Mahlvorftcher der ftädtifhen Difkricte dem 
Magiftrate, die Drtsvorfteher der Flecken und Dörfer dem Kreisamte die 
erfolgte Wahl an, und bdiefe Behörden fertigen eine Lifte aller ernannten 
Mahlmänner, fo wie derer, welche von Amtswegen Wahlmänner find, ihres 

Stadt= oder Amtsbezirkes an, welche fie an die Kreisdirection einfenden, . 

“ Für die Städte Braunfhweig, Wolfenbüttel und Helmſtedt ift eine 
folhe Mittheilung an die Kreisdirection nicht erforderlich, 
9. Erloͤſchen des Wahlrehts der Wahlmänner. 

$. 51. Sobald die Wahlmänner die Abgeordneten und deren Stell 
vertreter aus ihrer Stanbesktaffe, fo wie die zu dem gemeinfhaftlihen Wahl: 
collegium der drei Standestlaffen abzuordnenden Wahlmänner auf eine gül- 
tige Art gewählt haben, erlifcht ihre Wahlberechtigung, und zu jeder neuen 
Mahl müffen neue Wahlmänner ernannt werden. 

Ausgenommen find die Fälle, wo eine gültige Wahl keine Folge bat; 
in diefen find diefelben Wahlmänner zu der Wahl berufen, und der Präfe: 
dent fegt einen neuen Wahltag an. 

Diefe ausgenommenen Fälle find: 

1) wenn Vater und Sohn zugleich ald Abgeordnete gewählt find; 

2) wenn Jemand zum Abgeordneten von mehreren Wahlcollegien er 
nannt ift; 

3) wenn der Ausfhuß oder die Ständeverfammlung vor Eröffnung bes 
Landtages entweder die von einem Abgeordneten vorgebrachten Ab: 
lehnungsgruͤnde für genügend erklärt, oder die Ausfchliefung eines 
Abgeordneten als Strafe verfügt; 

4) wenn Staatsbeamte, active Militairs, Geiſtliche oder Schuldiener 
als Abgeordnete gewählt werden, und die Landesregierung ihnen die 
Erlaubniß, die Wahl anzunehmen, verfagt. 

Sobald der ftändifche Ausfhuß erjicht, daß Vater und Sohn zu Abs 
geordneten gewählt find, wird er diefelben auffordern, fich binnen drei Tagen 
darüber: wer von ihnen die Wahl annehmen molle? zu erklären, und Falls 
biefe Erklärung nicht eingeht, davon dem Staatsminiſterium Anzeige machen, 
welches ftatt des Sohnes, oder font ſtatt des Zurudtretenden, einen’ andern 
Abgeordneten. wählen läßt. . 

Den von mehreren Wahlcollegien gewählten Abgeordneten fordert der 
Ausfhuß auf, ſich daruͤber binnen drei Tagen zu erklären: welche Wahl er 
annehmen molle? — beftimmt, Falls diefe Erklärung nicht erfolgt, für wel⸗ 
ches MWahlcolegium der Abgeordnete die Wahl anzunehmen habe, und macht 
dem Staatsminifterium Anzeige, welches Wahlcollegium von Neuem zu waͤh— 
Ion bat, worauf jenes die neue Wahl anorbnet. 

U. Wahl der Abgeordneten ber drei Stan: 

bestlaffen. 
| 15 Wablcollegien. 

$. 52. Die Stimmberechtigten des ritterfchaftlichen Wahlbezirkes, bie 
Wahlmänner jedes ftädtifchen oder Ländlichen Wahlbezirkes bilden das Wahl: 

collegium beffelben. 
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Allein in der Stadt Braunſchweig follen aus den emannten Wahlmäns 
nern drei gleiche Wahlcollegien gebildet werden, in welche die flimmführenden 
Mitglieder des Magiitrates fi dergeftalt vertheilen, daß fie nur in einer dier 
fer Abtheilungen ftimmen. Jede Abtheilung mählt zwei Abgeordnete und 
zwar in folchen Bwifchenräumen, daß ihe die bereits Gewählten bekannt feyn 
tönnen. 

2) Liften der Wählenden und Wählbaren. 

6. 53. Vor der Wahl der Abgeordneten werden abgefondert für dem 
ritterfchaftfichen, für jeden ftädtifchen, für jeden Ländlichen Wahlbezirk zwei 
Liften angefertigt, 

Die erſte enthält bei der Nitterfchaft alle Stimmberechtigte, bei den 
ſtaͤdtiſchen und ländlichen Wahlbezirken alle Wahlmänner. | 

Die zweite enthält alle als Abgeordnete Wählbate des Bezirks, 

$. 54. Diefe Liften werben: 

für die Ritterfchaft von dem fländifhen Ausſchuſſe, 
für die ftädtifchen und ländlichen Wahlbezirke von den Kreisdirectio- 
nen, und nur in den Städten Braunſchweig, Wolfenbüttel und 
« Helmftedt von dem Magiftrate aufgeftellt. 
Bekanntmachung biefer Eiften. 

$. 55. Die betreffenden Behörden machen dieſe Liften durch ein öffent 
liches Blatt befannt, und fordern zugleich alle diejenigen auf, welche Redas 
mationen gegen diefelben zu haben glauben, folche binnen drei Zagen, vom 
Tage der Bekanntmachung an, geltend zu machen, und es gelten, hinficht: 
lich Ddiefer Liften und Reclamationen, die $$. 38. 39. und 40, feftgefegten 
Beftimmungen. Die betreffende Behörde theilt diefe Liften mit den etwa 
erfolgten Berichtigungen dem Präfidenten des Wahlcollegiums zeitig mit. 

8) Deren Präfidenten. 

$. 56. Das Verfahren bei den Wahlcolfegien wird duch Präfidenten 
geleitet. Diefe werden von ber Landesregierung ernannt, Der Prafident des 
ritterſchaftlichen Wahldollegiums ift aus deffen Mitgliedern zu nehmen. Stimm 
führende Magiftratsmitglieder und Kreisdeamte können nicht Präfidenten deg 
Wahlcollegiums feyn, in deffen Bezirke fie angeſtellt find, 

4) Beifiger bes Präfidenten. 

$. 57. Der Präfident wählt fid) aus den Mitgliedern des Wahlcolle: 
giums zwei Beiſitzer, welche ihn unterflügen, auf die Befolgung der gefeglie 
hen Vorſchriften mit achten und das Protocoll mit unterzeichnen, 

5).Protocollführung. 

$. 58, Ueber das ganze Wahlgeſchaͤft wird ein Protocoll aufgenom- 
men, und zwar: 

bei der Ritterfchaft von dem Landſyndicus; 
in ben Städten von einem Magiftrats: Serretafr oder Notar; 
in ben ländlichen Wahlcollegien von einem zu diefem Gefchäfte von 
der Landesregierung committirten Actuar oder Protocolfführer, 
6) Wahltag. 

$. 59. Sobald die Liſten der Stimmberechtigten,. Wahlmänner und 
Waͤhlbaren publicirt find, fegt der Präfident des Wahlcollegiums den Wahl: 
tag an, zwifchen welchem und ber Publication der Liften jedoch mindeſtens 
14 Zage liegen müffen, beftimmt zugleich den Ort der Verfammlung, und 
ladet die Stimmberechtigten und Wahlmänner duch eine, in einem oͤffentli⸗ 
hen Blatte bekannt zu machende, und zugleich duch ſchriftliche Ladung vor. 

Dieſe Ladung muß den Mitgliedern der Ritterfchaft fpäteftens 4 Tage, 
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‚ ben Mitgliedern ber ftädtifhen und Ländlichen Wahlcollegien fpäteftens 2 Tage 
vor dem Wahltage behändigt werden. 
8.60. Die Infinuation der fchriftlichen Ladung geſchieht: 
bei der Ritterſchaft durch die Kreisämter, und zwar durch Ablieferung 
auf dem flimmberechtigten Gute, infofern nicht der Stimmberedys 
tigte dem ftändifhen Ausfhuffe einen andern im Lande belegenen 
MWohnfig angezeigt hat; | 
in den Städten durch den Magiftrat; 
in den Fleden und Dörfern durch die Kreisämter, 

$. 61. In der Regel fol das ritterfchaftlihe Wahlcollegium zu Braune 
fhweig in dem landſchaftlichen Haufe ſich verfammeln. 

Die Wahlcollegien der aus mehreren Städten zufammgefegten ſtaͤdtiſchen, 
und der aus mehreren Kreisämtern zufammengefegten ländlihen Wahlkteiſe 
ſollen in der Regel abwechfelnd in einer der Städte und einem der Kreisämter 
zufammenfommen, 

$ 62. Zür bie fläbtifchen und laͤndlichen Wahlcollegien ift der Wahl: 
tag auf einen Sonntag anzufegen. Das Collegium wohnt zunörderft dem 
Gottesdienſte bei, in welchem eine ber Zeierlichkeit der Handlung angemeffene 
Dredigt gehalten wird. 

Zu diefem Ende hat der Präfident des Wahlcolleglums dem herzoglichen 
Confiftorium Anzeige von dem angefegten Wahltage zu machen, umd biefes 
die erforderlihen Inſtructionen zu ertheilen. 

7) Wahlhandlung. 

$. 63. Das Gefhäft wird damit eröffnet, daß ber Präfident die Mits 
glieber des Wahlcollegiums nad) der Lifte aufruft, diefelben durch Vorzeigung 
ber Inſinuations-Documente, und die ernannten Wahlmänner zugleich durch 
die diefen ausgeftellten Zegitimationsurfunden, ſich legitimiren läßt, die Uns 
befugten entfernt, und nachzaͤhlt, ob zwei Drittel der Mitglieder des Golle> 
giums erfchlenen find, 

Sind diefe anmwefend; fo wird ihnen ber Zweck der Verfammlung, fo 
wie die Lifte der MWählbaren bekannt gemacht, fodann leiften die Anweſenden 
das, 6. 25. vorgefchriebene Angelöbnig, und es wird bei der Abftimmung 
eben fo verfahren, mie diefes für die ftädtifhen Wahlmänner vorgefchrieben iſt. 

8) Regitimationsurfunben und Berihte über bie Wahl. 

$. 64. Der Gewählte wird der Berfammlung befannt gemadjt, der 
Mräfident ftelt ipm eine Urkunde, nady dem Formulare unter C,, zu feiner 
Legitimation aus, läßt die erfolgte Wahl in die braunfchweigifhen Anzeigen 
einruden, und macht von der Wahl ſowohl der Landesregierung, als auch 
dem fländifhen Ausfhuffe Anzeige, fendet Iegterm auch die aufgenommenen 
Protocolle ein, ae 

9) Wahl der Stellvertrere,_ ;, * 

8. 65. Nachdem die Wahl der Abgpprbneten nen iſt, erfolgt 
die der Stellvertreter auf ganz gleiche Weiſe. 

Dritter Abſchnitt. 
Bon der Wahl der frei gewählten Abgeordneten, 
Il. Bon ben Wahlmaännern. 


1) Ernennung ber Wahlmänner des gemeinfhaftliden Wahl: 
Collegiums. 

5. 66. Nachdem die Wahl der Stellvertreter der Abgeordneten been⸗ 
digt iſt, ernennt jedes Wahlcollegium die Wahlmaͤnner, welche daſſelbe nach 
$. 13. der Landſchaftsordnung zu dem gemeinſchaftlichen Wahlcollegium der 

drei Standesklaſſen abzuordnen hat. 
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2) Verfahren bei ben Wahlen. 
$. 67. Der Präfident, welcher die Wahl ber Abgeorbneten geleitet hat, 
leitet auch die Wahlen dieſer Wahlmaͤnner, und es wird bei denfelben «ben 
fo verfahren, wie bei den Wahlen der Abgeordneten, jedoch fol die dem Ger 
wählten zuzuftellende Urkunde nad dem Hormulare D. abgefaßt ſeyn. 


U, Wahl ber Abgeorbnetenm 
1) Bildung bes Wahlcollegiums. 

$. 68. Diefe 10 ritterfchaftlichen, 12 ftädtifhen und 10 Ländlichen 

Mahlmänner bilden ein Wahlcollegium. 
2) Präfident, Beifiser und Protocollführer. 

$. 69. Sobald die Regierung die Anzeige von den beemdigten Wahlen 
erhalten hat, ernennt fie den Präfidenten diefes Wahlcollegiums, läßt dem: 
ſelben die Lifte der Gemählten zufertigen, diefer wählt ſich aus derfelben drei 
Beifiger, nämlich einen aus jeder Standesklaffe, und die Protocolführung 
beforgt der Landſyndicus. . 

8) Wahltag. 

$. 70. Der Präfident fegt, nach feiner Ernennung, fofort ben Wahltag 
an, und verfährt bei der Vorladung der Wahlmänner eben fo, wie diefes für 
die übrigen Mahlcolfegien vorgefchrieben iſt; es find jedoch die Ladungen fpäs 
teftens 6 Tage vor dem angefegten Zermine den Wahlmännern zu behändis 
gen. In der Regel fol ſich diefes Wahlcollegium in Braunfchweig ver: 
fammeln. 

4) Wahlhandlung. 

8. 71. Bei der Mahl der Abgeordneten verfährt der Präfident bei der 
Eröffnung des Gefchäftes eben fo, wie bei den Übrigen Wahlcollegien ($. 52.), 
und erinnert an die hohe Wichtigkeit der vorzunehmenden Handlung, und. an 
die Pflicht jedes MWählenden, nur Männern von erprobter Rechtlichkeit und 
Einfiht feine Stimme zu geben. 

Hierauf werden zuvörderft die beiden Abgeordneten, welche der höheren 
Geiſtlichkeit angehören müffen, und zwar diefe, fo wie noch vier Abgeordnete 
aus den auf Lebenszeit ernannten zwölf Prälaten, und nur, infofern dieſe 
nicht vorhanden find, oder aus gefeglihen Gründen im Voraus erklärt haben, 
die Wahl ablehnen zu wollen, aus einer von dem Staatsminifterium aufges 
ftellten, die vorhandenen und gefeglich nicht entfchuldigten Prälaten umfaffens 
den Lifte von zwölf Perfonen dergejtalt gewählt, daß die Uebrigbleidenden zu 
Stellvertretern der gewählten Abgeordneten ernannt werden, Sollten von bie 
fen Perfonen mehr als ſechs zu Abgeorbneten gewählt ſeyn; fo Eönnen bie 
fehlenden Stelivertreter aus allen ben Perfonen, welche überhaupt wählbar 
find, gewählt werden. | 

Bei den übrigen 10 Abgeordneten hat das MWahlcollegium ſich davon 
zu vergemwiffern, daß bie Gewählten die allgemeinen, gefeglicy erforderlichen 
Eigenfhaften haben. (Vergl. Landfh.:Drbn. $. 71— 75.) 

: Bei der Abjtimmung felbft, der Ausftellung der Urkunden für die Ges 
wählten, der Bekanntmachung der Wahlen, deren Anzeige, der Abgebung der 
Protocolle und der Wahl der Stellvertreter wird übrigens eben fo verfahren, 
wie bei der Wahl der übrigen Abgeordneten, 

Würde indeß bei der Abftimmung fich Feine abfolute Stimmenmehrheit 
ergeben; fo können diejenigen, welche die verhältnißmäßig meiften Stimmen 
haben, auf eine engere Wahl nur dann gebracht werden, wenn mindeftens 
zwei bderfelben ein Drittel der abgegebenen Stimmen für fi) haben. Wäre 
diefes nicht der Fall; fo wird von Neuem gewählt, 
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Vierter Abſchnitt. 
Bon den Koften d ablen. 


. 73. Die Wahlmaͤnner, welche zur Wahl der ſtaͤdtiſchen oder laͤnd— 
lichen Abgeordneten ſich an einen anderen Ort begeben muͤſſen, erhalten auf 
Verlangen aus den Kaſſen der Gemeinden, welche fie vertreten, eine billige 
Entfhädigung für die aufgeroendeten Reife: und Zehrungskoſten. 

Außerdem haben weder Wahlmänner noch Stimmberechtigte einen Ans 
fprudy auf Erfag der ihmen duch die Wahlhandlung etwa veranlaßten Koften, 
mit Ausnahme des $. 28. bemerften Falles, 

$. 74. Die ftädtifhen und laͤndlichen Wahlmaͤnner, welche Behuf der 
Wahl der freigewaͤhlten Abgeordneten ſich in einem andern Orte verſammeln, 
erhalten dieſelben Diaͤten und Reiſekoſten, wie die Abgeordneten, aus der 
Staatskaſſe. 

$. 75. Die Koſten, welche durch die Gefchäftsführung ber Verwal— 
tungsbehörden bei den Wahlen veranlaßt worden, tragen die Staatskaffen. 


21. 
Herzogthum Naſſau. 


Wenige von den kleinern teutſchen Staaten erlebten in den letzten 
Jahrzehnten ſo wichtige politiſche Veraͤnderungen, als das nunmehrige 
Herzogthum Naſſau. Bis zum 24. Maͤrz 1816, wo mit dem Tode 
des Herzogs Friedrich Auguſt zu Naſſau-Uſingen die Linie Uſingen ers 
loſch, und der Herzog Wilhelm von Naſſau-Weilburg in den geſamm⸗ 
ten Laͤndern beider Linien nachfolgte, war nicht nur das Beſitzthum dier 
fer ältern Hauptlinie des Haufes Naffau (denn die jüngere Hauptlinie 
gelangte im Jahre 1814 zur Eöniglichen- Würde in den Niederlanden) 
unter zwei regierende Zürften getheilt, fondern auch, unter dem Wechſel 
der politifchen Verhältniffe feit dem frangöfifchen Revolutionskriege, in 
welchem dad Haus Naffau feine überrheinifchen Befigungen verlor, theils 
in dem Neichödeputationshauptbefchluffe, theils bei der Stiftung des Rheins, 
bundes, theild auf und nad dem Wiener Gongreffe, durch bejondere 
Verträge mit Preußen (31. Mai 1815) und NafjausDranien (24. Juli 
4814), fehr verändert, im Ganzen aber wefentlich vergrößert, und aus 
fehr verfchiedenen geographiichen Beftandtheilen zu Einem in ſich abges 
ruͤndeten Staatsförper vereinigt worden, 

Noch vor der Eröffnung des Wiener Congreffes erhielt, durch Pa— 
tent der damals regierenden beiden FZürften vom 2. Sept. 1814, das 
Herzogthum eine octroirte Verfaſſung (die erſte, nach der Auflöfung 
des Rheinbundes, auf teutfchen Boden), und im Jahre 1816 eine; die 
gefammte innere Verwaltung neu geftaltende, politifche Drganifation. 

Denn unter den Heinen teutfhen Staaten (wohin in public‘ ſtiſch⸗ 
ſtatiſtiſcher Hinſicht alle gehoͤren, deren Bevoͤlkerungszahl keine halbe Mil⸗ 
lion erreicht) das Herzogthum Naſſau das einzige iſt, in welchem das 
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fogenannte 3weilammernfpftem. beftcht; , fo- darf man nicht vergef- 
fen, dag — im Verhältniffe zur Größe.des Landes — in diefem Herzog: 
thume‘ viele’ dvormalige reichsummittelbare· Stände der Souverainetät des 
Herzogs untermorfen worben waren, welchen ein Ehrenplatz in ber er: 
fien Kammer (‚der fogenannten Herrenbank) ertheilt ward. 

a) Patent’ vom 1/2. Sept. 1814. 

Wir Friedt ich Auguſt, von Gottes Gnaden fouverainer Herzog zu 
Raffau ze. 0 und: 3° rn 
Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden fouverainer Fürft zu 
Naſſau x. ꝛc. 2, ad WR ni 
find, waͤhrend der vorlibergegangenen ungluͤcklichen Zeit fremder Dberherr⸗ 
fohaft in tentfchen Landen, bei fortdauernden Bedruͤckungen ber Gewalt in 
auswärtigen. Staatsverhältniffen,,; wodurch Wir. mit, Unfern Unterthanen, und 
Angehörigen im gleichen Maaße, wie alfe teusfche ‚Staaten, gelitten ‚haben, 
ſtets und immer bedacht gewefen, die, nad dem Rathſchluß der göttlichen 
Vorfehung Uns annertvaute, unbeſchraͤnkte Regierungswirkſamkeit, ſammt dem 
Recht der Gefeggebung, dahin zu verwalten ,, daß, in diefer ſchwierigen Lage, 
fo meit es die Amſtaͤnde erlaubten, nicht allein bie bürgerliche Freiheit 
Unſrer Unterthanen: möglichft geſichert und bie politifche Gleichheit der⸗ 
felben . von dem Gefeg aufrecht gehalten, fondern, aud) der Grund zu einer 
Eünftigen, auf diefen beiden Stügpuncten ruhenden, Ber: 
faffung gelegt. wurde, deren, volle, Ausbildung Wir, im zuverfichtlichen 
Vorgefuͤhl ‚einge nahen glüdlichen "Weränderung ‚in den: gefpannten europdis 
Then Staatenverhältniffen, mit dem Eintritte derfelben. erwarteten, 

WVon dieſer Abſicht ausgehend und von folhen Beweggründen geleiter, 
haben Wir bis hieher die vollkommenſte Duldung, religiöfer Meinungen, und 
Uebung jedes Gottesdienſtes in Unfern Landen ‚gehandhabt; eben fo die 
freie Aeußerung politifher Meinungen, fo weit auswärtige Staatsrüdfichten 
nicht eine: Beſchraͤnkung verlangten. Wir, haben, ‚in, landeshertlichen Ebdicten, 
Unfern,. Unterthanen und. Staatsangehörigen,. den; freien Abzug mit ihrem 
Vermögen, mach: erfüllter Mititairpflicht,, in ale diejenigen Staaten zugeftan: 
den, ‚mo gleiche Abzugsfreiheit. in Unſer Gebiet, geflattet ‚wird. , Wir. haben 
die Leibeigenfhaft von. Grund aus in Unferm Hexzogthume getilgt, den. Frohn⸗ 
und Dienitzmang, unter Schadloshaltung der Dienſtherren, geloͤſet, kaͤperli⸗ 
he Zuͤchtigungen als Strafmittel ahgeſtellt, erblihe Vorrechte ‚auf hoͤhere 
Staatsaͤmter nicht anerkannt: ‚vielmehr;aus allen Staͤnden zu den oberſten 
Civil: und Militairſtellen berufen, wer Uns dazu tuͤchtig erſchien. Die Ju— 
fligpflege wurde, ‚unabhängig ‚von Uns, durch die. angeordneten Juſtizbehoͤrden 
verwaltet, :, Wir haben Unſern landesherrlichen — den Gerichtshoͤfen un⸗ 
tergeordnet und Uns des Rechts, anggitellte Staatsdiener willkuͤhrlich zu ent⸗ 
laſſen, begeben. Wir haben die freie Benutzung des Grundeigenthums unter 
den Schutz ſchirmender Geſetze geſtellt, das Recht der Wildbahn und alle, 
den Anbau des Bodens ſtoͤrende, Weidegerechtſame bis zur Unſchaͤdlichkeit 
beſchraͤnktz die Abloͤſung der Zehnten, Grundbelaſtungen und Servituten vor— 
bereitet, fo wie die. Vertheilung gemeinheitlicher Allmenden im Voraus er» 
leichtert; endlich für die Einführung einer völligen Gewerbefreiheit vorbereis 
tende Manfregein getroffen... Wir haben Eeine Abgaben von Unfern Unters 
thanen erhoben, außer für Beduͤrfniſſe des Staates; Wir. haben. verordnet, 
daß ein Jeder dazu beitrage, nach dem Maaßſtabe feines reinen Einkom⸗ 
. daß einzelnen Ständen ober Perfonen keine Koefrangen | forthin davon 
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belaffen werden. Wir haben, in dringenden Finanzangelegenheiten, Domai⸗ 
nen Unfers Haufe zum Vortheil der Staatskaſſe veräußert, indem es Uns 
nicht als eine Aufopferung erfchien, was von Unferm Familiengut. zur Wohl: 
fahrt des Landes verwendet wurde. | 

Mir waren belohnt durch das Bewußtſeyn, zum öffentlichen Wohl 
Unfre Regierungsrechte fo zu verwalten, durch die oft ımd in unzweifelhaften 
Aeußerungen zu Unfrer Kenntniß gefommene, treue Anhänglichkeit Unſter Uns 
terthanen, weniger nicht, durch den glüdtichen Erfolg Unſter Bemühungen, 
worin die Uns Angehörigen, unter mancherlei ſchwierigen Verhältniffen, Schuß 
und mefentliche Vortheile, mit Auszeichnung fogar, nicht felten ‚gefunden 
haben. . Der fchönfte Kohn aber wurde Uns zu Theil, als Wir Uns durch 
die Wirkungen diefer Verwaltungsweife in den Stand gefegt fahen, dem gro= 
fen, gegen bie, von unbegrenztem Ehrgeize verfuchte, Aufrichtung einer Allein 
herrfchaft in Europa, mit der ganzen Kraft des, Unfrer Regierung unterge= - 
benen, teutfchen Staatsgebieted beizutreten, und als Wir, in dem ruhmwuͤr⸗ 
digen Eifer Unfrer Untertbanen, für des gemeinfamen teutfchen Vaterlandes 
Miederherftelung zur Freiheit und Unabhängigkeit Mittel fanden, ein meh⸗ 
reres fogar für diefen großen Zweck aufzubieten,; als Uns, nad) den abge: 
fchloffenen Verträgen, zu leiften oblag. 

Wir haben Unfern Unterthanen bei andern Veranlaſſungen öffentlich - 
daflır gedankt, und erneuern auch jest gern diefen Ausdrud Unſers Gefühs 
led. Sie haben ihr Recht auf eine felbftftändige und ehrenhafte Stellung 
unter den verwandten Stämmen bed teuffchen Volkes, im künftigen teut 
[hen Staatenvereine, ſich befeftigt, und Wir finden uns bewogen, die Anz 
erkennung diefes Rechts, durch die dauerhafte Begründung einer eigen= 
tbümlihen Berfaffung, noch mehr ihnen allenthalben zu verfidern. 
Wir haben den Augenblid erlangter Befreiung von dem Uebergewicht frem⸗ 
den Einfluffes dazu benugt, die, im Gefolge des aufgedrungenen Gontinen: 
talſyſtems bei Uns nothwendig gewordenen, Befchränkungen des Handels und 
einiger Gewerbe wieder aufzuheben; die Anftalt allgemeiner Bewaffnung, mit 

* Unterdrüdung ber, bei dem frühen Mititairfpfteme beftandenen, Mititairdis: 
penfationstaren, auf eine feftbeftimmte und bleibende Weife in Unferm Der: 
zogthum einzufühen, auch die vormalige Freiheit des Buchhandel und der 
Druderpreffen, mit Beſchraͤnkung bed Nahdruds zum Vortheil teutfcher 
Schriftitelter und Verleger jedoch, Unfern Unterthanen zurudgegeben. Die 
fortdauernde Wirkung diefer Gefege und conftitutionelien Einrichtungen ftehen 
unter dem erhabenen Schuge ber 'verbündeten Mächte; nach deren weifen, das 
Wohl der Nationen befeftigenden, Befchläffen ihnen von außen die beruhis 
gende Gemwährleiftung ber, mit Gerechtigkeit vereinten, Stärke auch forthin 
verbleiben wird. Es ift alfo nur übrig, Allem, was für die Einführung einer 
liberalen, den Bedürfniffen Unſrer Zeit und Unfers Staates entfprechenden 
Verfaſſung, in Unferm Herzogthume entweder fchon gefchehen ft, oder noch 
erforderlich feyn wird, auch eine gleich Eräftige Gewährleiftung im Innern zu 
geben, welche Wir in der Errihtung von Landftänden gefunden zu 
haben glauben dürfen. 

Indem Wir Unfern Landftänden bie Bewahrung jener angeführten Grund⸗ 
lagen fowohl, wie die weitere Ausbildung einer folchen eigenthümlichen Lan⸗ 
besverfaffung Übertragen, Überlaffen Wir Uns der Hoffnung, dieſelben gegen 
den Wechſel alter Dinge, melden gefegliche Einrichtungen, in rein monat: 

chiſchen Staatsformen mehr, wie anderwärts, unterworfen find, nach Mög: 
lichkeit, auf biefer Seite ficher geftellt zu haben. Außerdem werden Mir 
von der Abficht geleitet, den Standes⸗ und Grundherten Unfers Herzogthums 
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deren’ vormalige unmittelbare Beicyegebiete, im Laufe der Ereigniffe, Unſrer 

und eben worden ſind, einen verhaͤltnißmaͤßi⸗ 
mliche Geſetzgebung und Bers 
es Vorrecht, zuzuſichern, und auf dieſe 
Art ihnen einen verfaſſungsmaͤßig irkungskreis zu eroͤffnen, in welchem 
fie fuͤr des Landes und ihrer vorma Unterthanen Wohlfahrt thätig feyn 
koͤnnen; und wodurch billige Anfprinhe befriedigt werden, ohne die zum Flor 
Unſers vereinigten Herzogthums erforderliche, und Unſern fümmtlichen Unter: 
terthanen in gleichem Maaße wohlthätige, Einheit in der Landesyefeggebung 
und Vereinfachung: dee Verwaltung und Berwaltungsform zu ftören, deren 
gluͤcklichen Folgen ſich Alte, wie Wir fehnlichft wuͤnſchen und hoffen, in den 
Lommenden ruhigern Zeiten noch mehr erfreuen werden, als bisher unter min: 
der. günftigen Außen Verhaͤltniſſen geſchehen konnte. 

Hiernach haben Wie befchloffen und verorbnen, wie nachfolgt: 

8 1.: Die Landftände Unfers Herzogthums find zufammengefegt aus 
Mitgliedern der Herrenbank und Landesdeputirten, weldhe in 
abgefonderten Sigungen »fid verfammeln. Die Mitglieder der Her: 
venbanf: werden von Uns: auf Lebenszeit oder. erblich. ernannt, die Landes: 
deputirten aber von den Vorſtehern der Geiftlicykeit und hoͤhern Lehranſtal⸗ 
ten, von den begätertften. Landeigenthuͤmern und von den Inhabern ‘größerer 
Gewerbe, in dem weiter unten beftimmten Derhaͤlmig und in Gemaͤßheit 
der darüber ertheilten Vorſchriften, erwähkt.«: 

6. 2, Die politifche: Stellung: Unfrer Landſtaͤnde im Allgemeinen und 
im Beſondern, fo wie auch die vollſtaͤndige Bezeichnung desjenigen Antheils, 
den Wir ihnen an allen Zweigen der Geſetzgebung einraͤumen koͤnnen und 
werden, haͤngt mit von den zu erwartenden naͤhern Beſtimmungen Unſrer 
und Unſers Herzogthums Verhaͤltniſſe zu dem kuͤnftigen Geſammtvereine der 
teutſchen Staaten ab. Vorlaͤufig alfo, und bis zu hiernaͤchſt erfolgender 
nachtraͤglichen Verordnung, erklären Wir hiermit und verſprechen, für Uns 
und Unfre Regierungsnachfolger unabaͤnderlich und für alle Zukunft verbind: 
lich: daß Wir die Sicherheit‘ des; Eigentyums und ber perfönlichen - Freiheit 
unter die mitwirkende Gemwährleiftung Unſrer Landftände ſtellen. Sie follen 
darüber wachen und darauf zu: halten befugt feyn, daß die freie Wirkſamkeit 
der oberften. Juſtizbehoͤrden niemals beſchraͤnkt werde, daß willkuͤhrliche Ver⸗ 
haftungen, ohne rechtliches Verfahren nach den beſtehenden Geſetzen, nie und 
auf keine Weiſe Statt finden; auch daß keiner Unfter Unterthanen jemals 
ſeinem gewoͤhnlichen Gerichtsſtande und durch die Geſetze vorher beſtimmten 
ordentlichen Richter, durch außerordentliche Maaßregeln, entzogen werde. Zu 
dem Ende legen Wir fofort Unſern Landſtaͤnden nachfolgende Rechte bei: 

9) Ohne ihre Einwilligung fol an den, in dem Eingange des gegenwaͤr⸗ 

tigen Ediets erwaͤhnten, die, Aufrechthaltung ber bürgerlichen" und Ge: 
‚werbefteiheit, fo wie die Gleichheit der: Abgaben bezweckenden Gefegen 
and: Eintichtungen, weder von Uns nod) von Unſern Regierungsnady: 
folgen, zur Beſchraͤnkung der darin ‚beftimmten Rechte, jemals einige 
pi ng verfügt werden. Ueberdies follen wichtige, das Eigenthum, 
"Be erföntiche Freiheit und Verfaſſung betreffende, neue Landes: 
ei gefege nicht ohne den Rath und und die Zuftimmung der Landitände 
eingefuͤhrt werden. 
+2) Sie können Uns Borfchläge zu Abänderung beftehender und Ein: 
'* führung. neuer Gefege überreichen, allgemeine und befondere Beſchwer⸗ 
den einzelner Landestheile oder Unterthanenklaſſen Uns vortragen, ‚und 
fordern, daß gegen Unfern Staatsminifter, fo wie = gegen Landes: 








Oberherrlichkeit 
gen Einfluß auf die eige 
waltun g· Unſers Staates, als 
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collegien, wegen — — — 
miſſion angeordnet werde, wenn dieſe —— auf beſcheinigten 
Abgaben beruhen, daß von ihnen Verletzungen der hier oben unter 
Mr. 1. angeführten, und. ſogleich hier nachfolgend uͤher die Abgaben⸗ 
erhebung und Verwendung feitgefester Verfaſſungsbeſtimmungen ver 
fügt oder zugelaffen worden, oder aud), daß fie ſich —— 
verbotene Annahme von Geſchenken erlaubt, oder beinihren Untergebenen 
zugelaffen haben. Dergleichen WVorfchläge und ‚Befchwerden können 
von jedem einzelnen Mitgliede. der Herrenbank und ber. ans 
deöbeputirten, twährend der Sigungen. Ihrer Verſammlung, in. Antwag 
gebracht werden. Die Anträge werden in jeder Abtheilung befonbers 
erörtert und darüber abgeftimmt. Sie können Uns aber nur alddann 
vorgelegt werden, wenn fie die Zuftimmung der Mehrheit: in 
jeder Abtheilung erhalten haben. Auf gleiche Art werden die, von 
Uns ben Landftänden zum Gutachten und Beiftimmung mitzutheilen: 
den, Gefegesvorfchläge in jeder Abtheilung befomders disſcutitt und dar⸗ 
über abgeftimmt, fo daß nur die für ſich zählende Stimmenmehrheit, 
in jeder einzelnen Abtheilung, die Zuftimmung. der Landſtaͤnde beur- 
Eundet. Herrſchen getheilte: Meinungen in beiden. Abtheilungenz; fo 
wird die Dereinigung berfelben durch eine, vom jeder Abtheilung in 
gleicher Anzahl zu erwählende, Deputation verfucht,: welche unter den 
beiden Präfidenten zufammentritt. Bei. nidyt Statt findender Berein- 
barung behalten Wir Uns die Landesherrfiche Entſcheidung bevor. 
Alle, von den Unterthanen zu erhebende, directe und: indirecte Abgas 
ben follen von der Mehrheit Unfrer Lanbitände, wobei die einzelnen 
Stimmen, nad gefchehener befondererslimfenge, in beiden Abtheilungen 
zufammen zu zählen find, im Voraus bewilligt werden; alle directe 
Abgaben für den Zeitraum eines Jahres, die imdirecten, nach Gut: 
finden,. auf ſechs Jahre. hinaus.. Zu dem Ende ift das Bebürfniß 
des kommenden Jahres, fammt dem wahrſcheinlichen Extrage ‚ber zu 
erhebenden Abgaben, in genauen und vollftändigen Ueberſichten, ihnen 
vorzulegen; auf.gleiche Art. auch die gefchehene Verwendung ber, fruͤ⸗ 
ber von den Randftänden zu angegebenen Staatsbedürfniffen berilligtem, 
Abgaben ihnen, unter geftatteter Einficht der geführten Rechvungen, 
mit den Belegen derſelben nachzuweiſen. 

Die Landftände koͤnnen, während ihrer jeweiligen Sigungepeit, Vor: 
ftellungen und Bittfehriften von einzelnen Unterthanen ſowohl, wie 
auh von Gemeinden. annehmen. : Solche müffen fchriftlich an die 
Praͤſidenten beider Abtheilungen eingeſchickt werden. 
$. 3. Wir werden die Landſtaͤnde alljährlich, zwifchen den 1. Sanuar 
und 1. April, und fonft im Laufe des Jahres, fo oft es Uns. erforderlich 
fcheint, außerordentlich verſammeln; behalten Und aber das Recht vor, ihre 
Sigungen nach Gutbefinden zu unterbrechen, auch bie Berfammlung der 
Landesdeputirten gänzlich aufzulöfen, und eine anderweite Wahl derſelben ans 
zuordnen. ine jede eigenmächtige Zuſammenkunft der Verſammlung ber 
Landftände oder einer von ihren Abtheilungen, ohne Unſre vorgängige Ein⸗ 
ladung, iſt unerlaubt, und was darin verhandelt oder beſchloſſen werden ſollte, 
fuͤr null und nichtig zu achten. Bei den ordentlichen und außerordentlichen 
Verſammlungen der Landſtaͤnde werden Wir zu den Sitzungen jeder Abthei⸗ 
lung Commiſſarien abordnen, welche an allen Verhandiungen Antheil neh⸗ 
— ohne jedoch bei den Abftimmungen zugegen zu fepn. Die Handhabung 
er Innern Polizei der Verfammlungen bleibt ihnen felbft überlaffen; nad) 


3 


— 


4 


N 
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Manfgabe einer Ordnung jedoch, die im Laufe der erften Sigung zu ent: 
toetfen umd Uns zur Genehmigung vorzulegen ift. Während der Verfamm: 
lung der Landftände kann kein Mitglied, ohne Zuftimmung der. Abtheilung, 
wozu es gehört, aus Irgend einem Grunde oder Veranlaffung, zu gefängli- 
cher Haft gebracht! werden. 

$. 4. Gebohrne Landftände und Mitglieber der Herrenbant find 
alle Prinzen Unfers Haufes, nad zuruͤckgelegtem ein und zwanzigften 
Fahre ihres Lebensalters. Sodann ertheilen Wir die Landftandfhaft zur 
Herrenbant, als ein erbliches mit dem Befige der, in Unferm Herzogthume 
beftehenden, Standesherrfchaften verbundenes Vorrecht, den fürftlichen Haͤu⸗ 
fern von Anhalt: Bernburg: Schaumburg, von Solms: Braun: 
fels, von Wied: Neumied, von Wied: Runkel und von Solms: 
Lich; ſodann den geäflichen $amilien von Waldbott: Baffenheim und 
von Walderndorf; emdlih dem Herm Fürften von der Leyen, wegen 
der Srundherrlichkeit zu Fahbah und Nievorn, dem Herm Fürften von 
Hapfeld, wegen dee Grundherrfchaft Schönftein, und dem Freiherrn von 
Stein, wegen ber Herrſchaften Früchte und Schweighaufen, fammt übrigen, 
von Unferm Gefammthaufe zu Lehen tragenden, Stammgütern. Die jewei⸗ 
gen Häupter dieſer fürftlichen, gräflichen und freiherelihen Familien und 
Inhaber der bemeldeten Standesgebiete und Grundherrfhaften, find erbliche 
Landftände in Unferm Herzogthume und gebohme Mitglieder der Herrenbank. 
Sie haben das Recht, den Verſammlungen der Landftände, vom Eintritt in 
das fünf und zwanzigfte Lebensjahr an, perſoͤnlich beizumwohnen, und 
Fönnen ſich, nad) Gutfinden, auch durch befonders dazu geordnete Bevoll⸗ 
mächtigte darin vertreten laſſen. Gleiches Bertretungsrecht fteht den Vor— 
mündern unmiünbiger Samilienhäupter zu; doch muͤſſen ihre ftellvertretenden 
Bevollmächtigte in Unfern Landen angeſeſſen feyn und mindeftens dem reis 
herenftande angehören, auch das fünf und zwanzigfte Lebensjahr zuruͤck⸗ 
gelegt haben. Außer biefen vorgenannten werden Wir noch andere Mitglies 
der der Herrenbank, auf Lebenszeit oder mit dem Rechte der Vererbung, nach 
Unferm Gutfinden umd vorher eingehohltem Gutachten der ſchon beftehenden 
Mitglieder, ernennen, mit der Einſchraͤnkung jedoch, daß diefelben zum teut: 
fchen Fürftens, Grafen» oder Freihernftande gehören, und wenigftens zwei: 
hundert Gulden zu jedem Grundfteuerfimplum in Unferm Herzogthume 
beitragen. Kein Mitglied der Herrenbank kann fich durch ein anderes Mit: 
glied in der Derfammlung vertreten laffen, oder ihm die Führung feiner 
Stimme übertragen. 

8. 5. Die Verfammlung der Landflände von der Herrenbank findet 
gleichzeitig Statt mit der Verſammlung der Landesdeputirten, und an dem 
nämlihen Drte. Die Einladungsfchreiben werden Wir den Mitgliedern un: 
mittelbar zufertigen,. ben SPräfidenten aber für die Dauer jeder Sitzungszeit 
aus ihrer Mitte ernennen. Die allgemeinen Sigungskoften find aus Unfrer 
Staatskaffe zu beftreiten. | 

$. 6. Die Verfammlung der Landesdeputirten befteht aus zwei 
und zwanzig Mitgliedern, bei deren Wahl die hier nachfolgenden Vor— 
fhriften zu beobachten find. Die Infpectoren der evangelifch tutherifchen und 
der reformirten Geiſtlichkeit, ſodann die Landdechanten der katholiſchen ver: 
fammeln fih an einem beftimmten Tage unter dem Vorfige eines, von Uns 
bierzu abgeorbneten, Commiffarius auf deſſen vorgängige, ihnen zuzufertigenbe, 
Einladung. ine jede diefer Wahlverfammlungen erwählt einen Landesdepu⸗ 
tirten, auf völlig gleiche Art die Worfteher der höheren Lehranftalten einen, 
und alle in der zwölften und ſechs zehnten Gewerbſteuerklaſſe cataftrirte 


— 
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Gewerbeſitzer drei Landesbeputirte aus: ihrer Mitte, Die Koſten ber Reife 
zur Mahlverfammlung find den geiftlichen Infpectoren, Landdechanten und 
Mectoren der Lehranftalten zu vergüten,” Die Landeigenthüimer, welche zu 
jedem Grundfteuerfimplum wenigſtens fieben Gulden und darüber beitragen, 
erwählen funfzehn Landesdeputirte aus ihrer Mitte, und unter denjenigen 
Gutseigenthümern, die zu jedem Grundftenerfimplum wenigftens ein und 
zwanzig Gulden und darüber beitragen, auch das fünf und zwanzigfte 
Lebensjahr zurhöfgelege haben. Zu dem Ende find die Wahlmänner durch 
Einladung des, von Uns zu emmennenden, vorfigenden und dirigirenden Some 
miffarius, nach der vorgewefenen Abtheilung Unſers Herzogthums in Steuer: 
vevifionsdifteicte, in den fünf Hauptorten, namlich in Wiesbaden, Limburg, 
Ufingen, Ehrenbreititein und Hachenburg, zu verfammeln, und von ihnen die 
Wahl dergeftalt zu vollziehen, daß die MWahlverfammlung zu Wiesbaden 
vier, eine jede der Mahlverfammlungen zu Ufingen, Limburg und Ehren: 
breitftein drei, und jene zu Hachenburg zwei Landesdeputirte zu ernennen 
bat, In allen Wahlverfammlungen, ohne Unterfchied, entfcheidet die abfor 
Inte Stimmenmehrheit der anmefenden Mitglieber, Abweſende können ihr 
Stimmrecht an einen andern nicht übertragen. Die Abftimmung über: geeis 
genfhaftete Gandidaten zu. Landesdeputirten wird fo oft in. der Berfammlung 
wiederhohlt, bis die abfolute Stimmenmehrheit für einen jeden Einzelnen ents 
fhieden if. Die Wahl der Landesdeputirten geſchieht für die Dauer von 
fieben Jahren, Nach Ablauf derfelben wird zur neuen Wahl gefchritten, 
wenn nicht etwa früher eine außerordentliche Auflöfung der Kandesdeputationg: 
verfammlung von Uns verfügt worden iſt. Die abtretenden. Landesdeputir- 
ten find in jedem Falle wieder wahlfähig. 

$, 7, Die Reifekoften nebſt Tagegebühren für die Dauer der Sigungss 
zeit und für die Zage ihrer Gegenwart, am Orte der Verfammlung, follen 
ben Landesdeputirten, ohne Unterfchied, aus Unfrer Staatskaffe vergütet, und 
ber Betrag der fegtern, nach angehörtem Gutachten der Landitände, im Laufe 
ber eriten Sisungszeit von Uns beftimmt werden, Gleichermaaßen find die 
allgemeinen Sigungskoften der Landesdeputirtenverfammlung aus Unfrer Staats: 
kaſſe zu beftreiten, 

8. 8, Die Landesdeputirten verfammeln fi auf die, ihnen von Uns 
ferm dirigirenden Staatsminifterium zufgmmende, Einladung am beftimmten 
Drte und Zage, Den Präfidenten ihrer Verfammlung werden Wir, für eine 
jede Sigungszeit, aus drei von ihnen Uns vorzufchlagenden Mitgliedern er- 
nennen, Nur die Stimmen der, in einer Stimmung anwefenden, Landes: 
— werden gezaͤhltz Abweſende koͤnnen ſich durch Andere nicht vertre⸗ 

ten laſſen. 

$. 9. Die Sitzungen der Landſtaͤnde find nicht oͤffentlichz doch) 
koͤnnen diefelben durch Stimmenmehrheit die Öffentliche Bekanntmachung ihrer 
Verhandlungen, im Ganzen und Ginzelnen, mittelft Abdrud und Verthei— 
lung von fünf und zwanzig Eremplaren an jedes ihrer Mitglieder, 
verordnen, Auch find, nach dem Ermeffen der Stimmenmehrheit, in den 
Verfammlungen folhe Auszüge aus ihren Sigungsprotocollen durch das all 
gemeine Intelligenzblatt zur Öffentlichen Kenntniß zu befördern, 

i Die gegenwärtige Edictalverordnung foll von Unferm nachge— 
festen Staatsminifterium dergeftalt in Vollziehung gebracht werden, daß bie 
erite Verſammlung der Landftände im naͤchſtkommenden Zahre Statt finden 
kann. Mögen Unfre Unterthanen aller Stände und Klaffen darin einen 
neuen Beweis Unfers unbegrenzten Zutrauens zu ihrer treuen Anhaͤnglichkeit 
und vaterländifchen Gefinnung wahrnehmen, und Unfer unmwandelbares reines 
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Beftreben erfenuen, Bürgerglüd und Wohlftand in Unferm Staatsgebiete 
auf fichern Grundlagen und dauerhaft zu befeftigen. | 
Gegeben zu Biebrich am Iſten, und zu Schloß Engers, am 2, Sep: 


tember 1814. 
Friedrich Auguft, Herzog zu Naſſau. 
Friedrich Wilhelm, Fürft zu Naffau. 
| vdt. Sreih. v. Marfhatt. 


N 


Als Nachtrag zu dem $. 9. diefes Patents, in welchem es heißt: 
„die Sigungen der Landftände find nicht Öffentlich” warb fpäter be: 
flimmt: 
„daß die Sigungen ber zweiten Kammer ber Abgeorbneten allein 

Öffentlich feyn follen. 
Noch gehören aber, ald Ergänzung biefer landſtaͤndiſchen Verfaffung, 
zwei Patente ber damals regierenden beiden Fürſten hierher, welche 
fie, nad den im Sabre 1815 mit Preußen und mit dem Eöniglich 
oranifchen Haufe in den Nieberlanden abgefchloffenen Zerritorialverträgen; 
erließen. Ä 
b) Patent, die Wahl der — betreffend, v. 3/4 Nov. 
815. 


Win Friedrich Auguft, von Gottes Gnaden fouverainer Herzog zu 
Naffau ꝛc., und Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaben fouves 
trainer Fürft zu Naffau ꝛc. Ermägend, daß nach Unferm über Errichtung 
der Landftände in Unferm Herzogthum erlaffenen Edict vom 1/2. September 
vorigen Jahres die Wahlfähigkeit der Landesdeputirten und das Recht, Mit 
glieder der MWahlverfammlungen aus ber Klaffe der Landeigenthüumer und 
Gemwerbebefiger zu werden, mit einem nah dem Maaß der Grund» und 
Gewerbfteuercatafter beftimmten Beſitz von Liegenſchaften und Gewerben ver: 
bunden worden ift, haben darüber nähere Anordnungen zu erlaffen für nöthig 
erachtet, wie dieſe Vorfchriften Unferes angeführten Edictd auf die mit Un- 
ferm Herzogthum neu vereinigten vormals Dranien: Naffauifchen Fürftenthü: 
mer Dillenburg und Hadamar, fodann in der ehemaligen Graffhaft Weiter: 
burg und Herrſchaft Schade! angewendet werden follen, in welchen die be— 
flehende Steuereinrihtung nad) Maafgabe der Edicte vom 10. und 14. Fe: 
beuar 1809, und 14. und 16. December 1812, nody nicht vollftändig ein- 
geführt worden if. 

Wir wollen demnach), und verocbnen hierüber, was nachfolgt: 

$. 1. Alte Landeigenthümer in den hier oben bezeichneten Landesthei— 
len find zu Wahlmännen und Wahlcandidaten nad Unferer Abficht und 
nach dem Sinn Unferes Conftitutionsedicts geeigenfchaftet, wenn fie, der dort 
noch proviſoriſch beibehaltenen Grundfteuereinrichtung gemäß, von ihrem 
Grundeigenthum im Lauf des gegenwärtigen Jahres fo viel an. Grundfteuer 
entrichtet haben, als nach den Beſtimmungen jenes Edicts die MWahlmänner 
und Wahlcandidaten in vier Grumdfteuerfimpeln zu bezahlen haben. 

$. 2. Alle Gemwerbebefiger, welche bei der für das künftige Jahr ge: 
gen Aufhebung der Mobiliars, Patent: und Perfonalfteuer dort einzuführen: 


A. 


1016 NPaſſau. 


den Gewerbſteuer in die zwoͤlfte bis ſechszehnte Gewerbſteuerklaſſe kataſtrirt 
werden, ſind zur Wahl der Landesdeputirten aus ihrer Mitte berechtigt. 

Da die Steuerreviſionsdiſtricte und die hiernach für die Bil 
bung der Wahlverfammlungen bezeichneten Landesbezirke durch die Statt ge— 
fundenen Territorialabtretungen weſentlich einwirkende Abänberungen erlitten 
haben; fo follen zur Wahl‘ der‘ Landesdeputirten ‚aus, ben Gutseigenthümern 
nunmehr drei MWahlverfammlungen gebildet werden, zu Wiesbaden, zu Weils 
burg und zu Dillenburg. 

Zu Miesbaden verfammeln fih bie Wahlmänner aus ben Aemtern: 
Hoͤchſt, Königftein, Wallau, Wiesbaden, Eltville, Rüdesheim, Caub, Braus 
bad), Naffau, Kagenelnbogen, Kirchberg, Wehen und Idſtein. Sie erwähs 
ten ſech s Landesdeputirte. 

Zu Weilburg werden fünf Deputirte erwaͤhlt von den Wahlmaͤnnern 
ber Aemter Meichelsheim, Atzbach, Weilburg, Ufingen, Runkel, Limburg, 
Dieg, Meudt, Montabaur, Herſchbach, Selters und Hachenburg. 

Zu Dillenburg treten die Wahlmänner aus den Fuͤrſtenthuͤmern Dillen- 
burg und Hadamar, und aus der Grafſchaft Meflerburg zufammen, ‚um 
vier Landesdeputirte zu erwählen. * | 

Im Uebtigen iſt allenthalben nach den Worfchriften bes mehr 
angezogenen Edictd zu verfahren; infonderheit werden die Liſten der Mahl: 
männer und MWahlcandidaten hiernach durch die Generaldirection der directen 
Steuern aufgeftellt. | 

Gegeben Biebrih, den 3. — den 4. November 1815. 


| ) 
Friedrich Auguft, —Friedrich Wilhelm, 
Herzog zu Naffau. Fürft zu Naſſau. 
vdt. Freiherr von Marſchall. 





ec) Patent, bie Bildung der Herrenbanf der Landſtaͤnde be⸗ 
treffend, vom 3/4 Nov. 18185. 


Mir Friedrich Auguft, von Gottes Gnaben founerainer Herzog zus 
Naffau ıc., und Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden fouves 
rainer Fürft zu Naſſau x., haben die durch eingetretene Xerritorialverändes 
rungen und durch die öffentlich bekannt gemachte Entfagung einiger Mitglies 
der herbeigeführte Nothwendigkeit Über die Bildung der Derrenbank Unferer 
Landftände neue Beflimmungen zu erlaffen, erwogen: 

Wir beftätigen zuvörderft alle in dem Gonftitutiongedict vom 1/2. Seps 
tember vorigen Jahres enthaltene allgemeine Vorfriften, in Beziehung auf 
die Anordnung ber Herrenbank der Stände Unſeres Herzogthums und auf 
die Formen, wornach die Mitglieder ihre landftändifchen Rechte ausüben 
werben. 

Erbfihe Mitglieder der Herrenbank bleiben fodann 

4) von den im angeführten Gonftitutionsediet $. 4. aufgeführten Land⸗ 
ftänden, außer den Prinzen Unferes Haufes, die Frau Erzherzogin 
Hermine von Deftereih, als Gräfin zu Holzappel und Herrin zu 
Schaumburg; der Herr Fürft von der Leyen; die Herren Grafen von 
Waldbott- Baffenheim und Walderdorf und der Freiherr von Stein. 

Hiernaͤchſt bewilligen Wir 

2) die mit dem Befige der Grafſchaft Mefterburg verbundene erbliche Land: 
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ſtandſchaft zur Herrenbank der graͤſuchen Familie von keiningen ‚Be 
ſterburg. Endlich 
3) ertheilen Wir den gefanemten: abeligen Gutseigenthuͤmern in Unſeem 
Herzogthum ſechs Virilſtimmen bei der Herrenbank, welche fie durch 
eben ſo viele aus ihrer Mitte erwaͤhlte Deputirte des Adels vertreten 


Frl Mahl diefer ſechs Deputirten gefchieht in einer, ganz nach Art ber 
übrigen Wahlverfammlungen, unter dem Borfig eines von Uns zu ernennen⸗ 
den dirigirenden Commiffarius, zu bildenden, Wahlverfammlung,, wozu alle 
Gutseigenthümer vom Adel berufen werden, die zu einem Grundſteuerſim⸗ 
plum wenigſtens ein und zwanzig Gulden und daruͤber zu entrichten, oder 
bie in den. Kürftenthlmern Dillenburg’ umd Hadamar, fo wie in der Graf: 
fchaft Wefterburg und ‚dem jenfeits der Lahn gelegenen Theile des Amtes 
Runkel, im gegenwärtig laufenden Jahre zue Grundfteuer einen Beitrag von 
zufammen vier und achtzig Gulden umd darüber geleiftet haben. 

Abeligen Gutseigenthümern, welche den hier beftimmten Grundfteuer: 
betrag von ihren Befigungen nicht. entrichten, bleibt das Recht vorbehalten, 
in den Wahlverfammlungen der übrigen Landeigenthümet oder Gemerbes 
befiger zu erſcheinen. Sie üben darin ihe Stimmtecht, in fo mweit-ihnen 
ein ſolches nach der geſetzlichen Beſtimmung zuſteht, zu der Landesdeputit⸗ 
tenwahl. 

Adelige Sutseigenthümer weiblichen Geſchlechts und Minorenne Eönnen 
in dieſer Wahlverfammlung durch Bevollmächtigte ihre Stimmreht ausüben 
lafjen. 

Die gegenwärtige Ebictalverordnung iſt zugleich mit ber umterm heutis 
gen Datum über die nunmehrige Bildung diefer Wahlverfammlungen erlaffes 
nen Edictalverordnung durch Abdrud im Verordnungsblatt öffentlich zu ver: 
fünden, und durch Unfer Staatsminifterium, nad Maafgabe des Conſtitu⸗ 
tiondedictd vom 1/2. September vorigen Jahres, zu vollziehen, 

Gegeben zu Bidet am 3. br zu Weilburg am 4. November 1815. 

8 


Friedrich Auguſt, Friedrich Wilhelm, 
Herzog zu Naſſau. Fuͤrſt zu Naſſau. 
vdt. Freiherr von Marſchall. 





Als aber auf dem Landtage des Jahres 1831 zu Wiesbaden die 
zweite Kammer im erfolgreiche Weiterungen uͤber die ſogenannte „Domai⸗ 
nenfrage“ und über bie Zuziehung eines Theils der, dem Regenten vor⸗ 
behaltenen, Domainen zur Deckung der Staatsbeduͤrfniſſe, mit der Ne 
gierung kam, erſchien nachſtehendes Edict zur Vermehrung der er— 
ſten Kammer. 


d) Herzogliches Edict vom 29. Oct. 1831. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden fouverainer Herzog zu Naffau ıc., 
haben nach Einſicht des $. 4. des Verfaffungsgefeges vom 1/2. September 
1814, worin bereits den fürftlichen Häufern zu Wied: Neum ed und Wied⸗ 
Runkel das erbliche Recht der Landſtandſchaft zur Herrenbank, als mit ihren 
in Unſerm Herzogthum belegenen Standeshertſchaften verbunden, ertheilt wor⸗ 
den iſt, welches nunmehr auszuüben der Herr Fuͤrſt zu Wied, in deſſen 
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Händen immittelft die. Beſitzungen beider fhrfilihen Linien vereinigt worben 
find, Uns den Wunſch zu erkennen gegeben hat, — mit Berhdfichtigung 
des nach ber naͤmlichen Geſetzesſtelle Uns zuſtehenden Rechts weitere Mitglie- 
der der Herrenbank zu ernennen, — nad zu dem Ende in Folge ber des⸗ 
baldigen Beftimmungen der Berfaffungsurktunde eingehohltem Gutachten der 
bereits flehenden Mitglieder der Herrenbank, befchloffen und verorbnen wie folgt: 

Art. 1. Der Herr Fürft zu Wied tritt in die Ausübung des dem⸗ 
felben im $. 4. des Edictd vom 1/2. September 1814 ertheilten, mit dem 
Befig feiner im Herzogthum beiegenen Standesherrfchaften verbundenen, erb⸗ 
lichen Rechts ber Landſtandſchaft zur Herrenbank, welches Wir andurch be: 
ſtaͤtigen, von nun an ein. 

Art. 2. Wir ernennen zum erblichen Mitglied ber Herrenbant ben 
— zu Schoͤnborn-Wieſentheid. 
Art. 3. Wir ernennen zum Mitglied der — auf Lebenszeit 
den Freiherrn Ferdinand von Schuͤtz zu Holzhauſen und den Freiherrn Hans 


Garl von Zwierlein, 
Art, 4. Mit Vollziehung gegenwärtigen Edicts, welches im Verord⸗ 
nungsblatt publicirt werden fol, ift Unfer Staatsminifterium beauftragt. 
So gegeben Biebrich den 29. October 1831. 
Wilhelm. 
vdt. Freiherr v. Marſchall. 


22. . 
Die Großherzogthümer 
Mecklenburg : Schwerin und Medlenburg- Strelib. 


Die beiden Häufer Medlenburg = Schwerin und Mecklenburg⸗Stre⸗ 
fig, welche auf dem Wiener Congreſſe die großherzogliche Würbe 
erhielten, regieren zwar in ihren Landestheilen gänzlic unabhängig von 
einander; allein zwoifchen beiden Staaten befteht eine Real-Union vom 
Zahre 1523, mit welcher der Tandesgrundgefeglihe Erbvergleich vom 
Sabre 1755*) verglichen werben muß, nach welchem Grundgefege beide 
Staaten eine gemeinfhaftlihe landfländifhe Verfaffung, 
nnd folglih gemeinfhaftlihe Landtage haben. Den Ständen 
fiehen, nach den zwifchen ben Regenten und ben Ständen in ben 
Jahren 1572, 1621 und 1765 errichteten Verträgen, bedeutende Rechte 
zu. — Die Landfchaften bilden nur Einen Körper. Der Stand ber 
Prälaten ift erlofchen. Die beiden Stände find: die Ritterfchaft und 
die (44) Städte. ' Gefeggebung und Befteuerung gehören zu ihrem 
Reſſort. Es befteht ein enger Ausfhuß aus 2 Landräthen, 3 De 
putirten-ber Ritterfchaft, und 4 ftäbtifchen Deputirten. 

In der unten angezogenen Abhandlung**) wurden folgende Grund: 


*) Babers ceurop. Staatskanzlei, Th. 109. ©. * und im Anhange zu 
Jarg o ws Schrift von den Regalien. Roftod, 1757. 4 


**) Vorläufige Nachrichten über die verbeſſerte Dr anifation der ü: 
ner Mecklenburg; in — rhein. Bunde, Heft 53. S. 278, — 
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züge der, auf gefchichtlichem Boden ruhenden, ftänbifchen Verfaffung 
Medienburgs aufgeftellt: „Gleichheit der Staatöbinger vor dem Geſetze 
und im Gerichte; ‚Unabhängigkeit des richterlichen Ausfpruchs von ber 
fürftlichen Gewalt; Concurrenz der Landftände an ber gefeßgebenben und 
Befteuerumgsgewalt; Iheilnahmfähigkeit aller Stände an Staatsämtern; 
fo wie, baß jeder vollkommene Eigenthümer eines Grundftudes, ohne 
Rüdficht auf Geburt und Stand, und jeder, der ein ftädtifches Gewerbe 
treibt, einen unmittelbaren oder mittelbaren Antheil an der Res 
präfentation hat.“ 

Als bie. Herzöge im Fruhiahre isos dem Rheinbunde beitraten, 
warb bie landſtaͤndiſche Verfaſſung nicht aufgehoben; vielmehr beabſich⸗ 
tigte der Herzog von Medlenburg : Schwerin eine zeitgemäße Veraͤnde⸗ 
rung der fländifchen Verfaſſung. Er berief am 24. Juni alle Stände 
feines Herzogthums zum 1. Sept. nach Roftod, machte ihnen feinen Bei⸗ 
tritt zum Rheinbunde bekannt, und ließ ihnen folgende Grundzlige*) zur 
Derbefferug der Verfaſſung vorlegen. 

1) Erklärung der Souverainetätz 2 

2) Einheit der Landeöverfaffung, mit Aufhebung aller Berfehiedenbeit 

der Verfaſſung, Vorrechte und Geſetze der herzoglichen Lande und 

Beſitzungen; 

3) Beibehaltung der Stände, als Repraͤſentation des Landes mit aus⸗ 
gebehnterer Vollmacht des engern Ausſchuſſes im deſſen repräfenta- 
tiver Eigenfchaft ; 

4) Unterfuchung und Revifion der allgemeinen und befondern Landes⸗ 
grundgeſetze mit Zuziehung der Landſtaͤnde; 

5) volle und uneingeſchraͤnkte Ausübung der Souverainetaͤt durch die 
oberfte Gerichtöbarkeit, Oberpoligei, Geſetzgebung, Befteuerungs: 
recht und Militairrecrutirung; 

6) Vereinfachung des Gontributionss und Steuerwefens, Abfchaffung 
der Leibeigenfchaft, Verbeſſerung der Lehnöverfaflung, und Ver⸗ 
fuͤgungen uͤber die Kloͤſter; 

7) Einrichtung der ſtaͤndiſchen Zuſammenkuͤnfte und der zweckmaͤßigen 
gemeinſamen Eintheilung des Landes; 

8) Gemeinſames Syſtem der oͤffentlichen Finanzen des Landes und 
ihrer Verwaltung; 

9) Plan zur Dedung ber. gewöhnlichen jährlichen Ausgaben, nad) 
ber einzuführenden Erhöhung und Begründung eines gemeinfamen 
Schuldentilgungsfonds, mittelft Aufhebung der ritterfchaftlichen 
Steuerfreiheit, Entſagung der Räptifchen. Bauhülfögelder, und Bei: 
trag der. Domainen- zur Grundſteuer. 

Ob num gleich der Herzog gleichzeitig die Wahl einer ſtaͤndiſchen Depus 
tion verlangte, welche zu Schwerin, in ſeiner unmittelbaren Naͤhe, die 


Winkopps chein. Bund, Heft 53. &. 281. 
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Verhandlungen über alle diefe Gegenſtaͤnde zum Abfchluffe bringen follte; 
fo wurden doch, beim Schluffe ‚des Landtages am 4. Det. 1808, alle 
diefe Angelegenheiten bis zur. Revifion der :biöherigen Landesverfaffung 
ausgeſetzt. | t 

Am 10. Det. 1808 nahm. der Herzog. ben Zitel eines fouverai- 
nen Herzogs an, und befprach ſich im December. 1808 zu Ludwigsluſt 
mit dem Herzoge von Ötrelig, wo beide fich, durch: den vorläufigen Haus: 
vertrag vom 5. Dec., ‚vereinigten: über. die Beibehaltung der gemein: 
ſchaftlichen Verfaſſung ihrer beiderfeitigen Laͤnder, infonderheit über bie 
gemeinfchaftliche Errichtung und Beſetzung des Füniftigen Oberappellations⸗ 
gerichts, fo wie auch vorläufig, über die nothwendig gewordenen Modifi⸗ 
cationen. der Berfaffung, welche fie gemeinfchaftlich mit: den Ständen er- 
Örtern und feftfegen wollten, und wobei fie. gegenfeitig einander verfpras 
chen, fünftig nach der revidirten Landesverfaffung ihre Staaten 
zu vegierem, — I 


Allein während der Zeit des Rheinbundes erfolgte Bein Schritt wei- 
ter zur Neugeftaltung der Berfaffung; ſelbſt nach dem WBeitritte beider 
Zürften zum teutfhen Bunde (1815) warb bie frühere Verfaffung 
beibehalten. 

Doch erſchien am 23. Nov. 1817, im Einverftändniffe mit 
dem Großherzoge von MedlenburgsStrelig, folgende 


Bekanntmachung des Großherzogs von Medlenburg: Schwerin 
| vom 23. Nov. 1817. 


„Friedrich Franz, von Gottes Gnaben Großherzog von Mecklen⸗ 
burg ꝛꝛc. Wir find. in Uebereinflimmung mit Unfers Herrn Better, ber 
regierenden Grofherzogs von Medlenburg: Strelig- Eönigl. Hoheit und 
Liebden, nach Unfter, feit der Auflöfung der vormaligen teutſchen Reichsver— 
faffung ſtets gehegten, Abficht, des landesvaͤterlichen Entfchluffes geworden, 
fhon jest, und bis dahin, daß von Seiten der teutfhen Bun— 
desverfammlung folherhalb allgemein gültige Einrichtun— 
gen vereinbart und getroffen werden möchten, Unfern ge: 
. treuen Landftänden befriedigende Mittel und Wege zu eröff: 
nen, um bei ftreitigen Fällen in Angelegenheiten, welde die 
Landesverfaffung betreffen, zur rehtlihen Entfheidung zu 
gelangen. 

Nachdem Wir nun zu ſolchem Ende durch Unfer Minifterium. niit dem, 
auf Unfern Befehl abgeordneten, Deputirten Unferer getreuen Ritter und 
Landſchaſt genugfame Unterhandlungen pflegen laffen, ertheilen Wir darüber 
folgende endliche Beftimmungen: 

41) Sollte zwifchen Uns und: Unfern getreuen Landſtaͤnden, ſey es bie ges 
fammte Ritters und Landfchaft, ober mit einer von beiben allein, 
entiweber ummittelbar, oder bei einer ihnen landesverfaſſungsmaͤßig zus 

2 J — Vertretung, über Landesverfaſſung, Landesgrundgefege, ſon⸗ 

ge Öffentliche Vertraͤge, die Auslegung und Anwendung derſelben, fo 
wie Überhaupt bei der Ausübung der landesherrlichen Gewalt,” eine 
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3 — der: Anſichten entſtehen, und ein ſtreitiger Fall ſich er⸗ 
geben; ſo ſoll zwar, nach wie vor, der Weg der Beſeitigung durch 
anmittelbare guͤtliche Unterhandlungen aufrichtig,redlich und ernſthaft 

— im Entſtehungsfalle aber/ und Tobasb Unſvre Landſtaͤnde 
darauf; antragen werdem; der Gegenſtand auf compromiſ⸗ 
ſar iſchem⸗ Wege zur te chtlich en ee RR 

—— 
) Die compromiſſariſche Behörde. fon fenne: mundi LEE, 
a), entweder, in dem Fällen „wo Wie mit fern —* ‚ber; die 

Mahl dieſer Gattung !von Compromiß und des Gerichts Uns ver— 

einigen, ein einheimiſches oder auswärtiges Gericht, 

welches Gericht alsdann die Sache nicht in Ben een Pros 

J tete her: Tonbeen "nach Anleitung der Austen: folgenden Beftims 
mungen zu verhandeln. hat, jedoch mit. Beobachtung des. bei Pari⸗ 

r | tät der Stimmen, gemöhndichen geſ feglichen Verfahrend ; + 

y) ober in dem Falle, wo Wir mit Unfern Ständen Uns lieber über 
die Wahl der folgenden’ Edmpromißgattung vereinigen, zwei teuts 

ſche Bundesfärften vrfpecttße von Uns und’Unfern Land 
— erwaͤhlt, ‚an! weiche Wir gps ben Antrag = 
j ) ‚ wollen, ‚ihren. Bundestagsgeſandten, oder zwei der Rechte und 
— achen kundige ‚Männer zur Verhandlung und rechtlichen 
tſcheidung der Sache zu been; ; oder endlich 
“o)' jedesmal dann, wenn eine Vereinigung zur Wahl det einen ober 
ve —— andern vörerwähnten Gattung! von Eompromiffen nicht gr erreichen 
ſteht/ nothwendig ein: Zuſammentritt von zwei oder — 
einh heimifchen, 8* er ea — *5* ohne alle 
Beſchtaͤ kung durch Standes; oder Dienſtverhaͤltni elben, von 
I heile zur Bil nd, fo daß Hi Ye und ide nur, 
a0 ſonbern — von U äftden in jedem befondern Falle ab⸗ 
* — die größere ah zju fordern,’ ja "auch" auf der Benennung 
ber: doppelten , Anzahl, — aus — benann⸗ 
ten, zu beſtehen. TER: 
8) Die, Compromißbehöche ſol fiets Hindi ziel "Monaten Ba denn 
Dato des darauf gerichteten Antrages erwählt und, Anton ſeyn, 
und die Aufrechthaltung dieſer Beftimmiung ſoll, wie «8 im Entfte⸗ 
hungsfalle erforderlich werden möchte, - auf "Vestahfi gen EU dem 
teutſchen Bundestage anvertraut werden. — . ' 

Wenn der eine oder der andere Theil dem Tchiedsrichterfichen Ausfpruche 
wider alle Erwartug nicht Folge leiften möge; fo folk von. Seite Unfter 
Landftände, zur Manutenenz defjelben, der Recurs an den Bundestag fiel 
bleiben, welcher Recurs aber durch die Schiedsrichter dafelbft angebracht wer⸗ 
den muß. Wir Unſrer Geits bringen, kraft landesherrlicher Macht, das 
Urtheil zur Vollziehung, wie Wir Uns denn überhaupt an Unſern ſonſtigen 
fuͤrſtlichen und landesherrlichen Rechten, auch inſonderheit der im $. 527, 
bes Landesvergleiches Uns ausdruͤcklich vorbehaltenem Zugeſtaͤndniß, durch 
vorſtehende Erklärung durchaus nichts vergeben haben wollen. Sollte indef: 
fen die von Uns landesherrlich angeordnet : werdende Vollſtreckung, wegen 
Mißdeutung oder Dunkelheit des Erkenntniffes, von Unfern Landftänden für 
zu weitgreifend erachtet werden; fo Toll ihnen vorbehalten bleiben, bei 
eben ber Behörde, die das Urtheil gefprohen hat, Declaras 
tion oder Remedbur nahzufuhen. Wie nun fümmtliche vorftchende 
Beſtimmungen, in Betreff des zu beobachtenden Compromißverführens, fo 
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lange ihren: Werth: und ihre Mirkung behalten follen, als nicht, in Bezug 
auf, die. Aufrechthaltung der Landesverfafjungen,. allgemein gültige Beſtim⸗ 
mungen auf: dem. teutfchen Bundestage vereinbärt und getroffen ſeyn wer⸗ 
den; fo wollen. Wir Unfte. Erklärung und Anordnung bei. dem Bundestage 
durch Unſern acevebitirten Gefandten. einzeichen, und durch denſelben darauf 
antragen laſſen, daß der teutſche Bund durch die Bundesver— 
fammlung ben Inhalt dieſer Unſrer Erklärung dahin. garan= 
tire, daß er alle Beſtimmungen berfelben,; in welchen auf: den ——— 
em. —— worden, allezeit aufrecht. erhalten. wolle.“ — 
— ben ao Rob. 4817. 


Ä Wenige Boden — — bern Medtenburgifche Gefandte bei 
der Bundesverſammlung zu Frankfurt ‘Ant Main, in’ der Sitzung vom 
22. Dec. 1817*), an bie allgemeine Erfüllung des dreizehnten Aktie 
kels der Bundedacte, Er erflärte;, „Es wird der Bedacht, den die Bun: 
desverfammlung auf Erfüllung des 18. Artikels zu nehmen: beabfichtigt 
hat, nur noch weiter auszufprechen:feyn, . um. bie pruͤfenden Vorbereis 
tungen, welche inzwiſchen in mehreren Bundesſtaaten zur neuen Grün: 
dung und Vervollſtaͤndigung ihrer landſtaͤndiſchen Verfaſſungen gemacht 
werden, durch einen baldigen Anfang verwirklicht, allenfalls durch 
gemeinſame Ruͤckſprache befoͤrdert zu ſehen. In dieſer Hinficht darf ich, 
bei der gegebenen Veranlaſſung, zur Zeit nur den dringenden Wunſch 
Ihro Koͤniglichen Boheit vortragen : daß es der verehrlichen Geſandtſchaft 
gefaͤllig ſeyn moͤge, in der Art, wie ſolches wegen des 12. Artikels ſchon 
mehrfaͤltig geſchehen, und wegen des 14.. Artikels beſchloſſen worden, eben⸗ 
falls über die Erfüllung des Art, 13. ſich erklaͤren, und die Bundesver⸗ 
fammlung in Kenntniß fegen, auch bie Einhohlung angemefienet Inſtruc⸗ 
tionen dieſerhalb beſchließen zu wollen.“ 

Im Februar 1820 hoben, nach eingehohltem Gutachten ber Ritters 
und Landfchaft, beide Großherzoge ‚die Leibeigenfhaft und Gutsunterthaͤ⸗ 
nigkeit, mit ihrem Namen und Weſen und mit allen aus ihr herruͤh⸗ 
renden wechſelſeitigen Rechten und Verbindlichkeiten der Gutsherren und 
bisherigen Gutsbehoͤrigen, auf. Doch ward die Freizugigkei fuͤr die 
gemeinſchaftliche Wohlfahrt der Gutsherren und der freigelaſſenen Fami⸗ 
lien, vorerſt dahin beſchraͤnkt, „daß ſie bis zum 24. October 1821 ganz 
verfagt blieb, ſo daß die erſten Kuͤndigungen zu Oſtern 1821 voraufge⸗ 
ben, und daß am 24. Det. 1824 nur der vierte Theil aller in einem 
Güte wohnender -Leibeigener abziehen Fonnte, und fo fort bis zum 24, 
October 18245 doch unbeſchadet anderer wechfelfeitiger Uebereintommen. 


*) Protocolle vom er 17. 5 416. 
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Großherzogthum Oldenburg. 

Die im Jahr 1773 von Daͤnemark, gegen Eintauſch im Holſteini⸗ 
ſchen, an den Großfuͤrſten Paul von Rußland abgetretenen, und von dies 
fen der jüngem Holſtein⸗ Gottorp’fchen (kuͤbeckiſch en) Linie uͤberlaſſe⸗ 
nen Grafſchaften Oldenburg find Delmenhoͤrſt, erhob der Kaiſer 
Joſeph 2 im Jahre 1776 zum Herzogthume. Oldenburg. Allein 
weber in dem Herzogthume Oldenburg, noch in dem Fürftentpume 
Eutin’ oder Lübed, beſtanden in früherer Zeit Landftände. — Mit die: 
fen Ländern wurde im Jahre 1815 das Überrheinifche Fürftenthyum Bir: 
fenfeld, und 1823 bie. bon Rußland abgetretene, Exrbherrfchaft Jever 
verbunden. Be 

Seit 1785 führte, ſtatt des gemüthöfranfen Herzogs, ber Herzog 
Peter, Zürft zu Lübel, ald Adminiftrator die Regierung Dlden- 
burgs, bis, nach des erfteren Tode am 2. Juli 1823, der Lebtere 
den Befig des erledigten Landes übernahm, und bie Regierung in ſei⸗ 
nem Namen führte. “Er nahm den großherzo glichen Titel, welchen 
der Zaſte Artikel der Wiener Gongreßacte dem herzoglichen Haufe zu⸗ 
theilte, nicht an; dies geſchah erſt von feinem Sohne, und Nachfolger, 
Auguft, durch Patent vom 28, Mai 1829. 

Obgleich der Herzog Peter den 13, Artikel der. teutfepen Vunhet⸗ 
acte in ſeinem Staate nicht verwirklichte; ſo regierte er doch mit großer 
Weisheit, Gerechtigkeit, Milde und Wirthſchaftlichkeit, und durch — 
von ihm erlaſſene, Geſetze und Berfügungen — beſonders durch die „Ins 
firuction für bie Beamten i im Herzogthume Dldenburg vom 
26. Sept. 1814" — bereitete er den Eintritt neuer Verfaſſungsfor⸗ 
men vor. Bei der Bundesverſammlung zu Frankfurt am Main ließ er 
im Jahre 1818 (vergl. Protocolle der B undesverfammil. vom 
3. 1818. $. 1277.) die Erklärung abgeben: „Für die. Oldenburgiſchen 
Lande iſt die landſtaͤndiſche Verfaſſung durchaus neu, und es fordert reife 
Ueberlegung um eine heilfame Einwirfung der verfchiedenen Klaffen ber 
Staatsbürger — und dauernd zu ordnen. Bieles iſt bereitvon 
gearbeitet. - : .- 

Sein Sohn und Nachfolger, der Großherzog Auguft, erfläete am 
5. Oct. 1830: „daß er Alles, was durch die. Bunbesverfammlung zuge: 
fühert wäre, aufs gewiffenhaftefte erfüllen würde.” Er erfüllte auch die⸗ 
fes fürftliche Wort im Sahre 1831 für das Hergogthum Oldenburg und 
die Erbherrfchaft Jever, in der nachflehenden, von einer befondern Com: 

miffion bearbeiteten, „QVerordnung Über die Verfajjung und Verwaltung: 
der Landgemeinden,” vor beren Befanntmachung er darüber dad Gutach⸗ 
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ten ſachkundiger, aus jedem Kirchſpiele des Landes einberufener, Männer 
eingehohlt hatte. Er 

Durch diefe Verordnung begann der Großherzog dad conftitutionelle 
Leben auf d ‚fihern, Wege, von. unten. hinauf, ftatt, daß man in 
andern Staaten von oben’herab organifirte, indem man mit dem 
Grundgefege. anhob, ohne vorher Gemeinde >, ‚Städte: und. Kreisorb: 
nüngen erlaſſen zu haben. Auch erklärte Hie-großherzogliche Beſtaͤtigung 
biefet Verorbrüung, biejelbe „Für eine wefentlihe Grundlage der 
einzuführenden „land ſtaͤndiſchen Verfaffung,” die derſelben 
RER ee 
Daß in den Beltimmungen diefer Werotönung zundaft der geſchicht⸗ 
lich beſtehende Kirchſpielsverband der. Gemeinden feſtgehalten warb, hat 
ſeinen Grund in der eigenthuͤmlichen mitelalteri chen: Ge alfung der, Ges 
meinden in dem. nordweſtlichen Teutfchlaude*). — Deshalb warb auch 
wahrfcheinlich diefe Verdrdnung nicht auf Luͤbeck und Birkenfeld aus: 
gebehnt, bei welchen andere .eigenthümliche und Örtliche Verhältniffe bes 
ruͤckſichtigt werden müſſen. .. 9 | ” 


14 8 


Bereits im Spmmer 1831 bafen die Eutiner um Einführung di 


; N 


ner Repräfentatipverfaffung , worauf die Regierung zu Eutin den Bitt- 
ftellerh die Nefolution des Großherzogs, vom 8. Auguft 1831 bekannt 
machte, worin er erflärte: „daß die Einführung, einer, landſtaͤndiſchen 
Verfaſſung in Unferm Fürftenfpume Lübeck allerdings von ihm -beichloffen 
fey. Und wenn man gleich mit der Bearbeitung derfelben beſchaͤſtigt ſey; 
fo werde doch die Ausführung durch manche in den oͤrtlichen Verhaͤlt⸗ 
niffen ——— verzoͤgert. · a 
Eben ſo machte für Birkenfeld, nach der Abteife dez Großherzogs 
and biefem Kiırftenthlime (28. Aug. 1839), der Staatsrath $ı [ ber bu 
ſelbſt bekannt: „daß die von ‚age, Gemeinden, vorgebrachten Win 
ſcht und Petitionen, nach der Rückkehr des Großherzogs nach Olden— 
burg mit ‚ber hochſten Entſcheidung verſehen, aber die allgemeinern, 
mehr in das Fach der Geſetzgebung eingreifenden, wahrſcheinlich bei der 
nahe bevorſtehenden landſtaͤndiſchen Verfaſſung des Für 
ſtenthums Gegenſtand der Verhandlungen werden würden." " 

Es folgen nun die drei Urkunden: — 


a) Die großherzogliche Bekanntmachung und Beſtaͤtigung ber 
nachſtehenden Verordnung vom 28. Dec. 1831. 
Wir Paul Friedrich Auguſt, von Gottes Gnaden Großherzog 
von Oldenburg, Erbe zu Norwegen, Herzog von Schleswig, Holſtein, Stor⸗ 
marn, der Dithmarſchen und Oldenburg, Fuͤrſt von Luͤbeck und Birkenfeld, 
Herr von Jever und Kniphauſen ꝛc. 2. | es 
thun kund hiermit! . u 
) Dan vergleiche über diefe Eigenthümlichkeit: Poͤlitz, bie Anfänge des con« 
ftitutionellen Lebens Herzogthume Dldenburg, in den „Jahrb. d. Grid. und 
Staatstunft‘ 1882, Sh. 1. ©. 289. befonders von ©. 297 an. 
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Da die Verfaſſung und Verwaltung der ftädtifchen Gemeinden in dem 
Herzogtum Dldenburg und der Erbherrichaft Jever nach den örtlichen Ver— 
hältniffen und Bebürfniffen größtentheils geordnet ift, oder doch umvermeilt 
völlig geordnet werden wird; fo baden Wir Unfer Augenmerk auf die Ver: 
faffung und Verwaltung der Landgemeinden um fo mehr gerichtet, als 
Mir in einer die Theilnahme an den gemeinfamen Angelegenheiten der Staats— 
bürger belebenden und fördernden Einrichtung derfelben eine weſentliche Grund: 
lage der einzuführenden landftändifhen Verfaſſung erbliden, für diefen Zweck 
aber die in ben beftehenden Gefegen enthaltenen Vorſchriften ‚einer Erweites: 
rung und Abänderung, fo wie ohnehin, wegen mancher im Laufe der Zeit 
bemerkbar gewordenen Lüden und Zweifel, näherer Beftimmungen bedürfen, 


Wir haben daher Uns bewogen gefunden, eine Commiffion zur Bera: 
thung und . Ausacbeitung einer umfaffenden,. jenem Zwecke entfprechenden 
Drdnung für die Kandgemeinden des Herzogthums Olden— 
burg und der Erbherrfhaft Jever niederzufegen, und nachdem Uns 
diefelbe den, nach vorgängiger Vernehmung fachkundiger, aus jedem Kirche 
fpiel des Landes einberufener Männer, von ihe verfaßten Entwurf vorgelegt 
hat, diefer auch von Uns einer reiffichen Prüfung unterzogen worden ift; fo 
haben Wir demfelben Unfere Genehmigung ertheilt und befchloffen, dem 
Grundgefege über die landſtaͤndiſche Verfaſſung die Gemeindeordnung 
vorangehen zu laffen, durch welche die Gemeinden in den Stand gefegt wer: 
den, in ihren Angelegenheiten mit freterer Selbſtthaͤtigkeit zu wirken, und 
folche durch ſelbſtgewaͤhlte Vertreter, nach beftimmten, ihre Rechte und Sn: 
tereffen fhügenden, Vorſchriften, unter der gefeglichen Obernufficht, beforgen 
zu laſſen. | | 


Bei ber großen Verfchiedenheit .ded Umfangs und der gefellfchaftlichen 
Zwecke der, in den älteren und neueren Landestheilen beftehenden, Gemeinde: 
verbindungen, haben Wir angemefjen gefunden, den Kirchfpielöverband, wels 
cher bereits nicht blos der firchlichen, fonderh ‘auch der politifchen Eintheilnng 
des Landes izum Grunde liegt, und mit welchem vorlängft viele der mwichtigs 
ften Einrichtungen und Intereſſen verbunden find, zue Grundlage der weis 
teren Ausbildung einer, die verfchiedenen gefellfchaftlihen Zwede der Gemein: 
den und Corporationen fördernden und fichernden, fo wie mit der landftändis 
[hen Berfaffung in enger Verdindung flehenden, mithin auch für die Aus: 
uͤbung ber ſtaats buͤrgerlichen Rechte in dieſer Beziehung wichtigen, Gemeinde: 
verfaffung' zunehmen. ae | | 


Indem ſonach die Kirchfpiele bei der Ihnen im Mefentfichen fchon 
zuftehenden Eigenfhaft tweltlicher Gemeinden erhaften werden, und deren Ein: 
theilung zu den Aemtern, und der Aemter zu den Kreifen unverändert 
bleibt, haben Wir Unfern getreuen Unterthanen bie Mittel darbieten wollen, 
auch bei Angelegenheiten, welche ein ganzes Amt oder einen ganzen 
Kreis betreffen, ihre Intereffen gemeinfam wahrzunehmen, und zu dem 
Ende zugleidy über die Amts» und Kreis:Gemeindbeverfaffung die 
erforderlichen Vorſchriften ertheilt, 


Indem Wir nun Unſere Regierung mit ber Ausführung biefes Gefeges 
beauftragen, geben Wir derfelben auf, ‚uingefäumt, die nöthigen Vorbereitun⸗ 
gen zu treffen, damit daffelbe moͤglichſt bald, feinem ganzen Inhalte nach, 
in Wirkſamkeit treten £önne, bis wohin die beftehenden Vorſchriften und 
— unveraͤndert bleiben. * 
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Urkundlich Unferer eigenhändigen Namensunterfchrift und beigedruckten 
geoßherzoglichen Inſiegels. 
Gegeben auf dem Schloffe zu Oldenburg, den 28. December 1831. 
(L. S.) Auguft. 
von Brandenftein. 
Lens. 
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b) Verordnung über die Verfaffung und Verwaltung der 
Landgemeinden des Herzogthums Oldenburg und der Erb: 
herrſchaft Sever vom 28. Dec. 1831. 


Allgemeine Beffimmungen. 


Kirchfpielsgemeinden als naͤchſter Gegenftand diefer Verorbnung. 

Art. 1. Die Verfaffung und Verwaltung der, unter dem Namen ber 
Kirchſpiele beftehenden, Landgemeinden des Herzogthums Oldenburg und der 
Erdherrfchaft Iever ſoll nach diefem Gefege geordnet werden. | 

Anwendung auf andere Gemeindeverbindungen. 

Art. 2. Die in oder neben dem Kitchfpielsverbande beftehenden Ge: 
noffenfhaften und Corporationen, welche durch Grund und Boden beftimmt, 
für befondere, die Kirchfpielsgemeinde, als folche, nicht angehende Zwecke er⸗ 
eichtet, und wegen ihrer Beziehung auf das allgemeine Wohl unter die Ober: 
aufficht des Staats geftellg find, dauern in ihrer beftehenden Verfaſſung fort, 
£önnen aber nad) oberlicher Genehmigung ihre Verfaffung und Werwaltung 
entweder dem Kirchfpielsverbande anſchließen, oder, gefondert davon, nad) den 
für denfelben gegebenen Grundzügen einrichten und unter diefe- Gemeindeord: 
nung flellen (Art. 135—142.). 


| Erfier Theil. | | 
Bon der Kirhfpielsverfaffung und Verwaltung. 
Erfter Abſchnitt. 
Bon der Kirchfpielöverfaffung. 
Erjier Titel, 


Bon dem Kirhfpielsverbande und der Kirchſpielsmitglie d— 
haft, und den damit verbundenen Rechten und Pflihten, 
Kirchfpielgemeindeverband, in oͤrtlicher Hinſicht. 

Art. 3. Der Kircchfpielsverband wird in srtlicher Hinſicht beftimms 
nach der gegenwärtig beftehenden geographifhen Eintheilung des Landes und 
näheren Begrenzung einzelner Kirchfpiele; in perfönliher Hinſicht nad 
den unten folgenden Beftimmungen (Art. 7—15.). 

Da, wo die Kirchfpieldgrenzen von ben Parochialgrenzen abweichen, fol, 
fo viel es die Verhaͤltniſſe geftatten, dahin. gewirkt werden, daß beide zuſam⸗ 
mentreffen. | 

Ausnahme. 

Art. 4. Bon jenem Grundfag findet nur ba eine Ausnahme Statt, 
wo größeren Gorporationen, 3. B. Städten, welche in einem Kirchfpiele bes 
legen find, eine eigene &emeindeverfaffung und Verwaltung gegeben if. 
Der übrige Theil ſolcher Kirchfpiele bildet dann eine eigene weltliche Ge: 
meinde, und das gegenfeitige Verhaͤltniß folher Gemeinden, in Beziehung 
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auf ihre gemeinfamen Angelegenheiten, wird für jeden Fall diefer Art, 
wo folches nicht ſchon gefchehen iſt, durch befondere Vorſchriften feftge: 
flellt werden. 

| Abänderung der Kirchfpielägrenzen. 

Art. 5. Abänderungen der Grenzen einzelner Kirchfpiele können nur 
von der Megierung verfügt werden. Dieſelbe hat auch Ungewißheiten 
oder Streitigkelten über Kirchfpielögrenzen zu befeitigen und zu eniſcheiden. 

Vereinigung zweier Kirchfpiele. 

Art. 6. Die Vereinigung zweier oder mehrerer Kirchſpiele, ganz oder 
zum Theil, fuͤr immer oder fuͤr eine gewiſſe Zeit, zu einer gemeinſchaftli⸗ 
chen Kirchſpielsverfaſſung oder Verwaltung bedarf ber landesherrlichen Be⸗ 


un 
vn Rirchfpielegemeindeverbanb in perfönlicher Hinſi cht. 

Art. 7. Jeder Landesunterthan muß einem Kirchſpiele angehören. 
In Anſehung der Militairperſonen, Hofofficianten und Hofbedienten jedoch 
kommt bie deshalb beſtehende beſondere Geſetzgebung in Anwendung, bis nd: 
here Beſtimmungen erfolgen. 

Für jegt ift jeder Landesunterthan Mitglied desjenigen Kirchſpiels, wo 
er an dem Tage, da dieſe Verordnung in Kraft tritt, feinen ſelbſtſtaͤndigen 
Wohnſitz (Domicil) hat, oder dem eines Andern folgt. 

Diejenigen, welche in einem Kirchfpiele einen Grundbefig, aber außer: 
halb deffeiben ihren, im In» oder Auslande beiegenen, Wohnſitz haben (#0: 
renfen), find nicht Mitglieder diefes Kirchfpiels, nehmen aber an deren‘ Rech— 
ten und Pflichten, in Anfehung ihres in demfelben belegenen Grundbeſitzes, 
in ber, durch Gefeg oder Herkommen beftimmten, Maaße Theil, 

Zranfitorifche Beftimmung. 

Art. 8. Immerhalb des erften Jahres nach Einführung dieſer Ver: 
ordnung bleibt es jedoch ſowohl den Kirchſpielen vorbehalten, nachzuweiſen, 
daß einzelne in ihnen felbftftändig domiciliiete Perfonen, nad) der bisher be: 
ftandenen Gefeggebung, ihnen nicht angehörig find; als auch den Individuen 
geftattet, nach der älteren Gefepgebung die Kirchfpielsmitgliedfchaft in einem 
andern Kirchfpiele zu begründen. 

| Erwerb der Kirchſpielsmitgliedſchaft. 

Art. 9. In Zukunft kann die Kirchfpielsmitgliebfchaft nur begründet 
werben: durch die Kirchfpielsmitgliedfchaft der Aeltern, durch Anftellung im 
Staats: oder Gemeindedienft, durch ausdrüdliche oder ſtillſchweigende Auf: 
nahme, und für Frauensperfonen aud durch Verheirathung mit einem Kirch: 
fpielgmitgliede, 

Nähere Beftimmungen: 
1) durch Mitgliedfchaft der Aeltern und durch Heirath. 

Art. 10. Die Kirchfpielsmitgliedfchaft des Waters erſtreckt fih auf 
alle eheliche Kinder beifelben, und geht bei deſſen Tode auf diefe Über, fo: 
fern fie nicht ſchon vorher Mitglieder eines Kicchfpiels geworden find. Un: 
eheliche Kinder folgen eben fo der Mutter, und die verheirathete Frau, auch 
wenn fie Yusländerin war, folgt ihrem Ehemanne. 

2) durch Anftelung im öffentlihen Dienft. 

Art. 14. . Staatsdiener jeder Klaffe, Geiftlihe, Schullehrer und Ge: 
mieinde⸗-Vorgeſetzte, Dfficialen und =Unterbediente find Mitglieder des Kirch: 
ſpiels, wo fie angeftellt find und ihren MWohnfig haben. Mititairperfonen, 
welche an dem Drte ihrer Garniſon einen Grundbefig haben, find daſelbſt 
Mitglieder des Kirchſpiels. me 


nn 





1028 Oldenburg. 


8) durch ausdruͤckliche Aufnahme. 

Art. 12. Die ausdruͤckliche Aufnahme kann nur von dem Kicchfpielss 
ausfchuffe bewilligt werden. Derfelbe kann fie einem Landesunterthan nicht 
verweigern, welcher in dem Kicchfpiel ein Grundſtuͤck, es ſey behaufet oder 
unbehaufet, wovon jährlich wenigſtens zwei Thaler zu einer, die freien wie 
die pflichtigen Immobilien treffenden, ‚Stewer beigetragen werden, zu Eigen: 
thum, zu erblihem Nugungsrecht oder zu Nießbrauch erworben und in Dies 
fem Kicchfpiel feinen Wohnſi itz genommen hat. 

Außerdem muß, einem Landesunterthan die Aufnahme in der Regel be⸗ 
willigt werden, wenn er: 

4) fein bisheriges untabelhaftes Betragen vorſchriftsmaͤßig (Verordnung 
März 22. 1780. Regierungs= Befanntmahung Jun. 30. 1816. 
Gef. Sammt. Bb. 3. H. 1. ©. 69 ff.) nachwelfet, und 

2) den Belig der Mittel, in dem Kicchfpiele, wo er aufgenommen werden 
will, für fi) und die Seinigen den näthigen Unterhalt auf die Dauer 
zu finden, wahrſcheinlich macht. 

Berfagt der Ausfchuß die Aufnahme; fo kann der, welcher folde 
nachfucht, fich befchwerend an das Amt wenden, gegen deſſen Entfcheis 
dung ihm fowohl, als dem Ausfhuß, der Recurs an die Regierung of⸗ 


fen fteht. 
Aufnahme von Ausländern. 

Art. 13. Abgeſehen von dem Fälle der Verheirathung einer Auslaͤn⸗ 
derin mit einem Landesunterthan (Art. 10.), foll den Kirchfpielen die Aufs 
nahme von Ausländern gegen den Beſchluß des Ausfhuffes nicht auferlegt 
werden, wenn fie nicht für die Gemeinde felbft, oder für das. öffentliche In⸗ 
tereffe vortheilhaft oder gar nothwendig iſt. 

Ein Ausländer muß mit dem, an die Regierung zu  richtenden, Ges 
ſuche um Aufnahme in den Unterthanenverband den Befchluß des Ausichuf: 
ſes des Kirchſpiels, in welchem er ſich niederzulaffen beabfichtigt, über fein 
Gefuh um Aufnahme als Kirchfpielsmitglied beibringen. 

4) durch ftillfehweigende Aufnahme. 

Art, 14 Jeder Einländer, welcher, ohne in dem Kalle der Ar. 
10—12. ſich zu befinden, in ein Kirchſpiel einzieht, um ſich dafelbft haͤus— 
lich niederzulaffen, ſoll fofort durch den Kirchipielsvogt aufgefordert werden, 
wegen feiner Aufnahme als Kicchfpielsmitglied das Erforderliche (Art, 12. 
Mr. 1. 2.) beizubringen, 

Geſchieht diefe Aufforderung nicht, bleibt fie ohne Erfolg, oder wird 
die Aufnahme verweigert; fo bleibt der Eingezogene in feinem früheren Kirch 
fpielsverbande, und das Kicchfpiel, in welches er eingezogen iſt, kann feine 
Zuruͤckweiſung verlangen, wenn er nicht außer den, zur WVerftattung de8 Um: 
zugs nach ber beftchenden Gefeggebung (Negierungs : Befanntmahung Juni 
30. 1816. Gef. Samml, Bd. 3. 9. 1. ©. 69 ff.) erforderlihen, Nach⸗ 
tweifungen, auch von dem Kirchſpiele, welchem er angehört, eine fheiftliche 
Beſcheinigung beibringt: daß es ihn, des Umzugs ungeachtet, fortwährend 
als fein Kirchfpielsmitglied in jeder Beziehung anerkennt. Diefe Verpflich— 
tung kann immer nur auf eine beftimmte Zeit geftellt, jedody nach deren 
Ablauf verlängert werben, 

Wenn der Cingezogene aber ohne Veibringung folder Nachweiſungen 
und Befcheinigung, oder, nad Ablauf der im der Iegteren beftimniten Zeit, 
in dem Kicchfpiele, in welches er eingezogen iſt, geduldet wird, und darin 

1) entweder zwei Jahre unter Goncurrenz zu den ‚öffentlichen und: Ges 
meindelajten, infonderheit zu den Beiträgen zur Armenpflege, oder 
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2) vier Jahre ohne eine Unterftügung irgend einer Art aus Armenmit⸗ 
ten fur fi ich oder feine. Familie in Anfpruh zu nehmen und zu 


erhalten, 
feine — behalten hat; fo wird er dadurch Mitglied dieſes Kirch⸗— 
fpiel8 und kann in feinen früheren Aufenthaltsort nicht mehr zuruͤckgewie⸗ 
fen werden. 

Ausländer können durch folchen Aufenthalt im En die Kicchfpiels- 
mitgfiedfchaft nicht erwerben. Werden fie aber, nach den Gefegen ihrer Hei: 
math, wegen längerer Abmwefenheit dort nicht wieder zugelaffen; fo follen fie 
dem Kicchfpiel beigezählt werden, welches ihren Aufenthalt zulegt geduldet 
bat; vorbehältlidh etwaiger Entfhädigungsanfprüche defjelben an diejenigen 
Kirchfpiele, welche, durch frühere we des Ausländers, die Anwendung 
der auswärtigen Heimathgefege gegen ihn, zunaͤchſt verſchudet haben. 

Wahl bei mehrfachen Wohnfigen. 

Art. 15. Niemand kann Mitglied mehterer Kirchſpiele ſeyn. 

Mer bei Einführung dieſer Gemeindeordnung Wohnſitze in verſchiede⸗ 
nen NKirchfpielen bat, foll wählen, welchem Kirchfpiel er als Mitglied 
angehören will, und besfalls bei dem dieſem vorgeſetzten Amte An: 
zeige machen. 

Verluſt der Kirchſpielsmitgliedſchaft. 

Art. 16. Die Kirchſpielsmitgliedſchaft geht verloren: 

1) durch den Verluſt der Eigenſchaft eines Unterthans rs 
Juli 10. 18%. $. 2. u. 10. Geſ. Samml. Bd. 4 9. 2. 
©. 75 ff.); 

2) duch) den Umzug in ein anderes Kirchfpiel von der Zeit an, da die 
Aufnahme in legterem erfolgt, und gegen Ddiefelbe fein Recurs mehr 
zuläffig ift, wofern nicht der im Urt. 14. Abfag 2. vorhergefehene 
Fall eintritt; 

3) für Srauensperfonen auch buch Verheirathung mit dem, Genofjen ei: 
nes andern Kicchfpiels. 

Begriff der Kirchfpielögemeinde; deren Rechte und Pflichten im Allgemeinen. 
Art. 17, Der Kichyfpielsgemeindeverband erſtreckt ſich auf alle inner 

halb —* befindliche Perſonen und Sachen (Art. 7. 3.), inſofern fie 
nicht ausdruͤcklich ausgenommen ſind. 

Die hiernach ſich beſtimmenden Kirchſpielsgemeinden bilden vom Staate 
anerkannte Corporationen, und ſind in dieſer Eigenſchaft eben ſo berechtigt 
als verpflichtet, die auf den Gemeindeverband ſich beziehenden Angelegenhei: 
ten wahrzunehmen, vornehmlid das Gemeindevermögen nach den deshalb 
gegebenen Vorſchriften zu verwalten. 

Zu ihren Rechten gehört insbefondere auch die Theilnahme an den Wah: 
Ien zum Landtage, worüber das Grundgefeg über die Inndftändifche Verfaf- 
fung die nähern Beſtimmungen enthalten wird. 

As Theile des Staats find die Kirchfpielsgemeinden den allgemeinen 
Staatszweden untergeordnet, und verpflichtet, an den Staatslaften Theil zu 
nehmen; als einzelnen &efellfchaften liegt ihnen ob, alles dasjenige zu lei⸗ 
fen, was zu Erreihung der befonderen geſellſchaftlichen Zwecke erforber- 
lich iſt, wie auch die ſonſtigen Verbindlichkeiten der Corporation zu 
erfüllen. 

Ale Verbindlichkeiten, welche den Kicchfpielögemeinden, als folhen, ob» 
liegen, oder von ihnen übernommen werden, haften, in Ermangelung befon- 
derer Bertragäbeftimmungen, zunächft auf dem Gemeindevermögen, welches — 
unter Beruͤckſichtigung der desfalls beftchenden gefeglihen Vorſchriften — 
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gleich jedem Privatvermögen zu Erfüllung jener Verbindlichkeiten angegriffen 
werden kann; fobann aber auf dem Vermögen und den Perfonen der einzel: 
nen Gemeindegenoffen, dergeftalt, daß diefelben zu den erforderlichen Beiträ- 
gen und Leiftungen gezwungen werden koͤnnen. 

Rechte der Kirchſpielsgemeindemitglieder. 

Art. 18. Die Kirchfpieldgemeindemitglieder find berechtigt: 

1) an dem Vermögen, welches der Gemeinde, als ſolcher, zufteht, und 
an den Gommunalanftalten und inrihtungen Xheil zu neh— 
men; auch 

2) bei eintretender Hütfsbedürftigkeit, nach den beftehenden Verordru ıgen, 
Unterftügung vom Kirchfpiel zu verlangen. 

Noch von andern Vorausfegungen und Erforderniffen hängt die Theil— 
nahme an ber Ausübung der, nad) den unten folgenden Beitimmungen der 
Gemeinde, zuftehenden Rechte, und die Wählbarkeit zum Bertreter oder Of: 
ficialen der Gemeinde ab. 


Zweiter Titel, 
Bon der Kirhfpielsverfammlung. 
Begriff und Beſtimmung ber Kirchſpielsverſammlung. 

Art. 19. Die Kirhfpielsverfammlung befteht aus denjenigen 
Kicchfpielsmitgliedbern und Forenfen (Art. 7.), welche in Kirchfpielsangelegens 
heiten eine Stimme zu führen berechtigt find. 

Die naͤchſte und Hauptbeſtimmung bderfelben ift, die Mitglieder des 
Kirchfpielsausfhuffes und den Kicchfpielsvogt auf die weiter unten beſtimmte 
Weiſe zu wählen. 

Die Vereinigung zweier oder mehrerer Kirchfpiele (Art. 6.) muß gleich 
falls vor die Kicchfpielsverfammlung gebracht werden. 

Ob andere Gegenftände der Berathung und Beſchlußnahme biefer Ver: 
fammlung übergeben werden follen, hat in jedenz einzelnen Falle die Regie 
tung zu beſtimmen. : 

Stimmberedhtigung : 
1) der Grunbbefiger. 

Art. 20. Stimmberehtigt in ber Kirchfpieldverfammlung find 
alle Kirdyfpielsmitglieder, welche in dieſem SKicchfpiel einen alleinigen 
Grundbefig zu Eigenthums-, erblihem Nugungss oder Nießbrauchsrechte 
haben. Gemeinſchaftlicher ungetheilter Grundbefig berechtigt nur im 
ehelihen WVerhältnig den Ehemann, und im VBerhältniß des überlebenden 
Ehegatten und der Kinder den Vater oder die Mutter zur Stimmführung ; 
in allen andern Fällen ruht das Stimmrecht bis zur Theilung. Auch kann 
der Eigenthümer eines Grundftüdes, welches in eines Andern Nießbtauch 
ſteht, davon keine Stimme führen. 

2) der Nichtgrumbbefiger. 

Art. 21. Diejenigen Kirchſpielsmitglieder, welche keinen: Grundbefig 
im Sinne des Art. 20. haben, werden zu der Kirchfpieldverfammlung nur 
unter der Beſchraͤnkung zugelaffen, baß ihre Zahl den vierten Theil der 
ftimmberechtigten, in der Lifte (Art. 25.) aufgeführten, Grundbefiger nicht 
überfteigen darf. Ueber die Zulaffung ber. Einzelnen fol der höhere Armen: 
beitrag, wo folches aber nicht gefchehen kann, eine vor jeder Kirchſpielsver⸗ 
ſammlung von ihnen aus ihrer Mitte, unter Leitung des Amts oder des 
Kirſchpielsvogts, vorzunehmende Wahl entſcheiden. 
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8) der Korenfen. 

Art. 22. Diejenigen, welche in dem Kicchfpiel einen Grundbeſitz im 
Sinne des Art. 20. haben, auch außerhalb deſſelben wohnen (Kirchſpiels⸗ 
forenfen; Art. 7.) follen ein Stimmrecht haben, wenn von diefem Grund: 
befig zu einer, bie freien wie die pflichtigen Immobilien treffenden, Steuer 
jährlich wenigftens ſechs Thaler bei Einländern, und zwölf Thaler 
bei Ausländern beigetragen werden. 

Zuläffigkeit zur Kirchfpielöverfammlung. 

Art. 233. In der Kicchfpielsverfammlung zu erfcheinen und das 
Stimmreht auszuüben, find unfähig: 

1) Srauensperfonen; 

2) Minderjährige und unter Curatel ſtehende Perfonen; 

3) Kinder unter väterliher Gewalt; 

4) wer in dem, der Verſammlung vorhergegangenen, legten Jahre aus 
Armenmitteln unterftügt worden ift; 

5) wer in Concurs befangen ift, bis zum Verkaufe des Goncursguts, und 
in dem darauf folgenden Jahre; 

6) wer in. Special: Inquifition ſich befindet; wer wegen eines Verbre⸗ 
chens verurtheilt, oder nur von der Inſtanz entlaffen iſt; wer aus 
andern Gründen unter Polizeiauffiht geſtellt iſt; — bis er von der 
der Regierung wieder flimmfähig erflärt if; 

T) wer wegen unfittlihen oder unbürgerlichen Betragens aus der Lifte 

der Stimmfaͤhigen einftweilen geftrichen ift, welches nur auf einen 

Antrag des Kirchfpielsausfchuffes und des Amts, oder de8 Amts 

nad. Anhörung des erfteren, duch einen Beſchluß der Regierung bis 

zu vier Jahren. gefhehen kann. Eine ſolche Verfügung kann nad 

Umftänden erneuert werden. 

Ausübung des Stimmrechts durch Stellvertreter. 

Art. 24. Durch Stellvertreter kann das Stimmrecht in der Regel 
nicht ausgeuͤbt werben. 

Ausnahmsweife Eönnen vertreten werden: 

1) Frauensperfonen durch VBevollmächtigte; bie Ehefrau wird durch ihren 
Ehemann vertreten; 

2) Minderjährige und unter Curatel flehende Perfonen durch den Bor: 
mund oder Qurator; 

3) Kinder unter väterliher Gewalt durch den Water; 

4) außerhalb des Kirchſpiels wohnende Stimmberechtigte (Art. 22.) durch 
Bevolmädtigte, in deren Ermangelung die Pächter oder Verwalter 
als ſtillſchweigend bevollmädptigt anzufehen find. 

Als Stellvertreter oder Bevollmächtigter wird nur ein Einländer zuge: 
lafjen, welcher nit nad Art. 23. zu Ausübung des Stimmrechts unfähig 
if. Niemand kann zwei Stimmen führen. Auch ein Stellvertreter kann 
nur dann eine befondere Stimme für den BVertretenen führen, wenn er nicht 
felbſt ftimmberechtigt ift (Art. 20. 21. 22.). 

Verzeichniß der Stimmberechtigten. 

Art. 25. Bon den in der Kirchſpielsverſammlung Stimmberechtigten 
bat der Kirchſpielsvogt nad ihren drei verfchiedenen Klaffen (Art. 20. 21. 
22.) drei vollftändige Liften zu führen, roelche in feiner Wohnung zur Ein: 
ſicht nliederzutegen find. Wir darin unrichtig aufgeführt, oder ungefeglich 
ausgelaffen "zu ſeyn glaubt, iſt berechtigt, Worftellungen dagegen bei dem 
Kirchfpielsvogt anzubringen, und biefelben bei dem Amte, und nöthigenfalls 
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bei der Regierung zu verfolgen; jeboch muß erſteres zeitig und fpäteftens drei 
Tage vor der Verſammlung geſchehen. 

Der Reclamant kann an ber Berfammlung keinen Theil uehmen, bevor 
die Berichtigung ‚der Lifte verfügt ift. 

Berufung ber Kicchfpielsverfammlung unb Borfi in berfelben. 

Art. 26. Eine Kicchfpielsverfammlung darf nicht Statt haben, als 
auf Verfügung des Amts, welches diefelbe jedesmal zu berufen und in der 
Verſammlung den Vorſitz zu fuͤhren hat. 

Vorgaͤngige Bekanntmachung. 

Art. M. Wenn eine Kirchſpielsverſammlung Statt haben fol; fo ift 
dieſes, fo wie der Zwed, die Zeit und der Drt der Verfammlung den ftimms 
berechtigten Einwohnern des Kirchſpiels durch den Kirchfpielvogt wenigftene 
acht Tage vorher durch Anfchlag und Kündigung, auf jedes Orts gewöhnliche 
Meife, bekannt zu mahen. Die außerhalb des Kicchfpiels wohnhafter 
Stimmberechtigten werden nicht befonders geladen, fondern haben felbft da— 
für zu forgen, daß fie von Berufung der Kicchfpielsverfammlung Kunde 
- erhalten. 

Erforberniffe eines verbindenden Kirchſpielsbeſchluſſes. 

Art. 28, Ein verbindlicher Beſchluß wird nach der Stimmenmehrheit 
gefaßt, und zwar, wenn bei gleicher Zahl der Stimmenden wenigftens eine 
Stimme über die Hälfte derfelben, oder, bei ungleicher Zahl der Abſtimmen⸗ 
ben, die Uebereinftimmung der größeren Hälfte derfelben eine Mehrheit (a b⸗ 
folute oder einfache Stimmenmehrheit) nicht ergiebt, fondern die Stimmen 
mehrfach getheilt find, nach derjenigen Anficht, welche die meiften Stimmen 
für fih hat (relative Stimmenmehrheit). 

‚Wenn die Vereinigung zweier oder mehrerer Kitchfpiele in Antrag ges 
bracht ift (Art. 6. 19.); fo enticheidet über die Frage: ob bdiefelbe gefchehen 
fol? nur abfolute Stimmenmehrheit in jedem Kirchfpiel. 

Kirchfpielsverfammlungsprotocoll. 

Art. 29. Ueber das Ergebniß der Verhandlung einer jeden Kicch[piels: 
verfammfung muß ein Protocoll aufgenommen werden, welches, nachdem es 
der Verſammlung vorgelefen und erklärt und dagegen nichts zu erinnern ges 
funden ift, der Beamte, der Kirchipielsvogt und die anweſenden Mitglieder 
des Kirchſpielsausſchuſſes zu unterfchreiben haben, 

Genehmigung des Beſchluſſes durch das Amt oder die Regierung. 

Art. 30. Bedarf der Beſchluß der Kicchfpielsverfammlung der Geneh: 
migung des Amts; fo kann diefes folche unmittelbar ertheilen, oder ſich feine 
Entſchließung vorbehalten, welche in der Regel innerhalb acht Tagen erfolgen 
fol. Sit die Genehmigung der Negierung erforderlih (Art. 6. #1. Abſ. 3.); 
fo bat das Amt das Protocol mit feinem gutachtlichen Bericht unverweilt 
an diefelbe einzufenden. 

Dritter Titel. 
Bon dem Kirhfpielsvogt, Beigeorbneten, Kichfpielsaus: 
ſchuß, Kirhfpielsrehnungsführer und Kirchſpielsunterbe— 
dienten, 


1. Sm Allgemeinen. 
Perfonale des Kirchfpielöregimente. 

Art. 31. Jedem Kicchfpiel ift ein Kirchſpielsvogt vorgefegt; 
Zur Berathung, Beſchlußnahme und Controlle befteht ein Kirchfpiels: 
ausfhuf. Der Verwaltung it ein Kirhfpielsrehnungsführer 
zugeordnet. Unterbediente in den Kirchſpielen find die Feld hüter. 
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Das beftehende Dienftverhältnig ber — wird — dieſe 
Gemeindeordnung nicht verändert. / 


2. Vom Kirchfpielsvogt und Beigeordbneten (sehe 
fondere. 
Obliegenheiten des Kirchſpielsvogs: 
1) als Gemeindeofficial. 

Art, 32. Der Kirchſpielsvogt iſt ber dem Kicchſpiel zunaͤchſt 
vorgeſetzte Official, deſſen Aufmerkſamkeit ſich, unter Aufſicht des Amts, auf 
alle Ricch[pielsgemeindeangelegenheiten erſtreckt; er bat bei den Berathungen 
und Berhandfungen im Kicchfpielsausfhuffe den Vorſitz zu führen, wenn 
diefes nicht vom Amte ſelbſt gefhieht, und die gefegmaßig gefaßten Be— 
ſchluͤſſe beſſelben, fo wie alle fonftige, das Kirchfpiel betreffenden, Vorſchriften 
und Beilimmungen zur Ausführung zu bringen. _ 

. 2) vermöge Auftrags der Regierung. 

Art. 33. Zugleich wird der Kirchſpielsvogt von der Megierung mit 
der polizeilichen Aufſicht im Kirchfpiel und mit der Ausführung alles desje— 
nigen :beaufteagt werden, was in einer m. zu ertheilenden befondern In: 
ſtruction enthalten ift. 

Unterftügung bes Kichfpielsnogte durch Beigeordnete. 

Art. 34. Jeder Kirchſpielsvogt ſoll einen Beigeordneten haben, 
welcher ihn in ſeinen Dienſtobliegenheiten mit Rath und That nach beſter 
Einſicht unterftügt und ihn in Verhinderungsfaͤllen vertritt, auch bei Erle— 
bigung der Stelle bes Kirchfpielsvogts die Geſchaͤfte beffelben einſtweilen 
uͤbernimmt. 

Der Kirchſpielsvogt darf, mit Genehmigung des Amts, ganze gwetge 
ſeiner Geſchaͤfte dem Beigeordneten zur Verwaltung uͤbergeben; auch kann 
zu dem Ende bei zu großer Haͤufung der Geſchaͤfte die Zahl der Beigeordne⸗ 
ten in einem einzelnen Kirchſpiele, auf Antrag des Ausſchuſſes, nad Ver⸗ 
fuͤgung der Regierung, vermehrt werden. 

Art. 35. Der Kirchſpielsvogt mag in wichtigern Kirchſpielsangelegen⸗ 
heiten mit dem Beigeordneten ſich berathen, ohne gleichwohl an die Anſich— 

ten und Vorſchlaͤge deſſelben gebunden zu ſeyn. 

Wo der Beigeordnete als Stellvertteter des Kirchſpielsvogts handelt, 
tritt er in deſſen Dienſtbefugniſſe und Obliegenheiten. 

Dauer ber Dienftführung. 

Art. 36. Die Dauer der Dienftführung wird beftimmt: 

4) bei dem Kicchfpielsvogt auf 12 Jahre; 

2) bei dem Abgeordneten auf 6 Jahre. 

Nach Ablauf der Dienftzeit iſt jedoch; der Abgehende wieder wählbar. 

Befonbere Leiftungen des Kirchfpielsvogts. 

Art. 37. Der Kicchfpielsvogt iſt verbunden: 

4) zur Berathung und Verhandlung mit dem Ausfchuffe und dem Beis 
geordneten, fo wie zur Bewahrung ber Kirchſpielsgemeindeacten, Dienſt⸗ 
papiere u. ſ. w. ein angemeſſenes Local einzuräumen oder zu ver— 
Kain. auch daſſelbe bei Zuſammenkuͤnften im Winter heizen zu 


2) ei pi (einem Geſchaͤfte verbundenen ſchriftlichen Arbeiten ſelbſt zu 
verrichten, oder auf feine Koſten durch Perſonen, welche dazu die Ge: 
nehmigung des Arnts erhalten ‚haben, verrichten zu laffen; 

3) die dazu nöthigen (Schreibmaterialien anzuſchaffen. 
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Entfhäbigung beffelben. 

Art. 36. Der Dienft eines Kirchſpielsvogts iſt ein Ehrenamt, und 
es ift ein Gehalt damit nicht verbunden... Doch foll. derfelbe für verfchiedenne 
mit feinem Dienft verbundene Obliegenheiten, namentlid für bie im Art. 
37. angegebenen Leitungen, eine jährlihe billige, auf den Vorſchlag des 
Ausfhuffes, von dee Regierung für die Dauer der Dienftzeit feftzufegende 
Entfhädigung erhalten. Diefe Entfhäbigung wird aus der Kicchfpielskaffe 
geleiftet, und es follen, wenn es der Kaffe an den dazu erforderlichen Mit— 
tein fehlt, die zu deren Beftreitung nöthigen Beiträge vorerft auf die bisher 
tige Weife aufgebracht werden. 

Der Dienft eines Beigeorbneten tft ebenfalls ein Ehrenamt und wird 
unentgeldlich verwaltet. Auf eine Entfchädigung hat berfelbe nur din Ans 
fpruch zu machen, wenn er bei Erledigung der Kirchſpielovogtsſtelle dieſelbe 
laͤnger als ſechs Wochen verwaltet. 

Für etwaige Reifen und Dienſtleiſtungen in Kirchſpielsangelegenheiten 
außerhalb des Amts foll fowohl dem Kirchfpielsvogt, als dem Beigeord: 
neten cine befondere Vergütung zugeftanden werden. 

Außerdem befreit das Amt: eines .Kicch[pielsvogts die Ban: oder Hof⸗ 
ftelle, welche er felbft bewohnt (jedoch da, wo Feine gefchloffene Stellen find, 
nit über 40 Juͤck oder 60 Grafe), vom Kichhfpielshofdienft , nicht aber 
von Fuhren in Deich: und Sielangelegenheiten und für fremdes Mititair, auch 
nit von der Einquartierung, baaren Geldanlagen und Naturallieferungen, 
zu welchem Zwecke folche auch ausgefchrieben werden mögen. 

Endlich ift ein Kirchſpielsvogt frei von der Verbindlichkeit, Vormund⸗ 
fchaften und Guratelen zu übernehmen, nicht aber von der ferneren Verwal 
tung derjenigen, welche er zur feiner Anftelung fchon wm. , 

Kirchfpielöfiegel. 

Art, 39. Der Kirchfpielsvogt führt das Siegel, welches einem jeben 
Kirchfpiele beigelegt werden fol. 

3. Dom Kichfpielsausfhuß insbefondere. 
Beftimmung des Ausfchuffes im Allgemeinen. 

Art. 40. Der Kichfpielsausfhuß (Art. 31.) iſt beffimmt, das 
Kirchfpiel in allen feinen gemeinfamen Berhältniffen zu vertreten und die In⸗ 
tereffen deſſelben wahrzunehmen, zu welchem Ende er auch dem Kirchſpiels— 
vogt berathend, controllirend und beſchließend zur Seite fteht. 

Größe und Zufammenfegung des Ausfchufies. 

Art. 41. Die Größe des Ausſchuſſes wird durch die Seelenzahl der 
Bevölkerung ded Kirchfpiels dergeftalt beftimmt, daß für je 200 Seelen ein 
Ausfhußmann, jedoh in der Regel mindeftend ſechs, und nie mehr als 
achtzehn Perfonen gewählt werden. 

Bei den Wahlen des Ausfhuffes, fo mie bei denjenigen, wovon ber 
Art, 129. handelt, fol die Größe der Seelenzahl, mie ſolche in dem Staats: 
£ulender für das Jahr 1831 angegeben ift, in jedem einzelnen Kirchſpiele 
bis weiter zum Grunde gelegt werden. 

Für Kicchfpiele, welche nicht über 600 Einwohner haben, Bann bie 
Bahl der Ausfhußmänner, nad Vernehmung der Kicchfpielsverfammlung, 
mit Genehmigung der Regierung, allenfalls bis arıf ‚dreisherabgefegt werden. 

Zwei Drittel der Mitglieder des Ausſchuſſes müffen einen Grund: 
befig im Sinne des Art. 20. haben, von welchem weniäftens das im Art. 
12. —— —— entrichtet wird. 

in Srittel kann aus allen ſtimmberechtig ten Kir kelsmi liedern 
(Art. 20. 21.) frei gewählt werden. & — ia 


-. 
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Dauer. der Dienftführung eines Ausfhufmannes und Erneuerung bes Ausſchuſſes. 

Art. 42. Der Dienft eines Ausfhußmannes dauert vier Jahre. 

Die Wahlen zum Ausihuß follen alle zwei Jahre Statt haben, und 
es treten dann diejenigen Ausihußmdnner aus, melde vier Jahre Mitglies 
der geweſen find. 

Bei Erneuerung des Ausfchuffes iſt jedesmal der, im Anfehung feiner 
Bufammenfegung, im Art. 41. aufgeftellte Grundfag‘ aufrecht zu. erhalten. 

Damit in der Folge nicht ſaͤmmtliche Ausſchußm ftets zugleich 
abgehen, fol im dritten Jahre nach Einführung diefer Gemeindeordnung ber 
Ausſchuß zur Hälfte erneuert werden, und das Loos entfcheiden, welche von 
den zuerſt erwählten Ausfhußmännern zu dem Ende abgehen müffen. Iſt 
die Anzahl der Mitglieder des Ausfhuffes ungleich; fo fol deu Kleinere Theil 
zuerfi austreten, ’ | 

| Erfagmänner. 

Art. 43. Die ausgetretenen Mitglieder des Ausſchuſſes dienen als 
Erfagmänner für die vor einer neuen Wahl etwa abgegangenen oder zur 
Zeit: verhinderten. Bei dem Aufrufe dazu duch den Kirchſpielsvogt iſt zu— 
nädhft dahin zu fehen, daß das im Art, 41. feftgefegte Verhaͤltniß der 
Srundbefiger im Ausfhuß zu den übrigen Mitgliedern aufrecht erhalten 
werde, und fo weit damit vereinbar der zulegt -Ausgetretene, und unter zus 
gleich Ausgetretenen der jüngere dem Lebensalter nad, zuerft. zum Erſatz 
aufzurufen, 


Entfhäbigung der Ausfhußmänner. 

Art, 44. Der Dienft eines Ausfhußmannes wird unentgeldlich ver: 
waltet, jedoch mit der im Art. 38., in Anfehung ber Reifen außerhalb des 
Amtsbezirks, feftgefegten Ausnahme. 

Berfammlung des Ausfchuffes. 

Art. 45, Der Ausfchuß kann fi verfammeln: 

1) ordentlich, an den mit Genehmigung des Amts dazu ein für alle: 

mal beftimmten Tagen; 

2) außerordentlich auf Berufung des Amts ober des Kirchſpielsvogts; 
und zwar aus eigener Bewegung, oder auf Antrag der Mehrheit der 
Mitglieder des Ausfhuffes bei dem Amte oder Kirchſpielsvogt, wel: 
chem Antrage jederzeit zu genügen ift. 

Außerordentliche Zuſammenkuͤnfte follen den Ausfchußmännern in der 
Regel drei Tage vorher bekannt gemacht, und benfelben die Gegenftände der 
Verhandlung dabei angezeigt werden. Auch ift das Amt von der Zuſam⸗ 
menkunft und deren Gegenftande durch den Kirchſpielsvogt zu benachrichtigen. 

Verpflichtung zum Erfcheinen. 

Art. 46. Jeder Ausfhußmann, welcher in einer, gehörig zu feiner 
Kunde gebrachten, Verſammlung des Ausfhuffes ohne genügende Entfchuls 
bigungsurfache ausbleibt, und von der eingetretenen Verhinderung dem Kirch: 
fpielsvogt nicht fo zeitig, daß ſtatt feiner ein Erfasmann berufen werden 
kann, Anzeige macht, foll eine Brüche von 36 Gr. bis 2 Rthlr. Gold zur 
Kirchſpielskaſſe bezahlen. Der Ausſchuß hat. hierüber zu erkennen. 

« Borfig und, Protogollführung in der Verſammlung des Ausſchuſſes. 

Art. 47. Der Kirchfpielsvogt, oder, wenn derfelbe dem Ausfchuffe 
beizumohnen verhindert ift, der Beigeordnete hat in bemfelben. den Worfig zu 
führen, fofern nicht das Amt foldhen zu übernehmen in einzelnen, Fällen 
—— a oder durch die Vorſchriften diefer Verordnung ausdruͤcklich 
verpflichtet iſt. 1 - 
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Außer dem Falle der Vertretung iſt der Beigeordnete der Verſammlung 
beizuwohnen nicht verpflichtet, es ſey denn, daß der Ausſchuß feine Anmwes 
ſenheit ausdruͤcklich verlange. 

Der Kirchſpielsvogt oder der Beigeordnete muß im Ausſchuß gegenwaͤr⸗ 
tig ſeyn und das Protocoll führen, oder unter feiner Unterſchrift und Ver— 
antwortlichkeit duch eim dazu tüchtiges Mitglied des Ausfchuffes, oder durch 
eine andere geeignete Perfon (Art. 37. Nr. 2.) führen: laſſen. Nur bei der 
Mahl eines Kirchſpielsvogts darf weber der bisherige Siscfpiesvogt, noch der 
Beigeordnete im Ausſchuß zugegen ſeyn. 

Verhandlungen im Ausſchuſſe und — der Guͤltigkeit der Beſchluͤſſe 


Art. 48. Die Ausſchußmaͤnner ſollen nach ihrer eigenen gewiſſenhaf⸗ 
ten Ueberzeugung ſtimmen. 

Zur Gültigkeit eines Beſchluſſes iſt erforberfich, daß alle Mitglieder bes 
Ausfhuffes, und ſtatt der zeitig entfchuldigten, Erſatzmaͤnner geladen und 
wenigftens zwei Drittel erfchienen find und abgeftimmt haben, auch das 
Refultat zu Protocoll genommen und diefes von den Anmwefenden unterzeichs 
net if. Sind nicht zwei Drittel erſchienen; ſo iſt eine zweite Verſammlung 
anzuſetzen. 

Die geſchehene Ladung iſt jedesmal zu den Acten zu beſcheinigen. 

Wird in nicht vollzähligem Ausſchuſſe ein Beſchluß gefaßt; fo iſt im 
Cingange des Protocolld zu bemerken, daß und wie wegen Berufung des 
vollzähligen Ausfchuffes das Vorgefchriebene geſchehen fey. 

Der Beſchluß des Ausfchuffes wird nach abfoluter Stimmenmehrheit 
(Art. 28.) der Erfchienenen genommen. Geht bei Wahlhandlungen eine 
foldye aus ber erften Wahl nicht hervor, umd iſt auch nicht. Gleichheit der 
Stimmen vorhanden; fo find immer diejenigen beiden, welche die meiften 
Stimmen gehabt haben, auf eine engere Wahl zu bringen, bergeftalt, daß, 
vermöge neuer Abftimmung, für einen berfelben abfolute Stimmenmehrheit 
ſich ergiebt. Iſt mehr als Einer zu wählen; fo ift jenes Verfahren fo oft 
als erforderlih zu wieberhohlen. 

Der Kirchfpieldvogt und an deſſen Stelle der Beigeorbnete haben im 
Ausfhuß blos eine berathende Stimme. Nur bei Gleichheit der Stimmen 
unter den Ausfhußmännern wird die Stimme des Kirchſpielsvogts oder Beiz 
geordneten als entfcheidend mitgezählt, und bei der Wahl eines Kirchſpiels— 
vogts entfcheidet bei Gleichheit der Stimmen das Loos. 

Deren verbindende Kraft. 

Art. 49, Ob ber Befchluß, bevor er in Anwendung kommen kann, 
der Genehmigung des Amts oder der Regierung bedarf, hängt von dem Ge— 
genftande und den dabei gegebenen Vorfchriften ab. 

Jeder gefegmäßig innerhalb feiner Befugniffe gefaßte Beſchluß des Aus: 
ſchuſſes ift für das ganze Kirchſpiel verbindend. | 

4. Vom Kirhfpieldgrehnungsführer insbefonbdere. 
Qualification des Kirchipielsrehnungsführers. 

Art. 50. Der Kirhfptelsrehnungsführer (Art. 31.) muß 
ein im — —— geuͤbter und in jeder Hinſicht zuverlaͤſiger 
Mann ſeyn. 

Sein Dienſt iſt 8 dem des airchſplelsdogts, Beigeordneten und ei⸗ 
nes Ausſchußmannes unvereinbar,» 

Mehrere Kirchſpiele deſſelben Amts Einnen einen gemeinfchaftlichen Rech⸗ 
nungsführer wählen; auch Tann dem Amtseinnehmer das Geſchaͤft eines 
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Kirchſpielsrechnungsfuͤhrers ganz oder theilweife uͤbertragen werden, wenn * 
ſen vorgeſetzte Behoͤrde dieſes genehmigt. 

Vorerſt, „und bis deshalb ‚eine. andere Einrichtung. getroffen it, Haben 
die Amtseinnehmer die ihnen Übertsngenen GCommunalhebungen wie bisher 


fortzufegen. 
Dienftbeftimmung bes Rechinungsführers, 

Art. 51. Die Dienftbeftimmung des Rechnungsführers ift im Allge⸗ 
meinen, die Einkünfte der Kicchfpielskaffe forgfältig zu heben, alle auf dies 
felbe gehörig angewieſene Bahlungen zu, leiſten, Einnahme und Ausgabe treu 
zu berechnen, fo wie überhaupt. alle die Geld» und. Rechnungsverhaͤlt⸗ 
niffe des, Kirchſpiels angehende Aufträge, zu übernehmen und pflichtmaͤßig 
auszurichten. 

‚Art, 52, : Der. Rehnungsführer fol, ‚wenn, der Ausſchuß ſich vers 
fammelt, um über bie Bermögentosspimife des Kirchſpleis zu bera⸗ 
then, auf deſſen Verlangen. zugegen ſeyn, um erforderliche Auskunft zu 
ertheilen, : 

.  &aution. 

Art. 53, Der Rechnungsfuͤhrer hat für, die getreue Derwaltung 
feines Dienftes eine angemeffene Sicherheit. zu leiften, beren ne vom 
Ausfhuffe, mit Vorwiſſen des Amts, feitzufegen iſt. Wird ft ip, e in baarem 
Gelde geleiftet; fo muß für deffen ſi ichere Unterbringung vom Xusfehufe, 
ebenfalls mit Vorwiſſen des Amts, geforgt, und das Capital bis zum Er: 
Löfchen der Gaution und Zurüdzahlung derfelden dem Nechnungsführer ver: 
zinfet werden. Wird fie aber in dem liegenden Vermögen des Rechnungs: 
führers, oder durch Buͤrgen geftellt; fo hat der Kirchſpielsvogt die Ingroſſa⸗ 
tion derſelben auf den Kechnungsführsr oder Bürgen zu ——— welche 
koſtenfrei geſchehen ſoll. 

Gehalt und Dauer der Dienſtfuͤhrung des Rechnungsfägrers. 

Urt. 54 Der Gehalt oder die Dienfteinktünfte des Rechnungsführers 
find von Ausfhuß, nad Verhaͤltniß der Kicchfpielseinnahme und nad) vor— 
gängiger Anzeige bei der Regierung, zu beftimmen, 

Deri Rechnungsführer wird, unter Vorbehalt ſechemonatlicher Kuͤndi⸗ 
gung, angeſtellt, welche dem Aueſchuß mit Vorwiſſen ber AUT. wie 
dem ne frei ftehen ſoll. 

Dienftobliegenheiten des Rechnungsfuͤhrers ergeben ſich — aus 
der, = der Regierung demfelben zu. ertheilenden, SInfteuction. ‘ ° ui 


5. Vom Kirhfpielsfeldhäter insbefondere, 
Beſtimmung des Kirchſpielsfelbhuͤtets, deſſen Gehalt und Dauer feines Dienſtes. 

Art. 55. Die Beſtimmung des Kirchſpielsfeldhuͤters (Art: 31.) 
iſt, die Geſchaͤfte eines Amts: und Kirchfpielsunterbedienten im Kirchſpiel 
wahrzunehmen, demnach alle von dem Amte und dem Kirchſpielsvogt oder 
deſſen Beigeordneten in Juſtiz⸗, Polizgeis und Kitchſpielsgemeindeangelege * 
heiten ihm ertheilten Befehle und Auftraͤge, nach Anleitung der von der 
gierung zu erlaſſenden Inſtruction, auszufuͤhren. 

Den Gehalt des. Feldhuͤters Hat das Amt, auf Antrag des Auoſchuſ 
ſes und nach dem Umfange ſeiner Dienftverrichtutigen, feftzufegen; je: 
ei ſoll derfelbe die Summe von 25 Rthlr. Gold jährlich nicht nen 
eigen. 

Der Feldhüter wird, unter Vorbehalt dreimonatlicher Kündigung, ans 
geftellt; die Kündigung gefchieht vom Amte, im Einverfländnig mit dem 
Kicchfpielsvogt. Im Ermangelung einer UWebereinftimmung zwiſchen beiden 
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bat die Regierung zu entfcheiben. Die ıworbehaltene. Kündigung ſteht auch 
dem Feldhüter zu. 


6. Von der Wahl, Ernennung und Beftätigung bes Kir: 
fpielsvogts, Beigeordneten, Ausfhuffes, Rehnungsführers 
und Feldhuͤters. — 
Erforderniſſe der Waͤhlbarkeit als Kirchſpielsbogt, Beigeordneter und Aus: 
J ſchußmann. 


Art, 56. Waͤhlbar zu der Stelle eines Kirchſpielsvogts, Beigeordne⸗ 
ten und Ausfhußmannes find alle in der Kirchfpielsverfammlung perſoͤnlich 
zur Ausübung des Stimmrechts Berechtigte (Art. 20. 21. 23.), melde 
fih zur chriftfichen Religion bekennen und ihren Wohnfig im Kirch: 
fpiele haben. . .. _ 

Zum Kirchfpielsvogt kann außerdem nur gemählt werden, wer Grund⸗ 
befiger im Kirchfpiel im Sinne des Art. 20. ift, und das nad) Art. 41, 
für zwei Drittel der Ausfhußmänner erforderliche Steuerguantum (Art. 12.) 
entrichtet. | 

Ausgenommen von der. Wählbarkeit find: 

1) diejenigen, welche mit dem Kirchfpielsvogt, Beigeordneten, ober einem 
Ausſchußmann des Kirchſpiels in auf- oder abfteigender Linie ver: 
wandt find; auch kann, der Bruder eines Kirchfpielsvogts nicht deſſen u 
Beigeordneter, oder Mitglied des Ausfchuffes feyn; und eben fo iſt 
der Bruder des, Beigeordneten, ober eines bereits gewählten Ausſchuß⸗ 

mannes von ber Wahl ausgefchloffen; _ Eu 

2) Geiftliihe und Scullehrer; 

3) Mititairperfonen während ihrer Dienftzeitz 

4) active Staatsbeamte, welche zu einer, dem Kirchfpiel vorgefegten, Ber: 
waltungsbehörbde gehören. - 

In Ermangelung gehörig qualificirtee Perfonen kann von ber Megierung, 
nah Vernehmung des Ausfchuffes und gutachtlichem Bericht des Amts, eine, 
wenn aud von den Beftimmungen diefes Artikel und des Art. 41. abwei⸗ 
chende, Verfügung getroffen werden. 

Berliert ein Kiccyfpielsvogt, Beigeordneter oder Ausfchußmann während 
bee Dauer feines Dienftes diejenigen Eigenfchaften, welche ihn früher waͤhl⸗ 
bar madıten; fo muß er feine Stelle niederlegen, mit Vorbehalt jeboch ber 
Beflimmung des Art. 65., und der Erfagmann kann in gleihem Verhaͤlt⸗ 
niß nicht ferner in den Ausſchuß berufen werden. 

Wahl der Ausfhußmänner. 

Art. 57. Die Mitglieder des Ausſchuſſes werden von ber Kirchfpield 

verfammiung gewählt (Art. 19.). ; 
Bei Eröffnung: der Verſammlung hat das Amt die Anweſenden noch 
befonders auf die Erforderniffe der Waͤhlbarkeit (Art. 20. 24. 23. 41. 56.) 
aufmerkſam zu maden, damit etwaige Irtthuͤmer noch vor Abgebung der 
Stimmzettel (Art. 59.) Berichtigt werden können. 

Lifte der wählbaren Grundbefiger. 

Art. 58; Um jeden. Zweifel darüber zu befeitigen, welche Kicchfpiels: 
mitglieder zu den wählbaren Grundbefigern (Art, 44, Abſ. 4.) gehören, iſt 
durch den Kirchfpielsvogt mit Hülfe des Kicchfpielsrehnungsführers, fo meit 
nöthig nach vorgängig zu bewirkenden Mittheilungen des Amts, eine Lifte 
derfelben anzufertigen, und in der Wohnung des Kirchfpielsvogts zur Ein’ 
Bw der Stimmberechtigten; nieberzulegen, demmächft auch gehörig zu br 
richtigen. | un re a — 
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Megen etwaiger Erinnerungen gegen bie: — — — gilt 

dasjenige, was im Act. 25. verordnet iſt. 
IHandlung. 

Art, 59. Die Wahlhandlung: gefchieht, * Anleitung | ber, beöfalis 
den Aemtern vorgefchriebenen, dieſer Verordnung unter: Nr. 1 1. angehängten, 
Inſtruction. 

Jeder Stimmberechtigte, welcher fein Stimmrecht: aisühen will, hat 
einen, nad) einem gewiſſen Formular eingerichteten, Stimmzettel, nad) dem 
Ermeffen des Amts entweder vorher beim Kiechfpielsvogt, oder in Gegenwart 
des Dirigenten der Wahlhandlung, im Empfang zu nehmen, und dann ben: 
felben, mit dem volfftändigen Namen und Angabe des Wohnorts der 
von ihm gewählten Perſonen verſchen, in ein verdecktes Behaͤltniß ab⸗ 
zugeben. 

Nach beendigter Stimmgebung iſt eine Abftimmungalifte anzufertigen, in 
welche die Nummer eines jeden Stimmzetteld und: bie Namen der auf dem⸗ 
ſelben genannten Perſonen einzutragen ſind. | 

Diefe Abftimmungstifte wird drei Tage lang offen. gelegt, damit eben) 
welcher abgeftimme hat, dutch Einſicht deifeiben ſich Überzeugen - inne, daß 
die Nummer feines Stimmzettes darin aufgeführt, und feine. Abflimmung 
gehörig eingetragen, auch die Bählung der Stimmen richtig gefchehen fey. 

Unter den Abſtimmungen — ———— bei Gleichheit 
ber Stimmen das Loos. 

Wenn nach vollzogener Map fi * — ſollte, daß ein zum Au⸗ 
ſchußmann erwaͤhltes Kirchſpielsmitglied wegen: Unfähigkeit nicht zugelaſſen 
werden kann, oder daſſelbe die Annahme der Wahl aus zulaͤſſigen Gruͤnden 
(Art. 62.) verweigert; fo iſt derjenige, welcher nach dem Gewaͤhlten die mei— 
fien Stimmen erhalten hat, in: den Ausfchuß zu berufen. Unter —— 
welche gleiche Stimmen erhalten haben, entſcheidet das Loos. 

| Wahl und Ernennung des Kirchfpielsvogte. 

Art. 60. Bu der Stelle des. Kirchfpielsvogts hat der Aueſchuß unter 
dem Vorſitz des Amts, nach geheimer Stimmgebung drei Perſonen in Vor— 
ſchlag zu bringen, über meldye die Kirchjpielsverfammlung auf die vorgefchries 
bene Weife (Art, 59.) abflimmen fol, damit die Regierung. erfahre, 
welhe Perfon von der Gemeinde zum Kirchſpielsvogt vorzugsweife ‚ges 
wuͤnſcht wird, 

Einen ber drei Vorgefchlagenen bat dann bie Regierung zum Kirch⸗ 
fpielevogt zu ernennen, oder bei befunbener Unzuläffigteit derſelben a... 
Borfhläge zu fordern, | 
; "nr Wahl und Beftätigung des Beigeorbnieten. 

Art. 61. : Der Beigeordnete wird vom Ausfchuß, im welchem ber 
Kiechfpielsvogt bei dieſem Act. gleiches Stimmrecht mit ben übrigen Mit» 
gliedern hat, gewählt, Der Gewählte wird, auf den Bericht des Amts, 
von der Regierung, infofern Leine Bedenken Dagegen obmalten, beftätigt. 

Verpflichtung zur Annahme ber Kirchſpielsaͤmter. 

Art. 62, ie zu der „Stelle ‚eines Kirchſpielsvogts, Beigeorbneten 
und Ausfhußmannes auserfehenen Perfonen- find zu deren Annahme vers 
pflidhtet; ausgenommen: 

1) diejenigen, welche unmittelbar zuvor bie beftimmte Dienftzeit hindurch 
‚biefelbe Stelle verwaltet haben, fofern nod andere qualificitte Perſo⸗ 
nen vorhanden ſind; 

2) diejenigen, welche zur Zeit ber Wahl das 6Ofte kebensjahr zurůckge⸗ 
legt haben; 
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3) ausübende Aerzte und Wundärzte; 

4) diejenigen, welche ihres Geſundheitszuſtandes wegen entſchuldigt ſind, 
oder bei welchen ſonſtiger ganz beſonderer Gruͤnde halber die Annahme 
der Stelle. weſentliche Nachtheile zur u. — Würde; und unter 
biefer. Borausfegung auch 

5) öffentliche Beamte und Advocaten. 

Wenn in einzelnen Fällen über die Gtatthaftigkeit eines Ablehnungs⸗ 
grundes aaa entitehen;. fo hat die Regierung zu entfcheiden. 

I... Urkunde über ‚die: Beſtellung. 

Art. 63. Der zum Kirchſpielsvogt Ernannte erhält eine Anftellungs- 
urfunde von der Regierung. Der Beigeordnete und die Ausfhußmänner bes 
£ommen zu ihrer Legitimation eine Befcheinigung des Amts, 

Berpflichtung. 

Art. 64. Der Kirchſpielsvogt und. der Beigeordnete find- vor dem 
Amte durch. Ablegung eines, auf Protocollführung mit zu richtenden, Dienft- 
eides zu verpflichten. Die Ausfhußmänner ſollen mittelft Handſchlags an 
Eidesfatt verfichern, nach ihrer gewiffenhaften. Ueberzeugung das Beſte des 
Kirchſpiels wahrnehmen und, fo. viel an ihnen iſt, beföcheun: — die 
Votſchriften der Gemeindeordnung befolgen zu wollen. 

Beendigung des: Dienſtes. 

Art. 65. Der Kirchſpielsvogt, Beigeordnete und Ausſchußmann darf 
ſeine Dienftführung nicht als beendigt anfehen, bevor er — vom Amte 
ſchriftlich enthoben iſt. — — 

* 68Wahl und Beſtaͤtigung des Riedfstasreinmgdfäkteet.. 

Art.: 66. . Den Kichfpielsrehnungsführer hat der Ausſchuß zu wähs 
fen und das Amt zu beftätigen, "falls daſſelbe Bein Bedenken dabei findet. 
Können das Amt und der Ausſchuß fi über: die Wahl es vereinigen; fo 
entfcheidet die Regierung. 

Der Rehnungsführer ift demnaͤchſt vom Amte eidlich zu verpflichten. 

Wahl und Beſtellung des Kircdyfpielsfeldhätere. .' 

Art. 67. Zum Kicchfpielsfelbhüter werden von dem Kirchſpielsvogt 
drei Perſonen in Vorſchlag gebracht; aus dieſen iſt vom Ausſchuß Einer zu 
erwaͤhlen, und vom Amte, nach vorgaͤngiger Pruͤfung ſeiner — zu 
beſtellen und eidlich zu verpflichten.. 

Bekanntmachung der Anſtellung der Semeindeoffictaten.. 

Art 68. Die Wahl und Ernennung der Kirchfpielsvögte wird durch 
die oldenburgiſchen Anzeigen bekannt Aral die. Mahl und Beſtaͤtigung 
der Beigeordneten, imgleihen die Wahl der Ausfchußmänner, die Beftek 
lung des Rechnungsfährers und des: Feldhuͤters durch Anfchlag im Kirchfpiel. 
Entloffung und Dienftftrafen der Gemeinbeofficialen..: " . 

Art. 69. : Wegen freiwilliget Entlaffung, Suspenfion: und Entfegung, 
fo wie wegen fonftigen Dienftitrafen der Gemeindeofficiaten, follen die, in 
Anfehung der nicht mit landesherrlichen Beftallungen  verfehenen: Staatsdiener, 
a Grundſaͤte in Anwendung gebracht werden. | 

"Bwetter Abſchnitt. 
Bon der Kirchſpielsverwaltung. 
Erfter Titel. 


Don | dem Gegenfiande der Kirhfpielsverwaltung, den Bes 
——— und Verpflichtungen der Kirchſpiele. 
Fuͤrſorge in Beziehung auf das allgemeine Wohl. 
Art. 70. Der Kichfpielsausfhuß und Kirchſpielsvogt haben ihre. ange 
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legentliche Sorge auf alle, bie gemeinfamen Bmede des Kirchfpielsvereing 
und den Wohlſtand der Kirchſpielsglieder fördernde, Anſtalten und Einrich⸗ 
tungen zu erſtrecken, und Alles, was dem hinderlich iſt, fo viel in ihren 
Kräften fteht, abzumenden. Sie find verpflichtet, zu dem Ende in geeigne- 
ten ‚Fällen in gefeglihem Wege locale Verbefferungen oder nothwendige Vor: 
Eehrungen zu veranlaffen, fo wie andererfeits die landesherrlichen Behörden, 
in Abſicht auf Localerfügungen, wo, e8 angemeffen iſt, die gutachtlichen Ex: 
Elirungen des Ausfhuffes und Kitchfpielsvogts einziehen werden,’ 
Wahlen zu den Amts» und Kreisausfhäüffen. 

Art. 71. Die gemeinfamen VBerhältniffe und Intereſſen, melche das 
einzelne Kicchfpiel ald Theil des Amtsbezirks oder Kreifes, dem daſſelbe an: 
gehört, angehen, find ‚zwar nicht unmittelbar Gegenftand der Fürforge des 
Kirchfpielsausfchuffes; feine Wirkſamkeit im dieſer Beziehung aͤußert ſich je: 
doch bei Bildung der Amts⸗ und Kreisausſchuͤſſe, nah Maaßgabe der unten 
(Art. 129. 130.) folgenden näheren Beftimmungen. 

Aufnahme neuer Kirchfpieldmitglieder. 

Art. 72. In Anfehung der ausdruͤcklichen und ſtillſchweigenden Auf: 
nahme neuer Kirchfpielgmitglieder (Art. — 14.) hat der Ausfhuß das Beſte 
des Kirchſpiels wahrzunehmen, und insbefondere dahin zu fehen, daß fo 
wenig dem Kirchſpiel eine Beläftigung daraus erwachfe, als durch Verwei— 
gerung der Aufnahme demfelben ein tuͤchtiges und nuͤtzliches Gemeindeglied 


werde, F 
TERROR. Soorge für das Vermögen bee Kirchſpiels. 

Art. 73. Der Ausſchuß hat weiter alles und jedes Vermoͤgen und 
jede Berechtigungen des Kirchſpiels auf alle Weiſe in geſetzlichem Wege zu 
vertheidigen, und fuͤr Erhaltung, Nutzbarmachung und Vermehrung des 
Vermoͤgens moͤglichſt Sorge zu tragen. = 

ee Neue Kirchfpielseinnahmen." In 
Art. 74. Dem Ausfhuß Tiegt auch od, datauf Bedacht zu nehmen, 
wie dem, Kicchfpiele,, zur Exleihtetung feiner Laften und Verbefferung feines 
Vermoͤgens zuſtandes, Mittef oder Zuflüffe auf eine angemeffene Weife ver: 
ſchafft werden koͤnnen. ge ee Be 3 

Zu dieſem Zwecke follen die Kicchfpiele, neben ihrer bisherigen Eins 
— folgende Einkuͤnfte haben, ſo lange deren Erhebung uͤberhaupt geſetz⸗ 

ch beftsht: REM: | 
1) ein Einzugsgeld von jedem, in das Kirchfpiel einziehenden, von ber 

Regierung ald Landesunterthan aufgenommenen Fremden, welches dies 

felbe von 5 bis 25 Rthle jedesmal zu beſtimmen hat; | 
e) die Marktftättegelder, wo ſolche bisher noch in die herefchaftliche Kaffe 
hi gefloffen find, oder welche künftig‘ "von aber Mr etwa” bewilligt 
F — A ‚gegen Uebernahme ber daraus herkoͤmmlich zu  beftreitens 

ben Koften; N 

3) die in dem, biefer Verordnung untet Nr. 2. angehängten, Verzeichniffe 
... „aufgeführten Bruch: und Strafgelder, weiche bis hierzu in die hetrs 
ſchaftliche Kaffe floffen, mit Vorbehalt jedoh des dem Denuncianten 

etwa. begleihenden Bruchantheils. Die der Amtsdiftrictslaffe bisher 
zugewieſenen Brüche ſollen kuͤnftig ebenfalls in die verfchiedenen Kirch⸗ 
ſſpielskaſſen fließen, und bleibt den Kirchſpielen uͤberlaſſen, eine gleiche 
Beſti hinſichtlich der, nach der beſtehenden Geſetzgebung, für 
nandere Comtnunalkaſſen zu erhebenden Bruchgeldet zu treffen. 


l * J Kirchſpitlslaſten 
"at", 3m Afgung ar pin fd, Soe de 
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Ausſchuſſes, wie des Kirchſpielsvogts dahin gehen, daß ſie zwar gehoͤrig und 
in der geſetzlichen oder herkoͤmmlichen Maaße, jedoch immer auf die zweck— 
maͤßigſte und am wenigſten druͤckende Weiſe getragen; daß inſonderheit et⸗ 
waige Ungleichheiten aufgehoben und in Zukunft vermieden werden; und daß, 
in Anſehung der Einführung neuer Kirchſpielslaſten und Erweiterung der be: 
jtehenden, die gefeglicyen Vorſchriften beobachtet werden. 

Art. 76. Im Allgemeinen find Laften der Kicchfpiele alle Leiftungen, 
welche erfordert werden durch die Verpflichtung derfelben: 

1) in Beziehung auf die kichlihe Gemeinfhaft; 

2) in Beziehung auf das Schulwefen ; — 

3) in Beziehung auf die Armenpflege; 

in der Maaße, wie ſolche Verpflichtungen durch bie beſtehenden Verordnun⸗ 
gen beſtimmt ſind, und mit Bezugnahme auf den ſechſten Titel dieſes Ab⸗ 
ſchnitts (Art. 118 — 126.) ; 

4) zur Bezahlung der Enlſchaͤdigung des Kirchſpielsvogts, bed Beigeord⸗ 
neten, der Ausſchußmaͤnner, und der Gehalte des Rechnungsfuͤhrers 
und Feldhuͤters; ſo wie 

5) der Koſten der oͤffentlichen Anzeigen, und der Gitterkaſten fuͤr oͤffent⸗ 
liche Anſchlaͤge; | 

6) zu Beftreitung der Koften der Feuerlöfhungsanftalten und ber Brand: 
geräthfchaften ; | 

7) zum Bau und zur Unterhaltung der Wege, Straßen, Brüden und 
Höhlen und ihrer Zubehörungen, fo weit foldhe ben beftehenden . Ge: 
fegen oder dem Herfommen nad dem Kirchſpiel obliegt ; 

8) zur Bezahlung der Koften, welche die Aushebung der MWehrpflichtigen 
des Kicchfpield veranlaft, fo weit folhe dem Kirchſpiel geſetzlich oder 

herkoͤmmlich obliegt; endlich 

9) zur Bezahlung der Tagegelder bei Beſichtigungen wegen Ausrottung 
der Wucherblumen, bei Grabenfhauungen und dergleichen. 

Kirchſpielslaſten, welche, nad) Gefeg oder Herfommen, in einem Be 
zirke des Landes oder in einzelnen Kirchfpielen außerdem noch beſtehen, woer- 
den hierdurch nicht aufgehoben. Ä 

Auflegung neuer Laſten. 

Art. 77. Neue Kirchſpielslaſten ſollen einem Kirchſpiele nur auferlegt 
werden, mit Einwilligung des Kirchſpielsausſchuſſes und Genehmigung der 
Regierung, oder durch ein Geſetz. — 

Sicherung gegen Erſchwerung beſtehender Laſten. 

Art. 78. In Anſehung der, zu Erfüllung der, Verpflichtungen bes 
Kirchſpiels (Art. 76. 77.) erforderlichen, Leiftungen an Geld und Arbeit, 
welche in dem aufzuftellenden Woranfchlage aufgeführt werden (Art. 90.), 
fol von den Verwaltungsbehörden eine denfelben überfchreitende Verfügung 
erlaffen werden, ohne zuvor den Ausſchuß darüber gehört zu haben; es ſey 
denn, daß Gefahr auf dem Verzuge hafte. 

Anordnungen und Entfheidungen der Verwaltungsbehoͤrden, welche ent: 
weder eine Ueberfchreitung. des Voranſchlags nothwendig machen würden, 
oder neue Einrichtungen ‚oder Anlagen in Beziehung auf die Gegenſtaͤnde 
der ya age bezwecken, oder welche über, den, in Zweifel geftellten, 
Umfang der Verpflichtung, oder uͤbet die Art und Weiſe det Ausführung 
und Leiftung von den bisherigen abweichende Beftimmungen enthalten, fol: 
len nicht eher vollzogen werden, als bis die Verwaltungsbehoͤrde verſichert iſt, 
daß ihre Verfügung dem Kirchſpielsvogt, als vorfigendem 5 des Nuss 
ſchuſſes, ordnungsmaßig bekannt gemacht, und entweder von de —* 
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feine Aufriedenheit damit erklärt: worden, ober die Frift zur Cinlegung des 
Recurſes (Regierungs⸗Bekanntmachung Decemb, 20, 1814, Bel. Samml. 
BD. 2 2.9.1 1. ©. 74 ff.) abgelaufen iſt. 


Zweiter Titel | 


Bon ber Verwaltung des Kirchfpielsvermögens und Beftrele 
tung. der auf demfelben ruhenden Laften. 


Snventarium des Vermögens, der Berechtigungen und Laſten des Kirchſpiels. 

Art. 79. Nach der Wahl des erften. Kirchfpielsausfhuffes ift von 
demfelben, unter Anweifung des Amts, zur Grundlage der Verwaltung ein 
genaues Berzeichniß des Vermögens und der allgemeinen und befondern Be— 
seghtigungen und Laſten des Kicchfpield anzufertigen, worin alle Zuſtaͤndigkei⸗ 
ten und Obliegenheiten deffelben im diefen Beziehungen, nach ihrem Umfange, 
Gehalte und Werthe aufzunehmen, aüch in der Folge eintretende Veraͤnde— 
rungen, Ab- und Zugaͤnge, gehoͤrig nachzufuͤhren ſind. 

Kirchſpielsregiſterweſen. 

Art.ı80, Neben dieſem Inventatium find in jedem Kirchſpiele Re: 
giftee über die fländigen und unftändigen, aber muthmaaßlichen Einnah— 
men befjelßen, ſo wie über die Kirchfpielsdienfte, unter Mitwirkung des 
Amts, ansufertigen, und durch vochhriftamäßige Revifion ſtets ae guter 
Schnung zu erhalten. vo - - 

Deffentliche Verpachtungen und ————— 

Art. 81. Verpachtungen ſollen in der Regel öffentlich, und nicht auf 
zu kurze Zelt, an den Meiftbietenden gefchehen. 

Wenn Arbeiten und Xieferungen nicht ‚durch die Pflichtigen ſelbſt gelei⸗ 
ſtet werden, vielmehr vom Ausſchuſſe eine Ausdingung rathfam gefun⸗ 
ben, wird; fo fol diefe in der Megel Öffentlich an den Mindeftfordernden 
geſchehen. 

Betraͤg tder Gegenſtand ſolcher Ausdingungen’ wahrſcheinlich 25 Nthfe.; 
fo fol ein Anfchlag von Sachverfiändigen zum Grunde gelegt werden; und 
wenn der Gegenftand 50 Rthir. uͤberſteigtz fo follen Beſtick und Koitenans 
ſchlag der Regierung zur Genehmigung vorgelegt werden, infofern ſolches 
nicht — bei Einſendung des Voranſchlags geſchehen iſt. 

erpachtungen und; Ausdingungen, deren. wahrſcheinlicher Betrag 100 
Rthlr. green find vom Amte ‚vorzunehmen, andere vom Kirchſpielsvogt, 
beide regelmäßig in Gegenwart einiger Mitglieder des — 

Ausnahme. u 

Art. 82, Auf Antrag. des Ausfhuffes kann von dieſen Vorſchriſten 
(rt. 81.) aus erheblichen: Gründen von der Regierung oder dem Amte, je 
nachdem der Gegenftand in-dem'einen alle (Art, 81. Abſ. 3.) die Summe 
don 50 Rthlr., und ’in dem andern Kalle (Art, 81. Abf. 4.) die Summe 
von 100 Rthie. re überfteigt oder. nicht, eine Ausnahme geftat: 


ut 
Auch iſt eine öffenen ide Ausdingung an den Diinbeftforbernden nicht 
iefördertih bei alleit* Arbeiten, welche entweder: 
+4) eine beſondere Kunftfertigkeit vomusfegen;, Infofern ein dazu auserfehener 
Sachverſtaͤndiger genügende Sicherheit: gewährt, und deſſen Forderung 
‚vom Ausfhuffe billig gefunden iſt; ‚oder 
2) wegen Ps Gefahr, dem Verʒuge auf der. Stelle gemacht wer: 
den muͤſſen; 


ud). eh des Gehenſtandes — wenn nr nicht, mehr 





— 
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als 10 Rthlr. — — eine Aurdictang unjweckwitig ef 


‚nen laffen. - 


enehmigun 

Art. 83. Die Bufflagsertbeiing bedarf bei allen Berpachtungen und 
Ausdingungen, mit Ausnahme des im Art. 82. unter 2. gedachten Falles, 
der Genehmigung des Amts oder ber Regierung, fobald das Gebot oder bie 
Forderung die Summe von 25 oder 50 Rthlr. Überfleigt.. .. : 

Aenderung des beftehenden Beitragsfußes ber Kirchfpielslaften. 

Art. 84. Der die Kirchfpielsmitglieder und die auswärtigen Grund⸗ 
befiger, nach den beftehenden Gefegen oder den Herkommen, treffende Theil 
der Kirchfpielslaften, fo wie die Art und Weiſe der Bertheilung berfelben 
(Beitragsfuß) kann nur durch freie Vereinbarung der Betheiligten, unter Ges 
nehmigung der Megierung, ober durch ein Gefeg abgeändert werden; malt 
Vorbehalt jedoch der Abftellung von Ungleichheiten in der Vertheilung, welche 
bei der obern Behörde, nad) Maaßgabe der beftehenden Verordnungen, zu 
bewirken iſt. 

Vertheilung der mehreren —— — —— Einkuͤnfte, Ausgaben 


Art. 85. Einkuͤnfte, — und Laſten, welche mehreren =. 
fpielen gemeinfhaftlic zuftehen und obliegen, follm, wo es nur 
mer zwedmäßig gefchehen kann, unter. Leitung der Regierung, ld 
den betheiligten Kirchfpielen auseinandergefegt und unter biefelben . ver- 


theilt werden. 
Vertheilung größerer Ausgaben. 

Art. 86. Größere, nur in langen Zmwifchenräumen wiederfshrehbe, Aus 
gaben follen fo viel möglich auf die. Zmwifchenzeit vertheilt werden. 
Veräußerung von Grundvermögen, Aufnahme und Verwendung von Capitalien. 

Art. 87. Veraͤußerungen von Grundvermögen, Aufnahme von Capi⸗ 
talien zu Laſten eines Kicchfpiels, und Werwendung von Activ:Eapitalien zu 
Zweden bes Kirchſpiels follen, auf Antrag des Ausfhuffes, nur mit Ge 
nehmigung ber Regierung gefchehen. Bei Anleihen muß allemal vor 
her beftimmt feyn, wie und in welchen Terminen. die Schuld getilgt wer: 


den fol. 

Kirchfpielödienfte. 

Art. 88. Fuhren und Handdienfte in Kirdfpielögemeindeangelegenbe 
ten werben, wenn nicht etwas Anderes geſetzlich beftimmt oder hergebtacht 
ift, der Reihe nad) von den bazu ei geleiftet. 


Procehführun 

Art. 89. Ein Kirchfpiel kann berbindficher Weiſe einen Proceß als 
Klaͤger nur beginnen, mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes und Genehmigung 
ber Regierung. Dieſe Vorſchrift iſt jedoch auf Einklagung von Zinſen, jähr: 
lichen Renten und Pachtgeldern nicht anwendbar. 

Das Verfahren bei Anſtellung einer Klage wider ein Kirchſpiel richtet 
fi nach den beftchenden Vorfchriften (Negierungs - Bekanntmadhung, Sept. 
20. 1817. Gef. Samml. Bd. 3. H. 2. ©. 91.), mit der Abänderung, 
daß Alles, was darin der Kammer vorgefchrieben ift, jegt der Regierung ob: 
liegt, und daß dem Kläger, nach Ablauf von ſechs Wochen vom ‚Lage des 
Suͤhneverſuchs, die Ausfertigung des Emegestoreie zu Betretung ‘des 
Rechtsganges nicht verweigert werden darf. | 

Dritter Titel, 
Von'dem Kirchſpielsvoranſchlage.“ 


Dauer und Sauptgegenſtaͤnde des Borafihlage. ! 
Art. 90. Es fol für jebes Kicchſpiet Fährlich, oder mit Genehmigung 
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‚ber herren Kup —— hhoͤchſten drei, Jahre, ein Voranſchlag oder 
Budget, nach der — duſcheelbenden Form, angefer⸗ 
tige werden. 

Das Recmungejahe feü laufen Som 1. Mai bis zum 30. April, 

Der; Srauſchlas muß mit. ben erforderlichen Nachweiſungen und Bele- 
gen enthalten: | | 

1) die geroiffe: und muthmaafliche Kirchſpielseinnahme, und zwar fowohl 
x de fländige als die unſtaͤndigez 
2) die,gewifle ‚und muthmaaßliche Kirchfpielsausgabe, wobei auf nicht vor: 
herzufehende Fälle einige Rüdfiht zu nehmen ift; 
» 7 Dedungsmittel für die ‚verfchiedenen Ausgaben, wobei auch etwaige 
irchſpielsdienſte anzugeben. find, , 

Diefer Boranfchlag foll fo... weit. als, möglich den ganzen Vermögens: 
2 — activ und paſſiv — des Kirchſpiels umfaſſen. Da aber vor 
ber Hand ‚nerfchiebene -befondere Verwaltungen Statt finden; fo follen 

mwenigftens d e. Dauptergebniffg der darauf fich beziehenden befonderen Woran: 
ſchlaͤge — — Rin dem Kirchſpielgvoranſchiage nachrichtlich Dei 


werben. 
Aufftellung dee Voranſchiags. 

Art. 9. Bei Anfertigung des Voranſchlags iſt auf die aus der 
Verfchiebenheit ‘der —— — hervotgehenden, verſchiedenen Verhälts 
niffe, nach Maafgabe der Art. 75. und 84, Ruͤckſicht zu nehmen. 

Die erfte Aufftelung des Entwurfs beffelben geſchieht durch den Kirch⸗ 
ſpielsvogt, unter Zuziehung des Beigeordneten und des Kirchſpielsrechnungs⸗ 
fuͤhrers, im December Fr Jahrs für das folgende Rechnungsjahr. > 

Prüfung (Revtfion) deſſelben. 

Att. 92. ' Diefer Ren iſt in der erften Woche des Januar mit 
dem Ausfhuß genau ducchzugehen, und über die. Befchlüffe deſſelben, im 
Anſehung der Zuläffigkeit. oder Unzuläffigkeit eines jeden einzelnen Poften, be⸗ 
fonders auch der Nothwendigkeit etwaiger Kirchfpielsanlagen (Art. 115.) ein 


. Protocoll aufzunehmen. 
(egung: des Voranſchlags. 


Offenleg 
Art. 93. Mit dieſem Protocoll ift der Voranſchlag, nach — 
ger Bekanntmachung, bei dem Kirchſpielsvogt oder an einem andern 
angemeſſenen Orte Br en der Berpeiligten acht Tage lang nie⸗ 


berzulegen, 
Prüfung bdeffelben. 
Art. 94, Nach Asuf iefer acht Tage ift der Entwurf mit dem, in 
der Verſammlung des. Ausſchuſſes aufgenommenen, Protocoll vor dem 20 
Januat an das Amt einzufenden, welches denfelben forgfältig durchzugehen 
und bie Berichtigung etwaiger Mängel zu ‚veranlaffen, und dann beide 
Stüde mit feinem gutachtlichen Berichte vor dem 15, Februar der Regie: 


rung vorzulegen bat. 
Genehmigung bes Voranſchlags. 

Art. 95. Die Regierung hat den Voranſchlag in allen feinen Thei⸗— 
Ien genau zu prüfen und, wenn, fie fein Bedenken babei findet, zu geneh— 
migen, außerdem aber Ausgaben, welche nicht nöthig oder nuͤtzlich ericheinen, 
ihre Zuftimmung zu verweigern, und Anfäge, welche zu hoch befunden wer— 
den, herabzufegen. Auch ift fie ermächtigt, die Summe der Ausgaben als: 
dann zu erhöhen, wenn bie zu gehoͤriger und vollftändiger Erfüllung ber 
Verpflichtungen des Kirchfpield erforberlihen Summen in den Voranfchlag 
zu bringen unterlaffen ift, wobei dann die Vorfchrift des Art. 78. in Ans 
mwenbung kommt. 
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. Geſchaͤft mu: ſpaͤteſtens vor’ und ieh von bu Befirang 
beendigt ſeyn. 
Zufertigung deſſelben an das Amt, den Biedhfpielevogt — Rechnungsführer. 

Art. 96. Der genehmigte Voranſchlag geht ſodann an das Amt zu: 
ruͤck, welches denſelben dem Kirchſpielsvogt zufertigt, und das zu deſſen Aus⸗ 
fuͤhrung Erforderliche weiter vorbereitet oder verfuͤgt, nachdem es die erfolgte 
Genehmigung durch Anſchlag im Kirchſpiel bekannt gemacht hat. 

Der Kirchſpielsvogt theilt dem Kirchſpielsrechnungsfuͤhrer eine Ab⸗ 
ſchrift des Voranſchlags mit, welche von beiden als richtig zu beglau- 


bigen fl, 
Der genshmigte Voranſchlag ift ——7 wu sry" 

Art, 97. Sobald der Voranfchlag genehmigt: ift, iſt derſelbe erecu: 
torifh, und haben alsdann Erinnerungen dagegen in der Regel feine 
auffchtebende Kraft, 

Anmweifungen des Kirchfpielsvogts auf die Ktcifgleiktepe: 

Art. 98. Innerhalb des genehmigten Voranſchlags weiſet der Kirch⸗ 
ſpielsvogt die einzelnen Poſten in Einnahme und Ausgabe auf "die Kirch⸗ 
ſpielskaſſe an. Er muß ſich hierbei unbedingt an den genehmigten Voran⸗ 
ſchlag halten, und darf nicht, was bei einem Poſten erſpart worden, auf 
einen andern übertragen. und verwenden. Daher iſt auch der Rechnungs 
führer nicht befugt, auf Anweiſung des Kirchſpielsvogts ſoiche Zahlungen zu 
leiſten, welche nicht im Voranſchlag genehmigt find, vielmehr follen bei det 
Rechnungsabnahme derartige, Abgaben abgeſetzt und dem Rechnungsführer zur 
Laſt gelegt werden, 

Veränderungen des Voranſchlags. 

Art. 99. In Anſehung nothwendiger Veraͤnderungen des — | 
ten Voranſchlags iſt, fobald dieſelben eine Vermehrung der Ausgaben veran: 
laſſen, * ſo, wie bei Aufftellung des Boranfchlags ſelbſt (Art, 91, 92, 
94. 95. 96.), au verfahren, 

Aufbewahrung deffelben. 

Art, 100. Der Woranfchlag bleibt in den Händen des Ricchfpiel: 
vogts und die Abſchrift (Art. 96.) in den Händen des Rechnungsführers, 
Beide müffen dem Amte, dem Beigeordneten und den Ausfhußmännern auf 
Verlangen zur Einſicht mitgetheilt werden, 

Verzeihniß der aufgebrachten Gelber, 

Art. 101. Gleichzeitig mit dem Voranſchlag ift ein Verzeichniß der, 
im verfloffenen Jahre wirklich aufgebrachten, Gelder, nach Drbnung des ge 
nehmigten Voranſchlags und mit Rüdfiht auf die, im Art, 91, Abf. 1. 
enthaltene, Beſtimmung aufzuftellen, beim Amte einzureichen und von bie: 
ſem mit dem Voranfhlage (Art; 94,) der Negierung vorzulegen, Iſt eine 
veranfchlagte Summe gar nicht, oder nur zum Theil aufgebracht; fo ift da: 
von bie Urfache anzugeben. 

Ueberficht ſaͤmmtlicher Voranſchlaͤge und Rechnungen. 

Art, 102. Eine Ueberficht aus ſaͤmmtlichen Voranſchlaͤgen, aus den 
im Art. 104, gedachten Verzeichniffen und der Kirchſpielsrechnungen (Art. 
103-—113,), fo aljährlich dem landesherrlichen Gabinet von der Regierung 
vorgelegt werden, | 

Vierter Fitel, 
Bon der Kirchſpielskaſſe und Rehnungsführung. 


Kirchſpielskaſſe. 
Kt 103, Die Kirchſpielstaſſe befindet ſich im Gewahrſam bes Kirch: 


. 
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trennt 
— Kaflencontroe und Kaflenüberfichten. 
Art. 104. Die Kaffencontroife liegt „dem Kirchfpielsvogt und dem 
. Amte ob, und bat erfterer zu dem Ende ein Journal über alle von ihm er: 
„‚theilte Hebungs: und Zahlungsanweifungen zu führen 
Der Rechnungsführer hat jedes Vierteljahr eine Kaffenüberficht beim 
Kirchſpielsvogt einzureichen, und ‚Diefer „Tolche dem Amte zur Einſicht vor- 


ulegen. 
* Hinderniſſe bei der Hebung 

Art. 105. Etzeben ſich Hinderniffe Sei den —— welche 
der Rechnungsführer fofott zu befeitigen nicht vermag; fo bat. derfelbe dem 
‚ Amte davon Anzeige zu machen, welches den Umjtanden nad) entſcheidet, 
und noͤthigenfalls executiviſche Maaßregeln verfuͤgt. 

unbeibrin gůche Poſten. 

Art. 106. Wegen etwaiger Ruͤckſtͤnde hat der Rehnungsführer die 
— zu mahnen, demnaͤchſt zur an anzugeben, und überhaupt 
mögtichft dafür zu forgen, daß die Rückſtaͤnde eingehen. 

Erklären der Ausſchuß und das Amt ruͤckſtaͤndige Poften für unbei: 
brinslich; ſo ſollen dieſelben vom Amte zum Abgang beordert werden. 

i Termin zur Rechnungsſtellung. 

Art. 407. Der Rehnungsführer hat vor dem 1. Juli die Kirch: 
fpielörechnung, in der von der Regierung vorzufchreibenden Form, für das 
—— Rechnungsjahr aufzuſtellen und bei dem Kirchſpielsvogt in zweifa— 
cher Ausfertigung einzureichen. Iſt derſelbe hierin ſaͤumig; fo hat das Amt, 
auf Anzeige des Kirchfpielsvogts, den Rechnungsführer durch angemeffene 
Swangsmittel zu Erfüllung feiner Obliegenheiten anzuhalten. 

Prüfung (&raminatfon) ber Rechnung durch den Ausſchuß. 

Are. 108. Naͤchdem der Kirchſpielsvogt die Rechnung erhalten hat, 
legt er. diefelbe mit feinen Bemerkungen und. ber legten Sahresrechnung dem 
Ausfhuß vor. Diefer hat dann gi Rechnung zu prüfen, insbefondere auch 
die etwaigen Rüdftände, und ob der Rechnungsführer dieferhatb der Vorſchrift 
bob I 106. Abſ. 1. nachgekommen iſt, einer naͤhern Unterſuchung zu un: 
terziehen. 

Das bei dieſem Gefchäfte aufgenommene, die Erintierungen des Aus: 
ſchuſſes befaſſende, Protocoll (Examinationsprotocoll) ſendet der Kirchſpiels⸗ 
vogt mit der Rechnung vor dem 1. Auguſt an das Amt. 

Verfügung bes Amts. 

Art. 109. So weit e8 dem Amte zweckmaͤßig erfcheint, zieht daffelbe 
über die Erinnerungen bed Ausſchuſſes noch die Erklaͤrung des Rechnungs: 
führers ein, und es hat jedenfalls dahin zu fehen, daß die Rechnung mit 
dem Eraminationsprotocoll und den etwaigen Gegenbemerkungen des Rech: 
nungsführeres vor dem 1. September an die Regierung eingefandt wer: 
den * 
E Weitere Prüfung (Revifion) und Abfchluß (Decifion) der Rechnung. 

Art 110. Die Regierung hat dann die Rechnung tevidiren, bie et: 
waigen- Erinnerungen duch den Nechnungsführer beantworten zu laffen, und 
mit dee Decifion und Anfertigung des Schluffes zu verfahren. 

Es foll auf alle Weife dahin gewirkt werden, daß diefes Gefchäft vor 
Ablauf des Jahres beendigt werde. 

Die decidirten Motaten und den Rechnungsſchluß hat der Kirchſpiels⸗ 
vogt dem Ausſchuß bekannt zu machen, und» ſodann dem Rechnungsfuͤhrer 
zuzufertigen. 


1048 | Oldenburg. 
Einwenbungen gegen "ben Rehmungsabfähtuß. 

Urt. 111. Innerhalb vierzehn Tagen, nachdem ſolches gefchehen,' mäf- 
fen, bei Strafe nicht. weiter damit Gehört "zit werden, etwaige Beſchwerden 
gegen die Decifionen von Seiten des Ausſchuſſes / Kitchſpielsvogts oder Rech⸗ 
nungsfuͤhrers, dem Amte vorgettagen werden, welches dann entweder an die 
Regierung darüber betichtet, oder, den Umſtaͤnden nach, über die Beſchwerden 
der legteren beiden zubor das Gutachten des Ausfchuffes einzieht. 

Gegen den weiteren Befchetd der Regietung hat der Recurs an das lan⸗ 
desherrliche Gabinet ftatt. 

Offenlegung ‚der Kirchfpielsrechnung, 

Art. 112. Iſt das ganze Rechnungsabnahmegefchäft. ſolchergeſtalt bes 
enbigt; fo foll, nach vorgängiger Bekanntmahung durch öffentlichen Anſchlag, 
bie Kicchfpielseehnung zu aller Betheiligeen Einficht vierzehn Tage lang, im 
einem angemeffenen Local nad. Beftimmung ‚des Ausfchuffes, niedergelegt 
werben, damit Jeder fich von der Drbnungsmäßigkeit des Verfahrens über: 
zeugen koͤnne. I) TU Shit —8 J RE {rl ZRH 

Was in Anfehung der Offenlegung anderer Conmmunaltechnungen beſon⸗ 
ders vorgeſchrieben oder gewöhnlich. iſt, bleidt bis weiter unverändert, », 

Aufbewahrung derſelben. ui 44 

Art. 113. Das eine Fe Say PERL mit ben Bele⸗ 
gen iſt alsdann in der Amtsregiſtratur niederzulegen, das andere Dem Rech: 
nungsführer, zuzuftellen. ei Br a Ham ; 
Sunferer @teak: irn lan 

Bon den Kirhfpielshntagen Hin. un 
| Bewilligung und Ausfchreibung ‘einer Kirchſpielsanlage. a | 

Art. 114. Eine Kirhfpielsanlage kann nur von der Kegierurig 
zus Ausſchreibung beordert werden. Diejes. fol jedoch nicht anders gefchehen, 
als wenn: a are he 

4) feftfteht, daß das Kichfpiel ; Dehellung be ‚vorliegenden. Ausgabe 
verbunden ift, wobei bie Borfiriften ber, rt. 77, und 78. zu berüd» 

fihtigen find; und RR — F 

2) der Ertrag des Kirchſpielsvermoͤgens dazu nicht beſtimmt if oder nicht 
hinreicht; auch J a) Teig un 

3) nicht etwa vorgefchrieben ift, daß die {a Rede ftehende, Ausgabe nur 
durch Verwendung beftimmter Kirchſpielsaufkuͤnfte gedeckt werden fol. 

Die Ausfchreibung gefchieht vom Amte mittelft‘ Bekanntmachung durch 
öffentlichen Anſchlag, worin des Zweckes und, der von der Regierung allges 
mein (Art. 95.) oder befonders (3.8, Art. 99.) dazu ertheilten Ermächtigung 
Erwähnung zu thun ift, Er En te er 

Einwirkung bes Kirchfpielsvogts und Ausfchuffes. 

Art, 115. Nach jenen Bedingungen (Art; 114, Nr. 1. 2. 3.) haben 
auch der Kirchfpielsvogt und Ausfhuß bei Aufftellung und Prüfung des 
Voranſchlags (Art. 91. 92. 99.) die Nothwendigkeit und die Größe einer 
Kicchfpielsanlage, fo wie den Beitragsfuß in Erwägung zu ziehen, jedoch 
zugleich) dasjenige "gebührend zu berudfichtigen, was im Art. 75. und 84. 
vorgefchrieben iſt. | 


| Hebungsregifter, on 
Art. 116. Soll eine Kirchfpieldanlage ausgefchrieben werden; ſo hat 
der Kirchſpielsvogt das Hebungsregifter, nachdem ihm die dazu erforderlichen 
Materialien, fo weit nöthig, vom Amte mitgetheilt find, unter Zuziehung 
des Rechnungsfuͤhrers anzufertigen und mit dem Ausſchuß durchzugehen. 


⸗ J 
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Das Hebungsregiſter iſt dann, mit dem etwaigen Bemetkungen des 
Ausfhuffes zu der ber Ausſchreibung ‚der Anlage (Art: 114 etzter AR) 
bekannt gemachten Zeit, acht Tage lang in der Wohnung des Kirchfpielsvogts 
zur Einſicht der ‚Beitragspflichtigen niederzulegen, umd nad) deven Ablauf von 
ihm, mit,den Erinnerungen des Ausſchuſſes und der Beitragspflichtigen nebſt 
etwaigem eigenen Gutachten, an das Amt einzuſenden 

Urt. 117. Das Amt hat die Erinnerungen gegen das Bebungpregiffer 
fo weit möglich zu erledigen oder zur weitern Ausführung auszufegen, dem: 
gemäß lern unter Bezugnahme auf die Ermächtigung, der Regierung 
(At. 114. a Bf Art 95.99.) für execut oriſch zu etklaͤten und ‚dem 
—— F— jtie Abgabe an den Rechnungsfuͤhrer zuzufertigen. 

achdem das Hehun goregiſter für erecutoriſch erklärt iſt, find fernere 
Mir gegen daſſelbe für das laufende ER —— 
echter Titel 

veſondere Befimmungen, für. die Shen, Sau: und. 

an ln men. Armen ſachem ud 

nt AVonauſge Veibthaltum⸗ der bisherigen —— nit 
ern In Anfehung ser! Kinhen :,;: Schulz -ımd Krim en 
fahen, beren Verwaltung von den uͤbrigen in biefer Verordnung befaͤßten 
Kirchſpiels⸗ Gemeindeangelegenheiten an he fol, Mn eine ‚gänzliche Auf⸗ 
hybung ihrer ‚bisherigen Berwaltung oformen ‚und eine völlige Berpiniguag mit 
Pe neugeorbneten Kirchfpielsnerwaltung —* zur Beit- un erſcheint, die 
ende. Einrichtung, vorlaͤufig nach, a nühren Beſtimmungen eine 
X derung ‚e sldent, 3 du mem möbel ia ae 0! 

Anwendung einiger Borfäriften bieferskmipänbe ordnung: Kr 

wi, DER neue Ausſchuß tritt an bie Stklleibesibiäherigen. .ı © 2 

, Art 819. Der nach Vorfhrift, diefer Gemeindeoednung zu erwaͤhlende 
Kirqhſpielsausſchuß tritt, mit allen ihm beigelegten Befugniſſen⸗ und Werpflich- 
tungen, auch in Kirchen⸗ Arwen⸗ and; RirhſplelSchulſachen an di Stel 





‚de en: Auskduf ne mn r 
Der ne ift oe iu Wieden at Be 8 det peut 
zmenbiugetion: ober. Inſpection. ion tum Mic). 


Art. 120, Die — andern Kirchfpiels-Gemeindenngelegenheiten! zundchft 
dem Kirchſpielsvogt uͤbertragene Verwaltung bleibt zmard 1 :,W% 

in Kirchenſachen bei’ ben- ‚Kirchenoffichalen, ober Worftändeng R a — — — 

in Schulſachen bei den Schulofficialen, und nun 
- in Armenſachen bei den Sperials Armendicectionen: in —— 
doch ſoll der Kirchſpielsvogt, oder deſſen Beigeordneter (Art. 34: Abſ 2) 
diefen Verwaltungsbehoͤrden als ſtimmfuͤhrendes Mitglied. beitreten, vor 
nehmlih um das Beſte des Kirchſpiels bei .Werwaltung dieſer Gemeindean⸗ 
gelegenheiten wahrzunehmen und 'insbefondere mit der Obliegenheit, alle Zah: 
lungen nach dem Befchluß. der Behörde und in -Uebereinftimmung mit: dem 
beftehenden Gefegen anzumeifen, mit Ausnahme der. Fälle, wo der Zurat 
oder Provifor auch bisher einer Anmeifung nicht bedurfte. 

Dringemde Fälle beim, Armenweſen koͤnnen ebenfalls eine Ausnahme 
von biefer Regel begründen; doch find diefelben jedesmal in ber nächften 
Sigung ber Specialdirection oder Inſpection zu rechtfertigen. 

Voranſchlag. 

Art. 121. Von den im Art. 120. genannten Behoͤrden ſind unter 
Zuziehung des Ausſchuſſes für die Kirchen:, Schul⸗ und Armenſachen jaͤhr⸗ 
lid) ordentliche Voranſchlaͤge anzufertigen, für welche im Allgemeinen bie Be⸗ 


ur 
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mungen des dritten Titels (Art. 90. bis 101) gelten. Der — 
vo bat folche feinen Zahlungsanteifungen zum Grunde zu. lesen. 
| Rechnungsführung und“Abnahme) u. 
Ki. Art. 172. In Anfehung der Führung und Abnahme — 
iſt fo biel möglich nach den Beſtimmungen des vierten Titels (Art. 103 — 
113.) zu verfahren, und foll namentlich der Rue bie etſte "pehfung 
large: der Rechnungen haben. 
* Ausſchreibung von Anlage , gg 


re 7 


Aal 


ornach die Anfebung der Armenbeiträge geliebt, & erfterer. 
* der —A— und Ausſchuß nach Vorſchrift bes Hei For zu 


Auflegung neuer Laſten und Erweiterung beſtehender. 

Art 420 Die in den Artikeln 75. 77. 79. 84. 114. gegebenen Vor⸗ 
ſchriften werden hierdurch ausdruͤcklich auf die Kirchen-, Schul⸗ und Armen⸗ 
up erſtreckt und ‚für anwendbar auf diefelben erklärt, und hat insbefondree 

dev, Kirchſpielsvogt · auf Beobachtung). — auch in diefes Fo: ‚fein 
forgfältiges Augenmerk zu richten.  ° .. XR 

Analoge Anwendung. Künftige Känberungen in der beſtehenden —— 
Art, 125. Alle beige in den fünf vorhergehenden Titeln dieſes Ab⸗ 
ſchnitts (Att. 70 117) 5** Beſtimmungen, ſollen auf die Verwal⸗ 
tung der Kirchen⸗ Schut⸗ und Armenſachen allenthalben angewandt werden, 
fo weit fie den befondern Dehättniffen und den ‚font beſteheitden "Bor: 
fchriften micht widerſtreiten 

So mie abe: Dunıh bie —— che in“ Anſehung ver⸗ 
ſchiedener Hauptgegenſtaͤnde dieſer Verwaltung in den Art, 119 — 124. ge 
geben ſind, die Nothwendigkeit ausgeſprochen iſt, dieſelbe uͤberhaupt ſchon 
jetzt damit in Einklang zu. bringen; fo haben auch bie für die Kirchen-, 
Schul: und Armenfachen beftehenden Oberbehörden dahin zu fehen, daß nad 
und nach folche -Eintichtungen vorbereitet werden, wodurch die Verwaltung 
derfelben mit denjenigen: ber Übrigen Kitchfpiels: Gerneindeangelegenheiten mehr 
und. mehr in Uebereinſtimmung oder Verbindung. gefegt wird. |; — 

Art. 126. Den Kirchſpielsausſchuͤſſen fol «8 unbenommen fein; zu 
dem Ende duch. das: Amt angemeffene Anträge bei den Oberbehördew zu 
machen. Insbeſondere aber bleibt es denſelben nachgelaffen, um die Aufbe: 
bung ‘der duch eine unbedingte Haftung umd durch die unbeftimmten Sin: 
geöffate den Kredit "benachtheiligenden eig Schul: und Armenjurat: 
fhaften und Proviforate herbei zu führen, in biefer Beziehung und eine ber- 
befferte Einrichtung anzutragen, in der Artr) 

daß der Kirchfpiels:Nechnungsführer die Hechnungsgeſchaͤfte, bee Kicchfpiels- 
vogt oder deſſen Beigeordneter die Übrigen Geſchaͤfte des Juraten, der Kirche 
jpielsausfhuß aber in allen die Verwaltung angehenden Angelegenheiten die 
Beratdung und Beſchlußnahme und der Kirchipielsvogt deren Ausführung 
übernehnten, unter ber befondern Verpflichtung; allenthalben nach ihrer ges 
wiffenhaften Ueberzeugung mit der nöthigen Vorſicht zu verfahren, bei deren 
Anwendung fodann etwa eintwetende Verluſte oder fonftige Machtbeile an dem 
Vermögen des Kicchfpiels in Zukunft nicht Einzelnen zur Laft fallen, 
ſondern von dem ganzen Kirchſpiele getragen werben. 
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— 3weiter Theil. 
Von der Amts⸗und Kreis — — ab Bennaung 
Anits⸗ und Kreisgemeinde. 

Art. 127. Simmtliche Kicchfpiele eines Amts bilden die Amts: 
gemeinde, ſaͤmmtliche Kicchfpiele eines Kreifes die Kreisgemeinde, in 
Beziehung auf bie fie insgeſammt und gemeinſchaftuich angehenden‘ Gemeinde: 
angelegenheiten. 

Amts⸗ und Kreisausſchuͤſſe und Bevottinächtig te. 

Art, 128. ; Die Amtsgemeinde wird durch den Umtsausfauß, 
die Kreisgemeinde: durch den. Kreis aus ſchuß vertreten. 
dir: Die Ausführung dee: von ı diefen- Ausfhüffen gefaßten Beſchluͤſſe liegt 
einem Yussheyeilmägkigsen und - einem Kreisbevollmaͤchtig⸗ 
ten o 

In allen Faͤllen, wo bei Sntereffen der Bandgemeinden eines Amts 
ober —— weiche Gegenſtand dee Berathungen der Ausſchuͤſſe werden, auch 

Staͤdte betheiligt find, ſollen, nach naͤherer Vorſchrift ber Regierung, edenfalle 
Deputicte, detſelben zu den Amts⸗ amd. Kreisausfchüffen zugezogen: werden. 
Bufammenfegung. der Amts; und RR: 

Art. 1299. De Amtsausſch; ß ſoll aus einem Deputirten auf 
400 Seelen der Beböttehung eines jeden? Kiechſpiels beftehen; Kirchſpiele, 
deren Bevölkerung nicht 400 Seelen betraͤgt; ſenden jedoch ebenfalls einen 
Deputirten. Loͤſfet die Zahl der Bevoͤlkerung ſich durch 400 nicht aufz fo 
kommt: auf die Aebrigbleibenden, Aare deren eu. 200: Seelen überfteigt, 
noch ein Deputirler. . 

Der —— ſoll, unter — —————— biefer Beſtim⸗ 
mungen, aus einem Deputirten auf 600 Seelen der: — eines 
jeden — —— (Vergl. Art. 41.) cm mel... 

Mahl der Amts⸗ und Kreisausſchußmaͤnne 7... (R 

Art; 430. Die Amts⸗ und Kreisausſchußmaͤnner Find: von den Kirch: 
fpielsausfhüffen aus ihrer Mitte nach abfoluter Seinmenmehrheit (Art. 28.) 
zu erwaͤhlen *3 

Die icchſpieiodogte ſind zu Amts⸗ ‚und Kreisausfäjußmäunern nice 
wählbar; fie Eönnen gleichwohl ; einzeln ober ſaͤmmtlich, zu den Verſamm⸗ 
lungen des Amts ober. Kreisausfchuffes, nach dem Exrmeffen des Ditigeniten, 
befonders zugezogen made 5 .. a. alsdann blos eine  becathende 
Stimme: 


£ Die Knıssansfchufmdunet ; ri An jebem Kirchfpiet ein Srfsman, 
' follen gewählt werden, fobald nad Einführung dieſer Gemeindeordnung die 
Kirchſpielsausſchuͤſſe gebildet find: . 

Die Kreisausſchußmaͤnner ſollen immer nur auf beſondere Verfügung 
der Regierung für eine beftimmte Verſammlung gewaͤhlt werden. 

Die Eigenfchaft eines Amtsausfchußmanns erliſcht fofort, wenn derſelbe 
diejenige eines Kirchſpielsausſchußmanns verliert. (Art. 56. legter Abf.) - - -- 
Wahl der Amts» und Kreisbevollmädhtigten. 

Art. 131. Zum Amtsbevollmächtigten ift von dem Amtsausfchuß, 
zum SKreisbevollmächtigten von dem Kreisausſchuß ein Kirchipielsvogt des 
Amtes. oder Kreiſes nach abfoluter Stimmenmehrheit zu erwählen und det 
Regierung von ber getroffenen Wahl Anzeige zu machen, 

Berfanmlung des Amtsausſchuſſes. 

Art. 132. Der Amtsausfhuß kann ſich nicht ohne Genehmigung bes 
Amts verfammeln; doch ift daffelbe auf den Antrag von mindeftens drei 
Amtsausihußmännern den Amtsausfhuß zu berufen verbunden. 
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Borfis im Amts: und Kreisausſchuſſe und Beſchluͤſſe deſſelben. 

Art. 133. Im Amtsausihuß führt dev Ammann, im Kreisqusſchuß 
ein für jede Berfammfung von der Regierung -ernannter landes hetrlicher Com⸗ 
miſſair den Vorſitz. 

Der Amts = und Kreisbevollmoͤchtigte hat im Ausſchuß eine brahende, 
bei. ‚Stimmengleichheit ‚aber eine entfcheidende Stimme. Eee 

Die Belchlüffe des Amts» uud Kreisausfhuffes erden ofen durch 
Genehmigung. ber Regierung, letztere durch Beſtaͤtigung des — 
für das Amt oder den Kreis, als Corporation, verbindend. 

Analoge Anwendung ber Kirchfpielsverfafiung und Verwaltung. - 

' Art. 134. Im Uebrigen follen die für die Kiechfpielsverfaffung 4 
—8 gegebenen Beftimmungen’auf die Amts- und Kreis⸗ emeinde⸗ 
verfaſſung und Verwalung analog angewandt — 1 


Dritter heil, 


Bon ver  Berfofling und Verwaltung der in ober. nebst dem Sich 
verbande: mit Gemeinderecht beſtehenden RR: 
| Erfter Titel, Er 
Allgemeine Beſtimmungen. ae 
ehe Conftitukrung: ‚anderer Gemeinden und Corporationen. 0m. 
" ; Art, 485% Die Verfoffumg und. Verwaltung ber in: ober neben an 
Ricchfpielsverbande gi beſondern Zwecken beſtehenden Gemeinden; Gorporatios 
nen und Genoſſenſchaften, als Bauerſchaften, Deich⸗, Siel⸗ und Schlen⸗ 
gen⸗Achten und: anderer, kann nach Tr .. — 
auf ‚eine dreifacht Weife: eingerichtet —— 
Es koͤnnen dieſelben naͤmlich: . .. 
fuͤr ihren beſondern Zweck — von der ‚Riedfpietsverfaffung pe 
. Bermaltungi; getwennt — | und: ſewen eine — — als 
Werwaltung behalten; ober 
2 die Verwaltung ihrer — —— den far Verwal: 
dung der Kirchſpiels⸗ Gemeindeangelegenheiten eingefegten Ausſchuͤſſen 
und Officialen übergeben; oder endlich 
3) ihre Verwaltung theilweiſe auf, die für bie Sirchfpieisvermaltung nieder⸗ 
geſetzten Ausſchuͤſſe und Officialen uͤbertragen. 

Der zweite und dritte Weg kann nur in ſo weit eingeſchlagen werden, 
als die Verſchiedenheit der Intereſſen dieſer Communen und der Intereſſen 
der Kirchſpiele kein Hinderniß giebt. — 

1) Mit eigener Vertretung und Verwaltung, 

Art. 136. Im erften Falle (Art, 135. Nr. 1.) fair bie Corporation 
für ihre gemeinfamen Angelegenheiten, gleich den Kicchfpielen (Art. 31.), einen 
Vorfteher, Ausfhuß und Rehnungsführer. haben. Der Dienfi 
bes letzteren ift jedoch hier mit dem des Vorſtehers vereinbar. 

Die Zahl der Vorſteher, falls deren: mehrere erforderlich, der Mitglieder 
bes Ausfchuffes und die Zufammenfegung deffelben, ift für jede dieſer Genof: 
fenfhaften befonders: zu beftimmen, und in Anfehung der legteren foll vor⸗ 
nehmlich die größere oder geringere Theilnahme der Mitglieder der Corpora⸗ 
tion an beren Laften und Vortheilen zur Richtfehnur dienen. .. 

2) Durch Incorporation in ben Kirchſpielsverband. 

Art. 137. Im zweiten Falle (Art. 135. Nr. 2.) werden die gemein: 
famen Angelegenheiten der Corporation wie Kicchfpield: Gemeindeangelegen 
beiten behandelt; jedoch ſetzt — die Zuſtimmung des Kirchſpielsausſchuſſes 
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voraus. Die Corpotation unterwirft ſich demnach, gleich dem ganzen Kirchſpiel, 
den Beſchluͤſſen -.d26 Kicchfpielsausfchuffes; die DVerpflichtung“der Mitglieder 
der Corporation in Anfehung ihrer befondern Laſten bleibt jedoch unverändert. 


8): Dur) —— ER ber —— auf bie — — | 


Art. 4138, Im dritten Falle endlich "Art, 135. Nr. 3.) ar mit 
Einwilligung des Kicchlpielsausfchuffes, diefer oder ein Theil bdeffelben, mit 
Ruͤckſicht auf die Vorſchrift des Art. 136. Abſ. 2., den Ausfhuß der Cor: 
poration’ bilden, und diefe dann einen befondern BVorfteher waͤhlen ' oder es 
kann ein eigner Ausſchuß derſelben beſtehen, und der Kirchſpielsvogt, mit 
Einwilligung des Kirchſpielsausſchuſſes, oder deſſen Beigeordneter, mit We: 
willigung des Kicchfpielsausfchuffes und Archrteevege ** ee im 
Sinne diefer Gemeindeordnung übernehmen. 

Antragung auf neue Gonftituirung einer Corporation und weitere — 

Art. 139. Der Antrag auf neue Conſtituirung einer ‚beftehenden Cor⸗ 
poration, nad Maaßgabe der Art. 135-138. , kaͤnn nur auf den gemein: 
famen Zweck derfelben, für welchen fie befteht, "gerichtet ſeyn. Es genügt, 
wenn ſechs Mitglieder der Corporation dazu ſich vereinigen. 

Der Antrag wird bei dem vorgeſetzten Amte gemacht. Erſtreckt eine 

Corpoxation ſich über die Grenzen eines Amtsbezirks hinaus; ſo haben die 
Mitglieder der Corporation, welche einen ſolchen Antrag zu machen einig 
geworben: find, davon einem derjenigen Aemter, weldyen biefelbe angehört, 
‚Unzeige zu maden, auf defjen Bericht dann die obere Behörde eines der 
vorgelegten Aemter zu Entgegennahme des Antrags und Leitung ber ferneren 
Berhandlungen. zu beſtimmen hat.“ 
: - Art, 140. Das Amt hat über die Frage: ob: dem Antrage Folge zu 
‚geben: ſey? die Corporation in einer allgemeinen Verfammlung. zu ‚vernehmen, 
wozu ſaͤmmtliche Mitglieder derfelben zu laden find. Das Ergebniß der ab⸗ 
foluten Stimmenmehrheit (Art. 28.) der ai age als. Beſchluß der 
Genoſſenſchaft angefehen werden. Iſt diefer für den Antrag ausgefallen; fo 
hat: die Verſammlung zue weiteren — uͤber deſſen Ausfuͤhrung Be⸗ 
vollmaͤchtigte zu ernennen. 


Analoge Anwendung der Kirchſpiels⸗, Berfaffings ⸗ pen Berwaltimgsgrunbfäge. 
Art. 141... Auf diejenigen Gemeindeny: Eorporationen und Genoffen: 
fchaften, welche von der im Art. 135. ihnen gegebenen Befugniß Gebraud) 
machen und nach Maaßgabe der: Art, 136 — 140 ſich neu conftituiren, find 
die für die Kirchſpielsverfaſſung und. Verwaltung : in. diefer. Gemeindeordnung 
en Grundfäge amalog anzuwenden; es ſoll jedoch . - ı 
1) das Stimmrecht im. Allgemeinen nur von der Ditgliebfhaft ober In⸗ 
. + 'tereffentfchaft abhängig feyn, und es: ann 
- 2) die Wahl und. Betätigung des. Vorſtehers, der Ausfchußmänmer und 
bes Rechnungsführers, nach andern Bedingungen;: ala bei den Kircyfpieleti 
"auf eine - ben: ——— aaa angemeſſene Weiſe regulitt 
werben, 

Obigem nach ſollen auf die neu BEN vornehmlich 
auch die Vorfchriften der. :Art: 75. 77. 78: 81. 82; 63. 84 und 114 ange: 
wandt werden: .. E& bleibt: jedoch diefen: ‚Eorporationen auch nachgelaſſen, | bei 
ihree neuen Conſtituirung auf Seftftellung:. näherer, . ihrem eigenthuͤmlichen 
—— etwa mehr eutſprechender/ wenn auch von. den allgemeinen, Beſtim⸗ 

gen dieſer Gemeindeatdnung abweichender, Grundſaͤtze — in * 
Er rl als Verwaltung, anzutsagen, won a 9 


— — 


d 
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Beftätigung der neuen Gonftitufrung: 

Art. 142, Jede neue Conſtituirung einer Corporation von 6 ber Ge⸗ 
nehmigung der oberen Behörde; in dem Falle aber, wenn in ihre Statuten 
aud von biefer "Gemeindeordnung abweichende Grundfäge aufgenommen wer⸗ 
den follen, ift .. Beitätigung bderfelben erforderlich, 

Zweiter Titel. 
Bon den Bauerſchaften. 


Art. 143, Die Eintheilung der Kicchfpiele in Bauerfchaften, als 
Polizeibezirke, bleibt in bisheriger Weiſe beibehalten. Es foll einer Bauer 
ſchaft, welche für gewiffe Gemeindezwede, nah Maaßgabe des erften Titels 
diefes Theils (Art. 135 — 142.) ſich als Genoffenfhaft neu conſtituiren wit, 
geſtattet In, auch den Bauervogt in diefer Beziehung zu ihrem Vorſteher 


zu wählen 
Dritter Titel, 


Befondere Beflimmungen in Anfehung größerer Wafferbaus 
communionen und Intereffentfchaften, 
Neue Eonftituirung größerer Wafferbaucommunionen. 

Art. 144. Wenn Waſſerbaucommunionen und Sntereffentfchaften, 
welche über mehrere Amtsbezirke oder heile derfelben ſich erfireden, in Ge 
mäßheit der Beſtimmungen des. erften Titels diefes Theils (Art. 135 — 142.) 
fi) neu zu conftituiren beabſichtigen; fo genügt zu Einleitung weiterer Ver- 
bandlungen der Antrag von zwölf Snterefjenten einer jeden foldyen größeren 
Genoſſenſchaft. 

Art. 145. Das Amt (Art. 139. Abſ. 2.) hat, dieſen Antrag mit ſel⸗ 
nem gutachtlicyen Berichte der Regierung vorzulegen, welche in jedem vor 
fommenden Falle zu. beftimmen hat, ob 5106 Ausſchuͤſſe der Intereſſenten, 
oder diefe fämmtlich in angemeffenen Abtheilungen, über den Antrag gehört 
werden follen, und find dann von diefen, im Fall die neue Gonftitutieung 
beſchloſſen wird, wie im Art. 140. vorgefchrieben ift, ebenfalld Bevollmaͤch⸗ 
tigte , mit denen die weitere Ausführung berathen werden ſoll, zu erwaͤhlen. 

Einwirkung der Staatsbehoͤrde. 

Acrt. 146. Bei ſolcher Conſtituirung ſoll dieſen Intereſſentſchaften die 
Verwaltung ihrer Angelegenheiten nach den Vorſchriften dieſer Gemeindeord⸗ 
nung uͤberlaſſen werden; jedoch, wegen des wichtigen Einfluſſes der hier 
in Rede ſtehenden Communalanſtalten, nicht nur auf die ummittelbar. betheis 
ligten. Sommunen, fondein auch auf. andere. -Landestheile, und megen ber 
techniſchen Kenntniffe, welche die Anordnung, Einrichtung und: Erhaltung 
derfelben : vorausfegt, mit der Beftimmung, daß, nachdem bie Intereſſenten 
jederzeit uͤber die noͤthig befundenen Einrichtungen und Anlagen, uͤber den 
dafür zu beſtreitenden Koſtenaufwand, und über die erforderlichen Arbeiten, 
Lieferungen u. f. w. zuvor gehört worden: find, der mit der Dberauffiht über 
diefen Verwaltungszweig beauftengten Staatsbehörde und den: von. derfelben 
dabei angeftellten Sachverſtaͤndigen eine entfcheibende Einwirkung auf. die 
Anordnung, Ausführung und Keitung erhalten bleib: 

Dirieſemnach - wird nicht nur vorbehalten, hierüber: nähere gefeßliche Vor 
ſchriften zu. erlaffen, fondern es ſollen auch den als Wemeinden, im Sinne 
des gegenwärtigen ‚Gefeges, neu ſich conſtituirenden Communionen, nach 
Anhörung der: Münfche. und Anträge derſelbenruͤber das Verfahren bei Be⸗ 
handlung; ihrer Gemelndrangelegenhriten Me er per — 


Statuten ertheilt werden. werden, „ui; en 5*8 a En ie min am. 


— — die Aemter wegen der ee 1055 


Schluß beſtimmung. 
u un :i’gRentffon diefer Verordnung. " 
rt. 197. Diefe Gemeindeordnung fol: nach Ablauf won: deel Jaheen 
einer ſorgfaͤltigen Revifion unterzogen werden, 


c) Inſtruction fuͤr die Aenter wegen der Wahlhandlungen. 


§. 1. In der Bekanntmachung, wodurch die bevorftehende Wahl ans 
gekuͤndigt und der. Tag. betfelben beftimmt wird, iſt zugleich feſtzuſe hen, wo 
und zu welcher Zeit die Stimmzettel in Empfang genommen werden können. 

$. 2. Die Stimmzettel find auf der Rüdfeite mit fortlaufenden N um: 
mern zu bezeichnen und zugleid it darauf anzugeben, wie viel Perfonen ge: 
wählt werben follen und aus welcher Klaffe der Wählbaren. Auch find f e 
mit dem Amtsſtempel zu bedrucken. 

8. 3. Die Stimmzettel muͤſſen an bie Waͤhlenden ſo abgegeben rwer⸗ 
den, daß unbemerkt bleibt, welche Nummer der Einzelne, erhält. Eine 
alphabetifche Kifte der Wählbaren, mit Bezeichnung der Kiaffe, zu welcher fie 
gehören, ift nad) näherer Beſtimmung des Amts vor der Wahlhandlung zur 
Einſicht niederzulegen. 

F. 4. Am Wahltage hat der Vorſitzende eine alphabetiſche Liſte ber 
Wahlfaͤhigen vor ſich liegen und fordert darnach die Erfchienenen auf, die 
—— in ein verdecktes undurchſichtiges Behaͤltniß einzulegen. 

116.5. + Findet er bei dem Einen oder Andern der Erſchienenen Beben: 
Een ruͤckſi htlich der Legitimation; ſo muß er dieſe berichtigen, ehe der Stimm: 
zettel eingelegt ift. Iſt der Erfchienene mit der Entſcheidung des WVorfigen- 
den ' nicht zufrieden; fo wird dadurd die Wahlhandlung 'nicht aufgehalten, 
fondern nach dem Art. 25. der. Gemeindeordnung verfahren. 

76. Dee Protocolführer verzeichnet die Namen der Erfhienenen und 
bemerkt. dabei, wer ald Bevollmächtigter oder Stellvertreter auftritt, 

6. 7, Diejenigen, welche etwa erſt nady dem Aufruf erfcheinen, find - 
doch. zuzulaſſen; fobald aber mit dem Ziehen der eingelegten Stimmzettel der 
Anfang gernacht iſt, iſt ein Stimmzettel mehr anzunehmen. 

$. 8.1: Sind die ſaͤmmtlichen Stimmzettel eingelegt; fo hat der Vor⸗ 
figende biefelben einzeln zu ziehen, und die Nummer eines jeden nebft den Na⸗ 
men Der —I laut zu verleſen. 

$. 9. IE ein Name umdeutlich geſchrieben oder. nicht bezeichnend ge: 
nug; fo wird er nicht beruͤckſichtigt. Finden ſich auf einem Zeftet mehr 
Namen als erforderlich; fo werden die legten ald nicht gefchrieben angefehen. 

»d. 10... Der Protogoliführer hat die Liſte der Wählbaren vor ſich lies 
gen, und bemerkt hinter jedem Namen die Nummern der erhalteneh Stimmen, 

$; 18. Sind alle eingekommene Stimmzettel abgeleſen; ſo hat —— 

ſibend ſofort aus der Wahlliſte die Namen derjenigen auszuziehen, weiche 
die a Stimmen erhalten haben, welche dann im Protocoll aufzufuͤh⸗ 
ven fin 
5.42, ° Finder fi , daß aus den wählbaren Grundbeſitzern nicht genug, 
dagegen aus den uͤbrlgen Waͤhlbaren zu viele gewaͤhlt wotben, oder umgekehrt; 
ſo werden von den letzteren diejenigen, welche die wenigſten Stimnien haben; 
geſtrichen, und vom): demo erſteren Diejenigen genemmen, welchen bie ‚uieifben 
Stimmen ertheilt find. Bei Stimmengleihheit entſcheidet das 2008, 

Das Protocol darf nicht cher" eſchloſſen werden, als bis die erforder: 
liche Anzaht der Ausſchußmaͤnnner nie gewaͤhlt datin aufgeführt str” | 
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$. 13. Die Stimmzettel, find nah den Nummern — zu bewah⸗ 
ten, und nad Ablauf der im Art. 59. ber Gemeindeordnung zu 5 icht 
der Abſtimmungsliſte feſtgeſekten deiſt zu — Er 
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24. 
Das berzogtiche Geſammthaus Anh art. 


: Die fämmtlichen Länder ber brei Herzoge von Anhalt, Def f au, Bern⸗ 
burg und Köthen, haben eine gemeinfhäftlide landſtaͤndiſche 
Verfaſſung, und folglich gemeinſchaftliche Landtage und einerlei Steuer⸗ 
weſen*). Das Hauptgrundgeſetz, nach welchem ohne Zuſtimmung der, 
Stände keine Steuern ausgeſchrieben werben duͤrfen, iſt ber. vom, Kaiſer 
und dem Reiche beſtaͤtigte Landtagsabſchied vom Jahre 1662*).Die 
Landſtaͤnde beſtehen aus Praͤlaten, der Ritterſchaft und den 4 Staͤdten 
Deſſau, Zerbſt, Bernburg und Koͤthen. Ein enger Ausſchuß wird aus 
4 Mitgliedern der Ritterſchaft und den 4 aͤlteſten Buͤrgermeiſtern der 
Reſidenzſtaͤdte, ein weite rer Ausſchuß aus 12 Mitgliedern der Ritter⸗ 
ſchaft und 8 Bürgermeiftern der vier Reſidenzſtaͤdte gebildet. (Seit 1796 
gehört — nach dem 1793 erfolgten Erloͤſchen der Linie Zerbſt — die 
Stadt Zerbft dem Herzoge von Deſſau.) Doch iſt ſeit dem Jahre 1698 
kein eigentlicher Landtag in den Anhaltiſchen Laͤndern gehalten worden; 
nur ſogenannte Deputationstage ſind zu Stande gekommen. — Selbſt 
nach dem Beitritte Anhalts zum teutſchen Bundecift daſelbſt der 13.. Ar⸗ 
tikel der Bundesacte noch nicht vollzogen werden; doch erklaͤrten die drei 
Anhaltiſchen Haͤuſer in dem Protocolle der Bundesverſammlung 
vom Jahre 1818, $. 127: „bei ihnen beftehe ‚noch eine, landſtaͤndiſche 
Verfaſſung; aber ihre Verbeſſerung werde gewuͤnſcht, da der Lauf der 
Zeiten ihre urſpruͤngliche Geſtalt gar ſehr veraͤndert habe; ihr Abſehen 
hätten fie auf eine Uebereinſtimmung in der Verfaſſung der Anhaltiſchen 
Landestheile gerichtet, die ohne Beachtung mannigfacher Rükfichten und 
ohne zalzaet giclauns nicht ‚zu — J Re | 


Bern, 
(a3 T, 


Gine — Erſcheinung war, — der Zeit des behehbun—⸗ 
des, welchem auch die drei Anhaltiſchen Fürſten beigetreten waren, die 
octrointe Verfaſſung, welche der damalige Herzog Auguſt Chriſtian 
Friedrich von Anhalt-Koͤthen ſeinem Heinen Lande mit einer Be 
völferung von ungefähr 30,000 Menfchen, am .28. Dec. 1810, gab. ‚Sie 
toar eine Nachahmung, ber damaligen franzoͤſiſchen Berfaffung in Duos 
dez.. Mit derfefben ſtand die neue Drganifation bed Herzogthums 
vom 49. Sebruar 4814, und die EEE SU INHROR vom 22. es 


I Klüder, öffentliches Recht (Ste Auf) € 6,889... ee 
**) Im Süniag Mpihpangin; Part, ange, Font, 2, Rgetf, 3. @. 28, 
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bruge 4844 in Werbindung: „ (Ale, dieſe Verfügungen floffen aus der 
Feder des, vom Herzoge aus Halle nady Köthen berufenen Profeſſors 
und zum Staatsrathe ernannten, Dabelow.) Napoleon felbft fol biefe 
kleinliche Nachahmung ſeiner Inſtitute gemißbilligt haben. 

Der Herzog etlebte ‚nicht lange bie Folgen feines. Werkes; er 
farb am 6. Mai: 1812.: Ihm folgte in der Regierung des Landes 
‚ber Sohn feined (am 16. Sept. 1802) verftorbenen Bruders Ludwig, 
der junge Herzog Ludwig Auguft Friedrih Emil, der erſt nach 
feines Vaters Tode am 20. Sept. 1802 gebohren, und deſſen Land 
während feiner Minderjährigkeit, unter die VBormundfchaft feines Stamm: 
vetters, des Herzogs von Anhalt:Deffau, geftellt ward, obgleih 
ber verftorbene Herzog, in dem von ihm befannt gemachten Hausgefehe 
vom 24." Jul, 1811, den Großherzog von Heffen: Darmftadt, ald Groß: 
vater des jungen Prinzen, zum Vormunde beflimmt, und bdiefer die 
eventuelle Vormundſchaft bereits. im Jahre 1811 übernommen hatte, 
Doc verzichtete er auf diefelbe, weil fie gegen die Anhaltifhen Haus: 
gefege war, und. der Herzog von Deffau trat biefelbe am 3. Juli 1812 
an, worauf er am 24. Det. 1812 die neue Staats = und Juſtizverfaſſung 
fuspendirte, und die vorige, mit einigen . Abänderungen, wiederher: 
ftellte*). 


a) criofqh ene Verfaffung des Herzogthums Koͤthen vom 
238. Dec. 1810. 


Wir Auguſt Chriſtian Friedrich, von Gottes Snabden fouveraie 

ner 534 zu Anhalt x. ıc. 

rwägung, daß bie bisherige Verfaffung und Givitgefeggebung Unfers ans ' 
des = Aufldfung der. teuffchen Reichsconftitution in mehrern Puncten durdaus 
nicht mehr paffend ift, und befeelt von. dem Wunſche, bad Gluͤck Unferer Unterthar 
nen nad) Kräften zu befördern, glauben Wir, denfelben Feine heilbringendere Con⸗ 
ftitution geben zu können, als diejenige, welche der größte Gefchgeber der Welt, 
Napo ledn der Große, feinen Völkern, welche er als Vater liebt, gegeben hat. 
» Wir haben baher -befchloffen und befchließen hiermit, in Unfern Landen das 
nämlicye Geſetzbuch einzuführen, welches Unfer erhabenfter zur ald das ange: 
n. befunden hat; haben decretirt, und decretiren, wie folgt 

Der Code Napoleon erhält in Unfern Staaten efegliche Kraft 
vom Gehen ‚März künftigen Jahres an, und ift alleiniges —— ſo wie der 
Code de proc&dure bie Beſtimmungen für die Proceßordnung giebt. 

Die wenigen Erläuterungen, welche Wir dabei für nöthig erachten, werben 
Wir zen ein befonderes Reſcript noch befannt machen. 

t. 2. In Betreff der nach dem Eode Napoleon erforderlichen Inſtitute 
wirb a Fe im Königreihe Weftphalen gehalten. 

Art. 8. Die Juftiz wird in der erften Inſtanz durch ein Giviltribunal vers 
waltet; jeboch werden zur Entſcheidung gewiſſer Streitigkeiten und zur gütli- 
chen Bermittelung ber Proceffe, nad) dem Beifpiele von Frankreich, Friedensgerichte 
angeordnet. 

Art. 4. Unfere bisherige Landesregierung wirb aufgeldfet und bas Perfonale 
deifelben beim Giviltribunal angeftellt werben. 

Art. 5. Das Appellarionsgeriht wird feinen Sig in der Stadt Nüns 
burg haben, und werden Wir, um Unfern Unterthanen allen Koſtenaufwand 
fo ir IR a erfparen, bemfelben Unſer Schloß zu den Sitzungen einräumen. 

er ee Kaffationshof fol mit dem Staatsrathe vereinigt feyn. 


» Sinkoppe rhein. Band, Heſt 66, ©. 285 fi. 67 
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Art. 7. Wir werden das Nähere wegen der Tuſtizverwallunig und Färmtifl 
her dazu dienenden Perfonen noch beſonders feſtſetzen. 9 4, 
Art. 8. Alle Unfere Untertanen find vor dem Gelege gli. - . ... 
Art. 9. Der Abel befteht fernerhin fort, hat jedoch auf Staats: und ‚Bof: 
chargen kein ausfchließliches Recht, da nur das Verdienſt hierauf Anfpsuch hatı:- ! 
Art, 10. Alle Patrimonialgerichtsba.keiten,, als ‚umvereinbarlih mit dem 
neuen Gefesbuche, hören mit dem, zur Einführun deffelben feſtgeſetzten, Zeitpuncte 
gaͤnzlich auf. Die Patrimonialgerichtshalter dürfen nach dieſer Zeit keine. Hands 
lungen der Gerichtsbarkeit mehr verrichten, noch ‚Unfere Unterthanen folche anerkennen; 
Art. 11. Was die verſchiedenen Dienfte betäfft, welche auf Grundbeſitzungen 
haften; fo können ſolche eben. fo, wie im Koͤnigreiche Weltphalen; abgeloͤſet werden. 
Art. 12, Das Verhältnif der Lehne in Unferm Lande bleibt ferner beſtehen; 
jedoch werden Wir auf einzelne Allodificationsgefuche nad) Umftänden Rüdfiht zu 
nehmen nicht unterlaffen. 2% * Dir 

Art. 13. Auch auf Unfere Unterthanen juͤdiſcher Religion. findet. Art. 8. Anz 
wendung; jedoch haben biefelben alle bürgerliche Verpflichtungen zu übesnchmen, 
und find, wie alle Unfere Untertbanen, der. allgemeinen Conſcription unterworfen: 

Art. 2 Ale Eorporationen und Privilegien. hören vom Tage der Einfühs 
rung an auf. 

Art. 15. Wir werben jeboch biejenigen Inmungen, welche bein allgemeinen 
Beften nicht nachtheilig find, fort beftehen laffen- I I. 

Art. 16. Es wird fofort eine allgemeine , Confeription vom 1. Januar 1811 
an gültig, fo wie demnaͤchſt auch ein ne.tes, atıf Grundfägen der allgemeinen Gleidy: 
heit beruhendes, Steuerſyſtem eingeführt und bekannt gemacht werden. ’ 

Art. 17. Unfer Land foll in zwei Departements, jedes. zu zwei. Diftricten, 
eingetheilt werben. RER — EEE 

Art. 18. Die Landesverwaltung wird ımter Anferm Vorſitze vom Staats: 
rathe birigirt. 

Art, 19. Die bisherige Nitterfchaft, ald unvereinbarlich mit der neuen Con⸗ 
ftitution, hört mit dem Tage der Unte-fheift dieſes Edict$.auf, und werden an bie 
Stelle derfelben die Landſtaͤnde treten 7 

Die Landſtaͤnde beſtehen aus zwoͤlf Mitgliedern, deren 

achte aus der Klaſſe der ackerbautreibenden Unterthanen, 

zwei aus der des Handelsſtandes, und 

zwei aus der des gelehrten Standes 
genommen werden. 

Sie ſollen in den wichtigern Angelegenheiten Unſers Landes das Organ Unſe⸗ 
rer getreuen Underthanen ſeyn, und Wir behalten Uns vor, wegen bed Umfangs 
ihrer Wirkfamkeit, fo wie wegen ihrer Wahl, das Nähere mittelſt eines befondecn 
Refcripts zu beftimmen. | sun 

Wir befehlen Unferm Staatsraihe nicht nur die Öffentliche Bekanntmachung bicr 
ſes Edicts zu verfügen, fondern auch die weitern Vorbereitungen und Einrichtungen 
zu deffen genauefter Vollftredung zu treffen. 


Gegeben Köthen, den 8. Dec. 1810, 
(L. 8,) Auguft Chriftian Friedrich, 
Herzog zu Anhalt, 


b) Organifation des Herzogthums vom 19. Febr. 1811. 


Wir Auguft Chriftian Friedrich, von Gottes Gnaben fouverais 
ner Herzog zu Anhalt c. x. 

In Bezichung auf Unfer Edict vom 28. Dec. 1810 und in ber feften Ueber: 
zeugung, daß nur bie gänzliche a ber franzöfifchen Gonftitution das Gluͤck 
Unferer getreuen Unterthanen begründen Eann, haben Wir folgende Organifation 
Unfers Herzogthums feſtgeſetzt. 

$. 1. Unſer Herzogthum wird in ſechs Diſtricte eingetheilt. Der erſte Die 
ſtrict begreift das Land Koͤthen in ſich; der zweite Diſtrict das Land Wulfen; 
ber dritte Stadt und Land Nienburg; der vierte bie hohe Grafſchaft Warmsdorf; 
ber fünfte Stadt und Amt Roslau; der fechfte die Graffchaft kindau. 

. Die Diftricte theilen fi in Gantons, die Eantons in Municipalitäten. 
Jeder Ganton wird durch einen Gantonmaire verwaltet werden. , Jede Municipali: 
tät befteht aus einem Maire und einem Municipalvathe, 
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5.8. Das Herzogthuim erhält eine Gonftitution, wodurch bie Gleichheit aller 
"Unterthanen vor dem Gefege amd die freie Ausübung des Gotteödienftes- aller, vers 
möge der Berfaffung aufgenommenen, Religionen feitgefegt ift. 

$. 4. Schon unte:m 19.. Sept. 1809 haben Wir einen Staatsrath errichtet, 
welcher fünftig aus drei Mitgliebern beftchen ‚wird. Wir felbft haben den Vorſit 
in Staatörathe. . 

$. 5. Alle Gefege über Steuern, civil« und peinliche Gegenftände, eben fo 
alle Verwaltungsverordnungen werben von dem Gtaatörathe vorbereitet, discutitt 
und entworfen. | 

z. 6. Auch bat ber Staatsrath über obwaltende Streitigkeiten zwifchen 
ben verwaltenden und gerichtlichen Behörben, und auch über bie Frage: 0b ange: 
Hagte Verwaltungsbeamte vor Gericht geftellt werben follen? zu entſcheiden. 

$. 7. Wir vertheilen die fämmtliden Zweige der Staatöverwaltung unter die 
Mitglieder des Staatsrathes bergeftalt, daß einem die Gefchäfte des Innern, der 
Zuftiz und Polizei, einem bie der ‚Finanzen, Domainen und des Dandels, und eis 
nem bie Gefchäfte der auswärtigen Angelegenheiten und des Eultus anvertraut find. 
Jeder in feinem Fache ift für die Vollziehung ber Gefege und Vollſtreckung ber bar: 
aus fließenden Verfügungen verantwortlich. 

5.8. Wir haben den Art. 17. Unfers Edicts vom 28, Dec. 1810 in Grwä: 

gung, daß das Ganze dadurch ohne daraus fließende Befchwerbe vereinfacht wird, 
dahin abgeändert: daß Unfere Lande nur ein Departement bilden follen, und ernen- 
nen Wir in diefer Ruͤckſicht einen Präfecten. 
—F. 9. Zur Entfheidung der Streitigkeiten, welche bei ben Verwaltungsgegen⸗ 
fänden vorkommen, wird ein Präfecturrath errichtet, deſſen Mitglieder und Prä: 
fecturfecretaiv von Uns ernannt werben. ’ 
$. 10. Es wird ein Departementscollegium gebildet, deſſen Mitglieder groß: 
jährig feyn müffen, und ihre Stelle lebenslänglich behalten. Wir ernennen bie 
Mitglieber des Departementscollegiums, deren Anzahl achtzehn jeyn wird. Die 
Ernennung befteht aus + der Meiftbegüterten, + der reichften aus dem Handels⸗ 
ftande, und + aus den Gelehrten und Künftlern. Der Präfect legt dem Des 
partementscollegium jährlich einen Bericht über alles dasjenige vor, was bin 
u nr im Departement gefhehen, und zu deffen Wohl zu Stande ge: 
ommen 

$. 14. Das Departementscollegium fehlägt Uns die Mitglieder ber Stände 
vor, beren Anzahl zwölf iſt; acht aus den aderbautreibenden Unterthanen, zwei 
aus dem Handels- und zwei aus bem Gelchrtenftande. Wir feldft ernennen ben 
Präfidenten der Stände. 

$. 12. Bu jeder Ernennung werben Uns von bem Departementscollegium 
zwei Ganbibaten vorgefhlagen, wovon nur einer ein Mitglied bes Departements: 
collegiums feyn barf. 

$. 13. Die Mitglieber der Stände follen aller. drei Jahre zu einem Drittheil 
erneuert werben ; bie austretenden können unmittelbar wieder gewählt werben. Die 
Stände verfammeln fi) auf die von Uns befohlene Zufammenberufung, und werben 
diefelben auch von Uns wieber entlaffen. Die Mitglieder der Stände erhalten feinen 
Gehalt, fondern für die Zeit ihres Zuſammenſeyns angemeffene Diäten. 

6. 14. Den. Ständen follen bie im Staatsrathe entworfenen Gefege mitge— 
theilt werden. Die Stände bdiscutiren über bie Gefegentwürfe mit demjenigen 
Ctaatörathe, welcher dazu den Auftrag erhalten bat. Die Bemerkungen und Mo: 

tionen der Stände werben Uns im Staatsrathe zur Beraihfchlagung vorgelegt, 
und darüber befchloffen. 

6. 15. Es foll für Unſer ganzes Land, nad einer möglichft gleichen Eintheis 
lung, ein Steuerfoftem entworfen werben. Die Stempeltare und Protocollirung 
(timbre et enregistrement) werben eben fo wie in Weftphalen hier eingeführt, und 
werben Uns überhaupt die in diefem Königreicye befindlichen, hierauf Bezug haben⸗ 
den, Verfügungen zur Richtſchnur dienen. 

$. 16. Die Direction der Steuern (Landeseinkünfte) wird von der Berwals 
tung ber Domainen und Regalien getrennt, Die Vorfchläge zur Beſteuerung wer: 
den von Uns geprüft und beftätigt. Mit der Steuerkaffe wird auch zugleich eine 
Amortifationdlaffe verbunden werden, worüber Wir zuerft die Vorſchlaͤge Unfers 
Staatsrathes erwarten. a. 

$. 17. > zus Unferer Domainen und Regalien wirb wie im Koͤ— 
nigreiche, Weftphalen eingerichtet werben. 

$. 18. In Betreff der Jagd haben Wir feftgefegt: daß deren Ausübung jebem 

67” 
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Sagbberedhtigten bleibe. Jedoch ſoll jeder Jagdberechtigte verpflichtet ſeyn, den 
Grundeigenthümern denjenigen Schaden zu erfegen, welcher ſowohl durch das Hoch⸗ 
wild, als auch durch die Ausübung der Jagd angerichtet wird, und findet der Art. 
1885. des Code-civil hierauf ebenfall® feine Anwendung. Auch haben Wir verords 
net, baß die Jagd in Umfern Landen jebesmal. mit dem 1. September anfangen, 
und mit dem 1. Februar gefchloffen feyn fol. 

. 19. Die allgemeine Militairconfeription, weldde vom 1. San. 1811 an 
eingeführt ift, ift ein Grundgefes Unfers Herzogthums. 

$. 20. Die Einführung des Code-civil vom 1. März 1811 ift fchon von 
Uns verorbnet. Die zu Straßburg in ber Druderei bes Derrn Levrault für das 
Königreich Weftphalen erfchienene officielle Ausgabe bes Code Napoleon ift ak 
lein officiel für Unfere Lande, 

$. 21. Mit diefer Einführung hören alle befondere Berfaffungen ber bisherts 
gen Aemter, Städte, Gorporationen, fo wie auch die Privilegien einzelner Perfos 
nen und Pamilien, in Unferm Herzogthume, - infoweit fie mit ben Gefegen. in. 
u ftehen, in Gemäßheit des Art. 14. Unfers Edictd vom 28. December 

auf. 

$. 22. Das gerichtliche Verfahren fol öffentlich und in Givilfahen bie im _ 
Königreihe MWeftphalen eingeführte Proceßordnung und Sporteltare für Gerichte, 
Procuratoren und NRotarien Norm feyn. 

$. 23. In peinlihen Faͤllen follen die gefhwornen Gerichte, nad ben Bors 
fhriften, wie im Königreiche Weftphalen, Statt haben. 

$. 24. In jedem Diftricte ift ein Friedensrichter, im. ganzen Herzogthume 
ein Giviltribunal erfter Inftanz, und ein Appellationsgerichtshof, welcher zugleich 
peinlicher Gerichtshof, fo wie das Tribunal zugleich das Gorrectionsgeridht ift. 

. 35. Die höcfte Behörde in Rechtsſachen ift das Kaffationsgericht, und fol 
len Unfere Staatsräthe Richter deffelben feyn. 

6. 26. Die Friedensrichter follen vier Jahre lang im Amte bleiben und koͤn⸗ 
nen ſogleich wieder gewählt werden, wenn fie ald Gandidaten von dem Departes 
mentscollegio vorgefchlagen werden. Daher die jegt bei der Einführung der Ges 
richtsverfaffung angeftellten von Uns nur proviforifd ernannt find. 
= 27. Die Richter des Zribunald und Appellationsgerichtshofes. werben vom 

ns ernannt, 

$. 28. Die Urtheile ber r.. werben in Unferm Namen audgefpros 
> Wir allein können daher nur Gnade ertheilen, bie Strafe erlaffen oder 
mildern. 

$. 29. Da nad Art. 12. Unfers Edicts vom 28. December 1810 bie Lehens⸗ 
verhältniffe in Unfern Landen fernerhin beftchen; fo follen ſolche, nad) den bisheri« 
gen Gefegen, und den fämmtlichen Eehenspflichtigen ertheilten Lehenbriefen, jedoch 
nach der Form ber Givilfahen, und bei den angeorbneten Behörden verhandelt und 
entfchieden werben. 

. 80. Die Beleihung mit den großen Zehen, wo ber Bafall entweber per⸗ 
fönlih, oder, mit Unferer Bewilligung, durch einen Bevollmaͤchtigten belichen wird, 
gehört vor den Staatsrath. Hingegen von Uus herrührende andere und Erbzins⸗ 
lehne find proviforifch dem Tribunale übertragen. 

—S. 31. Die von Uns am 31, Aug. 1802 gnädigft erlaffene Wechfelorbnung 
wirb in ber Art beibehalten, daß das Verfahren nad) der weftphälifchen Proceßorde 
nung eingerichtet wird; daher die Art. 2063, 2065. 2066. und 2067. des Code- 
eivil in Wechfelfahhen keine Anwendung finden. Diefe Verfügung wird jedoch bis 
zur Einführung des Dandelögefegbuches als proviſoriſch betrachtet. 

$. 92. Bei der Einführung der Infcription und Transfcription bed Hypothe⸗ 
Benmwefeng, ber Errichtung der Procuratoren, Notarien, und der Givilftandsbramten 
ift die koͤnigl. weitphälifche Verfaffung ald Norm von Uns angenommen. 

$. 38. Das Gonfiftorium hat in feiner jesigen Beſchaffenheit an und für fi 
aufgehört; jedoch fegen Wir eine Behoͤrde nieder, welche aus einem Zribunalride 
ter unb zwei von Uns bazu ernannten Prebigern beftehen foll, welche bie Ges 
fchäfte in Difciplinfachyen, Prüfung der Kenntniffe, Infpection zc. über die Geiftlis 
chen verwalten. Diefe Behörde erhält ben Namen Gonfiftorium. 

5. 84. Das Polizeifoftem, welches im Königreihe Weftphalen befteht, fol in 
Unferm Herzogthume eingeführt werben, welches ſchon zum Theil geſchehen iſt. 
Hieruͤber wird eine befondere Inftruction nach weiterer Berathung erfolgen. 

‚ 89. Gegenwärtige Organifation kann durch Unfere im Staatsrathe biscus 
tirte Verordnungen ergänzt werben. | 
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' 986." Die Gefege und Verwaltungsverorbnungen follen im Wochenblatte bes 
kannt gemacht werden, und ift zu ihrer Verbindlichkeit Feine anderweite Publicas 
tionsformalität nöthig. rt v 

Das bisberige Wochenblatt Unferer Reſidenz ſoll künftig den Namen: 
——— Anzeige, fuͤhren und woͤchentlich zweimal, Mittwochs und Sonnabends, 
einen. 
Gegeben in Unferer Refidenzftadt Köthen, am 19. Februar 1811. 
(L. S.) z Auguft Chriftian Friedrich, 
Herzog zu Anhalt. 





| e) Berwaltungdordnung vom 22. Febr. 1811. 


Wir Auguft Ehriftian Friedrih, von Gottes Gnaben ſouve— 
rainer Herzog zu Anhalt w.nıc. 
fegen, in Gefolge Unfers Edicts vom 19. Februar, folgende: Verwaltungsord⸗ 


nung feft. T 
— &Erfter Titel. 
Departementalbehoͤrden. 


8,4. Im Gemaͤßheit der neuen Conſtitution, ſoll ein Praͤfeet, ein General: 
fecretair ber Präfectur, ein Präfecturrath und ein Departementsrath feyn. 

&% Der Präfecturrath befteht aus zwei Mitgliedern, außer dem Präfecten; 
und der Departementsrath aus ſechs Mitgliedeen, wozu aus jedem Diftricte eins 


ernannt wird. 
Bon dem Präfecten. 
Erfter Abſchnitt. 


Berwaltung. 


8. 8. Der Präfect ift unter der Autorität und Auffiht von Uns, als bem 
Oberhaupte des Landes und der Verwaltung, mit allen Zweigen biefer Verwaltung, 
unb infonderheit mit benen beauftragt, welche Bezug haben: . 

1) auf die Aufficht über das Erziehungsweſen, namentlih alle Schul: und Un: 
terrichtsanftalren jeglicher Art; P 

2) auf die Verwaltung und Verwendung ber Etats ober Fonds, welche zur Er: 
— von Ackerbau, Kunſt und Gewerbe, auch oͤffentlicher Wohlthaͤtig⸗ 
eit en; 

8) auf die Verwaltung der Hoſpitaͤler, Kranken- und Arbeitshaͤuſer, der Gefaͤng⸗ 

niſſe und auf die.Berbefferung diefer Anftalten ; 

4). auf die Unterftügung der. Armen und Auffiht über Stipendien, milde Stif⸗ 
tungen und fonftige wohlthätige Anſtalten; 

5) auf die Erhaltung des Öffentlichen Eigentbums; „ 

6) — * Erhaltung der Waͤlder, Wege, Gewaͤſſer und anderer Gemeinheitsge⸗ 
genſtaͤnde; 

7) auf.die Leitung und Vollendung ber, zur Anleguug und Unterhaltung ber 

Ä Heerſtraßen abzweckenden, Arbeiten ; 

8) auf die Erbauung und Ausbefferung der Kirchen, Pfarrhäufer und anderer 
zur Austbung des Gottesdienftes nöthigen Gegenftände ; 

9) auf die Erhaltung der Geſundheits- und Sicherheitsanftalten und ber Öffent- 
lichen Ruhe, befonders auf Unterbrüdung bes Vagabundenweſens und ber 


Bettelei. 

Zweiter Abſchnitt. 

8.4 Dem Pröfecten fol ferner alles, was den Dienft ber Gensd'armerie be: 
trifft, übertragen feyn. 

J. 5. Derfelbe hat über die Erfüllung Gontracte zu machen, melde wer 
gen Verpflegung von Militair oder Gensd’arnerie, fo wie wegen Lieferungen für 
felbige gefchloffen werden. * 

8. 6. Derſelbe leitet die Maaßregeln, Behufs der Aushebung der Conſcribir⸗ 
ten und der Anfertigung der Liſten von den zum Dienſt einberufenen Conſcribir⸗ 
‘ ten; er hat bei der Zuziehung den Vorfig, und entfcheidet nebft dem, mit ber Gons 
faiption beauftragten, Dfficier über Dienftbefreiungen, nad) Maaßgabe befonderer 


/ 
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Verordnungen, welche Wir daruͤber erlaſſen werden. Ueber bie EUER de⸗ 
gegen entſcheidet jener Officier allein. 


Dritter Asfhnite. 

$.7. Dem Präfeet Hegt eadlich ob: 

1) die Steuerrigifter fertigen und bie Vertheilung ber Gratin: unter bie 
Steuerpflichtigen einer jeden Municipalität beforgen zu laffen 5 

2) — Erhebung der indirecten und — die Aufſicht 

u fuͤhren; 

8) über einen gaͤnzlichen oder theilbaren Steuererlaß zu erkennen; 

4) alles das, was fowohl die Erhebung und Abzahlung des Steuerertrags, als 
* Dienftverrihtungen ber Steuerbeamten — zu reguliren und in Auf⸗ 

t zu halten; 

5) die Berichtigung ber, auf ben Steuerertrag angewieſenen, Ausgaben anzuord⸗ 

nen und vollſtrecken zu laſſen. 


Streitige GSegenſttände. 
Praͤfecturrath. 
$. 8. Dem Praͤfecturrath liegt ob, zu erkennen: 

1) über die Gefuche von Privatperfonen um Verminderung ober Erlaf ihres Beis 
trags zur birecten Steuer; 

2) über alle Schwierigkeiten, welche wegen Beitreibung ber indirecten und Gons 
fumtionsfteuern entftehen koͤnnen, fo wie auch über bie Defraubationen und 
Uebertretungen, wobei fie die gefeglichen Geldftrafen und Gonfiscationen aus⸗ 
zufpreden haben; ausgenommen, wenn die abgehaltenen Protocolle wegen 
Unrichtiafeit angefochten worden find, oder eine dec Parteien fi an bas Gris 
minalgericht gewendet hat; 

3) über die zwifchen den Unternehmern Öffentlicher Arbeiten und ben Verwaltun⸗ 
gen entſtehenden Streitigkeiten uͤber die Auslegung und Vollſtreckung der 
Contractsbedingungen; 

4) über die Anſpruͤche von Privatperfonen, welche fi) über Schäden befchweren, 
die ihnen durch die perfönlice Schuld der Unternehmer öffentlicher Arbeiten 
bei deren Vollführung zugefügt worden ; 

5) über Entfchädigungsgefuche von Privatperfonen wegen ber beim Straßen: oder 
Waſſerbau, oder. zu ſonſtigen Öffentlichen Arbeiten ihnen genommenen ober 
beſchaͤdigten Laͤndereien; 

6) über die wegen ber Bruͤcken und Chauſſeen, der Leinpfade, Sand: und deer⸗ 
ſtraßen entſtehenden Schwierigkeiten; 

7) uͤber Geſuche der Communen um Erlaubniß vor Gericht auftreten zu bärfen. 

8) Der Präfect foll den Sigungen beimohnen * den Vorſitz fuͤhren. 

VBertheilung ber uflagen. 
8. 9. Dir Departementsrath ſoll Pr "altjäheiie einmal behumehn. 
+ Wir werben die Zeit feiner Zufammentunft beftimmen, und follen feine Sitzungen 
längftens acht Ilge dauern. 
$. 10. Er hat eins feiner Mitglieder zum Präfidenten und eins zum Seere⸗ 
tair zu ernennen. Der Präfident hat eine entfcheidende Stimme. 
$. 11. Der Departementsrath hat: 

1) die Bercheilung der diretten Steuern unter die Diftricte zu nehmen; 

2) auf * von einzelnen Communen eingehenden Geſuche um Steuerverminderung 
zu verfuͤgen; 

8) den Betrag der Steuerzulage, welche zur Beſtreitung der Departementsaus⸗ 
gaben erforderlich ift, mit gefesmäßiger Einſchraͤnkung feitzufegen ; 

4) u Rechnung des Präfecten über die Verwendung diefer Steuerzulage abs 
zuhören ; 

5) fein Gutachten über die Lage und Beduͤrfniſſe des Lanbes abzugeben. 

$. 12. Der Departementörath Tann nur dann berathfchlagen, wenn wenigftens 
zwei Drittheile der Mitglieder zugegen ſind. 
$. 13. Er darf durchaus keine Verwaltungsacte machen, da ſolche lediglich 
dem Praͤfecten zuſtehen. 
Scecretariat und Archive. 
$. 14. Der Generalſecretair iſt der Vorſteher des Archives und Director der 
Verwaltungsbureaur. 

..$: 15. Er vertritt die Stelle bes Präfecten bei beffen Abwefenheit ober Krank: 

beit; jedoch Fan der Präfect hie,u aud) einen Präfecturrath beauftragen. 
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b ‚ber % 4 b 
cn ihde Dei kungen: 2 m m iſt * des Praͤfecten bei 


un a wetier Litern, 
— ———— Bon ben. Municipalitäten, 
X Kun: dipalität‘ fok:son: —— Maire ‚und von Adjuncten verwaltet 
we.den; auch r jede ein Municipalrath ſey | 
mus Fan Die Verwaltung onmt bern BRaire allein. zus‘ nur vermöge feines Auf: 
trages, oder wenn er —— oder ſonſt geſetzlich behindert iſt, können bie 
Adjuncten "Bi Zpeil n 
PER. Bel EEE — bes. "Water { ſtehen unter Aufficht dea Praͤfecten 
n A olgende 
1) die gemeinheitlichen Befigungen und” “Einkünfte der &ommunen’ zu verwalten; 
2) die Ausgaben zu beftikiten, weiche sans: ‚den Gemeindegeldern bie zum Belauf 
bed vom a — Etats bezahlt werden müffen ; 
3) ‚die oͤffentli Arbeiten zu ‚leiten und voßbringen zu laffen, welche 
vom ee angeorbnet worden find; Ä 
) die zur Gemeinde gehörigen, aus ihren Mitteln zu unterhaltenden ober. zum 
En ihrer Mitb vger ãuedrüciich geſtifteten, Öffentlichen Anftaiten zu vers 
walten; 
5) dafür zu forgen, baß die Einwohner bie Vortheile einer guten Polizei, befon= 
bers in Dinficht der 0, der Gefundheitäpflege, der Sicherheit und 
Ruhe in ben Straßen und am Öffentlichen Orten und Häufern genießen. 
8.19, Den Maires Zönnen Berrihtungen der Generalvermaltung uͤber⸗ 
tragen werden; doch müffen ſolche von ned unter Autorität bed Praͤfeeten voll: 
ſtreckt werben. re, Kim 3, 
Es find folgende: | j 
1) Vertheilung der bireeten Steuern unter bie Gemeinbegliederz m 
2) Berfteigerung der Erhebung diefer Steuer; 
R 9 —* icht über bie Einnahme und Einticferung der Steuern in die offentuchen 
2 affen; . 
9 unmittelbare Leitung der Öffentlichen Arbeiten auf dem Gemeindebezirk; 
5) — Ve. waltung ber dem allgemeinen Beſten gervidmeten öffentlichen 
nitalten 
6): per und Berwaltung, weiche die Erhaltung des öffentlichen Eigenthums 
erfordert; 
7) directe Kufficht über Ausbefferungen und Wicberherftellungen ber zum Gottes: 
bienft beftimmten Gebäube; 
8) Beforgung ber ir x nn des Orts. 
cipal 
z. 20 is! foren! fo Fr —E —* la: vie ahl der täbt- und 
Gantengmare beträgt. 
— he * Berölkerung einer Stadt ober eines Cantons unter 2500 Ein: 
vn Municipalrash aus act, für eine färkere Bendlferung aber aus 
35. Mittler edern beftehen. ' 
$. 22. Maire ift darin vorfigendes Mitglied. Der Munfcipalrath ernennt 
eines feiner Mitgliever um Gecretair, 
. 23. Bei- Abrvefenheit, Aran rontpeit, ‚oder fonftiger ‚Behindernng des Maire foll 
ein re Mitglich, ſtatt Kr. nad) ber Drbnung ihrer Ernennung, den Vorſitz 


| N 4. Der —“ verſanmeit ſich den 18. November jeden Jahres, 
und kann ſechs Tage zuſammen bleiben. 

57 Der ng ge a fol die Rechnung über bie Municipaleinnahmen 
und usgaben abhoͤren und bagcen ſeine Bemerkungen machen; die letzte Ablegung 
dieſer — gefchteht hlernaͤchſt dem Präfecten. 

5. 26. Bei Borlegung diefer Rechnung im Municipalrath giebt der Maire 
den Borfig ab, und wird durch ein anderes zen. erfegt, welches durch geheime 
Sammlung der Stimmenmehrheit gewählt wir 

$..27. Der, Dunicipalrath berathſchlagt > bie Art ber Bertheilung ber ges 
——* Holzungen, m... Ernten und fonftigen Nusungen. 
. * Desgieichen über beſondere Ortsbeduͤrfniſſe der Municipalitaͤten. 
Ferner Über bie Anleihen und Stenerzulagen, welche zur Beſtreitung 
ihrer 2 für noͤthig beſunden werden. 


— 
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$. 80. Er ordnet bie Vertheilung BR uniterhalting. bes Sigentpuims er⸗ 


arg vi und den Einwohnern obliegenden eiten an. 

. 31. Der Präfect kann ihn im Laufe des ph euferorbeneti zufammens 
berufen. Solches ift nothivenbig, wenn es darauf ankoͤmmt, über Erwerbung ober 
Veräußerung von Grundſtuͤcken, über bie u... * Verkaufsſummen oder 
von ruͤckgezahlten und beigetriebenen Geldern, ingleichen über das‘ Beginne mvder felbft 
über bie —— eines Proceſſes zu berathſchlagen. Die 7 BLZ 

$. 32. Alle ſolche Berathfchlagungen, welche eirie Zufammenberufung erfocbern, 
können nur mit mn bes Präfecten in Bollziehung gefogt werden. ar TER 
— a Si a Di Mu 4 
. Sn jeder Municipalität Toll ein &e * us 
unterzeichnet: und das Archiv in. Aufficht hat. J * sn 


Dritter Liter. ae ” j u 
"Bon ben EGrrenuungen« — 

F. 84. Der Praͤfect, die Praͤfeeturraͤthe die Mitg lieber des — 
raths, ber Generalſecretair der Praͤfectur, bie fänmtlichen Mairkd und ihre Ad⸗ 
juncten, bie Mitglieder ber Municipalrätpe und der Polgeltomnitffeie werben von 
Uns ernannt. 
$. 385. Was jeboch die Mitglieder der Departements= und Munieipaträtpe bes 
trifft fo geſchiehet Unſrer Seits deren Ernennung auf geſchehene Präfentation durch 
das Departementscollegium. 
$. 86... Die Secretairs der Maires ber Städte werben von Uns auf deren 
Vorfchlag ernannt; ‚den übrigen Gantonmaires aber wollen Wir diefe Wahl ſelbſt 


uͤberlaſſen. 
Bierter a 


Bon ben Gefäl 
6. 37. Die Schalte der seits kranten Ikea pe ein — Regle⸗ 
ment ee fo wie auch beren Burcaufoiten. 
ehalte und Koften in Betreff ber Municipalbeamten werben von den 
Gemenbeinkänfin beftritten, 
$. 89. Unfer Staatsrath ift mit ber Bonfiridung biefes Decrets beauftragt. 
Vegeben aa den 22. ars 1811. 
L. S.) Auguft Cheriſtian —* 
— zu u 





; Fi 25 . 3* 
Fuͤrſtenth um Sqchwarzburg⸗Rudol ſtadt— 
Der Fuͤrſt Friedrich Guͤnther von Schwarzburg-Rubol 


fadt erließ, fir die neue mi der —— — in ſei⸗ 
nem Lande, nachſtehende 


Verordnung vom 8. Jinua 1816. 


Das Vertrauen, welches Wir zw der oft’ erprobten Liebe und Anhängs 
lichkeit Unferer getreuen Untertbanen mit Recht hegen, fo wie die Zuverficht, 
mit welcher diefelben von Uns herzliche landesväterliche Fürforge für ihe Beftes, 
moͤglichſte Schonung in Anſehung der druͤckenden Laſten der Zeit, und billige 
und gleichmaͤßige Vertheilung derſelben erwarten, und nach. der Erfahrung, 
die ihnen vor Augen liegt, erwarten koͤnnen, bedarf feiner Befeftigung und 
Vermehrung. Um jedoch den Beftimmungen des teutfchen Bundesvertrags 
Genuͤge zu leiften, und bie Derfaffurig Unſers Fürftenthums mit den Ein: 
tichtungen in den benachbarten teutſchen Bundesſtaaten auf gleichen Fuß zu 
ſetzen, finden Wir gut, Folgendes anzuordnen: 

. 3: Es fol eine Repräfentasion des Volks in Unferm Fuͤrſten⸗ 
thum gebildet werden, deren Wirkſamkeit ſich auf die Berathung über alle 


1 
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Gehtenſtchibe der &ef nd Stelperfönlichen: and Eigenthunedrechte 


dar Staatsbuͤrger mii "Einf der Weftiwerunghberseffän;) Erfineifetadn ar 
—XR Dr, — entgtiah: Soll aus = vera freie u - 
nennenden, Landesrepräfentanten beftehen, naͤmüch;z;:;:;:; bugaı 


BA fieers, ME Inn grins nd un 200 4 
Be Unchenen, ehe net Bitegie 


baſtena no ſtaͤdtiſche Bergen m a, 
Dau Die ↄſaͤmwtlichen· Rit Ateag ug beſitzer im,ıher obern Herfchaft 


mählen au un ‚bie ‚Rittengutsbefiger, in ber; untern Herrſchaft 
= ee Ku) Vi „a hie Bern Rn —J Bwel Lündehr 
Pf 


ei > = Fa Dorf oder Ad To auch 
in de re Seibel; teten Die fännmfichen: Sundigept) ums 
ber aha. aelegenen, Mühlen: ober anderer Den 
“ e und — he Augiebung der Bei iſtli we: ein —* 
zuſammen, und ernenn dieſen Ort aus ihrer Mitte einen da iR * 
geſeſſentn —* —*c* ih Were Mann 'zuim Wahler Diefe * 
lichen Waͤhler eines —— aus (ihrer — einen — 
—— er mach folgender Diktat) reinfehgjehlic 
air erichtsorte: —9 Bine 
= s ——— und Ban 


gl in 
Die er, d Fenburg. 
eihen; 9 aus a g,einen; aus ben a ar 
—* Maulimgellb/ — aus Eentenbtrg und —8 


oh Wenn: pre hunde er * —* an 
cs Bing Kat in; einer Sieb ann kan wat — ander 
Bu u an ven 


mit, ‚wählen, a ut alı 
Beſther Meinde Ritterguts Ag — Pen nehrere ——— 
un, — ee zwar für vbn “eften gewaͤhlt werden 
Eben fo,” wenn jemand —— ende An verſchie denen 
Orten beſitzt, kann er zwar an allen dieſen Orten mit wählen, aber mr: 
feinem gewöhnlichen Wohnorte gewählt werden. „Won mehrern Mitbefigern 
eines gemeinfchaftlihen Landeigenthums ift nur einer wahlfähig und berech= 
tigt, — east eg und erregen für ihre Pflegebefoh: 
lenen nnen zwar mit wählen, aber nicht gewaͤhlt werden. 

Die Landerrepraſentauten weiden Auf ſechs Jahn gewaͤhltnoch 
deren Verfluß eine neue Wahl vorgenommen wird, wobei die abgegangenen 
Nepraͤſentauten auf die naͤmlichs Ark wiederum ewahle werden koͤnnen. Ein⸗ 
zelne Wahlen in der Zwiſchenzeit finden nicht: Statt; Wenn unterdeſſen RE 
— ‚abgehen; lead: — die, Vollerepraͤſentation nicht unters 
rochen 
“8. Sbobald bie Wahlen, wegen bien Art und Meife und nähern Ber: 
anftaltung Wir Unfere Landesbehörden mit‘ befonderer‘ Inftructton verſehen 
werden, gefchehen, und. die Landesrepräfentanten in dieſer Egenſchaft. von 
Uns anerkannt ſind, werden, Wir egen, ihrer Zufammenberufung hierher in 
Unfere Reſidenz, wegen der ihrer Berathung vorzulegenden Propojitionen ; und 
ne exentlaſſung, die wo —— Befehle eithe len. ee 

nbolkabt, . 8 Ian. 1 Dr, 
NE TuS Ä Fricsei Güntyer, 8 3 S. 
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Nach der Bring des erſten Landtags am; a ASSA zenveis 
texte aber der Fuͤrſt duch landesh err liche Erklaͤrung — 
April 1824 dien "Birtfeinbeit · der der Stande 
eu haben ſollten ⸗ itad Aaman ef — 


—* das Recht der Berathung und Zuſti 
aſſenden Geſetzen, welche bie, ra ed — 
Eigenthum faͤmmtlicher Unterihanen betreffen; do Grabe 
Weigerung, unter ausfuͤhrlicher Anführlingn der Gruͤnde/ Zurch zwei 
Drittheile der anweſenden Miiglieber "Statt Haben Pin "" der 
b) das ‚Recht der Beratfuung und Berpiliguig "art sie” Sakiing" Be 
nothwendigen Staatsbebürfniffe au Ih enben; Strufen, wor⸗ 
uͤber in jedem Jahre die Rechnungen dem Landtagsausſchuſſe zur 
Pruͤfung und zu Erinnerungen dawider vorzulegen findyn‘ <=’ 
eo) das Recht, Ale Mängel und Gebrechen in der‘ Landesdetwaltung 
und Vollſtreckung dem Landesfürften arfjütjeigen; DER 
‚.d) neue Landesſchuden koͤnnen, ‚ohne ‚ausbrüudliche. Einwilligung. ber. 
Landesverfammlung ; nicht gemacht werben. Sun 3 
Dn der (jechsjdhrigen) Zwiſchenzeit zwiſchen zielen Sandtagen beſteht 
ein n Tanbikänbifcher al huß**), ‚gebildet aus einem‘ Deputirten ber 
aft, einem Deptifirten der’ — und einen Deputitten der 
Lendotie Jaͤhrlich werben, dieſe diti — erneuert. ſo daß jeder 
ronete: der Landſchaft von ‚allen 3 Staͤnden, waͤhrend der 6 —— 
einmal Mitglied des Ausſchuſſes iſt. Der Ausſchuß giebt ſeine 
Ang und Mitivirkiirig Zu dem was mit beit, am vorhetgehenden $ * 
tage getroffehten, Beftiflimtingen Über, Davon abweichende, ober 
neue, Gegenſtande ‚gehören, nicht ‚zu, Teiner Gompeten;;, er Hat,,än, foldhenn 
Falle nur, das Ra auf. bie Zuſammenberufung eines neuen, Landtages 
—— nant hu nat 3m) ‚ie lo nn 2 ALLE 1207 Be DR Un: 
r an * Imi⸗ un 3 Bora — ee“ 


— if a3 358: 3 moi 26. ’ Wi nr 
Furſtenthum Shwarzbung-Sondershaufen. 


| ‚ In dem / Rande, bi Sürfien ‚Günther Friedrich —24 von 

—E— ———— ers hauſen regtt fich bereits im Jahre 1818 * 
der Wunfeh nach einer neuen‘ ſtaͤndiſchen Verfaſſung, indem die Ober: 
herrſchaft und Stadt Greußen drei Deputirte nach, Sondershauſen ſandte, 
mit dem Auftrage, dem Fuͤrſten die Bilte um Einfuͤhrung einer landſtaͤn⸗ 


) Vergl. teutſche Rationalzeit. 1821. St. 19. | 
Na GSrome, geogtaphiſch⸗ ſtatiſtiſche Darſtellung der Staatskraͤfte Th. 3 


— Vergl. Anzeiger der Teutſchen, 1881St. 246; und beſonders bie Fleine 

nie — ua en ber. Haie haft und ber Stabt 
reußen an Se. Dur en regierenden Kürften von rg: Sonders 

batirt: Arnſtadt am 8, Det. 1831. (16 ©. 8.) — —— 








% 
‘ 
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diſchen Berfaffng vor zutragen Allein der (nun verſtorbene) geh. Rath 
von Werfe, dem ſie ihre Abſicht Eröffnet hatten, wies fie zürüd. — 
Als aber die Ereigniffe in. ‚einigen | größern nordteutſchen Staaten, wäh: 
rend bed September 1830,. auch auf bas Land des Fürften, von Schwarze 
burg = Sonderöhaufen nicht ohne einige Ruͤckwirkung blieben, verfprach der 
Fürft am 25. Sept. ‘1830, moch im Jahre 1830, Landftände zu ernen⸗ 
nen und zufammen zu berufen.” 


In der, That erfchien auch am 28, Der. 1830 bie, nachfiehenbe Ver: 
faffungsurtunde. Als aber diefelbe den Wuͤnſchen und Erwartuhigen des 
Landesnicht entſprach / und namentlich die Anſtaͤdter Bürgerfhaft an 


24. Zebr. 1831 gegen ſie ſich ausſprach ) fo. erklaͤrte ber Fuͤrſt am 
24. Juli: 1831**),. „daß, weil die gegebene Berfaffung nieht in Aus⸗ 
führung kommen koͤnne, es ſich von ſelbſt verftehe "daß: alles in feines 
bisherigeh Ordnung bleiben und fortgehen mſſe⸗ Es iſt folglich. dag 
nachſtehende Grundseſetz nicht ins Staatsleben — und ar blos 
der De a * n : 


dandföndifde TORE CH NE v..28. Der. 1830; 


"Bon. Gottes Gnaden, Wir a nee; ‚Garlycfouverainer Fürft 
gu Scywarzburg » Sonbershaufen ze. ı Des. königk preuß. ſchwarzen * — ro⸗ 
un Mbler =} fo: wierbts; — bair. St. Hubertus⸗Ordens Riten!» :, 

Wir Haben während: Unferer fechsundbreißigjährigen Regierung Unfern. getreuen 
Unterthanen hinreichende Beweife Unferer landesvaͤterlichen Fuͤrſotge für Ihr Beites 
gegeben, und es iſt Uns gelungen, daß, ungeachtet ıder, in diefem Beitraume Statt 
gehabten vielen und großen politifchen Ereigniffe und Kriege unb der damit für 
bie ſchaftskaſſe verknüpft. ‚geidefenen  imannigfaltigen: und beträchtlichen Ausgas 
ben, dennoch dası Land nur mit einer unbedeutenden Schuld, im: Verhältnif gegen 
andere Staatem, noch: belaftet if. Wir dürfen daher wohl: —— daß Unfere 
tzeliebten Unterthanen mit ver oft erprobten "Liebe und Anhaͤnglichkeit das: Vertrauen 
zu 3 daß — Fr —— — * zu beförberm: Uns — —— 

sd mithin e —— N en Späterk 
* en ihre Bir; ein der Beſtimmung ber teutfchen af par 
ya tandfkändifehe Berfaffüng, zu “vn * 
han * iu dem Kunde Folgendes hiermit verordnen +4. * —* 


en 8 5 + Mllgemeine:. Beſtimmung. 3. 
WM $j: gen Unfer Fürftenthunh fol eine .. eilen deſſelben, als einem Gan⸗ 
den, aftliche landſtaͤndiſche Verfaſſung na, Amd es ſind drei Stände 
als —— e anerkannt, nämlid der Stand. Re Mitter⸗ and Pr gr ee; ger, ſo⸗ 
fetn De Bunter? 6 Häfen‘ ‘@ähd’ "Befipen, Der Stand der Bürger und ber 
Stand: der Bauern. Aus und von bieſen brei Ständen‘ werben Abgeordnete "ges 
wählt, welche die’ "Samt. ‚dee unterthanen in’ der‘ Tandftändifchen Verſamm⸗ 
lung-verteeten? mia on 
F nn Aitbnitt. 
"Die Baht dee Mitglieder ‚der Standeverſanmluns betreffend. 

$. 2. Die’ Rafidftände bilden ſich? 
1) aus fünf Abgeorbnieten ‚der Rittergutsbeſther, mit Ginfätuf bei Brinutse 

figer, ſofern letztere wenigſtens 6 —* Land beſitzen, 
2) aus fünf Abgeorbneten ber Städte, und 


*) Anzeiger der Teutſchen, 1831. St. 70, 
) Ebend. St. 224, 


tn) 


f 
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* fh, ana Berge —— ea, ned — 
n > * Wahl der Ritter: und Freigutsbeſiter. . 
In, bei weldhen Stimmenmehrheit der Wählenden entfigelbet. | 


ie B. Babhlin den Städten. n 
4. Die drei Städte in der unterherrſchaft und bie ziel Städte in der 
Dbsrher: wählen, eine jede aus: ihrer Mitte mach der Stimmenmehrheit der 
Bürger und unter Reitung-resp. ihrer. Stabträthe und des Stabtamtes, einen Abs 
geordneten zur Ständeverfammlung. a ae 
in RR ER di, An 
0 Wahl ber Abgebrdneten für den britten Stand. 
886. Ale Brundeigenthämer in: jebem Orte des Fuͤrſtenthums, Dorfe oder 
Flecken, fo wie auch —* lecken Mit Einſchluß derjenigen, welche außer ihren Rit⸗ 
ter» und Freiguͤtern noch beſondere Grundſtuͤcke auf dem Lande beſihen, und derje⸗ 
nigen ſtaͤdtiſchen Bürger, ‚welche auf dem Rande angefeffen find, treten mit ben 
Beſihern ber, im ihren: Fluren gelegenen, Mühlen ‚oder andern einzelnen Höfen 
und Wirthfhaften zufammen, und beftimmen für diefen Ort ous ihrer Mitte eis 
nen bafelbft eingefeffenen, unbefcholtenen und rechtlichen Mann zum Wäh: 
ler. Saͤmmtliche Wähler eines Diftricts erwählen nun aus ihrer Mitte einen 
— bei der landſtaͤndiſchen Verſammlung, und ‘zwar nach. folgenden Be 
immungen: 
Die Wähler aus bem Amte Sondershaufen, mit Einfluß der . Berichtsorte 
Grofenfurra und. Benbeleben, wählen zufammen Einen; bie aus den Aemı 
tern Glingen und beleben mit Inbegriff des Gerichtsorts: Bellſtedt Eis 
nen, aus ben Aemtern Keula und Schernberg Einen,. aus. dem Amte Arn: 
“s  ftabt und Käfernburg, mit Einfluß ber Gerichtsorte Gefchwende, Klein: 
—— und Baͤhringen Einen, und aus dem Amte Gehren Einen aus 
ihrer Mitte. I: 
dirk Wahlen keiten. die treffenden Zuftisämter in ihren Amts» und ben 
dazu geſchlagenen Gerichtöbezirten, jebody wenn bie Aemter Glingen und 
: Gbeleben zufammentreten, das Amt Glingen, . und wenn fi bie Aemter 
.Keula unb Schernberg vereinigen, bas Amt Keula, und entfcheivet babei big 
Mehrheit. der: Stimmen ber Wähler. . | Ä 
"86. Ein Ritters oder Freigutöbefiser kann nur als Beſitzer feines Ritters 
ober Freigutes zum Abgeorbneteh gewählt werben. Befigt er mehrere Ritter: ober 
Freigfter im Landes fo waͤhlt er zwar für jedes, kann aber nur in Rüdficht auf 
eins berfelben gewählt werden. Sobald Jemand Bürgerrechte und Grundeigenthum 
an verfchiedenen Orten befigt, kann er. zwar „an allen diefen Orten mit wählen, 
aber nur an feinem gew —*— MWohnorte gewaͤhlt werden. Bon mehrern Be 
figern eines gemeinſchaftlichen Grundeigenthums fann nur der Aelteſte wählen und 
it werben. - Bormünder für ihre Pflegbefohlenen können zwar: mit wählen, 
aber nicht gewählt werben. Zur Wahlberechtigung gehört außerdem nod das zu 
zücgelegte einundzwanzigfte Lebensjahr. — 
— 8.7: Die Mitglieder. der Staͤndeverſ rg werben auf ſechs Jahre em 
wählt, ‚nach deren Verfluß eine neue Wahl Statt findet, wobei die abgegangenen 
Bertrrter auf bie nämliche Art wiederum gewählt werben können.; Wenn in ber 
Zwiſchenzeit Mitglieder der Ständeverfammlung abgehen; fo follen an ‚deren Stellt 
fofort andere gewählt werben, und wirb übrigens durch einen ſolchen Abgang bie 
Volksvertretung nicht unterbrochen. Alle Abgedrdnete müffen rechtliche und unbe 
fcholtene Leute und mwenigftens 30 Jahre ale, von teutfcher und ehelicher Geburt 
feyn , auch ſich zur hriftlichen Religion befennen. Auch können bie auf diefe Art 
Erwählten die Stellvertretung nicht ablehnen. Ueberhaupt müffen fomohl die 
Wäplenden, als auch bie Gewaͤhlten männlichen Gefchlcchts ſeyn und, injofern es 
nicht Ritter» ober Freigutöbefiger find, fo wie legtere in $..2. bezeichnet wurben, 
in Unfern fürftlichen Sanden wohnen. Zritt bei der Wahl Stimmengleihheit ein; 
fo mag das Loos entiheiden. Sollte der Ball eintreten, daß eine Perfon von 
Ach ’ berfeplebenen Ständen gewählt würbe; fo gebt die ber Zeit nach erſte 
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ODritter Abſchnitt 
Rechte der Landſtaͤnde. F 


g. 8. Die auf ſolche Art gewählten Landſtaͤnde ſollen folgende Rechte haben: 

1) das Recht der Berathung bei allen neu zu erlaffenden Landesgefegen, welche 
die perfönlichen Verhältniffe oder das Eigenthum der, Unterthanen betreffen; 
jedod mit Ausnahme derjenigen interimiftiihen Gefege, welche die Dringlicye 
Zeit der Umftände gebieten, fo wie der Beichlüffe der Bundesverfammlung, 
welche die verfaffungsmäßigen Verhältniffe Teutfchlands oder die allgemeinen 
Berhältniffe teutfcher Staatsbürger betreffen, und nah ihrer Verkündigung 
durch den Regenten Gefegeötraft erhalten; | | 

2) das Recht, neue Landesgefege in Antrag zu bringen; 

8) das Recht der —— und Bewilligung aller zuf Deckung ber nothwen⸗ 
digen Staatshebürfnifie Fünftig auszufchreibenden Steuern. So lange nicht 
eine neue Steuerverfaffung mit den Ständen berathen und ausgemittelt wor⸗ 
den ijt, bleibt es bei der Erbebungsart und bei dem Betrage ber Landes: 
fteuern im Jahre 1830. Jene Bewilligung kann nie verweigert werben, 
wenn das zu bediende Staatöbedürfnig entweder zu Erfüllung ber. bundesmäs 
Figen Verpflichtungen des Zürftenthums, ober zu Führung einer wohlgeorbnes 
ten, nad} der Natur der Sache und nad) Sitte, Gebrauch und Herkommen 
eingerichteten Staatsverwaltung erforberlich ift. — > 

4) In der Zwifchenzeit von einer Sandtagsverfammlung zur andern foll ein all: 
jährlich mechfelnder Ausſchuß von drei Mitgliedern der Ständeverfammlung, 
einem Rittergutöbefiger, einem ftäbtifchen und einem Deputirten vom Lande 
in Function bleiben. Den beöfallfigen Zurnus beftimmen zwar die Mitglies 
ber der Stänbeverfammlung unter fi, jedoch nad) dem Grundfage der volls 
tommenen Gleichheit, fo, daß jeder Abgeorbnete während bes Zeitraums vo 
ſechs Jahren wenigftens einmal bei dem Ausſchuſſe ift, und bergeftalt, da 
niche mehrere Vertreter aus bem nämlichen Bezirke, fondern, fo viel wie moͤg⸗ 
lich, aus den verfchiedenen heilen des Landes zufammentreffen. Die Mitglies 
ber dieſes Ausfhuffes treten fo oft, als es jich wirklich nothwendig macht; 
bier zufammen, Sie find. befugt, allem bemjenigen beizuftimmen, und dazu 
mitzuwirken, was mit den, am vorhergehenden Sandtage getroffenen, Beftims 
mungen und Feftfegungen übereinftimmit. 

Davon abweichende ober neue Gegenftände gehören nicht zu ihrer Come 
petenz , fonbern fie haben, wenn dergleichen vorfommen follten, auf Zuſam⸗ 
menberufung ber Landtagsverfammlung anzutragen. 

Den Mitgliedern ‚diefes Ausſchuſſes folen nad dem Schluſſe jedes Jahr 
res ſaͤmmtliche Rechnungen des verfloffenen Jahres über alle aus ben, von 
den Landftänden verwilligten, Steuern von ber Landſchaftskaſſe beftrittenen 
Ausgaben mit ben Belegen vorgelegt werben. 

Ihre dabei zu machenden Bemerkungen und Erinnerungen haben fie Uns 
ferer hiefigen Regierung Ex übergeben, welche dann weitere Refolution dar⸗ 
auf ertheilen wirb. ie Protocolle oder andere fchriftlihe Verhand⸗ 
lungen über dieſes Gefchäft werben der nächftlommenden Landftändifchen 
— —— um nach Befinden weitere Antraͤge darauf zu begruͤnden, 
vorgelegt. 

5) Neue Landesſchulden können ohne ausdruͤckliche Genehmigung der Landtagsverſamm⸗ 

f lung nicht gemacht werben, es fey denn, daß die neu aufzunehmende Anleihe 
gur Bezahlung einer frühern Schuld verwendet wird, oder ganz befondere 
tingende Umftände ſolche erheifchen. Wenn der Fall diefer Einwilligung ein 
treten follte; fo ſoll jede auszuftellende Obligation von den drei Mitgliedern 
ie — ſignirt, und Abſchrift bei dem naͤchſten Landtage vorge 

egt werben. 

6) Die Mitglieder ber Ständeverfammlung haben das Recht, alle Mängel und 
Gebrechen, infoweit fie kandſchaftskaſſenverwaltung und Vollftredung der Ger 
fege betreffen, dem Sandesfürften anzuzeigen, worauf genaue Unterſuchung und 
Benachrichtigung vom Erfolge zugeſichert wird. 

Vierter Abſchnitt. 
utini⸗ | Den Landtag betreffend, 
$. 9. Alle ſechs Jahre fol eine Landftändifhe Werfammlung Statt finden. 
Db in der, Zwiſchenzeit die Mitglieder biefer Berfammlung zufammenberufen werden 
ſollen, hängt von Unferer Entſcheidung ab. 
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Die Iandftändifher Verſammlung bildet: auf ‚Ein Ganzes, nicht mehrere 


ammern. en 4 
Alle Beſchluͤſſe werden nach der abſoluten Mehrheit der Stimmen gefaßt; je— 

doch koͤnnen landesherrliche Propoſitionen nur mit einer Mehrheit von 3, der Stim⸗ 

men besworfen werben. , | 1: 

Die Abftimmungen gefchehen einzeln, nie nach Ständen ober Bezirken. 

Wir, als Landeshere, werben beim Landtage Unfere Anträge ſchriftlich mits 

theilen, entweder auf einmal, oder nad und nad). Wir werden zugleich einen lans 
desfuͤrſtlichen Commiffarius zu dem bevorftehenden Sandtage ernennen, welder befz 
fen Sigungen, fo weit er es nothwenbig und zwedmäßig findet, beimohnt, ſich über 
Unfere Iandesherrlichen Propofitionen mit den Landftänden berathet und zu feiner 
Zeit das Refultat Und zur weitern Entfheidung vorlegt. * 
Die Berathungen ſowohl, als Überhaupt die Aeußerungen der Landſtaͤnde muͤſ⸗ 
fen in beſcheidener Art und ruhig Statt finden, und muß jeder Zwiſt dabei vermie⸗ 
den werben. Die Anträge ber Landftände und deren Erklärungen und Aeußerungen 
auf die landesherrlichen Dropofitionen find ſchriftlich zu bewirken. 

Uns ftcht dad Recht zu, bie Landftände convociren zu laſſen, ben Land⸗ 
tag zu vertagen ober aufzuldfen. Geſchieht das Lestere; fo verlieren faͤmmtliche 
Abgeordnete ihre Stellen. kaͤngſtens binnen drei Monaten müffen neue Wahr 
Ten verfügt werben; doch find die Mitglieder der aufgelöfeten Verſammlung wie 


der wählbar. 
Ä Süunfter Abſchnitt. 


Die Landfchaftskaffe betreffend. 


$. 10, Die Lendſchaftskaſſe ſteht unter Unferer Regierung allhier. Einige Zeit 
vor Erdffnung eines Landtages entwirft Unfere Regierung die Etats auf die nädı 
ften ſechs Jahre. Sind diefe gefertigt und berichtigt; fo legt Unſere Regicrung 
ſolche Uns zur vorläufigen Genehmigung vor. Sobald biefe Testere erfolgt iſt; 
fo werden die Etatd dem Landtage von Uns unmittelbar zugefeitigt, damit ber 
elbe fowohl über die Etat3 an fih, als über die Mittel, - die erforderlichen 

eduͤrfniſſe aufzubringen, fich berathen Tann. Iſt nun, nach Unferer erfolg: 

ten Genehmigung, der Betrag des, für bie naͤchſten ſechs Jahre erforberlis 
chen, Bedarfs der Steuern arsgemittelt; fo wird berfelbe dann, als von ben 
Landftänden verwilligt und von Uns genehmigt, : mittelft Patents’ ausgefchries 
ben. Der Landfchaftskaffenrendant wird den Ständen mittelft Eides verpflichtet. 

$. 11, Die Rechte und Befugniffe der Landftände treten erft mit der Zufams 
menberufung berfelben in das Leben, und Eönnen, wie fich dies ohnehin verfteht, 
nicht rückwirkend feyn, fondern blos auf die Zukunft fich erftreden. 

Was übrigens die Verwaltung Unferer fürftlichen Kammer und beren Bis 
nanzen, fo wie bie Forftabminiftration, und was bamit in Verbindung ſteht, bes 
trifft; jo dürfen ſich die Landftände in biefelbe durchaus nicht mifchen. 


Sechſter Abſchnitt. 
Die Gewaͤhr der Verfaſſung betreffend. 

$. 12. An der gegenwärtigen Verfaſſung darf, ohne Unſere Uebereinſtimmung 
mit den Landftänden, in feiner Art etwas abgeändert werden, fondern ſie Ift für 
immer, und alfo auch für Unfere Nachfolger in der Regierung, gültig. Auch wird 
der durchlauchtigſte teutſche Bund um Uebernahme der Garantie dieſer Berfaffung 
erſucht werben. 

$. 18. Sind die Wahlen in der vorgefchriebenen Art gefhehen, und die Ab: 
georbneten zur Staͤndeverſammlung bei Uns angezeigt und von Uns, als gefeh- 
und verfaffungsmäßig gewählt, anerkannt worden; fo werben Wir wegen ihrer 
möglichft baldigen Zufammenberufung bierher in Unfere Refidenz, wegen der ihrer 
Berathung vorzulegenden Propofitionen und Eünftigen Wiederentlaffung ber Mit 
glieder, der Ständeverfammlung bie weiter nöthigen Befehle evtheilen. 

3u der eben erwähnten Entlaffung werden Wir übrigens fobald fchreis 
tin, als die Berathungen irgend zur Endſchaft gedichen find, damit Unfern 
—— durch die Diäten der Deputirten keine unnoͤthigen Koſten verur— 
ſacht werden. J a 3 

Auch fol das Ergebniß ber Verhandlungen ‘einer jeden ftändifhen Berfamm: 
lung Öffentlicy befannt gemacht werben. Ä | 9 —* 

Wir behalten Uns. vor, dem bei den landſtaͤndiſchen Verſammlungen zu adhibi— 

venden Protocollführer zu ernennen und zu beſtimmen. ta. er 


Sohenzoffern. 1071 
—— Urkunde; welche als Geundgeſetz ber — — 
erm Fuͤrſtenthume betrachtet: werben: ſoll, Haben Wir ts BEE 

—3 unſer fürfttiches Juſiegel Ann laſſen. 


Sondershauſen, am 28, Decembe 
(L. 8.) Günther Bricheidh Garlı, 
©. 
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Das — Haus — | 
Bechingen und Sigmaringen. 


Das: Age: ‚Haus Hohenzollern zerfällt in die beiden Linien? 
Hohenzollem = Hechingen. und Hohenzollern = Sigmaringen. .Die 
Bevoͤlkerung des Landes ber Linie Hohenzollen= Hechingen dürfte nicht 
bis auf 20,000 Menfchen fleigen; die der Linie Hobenzollem» Sigma: 
ringen betrug (mit Einfchluß von ungefähre 10,000 Menfchen in den 
Souverainetaͤtslãndetn) nach amtlicher Angabe, im Jahre 1832 42,341 
Menfchen (mit Ausſchluß ber niederländifhen Herrſchaften und Be: 
figungen). 

. Im den "Rändern beider Fürften beftand bis auf bie neueihe Zeit 
keine fländifche Verfaffung, gegruͤndet auf eine fürmliche Urkunde, bis, 
— Tode des Fürften Anton Alois von Sigmaringen am 17. Oct. 
4531, fein. Sohn und Nachfolger, der Fürft Carl, den nachſtehenden 
(Entwurf zu, einer pactirten Verfaſſung befannt machte. | 

. Ueber. die fländifchen Verhältniffe im Fuͤrſtenthume Hedingen if 
öffentlicy Feine Urkunde bekannt geworben. Doc giebt Crome (in feiner 
„geogtaphiſch— ſtatiſtiſchen Darſtellung der Staatskraͤfte 
von den fämtlihen, zum teutſchen Staatenbunde gehoͤri— 
gen, Ländern" Th. 4. ©. 260. Leipzig, 1828. 8.) folgende, aus of: 
ficieller Quelle (vgl. Borrede ©. XIII.) gefloffene, Nachricht: 

DDas enthum hat eine ſtaͤndiſche Verfaſſung. Zwoͤlf vom Volke 
erwaͤhlte Männer, wovon 2 von der Stadt Hechingen und 10 von den 
Landesgemeinden, bilden die Landesrepraͤſentation, mit deren Beiſtimmung 
die jaͤhrlichen Steuern ausgeſchrieben und erhoben werden; auch haben 
ſie das Recht und die Verpflichtung, alles dasjenige in Antrag zu brins 
gen, was, ihrer Ueberzeugung gemäß, das Öffentliche Wohl zu erzielen 
und zu beförbemn vermag. Diefe Landeörepräfentanten werben jährlich 
im Fruͤhjahre einberufen, wo ihnen die vorjährige Steuerrechnung vorge: 
legt, ihre etwaigen Erinnerungen berudfichtiget und erlediget, und zugleich 
die Ausjchreibung ber nothwendigen Steuerbeitraͤge für das naͤchſtkuͤnftige 
Rechnungsjahr mit ihnen in Erwägung gezogen und fefigefegt wird." *) 

it pay — * auf ten im Jahrt 1796 abgefchloffenen Grundvertrage, 


welchen — — als kaiſerlicher Subdelegationscommiſfarius 
Dee tik € en ertrages vom Jahre MS > wie a 
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... mm Sabre 1832: erichien (ohne, Datum) in der Holbuchdruckerei zu 
Sigmaringen nachſtehender Verfaffungsentwurf i in 12: Zitelny: wel⸗ 
chen der Fürft den zuſammenberuſenen — u, Prüfimg und Begut: 
achtung vorlegen ließ. —J— 


a) Entwurf der Verfaſſungsurkunde des Fuͤrſtenthums 
Hohenzollern» Sigmaringen vom Jahre 1832. 


* nee N XitehL,.' 


Be dem Fuͤrſtenth um und deffen IR 

6.1. Das Flirſtenthum Bidet ihr der Bereinigung“ feiner fämmelichen 

muastmiehrigen Gebietstheile einen Beſtandtheil des teutſchen Bundes. 

$..2. Die Beſchluͤſſe der Bundesverſammlung, welche die verfaffungge 

snäfigen Verhaͤltniſſe der teutfchen Staatsbürger im Allgemeinen betreffen, 
werden für alle Landesangehörigen verbindlich; nachdem fie don dem dende⸗ 
fuͤrſten verkuͤndet worden find, 

$..3. Der Landesfuͤrſt iſt das Oberhaupt bes Staates ,. ‚vereinigt in 

ſich alle Rechte der Staatsgewalt, und übt fie. unter den. von ihm re A 
in gegenwärtiger Verfaffungsurkunde feftgefegten, Beſtimmungen aus. 

Die Perſon des Landesfuͤrſten iſt heilig und unverletzlich. 

$. 4. Das Fuͤrſtenthum iſt untheilbar. Die Nachfolge in demſelben 

und in der Landesregierung wird durch das fürftliche Daudgef end die darin 
feftgeftellte Primogenitur = Ordnung beftimmt. 

Das fürftlihe Hausgefeg bildet einen soefentfichen Beftandepeit ber Lan⸗ 

besverfoffung, und ſoll gleich derſelben unabaͤnderlich feſtgehalten werden. 

$. 5. Der Landesfuͤrſt vertritt das Land in allen feinen Verhaͤltniſſen 

gegen auswärtige Staaten, Es kann jedoch dutch Verträge mit auswärtigen 
Staaten Fein Theil des Landesgebiets abgetreten ‚oder veräußert, und feine 
Verpflichtung, welche den Rechten der Staatsangehörigen Eintrag thun wuͤrde, 
eingegangen werden, ohne daß die Zuftimmung der Landftände vor dem Abs 
fhluffe eingehohlt und gegeben worden. Won diefer Zujtimmung find aber 
die bereitd mit auswärtigen Staaten beftehende Verträge ausgenommen. 
86, Der Sig der Regierung kann nicht aufer Landes verlegt werden 
Titel IL 
Von den allgemeinen Rechten und Pflichten ber Landes« 
angehörigen. 
‚7. Der Genuß aller bürgerlichen Rechte ſteht nur Intindern zu. 
.8. Das Indigenat wird erworben: 

a): durch die Geburt für denjenigen, deſſen Vater, ober bei Unehelichen 
die Mutter zur Zeit feiner Geburt Inländer waren; 

b) durch Verheirathung einer Ausländerin mit einem Inländer, und 
deren vorhergegangene Aufnahme in einen Gemeindsverband und das 
Landesunterthanenrecht; 

«) durch Verleihung eines Staatsdienſtes, jedoch nur, wenn ſolcher mit 
wirklicher Wohnung in dem ‚Lande verbunden, bie Dienflverleihung 
von dem Landesfürften ergangen, oder genehmiget, und nicht ein 
anderer Vorbehalt hiebei verfügt worden ift; 

d) durch befondete, landesherrlich bewilligte Aufnahme, welche jedody nie 
mals einer einzelnen Gemeinde oder einem ganzen Arntoverdande zum 
Nachtheil gereichen Bann. 


— — 
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69 Die Ausübung des Staatsbürgerrechts wird gehindert: 
a) durch Verfegung in den peinlihen Anklageſtand oder Verhängung einer 
Specialinquifition ; oo. 
b) durch Verurtheilung in eine peinlihe Strafe, während der Dauer der 
Strafe; 

e) durch das Entſtehen eines gerichtlichen Concurfes, bis zu Beendigung 

des Oantverfahrend; 

d) duch Verfügung einer Guratel während ihrer Dauer. 

$. 10. Alte Staatsbürger tragen in gleicher Ordnung zu ben öffent: 
lichen Laſten bei. Jede früher beftandene Steuerfreiheit ohne Unterfchied und 
Ausnahme hat von nun an, jedoch ohne Ruͤckwirkung auf die Vergangen: 
heit, aufzuhören; vorbehaltlidy der daruͤber zu gebenden gefeglidhen Beftim: 
mungen, und ber von den bisher Befreiten anzufprechenden Entfchäbigung. 

Künftig darf ein fortan fleuerbares Object anders, ald mit der darauf 
haftenden Steuerlaft veräußert werden, 

$. 11. Der Huldigungseid muß von jedem Landeseingebornen männ: 
lihen Geſchlechtes nach erreichtem 18ten Altersjahre, und von jedem neu 
Aufgenommenen nad der Aufnahme in das Landesunterthanenrecht abgelegt 
werden, 

$. 12. ‚Ale Staatsangehörige haben gleiche ſtaatsbuͤrgerliche echte, 
‘ amd find vor dem. Gefege gleich; eben fo find fie zu gleichen ſtaatsbuͤrgerli— 
hen Pflichten und gleicher Theilnahme an den Staatslaften, fo weit die ges 
genwärtige Landesverfaffungsurkunde beftimmt, verbunden. 

$. 13. : Den anerkannten hriftlichen Confeffionen darf die gefegmäßige 
Religionsuͤbung nicht gehindert, auch die ungeftörte Gewiffensfreiheit nicht 
befchränft werden. Diefe kann jedocdy niemals zum Vorwande gebraucht wer: 
den, um ſich irgend. einer, mad) den Gefegen obliegenden, Verbindlichkeit zu 
entziehen. 

Die nicht hriftlichen Glaubensgenoffen haben zwar vollflommene Gemif- 
fenöfreiheit; fie erhalten aber an den ftaatsbärgerlichen Rechten nur in dem 
Maaße einen beftimmten Antheil, wie ihnen derfelbe in den Staatsgefegen, 
oder in den Verträgen und. Edicten über ihre Aufnahme in den Staatsver: 
band, zugefichert ift. —— J 

$. 14. Die Freiheit der Perſon und des Eigenthums iſt in dem Für: 
fienthume, feiner andern Befchräntung unterworfen, als welche durch Recht 
und Gefeg beftimmt wird. Die Freiheit der Preffe findet, mit Beobachtung 
ber gegen den Mißbrauch beftehenden, oder Fünftig zu erlaffenden Gefege, Statt. 

'$. 15. In dem Umfange des Fürftentbums darf Eeine Leibeigenfchaft 
beftehen; es follen über die Ablösbarkeit der daraus hervorgehenden Abgaben 
die näheren gefeglichen Beſtimmungen erlaffen werden, Alle ungemeffene 
Scohnen follen, nach zu treffenden gefeglichen Beſtimmungen, in gemeffene 
umgewandelt werden, und auch diefe ablösbar feyn. 

$. 16. Das Eigentbum Eann für oͤffentliche Zwede nur gegen vors 
gängige volle Entfchädigung, auch nur in dem Falle wirklicher Nothmwendig- 
keit, und nachdem in adminiſtrativem Wege zuvor über diefe-Nothwendigkeit 
entfhieden ift, in Anfprudy genommen werden. Entſteht noch ein Streit 
über die Summe der Entfchädigung, und will ſich der Eigenthümer mit dem 
feſtgeſetzten Betrage nicht beruhigen; fo ift die Sache im ordnungsmäßigen 
Rechtswege zu erledigen, jedoch einftweilen die feftgefegte Entfchädigungsfums 
me auszubezahlen, wogegen aber die Abtretung des betreffenden Gegenftandes 
ebenfalls fogleich zu gefchehen hat, 

: §. 17. Jedem Landeseinwohner fteht das Recht ber fm Auswans 
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derung unter Beobachtung der gefeglichen Beftimmungen zu, fobald er feine 
Schulden und andere Obfiegenheiten berichtiget, und hinteichende Verſicherung 
ausgeftellt hat, daß er inner Fahresfrift, hinfichtlich der vor feinem Wegzuge 
erwachfenen Anfprüche, vor den bdiesfeitigen Gerichten Recht geben wolle. 
Durch den Wegzug verliert ber Auswandernde das Staatsbürgerrecht für ſich 
und feine mit ihm megziehenden Gattin und Kinder. 

$. 18. Wer in auswärtigen Staatsdienft, ohne einen auf fein Anfu: 
chen zugeftandenen Vorbehalt des Staatsbürgerrechts, eintritt, wird deſſelben 
verluftig. Iſt hingegen mit landesherrlicher Bewilligung bei dem Wegzuge 
in einen fremden Staat das Staatöbürgerrehht in dem Fuͤrſtenthume vorbes 
halten und zugeflanden worben; fo muß ber MWegziehende alten ſtaatsbuͤrger⸗ 
lichen Pflichten, bei Verluſt der Bewilligung, in jeder Hinſicht Genüge leiſten. 
8. 19. Feder Landesangehörige männlichen Geſchlechts iſt verbunden, 
fo weit nicht eine gefegliche Ausnahme für ihn beftcht, an ber ordentlichen 
Kriegsdienftpflicht Antheil zu nehmen und der Militairauswahl ſich zu uns 
terziehen.. Die Stellvertretung wird unter Beobachtung der gefeglichen Vor⸗ 

ſchriften verſtattet. 

In außerordentlichen Nothfaͤllen iſt jeder Waffenfaͤhige zur Vertheidigung 
des Vaterlandes verpflichtet. 

$. 20. Niemand ſoll feinem geſetzlichen Richter entzogen werden. 

$. 21, Alle Vermoͤgensconfiscationen, mit Ausnahme der in dem Re— 
crutirungs⸗ und -Bollgefege ausgefprochenen Confiscationen, find von nun an 
gänzlich aufhoben. Es Eann jedoch die Confiscation einzelner Sachen, welche 
als Werkzeug oder Gegenftand eines Vergehens gedient haben, oder dienm 
koͤnnen, auch Eünftig Statt finden. 

$. 22. Kein Landeseinwohner darf anders, als in den, durch das 
Recht und die Gefege beftimmten Fälfen, und in den. gefeglihen Formen 
verhaftet und beftraft werden. Keiner darf länger ald 24 Stunden Über die 
Urfache feiner Verhaftung in Ungewißheit gelaffen werden, und dem ordentlis 
hen Richter ift, wenn die Verhaftung von einer anderen Behörde verfügt 
twurde, in möglichft kurzer Zeitfeift von bderfelben Nachricht zu geben. 

8. 23. Das gerichtliche Verfahren innerhalb der Grenzen feiner geſetz⸗ 
ie Form und Mirkfamkeit ift von der Einwirkung der Regierung unabs 

ngig. 

$. 24, Der Fiscus hat vor den Randesgerichten Recht zu geben und 
zu nehmen. Im Falle er belangt wird, hat er feinen ordentlihen Getichts⸗ 
land anzufprechen, | 

$. 25. Die Berufung an den oberften Gerichtshof oder eine auswaͤr⸗ 
tige Juriftenfacultät darf, mit Beobachtung ber gefeglihen Vorſchriften, Mies 
mandem erfchmwert oder gehindert werden. | 

8. 26. Die fürftlichen Standesherren treten in die gleichen ſtaatsbuͤr⸗ 
gerlichen Rechte und Verpflichtungen ein, jedoch mit den Vorzügen, weldye 
ihnen die teutfche Bundesacte zufichert. 

$. 27, Die Verhältmiffe der Civilſtaatsdiener werben in einem befons 
bern Gefege, welches einen Beftandtheil der gegenwärtigen Verfaffungsurfunde 
bildet, beftimmt werden. Nur diejenigen, welche die geſetzliche Befähigung 
ausweifen, Eönnen zur Anftellung im Staatsdienfte gelangen. 

$. 28. Die Penfionsverhältniffe der Militairbedienfteten find in einem, 
biefer Verfaffungsurtunde beigefügten, Geſetze feſtgeſtellt. 

$. 29. Jedem fteht die Wahl feines Verufes und Gewerbes nad) eiges 
ner Neigung und mit Beobachtung der gefeglichen Ordnung frei. 

Unter Beobachtung der, für die Vorbereitung zum Staatsdienſte beftee 
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henden, Gefege ift es jedem uͤberlaſſen, fich für feine Beftimmung im In⸗ 
oder Auslande auszubilden. 

$. 30. Die gegenwärtig beftehenden Verordnungen, Gefege und Staats: 
verträge bieiben im ihrer vollen Wirkſamkeit. Sie können jedoch einer Er- 
neuerung, Nevifion, oder authentifchen Erklärung nur mit Beiftimmung der 
Stände unterfteilt werden, Ri * 
itel i 


Bon den Kirchen und Stiftungen. 


$. 31. Das Fürftenthum bildet einen Beftandtheil der bifchöflichen 
Dideefe zu Freiburg, und ift in Betreff der inneren kirchlichen Anordnungen 
diefem Erzbisthume unter einem eigenen Commiffariate zugetheilt. » 

$. 32, Dem Landesfürften gebührt das oberft:hoheitlihe Schug: und 
Auffihtsreht über die Kirche. Werordnungen der Kirchenbehoͤrden können 
daher ohne vorgängige Einfiht und Genehmigung des Landesherrn meder 
verkündet, noch vollzogen werden. 

$. 33. Die Geiftlihen find in Anfehung ihrer rein bürgerlichen: Hands 
lungen und Berhältniffe der weltlichen Obrigfeit untergeben. | 

$. 34. Die Beſchwerden über Mißbrauch der Amtsbefugniffe der Geifte 
lichkeit tönnen jederzeit bei der Landesftelle angebracht werden, welche ſich 
darüber mit der kirchlichen Behörde erforderlichen Falles benehmen wird, 

$. 35. Das Kirchengut und das Vermögen der von dem Staate ans 
erkannten Stiftungen und Wohlthätigkeitsanftalten kann unter feiner Bedin—⸗ 
gung eingezogen und dem Staats: oder Domainenvermögen einverleibt werden. 

$. 36. Die Fonds der milden Stiftungen werden genau nad) den Ans 
ordnungen der Stiftungsbriefe verwaltet. Abänderungen in ber Verwaltung 
oder Verwendung dürfen nur infofern Statt finden, als fie nach dem erflärs 
ten Willen des Stifters zuläffig find. | 

In kinem Falle dürfen die Einkünfte der Kirche und milden Stif: 
tungen den ftiftungsgemäßen Zwecken entzogen und nur, fofern dieſe erreicht 
find, zu analog wohlthätigen Zwecken verwendet werden. 


Titel IV. 
Bon den Gemeinden. 
$. 37. Die Gemeinden find die Grundlage des Staatsvereind. Jeder 
Staatsbürger muß daher, fofern nicht eine Ausnahme bisher beftanden hat, 
oder — geſetzlich beſteht, einer Gemeinde als Bürger oder Beiſitzer ans 
geh | 


Die Aufnahme ber Gemeindebürger und Beifiger hängt, unter Beob⸗ 
achtung der gefeglichen Vorfchriften, von den Gemeinden ab, mit Vorbehalt 
der geſetzmaͤßigen Entfcheidung der Staatsbehörden in flreitigen Fällen. In: 
deffen fegt die Ertheilung des Bürger: und Befigrechts die vorgängige Er: 
werbung des Staatsbürgerrechts voraus. 

Saͤmmtliche zu einem Amte gehörige Gemeinden bilben den Amtsver— 
band. Die Veränderung der Amtsbezirke ift der Staatsregierung vorbehalten. 

$. 38. Weder der ganze Amtsverband, noch einzelne Gemeinden, follen 
mit Leiftungen und Abgaben beſchwert werden, wozu fie nicht vermöge der 
allgemeinen Geſetze, oder kraft der Lagerbücher, oder anderer befonderer Rechts⸗ 
titel verbunden find. 

$. 39. Das Vermögen der Gemeinden kann unter feiner Vorausfegung 
zu dem Staatsvermögen eingezogen werden. . 

$. 40. Keine Staatsbehörde:ift befugt, Uber das Eigenthum der Ges 
meinden mit. Ungehung oder Dintanfegung der Drtsbehörden er ‚verfügen. 


& 
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Den Gemeinden foll bie eigene felbftftändige Verwaltung ihres Vermoͤ⸗ 
gens durch die Drtsbehörden unter der Oberaufficht der Regierung, welche 
fowohl bezüglich auf den Gemeindehaushalt, ald die Schuldentilgung, und 
hinſichtlich der Concurrenz der Gemeinden zu Schulen und Ortspolizeianſtal⸗ 
ten einzutreten bat, zuftehen. Die innere Berfaffung der Gemeinden und 
die Beſtellung der Behörden fol duch ein Gefeg geordnet werben, 


Titel V. 
Bon den Landftänbden. 


$. 41. Das Fürftenthum wird in ben allgemeinen Angelegenheiten bes 
Landes duch eine ftändifche Verfammlung vertreten, an welcher alle Theile 
des FürftenthHums mittelft ihrer Abgeordneten Antheil nehmen. 

$. 42. Diele ftändifche Verfammlung wird zufammengefest: 

a) aus den beiden fuͤrſtlichen Standesherren, oder ihren Abgeordneten; 

b) aus einem Abgeordneten der Geiftlichkeit; 

c) aus zehen Abgeordneten fämmtlicher Aemter nach einer für die Wahl 
und Aufftellung ber Abgeordneten beftimmten, diefer Berfaffungsurs 
kunde beigefügten, Eintheilung in zehen Wahlbezirfe von beinahe glei⸗ 
cher Einwohnerzahl. 

$. 43. Der Landtag bildet eine einzige gemeinfchaftliche Berfammlung, 
in welcher bie Abgeordneten Sig und Stimmrecht nad) der in dem gegen 
wärtigen Gefege vorgefchriebenen Ordnung ausüben. 

Die Stände verfammeln fih, den Fall einer außerordentlichen von dem 
Zandesfürften ergebenden Einberufung ausgenommen, alle drei Jahre einmal 
auf einen Landtag nad) den Beltimmungen, welche in dem gegenwärtigen 
Geſetze gegeben werben, 

$. 44. Alle den Ständen zukommende Mechte können nur auf dem 
Landtage in gefeglicy geordneter Verſammlung, und unter den Bedingungen 
ausgeuͤbt werden, welche in dem gegenwärtigen Grundgefege ausgefprochen find. 

$. 45. Alle Anforderungen an die Landflände, welche von ihrer Bes 


willigung abhänfen, follen nur auf dem Landtage, und nie auf einem am 


deren Wege gemacht werden. 


Titel VL | 
Von ben Befugniffen der Lanbdftänbe. 


$. 46. Die Wirkſamkeit der Landftände hat fich über folgende Gegen 
ftände zu erftreden: 

a) auf die Steuerbewilligung, ' 

b) auf die Mitwirkung bei der Randesfinanzverwaltung und die daraus 

hervorgehenden Beftimmungen ($. 52.), 

ce) auf die ftändifhe Mitwirkung bei der Gefeggebung, 

d) auf ihre Mitwirkung bei der Militairaushebung, 

e) auf die Befugniß zu gemeinfchaftlihen Anträgen und Beſchwerden. 

Die näheren Beftimmungen, unter welchen diefe Wirkfamfeit einzutreten 
hat, find in nachitehenden Anordnungen enthalten. 

$. 47. Den Ständen fteht das Recht der Steuervermwilligung und bie 
Antheilnahme an ber Verwaltung der Landeskaffe, unter der Aufficht des 
Landesfürften, zu. Ihre Rechte bezüglich hierauf find folgende: 

a) das Recht, gemeinfchaftlic mit dem Landesfürften, oder der in feinem 


r 


Namen dafür beauftragten Behörde, die Landesbedürfniffe, weldye aus : 


der Kandeskaffe und den Landesumlagen zu beſtreiten find, nach einem 


den Abgeordneten mitzutheilenden Etat zu prüfen und feſtzuſtellen; | 
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b) das Recht, die zu Dedung ber Pandesbebürfniffe erforderlichen Lan: 
desumlagen auf die Grundlage des feftgeftellten Etats und vorbehalt: 
lich der landesfürftlihen Genehmigung zu bewilligen, dergeftalt, daß 
ohne: ihre vorgängige Einvernahme und Einwilligung feine Landes: 
umlagen, felbft nicht für angeblich Öffentliche Zwecke und Anftalten, 
ausgefchrieben und erhoben, auch die bewilligten Abgaben nur für 
die verabfchiedeten Ausgaben verwendet werden dürfen; - > 

c) das Recht, zu verlangen und darüber zu wachen, daß det von einem 
Landtage zum andern feftgeftellte Etat für diefe Verwaltungsperiode 
‚genau eingehalten werde; | 

I) das Recht, Über alle, den feftgeftellten Etat überfchreitende und in 
bemfelben nicht enthaltene außerordentliche, Ausgaben vor ertheilter 

Zuſtimmung eine genaue Nachweiſung zu verlangen; 

e) das Recht, die Rechnungen der Landeskaffe von einem Landtage zum 

"andern zu prüfen, und bei deren SJuftification und Erledigung mit- 


9 das Recht, in Ucbereinftimmung mit dem Landesfürften über bie 
Activen der Landeskaffe zu verfügen; 

E) das Recht, mit landesherrlicher Genehmigung, zu Dedung außeror: 

dentlicher Bedürfnifje, die Aufnahme von Anleihen auf die Landes: 

Eaffe zu bemwilligen, dergeſtalt, daß ohne dieſe ihre Bewilligung feine 
die Staatsfchuld vermehrenden Darleihen aufgenommen, noch andere, 
die Landeskaffe befchwerende und nicht durch den bereits genehmigten 
Etat Herbeigeführte, Verpflichtungen und Verträge eingegangen wet 
ben follen; 
- b) das Recht, dahin mitzuwirken, daß bie Steuern nad) einem gleich: 
förmigen Anlagsfuße vertheilt, und nach: verhaͤltnißmaͤßiger Gleichheit 
von allen Staatsbuͤrgern getragen werben ;. ; 

i) das Mecht, zu Belegung der Landesknffirerfteile bem Landesheren drei 
geeignete Perfonen zur Auswahl und Ernennung vorzufchlagen, audy 
bei Inftruirung des ernannten Landeskaſſirers mitzuwirken. 

6. 48. Saͤmmtliche directe und äindirecte Steuern, auch fämmtliche 
Obergerichtögefälle und Zaren, morunter jedoch guts- und gerichts herrliche 
Gefaͤlle und Tagen nicht gehören, follen von nun an zu ber Landeskaſſe be: 
zogen, wegen ‘der Ueberweiſung derſelben an die Landeskaſſe genaue Etats 
gefertiget, und an bie: Stände übergeben werden. Jedoch bleiben die wegen 
der Salze und. Bollgefälle "abgefchloffenen Verträge is ihre dertragewaͤtge 
Andauer unveraͤnderlich in Wirkung. 

Die Einfuͤhrung neuer indirecter Abgaben, oder andy ihre Mobification 

kann nicht anders, als mit" Beiſtimmung der Randitände bewilliget werben. 
$. 49. Die: Landeskaffe hat gegen die Zutheilung fämmtlicher. in den 
obſtehenden $$.. beftimmten Einnahmen bie Koften der Staatsvermaltung, bie 
Unterhaltung der, dem Staatsdienſte gewidmeten, öffentliche Gebäuden und 
Dienftwohnungen, die Militair: und Gefandtichaftskoften, den gefammten 
Aufwand für die wirklichen Obergerichts= und Landesbehörden, und für alle 
Ausgaben, welche zu Erhaltung und Förderung des gemeinen Weſens durch 
allgemeine Landesanftalten erforderlich find, von nun am zu beftreiten. 
Hievon find jedoch die Koften. der’ Juſtiz-⸗ und Polizeiverwaltung in 
erfter Inſtanz ausgenommen, welche, gegen Bezug der $. 46. vorbehaltenen 
Gefälle und Taxen, auch fortan auf.den Grund» und Gerichtöherren ver 
bleiben. 

Es follen über diefen Aufwand, auch über bie beftehenden etatsmäßigen 
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Gehalte und Penfionen, welche auf das Land übergehen, Bereiäniffe gefer 
tiget, und den Landftänden mit dem erforderlichen Ausweilen übergeben werden. 

$. 50. Die Domainen des fürftlihen Hauſes follen als deffen wahres 
Stamm = und Fideicommisvermögen von dem Lande und feiner Verwaltung 
ſtets gefondert und ausgefchieden feyn. 

$. 51. Die in dem Fürftenthum gelegenen Domainen fammt ihren 
gegenwärtigen Zugehörden follen vorzugsweife für die Mebärfaifi des fuͤrſtli⸗ 
chen Hauſes und Hofes verwendet werden. - 

Soweit jedoch hieraus die gedachten Beduͤrfniſſe nicht ſo vollſtaͤndig, 
als die Wuͤrde des Landesherrn erfordert, beſtritten werden koͤnnen, haben 
für das Ermangelnde Zuſchuͤſſe aus der Landeskaſſe zu der fuͤrſtlichen Hof: 
fammer zu erfolgen. Es follen zu biefem Ende genaue Berechnungen ange: 
fertiget, und den Ständen zur Prüfung und Ausgleihung über eine jährlich 
einzuzahlende Summe: mitgetheilt werden. 

Die durch Uebereinkunft beftimmte Zahlung kann ohne. Einwilligung 
des Landesfürften nicht vermindert, und ohne Beiftimmung der Stände nicht 
vermehrt werden. 

$. 52. Die Stände fi ind nicht befugt, über bie Verwaltung. und Ber: 
wendung der Domaineneinkünfte eine Einſicht und Ausmweifung in Anſpruch 
zu nehmen, mwohl aber ſoll ihre Zuftimmung. bei vorfommenden Veraͤußerun⸗ 
gen oder Belaftungen des in dem Fürftenthum gelegenen. oder dazu gehörigen 
Haus: und. Fideicommisvermögens, bei welcher nach dem Hausgeſetzen der 
agnatifche Conſens eingehohlt werden muß, fo weit erfordert werben, als 
das Intereſſe des Landes für die Erhaltung de Domainenvermögens, wegen 
der Einzahlung zu der Hofkammerkaſſe ($. 51), betheiliget if, 

$. 53. Die vorftehenden Beftimmungen ($. 51. und 52.) haben auf 
bie fürftlihen Domainen. in dem Königreihe der Niederlande, melche nad) 
dem fürftlichen Pe nicht zu dem allgemeinen Fideicommisvermögen 
aehören, keine Anwendung. Sie bleiben vielmehr hievon gänzlich ausgenom: 
men, gleihwie auch andere Befigungen aufer Landes und in auswärtigen 
Staaten, welche tünftig durch Heirath, Ankauf oder Erbſchaft an das fürft: 
lihe Haus gelangen tönen, und auf melde die Beſtimmungen ($ 51. 
und 52.) nicht anwendbar ‚find, 

654 Wenn. Gefege, welche bas allgemeine Landesintereſſe, die per: 
ſoͤnliche Freiheit, oder das Eigenthum betreffen, etlaſſen ober aufgehoben mer: 
den ſollen; ſo iſt die Beiſtimmung der Staͤnde nothwendig. Wird dieſe nicht 

gegeben; ſo bleibt der Geſetzesvorſchlag bis zum naͤchſten Landtag ausgeſetzt, 

wo derſelbe abermal in Berathung und zur Abſtimmung gebracht werden 
kann. Wird der Vorſchlag bei dieſer Abſtimmung ebenfalls nicht angenom⸗ 
men; fo kann er bei den nachfolgenden drei Landtagen nicht wieder in An⸗ 
trag kommen. Dagegen koͤnnen in einzelnen dringenden Faͤllen, wo wegen 
Abgang oder Unzulaͤnglichkeit der Geſetze eine Maaßregel unumgaͤnglich noth⸗ 
wendig iſt, einzelne Anordnungen gegeben werden. Derlei Verfuͤgungen gel⸗ 
ten jedoch nur fuͤr den beſonderen dringenden Fall, und koͤnnen niemals als 
Geſetz fuͤr kuͤnftige Faͤlle in Anwendung kommen. 

$. 55, Verordnungen, welche die Handhabung oder Vollziehung beſte⸗ 
bender Geſetze bezwecken, werden von; dem Landesfürften allein, und ohne 
daß eine ftändifche Beiſtimmung erforderlich ift, erlaſſen. Auch iſt der Lan: 
desfürft befugt, alle aus dem Iandesherrlichen Aufſichts- und Verwaltungss 
rechte ausfließende, jedoch mit ben beſtehenden Gefegen übereinfiimmende, 
non zu erlaffen, und in dringenden Fällen das Erforderliche zu Ex: 
haltung ber Öffentlichen Ruhe und Sicherheit vorzufeheen. 
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6. 56. Geſetzesentwuͤrfe können nur von dem Landesfürften an bie 
Stände, nicht von den Ständen an den Landesheren gebracht werden, Die 
Stände können aber im Wege der Vorſtellung auf neue Gefege, fo wie auf 
Abdanderung oder Aufhebung der. beftehenden antragen, und ſolches zur eis 
teren höchften Entſchließung anheimftellen. 

$. 57. Privilegien und Bewilligung von Monopolien, wenn fie die 
Dauer von 10 Jahren überfteigen, koͤnnen ohne fländifche Beiftimmung nicht 
ertheilt werden. Sind fie den verfaffungsmäßigen Rechten Dritter entgegen; 
fo haben fie überhaupt nicht Statt zu finden, welches auch hinfichtlidy der 
Dispenfen zu gelten hat. 

Die landesherrlichen Rechte, hinfichtlidy der Begnadigung und Abolition, 
bleiben , legtere mit Ausnahme $. 62, ſtets unbeſchraͤnkt. 

$. 58. Dem Landesheren ſteht die ausfchließliche Verfügung über das 
Mititaie, die Formation deffelben, die Disciplinarvermaltung und das Recht 
zu, alle, den Kriegsdienft betreffende, Anordnungen zu erlaffen. 

Aushebungen zu Vermehrung des Militaits über das bundesſchlußmaͤßige 
Erfordernig hinaus, koͤnnen jedoch nur dutch ein Geſetz beftimmt werden, 
für deffen Guͤltigkeit die Miteinwilligung dee Stände erfordert wird. 

Die Zahl der zu ordentlicher Ergänzung des Bundescontingents jährlich 
erforderlichen. Mannfchaft. wird mit den Ständen verabfcpiedet.: Die zu dieſer 
Ergänzung erforderlichen und nach den Bundesgefegen jährlich vorzunehmenden 
Aushebungen können von ben Ständen auf erfolgenden Ausweis nicht ver- 
weigert werden. ' 

‘8 59. Die Stände find zu ber Worftellung ober Beſchwerdefͤhrung 
bei dem Landesfuͤrſten befugt, ſo weit naͤmlich, daß ſie Mißbraͤuche in der 
Verwaltung, welche zu ihrer Kenntniß gelangen, dem Landesfuͤrſten mittelſt 
ſchriftlicher Vorftellung anzeigen, Befchwerden gegen das Benehmen einzelner 
-Staatsdiener oder Behörden an ben Landeöheren bringen, auch, unter Angabe 
der Gruͤnde, um Erlaſſung oder Aufhebung einzelner Gefege, oder um Be« 
gründung ihnen gemeinnügig fcheinender Einrichtungen bitten dürfen. ; 

Dertei Gefuche und Beſchwerden find jedoch erft dann au den Landes: 
fürften zu bringen, wenn die Stände im gehörig befegter Verſammlung auf 
einen duch abfolute Stimmenmehrheit gefaßten Beſchluß fie dafür geeignet 
halten, um als Anbringen bei dem Landesfürften entweder in der Eigenfchaft 
eines Gefuchs, oder einer Beſchwerde vorgelegt zu werden. Es werden diefe 
Anbringen gehörig gewuͤrdiget, und, nach vorgängiger Erwägung und dem 
Erfunde, die erforderlichen Verfügungen ertheilt werben, 

$. 60. Die Stände find während des Landtags zum Behuf der Vor: 
ſtellung an den Landesfürften fcheiftliche Gefuche und Befchwerden ganzer 
Gorporationen oder Einzelner anzunehmen befugt. Diefelben Eönnen fich aber 
nur dann an die Stände wenden, wenn fie hinfichtlich ihrer individuellen 
Antereffen fih auf eine untechtliche Weife für verlegt und gebrüdt halten, 
und zugleich nachzumweifen vermögen, daß fie bie gefeglichen und verfaſſungs⸗ 
mäßigen Wege bei den Landeöbehörben ohne Erfolg eingefchlagen haben. 
Solche Beſchwerden können die Stände, falls fie nicht von ihnen nach ein- 
gehohlter und ertheilter Auskunft von ben oberſt . Landesbehörden fofort als 
unbegründet verworfen worden, auf bem obendemerkten Wege an den Lan⸗ 
desfuͤrſten bringen 

6. 61. Sefüce und Anträge Einzelner oder. ganzer Gorporationen an 
den Landtag hinſichtlich allgemeiner politifcher Intereſſen, welche zu mah: 
* blos den Staͤnden IeRMER, Long unzuläff ig und duͤrfen nicht Statt 

nden. | 
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Auch foll eine Bereinigung. Einzelmer ober ganzer Gorporationen für 
einen folhen Zweck nicht geftattet werden. 

$. 62. Die Stände find. berechtiget, ihre Beſchwerden gegen das Bes 
nehmen einzelner Staatsdiener, namentlich wegen Verlegung der Berfaffung, 
Veruntreuung Öffentlicher Gelder, Exrpreffungen, Beſtechung, ober gröblicher 
Hintanfegung der Amtspflichten, entweder unmittelbar an den Landesfuͤrſten 
zu bringen, und um Unterfuhung und Abhülfe zu bitten ($. 59.), ober 
folhe im Wege fürmlicher Klage an die competenten Gerichte gelangen zu 
laffen. | 
$. 63. Unterfuhungen gegen Staatsdiener wegen Dienftverbrechen, 
welche entweder auf die, an ben Landesherrn ‚gebrachte Beſchwerde, oder auf 
gerichtliche Klage verfügt worden, können nicht niedergefchlagen, und Staates 
diener, welche des Dienftes dergejtalt entfegt find, daß ein gerichtliche Urs 
theil ihre Unfähigkeit, im Staatsdienfte wieder angeftellt zu werden, auss 
druͤcklich ausgefprochen hat, nie wieder im Staatsdienfte angeftellt werden. 


Titel VI. 
Nähere Beftimmungen über die Ausübung dieſer Rechte. 

$. 64. Die Stände find nicht befugt, die Steuerbewilligung an Be: 
dingungen zu knuͤpfen, oder Abgaben und Leiftungen zu verweigern, welche 
auf allgemeinen Befchlüffen der teutfchen Bundesverfammlung beruhen, oder 
zu Erfüllung allgemeiner Bundespflichten erforderlich und in diefer Beziehung 
genüglicy ausgewiefen find. 

Wenn die Steuerbewilligung in folhem Falle verweigert, ober nur bes 
dingt gegeben werden wollte; fo bleibt der Landesfürft zu Ausfchreibung ber 
erforderlichen Steuern ohne andere Mitwirkung berechtigt, und es iſt allein 
deren zweckmaͤßige Verwendung in’ der Folge nachzuweiſen. 

$. 65: Die. Steuerbewilligung hat in der Regel auf die Dauer von 
drei Jahren, von einem Landtage bis zum andern, zu beftehen. Solche 
Auflagen jedoch, welche mit einem, auf längere Zeit abgefchloffenen, Staates 
vertrage in. unmittelbarer. Verbindung ſtehen, fönnen vor Ablauf des betref⸗ 
fenden Gontracts nicht abgeändert werden. | 

$. 66. Die auf dem legten Landtage bemwilfigten Umlagen, infofern 
fie nicht blos für einen vorübergehenden und. bereits erreichten Zweck bejtimmt 
waren, dürfen nad) Ablauf der Verwilligungszeit noch auf weitere ſechs Mo— 
nate erhoben werden, wenn bie Einberufnng oder Berathung des neuen Land: 
tages fich verzögert. Ä B 

67. Bei Ruͤſtungen zu einem Kriege und waͤhrend der Dauer eines 
Krieges kann der Landesfuͤrſt zur ſchleunigen und wirkſamen Erfuͤllung ſeiner 
Bundespflichten, auch vor eingehohlter Zuſtimmung der Stände, gültige Lan⸗ 
desanleihen machen, oder Kriegsfteuern ausfchreiben. Für dieſen Fall wird 
jedody ungefaumt eine Nachweifung über die Verwendung der Gelder ber 


Ständeverfammlung mitgetheilt, und biefelbe in auferordentlihem Wege, fos 


bald nur immer möglidy, eingerufen werben. 

$. 65. Alle Gefuche und Eingaben an die Ständeverfammlung, welche 
eine Vorftellung an den Fandesfürften, oder. ein Anbringen an bie Landes— 
ftelle zue Folge haben folen, dinfen ‚nur während des Landtags eingereicht 
und angenommen werden. Cie müffen in ordentlicher Verſammlung bera— 
then und zur Abftimmung gebracht werben. Es können daher weder. einzelne 
Abgeordnete, noch mehrere zufammen etwas in Randesangelegenheiten verhan⸗ 
dein, und fo Anträge, oder Beſchwerden an. den Landesfürften oder deſſen 
Behörden gelangen laffen. Auch ift jede willführliche Vereinigung der Stände 
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ohne Einberufung ober nach dem Schluffe, bee Vertagung, oder Auflöfung 
des Landtags gefegridrig und flrafbar. Hievon machen allein die Befugniffe 
bes ftändifchen Avoſchuſſee nach der $. 180. feſtgeſetzten Ordnung eine Aus: 
nahme: 

$. 69. Jedes einzefne Mitglied ber Ständevetfammlung fort bei einer 
Theilnahme an den ſtaͤndiſchen Verhandlungen, nad’ feiner eigenen Ueber 
zeugung, ſtets das Wohl des Ganzen beabfichtigen, ſonach eben fo wenig 
Snftructionen als Aufträge für feine Abftimmung von Andern annehmen. 

Mur bleibe jedem’ Abgeordneten unbenommen, Beſchwerden einzelner 
Staatsbürger oder ganzer Gemeinden in der Ständeverfammlung vorzutra⸗ 
gen, welche fie in vorgeſchtiebener Ordnung prüfen, und nach genommener 
Berathung daruͤber mit Besbachtumg der. $. 59. gegebenen Befttttimungen 
Beſchluß faffen wird. 

$. 70. Weder: die Stänbevekformmfurng, noch: ‚ehngeiste Abgebrdnete ſind 
beſuge mit irgend einem Staatsdiener oder einer Amtsſtelle in rapid 
Communication zu treten. u 

Diejenigen Erläuterungen, welche zu ihrer Berathung aubthroadig find, 
ober "welche ‚fie fordern zu muͤſſen erachten, follen durd die Regierung oder 
dafür beftellte-Commiffarien ($. 114.) ehoden, und dem Landtage auf dieſem 
Wege mitgetheilt werden. 


Titel vm. 
— der "Abgeordneten buch, Ernennung ober Wahl 


„71. Boden ber »beiden fürfitichen Standesherien fteht das Recht 
zu, ihr — auf dem Landtage perſoͤnlich auszuuben, oder einen Ab⸗ 
geordneten in ihrem Namen zu dem Landtage zu ernennen. Der Bevoll⸗ 
maͤchtigte muß jedoch die — perſoͤnlichen Eigenſchaften beſitzen, welche 
durch gegenwaͤrtiges Geſetz F. 84. und 85. von einem Argeoceten gefor⸗ 
dert werden. 

6. 72. Der Geiſtlichkeit des Fuͤrſtenthums ſoll das Recht ———— 
einen Abgeordneten fuͤr den Landtag zu ernennen. 

Die Ernennung geſchieht durch die Wahl: ſaͤmmilicher, in Din 3 Rus 
ralcapiteln Sig und Stimme führenden, Geiftlichen nad der fich ergeben⸗ 
den Stimmenmehrheit.. Der Gewählte muß im VBefige einer. fländigen 
Kirhenpfrunde inner Landes und fonft mit den Eigenſchaften begabe 
feyn , welche das Gefeg $. 84. und 85. von einem Abgeordneten fordert. 

$. 73. | Die Wahl des Abgeordneten der -Geiftlichkelt erfolgt dürch 
Einforderung: von fehriftlichen und’ verfiegelten Stimmzetteln, welche jeder 
flimm: und mahlberechtigte Geiſtliche des Capitelsbezirks am feinen Decan 
übergiebt, und biefer fofort mit einem genauen Verzeichniſſe und Beibe— 
richte an den, nah dem nafürlichen Alter,  Älteften Decan fänmtlicher 
3 u als: beitändigen —— Semmifjele für, ben Wahlact 
einfendet 

Im Falle feiner Verhinderung hat ber im natlırfichen Alter zunaͤchſt 
folgende Dekan als landesherrlicher Commiſſair einzutreten. 

$. 74: Die eingekommenen Stinimzettel werden, unter dem Vorſitze 
‚ bes ätteften Decans, in Gegenwart dreier aus der Seiftticheit einzuberufens 
der Urkundsperfonen, "wovon jedes Ruralcapitel einen zu ſtellen hat, und 
nad) aufgenommenem genauen, von. den: Urkundsperſonen zu unterzeichnen⸗ 
den, Wahlprotocolle, wieder vernichtet. Das Wahlpeotocoll, in welchem nur 
die Stimmenzahl, nicht aber die Namen der —— zu bemerken ſind, 
iſt der Regierung vorzulegen. 
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Das Refultat der Wahlen, wenn kein rechtmäßiges Hinderniß entge: 
genfteht, wird am die Gapitel fowohl, als durd das Wochenblatt Öffentlich 
befannt gemacht. Sollte der Wahl ein gefegliches Hinderniß ($. 94). entge: 
genftehen; fo ift ſolches durch Erlaß der Regierung an die Geiftlicheit be— 
kannt zu machen, und ungefäumt eine neue Wahl zu veranlaflen. Steht 
dem Gemwählten eine rechtmäßige Verhinderung ($. 94.) entgegen, und wird 
feinem Rüdtsitt Statt gegeben; fo hat für ihn der Stellvertreter nah Vor: 
fhrift ($. 86.) einzutreten. | 

Die gefeglihen Urkundsperfonen bei Aufnahme des Wahlprotocolls und 
Eröffnung der Stimmzettel find die, dem matlrlihen Alter nach, aͤlteſten 
3 Geiftlihen der Rucalcapitel und, im Falle ihrer Verhinderung, diejenigen, 
die in dem natürlichen Alter ihnen zunaͤchſt folgen. | 

$. 75. Die Abgeordneten ber einzelnen Wahlbezirke werben burch 
Wahimaͤnner ernannt, welche theils aus der hoͤchſt befteuerten Klaſſe der 
— theils durch die, freie. Wahl der geſammten Buͤrgerſchaft bes 

et werden. 

Se auf 10 ftimmgebende- Bürger einer Gemeinde wird ein Wahlmann 
berechnet, dergeftalt, daß z. B. auf 120 Bürger 12 Wahlmänner aufjus 
fielen find. _ Hierbei wird jede Anzahl, welche 5 überfteigt, für vollftändig, 
und jede nicht über 5 betragende Anzahl ald gar nicht vorhanden angenom= 
men, fo daß 3. B. auf 16 Bürger 2 Wahlmänner kommen, wogegen bie 
Zahl bis 5 nicht in Anrechnung gebracht wird, und 5. B. auf 15 Bürger 
nur 1 Wahlmann zu ernennen if. / 

$. 76. .- Die, Hälfte der, aus eimer Gemeinde zu flelienden, Wahlmäns 
ner wird aus denjenigen Bürgern zufammengefegt, welche die hoͤchſte Guͤter⸗ 
feuer. in der Gemeinde entrichten, die andere Haͤlfte wird durch die freie 
Wahl aller ſteuerbaren Drtsbürger ernannt. 

In einer Gemeinde von 240 Bürgern, welche 24 Wahlmänner zu 
ftellen hat, müßten fonah 12 aus ben hoͤchſt Befteuerten, und 12. durch 
die Wahl ernannt werden. 

$. 77. Wenn eine Gemeinde nicht wenigftens 16 Bürger zählt, fos 
nah 2 Wahlmänner zu flellen hat; fo wird fie, hinſichtlich der Aufitellung 
von Wahlmännern, einer andern zugetheilt, | 
» Die betreffenden Aemter haben diefe Vereinigung unter Ruͤckſprache mit 
den Ortövorfichern vorzunehmen, J 

Iſt in einer Gemeinde die Zahl der Wahlmaͤnner nicht gleich theilbar, 
fo daß z. B. nicht 2, 4 und 6 m. ſ. wi, ſondern 3, 5, 7 x. zu waͤh⸗ 
len find; fo wird die mehrere: Zahl für die hoͤchſt Beſteuerten angenommen, 
fo daß 3. B. auf 5 Wahlmaͤnner 3 aus den hoͤchſt befteusrten Bürgern, 
und 2 durch die Wahl beftellt werben, 

$. 78. Die Ausfcheidung der hoͤchſt Beſteuerten gefchieht durch bem 
Drtsvorftcher, in Vereinigung mit dem Ortsgerichte und Ausfchuß auf bie 
Grundlage der Grundfteuerrotel, und wird 10 Tage vor Eröffnung dei 
Wahlacts der Gemeinde, unter Vorlage der Steuerzettel, bekannt gemacht, 

Wo mehrere Gemeinden. zum Behuf der Auffiellung von Wahlmäns 
nern vereinigt werden, $. 77., hat ein: gemeinfamer Zuſammentritt Statt 
zu finden, und es ift, ohne Rüdficht auf den MWahlort, für den aufzuftels 
Inden Wahlmann einzig die Größe des Grunbfteuerbetrags zu berüdfichti: 
gen. Jedem Betheiligten bleibt, im Falle vermeintlicher. Benachtheiligung, 
die Berufung vorbehalten. | 

‚$. 79. Die Emennung ber, buch die Wahl zu beftellenden, Wahl 
männer erfolgt mittelft Abftimmung fämmtlicher hierzu einberufener Drtsbürger. 
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Hierbei find ohne Unterfchied ſtimmfaͤhig alle ar welche 
a) das 2öfte Lebensjahr zuruͤckgelegt Haben, und 
b) im Wahlorte als Bürger angeſeſſen find. 
e) Bloße Hinterfaffen, Schutzgenoſſen u. dgl. find weder ſtimmfaͤhig noch 
waͤhlbar. Eben ſo wenig 
d) diejenigen, welchen die freie Vermoͤgensverwaltung nicht zuſteht, ober 
welche wegen Berfhulden von der Ausübung des Stimmrechts bei 
Gemeindeverfammlungen für beſtaͤndig, oder zur Zeit der Wahl, aus- 
geſchloffen find. 
$. 80. Die Abftimmung über die zu ernennenden Wahlmänner ‚ges 
fchieht, unter Leitung des Ortsvorftchers, mit Zuziehung von 2 Urkunds⸗ 
perfonen, wovon ‚der eine aus dem Gerichte, der amdere aus dem Bürgers 
ausfhuß zu wählen if. Die Stimmen. werden im Durchgang. von jedem 
Drtsbürger einzeln, und fogleih. für fo viele Wahlmänner abgegeben, als 
durch die Wahl aufzuftellen ſind; Bevollmäcptigung darf. feine Statt finden, 
und denjenigen, die ſchon vermöge der höchften Befteuerung als Wahlmänner 
eintreten, aud feine Stimme gegeben werben, 

| Wenn zwei Gemeinden ie den MWahlact zufammentreten, $. 77; fo 
bat derjenige Drxtsvorfteher, welcher nach dem natürlichen Alter dem Andern 
vorangeht, die Leitung zu. übernehmen, 

81. Für die Wahl. entſcheidet die Stimmenmehrheit, und, im 
en der Stimmengleichheit. zwiſchen zwei Gewählten, geht ber Yeltere dgm 
ngern vor. 

Die Lifte der ſaͤmmtlichen Wahlmänner, ſowohl derjenigen, welche mes 
gen ber Größe des Steuerantheils eintreten, als der Gewählten, wird von 
dem Drtsvorfteher und den Uskundsperfonen unterzeichnet, Todann ſogleich 
nach dem Wahlacte der verfanimelten Gemeinde bekannt gemacht, und dem 
Amte vorgelegt, welches Bericht darüber an die Regierung erftattet, wenn 
fämmtlihe Wahlmänner feines Wahlbezirks beftellt find. 

$. 82. Sind die Verhandlungen wegen Aufſtellung der Wahlmänner. 
in dem Wahlbezirke ganz vereinigt; fo wird zu der Wahl der Abgeordneten, 
unter Leitung‘ eines, vom der Regierung zu ernennenden, Commiſſairs, durch, 
die verfammelten, in einen Amtsort des Wahlbezirks auf einen beftimmten 
Tag einzurufenden, Wahlmänner geſchtitten. 
Die Wuhlyandlung kann nur dann Statt finden, wenn wenigſtens 
+ der Wahlmaͤnner des Wahlbezirks gegenwaͤrtig ſind. Wuͤrden an dem 
beſtimmten Tage mehr als ein 4 ſaͤmmtlicher Wahlmaͤnner des Bezirke 
nicht erſcheinen; fo haben die Ausbleibenden, ſoweit fie nicht durch ein lega⸗ 
les Hinderniß abgehalten worden, die Koften zu tragen, und es wird Als: 
dann ein zweiter Wahltag atısgeföhtieben. 
Keinem Wahlmann ift verftätter, feine Stimme an einen andern zu 
übertragen, oder die Abftimmung fchriftlich einzufenden. 
$. 83. Die Wahlmänner fitid, in Anfehung der auszumählenden Ab: 
geordneten, nicht: auf ihren Wahlbezirk beſchraͤnkt; fie können auch einem 
außer dem Wahlbezirke wohnenden Landesangehörigen ihre Stimme geben. 
$. 84. Wer ald Abgeordneter wählbar und zu dem Erſcheinen auf 
dem Landtage befähigt feyn fol, muß folgende Eigenfchaften befigen: 
1) Er muß Landesangehöriger ſeyn umd im Lande won; 
2). das 26fte Altersjahr erreicht haben; 
2) er muß fich zu der chriftlichen Religion bekennen ; 
4) er darf weder im eine TEN © verflochten, nech — 
gerichtliches Erkenntniß zur Dienſtentſetzung oder zur Zuchthausſtrafe 


1084 Hohenzollern. 


verurtheilt: worden, ober wegen eines angeſchuldigten Verbrechens bios 
von der Inſtanz entbunden fern, auch foll er 
5) in dem freien Befige feiner VBermögensverwaltung fich befinden, da⸗ 
= weder im einem Concurſe, Schuldverfahren, oder Bevogtung fe: 
en, und 
6) inner Landes entweder ein ſteuerbares Bermögen, ober ftänbiges Dienſt⸗ 
einkommen beſitzen 
$. 85. Die Raͤthe der fuͤrſtlichen deegerng und des Hofgerichts 
Eönnen nicht zu Abgeordneten gewählt werden. Wirkliche Amtsvorftände 
und Geiftliche können nicht inner des MWahlbezirkes, zu welchem der Amts: 
bezirk ganz oder theilweife gehört, zu Abgeorbrieten gewählt werden. ' Die 
Baht der eintretenden Geiftlihen und Beamten -aus' allen Dienſtklaſſen darf 
einen. dritten Theil der Abgeordneten‘ ſaͤmmtlicher Wahlbezirke nicht uͤberſtei⸗ 
gen. Werden mehr ald drei gewählt; fo haben diejenigen, welche die weni⸗ 
gere Stimmenzähl erhielten, abzutveten; im Falle der Stimmengleichheit hat 
der Aeltere den Vorzug. - 


86. Wenn ein Gemählter be Entlaffung von der Stelle eines 
Übgeordneten erhält; fo hat jedesmal derjenige, welcher ihm in der Stim⸗ 
menzahl zunaͤchſt geſtanden, fuͤr ihn als Stellvertreter einzutreten. 

Wird hingegen die Wahl wegen Nichtbeachtung der geſetzlichen Kors 
men, und weil dem Gemählten die gefeglichen Eigenſchaften ermangeln, 
oder wegen geſetzwidriger Umtriebe oder anderer‘ Gründe, für nichtig und 
ungültig erklärt, $- 94; ; po iſt ‚jedesmal eine neue Mahl unerlaͤßlich vor⸗ 
zunehmen. | 
—— 87. An der, fuͤr die Wahlhandlung ausgeſchriebenen, Tagfahrt ver⸗ 
ſammeln fi die eingerufenen Wahlmaͤnner in der Amtskanzlei des, in dem 
Ausfhreiben bezeichneten, Wahlortes. Die Wahlhandlung mird, falls, die 
Mahlmänner in gefeglicher Anzahl verfammelt fir ind, von dem Regierungss 
commiffaire mit einem angemefjenen, jedoch nur im Allgemeinen abgefaßten, - 
Vortrag Über die Eigenſchaften eines ‚würdigen Abgeordneten und, mit, wirt 
Ticher Beziehung auf die. Anordnungen $. 83., 84, 85. der gegenwärtigen 
Verfaſſungsurkunde eröffnet, . ſodann gber zu, "ber handgelübbfichen, Verpflich⸗ 
tung der anweſenden Wehlmanner ſchtitten. Dieſelben geloben mit Hande 
ſchlag, ihre Stimme nach eigener eine für. das Beſte des Landes 
bei der vorzunehmenden Mahl eines Abgeordneten zu dern Landtage abzuges 
ben, And daß fie ‚hierzu, weder überredet, noch von irgend Jemand beauf— 
fragt worden, auch font hierwegen weder etwas erhalten haben, noch anneh: 
men werden. 


$. 88. Das Mahtgefchäft — vie, Regierungscommiffaie, un: 
ter Beizichung des Amtsactuars , als verpflichteter Protocofführer, und der 
2 Älteften MWahlmänner des Wahlbezirks, als Urkundsperſonen, vorgenom: 
men. Jeder Wahlmann giebt feine Stimme einzeln, ohne daß er von dem 
übrigen gehört werden kann, in das Mahlprotocoll, und beſtaͤtigt die gege⸗ 
bene Abſtimmung mit ſeiner Unterſchrift. . 

Es ſteht dem Abſtimmenden unbenommen, ſtatt der muͤndlichen Ab⸗ 
ſtimmung, einen. von ihm unterſchriebenen Stimmzettel zum Protocoll abzu⸗ 
geben, weldyes aber. in dem Protocolle ausdruͤcklich anzumerken, und die ge: 
ſchehene Uebergabe durch den Abgebenden in dem _—n unteefihriftäich 
anzuerfennen ift, 

; Den Pegirrungscommifgair hat ſich, bei Aufnahme: ber: Abftiinmungen, 
aller Vorſchiage und Einmiſchung in die Wahl zu enthalten, und einzig die 
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Erhaltung der DOrbnung und Ruhe, aud) bie vorfhriftmäßige Beurkundung 
des Wahlacts wahrzunehmen. 

| $. 89. Iſt die Abftimmung vollendet; fo wird der Erfolg derfelben, 
nach Maafgabe dee Stimmenzahl, ‚den verfammelten: Wahlmaͤnnern durch 
den Regierungscommiſſair bekannt gemacht. Die abſolute Stimmenmehrheit 

entfcheidet bei der. Wahl des Abgeordneten. 

Iſt aber bei der erften Abftimmung für die Stelle des Abgeordneten 
auf einen der: Gewählten nicht wenigftens eine Stimme weiter, als die 
Hälfte der Stimmen aller Anweſenden gefallen; fo muß zu einer zweiten 
Wahl geſchtitten werden. 

Nur in dem Falle, daß unter zwei Gewählten jeder bie Hälfte der 
Stimmen aller. anwefenden Wahlmänner erhalten hat, wirb zu der Entſchei⸗ 
dung durch das Loos geſchritten. 

$. 90. Bel, der zweiten Abſtimmung, wobei nur unter den bereits 
Vorgeſchlagenen gewählt werden darf, entſcheidet relative. Stimmenmehr⸗ 
es und, im. Zalle der Stimmengleichheit zwifchen zwei Gemählten, 
‚das Loos. 

Die Loosziehung erfolgt, in Gegenwart fammtlicher Wahlmänner. Und 
wenn bie Betheiligten nicht perfönlich anmwefend find; fo werden durch den 
Regierungscommifjair die älteften 2 Wahlmänner als Stellvertreter für die 
Ziehung. beftimmt. Ä 

$. 91. Ein Gemählter kann bie Stelle eines Abgeordneten nur wegen 
ärztlich befcheinigter anhaltender Krankheit ablehnen, oder auch, wenn häuss 
liche Berhältniffe, nad) dem Zeugniffe der vorgefegten obrigkeitlichen Behörde, 
feine perfönlihe Gegenwart zu Haufe weſentlich und unentbehrlich erfordern. 
Eine foldye Ablehnung der ergangenen‘ Wahl muß jedoh, nad erlangter 
Kenntniß derfelben, in einer unerſtrecklichen Frift von 10 Tagen bei der Re⸗ 
gierung eingelegt und ausgewiefen werden. Falls dem Austritt Statt gege- 
ben wird, bat nad) $. 86. der Stellvertreter einzutreten. Der Urlaub für 
Staatsdiener, ſoweit fie nach $. 85. zu Abgeordneten gewählt werden koͤn⸗ 
nen, wird, wenn nicht ſehr erhebliche Gründe entgegenftehen, von dem Lan 
desfürften bewilligt werden. 

$. 92. Würde der Fall eintreten, daß derſelbe Abgeordnete ven meh⸗ 
reren Wahlbezirken gewählt würde; fo hat er ſich ebenfalls binnen zehn Zar 
gen zu erklären, aus welchem Wahlbezirke er die Wahl eig wolle. , 
In den andern Mahlbezirten haben die Stellvertreter nah $. 86. ein⸗ 
zutreten. 

Sollte ſich ergeben, daß Vater und Sohn zugleich zu Abgeorbneten 
in verfchiedenen Wahlbezirken gewählt werden; fo wird, wenn: der Vater 
nicht aus eigener Entſchließung zuruͤcktreten will, der Sohn durch denſelben 
ausgeſchloſſen, und muß in dem Bezirke, wo dieſer Sohn gewaͤhlt wird, 
der Stellvertreter ſtatt deſſelben eintreten. 

F. 93. Sobald der Wahlact vollendet iſt, wird das Wahlprotocoll 
mit kurzem Beiberichte an die Regierung eingeſchickt, dem Gewaͤhlten aber 
zu ſeiner Nachweiſung eine Wahlurkunde mit der Unterſchrift ſaͤmmtlicher, 
zur Leitung und Beurkundung dee Wahl zugegen geweſenen, Perſonen aus— 
gefertigt, woruͤber derfelde wegen Wahrung der Zeift,: $. 91., einen Em⸗ 
pfangſchein abzugeben hat. 

$. 94. Sollten bei ber Wahl die vorgefchriebenen Formen nicht beach 
tet worden feyn, dem Gewaͤhlten die gefeglichen Eigenfhaften fehlen, gefeg: 
widrige Einwirkungen und ftrafbare Umtriebe Statt gefunden haben; fo ift 
die Wahl ungültig und nichtig. Hinſichtlich der, über die gefegliche Befaͤhi⸗ 
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gung des Gemwählten vorfommenden, Anftände, wird, vorbehaltlich ber Beru⸗ 
fung, durch eine ftändifche Deputation, welcher ein Commiffair beigegeben 
wird, entſchieden. 

Die Unterſuchung und das Erkenntniß uͤber Umtriebe und geſetzwidrige 
Einwirkungen hingegen wird den ordentlichen Gerichten vorbehalten. 

$. 95. Die Koſten der Wahlhandlung werden aus der Landeskaſſe 
berichtigt. : Sie haben fich allein auf ein Zaggeld von 1 fl. für jene Wahl 
männer, bie nicht in dem Wahlorte felbft wohnen, fobann auf die Meifes 
und Berpflegungskoften des Commiſſairs, und überhin bei denjenigen, die 
über 3 Stunden vom MWahlort entfernt find, auf mäßige Fuhrlohnskoſten 
zu beſchraͤnken. 

Mird die Wahl wegen eines Verſchuldens nichtig erklärt; fo ift, bins 
fichtlich des Koftenpuncts, ſich an den fchuldigen Theil zu halten, 

. %. Die Wahl der Abgeordneten gefchieht auf 6 Jahre. Die 
Hälfte der Abgeordneten der Wahlbezirke wird jedoch zum erftenmal nach 
drei Jahren erneuert, und für den Austretenden in den betreffenden Wahl: 
bezirken eine neue Wahl vorgenommen. Diefe Wahlbezirke werden zum 
erftenmal duch das Loos, in der Folge aber durch bie Reihenfolge 
bejtimmt. - 

Jeder Austretende ift wieder wählbar. 

$. 97. Der Gewählte ift als Abgeordneter nicht feiner Committenten, 
oder des einzelnen MWahlbezirks, fondern des ganzen Landes anzufehen. Es 
kann ihm daher auch feine Inſtruction, an welche er bei feinen kuͤnftigen 
Abftimmungen gebunden wäre, zugeftellt werben. 


Zitel L. 


Bon bem Landtage. 


$. 98. Die Verſammlung fämmtlicher Abgeordneten auf vorgegangene 
gefegmäßige Einberufung bildet den Landtag. 

$. 99. Der Landesherr allein hat das Recht, bie Abgeordneten zu 
einem Landtage zu berufen, den Laudtag zu fchließen, zu vertagen, oder 
aufzuföfen. 

Eine Verfammlung der Abgeordneten ohne landesherrliche Einberufung, 
oder ‚außer dem Landtag; mie auch bie Fortfegung der Verfammlung nad 
bereits gefchehener Schließung ober Vertagung des Landtags, iſt unzuläffig 
und gefegridrig, und alle dabei gefaßte Beſchluͤſſe find nichtig: 

$. 100. In der Regel follen von 3 zu 3 Jahren ein orbentlidyer 
Landtag im Berlaufe des Monats December abgehalten werben. Seine 
gewöhnliche Dauer wird auf die Beit von 4 Wochen feftgeftellt, kann aber 
durch landesherrliche Verfügung auf fo vice Zeit ausgedehnt werben, 
als zu — der, in Berathung kommenden, Gegenſtaͤnde erfor: 
derlich ift. 
$. 101. Die Iandeöherrlihe Verordnung, wodurch bie Abgeordneten 
zu einem Landtage einberufen werden, wird durch das biesfeitige Wochenblatt 
verkiindet, und bezeichnet den Tag und Drt, an welchem ber Landtag ſich 
zu verfammeln hat. | 

Es wird, flatt eines befonderen und förmlichen Einberufungsfchreis 
bens, ein Abdrud dieſer Verordnung jedem einzelnen Abgeordneten zuge: 
ſchickt werden, 

‚$. 102. Die Abgeordneten haben auf bie ergangene Einberufung per: 
föntich zu erfcheinen. ine Uebertragung ihrer Stimme an einen Andern 
darf nieht Statt finden, an 
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In dern Kalle vechtmäßiger Verhinderung, tft, nah Einlangung der 
Lanbesherrlihen Einberufung, das eintretende Hinderniß an den Landfchaftse 
director ($. 120.), bei dem erften Landtag aber an die Iambesherrliche Comes 
miffion, zu unverzügliher Anzeige an die Ständeverfammlung anzuzeigen 
und auszumeifen. Solches hat von dem betreffenden Abgeordneten noch vor 
der wirklichen Eröffnung des Landtags zu gefchehen. Iſt die Verhinderung 
bleibend; fo muß der Stellvertreter, $. 86., einberufen werben, 


21161. Ä 
Geſchäftsordnung bei den Landtagen. 

F. 103. Sobald die durch landeshetrliche Verfuͤgung einberufenen Ab⸗ 
geordneten an dem, zu Abhaltung des Landtags beſtimmten, Orte eingetrof⸗ 
fen find; fo haben fie ihre Anmefenheit einer dafür zu ernennenden landes⸗ 
herrlichen Commiffion zu melden. So lange nicht wenigftens 8 Abgeordnete 
anmefend find, kann weder der Landtag eröffnet, noch jonft eine vorbereis 
. tende Verhandlung mit Gültigkeit vorgenommen werden. 

$. 104, Sind die Abgeordneten insgeſammt, oder body in genuͤgender 

Anzahl eingetroffen; fo werden fie an einem dazu beflimmten Rage ‘von der 
landesherelichen Commiffion, $. 108., verfammelt, um die Wahl eines Die 
. vertord und Secretairs und ſeines Stellvertreters im Erfordernsfalle vorzu⸗ 
nehmen, und zugleich durch Webergabe ihrer Vollmachten zu dem Landtage 
ſich auszuweiſen. 
Diee ſtandeshertlichen Abgeordneten Haben eine von dem fuͤrſtlichen 
Standesherrn vollzogene Vollmacht, die ſaͤmmtlichen uͤbrigen durch vorgegan⸗ 
gene Wahl ernannten — — die ihnen ausgeſtellte Wahlurkunde 
zu uͤbergeben. 

6. 105. Bu der Stelle eines Directors werben dem Landesfürften von 
den Abgeordneten drei Mitglieder vorgefchlagen, aus welchen derfelbe den Die 
reetor und beffen Stellvertreter für die Dauer der Sigung und zugleich als 
Vorſtand des ftändifhen Ausfhuffes, $. 120., ernennt. Der Secretait und 
deſſen Stelivertreter werden duch die Wahl beftimmt. Somohl der Bor: 
fihlag far die Stelle eines Directors, als die Wahl des Secretaird und ſei⸗ 
nes Stellvertreter, erfolgen mittelſt Abftimmung, nad der Ordnung des na⸗ 
türlichen Alters der anmefenden Abgeordneten, und bdiefe Abftimmung wird 
fo Lange fortgefegt, bis für jede der beiden Stellen eine abſolute Stimmens 
mehrheit vorhanden iſt. 

6. 106. Nach eingegangener landesherrlicher Ernennung des Direc- 
tor8 und feines Stellvertreters wird der Landtag von einer landesherrlichen 
Eommiffion mit amgemeffener Wuͤrdigkeit eröffnee. Der Director, Serre 
tair Fort die anweſenden Abgeordneten: fchwören bei diefer Eröffnung folgen» 
den Eid: 

| „Ih ſchwoͤre Treue dem Landesfürften, ftete Beobachtung der beftes 
„senden Landesverfaffung, Gehorfam den Landesgefegen, und gelobe, bei 
„dem Landtage das "allgemeine Wohl nad) befter eigener Ueberzeugung 
—— Mn 
“ Die erft nad) der Eröffnumg eintretenden Abgeordneten werden auf dies 
fen Eid von dem Director verpflichtet. 
G. 107. In der Verfammlung des Landtags figt der Director oben, 
an feiner. Seite der Secretair. Hierauf reihen ſich der fürftlich Fürftenbergie 
3. ſodann der fuͤrſtlich Thurn⸗ und Taxiſche Abgeordnete, und nach ihm 
der Abgeordnete der Geiſtlichkeit, ſodann die Abgeordneten der Aemter nach 
der Folge des natürlichen Alters. 
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G. 108. Die landesherrlichen Propoſitionen werden dem Landtage 
durch landesfuͤrſtliche Commiſſarien eroͤffnet, welche bei der Verſammlung 
fteien Zutritt haben, jedoch der Abſtimmung anzuwohnen nicht befugt ſind. 
Zur Befoͤrderung des Geſchaͤftsganges koͤnnen dieſe Commiſſarien wichtige 
Berathungsgegenſtaͤnde in der Verſammlung noch beſonders muͤndlich eroͤr⸗ 
tern, auch haben ſie, auf Verlangen der Abgeordneten, jede angemeſſene 
Nachweiſung und Erläuterung: über einzelne Gegenſtaͤnde abzugeben. 

$. 109. Alle Angelegenheiten auf dem Landtage find nur bei einer, 
nad $. 103. zureihenden, Anzahl von Abgeordneten, und auf dem ange 
wiefenen Sigungsfaale zu verhandeln. Der Direetor hat zu Leitung der 
Geſchaͤfte die Rechte und Obliegenheiten eined Collegialvorſtandes Er em: 
pfängt ‚die Eingänge, beftimmt, eröffnet und fchlieft die Sigungen, leitet 
den Gang der Berathung, verhütet alle Abfchweifungen, und: ftellt nad) dem 
Schluſſe der Erörterungen die Gegenftände der Abftimmung in einzelnen, zur 
Bejahung oder VBerneinung geeigneten, Fragen auf. Der Director handhabt 
die Ordnung, fo mie die Gefege des Anftandes, duldet keine Perfönlichkri- 
ten oder beleidigende Aeußerungen, ertheilt den Abgeordneten auf genüglidy 
nachgewiefenen Grund, unter Anzeige bei dem Landtag, einen Urlaub bis auf 
4 Tage, und bringt die Geſuche um längern oder gänzlichen Urlaub bei dem 
Landtage zum Bortrag und Abftimmung, in welchem Falle ſodann aud) 
höchften Orts Anzeige zu machen ift. | 

Der Secretair führt die Protocolle, entwirft die fehriftlichen Ause 
—— and Beſchluͤſſe, und ſorgt für Aufbewahrung und Ordnung 
der Acten. | 
| $. 110. Die Belchlüffe des Landtags werben nad) abfoluter Stim: 
menmehrheit, bei der Anmefenheit von wenigſtens acht Abgeordneten, gefaßt. 

Tritt, flatt der abfoluten Stimmenmehrheit, die Gleichheit der. Stim⸗ 
men ein, und wird diefe auch nach abermaliger, an dem nächitfolgenden Si: 
gungstage vorzunehmenden, Abflimmung beibehalten; fo entfcheidet für den 
Gegenftand der Ausſpruch det Landesfürften. 

Die Abftimmung erfolgt auf die, von dem Director entworfenen unb 
in der Verfammlung zuvor erörterten, Fragen. Jedes Mitglied ftimmt auf 
diefelbe, zuerft die. ftandesherrlichen, fodann bie übrigen Abgeordneten nach 
der Reihenfolge, zulegt aber der Secretair und Director; Diefer fpricht 
am Ende, nad) dem Mefultate der Abftimmung, den Beſchluß des Land⸗ 
tags aus, 

$. 111. Die Belchlüffe werben in das Protocoll aufgenommen, mit 
der gehörigen Deutlidykeit und Beftimmtheit abgefaßt, und die Protocolle 
jedesmal in dem Anfange ber nächfifolgenden Sigung abgelefen, worauf fie 
entweder nach den erfolgten Erinnerungen verbeffert, oder, falls nichts erin⸗ 
nert wird, in der Sitzung von dem Director und Gecretair unterzeichnet, 
und als förmlicher Beſchluß des Landtags erklärt werden, wogegen durchaus 
feine weitere Einwendung Statt findet, R 

Jedem Abgeordneten bleibt. verftattet, : feine von dem Befchluffe abweis 
chende Abftimmung dem Protocolle beifügen zu laffen. 

$. 112. Soweit derlei Beſchluͤſſe Anträge, Gefuhe oder Erklaͤrun⸗ 
gen des Landtags an den Kandesfürften oder die Regierung enthalten, find 
fie, mit einem Begleitungsberichte des Dirertors, ‚am die fürftliche Regierung 
zu übergeben. Mündliche Erkfärungen der Abgeordneten über vorgekommene 
Berathungspuncte finden eben fo wenig, al® mündliche Anträge und Ge: 
fuche bei dem Landesfürften Statt, Auch ift zu Deputationen der Abgeord⸗ 
neten am den Negenten jedesmal eine vorher dazu eingehohlte landesherrliche 
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Erlaubniß nothwenbig. Die Iandeshertlichen Reſolutionen oder die Beſchluͤſſe 
der Regierung an den Landtag werden ftets fchriftlich eröffnet. 

$. 113. Die Berhandlungen des Landtags gelangen durch Abdrud 
zur" oͤffentlichen Kenntniß. Dem kLandtag wird kberaſſen, für die Bekannt: 
machaus Sorge zu tragen.“ 

»8, 414 Zur Bearbeitung und Prüfung einzelner Gegenitände kann 
die Verſammlung einige Abgeordnete: aus ihrer Mitte durch Wahl nad) 
Stimmenmehrheit ernennen. Diefe Commiffionen bearbeiten die ihnen zuge: 
theilten Gegenftände; fie dürfen mit den landesherrlichen Commiffarien zu 
Erwirkung der - erforderlichen Auffchlüffe und‘ Erläuterungen in fchriftlicher 
Verhandlung ſich benehmen, und haben hiernady ihre Anfiht in der Ber:' 
fammlung zum Vortrag zu bringen. Bei der Beratung darüber haben 
die "Mitglieder dee Somunifton, eben fo wie die übrigen Abgeordneten, ab: 
— on 

Wuͤrden die Commiſſarien des Landtags mit den Auskumften und 
Ausneifen der landesfürftlichen Commiffarien ſich nicht befriedigt finden; fo 
haben‘ fie Anzeige und Vortrag an die Ständeverfammlung zu machen, 
melche hierauf die. weiteren Anetüsfte ſchriftlich von der Regierung nachzu⸗ 
ſuchen befugt iſt. 

$. 115. Der Landtag wird mit der naͤmlichen Foͤrmlichkeit, wie bei 
der Eröffnung, durch. eine Iandesherrlihe Commiſſion gefchloffen, und al: 
dann der, ‚den Abgeordneten vor dem Schluffe der Sigungen eröffnete, Lande 
tagsabfchied, welcher ſich über alle Anträge und Beſchluͤſſe des Landtags er: 
ſtreckt, durch eine landesherrliche Verordnung verkuͤndet. 

$. 116. Wird ein Landtag nicht geſchloſſen, ſondern nur vertagt; fo 
haben die Abgeordneten auf den, bei der Vertagung beftimmten, Zeitpuncs 
wieder einjutreffen, und ihre Sigungen in vorgefchriebener Ordnung - fortzus 
legen. Es bedarf hierfür Feiner neuerlichen Einberufung. 

8. 117. Dem Landeshern: bleibt die gänzliche Aufloͤſung des Land: 
tags aus wichtigen Gründen vorbihalten. Wenn die Auflöfung von dem 
Landesheren außgefprochen iſt; fo erlöfcht die Vollmacht aller Abgeordneten, 
und ed muß binnen 3 Monaten zu neuer Wahl gefchritten werden, wobei 
jedoch die früher Gemwählten wieder wählbar find. ‘. Auh von den Stan: 
desherren muß für: ihre —— eine neue Bevollmächtigung vorgenoms 
men werden; 

&: 118, Die Abgeordneten find, binfichtlic ihrer Aeuferungen und 
Erörterungen, in der Verfammlung nur wegen Verunglimpfungen oder Schmä: 
hungen, falls fie ſich folcher ſchuldig machen würden, niemals aber wegen 
ihrer Abftimmung und Meinungsäußerung verantwortlich. Auch darf gegen 
fie während der Dauer des Landtags Feine Art von Berhaft erkannt wer: 
den, ben Zall eines Verbrechens oder fchmeren Vergehens ausgenommen, 
wo aber dem Landtag ungefäumte Kenntniß von dem Vorfalle gegeben werz 
den fol. 

$. 119. Die Abgeordneten erhalten, neben der Erftattung billiger, 
von dem Landtage zu beftimmenden Neifekoften, während der Dauer des 
Zandtags, mit Einſchluß des Tages ihrer Ankunft und XAbreije, eine täg: 
lihe Diät von 3 fl. aus der Landeskaffe, welhe Gebühr für. den Di: 
rector auf das Doppelte, für den Secretaie aber auf + fl. 30 fr, er: 


höht wird, 
Titel M. 


Bon bem Landtags ausſchuß. 
$. 120. Waͤhrend des Zeitraums von einem — zu dem an⸗ 
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dern werden bie Gefchäfte des Landtags von einem Ausfhuß. beforgt, 
beftehend 

a) aus dem Director, 

b) aus zwei Abgeordneten, welche legtere, gleichwie auch ihre Stellver⸗ 
treter, von dem Landtage noch vor ſeinem Schluſſe durch abſolute 
Stimmenmehrheit gewählt werden. Die Wirkſamkeit dieſes Ausfchuf- 
ſes dauert, wenn der Landtag nicht in außerordentlihem Wege frü- 
her aufgelöfet worden, bis zur Miedereröffnung des nächften A 
tage, bei welchem ein neuer —* Ausſchuß nebſt Stellyertretern 
gewaͤhlt werden muß, und der bisherige Ausſchuß als ſolcher nur in 
ſofern auftreten kann, daß er über feine Geihäftsführung Auskunft 
oder Rechenfchaft der Verfammlung abzulegen hat, 
$. 121. Die Gefchäftsverrihiungen des Ausfchuffes befchränfen fich 

a) auf ſolche Angelegenheiten, melde bis zum naͤchſten Landtag nicht 
ausgefegt werden koͤnnen, und eine einflweilige Verfügung nothwendig 
erfordern, 

b) auf die Befugniß, in dringenden Fallen Anzeigen an den Landesherrn 
zu erſtatten, oder Vorſtellungen und Beſchwerden anzubringen, 

c) auf die Unterzeichnung und Mitbeſtaͤtigung der, auf die Landeskaſſe 
auszuftellenden, Schuld: nnd Hypothekverſchreibungen, 

d) auf die Abnahme, Prüfung und Verbefcheidung der geftellten Landes⸗ 
Eafferechnung,, wofür der Ausfhuß jährlich einberufen, und ihm die 
Rechnung nad erfolgter Revifion mit dem Entwurf des Rechnungs 
befcheides zu weiteren Erinnerungen oder ie: zu übers 
geben ift, 

e) auf die fortwährende Aufſi icht über die Auftechthaltung der Verfaſ⸗ 

ſung, Bollziehung der Landtagsabſchiede, und Einhaltung des feſtge⸗ 
ſetzten Etat, 

f) auf die einſtweilige Vorkehrung bei Etledigung ber Landeskaſſiter⸗ 
ſtelle, endlich 

g) auf die dermal vorliegende Steuerperaͤquation und bie damit ſich erge⸗ 

benden Gefchäfte und Berhandlungen. 

$. 122. Der Ausfhuß kann keine bleibende Verbindlichkeit für das 
Land eingehen, und ift dem nächften Landtage, hinſichtlich feiner Geſchaͤfts⸗ 
führung, verantwortlih. Er hat diefem über feine Verhandlungen Rechen 
[haft abzulegen, und folhe find nur fo weit für das Land verbindlich, als 
fie von dem Landtag wirklich anerkannt werden. 

$. 123. Der Ausfhuß hat fi) zu Beſorgung ber ihm obliegenden 
Geſchaͤfte atjährlih im Monate December an dem Sige ber Regierung zu 
verfammeln, 

Außer diefem regelmäßig eintretenden Zuſammentritte kann eine wei⸗ 
tere Verfammlung nur auf landesfürftlihe Einberufung und Genehmis 
gung, welche bei wichtigen und dringenden Vorkommniſſen erfolgen fol, 
Statt finden: 

$. 124. Die Mitglieder des Ausfchuffes beziehen während ihrer Vers 
fammlung die nämlihen Diäten und Reiſekoſten, . $. 4119. für den 
Director und die Abgeordneten beftimmt find. 


Titel XI 
Gewähr der Verfaffung. 


$. 125. An dem gegenwärtigen Grundgefege, und ber dadurch ger. 
gründeten Verfaſſung des durſtenthuwe ſoll ohne voraͤngige Berathung 
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auf einem, Landtag und deſſen Zuſtimmung weder etwas aufgehoben, noch 
hinzuge gt werden. 

Daſſelbe hat als verbindliches Landesgeſetz u beſtehen. Jeder Regie— 
rungsnachfolger wird bei dem Antritt ſeiner Regierung den Ständen bei 
fuͤrſtlichen Ehren und Winda die underbruͤchliche Feſthaltung der Verfaſ—⸗ 
fung ‚in. einer ſchriftlichen Urkunde zuſichern, welche, noch vor der Huldigung 
von dem neuen Randesfürften in Empfang zu nehmen, ein auferordentlicyer 
Landtag einberufen wird. 

$. 126. Im Falle einer Vormundfhaft, wird der Regierungsvermwefer. 
bei dem Antritte dee Vormundſchaft in einer deshalb zu veranftaltenden 
Ständeverfammlung den Eid ſchwoͤren, daß er das Fuͤrſtenthum, in Ge⸗ 
maͤßheit der Verfaſſung und Geſetze, regieren, die Integritaͤt deſſelben und 
bie landesfuͤrſtlichen Rechte erhalten, und am den Landesfuͤrſten die Ge: 
walt, deren Ausäbung ihm zeitlich anvertraut iſt, vollftändig und getreu 
man. werde, 

12 * Alle Staatsdiener und angeftellte Beamten, alle Magiftrate 
und Bali Idwören dermal, und künftig bei dem Dienſt- oder Amts: 
antritte folgenden Eid: 

IIch fchwöte Treue dem -Bandesfürften, Gehorfam dem Gefepe, und 
. „Beobachtung der Kanbesverfaffung. er 

Sie find ohne Ausnahme. für die genaue Beobachtung ber Berfaffung 
in ihrem Wirkungskreife verantwortlich. 

Den gleichen Eid abzulegen, find alle‘ Landesangehörigen bei der Hul: 
bigung ? ober ‚ihrer bürgerlichen ‚Aufnahme verbunden. s 

$. 128. Gegenwaͤrtiges Verfaffungsgefeg wird unter die Garantie des 
telitfcyen Bundes geftellt, und bei dem Bundestage der erforderliche Antrag 
—— gemacht werden. 


As aber die verſammelten Staͤnde mit der in dem Entwurf enthal⸗ 
tenen Wahlordnung nicht zufrieden waren, und am 4. Mai 1832 eine 
Eingabe dagegen machten, erfolgte am 20. Mai nachſtehende fürftliche 
Erklärung, fo daß die Beendigung der Tandftändifchen Angelegenheit im 
Fuͤrſtenthume Sigmaringen noch ‚nicht zur Entfcheidung gekommen ift. 


Berordnung vom 20. Mai 1832. 


Durch die Eingabe der Ständeverfammlung vom Aten biefes Monats 
und die damit verbundenen Vorfchläge mehrerer Abänderungen in den Tit. VII. 
des Verfaffungsentivurfes enthaltenen Beftimmungen’einer Wahlordnung haben 
Mir Uns veranlaft gefunden, die in Vorſchlag gebrachten Anordnungen einer 
wiederhohlten Berathung Unferer fürftlichen Regierung zu unterjtellen, in def: 
fen Gefolge, und nachdem Wir jeden einzelnen Antrag forgfältig erwogen, 
Wir Uns folgendermaagen auszuſprechen bewogen fehen: 

So fehr es in Unferen landesväterlichen Geſinnungen gelegen geweſen 
wäre, das Verfaffungsgefhäft auf dem Wege einer gegenfeitigen Vereinbarung 
alsbald hergeftellt zu fehen und die dem Rande bisher ergangenen bedeutenden 
Koften nicht abermals erneuern zu müffen; fo haben Wir doch auf das 
wiederhohlt ausgefprochene Verlangen der gegenwaͤttigen Ständeverfammlung 
Uns dafür beftimmt, die Wahlordnung nad den vorgelegten Wuͤnſchen und 
Anträgen, fo weit Wir denfelben nachzugeben vermögen, abzuaͤndern und fos 
nad) die bisherige Verſammlung aufzulöfen. 

69* 
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Mir werden nach den dieſer Unſerer Etklaͤrung belgefuͤgten Beſtimmun⸗ 
gen alsbald nach beendigten Feld = und Erntegeſchaͤften die Vornahme teuer 
Wahlen in der neuerlich fejtgefeßten Anza acht anotöhen, und wollen Uns die 
weitere. Zeitbeftimmung „für bie alsbaldige inbetufung eines neuen Landtages | 
vorbehalten. Es wird Uns hierbei vorzüglich angefegen feyn, dem Verf unge: 
gefchäfte den möglichften Fortgang zu geben, und” daffelbe feiner —— 
Fuͤrſt und Land gleich RP: — entgegen ‚zu —2 





Fuͤrſterthum Liechtenſtein. — 


‚Das Fuͤrſtenthum Liechtenſtein beſtehet aus den beiden 
Vaduz und Schellenberg, welche kaum 3 Geviertmeilen” mit: 56000 


Einwohnern umſchließen. — Der Fuͤrſt von Liechtenſtein wärd, nach diefen 
Beſitzungen, im Jahre 1806, mit Souverainetät, in den Rheinbund aufs 
genommen, und trat im Jahre 1815, unter. benfelben Berpältuiffen; 3 in die 


Reihe der Mitglieder des teutſchen Bundes. 
Er gab die nachſtehende (octroirte). 


Verfaſſung des Füuͤrſtenthums Liechtenſtein v. O. Novi 1818, 


Mir Johann Zofeph, von Gottes Gnaden ſouverainer Für, und 
Megierer des Haufes von und zu Liechtenftein "von Nikolsburg * eiflilen 
den dreizehnten Artikel der teutſchen Bundesacte folgendermaßen: 

$. 1. Nachdem Wir, ſeit Aufloͤſung des teutſchen Reichsverbandes, die 
oͤſtreichiſchen buͤrgerlichen und peinlichen Geſetze und Gerichtsordnung in Uns 
ſerem ſouverainen Fuͤrſtenthume Liechtenſtein eingeführt, und Uns hbei Conſti⸗ 
tuirung einer dritten und oberſten Gerichtsſtelle am die diesfaͤllige oͤſtreichſche 
Geſetzgebung auch fuͤr die Zukunft angeſchloſſen haben; ſo nehnien Wir nun 
gleichfalls die in den €. €. oͤſtreichſchen teutſchen Staaten beſtehende fand» 
ftändifche Verfaſſung in ihrer MWefenheit zum Muüſter für — Fuͤr⸗ 
ſtenthum an. 

$. 2. Die Landſtaͤnde ſollen beſtehen: 

a) aus der Geiſtlichkeitz ae De 
b) aus der Landmannfdaft.. 

$. 3. Unter der Geiftlichkeit werden alle Bei iger geiſtlichet Beneficien,. 
und alle geiftlihe Communitäten begriffen. ‚Diefelben erwählen. durch abſo— 
Inte Mehrheit der Stimmen aus ihrem Mittel auf Lebenszeit drei 
Deputirte, und zwar zwei für die Geiſtlichkeit der Grafſchaft 
Vaduz, und einen für jene der Grafſchaft Schellenberg, und 
ftellen fie Unferm fuͤrſtlichen Oberamte zu Vaduz, zur Beftätigung vor. Nebſt 
dieſen hat ein jeder Beſitzer einer geiſtlichen Pfruͤnde, der wenigſtens ein lie⸗ 
gendes, oder der Verſteuerung unterworfenes Vermoͤgen von 2500 Gulden, 
nach der gegenwärtigen Steuerfhägung angenommen, befigt, oder von einem 
ſolchen Gapitalbetrage zu den allgemeinen Landesbedürfniffen beiträgt, ein 
Recht auf die Landftandfchaft. 

N Die Landmannfchaft wird durch die zeitlichen Vorſteher oder 
Richter, und durch die Altgeſchwornen oder Sädelmeifter einer jeden Gemeinde 
vorgeſtellt. Das Recht der Kandftandfchaft haben aber auch alle Unfere übri: 
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‚gen Unterthanen, die für ihre Perfon an liegenden Gründen einen Steuerfag 
von 2000 Gulden nad) dermaligem Steuermaaßſtabe ausweifen, dreißig Jahre 
alt, von unbefcholtenem und uneigennügigem Rufe, und vertraͤglicher 
Gemüchsare find. „0 en et | 
— .5. Bei Unferem fürftlihen Dberamte zu Vaduz foll ein landſtaͤndi⸗— 
ſches Katafler errichtet, und in daffelde die in, $$- 3 umd 4. bezeichneten 
Landſtaͤnde nad gehörigem Ausweiſe unentgeldlic eingetragen werden, 
. $. 6. Findet Unfer fuͤrſtliches Oberamt für gut, einem der vorgeſchla⸗ 
genen, oder fich, ausweiſenden Landſtandsberechtigten die verlangte Inkataſtri⸗ 
‚zung zu verweigern ; fo hat es feine Gründe dazu Uns unterthänigft vorzus 
legen, und Unfere hoͤchſte Entſchließung zu gewärtigen. —. 
$. 7. Den infataftrieten geiſtlichen Landftänden ſoll in allen amtlichen 
Shriftiihen oder, mündlichen Anreden das Praͤdicat Herr gegeben,, und im 
"Falle der perfönlihen Erfheinung von den Landesbehörden die Auszeichnung 
eines. ———— Sitzes zu Theil werden. 
.8. Nichtunterthaͤnige Guͤterbeſitzer, oder eigentlich deren Repraͤſentan⸗ 
ten, wenn fie nach vorheriger Inkataſtritung den ſtaͤndiſchen Verſammlungen 
beiwohnen wollen, haben auf die dem geiſtlichen Stande zuerkannte Aus— 
zeichnung Anſpruch und mit dieſem gleichen Reing. — 
G. 9. Zur ordentlichen Verſammlung der Stände werden Wir vor 
dem Schluffe eines jeden Jahres einen Landtag ausfchreiben, wobei 
Unfer zeitlicher Landvoigt in Vaduz, als Unfer Iandesfürftlicher Commiſſarius, 
den Boris und die Leitung der Gefchäfte zu führen, die Sigung zu eroͤff⸗ 
nen und zu fließen bat. Diefer Landtag ift in foweit bis zur naͤchſten 
Ausschreibung für fortwährend zu betrachten, als Wir gedacht Unferm Com⸗ 
‚ miffario die Befugniß erthrilen, aud) im Laufe des Jahrs, wenn es nöthig 
feyn follte, Unſere getreuen Stände zur auferordentlihen Verſammlung zus 
ſammen zu berufen. Zu jeder Berfammlung ift ein jeder Landftand vierzehn 
Tage vorher fchriftlich einzuladen. ° IE RE, j 
$. 10. Jede eigenmaͤchtige Verſammlung ber Stände ohne vorherge: 
gangene Einladung, fo wie jede eigenmaͤchtige Verlängerung der Sitzung 
wird, außer der Unguͤltigkeit der Beſchluͤſſe, mit Verluſt der Landftandfchaft, 
und nad) Umftänden noch fttenger, fo wie tumultariſches und achtungswidti— 
ges Betragen nach Vorſchrift der beftshenden Gefege beftraft werden. 

. 41. Unferen auf dem Landtage verfgmmglten getreuen 
Ständen werden Wir duch Poftulate den Bela jedesmal 
vorlegen, und da Wir davon nichts für Uns behalten, fon: 
dern lediglich jene Ausgaben barunter begreifen merden, 
welche. zur innern Verwaltung und rüdfihtlid der äußern 
Verhältniffe erforderfih find; fo haben Unfere getieuen 
Stände fih nur über die Einbringlichkeit der poftulirten 
Summen zu beratbfhlagen, und dafür zu forgen. 

$. 12. Da 08 Unfer fefter Wie ift, daß alle liegende Befigungen 
ohne Unterfchied des Eigenthümerg nah einem gleichen Maapftabe in 
die Steuer gezogen werden‘ ſollen, mithin eine vollkommene Gleichheit in 
Tragung ber ‚allgemeinen Laſten einem jedem, einzelnen Unterthan vor Ueber: 
haltung fihere, To fol au) die Auftechthaltung diefer Gleichheit ein Gegen: 
ſtand der landftaͤndifchen Obſorge ſeyn. 5° ne 

$. 13. Mir das äallgemeine Beſte des Landes darf das Augenmerk 
der Stände ſeyn, jede Parteilichkeit oder Beguͤnſtigung einzelner Perfonen 
oder Klaſſen iſt zu vermeiden. Daher Wir jedem Landſtande die Befugniß 
einraͤumen, auf dem Landtage Vorſchlaͤge zu machen, bie auf das 
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allgemeine Wohl abzielen; Über dem daruͤber erfolgenden Landtagsſchluß behal⸗ 
ten Wir Uns jedoch das Recht der Genehmigung oder Verwerfung vor. 

$. 14. Diefe Vorfchläge dürfen aber ſolche Gegenftände nicht betreffen, 
die entweder, gemäß Urbarien, oder althergebradhter Uebung, Unfere eigent= 
lichen Dominicalgefälle, oder Unfere Privatrenten betreffen, weil fie,- wenn 
fie glei den Namen von Landestegalien führen, gleichwohl Unfer Privat- 
eigenthum find, das außer dem Wirkungskreife ftändifcher Befugniſſe legt. 

$. 15. Dagegen geben Mir aber Unferen getreuen Unterthanen Unfere 
gnaͤdigſte Verfiherung, daß Wir bei Einführung neuer allgemei— 
nee Abgaben, in wie weit fie nur aus der Kandeshoheit geredhtfertiget 
werben koͤnnen, bdenfelben alfo fein Dominicaltitel zum Grunde liegt, die 
Händifhe Berathung vorausgehen laffen, und ihnen in ge= 
teten und billigen Fällen Unfere hoͤchſte Genehmigung 
nicht verfagen werden. 

$. 16. Vorſchlaͤge im bürgerlichen, politifhen und pein= 
lihen Fache koͤnnen Wir aus dem im $. 1. fhon vorgekomme— 
nen Grunde, und Vorfchläge, die dufern Staatsverhältniffe betreffend, 
dürfen Mir, wegen dem nöthigen Miteinverftändnig mit andern mädhtigern 
teutfchen Staaten, Unferen getreuen Ständen nicht erlauben. 

$, 17. Die abfolute Mehrheit der Stimmen der am Landtage gegen: 
wärtigen Stände bildet einen Landtagsbeſchluß, welcher Gefegkraft erhält, fo 
bald Wir ihm Unfere hödyfte Genehmigung werden ertheilt haben. Zu dies 
ſem Behufe hat Unfer landesfürftficher Commiffair, nad) vorheriger deutlicher 
Erklärung des zu berathenden Gegenftandes, die Umfrage durch abwechfelndes 
Aufrufen eines geiftlichen und eines weltlichen Standes, bei jenem anfıns 
gend, zu thun, jede einzelne Aeußerung, nebft den anzugebenden Beweggruͤn⸗ 
den, durch den Amtsſchreiber zu Protocoll nehmen, das Reſultat demſelben 
kun, beifügen zu laffen, und die fo inftruirten Landtagebefhlüffe an Uns zu 
befördern. 

— zu Eisgrub, am 9. November 1818. 


Johann Joſeph, 
Fuͤrſt und Regierer des Hauſes von — zu Liechtenſtein. 
L. 


hassen v. MWalberg, 
erfter Hofrath des regier. Herrn Fuͤrſten von Liechtenftein Durchl. 
Sohann Albert Ritter v. Oſtheim, 
fürftliher Hofrath. 
Nah Sr. hochfürſtlichen Durchlaucht Höchfteigenem Befehle: 
Sofeph Freiherr v. Bufhmann, 
fürftt. Sectetair. 


20. 
Das Geſammthaus Reuß. 
Das Geſammthaus Reuß beſtehet aus zwei Hauptlinien: 
1) der älteren Linie Reuß-Greitz, deren Fürft fein kleines Land 
mit völlig abgefonderter Staatshoheit regiert; und 
2) der jüngeren Linie Reuß-Schleit, welche (feit 1824, wo ber 


dritte Zweig dieſes Haufes zu Lobenſtein erlofch) in zwei Zweige 
ſich theilt: 
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a) Reuß-⸗-Schleitz, und 
b) Reuß-Lobenſtein-Ebersdorf. 
(Reuß-Koͤſtritz iſt nur eine paragirte Nebenlinie.) 

Die juͤngere Linie beſitzt die Herrſchaft Gera gemeinſchaftlich. — 
Die Länder beider Linien haben weder während der Zeit des Rheinbun⸗ 
bed, zu welchem die Fürften Reuß feit 1807 gehörten, noch fpdter, nach 
den Beitritte (1815) zum teutfchen Bunde, eine neue landfländifche 
Verfaſſung erhalten. Doch erfchien, nach den unruhigen Auftritten im 
Sept. 1830 zu Gera, im Jahre 1831 eine (fehr ausführliche und zeit: 
gemäße) „Verordnung, die VBerfaffung des Stadtraths und 
ber Gemeinderepräfentation in.dber Stadt Gera.” (Gera, 
1831. 58 Seiten. 4.). 

Es befteht daher in den Rändern beider Linien des fürftlichen Haus 
ſes Reuß noch die ältere (nicht aufgehobene) landſtaͤndiſche Verfaſſung, 
obgleich im Fuͤrſtenthume Greitz der letzte Landtag im Jahre 1817, in 
den Laͤndern der juͤngern Linie aber der letzte — im Jahre 
- 1795 zu Sera gehalten ward, 

Ueber den politifchen Charakter der Landſtaͤnde im Reußiſchen, be⸗ 
richtet Crome (in ſ. geographiſch-ſtatiſtiſchen Darſtellung der Staats⸗ 
kraͤfte ꝛc. Th. 3. S. 136*) aus amtlichen Mittheilungen, im Ganzen, Fol: 
gendes: 

In den Ländern ber aͤltern und ber juͤngern Linie werben die Staͤnde 
durch die Ritterfehaft, — worunter die Befiger der Fanzleifchriftfäffigen 
Kittergliter, ohne Unterfchied des abeligen oder bürgerlichen Standes, ge= 
rechnet werden, — und burch die Städte gebildet. Auf dem Land: 
tage, welchen die ältere Linie für fich befonderd zu Greig, die jün- 
gere Linie aber für ihre fämmtlichen Gebietötheile zu Gera hielt, er: 
fehienen früherhin die fämmtlichen Glieder der Ritterfchaft und Deputirte 
der fchriftfälfigen Stabträthe. Dies nannte man vollftändige Land: 
tage. In neuerer Zeit wurden an deren Stelle Landausfhußtage 
( Deputationdtage, oder enge Landtage) gehalten, auf welchen die Ritter: 
fhaft nur durch einige, aus ihrer Mitte gewählte, Abgeordnete er: 
fchien. — Die Ritters und Landfchaft innerhalb eines jeden Fürftenthums 
bat ihren befländigen Ausfhuß, aus dem Xelteften der Ritterfchaft und 
einigen gewählten Deputirten beftehend, und einen Confulenten, wel 
chem die Abfaffung der von den Ständen ausgehenden Schriften obliegt. 
— {in ben beiden Landestheilen der jüngern Linie machen die Glieder 
ber Ritter» und Randfchaft, für die befonderen Angelegenheiten des Ge: 
bietdantheild, eine felbftftändige Corporation aus. Diefe einzelnen Land⸗ 
ftandfchaften aber bilden, für dad gefammte Gebiet der juͤngern Linie, 
- in gemeinfcaftlichen Angelegenheiten aller Landeötheile, einen Gefammt: 
koͤrper, unter dem Namen ber allgemeinen Landflände — Die 


) Berg. Kluͤber, Öffentliches Recht ıc. Ste Aufl. ©. 890, 
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Stände in den Neußifchen Ländern haben eine berathbende Stimme 
bei der allgemeinen Gefeggebung und Landesverwaltung; ihr Gutachten 
wird vorzüglich in Beziehung auf die Gerechtigkeitspflege und die Steuern 
verlangt. Die, nach Einhohlung des landftändiichen Gutachtens von dem 
Fürften ausgefchriebenen, Steuern fliegen in die, für jedes Fuͤrſtenthum 
beionders beftehende, Kandesfteuerkaffe, deren Einfünfte für die Bedürf: 
niffe der innern Landesverwaltung, und für die Unterhaltung des Miliz 
tairs verwendet werden. - Die Aufficht über die Verwaltung diefer Kaffe 
ift im jedem Fürftenthume einem Steuerdbirector übertragen. Er nimmt, 
mit Zuziehung einiger ſtaͤndiſchen Deputirten, jährlich die Steuerrechnuns 
gen ab, und juftificirt dieſelben. 


30, 
Fuͤrſtenthum Lippe=- Detmold. 


Es beftand im Fürftenthume Lippe eine aus der Vorzeit ſtammende 
landſtaͤndiſche Verfaffung, nach welcher, auf dem jährlich gehaltenen Land: 
tage, die Steuern bewilligt, und die allgemeinen Landesangelegenheiten 
berathen wurden. Die Landftände erfchienen in zwet Gurien: die rit= 
terfchaftliche und die ftadtifche. Jede verfelben wahlte aus ihrer 
Mitte zwei Deputicte für die laufenden und zu beicyleunigenden Angelegen: 
heiten, von welchen bie amtlichen Deputirten Landräthe hießen. Em 
Landfyndicus war beiden Curien gemeinfchaftlich verpflichtet, und eine Land: 
Taffenadminiftrationscommiffton leitete das öffentliche Kaſſenweſen. 

Seit dem Beitritte des Haufes Lippe zum Rheinbunde (1807) hat: 
ten die jährlichen Randtage aufgehört. Als aber das Haus Kippe (1815) 
dem teutfchen Bunde beigetreten war, nahmen die Stände Anfangs die 
völlige Micderberftellung der alten Verfaffung in Anſpruch, und fpäter 
eine zeitgemäße Geftaltung berfelben auf dem Wege des Vertrags. Nach 
längern Verhandlungen deshalb reichten fie (1817) eine Beſchwerde bei 
der Bundesverfammlung ein, welche (1818) deshalb eine Bermittelungs: 
commiflion ernannte. — | 

Da gab die verwittwete (nun verewigte) Fuͤrſtin Pauline, als 
Vormuͤnderin ihres Sohnes — des jegt regierenden Fürften Leopold — 
am 8. Juni 1819 ihrem ande eine neue (octroirte) landſtaͤndiſche Ver: 
faffung, welche von dem Fürften Leopold mit unterzeichnet ward, und 
— nach einer Öffentlichen Beurtheilung berfelben in der Halle’fchen 
Literaturzeitung vom Jahre 1820. St 40. — aus der Feder der 
Fuͤrſtin felbft gefloffen if. Die Fürftin machte (1819) diefe Erfüllung 
bes 13ten Artikels der Bundesacte der Bundesverfammlung bekannt. — 
Allein gegen die, durch diefe neue Verfaſſung beabfichtigte, völlige Auf⸗ 
bebung der ältern ſtaͤndiſchen Verfaflung, fo wie gegen die Bejtimmuns 
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gen der ‚neuen Verfaſſung ſelbſt, proteſtirten ‚bei der Bundesoerfanumlung 
nicht blos die fruͤhern Stände des Landes, ſondern auch Aug 1319) 
der nächte Agnat, der Fuͤrſt von Schaumburg: Lippe, obgleich daraufıbie 
Fuͤrſtin⸗ Vormimderin zu Frankfurt die“ Erklaͤtung abgeben te: ‚daß der 
Fuͤrſt von. Schaumburg = Lippe: weder aus feinen agnatifchen Berhältniffe ſen, 
noch aus dem beſtehenden Interimiſticum, ein Einwilligungs= oder Wi⸗ 
derſpruchsrecht ableiten konne.“ Dennoch iſt dieſe Berfaffung, ſelbſt nach dem 
Regierungsantritte des Fürften Reopold, noch nicht ind Staatöleben ein⸗ 


getreten, und kann daher in. dieſer Urtangeulamnna Kin; als ag 
fungsentwurf: aufgenommen werben, zo 


a) Landſtandiſche Werfaffungsurfun! e * deta hent 
| | ‚Lippe vom 8. Juni 1819. 


on Gottes Gnaden Pauline Ehriffine —— zc. Mir, —— 
bisher auf mehr als eine Weiſe an ber, Erfuͤllung des dreizehnten Artikels der teut⸗ 
ſchen Bundesacte gehindert, geben aber Ne: ‚mit pollee Beiſtimmung des 
ünftigen regierenden Fürften, Unſers Herrn Sohnes Paul Alexander Leos 
pold Lichden, dem Fuͤrſtenthum Lippe nachſtehende landftändifche Verfafiungsurfunde. 
Möge fir dem gelichten Lande, dem fiebenzehn Jahre unfere treue, mütterliche Bür- 
forge gewidmet wart, bei dem. nahen Ende Unfrer vormundfchaftlichen Regierung -ein 
theures Vermaͤchtniß und die Grundlage ungeftörter Einigkeit zwifchen * und 
Gliedern werden. Es bedarf keiner neuen Landesconflitution; es war: unnöthig, 
Rechte zu verfichern , die, zu entzichen nic Unſre Abſicht war, Pflichten einzuſchaͤr⸗ 
fen, die, ſich von ſeibſt perſtehen. Wir wollten nur die Hauptzuͤge der landſtaͤndi⸗ 
ſchen Verhältniffe nach den Bedürfniffen des Uns anvertraueten Landes, bezeichnen, 
und .überlaffen, e8 9 fe ber Zukunft, im. ſegensreichen Einverſtändniß der ı —5* 
Regenten und der. kuͤnftigen Stände, bie Landeseinrichtungeng. fortig reitend- ‚mit 
den Bebürfniffen der Zeit, zu vervolllommnen und auszubilden: Es iſt ‚Das, Schöne 
Vorrecht hoher Menfcpenwürde, niemals- ftil zu ftehen, nie am Ziele ſich zu. glan- 
benz bean was die Väter begluͤckte, paßt nicht mehr ganz für die Söhne; a dieſe 
bedürfen, wuͤrde ſchwerlich mehr den Enkeln genügen; aber dagegen ficht es uner— 
ſchuͤtterlich feſt, daß, wo es dem allgemeinen Wohle gilt, dem perfönlichen Vor⸗ 
theil, den hergebrachten Gewohnheiten entfagt werden muß, und das Gluͤe * 
Geſammtheit alleĩn Richtſchnur ſeyn und bleiben darf. 
Die Wahlen. ſollen ohne Aufenthalt angeſetzt, und, fobald fie boden fi J 
die Abgẽtordneten zum Landtage berufen werden. Dieſe Verordnung wird abgedruckt, 
vertheilte, angeſchlagen, und ohne $ —— von den Kanzeln verleſen. 
gulina 
| v. Funk. Helwing. Petri. v. Meien., } 


r —R 
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‚Berfaffungsurkumde uch, 
 Erfter Titel. = 


——— der Landſtaͤnde, der Anzahl ihrer Abgeordneten, 
und deren Rechte und Pflichten. 


$. 1. Die bisherigen, Stände von Ritterſchaft und: Stästen im Fuͤrſtenthum 
Lippe werben aufgehoben und durch eine Vertretung aller Landeseinwohner erſttzt. 

8. 2. Diefe- Bolfsvertretung ruhet auf Grundeigentpum und. bisdiet: ſich aus 
* drei Klaſfen der ſchrifttaſſigen — des ——— und. des rare 

andes. 

$. 8. Jede vieſer drei Kiaffen wählt "aus, ihrer Mitte fi eben Abgeordnete," die 
fih auf Ausſchreiben der Landesregierung verſammeln und dann den Landtag bilden. 

$. 4. Dieſe ein und zwamig Abgeordneten wertteten bie Geſammtheit des Lips 
peſchen Landes, nit blos die fie gewählt — — das — des ganzen 
Vaterlandes iſt ihre Heilige Pflicht. 
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—  $ 5. Die Wahl beſtimmt jedem Abgeordneten einen Stellvertreter für ben 
all, wenn der Tod, der Verluſt der erfotberlichen Eigenfchaften, oder bie mit Ians 
—A— Genehmigung erfolgte Riederlegung feiner Stelle, fein Verhaͤltniß 
loͤſet Da # 
u, 6. Die Abgeordneten und ihre Stellvertweter geloben vermöge körperlichen 
Gides: dem Landesherrn unverbrühlide Treue, den Geſetzen Gehorfam, der Vers 
‚foffung Aufrechthaltung, bem Gemeinwohl des Vaterlandes unabläffige Aufmerkfam: 
Zeit und Kürforge: u, «, *45 
8. 7. ‘Bei Einführung neuer ober Abänderung früherer Landesgeſetze ſollen die 
Landesaßgeordneten mitwirken, ihr Gutachten geben, und wird, wenn jene Ber 
orbnungen auf’ bie kandesverfaſſung weſentlichen Einfluß haben, ihre Zuftimmung 
erforderlich feyn., u... 000. = | 
.B Ohne dorhergegangene Berathung und ausdruͤckliche Beiſtimmung der 
Landesabgeordneten kann feine neue Steuer, fie habe. auch Namen: welchen. fie wolle, 
fey direct oder indirect, aufgelegt, Feine Anleihe auf den Grebit landfchaftlicher Kaſ— 
fen gemacht werben. Bei hoͤchſt dringenden Fällen und unauffdieblidger Eile follen 
jedesmai die Deputirten des ſtaͤndiſchen Ausfchuffes zur Ueberlegung und Repartition 
zugezogen werden. Bon Nebenbedingungen bei Steuerbewilligung darf niemals 
pi — nur von richtiger und alleiniger Verwendung zu den angegebenen 
wecken. Fr 
$. 9. Die bieherigen Längft beftehenden Steuern, welche im Verhoͤltniß andrer, 
dur Krieg und Regentenwechſel härter betroffenen, Staaten weber vielfach noch 
druͤckend find, bleiben vorerft noch in gewohnter Art. 

Die Regierung legt, wie bisher auf jebem Landtage, einen Etat ber 
nöthig erachteten Bewilligungen bis zum nädjften vor, ben genau zu prüfen und 
was bed Landes Wohlfahrt fordert, dabei zu erinnern, ber Landesabgeordneten bes 
fondere Pflicht iſt. 

Ä 8. 11, Auch fteht den Vertretern des Landes das Recht des Vorſchlags, der 
Anzeige, der Erinnerung bei Gegenftänden zu, welche bie Wohlfahrt des Landes, 
Vervoͤllkommnung ber Gefesgebung, Mißbraͤuche der Verwaltung, Verbrechen eins 
gelner Staatsdiener umfaffen. Dem 

ı . 12. Außer dem Landtagsbireetor, ' welcher nur während bes Landtags fein 
Amt verwaltet, und einem kLandſyndicus, ber im Lande wohnt und wohl im Stande 
iſt, ſeinen Verpflichtungen zu genügen, wählt noch jeder Stand, zu leichterer und 
ſchneilerer Beforgung der landftändifchen Angelegenheiten auch außer bem Landtage, 
einen dauernden Deputirten. Diefe drei bilden den Ausſchuß. 

8.13, Ale diefe Wahlen bebürfen der Beftätignng des kandesherrn. 


ak se Zweiter Titel. 
Nähere Angabederzu jedem Stande gehörigen Staatsbürger. 
14 Der erfle Stand ober der Stand ber Gutäbefiger im Bürftenthum 
‘Lippe befteht aus ben Stiftern Eappel und Lemgo, aus allen Eigenthümern fhrift: 
fäffiger, weder ber ſtaͤdtiſchen Gontribution, noch der Grunbfteuer des platten Landes 
unterworfenen Güter. Diefe Güter mögen in.einer Stadt oder auf dem Lande lie 
en, bisher dem 'ritterfchaftlichen Katafter einverleibt geweien ſeyn ober nicht, ber 
igenthümer mag adeligen oder bürgerlihen Standes feyn, fehlt ihm nur Feine ber 
Eigenschaften zur Ausübung des Stimmredts; fo fteht ihm bei der Wahl der fie: 
ben Abgeorbneten bed erften Standes sine Stimme zu. + Zerfplitterte Grundftüde 
ohne Wohnhaus berechtigen hierzu nicht. 
$. 15. Den zweiten ober den Bürgerftand vertreten bie Abgeordneten ber 
Städte Lippftadt, Lemgo, Horn, Blomberg, Salzufeln, Detmold, Barntrup und 
des Fleckens Lage. Die ſechs erften Städte wählen jede einen Abgeorbneten; Barn⸗ 
trup und Lage dem fiebenten gemeinſchaftlich. 
$. 16, Den britten.oder den Bauernftand bilden alle erbliche Güterbefiger bes 
platten Bandes, welche unter der erften Inftanz der Aemter fichen, fie mögen ber 
Wontribution oder. Grunbfteuer unterworfen feyn oder nicht, ohne Ruͤckſicht auf die 
Größe ihrer Beſitzungen; bie Flecken Schwalenberg, Alverdiffen, Böfingfeld, Va⸗ 
venholz, und ſaͤmmtliche Erbkoͤtter ohne Unterfchieb der Eremtion. 


Dritter Titel, 
VB on:dben Wahlen. 


“8. 17. Die Regierung ſchreibt bie von bem Landesherrn verorbneten Wahlen 
aus, die nach ihrer Vollziehung deflen Genehmigung bedürfen. 


...d 
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FJ. 18*Die Behörden, denen’ die Leitung der Wahl anvertrauct wird, enthal⸗ 
ten fi aller Vorſchlaͤge, jeber Einmiſchung, forgen. für Orbaung, Ruhe; verftäns 
digen die Erſchienenen mit großer Sorgfalt, und ermahnen fie, a und 
rücfichtslös ihre Stimme nur Männern von bekannter, Cinfiht und Rechtſchaffen⸗ 
heit zu geüen, er ER TE A AR, ar 
.$19. Die Wahlen der Landesabgeorbneten des erften Standes gefchehen in 
einer und berfelben Handlung unmittelbar, die Wählen ber Abgeordneten des zwei 
ten. und, —I Standes mittelbar durch die dazu beſtimmten Wahlmänner. 
2 er. zu Bippftabt, Lemgo, Horn, Blomberg, Salzufeln, Detmold ober 
in Barntrup und Page ein Wohnhaus, in den Aemtern und Voigteien eim der Amts: 
gerichtsbarkeit unterworfenes Gut, Wohnhaus ober Stätte wirklich befigt, und der 
nachher anzuführenden Eigenfchaften dieſer Klaffen nicht ermangelt, ift ein Wähler 
bes zweiten ober dritten Standes. — 

"21. Füuͤr funfzig bürgerliche Wohnhaͤuſer in den Städten und dem Flecken 
Lage, und für fünfzig amtsfäffige Güter, Golonate oder Stätten auf dem Lande 
wird immer ein Wahlmann erfohren. EI: Ä 

$. 22. Wer als Wähler Theil nehmen will, muß fein Vermoͤgen felbft vers 
walten, weder in Concurs nod location ftehen, im Lande wohnen und 25 Jahre 
zurüdgelegt haben. ' Wer fi eine entchrende Strafe zuzog, ift von jeder Wahl 
ausgeſchloſſen. ——— 

$. 23. Der Wahlmann bedarf, außer denen vom Wähler begehrten Eigen: 
fhaften, ein breißigjährigeg Alter, Bekenntniß der chriſtlichrn Religion, untadel⸗ 
baften Wanbel, den Ruf eines verftändigen, rechtfchaffenen Mannes und ein Grund⸗ 
vermögen von 1000 Thalern, um wählbar zu feyn. Br 0 Fin 

$. 24. Gin Landesabgeorbneter muß die Eigenfchaften des Wählers und Wahl: 
manns befisen, feine Gedanken fchriftlich verftändlich auszubrüden vermögen, und 
ein Grundvermögen von 8000 Thalern haben. Die nämlidhen Vorzüge muß ber 
Stellvertreter eines Abgeordneten vereinigen. 

8. 25: Niemand kann in mehr als einem Stande wählen, mehr als’ eine 
Etimme führen; doch hängt ed von einem jeben ab, ber in mehr als einer Klaffe 
Grundeigentum befigt, das Gut zu beftimmen, von dem er feine Rechte ‚aus: 
üben will. 3 35 | | I 

8. 26. Die Stifter Cappel und Lemgo werben jebes durch feinen Syndicus 
vertreten. Andere Wahlftimmen müffen perfönlich erſcheinen und ruhen demnad), 
während eine Frau fie befist, ein Bormund oder Gurator fie verwaltet. 

8. 27. Großväter, Väter, Brüder koͤnnen nicht mit ihren Enfeln, Söhnen 
und Geſchwiſtern zugleich Wahlmähner, noch weniger Randesabgeorbnete ſeyn. Wers 
ben fie demnach gleichzeitig gewählt; fo tritt der jüngere an Jahren zurüc und fein 
Stellvertreter ein. £ ee 

$. 28. Die Mitglieder der Regierung , der Rentlammer, des Eonfiftoriumg, 
der obern Juſtizhoͤfe, diejenigen, welche Bofchargen oder Militairdtenfte bekleiden, 
können keine Landesabgeorbnete feyn.. Andere dazu gewählte herrſchaftliche Diener 
muͤſſen erft die Erlaubniß des Negenten zur Annahme nachſuchen. Ä 

. 29. Wer an einer Wahl Theil nehmen darf, hat auch die-Pflicht, dem an 
ihn ergebenden ehrenvollen Ruf zu folgen, wenn nicht Krankheit, Abweſenheit und 
unaufſchiebliche Geſchaͤfte ihn entſchuldigen. 

. 80. Die Gegenwart von drei Viertheilen der Berechtigten iſt bei jeder Wahl 
nothwendig. Erſcheinen fie nicht zahlreich genug, muß deshalb ein neuer Termin ans 

efegt werden; fo geſchieht es auf Koften derer, die ohne gefegliche Urfache aus— 


lieben. 
}. 31. Bei jeder Wahl, wo Stimmengleichheit eintritt, und nicht einer ber 
Gemwählten freiwillig entfagt, entfcheibet das Loos. 
$. 82. Wer die Wahl ablehnen will, muß es fogleich zu Protocol erklären, 
oder binnen drei Zagen ber Regierung zureicdyende Gründe anzeigen. 
$. 33. Wenn bei den Wahlen bie — Formen nicht beachtet wur⸗ 


den, ober den Gewaͤhlten die geſetzlichen Eigenſchaften fehlen, Raͤnke Einfloͤßungen, 
Berabredungen oder Kabalen eintraten; fö-find ſie unguͤltig umb nichtigz dic-vergeb: 
lichen Koſten fallen dem zur Laſt, ber dieſe Maͤngel verſchuldett und es kann ihn 
nach Befinden auch Strafe treffe. — ul "a de 
$. 34. Die mit der Leitung der Wahl’ beauftragten Behdrden "berichten die 
Vollziehung, mit Beifügung eines (Butachtens über die Gültigkeit, der Regierung, 
welche dann die Entſchließung des Landesherrn bekannt macht. +" Lg 
$. 35. Sobald eine Wahl die landesherrliche Genehmigung erhalten hat, loͤſen 


1100 RR u RE ; Kippe: Detmold. X Ci Son! 
ſich alle Verhaͤltniſſe der. Baptınänner auf,, und fie durfen ſich nicht weiter eigen⸗ 
maͤchtig eſcgre 

Die Lanbesabocbrdneten, bie drei Deputieten des Auefhuffee. und ber 
andfoh — werden anf. ſech⸗ Sapre” gewaͤhlt, Können es aber auch nad) dieſem 
Zeitr aum bleiben, wenn ihre Wahl ſich erneuert. 

Geht während bes ſechsjaͤhrigen Zeitraums ein. für einen Landesabge— 
ordneten eingetretenen Stellvertreter ab; To wird bie Regitrang eine neue Wahl des 
—— und des Stellvertreters beranlaffen. | 

g. 88. Die biefer Verfaffungsurkunde heigefchföffene‘ u Sin 
das Betragen eines jeben Standes bei der ihm obliegenden Wahl. 


3 Bierter Titel, urn SE tet 
— Ben den Lanbtagen.“ — * 


- 8.89. ‚Eine landes hert liche Verordnung im Intelligenzblatt ER ben Bande 
404, der Regel nach in:dig.Refidenz Detmoid. Eigenmäctige landſtaͤndiſche Verſauum 
lungen ſind geſetzwidrig und nichtig; doch kann ſich jeder Stand, bat ey; die landes⸗ 
herrliche Frlaphni dezu exbeten, in, feinen Angelegenheiten vereinigen. 
8.740: Alle zwti Jahre ſoll ein Landtag gehalten werden; doch kann, wenn 
es ber; ‚Randeepere. friiher. noͤthig erachtet, die guſammenberufung der Staͤnde auch 
nach kuͤrzerem Zeitraum geſchehen. 

J. 41. Nach des Regenten. Ableben werden binnen drei Wochen die. Lande zab⸗ 
geordneten einberufen, um die Huldigung zu leiſten, oder im Fall eine Vormund⸗ 
shaft: anzuordnen iſt, dazu mitzuwirken. 

$. 42. So oft eine neue Wahl von Landesabgeordneten eingetreten i ift, begiebt 
ſich eine fuͤrſtliche Commiſſion noch vor Eroͤffnung des Landtags in die Verſamm⸗ 
Jung und beeidigt die Gewählten. 

$..43. Dann wählen faͤmmtliche Banbesabgeorbnete: den Director des Landtage, 
den aus drei Deputirten beſtehenden Ausſchuß, und den Landſyndicus, zeigen den 
Erfolg der fuͤrſtlicheu Commiſſion an, welche die landeshexrliche Genehmigung eins 
hohlt, die Bekanntmachung der Wahlen beſorgt, den. kandtagsdigector und beu- Aus: 
ſchuß auf die ſchon geleifteren Gelobungen verweiſet, und den Landſyndicus beeidigt. 

. 44. Wenn die Staͤndeverſammlung auf dieſe Weiſe ihre innere Einrichtung 
erhalten hatz ‚fo, erfolgt ihre feierliche Eroͤffnung auf dem Reſi idenzſchloß in auch 
ſonſt gewohnter Weiſe. 

$. 45. Die Landesabgeordneten berathſchlagen in einer “Kammer, und erhalten 
eine weitere, Geichäftsorbnung. 

i Die Beratbfhlagungen des Bandtage öefächen Öffentlich; boch kann bie 
Kammer bas, Abtreten deu Zuhoͤrer in dazu geeigneten Fällen verlangen. Die Re 
fultate des Landtags folten in paßlicher Form und Kürze durch den Drud befannt 
gemacht, werben.s . 

‚$. 47. 3u:;einem gültigen Befchluß bedarf eö ber Anwefenheit von wenigſtens 
zwei Drittheilen-der Landesabgeordneten. Der Landtagsdirector, welcher jeden Ges 
genftand der Berathung vorträgt, ‚fucht denfelben in vollftändiger Klarheit darzules 
gen und nach Möglichkeit auf einfache Fragen zuruͤckzubringen. Im Bau entſchiede— 
mer Stimmenmehrheit iſt der Beſchluß gefaßt⸗ Stimmengleichheit veranlaßt die Wie 
derhohlung des Gegenſtandes in einer zweiten. Sizungz und bauert fie auch dann 
noch fort, die Entſcheidung des Landesberen. 

—8 Ale Abgeordnete haben gleiche Rechte und gleiſhe Verpffichtungen fie 
vertreten, alle, Landesbewohner und ſind daher an keine Inſtruction ihrer Wablbehör: 
F gebunden. Sie muͤſſen dieſe in Kopf und Herz, in befter Einfiht und Ueber⸗ 

ung finden. Proteftationen gegen die.Befrhlüffe des Landtages; find gefegwidrig ; 

5 ſteht es jedem Abgeordneten frei, feine abweichende Meinung in einem beſon⸗ 
nn Auffag zur Kenntniß des Regenten zu bringen. 

$. 49. Die, Landigabgeordneten find wegen ihrer Aeußerungen in der Staͤnde⸗ 
verſammlung nicht verantwortlich. Verletzungen des allgemeinen Anſtandes, Ver— 
unglimpfungen, Schmaͤhungen find. ihnen nicht zuzutrauen; ber Landtagsdirector 
xkoͤnnte ſonſt, da: ihm bie, Erhaltung der Ruhe und Schicklichkeit in den Verſamm⸗— 
15 —— up Ordnung rufen, ‚ab; geichähe es vergebens, Entfernung und 

bndung eh eek beförtern. Jeder Abgeordnete it während der Dauer des 
Landtags; für, feine Perſon unverletzlich; muy bie Begehung eine Verbrechens Fönnte 

Berbaft ihm zuziehen. 
Wenn es wegen ber —— Propoſit lonen und Regierungsan⸗ 
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$. 50, 
traͤge mündlicyen Entwidelungen und aus fuhrlicher Rachweiſungen bedarf; fo crnennt 
— 
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Fünfter Titel —X * 
Geſchaft zereis des Pa a eg bes ———— und 
—des Randfondieus.. —* 


u 662 Der Kandtagadirettor jchramnle r für die Hauer des, Sanbtage ges 
wählt, mie bem feine * sfuhruug beginnt; dauert und endigt/ laͤßt ſich mit dem 
Director jedes hoͤhern Gollepiũ vergleichen. hm averden. die landesherriichen Exrlaſſe 
behaͤndigt, er legt fie dem Landtag zur Berathung und Beaptwortung ‚vor an 
unterzeichhet. mit ben ‚drei Ausſchußdeputirten alle Ausfertigungen des Landtags. 
An ihn ſindn alle Eingaben uͤberſchrieben/ er wacht; daruͤber, dab nichts‘ vorfaile⸗ 
was dem Landtag die allgemeine za entziehen —— — Anke IM in 
jedem Betracht: eim. Ehrenamt; 2 90 

$. 57. : Die’ drei Ausfchußdeputirten NE bie Gelanmtheit der Be, 
orbneten überall, wo dieſe ſelbſt nicht, wirkſam feyn koͤnnen. In eiligen, die Recht 
der Stände betreſfenden, Faͤllen, wenn dem Lande ‚Gefahren drohen, wo jeder Here 
zug, jede — ſchaden wuͤrde, ſind ſie es, mit denen die ung, 
Rath pflegen wird. Sie rn ‚igdeffen keine bleibende —— x das 
Land. FA ‚und fi im d den Landesabgeordneten —— 

er —— — ter — — —82 

ligen — iſtrationscollegiu er. ; rde 
liegt es ob, en te lan ——— Dunn —— die Mi gie» 
A ‚gehört, durchzuſehen und, abnehmen: ie, —— Be 
welche dem Landtag Rechenſchaft von dem Zuftand der mis ihren Vorſchl 
gen und Bemerkungen, aha ; erhalten Abſe 8 der Re fen und u Abnah⸗ 
meprotocolls. 

$. 59. Der Syndicus kübrt, als Secretair de Sandtags, über alle. eiägchende 
Sachen "und darauf gefaßte Beſchluͤſſe ein vollſtaͤndiges tabelarifches Verzeichniß, und 
in ben Verſammlungen das Protocoll. Er verfertigt die Guͤtachten und alle andere 
Auffäge in ftändifhen Angelegenheiten, ohne felbft dabei, cin Votum zu haben; er 
muß die Regiftratur wohl verwahren und zur ſchnellen Auffindung ber benötigten 
%cten in n grdbefter Drdnung erhalten... 

8; 60, Ueber den zu beftimmenden Gehalt und die Emolumente der Ausfchuße 
beputirten und des Landſyndicus aus der zu bildenden allgemeinen Kaffe werden die 
—— 2 zur Innpreßersiitgen —— zu sns haben. 
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Erfler Titel‘ — 
Von der Wahl der Abgeordneten des erſten Standes. 
51° Die Refierung wird einen Termin beftimmen und eine Commiſſion ers 
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zu erfcheinen, wenn es ihnen kein gefeglicyes Hinderniß 'Hkfbieter, ’ 
$. 2. Ueber. das Erfcheinen diefer Wähfer des erften Standes wird vom ber. 

Eommiffion, nad namentlichem Aufruf derſelben, ein Protbtoll abgefaßt, und: einem 

jeden folgender MWählereid abgenommen: ee — 
„Ich ſchwoͤre zu Gott, daß ich meine Stimme aus pahrer Tiinerer Mebergäir- 
gung, Ohne fremden Einfluß und Nebenrückſichten, ur fo abhehen twie 
ich es dem allgemeinen Beiten am zuträglichften. Halte,” "> "Wr, 0 

Die Verfainmlung ernennt zwei Wähler aus ihrer "Deitte’’zum Beiſtand der 

Commiſſion. * —— 

$. 8. Jeder Waͤhler empfaͤngt einen im. Voraus gefertigten/ in Briefform zu: 
ſammengelegten, mit fortlaufenden Nummern bezeichneten — auf den er 
die Namen der fleben Gursdefiger feines, Standes ſchreibt (indgen fie gegenivärtig 

feyn oder nicht), die er zu Landesabgeorbneten ernannt wuͤnſcht * 

8: Wenndie Zettel von den Schreibenden wieder gefaltet und in dag dazu 
beſtimmte Gefäß. geworfen ‚find ;_fo werben ſie nun gezählt, gach der Reihe geöffnet 
und laut verliefen. Iſt ein Mipverftändnis durch Undeutlichkeit "ber Handſchrift 
enfftanden; ſo kann die Berichtigung geräufhlos und ohne Störung befordert 
werben. -, i jır 

8 9» Auf reinen in fieben Columnen abgefheiften Bogen wird der Inhalt jebes 
einzelnen Wählzetttis Mit des Tehtern ‚Nummer geſchtieben, der Erfolg der Wahl: 
verfammlung bekannt gemadt, und, mit Beilegung der Wahlzettel und Wahlbogen, 
zu Protocoll genommen, / 

18-6 Wer vom den ficben Gewaͤhlten zwei Drittheile, ‚ber Stimmen der An: 
wejenden erhielt, bedarf nur noch der Jandssherglichen Genehmigung, uͤm Abgeord⸗ 
neter feines Standes zu feyn. ** 

8,7: Wenn bei ber erſten Wahl nicht fuͤr ſieben Girterbefiger entſchledene 
Stimmenmehrheit vorhanden iſt z ſo wird für die noch. Fehlenden ber Act wieder: 
ohlt, und giebt das dritte: Mal die Mehrheit der für jeden Ginzelnen abgegebenen 
timme den Ausfchlag. ° ar Ic % 

8. Die fieben. Gutöbefiger, die nach den gewählten ficben Abgeordneten bie 
meiften Stimmen: erhalten, werden dadurch ‚Stellvertreter, und beftimmt das Loos, 
wer es jedem Abgeorbneten iſt . .. " 3 

$. 9. Das beendigte vollftändige Protocoll der Wahl unterzeichnen bie Com⸗ 
miffion- und die beiden Gehälfen, und. erſtere entläßt die Wahlverfanımlung. Go: 
bald der Tandeöherr die Wahl beftätige hat, wird fie im SIntelligenzblatt ‚befannt 
gemacht, -und- jebem "Abgeorbneten und jebem Stellvertreter. ein Wahlatteſt zu= 


gefertigte 
a ee Zweiter Titel, 

Don der Wahl ber Abgeordneten des zweiten Standes, 
° 8.10. Die Rehtierung feht den Termin’ feft, wann fn den Städten Lippſtadt, 
Lemgo, Horn, Blomberg, Salzufeln, Detmold, Barntrup und im Flecken Lage 
die Wahlmänner des‘ Bürgerftandes beſtimmt werden folen. Das Wahlproto⸗ 
coll führen, die Magiſtrate, wozu fih in Detmold ber Neuftäbter Commiſſa⸗ 
rius geſellt. | £ 

— 11. Die Zahl der Wahlmaͤnner beſtimmt das Verhaͤltniß der buͤrgerlichen 
Haͤufer, nach Vorſchrift der landſtaͤndiſchen Verfaſſungsurkunde. 

. 12. Die leichteſte und bequemſte Art, ihre Buͤrgerſchaft zu verſammela 
uud abftimmen zu laffen, wirb der Ueberlegung und dem Gutbefinden ber Magis 
ſtrate überlaffen, wenn nur eine ruhige Wahl und leichte Ueberficht dadurch befürs 
dert wird. 

. 18. Nur ftimmfähige Einwohner werben zum Termin eingeläben. Der 
Magiftrat unterrichtet burch eine kurze Anrede die Wahlverfammlung von dem 
Zweck der Handlung, mit Borlefung der nöthigen Paragraphen aus der Landftün: 
difhen Verfaffungsurkunde und aus dieſer Wahlvorſchriftz er beruft dann jeten 
Wähler einzeln, um ihn die Namen derjenigen feiner Mitbürger zu Protocoll ans 
geben zu laffen, die er zu Wahlmännern zu ernennen wuͤnſcht. E 

. 14. Sobald die Stimmen fämmtlicher erfchienenen Wähler zu Protocell 
genommen find, und das Refultat ber Abftimmungen gezogen ift, ernennt die Ber: 
fammlung vier mit dem Magiftrat in Feiner Bezichung ftchende Männer, denen 
beides Borzulegen iſt. 3* 

$. 15. Die. Stimmenmehrheit ‚bezeichnet die Wahlmaͤnner. Sind deren eine 


nennen. Lehtere Iabet die Guͤterbeſitzer ein, perſoͤnlich und auf ihre Koſten in Lemgo 


.. Bahtoorfeheift. 3 1103 


größere Zahl vorgeſchlagen, als. ber. Stadt zuſteht; fo beſtimmt das Loos bie 
Zuruͤcktretenden. a, ı Dy EP u *X " eo 
$. 16, . Der, Erfolg wirb ber Wahlverfammlung bekannt gemacht, das Proto⸗ 
coll gefchloffen, von fämmtlichen, gegenwärtig gemwefenen Magiftratsgliedern. unb 
den vier ten Gehuͤlfen (ſiehe $+, 4%) unterzeichnet, und, das BWahlprogocoll 
mit Berichtserftattung der Regierung eingereicht. KR LEHE TR Bu AT U, 
“ & 17. Sobald den Magiltraten die Iandesherrliche Genehmigung der Wahl: 
männer zugefommen ift, geben erftere diefen eine kegitimationsurkunde. 
8. 18, Nun beraumt die Regierung einen weitern Termin zur Wahl ber Ab: 
eorbneten bes Buͤrgerſtandes an,‘ wobei, ein fuͤrſtlicher Eommiffarius den Vo 
rt, der Magiftrat die naͤhere Anordnung amd das Protocoll beforgt. 23. 
$. 19. Die Wahlmänner ſchwoͤren den $. 2. vorgeſchriebenen Waͤhlereid. 
Wenn einer berfelben fehltz-jo ruft der Mapiftrat denjenigen Bürger zur Stellver⸗ 
tretung auf, der nad dem: Fehlenden die meiften Stimmen zählt. - A 

5. 20. Die Wahl: der ftäbtifchen. Abgeordneten ift vollfommen frei, auf. keine, 
Weife an die Glieder des Magiftrats gebunden, ober auf biefe beſchraͤnkt. Bes 
figen fie bie — Eigenſchaften ʒ ſo kann die Wahl fie eben ſowohl treffen, 
als voruͤbergehen. re a en? A ' 4.8 

$. 21. Jeder Wahlmann erhält einen Wahlzettel (wie oben bei ber Wahl be& 
erſten Standes) und ſchreibt darauf Namen und Standesbezeichnung des Mithürs 
gers, den er nach feinem Gewiſſen für den paßtichften  Candesabgeorbneten Hält. 
Sobald alle Zettel wieder gefaltet,: in das Gefäß :geleget,. bucd) ‚einander, gemengt, 
dann gezählt, geöffnet: und. verlefen finds‘ ſo werben. fie; nad ihrer Nummerfolge in 
das Protocoll verzeichnet. Ä 

$. 22. Die Regel verlangt für ben Abgeordneten: einer Stadt zwei Drittheile 
ber Wahlftimmen. Vereinigt fih dieſe Mehrheit weder in ber zweiten noch britten 
Wahl für alle Erfohrne; fo find es diejenigen dennoch, nie die Mehrheit für 
fi) haben, und die ihnen in derfelben unmittelbar folgenden werben ihre Stell 
vertreter. ; A 

$. 23. Der Erfolg wird der Verfammlung bekannt. gemacht, das vom Goms 
miffarius, dem Magiftrat und zwei Wahlmännern unterzeichnete Protocoll mit 
Bericht eingefendet, und nad) erhaltener landesherrlicher Genehmigung die Berfiches 
rungsurfunde dem Gemwählten erteilt. 

. 24. Da Barntrup und Sage nt nur durch einen Abgeorbneten vertres 
ten werben; fo läßt die Regierung b Orte Gewählten vorfordern, damit das 
2008 entjcheibe, ‚welcher Abgeordneter und welcher Stellvertreter wird, 

Vera Pitter Titel“ H3u6 
Bon der Wahl der. Abgeordneten des dritten Standes. 


$. 25. , Die Tabellen über die-Eintheilung des Landes ‘in Ba land, die 
Zahl ber von biefen, den Aemtern und Vogteien zu, ernennenden re em: 
pfangen die Aemter auf das balbigſte. 2 ze I Zu Zune 


. 26, Die Regierung fchreibt die Wahlen, aus, md. wirb die erſte Hanblun 
zur Ernennung der Wahlmänner .von ben Wählern des — ——————— zeln ** 
853 Der Wohnſit des Juſtizbeamten iſt dazu beſtimmt, und führt diefer, mi 
eihuͤlfe bes übrigen Amtsperſonals, die Direction., ,  . 

$. 27. Die Bürger der Flecken Schwalenberg, Alverdiffen, Böfingfeld und 
Varenholz, unter dem Vortritt ihrer Bürgermeifter, die Eingefeffenem der Bauer: 
ſchaften mit Bauerrichtern und ‚Vorftehern begeben ſich den 2 Mor: 
gen an bas Amt, mit ihnen bie in ihrem umkreiſe wohnenben, der Contributivn 
nicht untertworfenen amtsfäffigen Gutöbefiger und bie fämmtlihen Erbkoͤtter. 

$: 28. Die Bledenbürgermeifter, Bauerrichter und Vorſteher forgeh dafür, 
daß nur diejenigen, die nach der landftändifchen Verfaſſungsurkunde eine Wahlſtimme 
haben, ſich an das Amt begeben. 

$. 29. Der Juſtizbeamte ſucht das ſchicklichſte Local pur Vereinigung der 
BWahlverfammlung aus, eröffnet diefe- durch Vorieſen der n thigen Paragraphen 
aus der Landftändifchen Verfaffungsurkunde und dieſer Wahlvorfchrift, und durch 
eine zwedgemäße Anrede. Dann bemüht er fih, die Vereinbarung der einzelnen 
Oleden und Bauerfchaften zur gemeinfhaftlichen Abgabe ihrer Stimmen für fo viele 
— als das Amt oder die Vogtei zu ernennen hat, nach Moͤglichkeit zu 

n. 

$. 30. Die Flecken und Bauerſchaften geben ihre Stimmen mündlich zu Pro: 

‚tocoll, auch jeder Einzelne, wenn es nicht gelungen ift, eine gemeinfchaftliche Wahl 
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zu Stähde zu bringen. Die Stimmen werden? aufgezaͤhlt, der Erfolg der Wahl 

der Verſammlung bekannt gemacht, und der Juſtizbeamte ſendet das von ihm, den 

u Baurtrühtern ‚un Bächehetn! unterzeichnete Share der 
egierung ein 

% 31.: Das Ame ertheilt , nach feel ter tandeaperter Geneh ung, 
een eine Urkunde ihrer —— Wahl. ss 3 

.  Nün folgt, von Seiten der Rogterung / Anfegung eines Termins zur 
ar FH der Abgeordneten des Bauernftandes.; 

Sämmtlihe- Juftigbeamtei. des Diftricte ' vereinigen ſich am Wahl: 
det‘ RN berufen die Wa männer, und nöthigenfals andy ihre: Stellvertreter. - Der 
an Dienftjahren>ättefte Beamte ſezee de: Dirretöfium und‘ inftzuict mit »Hülfe der 
übrigen das Wahlprototoll. * 7 a. 1a 

F. 845: Die. Wahlmänmer feigen ‚ihre Befcheinigungen: vor, legen ben Waͤh⸗ 
lereid ab, und geben der Reihe nach jeder: einzeln feine Wahlftimme zu Broto: 
eoll, im erften ' 'und zweiten ——* * zwei, An din übrigen für einen Abe 

eordneten. 
ei F. 35: - Brvei Drittheile der‘ —— — äitfehelben bie Wahl eines 
eorbneten des Bauernftandes. * aber eine zweite und dritte Wahl noͤthig; 
— — 3* ſo gehalten, wie EM “für bie Wahlen bes Burgerftandes vorge⸗ 
ieben i ar —— 

u 86.0 Der) ‚Erfolg wird der. Bahtoerfammlung bekannt gemacht, das Proto⸗ 
eölt von ſaͤmmtlichen Beamten unterſchriebewy zur landesherrlichen Beitätigung ein⸗ 
Feſendet, und ift dieſe erfolgt, dem’ Abgeordneten die Berficherung der auf fie gefal‘ 
lenen Wahl ertheilt. 

Begeben⸗ * neree — Oetmold den 8. Juni isis. | 

— aulina,i 
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gürflenthüm Bdrinkiis- une 
Der regierende Fuͤrſt Georg: Wilhelm vor Schaumburg⸗Lippe 
Eder‘ im Jahre 1807, ſtatt der frühern geäflichen Winde, die fürftliche 
als Mitglied" des Köenbänbes : — annahm) flellte, durch die Ver: 
ord nun g vom 15.: Jam. 1816, zum Theile die äftere ſtaͤndiſche Ver— 
faſſulg ih ſelnem Lande, doch mit einigen zeitgemaͤßen Modificationen, her. 


— Verordaung vom 15. Januar 1816. 


Bon Gottes Gnaden Wir Georg Wilhelm ıc. " Nachdem Wir, in 
volffommener Ueberzeugung des Nutzens und der Vortheile, welche aus einer 
Iandftändifchen Verfaſſung für: Unfer: Fuͤrſtenthum erwachſen werden, bereits 
durch Unfern bevollmaͤchtigten Geſandten am Congteſſe in Wien, gemein⸗ 
ſchaftlich mit andern verbuͤndeten teutſchen Fuͤrſten, durch eine Note vom 
16. Nov, 1814 Unſere Abſicht haben erklaͤren laſſen, da, wo eine landſtaͤn⸗ 
difche Derfaffung nicht bereits bejtehe, ſolche eintreten laffen zu wollen, aud) 
demnädhft in dem unterm 8. Jun. v. J. abgefchloffenen teutfchen Bundes⸗ 
vertrage den Grundfag aufgeftellt und angenommen: haben, daß landſtaͤndiſche 
——— in allen Bundesſtaaten Statt finden ſollen; ſo verordnen Wir 
wie folgt: 

1. Zur Beförderung: der allgemeinen Wohlfahrt Unfrertfhaumburg: 
fen Lande, zur Berathung über die, zu diefem Zwecke bienfamften Mittel 
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und zur Ausuͤbung der Iandftändifchen Gerechtſame follen in Zukunft in fol 

genden Verhättniffen, Landftände in Unſern Schaumburgſchen Landen beftchen. 
$. 2. Die Landftände Unferer Schaumburgfhen Lande follen folgende 

Rechte auszulben haben: 2 

1) das Recht, die zur Staatsverwaltung nothiwendigen Ausgaben nad) 
den ihnen vorzulegenden Berechnungen zu prüfen, mit Uns über das 
Maaß und die Art der Befteuerung fich zu vereinigen und die dar- 
nach erforderlihen Steuern zu. verwilligen, in welder Hinficht Wir 
den Landesvergleih vom 3. Dec. 1792 Hierdurch ausdruͤcklich beftde 
tigen, und wollen, daß berfelbe jeberzeit befolgt und in Anwendung 
gebracht werden foll; 

2) das Recht, Über die zu .erlaffenden allgemeinen Landesgefege ihr Gut⸗ 
achten zugeben, und, wenn fie auf die Landesverfaffung einen wes 
fentlichen Einfluß haben, ihre. Einwilligung zu denfelben zu ere 
theilen; 

3) das Recht, von der Verwendung ber Lanbdesfteuern zu ben Lahbdese 
bedürfnifien Kenntniß zu nehmen, und Uns ihre Bemerkungen 
vorzulegen, zu welchem Ende ihnen bie Rechnungen ber Landesfteuen 
kaſſe jaͤhrlich mitgetheilt werden follen; 

4) das Recht, über die Gegenftände der allgemeinen Wohlfahrt Uns 
Vorſchlaͤge zu machen, und ihre Beſchwerden über etwaige Mißbräuche 
oder Unregelmäßigkeiten im öffentlichen Dienfte, mit den erforderlis 
hen Beweifen belegt, ‚bei uns anzubringen, wie denn ſolches auch 
bisher jedem Unferer lieben und getreuen Unterthanen verftattet ges 
weſen ift, 

$. 3. Wir behalten Uns vor, über die Art und Weiſe der Ausübung 
dieſer Nechte eine ausführlichere Anmweifung zu ertheilen, und folche den vers 
fammelten Landftänden demnähft zugehen zu laffen. 

$. 4. Alle Unfere lieben und getreuen Unterthanen Unferer Schaumburgs 
Shen ‚Lande find zu der Landſtandſchaft berechtiget, dergeſtalt, daß: 

a) die wirklichen Beſitzer adeliger Güter, 

b) Deputirte der Städte und Flecken, 

c) Deputirte der Amts: Unterthanen, 

auf dem Landtage zu erfcheinen befugt fern follen. 

$. 5. Die Landftände von ber Ritterfhaft müffen in dem wirklichen 
Befige eines adelig freien Gutes fich befinden. WBereinzelte adelig freie Grunde 
ftüde oder adelig freie Wohnhäufer, berechtigen nicht zur Landftandfchaft. 
Jedem Landſtande von der Ritterfhaft, felbft auch demjenigen, welcher ſich 
in dem Befige mehrerer adelig freien Güter befindet, ftehet auf dem Lands 
tage nur eine Stimme zu. Sie können nur zugelaffen werden, wenn fie _ 
das 2öfte Jahr ihres Alters zuruͤckgelegt haben, Sie find gehalten, in Perſon 
zu erfcheinen, wobei ihnen zwar erlaubt ift, durch einen Bevollmächtigten 
ihres Standes ſich vertreten zu laſſen; jedoch fol ein Landftand von der Rit- 
— die Vollmacht nur von Einem ſeiner Mitſtaͤnde zu uͤbernehmen, be⸗ 

gt ſeyn. 
$. 6. Die Staͤdte Buͤckeburg und Stadthagen, imgleichen die Flecken 
—— und Hagenburg, ſollen jeder Ort einen Deputirten zum Landtage 
icken. 

Es wird dem Magiſtrate der Staͤdte und der Flecken nachgelaſſen, den 
kLandtagsdeputirten aus ihrer Mitte, oder aus der Buͤrgerſchaft zu beſtellen. 
* $. 7. Unſere Aemter ſollen zum Landtage Deputirte in folgender Zahl 

icken: 
I. . 70 
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Büdeburg zwei, Stadthagen zwei, Hagenburg einen, und Arensburg einen. 

Sie follen aus den wirklichen Befigern von Bauernghtern gewählt 
werben 

$. 8. Keiner Unferer Unterthanen vom Bauernftande kann zum Land» 
tagsdeputirten gewählt werden, wenn er nicht das 3Ofte Jahr zurüdgelegt, 
der Mititairpfliht Genüge gethan und allezeit einen unbeſcholtenen Lebens: 
wandel geführt hat. | 

$. 9. Die Wahl der Deputirten iſt unter der Leitung ber ordentlichen 
Obrigkeit vorzunehmen. | 

Sn dem Amte Büdeburg follen 17, in dem Amte Stadthagen 19, 
in dem Amte Hagenburg 11, in dem Amte Arensburg 5 Wahlmänner er 
nannt, und von bdiefen bie Deputicten zum Landtage aus ihrer Mitte em 
waͤhlt werben. 

Die Stimmen für die Wahlmänner find zu Protocoll zu geben, bie 
Stimmen für die Deputirten follen von den Wahlmännern auf Zettel ges 
fchrieben, verfchloffen übergeben, von der Obrigkeit, im Beifeyn aller Wahl⸗ 
männer, eröffnet, und die Wahlen nad) der Mehrheit der Stimmen ausges 
ſptochen und bekannt gemacht werden. 

$. 10. Nur folche Amtsunterthanen, welche Grundeigenthum befigen, 
follen befugt feyn, an der Wahl der Deputirten Theil zu nehmen. 

$. 11. Es fol jährlich ein Landtag gehalten, und von Unferer Regie 
rung ausgeſchrieben werden. 

Gegeben Büdeburg, den 15. Januar 1816, 

ers em 
(L 8.) 


rt. ——— 
kangerfeldt. 





32. 


Fuͤrſtenthum Waldeck. 


Das Fürſtenthum Waldeck (nicht aber die von demſelben Fuͤrſten 
regierte Graffhaft Pyrmont) befaß bereitö feit Jahrhunderten Stände, 
gebildet aus der Ritterfhaft und den Städten. Weil aber diefe mittels 
alterifche Verfaffung den Verhältniffen und Bebürfniffen des neunzebnten 
Jahrhunderts nicht mehr zu entfprechen ſchien; fo erließ der, am 9. Sept. 
1813 zur Regierung gelangte, Fürft Georg Heinrich bereitö am 18. 
San. 1814 das nachſtehende Verfaſſungs- und Organifationds 
decret, welches eine völlig neue Orbnung der Dinge nah Verfaſſung 
und Verwaltung einführen folte. Doch enthielt dieſes Decret viele Lüden, 
und war in einem unbehülflichen Style gefchrieben. Es war weder eine 
eine eigentliche Verfaffungsurfunde, noch eine erfchöpfende Verwaltungs⸗ 
ordnung, fondern eine unbefriedigende Mifchung beider. Der wejentliche 
Vortheil der Beftimmungen diefes Decrets ſchien zunaͤchſt auf die — im 
Lande gewöhnlih Fürftentyum genannte — Grafichaft Pyrmont bee 
rechnet zu feyn, weil vier Deputirte aus berfelben zu den fländifchen Abs 
geordneten Waldecks beigezogen werden follten. 
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Allein die bisherigen Stände des Landes erffärten fich für bie alte 
Verfaſſung; theils weil auch fie befteuert werden ſollten; theils weil die 
Graffchaft Pyrmont in die fländifche Vertretung aufgenommen worden 
war*), Die Befchwerden darüber gelangten bis in das Hauptquartier 
der verbündeten Monarchen**). Eine vorläufige Convention vom 3. 
Juli 1814 befriebigte die Forderungen der ältern Stände niht. Da be: 
vief der Fürft zum 23. März 1816 die Stände nah Xrolfen, wo am 
419. April 1816 eine pactirte Verfaffung, unter dem Namen eines Lands 

beövertraged zwiſchen dem Regenten und den Ständen, bekannt ges 
macht warb. er — 
a) Verfaſſungs- und Organiſationsdecret vom 
28. Januar 1814. ! 


Bon Gottes Gnaden Georg Heinrich, regierender Fürſt zu 
Walded und Pyrmont ızc. x. 


Demnach Wir bie fefte Ueberzeugung geihöpft haben, daß bie bisherige Staates 


und Finanzeinrihtung lnferer beiden Zürftenchümer Waldeck und Pyrmont den 
jegigen Beitumftänden, befonders ‚bei: den außerordentlichen Anſtrengungen, denen 
jeder Staat feit Zahren her ſchon untergelegen hat, und jegt gerade, wo die größte 
Anfpannung und. Aufbietung aller Kräfte für ben großen Zweck Teutfchlands erfor 
derlich wird, durchaus nicht mehr angemeffen ift; daß in Entrichtung von Abga: 
ben, Breiheiten, die Freiheit, und Gerechtigkeiten, die Öffentliche Gerechtigkeit zers 
nihten; daß durch eine gleiche Vertheilung der Staatslaften alle Unterthanen nur 
eine Zucht, aber auch nur eine Hoffnung haben; — daß durch fie der Enthufiag: 
mus der Breiheit — der wahre Patriotismus entfteht, welcher, heller betrachtet, 
nichts anders, als die Vorftellung der allgemeinen Gerechtigkeit ift —; daß bie 
ganze Steuerlaft aber beinahe bisher auf der producirenden Klaffe gelegen, und da— 
her nicht eihe billige gerechte Gleichheit in der Wertheilung ber Staatserfordernijje 
geherrſcht, indem ein Theil dazu wenig ober gar nichts, ein anderer Theil hinge 
gen Öfters über, feine Kräfte beigetragen hatz — daß unter die Letztern aud) ganz 
vorzüglih Wir gehört haben, indem aus Unfern und Unferer Vorfahren Dominial: 
revenuen der Gehalt bed größern Theils der Staatsdiener und fonftige außerordent⸗ 
liche Ausgaben, die von dem Gefammtftaate hätten geleiftet werben müffen, beftrit 
. ten find, ein Grund mit, wodurch Unfer fürftliches Haus in eine fo große Schul 
denlaft gejtürgt worden iftz — daß daher nichts billiger ift, ald daS von nun an 
keine Staatsbürger mehr, fo wenig ald Wir felbft, von Unferm Dominial: und 
Privatvermögen, in Anfehung der Beiträge zu den Staatöbedürfniffen, befreit wers 
ben; als haben Wir Uns bewogen gefunden, zu. verorbnen hiermit, wie folgt: 

5. 1. Es foll gegenwärtiges Geſetz auf Unfere Gefammtbefigungen, die Fürs 
flenthämer Walded und Pyrmont, ausgedehnt werben. Ä 

Die Staatsſchulden beider Länder follen zufammengemworfen, und von dem Ges 
fammtftaate übernommen, und aus der für diefe von nun an beftehenden einzigen 
Staatskaſſe verzinfet und nad und nad) gelöfcht werden. Unſere bisherigen 
Stände des Fürftentyums Walde werben daher dahin beftätigt, dab Wir bens 
felben wegen bes Fürftentyums Pyrmont, um auch in diefer Hinſicht eine Gleich- 
beit herbeizuführen, vier Mitglieder beigeorbnet wiffen wollen, wovon zwei aus 
Güterbefigern, einer aus dem Gewerbftande und einer aus der gelchrten Klaffe 
beftehen, und durch biejenigen Unterthanen des Fürftentyums Pyrmont gewählt 
werden, bie monatlich nicht unter zwei Thaler an Gontribution und Steuer 
erlegen. 
er 2. Als Stände des FürftentHums Pyrmont koͤnnen Eeine unter fünf und 
ee. ig Sahren alt gewählt werden, und verftcht es fi von felbft, daß folche 
es unbejcholtenften Lebenswandels ſeyn müffen. 


*, &o erBlärte ſich darüberder Waldedifche Zuftigraty Varnhagen in Luͤders 
diplom. Archive, Th. 2. ©. 4. 
**) Bol. Klübers Staatsarchiv bes teutſchen Bundes, Heft a ©. 244, 
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6. 3. Saͤmmtliche unſere Stände follen ſich ben 14. kuͤnftigen Monats in Un⸗ 

ferer Reſidenzſtadt Arolſen verſammeln, um zu ber Wahl eines neuen engern 
Landftändifchen Ausfchuffes, der daſelbſt feinen beftändigen Sig haben fol, zu 
ſchreiten. 
9 6.4 Nach Inhalt des vorhergehenden $. haben bie Stände zu jenem engern 
Ausſchuſſe aus dem Fuͤrſtenthume Walde drei Perfonen und eine Perfon aus 
dem Fürftenthume Pyrmont zu wählen. Da ber engere Ausfhuß jedod nur aus 
zwei Mitgliedern der Stände, mit Ausnahme eines fürftlichen Gommiffarti, des 
zeitigen andrentmeifters, eines Secretairs und eines Kanzelliften nebſt einem Pes 
del, beftehen fol; fo behalten Wir Uns die Wahl dieſer Landescommittee aus jenen 
Uns präfentirt werdenden vier Kandidaten ausdrüdlid vor. 

$. 5. Keiner von den vieren Uns zur Wahl des engern Ausſchuſſes präfen« 
tirt werdenden Ständen foll, der Regel nady, fo viel als möglich, außer dem von 
Uns ** esnannt werdenden Commiſſario, in feinem ſonſtigen Dienſtverhaͤltniß 
u Uns ſtehen. 
ET 6. Der Wirkungekreis der ſtäͤndiſchen Committée ſoll darin beſtehen: 

1) das landſtaͤndiſche Staatsbudget fuͤr das Etatsjahr 1814, welches mit dem 

1. April dieſes Jahres beginnen ſoll, und für die folgenden Jahre zu ents 

werfen, welches, nachdem es durch die Stände biscutirt worden, durch Uns 

fere Regierung mit ihren Anmerkungen verfehen, Uns zur Genchmigung, 

nach vorhergegangener Berathung mit Unferm geheimen Rathscollegium, vos 
guest werben foll. 

2) Die Golleinnahmeetats ber ftänbifchen Ginkünfte anzufertigen, wonach bie 
er — — die Hebung, und zwar monatlich, 

orgen ſollen. 

8) In der Regulirung des directen und indirecten Steuerweſens. 

4) Die erſte Revifion aller landſchaftlichen Rechnungen zu bewerkſtelligen, 
dann Wir die zweite und legte hiernaͤchſt fuͤr Unſere Regierung vor 
behalten. , 

5) Die Bunctionen der bisherigen Kriegscommiffion zu verfehen, und bie dieſer 
übertragen gewefene Vermwaltungsgegenftände, zu welchem Ende fie mit 
dem Officier-payeur und dem Capitaine d’habillement zu communich 
ren hat. 

6) Ihr, diefer Committee, ift die Generalftaatskaffe anvertraut; baher ſaͤmmt⸗ 
liche Erhebungsbeamte derfelben verantwortlich find. Sie hat die Befugniß, 
alle mögliche Zwangsmittel gegen einen jeden ſich Saumfeligkeit zu Schulden 
kommen Laffenden zu verfügen. 

7) Sie hat fih von Monat zu Monat nicht allein ben Situationsetat ber 
Kaffe eines jeden Oberrentereiamtserhebers einreichen zu laffen, fondern aud) 
von Monat zu Monat von bemfelben bie baar eingegangenen Gelder zur 
Generalftaatöfaffe, die mit vier Schlöffern verfehen feyn muß, und wozu 
die zwei lanbdftändifchen Deputirten, der fürftl. Commiffarius und ber zeis 
tige Landrentmeifter, jeder einen Schlüffel haben foll, in Empfang zu neh 
men. Das Generalkaſſenbuch führt der zeitige Landrentmeifter. 

8) Sie, diefe Gommittse, ift das Sprahorgan zwifhen Uns und lnfern 
ge 1 — ſie auch die bisherigen Landſyndicatsgeſchaͤfte zu verſehen 

at. 

9) hat dieſelbe für bie Erhaltung und Inſtandſetzung aller Gommercial« ober 
Hauptftraßen Sorge zu tragen, indem durch den Zufluß aller aus der Sou⸗ 
verainetät entfpringenden Einkünfte, ber Staatskaffe unter andern aud) bas 
Austommen aus dem Poftwefen, der Ghauffee und ben Zöllen zufließt. 

$. 7. Die Erhebungsbeamten follen fi von nun an aller Juftizpflege enthal 
ten, fo wie alle Patrimonialgerichtsbarkeit auf ewig hiermit auf: 
gehoben ift. 

$. 8. Im dieſer Hinfiht theilen Wir Unfere Fuͤrſtenthuͤmer Walde und Pyr⸗ 
mont in vier Oberämter ein, und zwar 

I. in das Oberamt der Diemel, worin ber “Hauptort Arolfen, und beflchen 
fol: a) aus dem bisherigen Amte und Stabt Rhoben, b) aus bem Amte 
Eilhaufen, c) aus dem bisherigen Amte und der Stabt Arolfen, d) aus 
dem bisherigen Amte und ber Stadt Landau, e) aus dem Amte Wetterburg, 

f) aus der Stadt Mengeringhaufen. 


1. In das Oberamt des Eiſenbergs, mit dem Hauptorte Corbach. Zu dem⸗ 


! 
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felben follen gehören: a) das Amt Eifenberg, b) die Stadt Corbach, ) das 
Amt Lichtenfels, d) die Städte Sachſenburg und Fürftenberg. 

II, In das Oberamt ber Eder, mit dem Hauptorte Nieder: Wildungen. Daf: 
felbe ift zufammengefegt: a) aus dem Amte Wildungen, b) aus den Staͤd⸗ 
ten Rieder» und Alt: Wildungen und Züfchen, c) aus dem Amte und ber 
Stadt Waldeck, d) aus ben Städten Sachſenhauſen und Freienhagen. 

IV. In das Oberamt Pyrmont, mit dem Hauptorte Pyrmont, beftehend a) aus 
dem bisherigen Oberamte, und b) ber Stadt Pyrmont. 

8.9. In jedem biefer Oberämter fol, mit Ausnahme bes Oberamtd Pyr: 
mont, die Juſtiz durch zwei Beamte mit einem Gecretair, ber, wenn beide 
Beamte in Ertheilung einer Sentenz verfchiebener Meinung find, ein Botum —* 
ſoll, nebſt einem Gerichtsdiener und einem Schließvoigt in erſter Inſtanz gehand⸗ 
habt, auch durch dieſe die vorläufige Unterſuchung bei ſich ereignenden Griminalfäls 
len vorgenommen, bie Erhebung der Staatsrevenuͤen aber durch einen fogenannten 
Dberrentereiamtserheber bewerkftelligt werden, dem für bie fpecielle Erhebung in . 
jeder Commun ber bisherige Gemeindevorfteher derfelben,, für dem jeder Oberrente: 
reiamtserheber den Solleinnahmeetat der Commun anzufertigen bat, untergeorbnet 

iſt. Außerdem verftcht es ſich von felbft, daß auch einem jeden Oberrentereiamtös 
erheber ein Erhebungspebell gehalten werben muß. 

Die Inftructionen für die Oberamtejuftiggerichte haben Unſere Regierung; bie 
ber Oberrentereis und Gommunenerheber die Staats: Committee und Unfere Do: 
mainenlammer zu entwerfen, und Uns, ba bie Staats: Committee ſobald als 
möglich zufammentreten fol, vor Ablauf des Monats März d. I. zur Genehmi- 
gung vorzulegen. 

$. 10. Die Gehalte fämmtlicdher Beamten, ber Lanbesbicafterien und aller 
mei Staatöbehörben und nöthigen Staatödiener, fo wie die Penfionen der au: 
fer Activität fallenden Diener, find in ber Anlage unter Ziffer 1 fo ausgeworfen, 
wie fie aus ber Staatskaſſe vom 1. April d. I. an ausbezahlt werben follen, unb 
wie Wir glauben, daß davon ein jeder Staatödiener nad) feinen Berhältniffen, mit 
Berücfihtigung auf die Kocalität und auf die jegigen Beitumftände, wo es ohnes. 
dem die Unterthanen Außerft ſchwer wirb, die bringendften fehr erhöheten 
Staatsabgaben aufzubringen, und da Wir mit Einfchräntungen aller Art bei Uns 
felbft den Anfang gemadjt haben, immer noch wird anftändig leben Eönnen. Sie, 
diefe Anlage, enthält zugleich auch das namentliche eg derjenigen Diener, bie 
nach ber gegenwärtigen neuen Einridhtung, vom 1. April d. 3. an, eine Dienft: 
beftimmung wieder erhalten haben," und berer, bie von biefem Tage an, theils ib: 
res Alters halber, theild vorerft in Penfionöftand verfallen. Die täglichen Diäten 
eines jeden Ranbftandes, fo lange die Stände verfammelt- bleiben werben, follen, mit 
Einfluß der Hin⸗ und Herreifetage, in brei Thaler beftehen. 

$. 11. Alle Eremtionen in Anfehung der Gerichtsbarkeit hören auf, und 
jeder Unterthan ohne Ausnahme hat bei dem Gerichte, in deſſen Diftricte er wohnt, 
feine erfte Inftanz. 

$. 12. Auf gleiche Weife foll ein Oberjuftigamtögericht als erfte Inſtanz durch 
Sommiffionsgefuhe auf eine dritte Behörde oder Perfon nicht umgangen werben 
können; es müßten denn Gründe ber hoͤchſten Wichtigkeit dargethan werben, und 
eine Ianbeöherrliche Verfügung darin eine Abänderung treffen. 

. 13. Bei den Oberjuftizämtern foll alles mündlich, bei einer namhaften 
Strafe von 20 Rthlr. im entgegengefegten Falle, zu Protocoll verhandelt wers 
— auch bei Berbalinjurienfaghen feine Appellationsgeftattung fernerhin zugelaſ⸗ 
en werben. 

Wir erwarten, daß die Städte Corbach, Nieder: Wildungen und Arolfen ihre 
bisherigen Rathöftuben den Zuftigbeamten zu ihren Geffionsftuben und zu Aufbes 
wahrung ber Regiftraturen, um fo mehr vorerft willig einräumen werben, ald es 
unleugbar ift, daß diefen Städten mehrere Nahrung, ald bisher, durch die gegen» 
wärtige Einrichtung zufließen muß. In Pyrmont wollen Wir die Seſſions- 
ing —* hintern —28 bes Schloſſes, wo ſich ſolche jetzt befindet, einſtwei⸗ 

elaſſen. 

$. 14. unſere zeitige Regierung, zu deſſen Reſſort alle Regiminal-, Conſiſto⸗ 
wials, Polizei: und Griminalfachen verbleiben, entfcheibet. zugleich in allen Juſtiz⸗ 
ſachen in der zweiten, fo wie unfer bisheriges Hofgericht in ber dritten Inftanz- 

$. 15. Die Sporteln follen fowohl bei den Untergerichten, als auch bei ſaͤmmt⸗ 
hen Candesbicafterien, der Staatskaffe berechnet werden. 

Ein jeder Staatsdiener hat nur in ber Branche von Gefchäften zu arbeiten, 
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bei der. er angeſtellt iſt. Er kann in dieſer Hinſicht zu keinem andern Geſchaͤft 
gerufen werden, es muͤßte denn von Uns unmittelbar geſchehen. Alle bisher 
beftandene Commiſſionen hören daher bei jedem Staatsdiener von nun an auf, 
ter fie nicht in den Gefhäftsgang der Branche einfchlagen, bei der er ange 
elle iſt. 
$. 16. Die Ausübung der Gerichtsbarkeit in ber .erften Inftanz in den Ort: 
fhaften Bergheim, Welle und Königshagen bleibt der gräflichen Linie —— fuͤr ſt⸗ 
lichen Hauſes Waldeck fernerhin, wenn derſelben ſolches Vergnügen machen follte, 
belaſſen. Indeſſen ſoll die Appellation aus beſagten Communen, gleich wie bei 
Unſern Oberjuſtizaͤmtern, an Unſere Regierung als zweite Inſtanz gebracht werden. 
Sollte gedachte graͤfliche Linie Unſers fuͤrſtlichen Hauſes aber auf ſothane Jurisdiction 
verzichten wollen; ſo werden beregte drei Dorfſchaften zu dem Oberjuſtizamte der 
Eder geſchlagen. | 

$. 17. Die Handhabung ber abminiftrativen Polizei in den Oberämtern has 
ben die Oberrentereibeamten,, nad) einer, von Unferer Regierung cbenfalls zu ent» 
werfenden, und Uns vor Ablauf bes naͤchſten Monats zur Genehmigung vorzules 
genden, Inftruction zu beforgen, und fie find in dieſer Hinſicht nur Unferer Res 
gierung verantwortlid. 

$. 18. Der von Uns gebildet werdende geheime Rath fol ſich nur mit 
benjenigen wichtigen Regierungs:, Finanz ⸗ und Militairgegenftänden. befchäftigen, 
welhe Wir an ihn zu verweifen für gut finden werben. Er hat feinem Wes 
PR * nur eine berathende Stimme, und kann qua Collegium nie Verfuͤgungen 
erlaffen. | | 

3u ben widtigften für ihn geeigneten Gegenftänden gehören vor allen bie 
Prüfung der beiden Budgets, des ftändifchen und des Unferer Kammer, welde, 
nachdem fie vor Uns biscutirt feyn werden, im geheimen Rathe feftzufegen find. 

6.19. Die rg zahlt jedem geheimen Rathe, deren jedoch niemals 
über vier berfelben zur Laft fallen follen, jährliy 800 Rthlr., als den in ber Ans 
lage unter Ziffer 1 ausgeworfenen Gehalt. 

Sollten Wir es nöthig finden, mehrere Perfonen in den geheimen Rath ein- 
zuführen; fo haben ſolche die ihnen zugetheilt werdenden Geſchaͤfte fo lange und un: 
entgeldlih zu verfehen, bis fie burdy den Abgang eines ober bes andern ber vier 
im Gehalte ftehenden geheimen Räthe ebenfalls in Gehalt einrüden. 

Ueberhaupt fällt der. Staatskaffe nur die Galarirung aller wirklichen Staats 
biener, wohin au das Militair gehört, und deffen Etat durch Gommunicirung 
mit Unfern Sandftänden baldigft regulirt werben fol, zur Laſt, in welche Kategorie 
aber Unfere Hofdienerfchaft und Unfere Domainen: und Forſtkammer nicht gefegt werden 
mögen, als deren Salarirung Unfere Privatkaffe einzig und allein zu tragen hat. 
—— fol es ſich die Staatskaſſe zur angelegentlichſten Pflicht machen, den 
Staatsdienern monatlich ihren ausgeworfenen Gehalt zu entrichten. 

$. 20, Um bie Beamten ſowohl, als auch ſaͤmmtliche Collegia, in Ausübung 
ihrer Pflichten gehörig zu controliren; fo verorbnen Wir, daß ſowohl die Ober: 
juftigamts= ald Oberrentereiamtsbediente ein Journal in tabellarifcher Korm halten 
follen, in befjen verfchiedenen Columnen alle Eingaben nach Ordnung und Zeit eins 
getragen werben müffen. Es enthält eine Eolumne für das Datum, das die Eins 
gabe enthält, eine für den Namen des Eingeberö, eine, in welche ber Inhalt ber 
Eingabe kurz bemerkt wird, eine für den gedrängten Auszug ber barauf erlafjenen 
Verfügung, und endlich eine zu Bemerkung des Tages des Abgang. 

Gleiche Journale haben ſaͤmmtliche Golegia, mit Hinzufügung folgender drei 
Eolumnen, als: eine für den Namen des Referenten, bie zweite für dad Datum 
« ber Zutheilung, und bie dritte für den Tag der, im Gollegio erflatteten, Relation 
einzuführen. 

$, 21. Da Wir bei den, ber Staatölaffe nach, dem gegenwärtigen Gefegents 
wurfe obliegenden Zahlungen nichts gerechter finden, als daß jeder Unterthan, ohne 
Ausnahme des Standes, und wozu Wir Uns felbft, in Anfehung Unferer Privat: 
befigungen, zählen, zu den jährlichen Staatsbebürfniffen nach feinem Vermögen 
verhältnigmäßig beitrage; fo befehlen Wir hiermit, daß alle aus der Souve— 
rainetät fließende Einkünfte, ohne. Ausnahme, auch die, ſo vorhin von 
unferer —— berechnet worden find, fo wie ſaͤmmtliche directe als indi— 
recte Steuern, vom J. April d. J. an, der Generalſtaatskaſſe aus Unſern beiden 
Bürftentümern Waldeck und Pyrmont zuflichen follen. 

$. 22. Die dirscten Steuern ſollen beftchen in einer Grunds und Perfonal: 
ſteuer — und zwar EN | At 
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bie erftere ruhen: 

I. auf fämmtlihen, ber @ultur unterworfenen Ländern, auf Wiefen, Wal: 
dungen und Weiden, auf Zehnten, Heuer: und Meiergefällen, auf Erb: 
zins und allen feftftehenden Einnahmen dieſer Art. 

1. auf allen Wohn: und fonftigen Häufern und Gebäuden. 

Es find daher alle Freiheiten und Eremtionen, ohne Ausnahme, 
vom 1. April d. 3. an, auch in Anfehung Unferer Privatbefisungen, 
aufgehoben, und Wir verorbnen daher und bis dahin, daß der $. 31. gegen⸗ 
wöärtiger Verorbnung in Vollzug — werben kann, daß ſaͤmmtliche Unfere Do= 
mainen in ein verhaͤltnißmaͤßiges Grundgeld, wie ſolches Unſere Unterthanen unter 
dem Namen von Contribution bisher gezahlt haben, geſetzt werden 
Den Maaßſtab zu dieſer Grundſteuer ſoll die jeder Domaine in Boden gleich 
und zunaͤchſt gelegene Gemeinde, nach deren bisherigem Contributionsfuß, in Vers 
bältniß der Größe ihrer fchagungspflichtigen Länderei zu der Laͤnderei einer ſolchen 


Domaine abgeben. Angenommen 3. B. alfo, bie Schatzung der Commun Giflig 


von fünfhundert Morgen cultivirten Bodens hätte bisher monatlih dreißig 
Rthlr. betragen; fo würbe Unfere Domaine Giflig, wenn fie taufend Morgen bes 
nugt werdendes Land enthielte, von nun an in jede monatliche Schagung ſechs⸗ 

gig Rthlr. zu entrichten haben. \ 

8. 33. Nacı gleichem Princip follen alle Übrige freie Güter und bisher ſcha⸗ 
tzungsfrei gewefene Grundftüde, ohne Ausnahme, und foweit fie innerhalb der 
Grenzen unferer Fuͤrſtenthuͤmer Walde und Pyrmont belegen find, in bie Grund» 
ſteuer gefest werden. 

Die Befiger folder freien Güter und Grundſtuͤcke, auch biejenigen, fo bisher 
Grumdgeld oder Schasung von ihren auf bieffeitiger Hoheit belegenen Grundftüden 
an ein auswärtiges Gouvernement abgegeben haben, follen gehalten fenn, ein ſpe⸗ 
cifikes Verzeichniß ihrer, auf folche Art bis hierhin frei gewefenen, ober in aus: 
wärtiger Gontribution geftandenen, Güter und Grundftüde mit möglichft genauer 
Angabe der Größe berfelben, in dem Zwifchenraume vom 1. bis 10. April d. 3., 
bei Vermeidung einer unabläffigen Strafe von funfzig Rthlr., an ihren Oberrens 
tereibeamten zu übergeben, der ſolche Verzeichniffe alsbann fofort an die landftän= 
difche Committée zur weitern Verfügung einzureichen hat. 

$. 24. Ueber Zchntberehtigungen, Meiergefälle, Erbheuer, Erbzins, Grund» 
heuergelder, Waldungen, Huten, Dienfte, Jagd» und Fifchereigerehhtigkeiten hat 
ebenfalls jeder Befiger derſelben, gleih Uns, ein fpecifiles Verzeichniß mit gewif: 
fenhafter Bemerkung bes jährlihen reinen Ertrags ober Werthes des einen ober 
des andern, binnen der im vorhergehenden $. beftimmten Frift, und bei Vermeidung 
der dafelbft angedroheten Strafe, an feinen Oberrentereibeamten zur weitern Beför: 
berung an die landftändifche Committee einzugeben. 

2 25. Als Grundfteuer follen von den in dem vorhergehenden $. gebadhten 
Einkünften und Befugniffen zehn Procent vom jährlihen reinen Ertrag an bie 
Staatskaſſe bis dahin, daß der $. 31. diefer Verordnung feine Erledigung erhalten 
bat, entrichtet werben. 

$. 26. Bon ben, ben Auswärtigen nad) ben $$. 8. und 9. zuftchenden, Lie— 

enbeiten und Einkünften entrichtet der Pachter, Verwalter ‚oder derjenige, welcher 
Bi en Auswärtigen zu Gelb und andern Leiftungen verpflichtet ift, die von ihnen 
zu erlegende Steuer, und zieht das Erlegte bei der Berechnung wegen der Pacht: 
oder andern Keiftungen ab. 

$. 27. Die nad) dem $. praec, zu ag! ber Steuer ſchuldigen Perfonen 
find auch verpflichtet, die nach den $$. 23. und 24. vorgefchriebenen Verzeichniffe, 
binnen der dabei zugleich beftimmten Zeitfrift und angebrohten Strafe, an bie ein- 
fhlagende Behörde einzureichen. — 

$. W. Würde es ſich zeigen, daß ber Eine oder ber Andere abſichtlich ein 
zu verfteuerndes Dbject ausgelaffen habe; fo foll derſelbe, ats Strafe an die 
Steuerkaffe, den ſechs fachen Betrag der Summe, bie er nach feiner falfhen Bers 
fiherung zu wenig gezahlt haben würde, entrichten. Wer aus bloßer Fahrloſigkeit 
eine unrichtige Angabe gemacht hat, erlegt zur Strafe das Dreifache dejjen, was 
er, nad feiner unridhtigen Angabe, zu wenig beigetragen ‚haben würbe. 

6. 29. Wer in mehrern Oberämtern Grundeigentbum oder Gerechtigteiten bes 
figt, leiftet die Angabe berfelben an die Oberrentereibchörben desjenigen Amtes, im 
dem ex lebt, muß aber, zur Vermeidung beſorglicher Unorbnungen, der Behörbe ei⸗ 
nes jeben anbern Oberamtes, wo er ein. Grundeigenthum oder fonftige nugniepliche 
Gerechtſame befigt, durch den Heuersmann obse Bewohner anzeigen laffen, es ge 
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dre ihm das Grundſtuͤck, Zehnten z2c., ober er ſey Nutznießer davon, und 
— verordnungsmaͤßige Angabe bei ber Behoͤrde feines Wohndiſtriets mit⸗ 
geleiſtet. | 
Für jeden. Uebertretungsfall wird eine, nad) Umftänden zu beftimmende, Gelbe 
buße von fünf bis zwanzig Rthir. feſtgeſetzt. 
$. 80. Soll die Erhebung ber, nach den Sf. 22. und 25. gegenwärtiger Ver⸗ 
ordnung feftgefesten, Steuern un monatsweife gefchehen. WReftanten in den 
britten Monat überzutragen, iſt gänzlich unerlaubt, unb pafftren den Erhebern 
—— feine andere, als deren Inexigibilitaͤt rechtlich und in continenti dargethan 
werben Tann. 
$. 31. Die Erhebung ber Grundſteuer, fo wie ſolche vorläufig in ben $$. 22. 
und 25. beftimmt ift, foll nicht länger als bis zum Jahre 1818 inclufive dauern. 
Während biefer Zeit foU bas ganze Land, ben Morgen zu hundert unb 
zwanzig Ruthen gerechnet, vermeffen und burch beeidigte Sachverſtaͤndige bonitirt 
werben. Bei ben der Eultur unterworfenen Ländern follen drei Hauptklaſſen, naͤm⸗ 
lich gut, mittelmäßig und fchledht, angenommen, und jede diefer drei Hauptflaffen 
wieder in drei Nebenklaffen eingetheilt werben, wodurch zugleih ber Zweck von 
guten Lager: oder Saalbuͤchern, auch eines untabelhaften Hypothekenweſens erreicht 
werben muß, der jede gute und weife Staatsverfaffung harakterifirt. Nach geſchehener 
Bermeffung und Bonitirung wird es fich nach der Lage der GStaatöbebürfniffe leiht beur⸗ 
theilen laffen, wie viel von jedem Morgen Land, „5, 5, +, 4, + oder 1 Pfen- 
nig erhoben werden muß. Ein vorzügliches Augenmert wirb bei Bonitirung ber 
Ländereien dahin gerichtet werben müffen, ob fie heuer oder zehntfrei find, in wels 
chem letztern Falle bei Schägung eines. Landes dasjenige mit in Anfchlag gebracht 
werden muß, was der n folgende $. beftimmt. 
$. 82, BZehntberechtigungen, Meiergefälle, Erbheuer, Erbzins, Huten und 
Waldungen,, Jagdgerechtigkeiten, Fifchereien und Dienfte, find ebenfalld durch die 
beeidigten Sachverſtaͤndigen dergeftalt zu bonitiren, baß von jebem Thaler Zr, ur 
+, 4, # ober 1 Pfennig, je nachdem es die Staatöbebürfnifie erheiſchen, in jede 
monatliche Erhebung entrichtet werben. 
$. 83. Die Grundfteuer von allen Wohnhäufern und fonft übrigen Gebäuden 
fol nad) dem im Brandcataftro angegebenen Werthe berfelben bahin beftimmt wer: 
den, daß von einem jeden Thaler monatlicy 4; Pfennig entrichtet werben fol, wor 
bei en. Gebäude, bie allenfalls in der Brandfaffe nicht affecurirt find, durch 
Sachverſtaͤndige in einen Capitalanſchlag gebracht werden müffen, um gleiches Prins 
cip auf biefe anwenden zu koͤnnen. 

. 34. Der Grundfteuer unter ben Biffern I. und II. find auch nicht allein 
fämmtliche Geiftliche und Schullehrer, wofür jedoch folche die Communen zu ent: 
richten haben, fonbern aud) alle Unfre Domanialerbbeftände (über bie Gültigkeit 
beren Erbbeftandsrcht Wir dad Rechtliche demnaͤchſt entfcheiden zu laffen Uns aus 
druͤcklich vorbehalten) nach Abzug der an Uns zu zahlenden Erbpacht, wovon Wir 
nad — bes $. 25. die Steuer an die Staatskaſſe entrichten laſſen werden, un⸗ 
termworfen. 

$. 85. III. Die Perfonalfteuer fol, nad Köpfen und monatöweife, von allen 
Waldeckſchen Unterthanen und allen im Waldeckſchen Lebenden Fremden, nah fünf 
Klaffen erhoben werben. 

$. 86. Die in die erfte Klaffe geftellten Perfonen follen monatlich und nad) 
Köpfen, für fi und ihre Frauen und ihre Kinder, welche das ſechszehnte Jahr zu: 
rücgelegt haben, jedoch eine Familie nie mehr ald für drei Individuen mit Aus— 
nahme de3 Gefindes zahlen 9 Mgl., in der zweiten Klaffe 6 Mol, in der brit: 
— 4 Mogl., in der vierten Klaffe 3 Mgl., in ber fünften Klaſſe 


I. 

:. 37. Die Hausherren follen die Perfonalfteuer für jeben ihrer Dienftboten, 
ſowohl männlichen als weiblichen Geſchlechts, monatlih mit 2 Mal. entrichten, und 
befugt feyn, den Betrag derfelben an dem mit ihrem Gefinde übereingelommenen 
Dienftlohne wieder abzuziehen. 

$. 38. In die erfte Kaffe follen gehören alle Oberhof» und Staatsbeamte, 
bie Räthe bei den Randesdicafterien, die Juſtiz⸗ und Erhebungsbeamten in ben Ober; 
ämtern, alles Militair, bis zum Grabe des Gapitains intlufive, die großen. Gutö- 
befiger und bie Pachter aller ſolchen großen Güter; die Kaufleute und Fabrikanten, 
die über den gewöhnlichen Krämern ftehen, besgleichen. die Apotheker in den Städten 
Arolfen, Pyrmont, Mengeringhaufen, Korbach und Nieder: Wildungen. 
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In die zweite Klaſſe follen gehören bie Secretarien bei den ——— 
bie Oberjaͤger und Oberfoͤrſter, die Doctoren, die Apotheker in den übrigen Staͤd⸗ 
ten, die Geiftlichkeit und die Schullehrer bei den Landesgymnafien, in fo weit deren 
jährlihe Einkünfte nicht unter der Summe von 300 Rthir. ftehen, die Poſtdirecto⸗ 
ren, bie Hüttens und Hammergewerke, Papier: und Übrige Fabrikanten, in deren 
Geſchaͤftstrieb jährlich bis zu 5000 Rthlr umgeworfen wird. 

In die dritte Klaffe gehören alle Staatödiener, ſowohl geiftlichen als weltli⸗ 
chen Standes, beren jährliche Einkünfte nicht unter der Summe von 150 Rthlr. 
betragen, alles Militaie bis zum Unterlieutenant inclufive, bie Procuratoren, Abs 
vocaten, Verwalter auf Domainen und fonftigen großen Gütern, alle übrige Kauf: 
und Miethöleute in den Städten, Müller, Boll: und Halbmeier, fo wie alle übrige 
Habritanten und Handwerker, bie zu ihrem Gejchäftstriebe, außer ihrer Perfon,, 
annoch fremder Hülfe bedürfen. 

n bie vierte Klaffe follen gehören alle Hof- und Staatsdiener, fowohl geifte 
lichen als weltlihen Standes, deren jährlie Einnahme nicht unter dem Ertrage 
von 100 Rthlr. fteht, alle Köther, die Wirthsleute und Branntweinſchenker in ben 
—— —— alle Handwerksleute, deren in den vorhinnigen Klaſſen nicht 
gedacht worden iſt. 

die fuͤnfte und letzte Klaſſe ſollen gezaͤhlt werden alle Bewohner, Tage⸗ 
— > überhaupt alle diejenigen, deren in den vier erften Klaffen nicht gedacht 

„worben ift. 

6. 39. Won Bezahlung ber Perfonalfteuer find befreit: 

a) die Militairperfonen vom Grabe bes Felbwebels an, und biefe mit einbegrife 
fen, für fi und ihre Frauen ;* ’ 

b) die Invaliden; » 

e) * RER der Soldaten, werke im wirklichen Dienfte verftorben find, und 


enbli 
d) alle diejenigen, fo nur von Almofen leben. 
$. 40. Die Wittwen und diejenigen Öffentlichen Beamten und Officiers, welche 
im Penfionsftande ſich befinden, oder barein gefegt werben, follen nur die Hälfte 
ar dem bezahlen, was fie nach der Klaffe, zu welcher fie gehören, bezahlen 
m 


en. 

$. 41. B. Die inbdirecten Steuern anlangend; fo werben bie biöherige naffe 
Acciſe, der Blaſenſchatz, der leifchlicent, der Stempel und die Hundefteuer beibe- 
halten. Die legtere foll au für das Fürftenthum Pyrmont vom 1. April d. J. 
an Gefegestraft haben, mit der Ermeiterung, daß vom beregten Tage an in Unfern 
beiden Fürftenthümern für jeden Hund das Doppelte, was biöher nach der deshalb 
beftehenden Verordnung entrichtet wurbe, bezahlt werben fol. Außerdem 

& 42, foll in Unfern beiden FürftentHümern Walde und Pyrmont von folgen: 
den Sonfumtibilien nachftehende Abgabe entrichtet werden, als: 

(Kolgt der Aceifetarif ; aus welchem wir hier Kolgendes ausheben: Es find 85 
fteuerbare Gegenftände aufgeführt; Getreide, inlaͤndiſches Mehl und Fleiſch find nicht 
mit darunter. - Kaffee und Zuder find mit 1 Gr. 5 Pf. das Pfund angefegt, Ta⸗ 
bad mit 1 Gr., Thee 4 Gr., Cochenille das Pfb. 15 Gr., Indigo 4 Gr., Blau: 

olz 2 Pf., Blaufugel oder Lackmus 6 Pf. das Pfb., Barbenwaaren und Hölzer, 

fofern fie nicht beſonders bekannt find, 2 Pf., Gewürze, ohne nähere Beftimmuns 
gen 3 Pf., Heringe und Seefifche aller Art 2 Pf., Talg (eingeführtes, auswärti- 
ges) 1 Pf., Häute vom Schlachtvieh, von einem Lamm:, ‚Schaaf, Biegen: und 
SKalbfelle 1, 8, 4, 5 Pf., und von einem Dchfen: oder Kubfelle 4 Gr. Trockene 
Haͤute werden nad Pfunden befteuert, eine Haut von 12 bis 20 Pfund Gewicht, 
mit 10 Gr. Bon einem Paar vollftändigen Mannsftiefiln werden 8 Gr., Manns: 
ſchuhen 5 ©r. 4 Pf., Frauenfhuhen 2 Gr. 2 Pf., Kinderfhuhen, bis zum Alter 
von 13 Jahren, 1 Gr. 4 Pf. gegeben.) - 

$. 43. Jeder Defraubationsfall, von ben im vorhergehenden $. gedachten Ars 
tikeln, foll ernftlich beftraft, und von jebem Pfennig, der wirklich bdefraudirt wor: 
ben ift, oder ſolches hat werben follen, 6 Mol. Strafe erlegt werben; wovon dem 
Denuncianten die Hälfte, mit Verſchweigung feines Namens, aus ber Staatskaſſe, 
ohne Berüdfihtigung eines, bem Defraudanten etwa gewordenen, Nadjlaffes aus: 
bezahlt werden fol. 

Außerdem ift jeder Defraubant fhuldig, bie. befraubirte Steuer annoch beſon⸗ 
berö zu erlegen. 2 

$. 44. Sn Gemaͤßheit der, in $. praec. geſchehenen, Verfuͤgungen darf fein 
Fuhrmann die mindefte Waare, bei einer unabläffigen Strafe von 10 Athir. abla- 
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den, er habe denn zuvor ber Ortsbehoͤrde, bie uͤber das Steuerweſen zu wachen 
hat, davon Anzeige gemacht. Im eine gleiche Strafe verfällt jeder Kauf: und ‚Hans 
delsmann, der Waaren ablaben läßt, ohne davon gleichfalls bei der Behörde An⸗ 
zeige gemacht zu haben. 
$. 45. Jeder Kaufmann und Krämer foll gehalten feyn, bei ber landſchaftli⸗ 
chen Sommitte, vom 1. April d. 3. an gerechnet, jährlich ein Patent zu loͤſen. 
Kein ſolches Patent fol über 30 Rthlr., aber auch keins unter 4 Rthlr. zu ftehen 
kommen, und wird für jedes Individuum, bei Beftimmung dieſer Steuer, bie land» 
ſchaftliche Gommitte, auf den Umfang des Handels, ber Lage und auf bie l 
der Kaufleute und Krämer, bie in einem und dem naͤmlichen Orte leben, Ruͤckſicht 


men. 
* $. 46. Derjenige, ber, ohne ſolches Patent geloͤſet zu haben, Handel treiben 
wird, verfällt in eine unablaͤßliche Strafe von 50 Kthlr. 

$. 47. Ausländer follen die Patentfteuer und zwar bas Doppelte, was ein 
Einländer nah feinen Verhältniffen zu entrichten haben würbe, bei Strafe ber 
Gonfiscation ihrer Waaren, zu erlegen, und das beöfalfige Patent zu löfen gehals 
ten feyn. 
$. 48. Diejenigen bisherigen Iandfchaftlichen Steuern und Abgaben, deren in 
gegenwärtiger Verordnung nicht erwähnt ift, fo wie die biäherige Vermoͤgensſteuer, 
wovon bis zum 1. April d. 3. zum legtenmal noch ein Anfchlag zu Beftreitung ber 
augenblicklich unauffchichlichften Ausgaben erhoben werben fol, desgleichen bie Sur 
denfchuggelder, da bie Ifraeliten Unfern übrigen Unterthanen hierdurch gleichgeſtellt 
En. und der Glaube keinen Unterfchied mehr machen- fol, find hiermit gänzlich) 
aufgehoben. 

$. 49. In Unfern beiden Fuͤrſtenthuͤmern wirb proviforifh ber 20 Fl Fuß 
eingeführt, ‚und follen daher alle Staatslaften in diefem Münzfuße eingerichtet und 
die Dienerfchaftögehalte darin ausbezahlt werben. ' 

. 50. Die bisherigen Staatsfecretarien follen, unter Leiſtung binlänglicher 
Sicherheit und — eines paſſenden Gehalts, die Adminiſtration uͤber das 
Vermoͤgen ihrer Commun fuͤhren, ihnen auch dabei das Geſchaͤft der Erhebung der 
Staats- und Domanialrevenuͤen in ihrer Stadt, inſofern fie ebenfalls eine ange⸗ 
meffene Sicherheit dafür zu leiften vermögen, übertragen werden. Die Beftimmung 
der Caution für die Oberrenterciamts = und Gommunerheber wird Unfern getreuen 
Ständen, vorbehaltlich Unfrer Genehmigung, überlaffen, fo wie Wir bie Feftfegung 
einer annoch befondern Gaution für die Erhebung Unfrer Domanialgefälle Uns aus: 
drüdlich vorbehalten, auch Unfrer Regierung und Rentlammer, in fo mweit es eine 
jede angeht, hierdurch in Gnaden aufgeben, das Nöthige an fämmtliche Erhebungs⸗ 
ge —* Abſchließung ihrer Rechnungen bis zum 1. April d. 3. ohne Zeitver⸗ 
uft zu erlaffen. 

$. 51. Wir werben durch die Landftänbifche Committé Unfern getreuen Staͤn— 
ben jebes Jahr Unfer Kameralbubget der Einnahme und bringendften Ausgaben zei: 
— und vor Entwerfung des landſchaftlichen Budgets, wie ſolches in dieſem Jahre 
ſchon geſchehen wird, vorlegen laſſen, und gern durch einen jaͤhrlichen außerordent⸗ 
lichen Beitrag annoch nach Möglichkeit die Staatskaſſe unterſtuͤtzen, indem Uns, 
Wir ſchwoͤren es bei dem ewigen Gott, nichts am Herzen liegt, als Unfern durch 
bie Zeitumftände gebrüdten Unterthanen ihr Loos zu erleichtern. 

Wird jährlid) mit Verzinfung und Amortifirung der dringendften Staats ſchul⸗ 
ben von nun an nach einem beftimmten Plane verfahren, und ſchenkt Uns bie gütige 
Borfehung den fo lange fchon gefehnten Frieben, wo alsdann durch Verminderung, 
oder auch Beurlaubung eines Theild Unfers in Kriegszeiten zu ftellenden Gontingents 
eine bebeutende Ausgabe in der Staatskaſſe ausfällt; fo muß jeder redliche Walds 
edder von ber Wahrheit belebt feyn, daß Kürft und Unterthanen gluͤcklich ſeyn wers 
—— und man in dieſer Hinſicht mit froher Hoffnung der Zukunft entgegen ſehen 

nne. 

$. 52. Wird Unfre Regierung gnäbigft beauftragt, bie weiter nöthigen Ber: 
rege nicht allein wegen ber für das Fürftentyum Pyrmont zu mwählenden Sand» 
ftönde, fo wie überhaupt wegen ber im $. 8. feftgefegten Bufammenberufung aller 
Lanbftände zeitig zu treffen, ſondern auch die Publication des gegenwärtigen Gefeged 
ungefäumt zu bewerfftelligen. 

Arcolfen, am 28. Sanuar 1814, 


Georg Heinrich. 
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. Bir von Gottes Gnaden ıc. Der Xrtikel 13. der zu Wien am 8. 
Junius v. 3. abgefchloffenen teutfhen Bundesacte, verordnet die Ein- 
führung einer ftändifhen Verfaſſung in allen teutfhen Bundesftaa- 
ten. Obgleich eine folhe Verfaffung f[hon von grauen Zeiten her, 
auh in Unferm Lande beſtanden hat; fo hat fie doc in mehreren Hinſich— 
ten einer Abänderung bedurft, und haben Wir Uns deshalb veranlaft gefehen, 
Unfere lieben und getreuem Landflände von Ritterfhaft und Städten, 
duch Unfere Regierung zu einem allgemeinen Landtage auf den 28, 
März d, J. zufammen berufen zu laffen, und, in Einverfländniß mit 
ihnen, der bisherigen Landes: und fändifhen Verfaffung fol 
gende nähere Einrichtung zu geben. J 

$. 1. So viel die Einrichtung 


1. der Landesverfaffung 
betrifft; fo iſt zur Erleichterung der Zuftiz für nöthig erachtet worben, 
A. Unfer Fuͤrſtenthum Walded in fünf Ober-Juſtizaͤmter ein 
zutbeilen, und zwar; | 

1) in das Ober: Juftizamt der Diemel, welches feinen Sig in ber 
Stadt Rhoden haben, und aus ben. ehemaligen Yemtern Rhoden 
und Eilhaufen, und den Dorfihaften Schmillinghaufen, Herbſen 
‚und Hörle, des ehemaligen Amtes Arolfen, beftehen fol; 

2) in das Ober-Juſtizamt Zwifte, deffen Hauptort Arolfen ift, 
und die ehemaligen Aemter Arolfen, Landau und Wetterburg, mit 
Ausſchluß der unter Ziffer 1. bereitd genannten, und den weitern 
Drtfchaften Strote und Meineringhaufen vom Amt Landau umfaßt; 

3) in das Ober: Juflizamt Werbe, zu deflen Hauptort die Stadt 
Sachſenhauſen beftimmt ift, und die Städte Sachſenhauſen, 
Waldeck, Freienhagen, das ehemalige Amt Waldeck, mit Aus: 
ſchluß der DOrtfchaften Bringhaufen, Hemfurth, Kleinern und Gel: 
lershaufen, dann die Dorfſchaften Strote und Meineringhaufen 
des vorhinigen Amtes Landau, enthalten fol; 

4) in das Ober: Juftigamt der Eder, welches feinen Sitz in der 
Stade N. Wildungen haben, und beftehen foll aus den Stäb: 
ten Alt:Wildungen und Zuͤſchen, ferner aus dem ehemaligen Amt 
Wildungen und den unter Ziffer 3. angeführten Reften des vor 
binigen Amtes Walded; 

5) in das Ober: Juftizamt Eifenberg, melches feinen bisherigen 
Sig in Corbach, und feine jegigen Beſtandtheile beibehält. 

$. 2. Jedes Ober: Zuftizamt wird mit einem Ober: $uftizbeams 
ten und einem zweiten Beamten, welcher Iegtere zugleich die Stelle 
des Secretairs verfieht, befegt. Eine Ausnahme hierunter macht jeboch 
das Dber-Zuftizamt Eifenberg, bei welchem, wie bisher, zwei Beamte 
und ein Secretair bleiben. 

$. 3. Mit dem Ober Fuftizamtı der Werbe wird, wegen feiner Nähe 
bei der Feſtung Walde, ein allgemieines Criminalgericht für das 
ganze Land verbunden, 

Uebrigens foll Unfere Regierung) ein. Regulativ entwerfen, welde Sa: 
hen, ausfchließlich der übrigen Ober-Juſtizaͤmter, zue Competenz diefes Cri⸗ 
minalgerichts gehören ſollen | Ä 

$. 4. Der Erfte Juſtizbeamte des Oberamts der Ewifte, verfiehet 
sugleigh die Geſchaͤfte des Stadt«Commiffarii in Mengeringhau: 
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fen, mie der bed Ober⸗Juſtizamts der Eder gleiches Amt in Nieder: 
Wildungen. 

Die dadurch erfpart werdenden beiden Stabt-Commiffariatsgehalte fallen 
bee Land⸗Salarienkaſſe zu, und verbleibt e8 in Anfehung der Sportelnberech⸗ 
nung aus beiden Städten bei der bisherigen Beltimmung. | 

$. 5. Die, bisher den Ober: Mentereibeamten aufgetragen gewefene, 
Polizeiverwaltung übernehmen die Ober: Zuftizämter. 

.6. Alle Nebenverdienfte der Juftigbehörden, durch Depu— 
tationen, Commiffionen u. f. w., hören gänzlih auf. Inſofern das Geſchaͤft 
nothiendig außer dem Gerichtsorte beforgt werden muß, z. B. Befichtiguns 
gen ıc.; fo erhält davon ber Commiffarius, oder Deputatus, nach den in 
der Sportelordnung beftimmten Anfägen, die Pferdemiethe und Zehrungss 
koften u. f. w.; die übrigen Gebühren werben der Sportelkaffe berechnet. 

6.7. Die Patrimonial:Gerihtsbarkeit bleibt der von Dale 
wigtfhen Familie in dem Amte Lichtenfels, und den drei deputirs 
ten Städten Corbach, N. Wildungen und Mengeringhaufen 
in erfter Inftang, beögleihen die Schriftfäffigkeit der Ritterſchaft 
und ihren Familien, weniger nicht den brei dbeputirten Städten, 
infofern fie als corpora auftreten, oder belangt werben, vorbehalten. 

$. 8. Im jedem Dber: Juftizamt wird ein DbersRentereibeams 
ter angeftellt, * Mirkungskreis duch eine beſondere Inſtruction genau 

werden f 


$. 9. Sn Kalkan — Regierung und Unſeres ln 
tes, verbleibt es vorerſt, fo wie 
. 10. 


B. in Betreff der Juſtiz und Renterei in Unferm Fuͤrſtenthume Ppr: 
mont, bei der bisherigen Einrichtung. 


I Die Repräfentation Unferer Untertbanen 


anlangend, ſo wird ſolche 
§. 11. folgendermaßen bewerkſtelligt werben: 

A. dur die Befiger bisheriger Hansieusrääfgee Rittergäter, 
oder die Ritterſchaft; 

B. durch die Städte, denen Arolfen unter den im Receß vom 19. b. 
feftgeftelften Beſtimmungen, beigezählt werden foll, oder den Bür: 
gerftand; 

€. durch zehn Repräfentanten bed Bauernſtandes, deren jebes 
Dber= Fuftizamt zwei zu ftellen hat. 
$. 12. In den drei deputirten Städten wird das Repräfen: 
tationsrecht buch den erften Bürgermeifter und Stadtfecretair, 
in den nicht deputirten Städten hingegen durch ben Bürgermeijter al: 
lein, in bisheriger MWeife, ferner ausgeübt, 
$. 13. Die Eigenfhaften eines Repräfentanten, im Alt: 
. gemeinen, find: baß er 
4) zw einer der drei chrifkfichen Confeffionen — 
2) 25 Jahre alt, und eigenen Rechtes, 
3) Landesunterthan, 
4) der Mititairpflicht nicht — unterworfen, und 
5) unbeſcholtenen Rufs ſey, a 
6) Geſchriebenes leſen koͤnne, * feine Gedanken gehörig niederzuſchtei⸗ 
ben vermoͤge. 


Insbeſondere aber wird annoch erfordert, bei den Repraͤſentanten 
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a) des Bürgerftandes, unverfchuldeter Befig von unverſchulbeten Guͤ⸗ 
tern, die wenigftend einen Werth von 500 Rthlm. haben, und 

b) des Baueenftandes, Eigenthum eines. fhagungspflicytigen nicht 
verfchuldeten Gutes von wenigſtens 30 Morgen, den Morgen zu 120 
Ruthen gerechnet, in dem Amtsdiftrict belegen, aus welchem er als 
Repräfentant gewählt werben foll, wobei es gerade nicht erforderlich, 
daß er den Landbau felbft betreiben muß. 

6. 14. Staatsbeamte, oder fonft zu Uns in Dienfipflicht fie 
hende Perfonen, können an der Randesrepräfentation feinen Antheil nehmen; 
— waͤre denn, daß die Landſtaͤnde die Aufnahme eines ſolchen in Vorſchlag 
braͤchten. | 

$. 15. Die Kuhrgenoffen zur Wahl der Repräfentanten 
des Bauernftandes, follen auf folgende Weife erkiefet werben: daß jede 
Gemeinde des DOberamtsdiftrictd, unter Leitung ihres Geiftlihen, einen 
ordnungsliebenden, durch fittliches Betragen allgemeines Vertrauen verdienens 
den, Mann aus ihrer Mitte zum Wähler erfiehet, und ihm zur Wahl 
der zwei Repräfentanten beauftragt, Ein folcher Wähler muß 

a) volljährig, 

b) unbefcholten, 

c) Befiger eines Aders oder Köthergutd und 
d) als guter Wirth bekaunt ſeyn. 

6. 16. Die Wahl der Repräfentanten felbft gefchieht im Orte bes 
Sitz es des Dber-Juflizamtes, unter Leitung des Landfpndic und erften 
Suftizbeamten. | | 

$. 17. Wenn nun auf vorftehende Art die Wähler erfiefet worden find; 
fo follen fie an dem beflimmten Wahltag, nad) vorhergegangener deutlicher 
BVerftändigung von den Pflichten und Eigenfhaften eines Landftandes, und 
nach zweckmaͤßiger Ermahnung ımd Verwarnung: daß fie bei der nor 
zunehmenden Wahl keine Nebenzwede berüdfichtigen, fondern lediglich auf 
den Hauptzweck, naͤmlich auf die Wahl eines redlichen, gottesfürchtigen, eine 
fihtsvollen und erfahmen, auch ordnungsliebenden Kandftandes allein Bedacht 
nehmen, und babei überall geroiffenhaft zu Werke gehen wollen, in Eid 
und Pflicht genommen werden, darauf abtreten, und biemädft Mann 
für Mann, zur Abgabe ihree Stimme zum Protocoll, wieder vorge 
laſſen werden. 

$. 18. Bei diefen Wahlen entfcheibet die Mehrheit der Stimmen, 
bei deren Gleichheit aber das Roos, 

$. 19. Die Wahl der Repräfentanten be8 Bauernftandes und de 
Repräfentanten aus der Stadt Arolfen gefchiehet auf Lebenszeit, und 
bei legterer duch eine freie Wahl, wie beim Bauernftand; jedoch erlöfcht die 
Mepräfentation alsdann früher, wenn bie Eigenfhaften, wodurch die Wahl 
bedingt ift, wegfallen, namentlih, wenn ber Gewählte aufhört, ein guter 
Wirth u. f. w. zu feyn. | 

Auf den Todesfall des einen ober bes andern Mitgliedes, wird an 
deſſen Stelle, auf die oben beftimmte Weiſe, auf jedbesmaligen Antrag bes 
Landſyndici, ein anderes erwählt. 

$. 20. Bur Erhaltung dee Repräfentation des Ritterſtandes 
wird hiermit feitgefegt, daß 

1) jeder neue Rittergutseigenthlimer, vom Tage des Anfalld ober Er 
werbs des Gutes, binnen zwei Monaten zum Auffchwören bei dem 
Landſyndico fich aumelde; daß 
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2) keine Allodificationen dergleichen Lehnsrittergäiter, ohne Buflimmung dat 
Landftände, gefchehen; 

3) daß bei einer Verfplitterung dergleichen Güter, fo wie bei Veräuße 
rungen ganzer Mittergüter, durch Unfern und ber Stände gemeinjas 
men Beſchluß beftimmt werde, intwiefem der bisherige Eigenthümer 
ferner als Landftand auftreten, ober der neue Erwerber als folcher 
aufgenommen werden Eönne. 

6. 21. Zur Vollzichung der im folgenden Paragraph beftimmten Ge 

fchäfte, ift ein engerer Ausfhuß ernannt, welcher beſteht: 

1) aus zwei ritterſchaftlichen Deputisten, weiche nady bem 
jedesmaligen Abgang in bisheriger Weife, dur die Stände auf Kes 
bengzeit gewählt und Uns zur Beltätigung präfentirt werden; 

2) aus den bisherigen Abgeordneten der drei beputirten Stäbte, 
die ſchon vermöge ihrer Aemter hierzu berufen find; 

3) aus einem Deputirten des Bauernflandes, melden die Land⸗ 
flände aus deffen Repräfentanten audy auf Lebenszeit wählen, und 
Uns ebenfalls zur Beftätigung präföntiven. 

6. 22. Jene Deputation ift vollziehende Behörde der vom 
corpore statuum gefaßten BVeſchluͤſſe, und ſie kann in der Regel ohne dass 
felbe nicht handeln. 

Die Gewalt und bie Gefchäfte der Biuiadten beftehen barin: 

4 auf die Ablegung ber landfhaftlihen Rechnungen zu drin 
gen, deren Abnahme, wenn folhe zuerft vom Landfpndico umd 
fodann von Unferer Regierung monirt find, unter Zuziehung des 
Landſyndici, beizuwohnen, fo wie auch ſaͤbſt allenfallſige weitere 
Erinnerungen dagegen aufzuſtellen; 

2) die Landtagsabſchlüfſe fowohl, als auch die von ſaͤmmtlichen 
Landftänden entfchiedenen Angelegenheiten, in Vollzies 
bung zu bringen; 

8) den Antrag neuerer Steuern vorläufig zu prüfen, und den 
gefammten Ständen zur Abftimmung vorzulegen; 

4) zu etwaiger Verbefferung bewilligter Steuern Vorſchlaͤge 
zu machen, und etwa eingefhlichene Mifbräudhe zu rägen; 

5) die Angelegenheiten, welche eine. nothbwendige, 2000 Rthlt. nicht 
überfteigende, Ausgabe erfordern, für fich, vorbehaltlich Unſeret 
Genehmigung, zu beſchließen; 

6) Erlaßgefuhe ber Unterthanen zu — und, inſofern ſolche 
die unter Ziffer 5. gedachte Summe nicht überfleigen, nad ebenfalls 
age von Uns eingehohlter Genehmigung, zu bewilligen, und 

7) in Sällen, denen Gefahr im Verzug unterliegt, oder bie fonft 
eine eilige Entfheidung erfordern, in Einverftäindniß mit Uns 
befchließen; und erkennen fämmtliche Landftände dergleichen Befchlüffe 
als gültig und als von ihnen felbft ausgegangen. 

. 3. Die gewöhnlihe Zuſammenkunft der Deputation 
dft ber jedesmalige dritte Montag im Monat Junius jeden Jahres, als dir 
zue Abnahme der Iandfchaftlichen Rechnungen beftimmte Zermin; und wird 
deren auferordentlihe Verfammlung auf Unfern Befehl, durch Unfere 
Regierung, mitteljt eines Schreibens an den Spndicus, oder auf Antrag der 
Stände, bei Unferer Regierung, nach vorhergegangener Unferer Genehmigung, 
zufammen berufen, 

6. 24. Eine allgemeine Landtagsverfammlung fann nur in 
„ befonders wichtigen Fällen, entweder aus Unferer Veranlaffung, oder 
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auf Antrag dee Stände, nad vorhergegangemer Unferer Genehmigung, 
durch Unfere Regierung zufammen berufen werden. Zu jenen Fällen gehören 
unter andern, wenn 3. 

4) entweder von Beränderung der Berfaffung und ber Grund» 
gefege, ober | 

2) von Einführung einer neuen Steuerordbnung bie Rebe iſt. 

$. 25. Indem Wir den Landftänden gnaͤdigſt geftatten, fidy bei 
Landtagsabfaffungen eines Siegels, mit dem Landeswappen und ber 
Umfchrift: „Waldedifche Landftandfchaft” verfehen, zu bedienen, und ihre 
bergebrachten landftändifhen Rechte im Allgemeinen beftätigen; fo ſol⸗ 
len folche infonderheit ferner funbirt ſeyn: 

a) in dem Recht der Berwilligung und Regulirung fämmtli: 
her, ſowohl ftändiger als unftändiger, zur Staatsverwaltung 
nothwendiger Steuern. Alles was auf Abänderung beſtehen⸗ 
der, oder Einführung neuer Steuern und auf Steuerver 
faffung überhaupt Bezug hat, fol nur unter Zuftimmung der 
Landftände vorgenommen werden; 

b) in dem Recht, die Landeskaſſen, nad) wie vor, zu verwalten, und 
es dürfen die Steuern nur zu ben, durch Uns und die Landftände 
beftimmten, Zweden verwendet werben, weshalb die Verwalter 
ber Kaffen in Landespflichten ſtehen; 

<) in dem Recht der Berathbung und Einwilligung bei allen 
Gefegen und Anordnungen, welche auf bie Landesverfaffung 
und deren Veränderung 'Beziehung- haben; bei Gefesen, wodurch 

über das Eigenthum -der Unterthanen zum Gebrauch der Landes: 

berefchaft oder des Landes verfügt, die perfönlihe Freiheit der 
Unterthanen gegen beftehende Gefege befchränkt, oder dadurch 
wohlerworbene Rechte einzelner oder ganzer Klaffen der 
felben, aufgehoben oder befchränkt werden follen. 

Bei allen übrigen Randesgefegen, wollen Wir (Anordnungen 
in eiligen Sälten, und wobei Gefahr im Berzug if, ausge⸗ 
nommen) 

d) * Rath und dns Gutachten Unſerer Staͤnde einhohlen, unb 
duͤrfen 

e) dieſelben Vorſchlaͤge zur Abänderung beftehender und zur Eins 
führung neuer Gefege einreichen, fo wie Wir fie überhaupt Wer: 

pflihten, ihre Aufmerkſamkeit auf alles dasjenige zu richten, 
A das Wohl der Unterthanen erfordert, und diejenigen Mit: 
tel in Antrag zu bringen, welche daffelbe befördern, oder die ihm 
I ftehenden Hinderniſſe aus dem Wege räumen können, 
ollten 

9 duch den Bundestag zu Frankfurt den Landftänden im Allges 
meinen, hinſichtlich der Geſetze und Gefeggebung, größere Rechte, 
als hier angeführt find, eingerdumt werden; fo wollen Wir ſolche 
auch Unſern Landſtaͤnden zu Theil werden laſſen. 

Wie die Staͤnde 

g) mit darauf zu wachen haben, daß von den Juſtizbehoͤrden eine un⸗ 
tadelhafte Juſtizpflege — worin aus dem Cabinet nie⸗ 
mals Verfuͤgung, vorbehaltlich der Uns zuſtehenden Oberauf⸗ 
ſicht, Statt finden ſollen — gehandhabt werde, und fie ihren Pflich⸗ 
ten überhaupt -nachlommen; fo wird ihnen auch das Recht der Br: 
ſchwerdefuͤhrung, insbefondee in Faͤllen ber Malverfation ber 
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Staatsbiener, und bei ſich ergebenden Mißbraͤuchen jeder 
Art, eingeraͤumt. 

Staatsdiener ſollen daher von ben Landſtaͤnden, wegen verfafe 
fungstoidrigen Betragens, jedoch nur vor dem ordentlihen Richter, 
angeklagt werden können, vor welchem fie ſich zu verantworten und Recht 
zu nehmen, verbunden find, fo wie 

h) auf der andern Seite jedem Staatsbiener hiermit die Zuſiſche— 
zung gefchieht, daß keiner, ohne gerechte Urfache und vorbergegan: 
gene zichterliche Unterfuhung und Entfheidung, feines Amts entjegt 

werden foll. 

Die Sporteln werben in folchen Fällen für ben Beklagten bis zur 
‚Beendigung des Proceſſes aufgezeichnet. 

Auch wollen Wir, der Billigkeit gemäß, 

i) bei Befegung ber Bedienungen den dazu fähigen Landestindern dem 
Vorzug vor Ausländern einrdumen, 

$. 26. Kein Landftand kann an den Berfammlungen und Berathuns 
gen ber Stände eher Theil nehmen, bis er folgenden Eid: | 

„Ich gelobe und verfpreche als Landitand, in allen meinen Handlungen 
und Rathfchlägen die allgemeine Wohlfahrt des Landes vor 
Augen zu haben, bie Anferm gnäbdigften Fürften und Herm ſchul⸗ 
dige Treue und Ehrerbietung ſtets zu beobachten, in nichts zu 
poilligen, was des Deren oder Landesrehten oder Vortheis 
len zumider wäre, infonberheit die Gerehtfame ber Landftände 
getreulicy zu bewahren und mit allem Fleiß darauf zu achten und zu 
halten, daß biefelben unter Feinerlei Vorwand verlegt oder vernachlä⸗ 
Bigt werben,” 

abgeleitet. hat. 

$. M. Bei ben jebeömalign Zufammenkünften ber Land: 
ftände haben bdiefelben aus ihrer Mitte für die Dauer des Land⸗ oder Des 
‚putationstages einen Director duch Stimmenmehrheit zu wählen, welcher 
mit dem Spmdico die Gefchäfte leitet. | 

6. 28. Borfhläge und Anträge aller Art, welde den Land: 
ftänden zu machen find, follen in ber bisher üblich gewefenen Form, näms 
li duch Unfere Regierung, an fie gelangen. 

Die Art, wie fie darüber abflimmen wollen, bleibt ihnen 
ganz überlaffen; jedoch follen, fo oft der Syndicus es für nöthig erachtet, 
die Stimmen durh Kugelung gefammelt werden, und ſteht es jedem Mit: 
gliede frei, zu verlangen, daß die Discuffion über den,. zur Berathung vor 
liegenden, Punct auf den andern Zag verlegt, und ihm erlaubt werde, feine 
Anfiht der VBerfammlung [hriftlich vorzulegen. 

$. 29. In den Fällen, wo die Erklärung der Stände ablehnend 
iſt, müffen die Gründe dazu angegeben werden, und behalten Wir Uns 
vor, ben gemachten Borfchlag oder Antrag, unter Auseinanderfegung aller 
dafür fprechenden Gründe, durch Unfere Regierung wie derhohlen zu laf 
fen, allenfalls auch, bei beharlicher Ablehnung, ben befragten Gegenftand 
zur Berathung an bie gefammten Stände gelangen zu laffen. 

Sollte aber auch hierdurch der Zweck nicht erreicht werden; fo foll eine 
Commiffion, aus einem berefchaftlichen Diener und einem landſchaftlichen 
Mitglied, niedergefegt werben, welche die Sache prüft und, wo möglich, eine 
Dereinigung zu Stande bringt. Würde aber auch biefer Verſuch fehlſchla⸗ 
gen; fo werden die Verhandiungen, infofem fie Steuern und Verwil— 
ligungen nicht betreffen, an eine auswärtige Juriften- Facultät, 
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oder an das Appellationsgericht eingefandt.“ Die Wahl einer dieſer 
Behörden bleibe den Landſtaͤnden uͤberlaſſen, und im Fall ſolche auf eine 
Facultaͤt fällt, haben diefe die Commiffarien zu beftinmmen, müflen aber 
darunter Verſchwiegenheit angeloben. 

$. 30. Bei eingetretener Stimmengleidheit giebt das Votum 
be8 Landfyndici den. Ausſchlag. 
| $. 31. Welhe Gedanken auch ein Mitglied in ben Berfamm: 

lungen geäußert, und mit welhen Gründen fie daffelbe vorgetragen hat; 
barüber. braucht foldyes nie dem Stante Rebe und Antwort zu geben, 
vorausgefegt jedoh, daß er überall die dem Regenten ſchuldige Treue 
und Ehrfurcht, fo wie die den Landesbehörden zu beweifende Ad: 
tung nicht aufer Augen gefegt hatz wie dann. auch Fein Landftand ange: 
halten und gezwungen werden kann, ‚über basjenige, was in den Berath: 
fchlagungen vorfäut, Auskunft zu geben, odeu.gat Zeugniß darüber ges 
gen feinen Mitftand abzulegen; vielmehr macht ſich derjenige, der die ihm 
obliegende VBerfhwiegenheit verlegt, dadurch unfähig, ferner die 
Stelle eines Landftandes zu beffeiden, und befjen Mitftünde find berechtigt, 
auf defjen rn zu dringen, 

$. 32. Die durch die Convention v. 3. Jul. 1814, $. 2, angeord⸗ 
nete landfhaftlihe Kammer, der Wir hierbucd den Rang eines 
Landescollegii gnädigft beilegen, und die Uns und den Ständen allein 
untergeordnet ift, fol vorläufig beftehen: ’ 

1) aus einem Mitglied der beputirten Ritterfchaft, | 
2) = einem der WBürgermeifter oder Secretarien ber drei beputirten 
tädte, 
3) aus dem Landfyndico, 
4) aus einem Kaffenführer, zugleich Secretair, 
5) aus einem Regifteator, zugleich Kanzeliften, und 
6) aus einem Pedell und einem Boten. 

Uebrigens behalten Wir Uns vor, einen Commiffarium zu ernen- 
nen, weldher, ohne Sig in der Kammer zu haben, von Zeit zu Zeit 
ben Situationsetat fi vorlegen laffen, und überhaupt Unfere Rechte 
wahrnehmen fol. 

$. 33. Die Mitglieder unter den Ziffern 1 und 2 follen auf bie, in 
der in vorfichendem $. angezogenen Convention enthaltene, Weiſe ge: | 
wählt werden. 

$. 34. Der Wirkungskreis der landfhaftlihen Kammer 
umfaßt nicht die auf der Einloͤſungs- und Acciskaſſe haftenden Schulden, 
indem beide Kaffen nicht zu ihrem Reffort gehören: fondern nad) wie vor 
unter der Aufficht bee bisher bejtanbenen Randesfhulden:Kaffendis 
rection verbleiben, 

.  Dhne Beziehung auf bie landſchaftlichen Schuldenkaſſen (bie Einloͤ⸗ 
ſungs⸗ und Acciskaſſe), ſoll dieſer landſchaftlichen Kammer Be— 
ſchaͤftlgung darin beſtehen: 
1) den statum exigentiae publicae für jedes Jahr zu entwerfen, und, 
nachdem folcher den Ständen zur Prüfung vorgelegt und von ihnen 
genehmigt .ift, Uns zur gleichmäßigen Genehmigung vorzulegen ; 
2) Die Soll-Einnahmeetats der Landeseinkünfte anzufertigen, 
wonach Die zeitigen Oberrentereibeamten ‚und. die. ftädtifchen Erheber 
‚die Erhebungen; und zwar, fo * ald.. möglich; monatlich befor- 
gen ſollen; 
in der Zunetion der —— aeiehscomimiſtiong 
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4) in der Beſorgung bes Stempelns bes Papiers und deſſen Zuſtel⸗ 
lung an die Rentereibeamten zum Berechnen, 
So wie der Iandfhaftlihen Kammer 
5) die Befugniß zuftcht, zweckdienliche Zwangsmittel gegen ſaͤumige 
Erhebungsbehörden zu verfügen; fo hat fie auch 
6) von Monat zu Monat die Situationsetats der ihr anvertrauten 
Kaffen, und die baar eingegangenen Gelder in Empfang zu neh 
men, legtere hinter drei Schlöffer in Verſchluß zu bringen, mozu 
jedes der ftändifchen Mitglieder und ber Kaffenführer einen Schlüffel 
befigen foll. 
$. 35. Da das Land, duch die am 3. Julius 1814 abgefchloffene 
Convention, die Salarirung und Penfionirung aller. wirklichen 
Staatsdiener und deren Wittwen, wie ſolche in dem, im Receß vom 
19. d. sub Lit. C. enthaltenen, Etat beſtimmt ift, übernommen hat, und 
bagegen ihm bie Beziehung Ä 
a) aller Sporteln, 
b) aller Strafen, ımb 
ce) allee Confiscationen, 
aus Unferm Fuͤrſtenthum Waldeck überlafien iſt; fo Hat bie landſchaft⸗ 
liche Kammer nad) jenem Etat die Zahlungen monatlich zu verfügen. Aus 
Berdem bat diefelbe | 
$. 36. alte fonftige, ben Lande obliegenden, Ausgaben, mit Aus 
ſchluß ber, der landſchaftlichen Schulden: Tilgungskaſſe überwiefenen, Babe 
lungen, namentlich zur Unterhaltung des Mititairs, nad bem ebenfalls im 
Rech vom 19. d. sub Lit. D. aufgeftellten Friedens — auf ben unverhofs 
fentlihen Fall eines Kriegs, anders zu vegulirenden Feldetats, fo wie bie 
alsdann eintreten Eönnenden fonftigen Kriegsleiftungen zu beforgen, zu wel 
dem Behuf fie alle beftchende Landesrevenken, mit Ausnahme ber 
in die Landesfhulden-Tilgungskaffe fließenden, und der im folgenden $. 37. 
genannten, zu vereinnahmen hat; auch wird fie daneben autorifirt, bei 
nicht ftändigen, keine nachtheilige Zögerung leidenden Ausgaben, bis zu ber 
Summe von 300 Rthlrn. für ſich zu handeln; dagegen aber iſt fie ver 
pflidytet, fobald der Gegenftand diefe Summe überfteigt, weitern 
zuvor einzuhohlen. 
8. 37. Um außerdem eine befondere Kaffe zur Salarirung 
ber Staatsdiener zu bilden, werden berfelben, außer den in $. 35. bes 
teitö beftimmten Einflüffen, auch 
1) die vorhinige Land: Salarienkaffe und. 
2) der Ertrag des Stempelpapiers 
überwiefen. —— 
$. 38. Die ben Landesglaͤubigern verſicherte Einlöfungs« 
und Accifekaffe ift die eigentliche Kandesfhulden:Tilgungskaffe, 
woraus jene Gläubiger ihre Zinszahlung und Gapitalablage erhalten. 
Zur Beruhigung der Landesgläubiger, und zur Aufrechthaltung des öffentlis 
her Credits, foll die Iandfhaftlihe Kammer mit diefer Kaffe 
nit in Berührung ſtehen. Nur allein ſoll fie, wie bisher, unter 
der Aufſicht der Kaffendirection, nämlich der beiden Deputirten ber Rits 
terſchaft, und ber. Secretarien der drei bepntirten Städte ſtehen, welche zu 
dieſem Ende jeden Jahres, Fruͤhjahrs und Herbfts, zwei Zuſammenkunfts⸗ 
tage haben, und befugt find, ..ben Kaffenbeftand ſelbſt zu unterfuchen, oder 
auch dieſes Geſchaͤft durch eines ihrer Mitglieder bewirken zu laffen. 
Der Landfpndicus nebft den drei deputirten ſtaͤdtiſchen Bürgermeiftern 
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und Unſere Regierung haben darauf zu fehen, daß alle dahin einfließende 
Gelder zu ihren beflimmten Zwecken verwendet werden, und hat zu desfall⸗ 
ſiger Erfegung der Landrentmeifter von Monat zu Monat den Situationse 
etat feiner Kaffe nicht allein an die Regierung und den Syndicum einzureis 
chen, fondern er verwaltet auch, wie bisher, diefe Kaffe, Indem er auf feine 
andere Anweiſung einige Zahlung verfügt, als auf die bes genannten Kaf: 
fendirectorii. Dem Syndico bleibt indeffen, wie bisher, erlaubt, Anweiſun⸗ 
gen n Botengänge zu ertheilen, 

‚39. Da übrigens die prompte Zinszahlung allein den Cre 
bit ler. zu erhalten vermag, vielmehr zu Erreihung diefes Zweckes auch 
jährliche Capitalsablage gefchehen muß; fo foll aus diefer Schuldentit- 
gungskaffe, neben der Binszahlung, auch jährlich der Betrag von wenig» 
ftens fünf taufend Keihsthalern auf Capitalforderungen abgetra⸗ 
gen, und diefe Summe nach Erleidniß erhöhet werben. 

$. 40. Sowohl die Abnahme dieſer Schuldentilgungs— Kal: 
fenrehnung, und der gleichfalls vom Landrentmeifter geführt werdenden 
BrandsKaffenrehnung, als auh alle übrige Landes-Kaffene 
rehnungen, foll in dem $. 23. beflimmten Termin vor Unferer Regie: 


rung gefchehen. 

$. 41. Die Landestfammer ift, wegen ber dem Fürftenthum 
Pyrmont obliegenden jährlichen, ſowohl gewöhn: als aufergewöhnlichen 
Beiträge, verpflichtet, die jegigen Deputirten gedachten Fürftenthbums Ppr: 
mont ‚von den Verhandlungen des Ausgabeetats, und deffen Aufbringen, nicht 
allein gehörig zu unterrichten, fondern auch allenfallfige Erinnerungen derſel⸗ 
ben zu — und, wo ſolche gegruͤndet, ſie abzuſtellen. 

42. Bei dem Antritt eines neuen Regenten merden die 
Stände zufammenberufen, und, nad) von Demfelben außgeftellten 
Neverfalen zur Befolgung gegenmärtiger Conftitution, zum Huldi⸗ 
gungseide zugelaffen. 

Schließlich ift 
| $. 43. dieſer Landesvertrag, worin, wie Wir hoffen, fich bie 
Grundfäge einer allgemeinen Liberalität genugfam ausfprechen, und von wel 
chem weder Wir, noh Unfere Nachkommen in der Regierung, in 
irgend einem Punct, ohne Zuſtimmung Unferer getreuen 
Zandftände abgehen wollen und fo'!en, von beiden Seiten ge— 
hörig vollzogen worden, und zu beffen öffentlicher Bekanntmachung Uns 
fere Regierung beauftragt. 

Arolfen, den 19. April 1816. 
Georg Heinrich. 
Kreusler. 





33. 
Landgrafſchaft Heſſen-Homburg. 


Das Land des Landgrafen von Heſſen-Homburg ward, bei der 
Stiftung des Rheinbundes im Jahre 1806, der Souverainetaͤt des Groß⸗ 
herzogs von Heſſen-Darmſtadt untergeordnet, von welcher heſſiſchen 
Hauptlinie dad Haus Heſſen-Homburg abſtammt. — Dieſes Verhaͤltniß 
ward aber durch Art. 48 der Wiener Congreßacte — und dem 
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Landgrafen fogar ein Gebietözumachd in dem überrheinifchen Ganton 
Meifenheim zugetheilt. Doch erfolgte erſt am 7. Juli 1817 die völlige 
Aufnahme des Landgrafen im den teutfchen Bund, und bie Zutheilung 
der 70ften Stimme in dem Plenum der Bundeöverfammlung; fo wie der 
Art. 30 des „Generalreceffes der Frankfurter Territorialcommiffion” (1819) 
feftfegte, „Daß der Landgraf von Heſſen-Hombnurg volle Souveraine 
tät genießen, und den Zitel fouverainer Landgraf führen ſolle.“ — 
Das Land wird von dem Landgrafen völlig uneingefchränkt, und ohne 
Stände regiert; denn bereits im Jahre 1819 gab der (am 21. San. 
1820 verftorbene) Landgraf Friedrich Ludwig Wilhelm Chriftian die Er: 
klaͤrung: „er habe, weil es noch Niemandem eingefallen wäre, Landſtaͤnde 
nachzufuchen, der Einführung derfelben noch zur Zeit Anftand ges 
geben, bi die benachbarten Länder vorangingen.”*) — Das Letztere ift 
bekanntlich gefchehen. — Die Bundeömatrifel vom Jahre 1818 beftimmte 
. ben Rang des Landgrafen unmittelbar vor den vier freien Städten. 


34. 
Die vier freien Städte des teutſchen Bundes. 


Die vier freien. Städte des teutfchen Bundes find die drei Hanfes 
ftädte Hamburg, Bremen, Lübed, und bie freie Stadt Frank 
furt am Main. In den brei Hanfefläbten, welche von 1810— 1813 
zum franzoͤſiſchen Kaiferreiche gehört und unter” der Verfaffuug Frank 
reich8 vom Jahre 1799 geftanden hatten, ward, mit einigen Modificatio⸗ 
nen, bie frühere Stadtverfaffung im Jahre 1813 hergeftellt; die Stadt 
Sranffurt aber, welche in dem Jahre 1806 dem Fürften Primas des 
rheinifchen Bundes, Dalberg, zugefallen, und im Jahre 1810 die Haupt⸗ 
ftadt ded von Napoleon neugefhaffenen Großherzogthnms Frank 
furt geworden war, ſtand bis zum Ende Octobers 1813 unter der (oben 
aufgenommenen — nun erlofhenen —) Berfaffung bed Großherzog: 
thums Frankfurt vom Jahre 1810. 

Nach der Aufnahme der vier freien Staͤdte in den teutſchen Bund, 
erhielt blos (1816) die Stadt Frankfurt am Main — mit Beis 
behaltung mehrerer früheren Formen — eine ſchriftliche neue Ber 
faffung; die Hanfeftäbte hingegen Fehrten zu ihren vormals beftandes 
nen und auf Verträgen beruhenden Verfaſſungs- und Berwaltungsverhälts 
niffen zuruͤck. — Der politifche Charakter der Verfaſſungs- und Regies 
rungsform aller vier freien Städte ift — Überhaupt genommen — bes 
mofratifd=repräfentatio, weil die Staatöhoheit, ihrer Subftanz nach, ber 
Stadtgemeinde, bie Aushbung der äußern Hoheitörechte aber, und 
die vollziehende Gewalt, mit Einfchluß der Verwaltung, einem in feinen 


*) Nürnberg. Correſp. 1819, St. 31. 
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Gliedern wählbaren Rathe oder Senate, unter mehrfacher Mitwirkung 
und Beiordnung von Bürgerrepräfentanten zuftehet*), Im diefen Städs 
ten vertritt — wie bereit früher, doch zum heile neu gebildet — ein 
mehr oder weniger zahlreicher Ausfhuß der Bürgerfchaft, unter 
verfchiedenen Benennungen, an ber Seite des Senats, die Stelle der in den 
monarcijchen Staaten Teutſchlands beftehenden Landflände. Auch ers 
Fannte bie Schlu Bacte der Wiener Minifterialconferenzen vom 
Jahre 1820 im 6?ften Artikel „die Anwendbarkeit des 13. Artikels der 
Bundesacte vom 8, Juni 1815 in Beziehung auf die freien Städte nur 
in fo weit an, als die befondern Berfaffungen und Verhältniffe. derfelben 
eö zulaffen”**), 


35, 
Die freie Stadt Frankfurt am Main, 


Das politifhe Schiefal der vormaligen freien Reichöftadt Frank 
furt am Main war infofern von dem ber brei Hanſeſtaͤdte verfchie- 
ben, imviefern fie früher, als die legtern, auf einige Jahre unter monar: 
chiſchen Formen, und nicht, wie jene, dem franzoͤſiſchen Kaiferreiche felbft, 
fondern ald mebiatifirte Reichsſtadt, bei der Stiftung des Rheinbundes 
(1806), dem damaligen Fürften Primas diefes Bundes, Karl von- Dil: 
berg, ald Beftandtheil des primatiichen Staates zügewiefen warb, Bereits 
am 10. October 1806 (folglich beinahe vier Jahre vor der, von dem — 
feit 1810 — Großherzoge von Frankfurt dem ganzen Großherzogthume 
gegebenen, neuen Verfaſſung) feste der Fuͤrſt Primas, an die Stelle der 
vormaligen reichöftändifchen Verfaſſung der Stabt Frankfurt, folgende 
neue Organifation berfelben. | 


a) Organifation der Stabt Frankfurt am Main vom 10. 
Dctober 1806. er 


Wir Karl von Gottes Gnaben Erzbiſchof, Fürft Primas der 
rheiniſchen Eonfdberation, fouverainer Kürft von Regensburg 
und Afhaffenburg, Frankfurt und Wesglar x. 
finden Uns bervogen, zur Beförderung allgemeiner Beruhigung dasjenige zu erkläͤ- 
ren, was, nad) Unferer Ueberzeugung, in den gegenwärtigen Umftänben, in Bezie⸗ 
Yung auf die Stadt Frankfurt und deren Gebiet, angemeffen ift. 

Erſter Abſchnitt. 
Staatsverhältniß. 
$.1. Wir find befanntlic in den Beſitz der Stadt Frankfurt und. ihres Ges 
bietes, zufolge des rheiniſchen Bundes, eingewieſen worben; ber Inhalt bes 
Bundesvertrags beftimmt mithin bie Berhältniffe, die zwifchen Frankfurt und 
Uns beſtehen. en \ 
9) Bol. Klüber, öffentl Recht 2. (Ste Aufl.) ©. 880, | 

*) Bol. über das Einzelne der Verfaſſung ber drei Hanfeflädte meine Staats 

wiſſenſchaften (2, Aufl. 1828.) Th. 4.. ©. 553. 
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5. 2. Der Artikel 28. weiſet Uns bie Souverainetaͤt und das gaͤnzliche Eigen⸗ 
thum biefer Stadt und ihres Gebietes an, 

$. 3. Der Gebrauch, den Wir von biefer Uns anvertrauten Gewalt machen, 
bifteht darin, daS Wir diefer guten Stadt Unſer Wohlwollen und Adytung fo viel 
bezeigen, ald Uns moͤglich ift, indem Wir in ihrem Betreff diejenigen Verhaͤltniſſe 
eintreten Taffen, welde, vermöge Art. 26. und 27. des Bundesvertrags, zwiſchen 
ben Gouverainen und ben mebiatifirten Bürften und Reichsgrafen beftehen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Religionsverhältniffe. 


- $&,1. Saͤmmtlichen frommen, milden und wohlthätigen Stiftungen wird ihr 
Eigenthumsrecht feierlich zugeſichert. 
52% Die Verfaffung des Gonfiftoriums Augsburgifher Eonfeffion wird beftäs 
tigt, und es hat, im Namen bes fouverainen Bürften, bie, in Betreff ihrer Claus 
bensgenoffen, fämmtliche dahin gehörende Rechte auszuüben. 

$. 3. Den reformirten Glaubensgenoffen können, auf ihr Verlangen, die näms 
lichen Rechte verftattet werben wie den Evangeliſchen; jebody haben fie die herge⸗ 
brachten Jura Stolae zu vergüten. 

$. 4. Diejenigen geiftlihen Güter, die dem Frankfurter Staat zur Entſchaͤdi⸗ 
gung durch den Reichsſchluß von 1808 angemwiefen worden, werden ferner befonders 
verwaltet, und von bem fouverainen Yürften zu frommen und milden Ausgaben 
beftimmt, w.nd werden bazu verwendet (nad) Abzug der darauf haftenden Schulden 
und Laften). Und dba das Kirchengut des Fatholifchen Religionstheild in dieſem 
Bond enthalten iftz fo werben die katholiſchen Serlforger, Schullehrer, nebft geifte 
lidyen Penfioniften, davon befolbet, auch die katholiſchen Kirchen erhalten. Die bers 
gebrachten Rechte und Gerichtsbarkeit des erzbifchöflichen Generalvicariats auf fas 
tholiſche — Perſonen und Gegenſtaͤnde werden beſtaͤtigt. 

$. 5. Die Mitglieder der drei chriſtlichen Religionen find von keinem oͤffentli⸗ 
hen Amte ausgefchloffen. 

8. 6. Die Mitglieder ber juͤdiſchen Nation werben gegen Beleidigung und ber 
fdimpfende Mißhandiung in Schug genommen. 


Dritter Abſchnitt. 


| Juſtizſachen. 

5. 1. Die oberfte Juſtizſtelle für ſaͤmmtliche Einwohner der Stadt Frankfurt 
und ihres Gebiets ift das Dberappellationsgeridt in Aſchaffenburg. 

.2. Die AppcHation an die oberfte Iuftizftelle geht dahin von bem Schäf: 
fenappellationsgerichte zu Frankfurt, weldes bie Rechtsſtreitigkeiten zweiter Ins 
ftanz entfcheider. Diele Etelle wird befegt von einem Director, von zwei Schöfs 
fen aus dem Haufe Limburg, und zwei Schöffen aus bem Haufe Frauenftein; for 
dann von fünf Syndicis mit entfheidendem Stimmredt, welche letztere auch ihre 
Gutachten an den fouverainen Fürften in folchen Fällen zu erflatten haben, wenn 
mit benahhbarten Staaten Streitigkriten, oder über die innern Staats: oder bürs 
gerlihen Berhältniffe Anftände entjichen, 

Nebfidem gehören an das Schoͤffengericht: 

a) Alle Klagſachen wider desfalls privilegirte Standesperfonen durch Deputatior 
nen, von welchen die Appellation ad plenum geht. 

b) Moratorien, Güterabtretungsgefuhe und Soncursfachen obärirter Schuldner, 

e) Solche Causae voluntariae jurisdictionis, wozu, nad gemeinen Rechten, 
decretum Magistratus majoris erfordert ift, wie auch Einkindſchaftsgeſuche, 

Majorennitätserflärung und dergleichen. 

Auch hat das Schoͤffengericht, nad) der bisherigen Verfaffung, die vor demſel⸗ 
ben ſchon anhängigen Rechtsſachen erfter Inftanz zu beenbigen. 

8. Die neu aufjunehmenden Mitglieder müffen eine Proberelation ablegen, 
und in einer Prüfung beftchen. 

$.4 Die untere Zuftigftelle in Givitftreitigkeiten tft das zu errichtende Stabt 
und Landgericht. Die von verfchiedenen Stadtämtern in erfter Inſtanz bieher aus—⸗ 
geübte Jurisdiction ift aufgehoben und dem Stadtgeriht Übertragen. Es wirb von 
firben Beifigern befegt, deren zwei die Aufficht über Vormundſchaft und Euratels 
ſachen beforgenz auch geht Unfere Willensmeinung dahin, daß Handlungs, Wed: 
fl:, Ban, und andere zu einem kurzen fummarifchen Verfahren ſich eignende Ga: 
Gen, nicht in pleno, fondern in abgefonderten Sectionen dieſes Stadt: und Land: 
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per behandelt werben follen. Im Beziehung auf Wechſel- und Handelsge⸗ 
genftände und darüber entftehende Streitigkeiten, und überhaupt Proceßordnung, 
behalten Wir Uns vor, nad) reifer Erwägung, eine befondere Verordnung zu ers 
—— Wir erwarten hierüber ein gruͤndliches Gutachten des bisherigen Syndicate: 
collegii. 

$. 5. Die Sriminaljurisdiction ift dem Schöffenappellationsgericht anvertraut, 
nachdem die Sachen von dem Griminalrath unterfucht werden ; das Beftätigungs- 
und Begnadigungsrecht behalten Wir Uns vor, als fouverainer Fürft. 


Vierter Abſchnitt. 


Geſetzgebung und Aemtervermwaltung, 


$. 1. Die Verordnungen werden von dem Senat entworfen, bem fouverainen 
Fuͤrſten vorgefchlagen, und von demſelben beitätigt; in dringenden Fällen verordnet 
der Senat proviforifh, und berichtet an ben fouverainen Fürften. 

Außerdem ift der Senat das repräfentative Gollegtum bes ftädtifchen. gemeinen 
Wefens, in allen, auf die Verwaltung feiner Sommunalrehte und Eigenthum fi 
bezichenden, Sachen. Er darf jedoch über Veräußerung ober Verpfändung ohne 
Unfere Genehmigung nicht bisponiren, auch keine neuen Ausgaben eigenmädtig ar: 
ordnen. In Entfagung und Bewilligung des Buͤrgerrechts, Beifaffenfhug, wie 
auch befonderer Permiffionsfcheine, bleibt ed bei der bisherigen Verfaſſung; doch 
— ſich der ſouveraine Fuͤrſt in beſonders wichtigen Faͤllen fein Bewilligungs: 
recht vor. 

$. 2. Der Senat beſteht aus dem Stadtſchultheißen, aͤls erſter Magiftrats: 
perfon, den ber fouveraine Fürft ernennt; aus zwei Bürgermeiftern, deren der erfte 
das Directorium führt, und vierzchn Senatoren, deren jeder zugleich ein Stadt: 
amt lebenslängli verwaltet. Zu den erlcdigten Stellen bringt der Senat drei Per: 
fonen in Vorſchlag, deren eine von dem Landesheren ernannt wird. 

Wenn eine Verordnung in Juſtizſachen zu entwerfen ift; fo verfammeln 
fih die Senatoren und Mitglicder des Schöffenappellationdgerichts, und erwägen 
gemeinfom, was darin rathſam iſt. 

$. 4. Die bisherigen Mitglieder der dritten Rathebank aus ben rathöfähigen 
Profeffionen bilden für die Zukunft ein befonderes Collegium für die untergeordnete 
Aufiht auf die Handwerkspolizei, und haben bas Recht, dem Senat mit beizu: 
figen, und confultative Stimmen zu führen, wenn in demfelben Berorbnungen in 
Deliberation kommen, welche ſich auf Gewerböpolizei oder das Innungs- und Zunft: 
wifen der Profefjiionen bezichen. 

8.5. Ehe Wir als fouverainer Fürft ein entworfenes wichtiges Geſetz auf ent: 
fchiedene Weiſe beftätigen, werden Wir meiftens auch das Gutachten des bürgerlis' 
chen Ausfchuffes über die betreffenden Gegenftände vernehmen. 

. 6. Die Befegung der Acmter wird von dem Senat aus ihrer Mitte vor: 
geſchlagen, und von dem fouverainen Fürften beftätigt. 

. 7. Jeder Beamte kann nur ein Amt Iebenslänglich verwalten, wohl aber’ 
kann er auf 3 Jahre als Mitauffeher eines andern Amtes angeftellt werben. 

Jeder Beamte verwaltet fein Amt felbft nach ertheilter Inftruction, für 
beffen genaue Befolgung er dem fouverainen Fürjten verantwortlih if. Der Se 
nat hat die Oberauffiht, zeigt die entitehenden Unordunngen dem Schöffenappellas: 
tionsgeriht an, welches biefelben unterfuchht, und die Beitrafung-dem fouverainen 
Bürfen zur Beftätigung vorkegt. In dringenden Faͤllen kaun der Senat provifo: 
rifch ſuspendiren. ! 


Fünfter Abſchnitt. 


Die Polizei. 

8.1. Die Erhaltung Öffentlicher Sicherheit ift dem erften Bürgermeifter an: 
vertraut; diefe beforgt er, im Beziehung auf die Gefundheit der Einwohner, durch 
das Mebicinalcollegium; in Beziehung auf Lebensunterhalt und nüslihe Beſchaͤfti⸗ 
gung der Nothleidenden, durch Armenanftalt und Schügung beftehender Verwaltun⸗ 
gen milder Stiftungen; in Beziehung auf Öffentliche Ruhe, durch Unterpoligeibeamte. 
In allem wird er unterftügt durch den Generalcommiffair des Gouverains, durch 
das bürgerliche und andere Militair. 

$. 2. Der zweite Bürgermeifter wacht überhaupt auf Ordnung, welche in 
Befoigung und Verbefferung der Polizeigefege befteht. Er ift befugt, von der Ber: 
waltung aller und jeder Gicherheitsanftalt Einficht zu nehmen. Wenn er Verbeſ⸗ 
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ferungen beftchender Verordnungen in Polizeifachen für zweckmaͤßig erachtet; fo 
macht er bie Anzeigen bei dem Stadtfchultheifen, welcher als erſte Magiftratäper- 
fon die Mitglisder des Senats und ber bisherigen dritten Rathsbank ſogleich vers 
fammelt, und die Frage wegen Erxlaffung neuer Verordnungen in Erwägung bringt; 
bie Nichtbefolgung wirklich beftchender Gefege zeigt er dein Gencralcommiffair des 
föuverainen Furften an, dem die vollftredende Gewalt anvertraut ift; insbefondere 
wird demſelben aufgetragen, auf Sittlichkeit, Buͤchercenſur, zwedmäsige Einrich⸗ 
tung ber Echgufpiele zu wachen. Beiden Bürgermeiftern liegt die Auffiht über 
alle hierher kommende Fremde ob; fie haben dafür zu forgen, daß verdaͤchtige oder 
gefaͤhrliche Perfonen von hier abgehalten oder entfernt werden; die Keuerpolizei, die 
Sorge für Reinheit und Freilaffung der Strafen, auch ihre Beleuchtung; endlich 
Unterfuhung und Beftrafung vorfallender geringerer Frevel und Civilvergehungen, 
wie auch geringerer Berbal: und Real: Injurien wirb dem jüngern Bürgermeijter 
anempfohlen. 

. Die Befoͤrderung des wohlfeilen Preiſes noͤthiger Lebensmittel werben 
Wir Unferm Director der Oberpolizei auftragen, den Wir, nad dem Sinn des 
Bimbdesvertrags Art. 26., ernennen werden; er hält beftändige Aufſicht auf Bäder 
und Mesger, beforgt die Verwaltung des Holz- und Fruchtmagazins und Galzres 
gals, deren Einnahme und Ausgabe Wir Uns ausdrüdlid; vorbehalten, weil Wir 
anfcehnlihe Waldungen und Salinen befisen. Es wird demſelben zur Pflicht ges 
macht, alles anzumenden, damit der Preis des Holzes, des Korns und des Salzes 
in feinem Balle den Mittelpreis zwiſchen Würzburg und Mainz überfteige; auch 
wird er fich beſtreben, durch gute Marktorbnung den wechfeljeitigen Tauſchhandel 
von Getreide und Holz zu beförtern. n Erlaffung neuer Verordnungen bes 
nimmt er fih mit dem Stadtſchultheißen; in Ausführung beftehender Verordnungen 
wird er von dem Generalcommiffaie gefhügt. 


Schfter Abſchnitt. 
Finanzweſen. 

$. 1. Die Ausſcheidung derjenigen Einkuͤnfte, die Wir der gemeinen Stadt 
zugedacht haben, von denjenigen, die dem fouverainen Fürften zu Beftreitung der 
Staats- und Militairausgaben gehören, kann zu feiner Zeit durch die Artikel 26. 
und 27. des rheinifchen Bundes beftimmt werben. 

$. 2. Dermalen, und bis dahin, daß fämmtliche Staatsfchulden bezahlt find, 
ir = zwedmäßig, daß durchaus alle Einnahmen in die Rechenei zufam: 
menfließen. 

5. 38. Bon jeder Einnahme giebt die Rechenei ein Viertel ab an ben Sckufs 
bentilgungsfond; rin Viertel erhält der Magiftrat zur Beftreitung ber Befolbungen, 
Stadtbauweſen und untergeorbireten Polizeianftaltenz; ein Viertel erhält das Rents 
amt bes fouverainen. FKürften zur Befoldung bes Militairs, Referendaird, Direc⸗ 
tors ber Oberpolizei, Rentmeifters und Gontrolleurs, zur Bezahlung der Gefandts 
Thaftsunfoften, und als Beitrag zu dem Aufwand, der unzertrennlich ift von ber 
fouverainen Würde; das legte Viertel bildet eine Reſervekaſſe zu Dedung unvorge: 
febener Ausgaben der andern Kaffen. 

k Der Schuldentilgungsfond, bie Berechnung ber gemeinfamen Stabtein: 
nahmen, bleiben der Prüfung der neun Reviforen, und ber Aufſicht bes bürgerlis 
chen Ausfchuffes ancmpfohlen. 

.5. Die auferorbentlihen Auflagen hören alsdann auf, wenn die Schulden 
bezahlt find. 


Siebenter Abſchnitt. 
Schulbentilgung. 


6. 1. Die gemeinfamen Schulden der Stabt Frankfurt und ihres Gebictes 
find theil® in ältern Zeiten, meiftens jedoch in neueften Zeiten, durch unvermeid⸗ 
lie und außerordentliche Beranlaffungen entitanden. Nach allgemein anerkannten 
Rechten muß das Vermögen des gefammten Staates zu deren Verzinfung und Rüd: 
zahlung beitragen; weber bes fouverainen Kürften, noch Gommunialbefigungen ber 
Stadt, noch Vermögen ber Einwohner, find davon ausgenommen. 

$. 2. Damit Wir auf eine einfache, hinreichende Weife, und mit möglichiter 
Schonung des Privatvermögens einen Schuidentilgungsfundus fämmtlicher, ſowohl 
alter als neucr Schulden gründen; fo widmen Wir hierzu den vierten Theil ſaͤmmt⸗ 
licher Recheneirinnahmen, ben Ertrag der Lotterie, und ein jährliche halbes Sim: 
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plum; dies alles in ſo lang, bis Zinfen und gemeinfame Gapitalfchulden abgetragen 

find. Der bisher beftandenen Commiſſion werben beigeorbnet der Rentmeifter des 

fouverainen Kürften, und der Rentmeilter der Stadtkaͤmmerei; für diefelbe bleiben 

= er Verhältniffe der Erhebung des. halben Simplums ein undurchdringliches 
eheimniß. 

“ 3. Da im Anfang des naͤchſten Monats dic feftgefegte Zeit der rRuͤckzah⸗ 
Iung eines Gapitald von ſiebenmal hundert taufend Gulden eintreten wird, und bie’ 
Stadt durch Einquartierungen, Requifitionen und Gontribution, als Folgen des 
Krieges, vieles gelitten hat; fo haben der Magiftrat und ber Bürgerausfhuß den 
Wunſch geäußert, daß man Zeit zur Erhohlung der Kräfte gönnen, und bis dahin 
dieſe Rüdzahlung ausfesen möge. Da ed allgemein anerkannten Rechtens ift, den 
Schuldnern, nach aͤußerſt drüdenden Kriegsereigniffen, Friften zu geftatten, wovon 
der breißigjährige Krieg häufige Beifpiele darbietetz fo finden Wir Uns nicht bes 
fugt, diefes Geſuch gegenwärtig abzufchlagen. , 

$.4. Da in bdiefem Jahre auch noch die Gapitalzinfen zu zahlen find, und 
die Recheneikaffe erfchöpft ift; fo würbe wohl ber Fall eintreten, ein halbes Sim—⸗ 
plum fogleidy zu erheben; allein auch hierin wurde der Wunfch geäußert, gegen— 
wärtig dem Publicum Erhoblungszeit zu gönnen. Bereit, auch hierin Unfer Wohl: 
wollen zu bezeigen; fo find Wir entfchloffen, ir durch Rüdzahlung besjenigen, 
was die Verwaltung der, im Jahre 1803 zur Entfchädigung erhaltenen, Güter ber 
Rechnungscommilfion ſchuldig ift, mitzuwirken. 

; Ueberhaupt wünfchen Wir, daß künftig zum Ruhm bes biefigen anfehn: 
lichen Hanbelsftandes alle Zahlungstermine eingehalten werben; baß eine freiwillige 
Geſellſchaft von Hiefigen Mitgliedern bes Hanbelsftandes ſich anbiete, folgenden Ber: 
trag einzugeben. 

a) Die Gefellfchaft uͤbernimmt bie bebungenen Bezahlungen fämmtlidher Staats: 

ſchulden; fie erhält dagegen 

b) ben jährlichen Ertrag des Schuldentilgungsfonds, bis zur gänzlichen Abtil⸗ 

gung des Kapitals und Zinfen; befommt nebft dem 

c) ein halbes pro Cent aus dem Sculdentilgungsfond, welches in verfchiebene 

Prämien vertheilt, und unter die Actionairs verloofet würbe, 
d) Das Vermögen des fämmtlihen Staats würbe der Geſellſchaft als zchnfache 
Hypothek verfchrieben. 
6. Künftige außerordentliche Ausgaben werben von ber Reſervekaſſe 


beftritten. 
Achter Abſchnitt. 
Bollfiredung. | Ä 
8.1. Die vollftredendbe Gewalt kann nur in folchen Fällen eintreten, wenn 
in Zuftizfachen der ordentliche Richter entfchieden hat, und wenn Verordnungen 


von ber gefeggebenden Stelle entworfen, von dem fouverainen Fürften bejtäs 
die ſchuldige Befolgung gebieten, und in der Ausführung Anſtand -fins 
n follten | 


$. 2. "Die vollftredende Gewalt iſt dem fürftlichen Generalcommiffair anver: 
fraut. In allen Fällen feiner Wirkfamkeit find fämmtlihe Stellen, auch das bür: 
gerlihe und andere Militair, unter Verantwortung verpflichtet, ihm in der Aus: 
führung zu Handen zu gehen. | 

Meunter Abſchnitt. 
Ausführung. 

— 1. Mit dem neuen Jahre 1807 kommen die feſtgeſetzten Grundſoͤtze zur 
Ausfuͤhrung; die Verfügungen in Betreff des — und Schuldenweſens neh⸗ 
wen 8* ſogleich ihren Anfang, weil fie mit dem Öffentlichen Credit in Verbin⸗ 

ung ſtehen. 

8.2, Fuͤr biefesmal wird die Befesung ber Gtellen von dem ſouverainen 
Fürften übernommen. | 

$. $, Bei gleichen Werbienften und Eigenfchaften werben eingeborne frankfur⸗ 
ter Einwohner immer den Vorzug erhalten. :: - u 

$. 4. Alle beftehende Verordnungen werben beftätigt, bis über befonbere 
——— neue Verordnungen auf verfaſſungsmaͤßige Weiſe gebildet und erlaf: 
en werben. ’ TF 

$.5. Die neun Rechnungsreviſoren und ber Buͤrgerausſchuß beſtehen fort in 
ihrem angewieſenen oder annoch anzuwelſenden Wirkungskreiſe. 
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$. 8. Lehranftalten und alle — **8* die in dieſer Erklaͤrung nicht be⸗ 
rührt worden, werben durch beſondere gungen bie möglichfte vollwirkſame 
Beförderung erhalten. 
$. 9. Die Erfahrung wirb Ichren, ob und was in bem Inhalt biefer Verfü: 
gungen zu verheffern ift, welches Wir Uns in folhem Fall vorbehalten. So lang 
Uns der Ailmächtige das Leben fchenkt, wird Unfer Beftreben auf das wahre Woht 
der Stadt Frankfurt, ihrer verbienftvollen Männer, braven Bürger und angshöris 
gen Gebiets gerichtet ſeyn. 
Sranffurt, den 10, October 1806. | 
+ (L, 8.) K ar l. 
keopold, Graf von Beuſt, 
Sr. Hoheit des Herrn Fuͤrſt Primas 
STEUER = Generakommifs 
art 





Als aber, nach ber Bölkerfchlacht von Leipzig, dev Großherzog Karl, 
von Frankfurt feine weltlichen Würden am 30. Oct. 1813 zu Gunften 
des, im Jahre 1810 zu feinem Nachfolger von Napoleon ernannten, 
Vicekoͤnigs Eugen von Italien niederlegte, und fi) zuerft nach Conſtanz, 
dann nach Regensburg begab, warb von den verbünbeten Mächten der 
Vicekoͤnig nicht beruͤckſichtigt, ſondern in ihrem Namen am 14. Decemb, 
1813 erflärt: „daß die Stadt Frankfurt, von diefem fogenannten Groß: 
berzogthume getrennt, in ihre eigene vormalige Municipalverfaffung vor» 
laͤufig zurüdtreten folle.” In diefem Sinne erließ daher auch ber 
Frankfurter Senat am 31. Dec. 1813 eine öffentliche Erflärung, wor: 
auf von dem dafigen Generalgouvernement am 22. April 1814 in einer 
förmlihen Note wieberhohlt warb: „daß Frankfurts ehrwuͤrdige, und 
durch Erfahrung eined Jahrhunderts gut und bewährt gefundene, alte 
reihsftändifche VBerfaffung — fo weit es zu erreichen wäre — 
ohne Aufenthalt wieder hergeftellt werben follte.” 

Allein der fortdauernde Krieg verfpätigte die Vollendung ber neuen 
Drganifation; mehrere VBerfaffungdentwürfe kamen zur Sprache, wobei 
fih die Intereffen des Magiftrats und der aus den verfchiedenen Stäns 
den zufammengefegten gemifchten Commiſſion durchkreuzten, fo daß nad 
einander drei verfchiedene Commiffionen zur Entwerfung einer neuen 
Gonftitutton gebildet wurden. Zuletzt erſchien im Jahre 1814, unter 
dem Einfluffe des Staatöminifterd, Freihern vom Stein, als „Haupt 
des oberften Berwaltungsrathes in ben von ben Verbündeten eroberten 
Ländern, nachftehender vierter, durch feine Eigenthuͤmlichkeit beachtba: 
rer, Entwurf unter dem Zitel: 


b) Entwurf einer Conſtitution der freien Stadt 
Frankfurt am Main (1814). Von dem proviſoriſchen Senate 
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derfelben, mit der Entfcheidung des oberften Verwaltungs- 
departements (Brei. vom Stein) vom 19. Juli 
181 


Allgemeine Grundfäge der Conftitution. 
$. 1. Die Hoheit fteht ber ganzen Gemeinheit der Bürgerfchaft zu; der Senat 
übt dieſelbe aus; der Umfang der Miteinficht der bürgerlichen Collegien und ber mit 
diefer verbundenen Befugniffe und Obliegenheiten ift befonders beftimmt. 
. 2. Die Behandlung der Regierungsfadhen im engeren Sinne ift von ber 
Behandlung ber Juftizfahen, nad den unten folgenden Beftimmungen, getrennt. 
$. 3, Wegen ber Rechte und Pflichten der Bürger und Beifaffen, fo wie ber 
Einwohner auf den Stadtderfichaften, wegen des Erwerbs und Berluftes des Bür: 
gerrechts, bes Beifaffenfhuges und des Nachbarnrechts, treten im Allgemeinen die 
vorhinnigen reihsftädtifhen Normen einz wegen Ablöfung ber Laften ber Leibeigen: 
ſchaft auf den Stadtdorfſchaften, wo vergleichen hergebracht find, wird befondere 
Verfügung ergehen. Die Mitglieder der drei chriftlihen Hauptconfeffionen find von 
keinem Öffentliden Berufe oder Amte, und von feinem bürgerlichen Gewerbe ober 
Handwerke ausgefhloffen. 
Wegen der bürgerlichen und Gemeinheitsverhältniffe der ifraelitifchen 
Stlaubeneverwandten und der Behandlung der zu den letzteren gehörenden Gegen: 
ftände bleibt die Beftimmung vorbehalten. . 


Erſte Abtheilung. 
Behandlung der Regierungsſachen im engeren Sinne, oder 
derjenigen Sachen, welche nicht zu den Juſtizſachen 
gerechnet werden. 


Erſter Abſchnitt. 
Von dem Senate. 


Berfaſſung des Senats. 
$. 5. Der Senat beſtehet aus 
einem Gtadtfehultheißen, 
zwei Bürgermeiftern, von benen ber eine Älterer, ber andere jüngerer Bürger: 
meijter genannt wird, 
und drei Ordnungen ober Bänten, 
nämlich : 
a) aus der erften Orbnung, welche auch Ordnung der Schöffen, 
b) aus der zweiten Ordnung, welche auch Ordnung ber Senatoren, 
ec) aus der dritten Ordnung, welche auch Ordnung der Derren des Raths 
genannt werben. 


Die erfte Orbnung beftehet, außer dem Stadtſchultheißen, jedoch mit Einfluß 
bes älteren Bürgermeifters, aus neun Perfonen. 


Die zweite Ordnung, mit Einfluß des jüngern Bürgermeifters, beftcht aus 
neun Derfonen. 

Die dritte Ordnung befteht aus neun Perfonen. 

Dem Senate find vier Syndiker und Eonfulenten beigeordnet; bie Umſtaͤnde 
tönnen die Anftellung eines fünften Syndicus und Gonfulenten gebieten, wie biefes 
vorhin Statt fand. — 

Waͤhlfaͤhigkeit der Mitglieber bes Senats, ber Syndiker und 
Confulenten: 
a. des Stabtfchultheißen, der beiden Bürgermeifter und ber Schöffen. 

$. 6. Der Stadtſchultheiß wird aus den beiden erften Orbnungen des Senats, 
— aus der Zahl der Schoͤffen und Senatoren gewaͤhlt, und muß Rechtsgelehr⸗ 
ter jeyn. 
Der Ältere Bürgermeifter wird gewählt aus der erften Ordnung, ober aus ber 
d Zahl der Schöffen; der jüngere VBürgermeifter wird gewählt aus der zweiten Ord⸗ 

nung, oder aus ber Zahl der Senatoren. Werden Stellen in der erften Orbnung 
„ erledigt; fo findet das Kortrüden aus der zweiten Ordnung in die erfte Statt; die 


— ber zweiten Ordnung gehen nach dem Dienftalter in bie erſte Ord⸗ 
sung über, 
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7 b.. Der Senatoren. 

1) Die Senatoren: werben gewählt aus Rechtsgelehrten, oder foldhen Prrfonen, 
welche die Korftwiffenfhaft ober die Cameralwiſſenſchaft befonders ſtudirt 
baben, aus Rentenirern, angefehenen Dandelsleuten und Güterbefisern. 

2) Ale Senatoren müffen einer der drei chriftlichen Hauptconfeffionen zugethan 
und bemittelte Perfonen ſeyn; bei der Wahl wird nicht auf die Gonfeffien, 
fondern auf die Tüchtigkeie des zu Wählenden in Rüdfiht feines unbefchol« 
tenen Rufes, feines guten Charakters und feiner Fähigkeiten, welche Eigens 
fhaften derfelbe in fich vereinigen muß, geſehen; der Eenat muß jedoch im- 
mer zu gleiher Zeit Mitglieder aller drei Gonfeffionen in ſich begreifen. 

8) Die Senatoren müffen wenigftens SO Jahre alt und geborne Bürger feyn. 

4) Die Beflimmung der Grade der Verwandtfhaft, welde eine Ausfchliegung 
bewirken, bleibt die nämliche, wie foldye ehehin durch kaiſerliche Refolutionen 
feftgefegt worden ift. 

5) Kein Senator darf in fremden Dienften ftehen, oder Zitel von fremden 
Staaten führen; nad) gefchener und angenommener Wahl muß einem und 
dem andern entſagt werben. 

Anwaltfhaften, Abminiftrationen und andere Gefhäftsführungen für ober über 
einheimifhhe oder auswärtige Dritte, wenn dieſe nicht zu den naͤchſten Anverwands 
ten gehören, find den Senatoren, ohne befondere Erlaubniß des Senats, unterfagt; 
was ber Wirkungstreis des Handelsmanns mit ſich bringt, ift ausgenommen. 

c. Der Herren bes Raths. 

$. 8. Die Herren bes Raths werben gewählt aus den ehehinnigen rathefähi: 
gen Handwerken, naͤmlich aus dem Handwerke der Wollenweber, aus dem Hand⸗ 
werke ber Mesaer, aus ben fogenannten Keuerhandwerten, aus den Handwerken 
der Bäder, Schuhmacher, Gärtner, Kuͤrſchner, Löher und Fifcher, aus jedem bie 
fer Handwerke eine Perfon. Da das Handwerk der Wollenweber ſchon längft abge: 
gangen ift; fo werden an deren Stelle andere, bürgerliche Gewerbe treibende Per: 
fonen gewählt. Diefes Letztere iſt auch alsdann der Fall, wenn fid in einem der 
gedachten —— Handwerke, aus welchem zu waͤhlen waͤre, keiner oder nicht 
ſo viel wahlfaͤhige Perſonen befinden, als zum Looſe durch die ſogenannte Kugelung 
erforderlich ſind. 

Der zu Waͤhlende muß einer der drei chriſtlichen Hauptconfeſſionen zugethan, 
geborner Buͤrger und wenigſtens 30 Jahre alt ſeyn; wegen der Grade der Ver— 
wandtſchaft, welche eine Ausſchließung bewirken, findet cben das Anwendung, was 
$. 7. Rr. 4. feftgefegt worben iſt. Der Gewählte nimmt in der dritten Ordnung 
des Senats die Stelle nad) dem Dienftalter. 

d. Der Syndifer und Gonfulenten. 

8. 9, Ein Syndicus und Gonfulent muß einer der drei chriſtlichen Hauptcon- 
feffionen zugethban, NRechtögelehrter und wenigftens 30 Jahre alt ſeyn. Er muß, 
wenn er ein, Fremder ift, das Bürgerrecht vor bem Amtsantritt erlangen. Kein 
Eyndicus und Gonfulent darf in fremden Dienjten ftehen, oder Zitel von fremden 
Staaten führen; nad) gefchehener und angenommener Wahl muß einem und bem 
anbern entfagt werben, 

Anwaltfchaften, Sonfulentieen, Abminiftrationen und andere Gefhäftsführungen 
für ober über einheimifche ober auswärtige Dritte, wenn biefe nicht zu ben näde 
ften Anverwandten gehören, find den Syndikern und Gonfulenten, ohne befondere 
Erlaubniß des Senats, unterfagt. 

Die Beftimmung der Grade der Verwandtfchaft, welche eine Ausfchließung bes 
wirken, bleibt die nämliche, wie ſolche ehehin feſtgeſetzt war. 

Wahlordnung: . 
a. des Stabtfhultheigen und ber beiden Bürgermeifter. 

$. 10. Die Wahl des Stadtfchulcheißen und ber beiden Bürgermeifter geſchiehet 
von dem Senat, per scrutinium, nad) ber abfoluten Mehrheit der Stimmen. Die 
Wahl des Stadtſchultheißen wird den zweiten Tag nady erfolgter Erledigung biefer 
Stelle in einer aufererbentlichen Sitzung vorgenommen. Die Wahl der beiden Bür: 
germeifter gefhichet vier Wochen vor jedem Jahreswechſel. Wird in der Zwifchenzeit 
eines ber beiden Bürgermeijterämter ganz erlediger; fo verfichet, bis zu jenem Zeit: 
yunck, ber jüngft Abgetretene aus beiden erften Ordnungen die Stelle. 

b. ber Senatoren und Herren bed Raths. 
$- 11. Die Ernennung der Schöffen ergiebt fi aus dem Obigen ($. 6.). 
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Die Wahl der Eenatoren und Herren bes Raths geſchiehet nad ber Vorfchrift der 
reichöftädtifchen Verfaffung. Es muß jedoch ein jeder der drei Gandidaten, weldyer 
* Looſe, durch ſogenannte Kugelung, zugelaſſen werden ſoll, wenigſtens zwei 

rittheile der Stimmen der Wahlherren für ſich haben. Die Wahlherren haben bei 
ihrer abgeſonderten Berathung uͤber die Wahl der drei Candidaten — Verlooſung 
durch Kugelung, durch den Kanzleirath ein beſonderes Protocoll führen gu laffen, 
diefes ſaͤmmtlich zu unterfchreiben, und foldes, mit dem Siegel des vorfigenden 
Wahlherın verfchloffen, bei Ramhaftmachung der drei gewählten Candidaten bem 
Genate zu Üüberreihen. Dieſes verfchloffene Protocoll wird, nad vollgogener Ku⸗ 
gelung, auf dem Archive, mit der nöthigen Auffchrift, in einer befonderen Kifte 
aufbewahrt. So lange nicht fünf Mitglieder aus der Ganerbſchaft Alten » Limburg, 
zwei Mitglieder aus der Gefeufhaft Frauenftein, es fey nun in ber Eigenfchaft 
eines Stadtfchultheißen, oder in der Eigenſchaft eines Mitglieds der erften, ober in 
ber Eigenfhaft eines Mitglieds der zweiten Ordnung, im Senate vorhanden find; fo 
lange muß immer ein Mitglied aus der gedachten Ganerbfhaft, zur Ergänzung ber 
Zahl von Fünfen, fo wie ein Mitglied aus der erwähnten Gefellfhaft, zu Ergänzung 
der Zahl von Zweien, zur Kugelung vorgefchlagen werden, voraudgefegt, daß der 
Wahlfaͤhigkeit der vorhandenen Indivibuen aus der befagten Ganerbfchaft und aus der 
genannten Geſellſchaft, nach den obigen Beftimmungen ($.7.), nichts im Wege ftehet. 

c. Der Syndiker und Gonfulenten. 


$. 12, Bor der Wahl eined Syndicus und Gonfulenten läßt bie engere Se⸗ 
natsbrputation ($. 20.) einen gutachtlihen Antrag an den Senat gelangen, wer 
unter benen, bie ſich gemeldet haben, befonders Rüdficht verdienen, ober wer eins 
zuberufen feyn möchte. Die Wahl wird hierauf vom Senate nad) ber abfoluten 
Mehrheit der Stimmen vorgenommen. - 

Berufslreis bes ganzen Senats. 

$. 13. Bor den Senat gehören alle Sachen, welche, wie ſich die frankfurtifche 
Reformation ausbrüdt, gemeine Stadt, Bürgerfchaft und Regimentsabminiitration 
betrefien. Der Senat übt die der ftädtifchen Gemeinheit zuftehenden Hoheits⸗ und 
anderen Rechte unmittelbar ober mittelbar durch befondere Behörden und Verwal⸗ 
— ‚ nad den dieſen ertheilten Inſtructionen, und unter beftändiger Auf—⸗ 

t aus, 

Der Senat orbnet die Gerichte an, beftellt die dazu gehörigen Perfonen, und 
übt die gefeggebende Gewalt bei der Juftizpflege aus; der Senat darf ſich aber felbft 
nur fo weit mit Juſtizſachen befaffen oder über dicfelben verfügen, als ſolche bie 
Natur von Regierungsfahen in einzelnen Fällen annchmen, vorbehaltlich deffen, 
was von dem Recurfe und dem Beftätigungsrehte in Straffahen unten feſtgeſetzt 
ift; die Zuftig wird alfo unabhängig von dem Senate verwaltet. 


Amtsberuf des Stadtſchultheißen und Dauer biefer Stelle. 


$. 14. Der Stabtfchultheiß ift Referent in allen in ben Sigungen bes Senats 
vorfommenden Sachen, infoferne nicht Syndiker und Konfulenten, welche den Bors 
trag erftatten, zugezogen werben; er hat beim Senate und bei den Senatsdeputa⸗ 
tionen bie erfte Stimme. Der Stadtſchultheiß ift zugleich Director des Echöften 
gerichts ($. 93). Das Amt des Stadtſchultheißen wird Ichenslänglich bekleidet. - 


Umtsberuf des älteren Bürgermeifters und Dauer diefer Stelle. 


$. 15. Der ältere Bürgermeifter hat das Directorium beim Scnate und bei 
ben Scnatödeputationen, ift Director bei der Behandlung ber Regierungsfachen, 
nad) den mit einem Directorium überhaupt verbundenen Rechten und Obliegenheis 
ten, wohin auch gehört, daß er alle Namens bed Senats ergebende Schreiben und 
andere unter dem Zitel des Senats gefaßt werdende Ausfertigungen zu unterfpreis 
ben bat. Im Falle der Stimmengleihheit beim Senate, wird die Stimme des 
älteren Bürgermeifters doppelt gezählt. Auferdem ift dem Älteren Bürgermeifter 
die Leitung des ftädtifchen Mititairwefens, deffen Einrichtung und Verwaltung, den 
Öffentlichen Verhältniffen und Erforderniffen gemäß, annoch befonders feftgefegt wer 
den wird, wobei audy die Unordnung einer eigenen Behörde, wie chehin das Krieges 
geugamt war, vorbehalten bleibt, aufgetragen. In wichtigen, vor das Directorium 
gehörigen, Sachen hat der Ältere Bürgermeifter Rüdfprahe mit dem jüngeren Buͤr⸗ 
— u nehmen. Der Gewaͤhlte bekleidet dieſes Amt ein Jahr, nach deſſen 
blauf berfeibe von neuem gewählt werben kann; ber Abtretende nimmt wieder feine 
vorige Stelle unter den Schöffen ein. 
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Amtéberuf bes jüngeren Bürgermeifters und Dauer dieſer 
Stelle. 


8. 16. Der jüngere Bürgermeifter wohnt allen Senatzfigungen mit entfdhei 
dender Stimme bei, und übernimmt das bem älteren Bürgermeifter zukommende 
Directorium , nebit beffen weiteren Bunctionen, wenn bdiefer abweſend oder verhin⸗ 
dert ift. Iſt der jüngere Bürgermeifter abwefenb oder verhindert; fo vertritt ber 
jüngft von diefem Amt Abgetretene die Stelle. Der jüngere Bürgermeifter hat die 
obere Leitung der Polizei, unabbrüdhig ber Concurrenz des Älteren Bürgermeifters, 
fo weit diefes zur Erhaltung ber Öffentlichen Sicherheit erforderlich if. Von dem 
jüngeren Bürgermeifter werben die Bürger und Beifaffen verpflichtet, und von dem⸗ 
felben werben bie Gewerbs⸗, Handwerks- und Nahrungsfhusangelegenheiten in der 
unten beftimmten Maafe behandelt. Der Gewählte bekleidet diefes Amt ein Jahr, 
nad deffen Ablauf derfelbe von neuem gewählt werben kann. Der Abtretende nimmt 
wieder feine vorbinnige Stelle in der zweiten Ordnung unter ben Senatoren tin. 


Amtöberuf ber Schöffen, Senatoren und ber Herren bes Rath, 
auh Dauer biefer Stellen. 


$. 17. Die Schöffen, Senatoren und Herren des Raths wohnen allen Se 
natsſihungen bei, und haben bei ben Deliberationen entfcheidende Stimmen ; bicfel 
ben verwalten die Aemter, zu welchen fie gewählt werden. Der Antheil, welchen 
die Schöffen an ber Juſtizverwaltung nehmen, ift unten beftimmt. Die Stellen 
der Schöffen und Herren des Raths werden lebenslängticdy bekleidet; die Stelle der 
Senatoren wird ebenfalls lebenstänglich bekleidet, wenn diefelben nit in die Ord⸗ 
nung der Schöffen, nach ber obigen Beftimmung, übergehen. Die Dauer der Acım 
ter ift unten feſtgeſetzt. 

Amtsberuf ber Synbiler > Sonfulenten, und Dauer biefer 
telle. 


5. 18. Die Syndiker und Gonfulenten bearbeiten mit berathender Stimme 
die ihnen aufgetragen werdenden ftädtifchen Angelegenheiten, -beren Behandlung vor 
den Senat gehört, und machen bie Vorträge fowohl bei den Scnatsdeputaticnen, 
al8 bei den Plenarfigungen des Senats, im Falle fie diefen beimohnen. Die Sım 
diker und Gonfulenten find außerdem Mitglieder des Schoͤffengerichts mit entſchei⸗ 
denden Stimmen. Das Amt ber Syndiker und Gonfulenten wirb lebenslänglid 
bekleidet. 

Gefhäftsbehanblung in den Sachen, welde vor ben ganzen 
Senat gelangen. 


3189, 

„ Der Senat hält jede Woche zwei Sisungen, ber ältere Bürgermeifter kann 
außerordentliche Sitzungen veranftalten. 

b) Die Syndiker und Conſulenten wohnen den Senatsſitzungen in ber Regel 
nicht bei; es Tann jedoch deren Zuzichung, um Vortraͤge zu erftatten, und 
berathende Stimmen abzulegen, fomohl von dem Senate beſchloſſen, als auch 
von dem Älteren Bürgermeifter veranftaltet werden. 

c) Die Sachen, weldye in der bevorftchenden Eenatsfigung vorkommen follen, 
werden nad) einem, von dem älteren Bürgermeifter anzuorbnenden, Ben 
zeichniffe, weldies Vortragszettel genannt wird, dem Stadtſchultheißen 
vor der Sitzung zugeftellt, und zwar fo, daß berfelbe zu Bearbeitung des 
Bortrags hinreichend Zeit hat. . 

d). Der Vortragszettel wird auch dem jüngeren Bürgermeifter vor der Sitzung 
gugeftellt, und eine Abfchrift in der Kanzlei niedergelegt, welche jeder Se 
nator und Herr des Rath dafelbft cinfehen Eann. 

e) Nach dem von dem Stadtſchultheißen in der Plenarfigung mit feiner Abftin” 
mung erftatteten Bortrage, ruft der jüngere Bürgermeifter den älteren Büw 
germeifter zum Abftimmen auf. Hierauf ſtimmt der jüngere Bürgermeifter, 
weldyer vom älteren Bürgermeifter aufgerufen wird. Godann werden weiter 
von oben herunter, nach dem jedesmaligen Aufrufe des älteren Bürgermeiftert, 
die Stimmen abgelegt. 

f) Die einfache Mehrheit der Stimmen entfcheibet, wenn nicht bie abfolure 

Mehrheit befonders feſtgeſegt ift. 

Nur der Ältere Bürgermeijter, -oder der jüngere Bürgermeifter, wenn er ber 

Stellvertreter jenes ift, hat das Recht, die Votanten während ber Abftim- 

mung zu unterbredyen, und auf die Frage, auf welche ed ankommt, auf 

merkſam zu machen. 


— 
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h) Der Ranzleirath führt bas Protocol, in deffen Eingange bie Anmwefenden 
bemerft werden. Bor dem er jeder Sisung wird das Protocoll ver⸗ 
lefen; bie Senatömitglieder, welche fich früher mit Erlaubniß bes Älteren 
Bürgermeifters entfernt haben, muͤſſen ſich denjenigen Sinn gefallen laffen, 
— der das Protocoll führende Kanzleirath ihrer Abſtimmung beige 
est hat. 

I) Werden bie Syndiker und Genfulenten zugezogen; To legen dieſe ihre beras 
thenden Stimmen zuerft ab, und es wird hierauf in ber obigen Drbnung 
votirt. 

k) Die in Gefolge der ergebenden Senatsbefchlüffe erforderlichen Ausarbeitungen 

* entwirft der Kanzleirath, wenn folche nicht befonders einem der Synditer 
und Conſulenten aufgetragen werben. - 

I) Sachen vom Belange, oder ſolche Sachen, welche eine weitläufige Erdrterung 
erheifchen, werben entweder vom Senate felbft an eine der Senatsdeputa⸗ 
tionen ($$. 20. 21.) zur Ginleitung, Worbereitung und Begutachtung ver⸗ 
wiefen, ober, nach Umftänder, von dem erſten Bürgermeifter, ald Director, 
——— dahin abgegeben. 

m) Der Senat kann zu Bearbeitung einzelner Geſchaͤfte oder Arten von Ge 
fhäften befondere Deputationen niederfegen, deren jebeömal zu beflimmender 
Wirkungstreis jedoch mit der Beendigung der genannten Gefchäfte feine End» 
ſchaft erreicht. Ä 

Bon ben ordentlihen Senatsbeputntionen, deren Organifation, 
Gefhäftstreis und Gefhäftsbehandlung,. 


- a, Engere Genatöbeputation, 


$. 2. Die engere Genatsdeputation befteht aus dem Gtabtfhultheißen, den 

beiden Bürgermeiftern, den Schöffen und Syndikern, welche legtere nur berathende 
Ctimmen haben, Die Deputation hält ihre Sigungen an ben Geffionstagen bes . 
Schöffengerihts, Vormittags eilf Uhr, um welche Zeit das Schoͤffengericht bie Bas 
handlung ber Suftigfacıen zu fchließen hat. Diefe Deputation, bei welcher einer 
ber Syndiker und Konfulenten ben Vortrag madıt, bearbeitet die im vorhergehen⸗ 
ben Paragraphen unter dem Buchftaben 1. benannten Sachen, und läßt ſolche mit 
Gutachten an den Genat gelangen. Außerdem hat diefe Deputation den beftändigen 
Auftrag, Namens des Senats, Sachen, welche an ſich unbedenklich und mit keinem 
Präjudiz verbunden find, zu erledigen, in eilenden Sachen aber, welche ihrer Bes 
Ichaffenheit nad) eine außerordentliche Zufammenberufung des Senats nicht zulaffen, 
proviforifch das Nöthige zu verfügen. Bei diefer Senatsbeputation werben, wie 
ee ift, die Proclamationsfcheine abgelefen, um ſolche zu ordnen und 
u beftätigen. 
s Die Senatoren und Herren bed Raths Tönnen fih aud von benen bä ter 
Deputation verhandelten Sachen durch Einfiht des abgehaltenen Protccolls in der 
Kanzlei unterrichten, fo wie den Syndikern und Gonfulenten das Senatsprotocoll 
bei der Senatsbeputationsfigung zur Einfiht vorgelegt wird, damit auch diefe im 
Bufammenhange eine Ueberfiht aller vorgefommenen Regierungsfachen erhalten. 

Der Gecretarius ($. 3.) führt das Protocoll und entwirft die befchloffen wew 
denden Auffäge, deren Abfaffung nicht einem der Syndiker aufgetragen wirb. 

b. Größere Senatsdeputation. 

$. 21. Die größere Senatsdeputation beftcht aus ben im vorhergehenden Pa⸗ 
tagraphen genannten Perfonen, fodann aus zweien Mitgliedern der zweiten Ords 
Kung und zweien Mitgliedern der britten Ordnung des Senats, welche von bem 
Senate a ein Jahr beſonders gewählt werden. Der Senat verweifet, nah Eis 
meffen, von ben im:$. 19. 1. genannten Sachen an diefe Deputation, zur Einlei— 
tung, Vorbereitung und Begutadhtung. Einer der Syndiker und Gonfulenten, welche 
berathende Stimmen haben, macht den Vortrag; die Seffionen werben in ber tu 
gel, auf Veranftaltung des Älteren Bürgermeifters, den Samstag gehalten. 

c. Sogenannte geheime Senatsbeputation, 

5. 22, Die in dem kaiſerlichen Referipte vom 10. Dec. 1734 gebachte geheime 
Deputation wird nad) ber vorhinnigen reichsſtaͤdtiſchen Organiſation, Ermädtigung 
und Gefhäftsführung beibehalten. 

Bon der Senatskanzlei. 

8. 23. Die Senatöfanzlei beftehet aus 

einem Kanzleirath, 
einem Gecretarius, 


1136 | Frankfurt am Main. 


emem Ingroſſiſten, 
zwei Kanzliſten, 
einem Kanzleiboten. 

Jeder der beiden Buͤrgermeiſter hat außerdem eine Ordonnanz zu ben vorfal 
enden Ausrichtungen, deren Anftellung diefen überlaffen bleibt. 

Der Kanzleirath hat bie Leitung der Kanzleigefhhäfte überhaupt, und dabei bie 
oben ($. 19.) gedachten Gefhäfte zu verrichten; er contrafignirt alle Namens bes 
Senats abgehende Schreiben, und alle mit dem Titel des Genats ausgefertigt wer— 
dende Erpeditionen, welche der ältere Bürgermeifter unterfhreibt. Der Serretarius 
vertritt die Stelle des erften Archivars ($.24.), verficht das oben (f- 20.) gedachte 
Geſchaͤft, führt das Protocol bei andern befonbers angeordnet werdenden —— 
tionen ($. 19.), fertigt die Vortragszettel ($. 19.), beſorgt die Zuſtellung der Ac⸗ 
ten, aus welchen Vorträge gemacht werben follen, an ben Stadtſchultheißen und 
bie Sonfulenten, führt das Regifter über die den Syndikern zugetheilten Sachen, 
und beglaubigt alle die Ausfertigungen, welche ber Kanzleirath nicht zu contrafignis 
ren bat. Der Kanzleirath und Secretarius müffen einer der drei chriſtlichen Haupt: 
confeffionen zugetban, und wenigftens 30 Jahre alt feyn. Sie müffen Rechtsge: 
Ichrte feyn. Nach gefchehener und angenommener Wahl müffen fie, wenn fie Fremde 
find, das hHiefige Bürgerrecht erlangen. Wegen der VBerwandtfchaft, welche eine 
Ausſchließung bewirkt, verbleibt es bei der Älteren Beitimmung. Die Wahl geſchiehet 
vom Eenate nad, der abjoluten Mehrheit der Stimmen. Fremden Dienften und 
Titeln von fremden Staaten müffen beide entſagen; fie dürfen Feine Anwaltichaften, 
Abminiftrationen und andere Gefchäftsführungen für oder über einheimifche ober 
auswärtige Dritte, welche richt zu den naͤchſten Anverwandten gehören, ohne befon: 
dere Erlaubniß des Senats, übernehmen. Sie befleiden dieſe Stelle lebenslaͤnglich. 

Der Ingroffift verrichtet bie Gellationirung aller Erpebitionen, und bemerkt 
biefes unter bdiefelben, führt die Rechnung über die Kanzleitaren, welche er ein: 
nimmt, und wöchentlih an da3 Recheneiamt abliefert, bemerkt audy die Zaren auf 
jeder Erpebition, forget für die richtige Infinuation und Beftellung, und leiftet Huͤlfe 
beim Secretariat, fo wie, erforderlichen Falles, beim Erpediren. 

Den -Eanzliften liegt das Erpebiren ob. 

Die Wahl des Ingroffiften, der Ganztiften, des Ganzleiboten, welche ſaͤmmt ⸗ 
lich einer ber drei chriftlichen Hauptconfeffionen zugethan, und, wenn fie Fremde find, 
das biefige Bürgerrecht vor dem Dienftantritt erlangen müffen, gefdiehet von dem 
Senate nad) der Mehrheit der Stimmen auf lebenslang. 

Bon dem Archive. 


$. 24. Kür das Archiv find zwei Archivarien, von denen ber erſte der jedes⸗ 
malige Secretarius der Genatscanglei ift ($. 23.), und ein Buchbinder angeitellt, 
Die Oberauffiht über das Ardyiv hat ber Director des Conſiſtoriums. Die Archi⸗ 
varien werden von dem Senate nad ber abfoluten Mehrheit der Stimmen auf 
lebenslang gewählt; fie müffen einer der drei chrijtlichen ‘Dauptconfeffionen zugetban 
feyn, und, wenn fie Bremde find, das Buͤrgerrecht vor dem Dienftantritt erlangen; 
fie dürfen Eeine Titel von fremden Staaten führen, und müffen fi aller Anwalt: 
fhaften, Abminijtrationen und anderer Gefhäftsführungen für oder über cinheimis 
ſche oder auswärtige Dritte, wenn diefe nicht zu den naͤchſten Anverwanbdten gebds 
ren, ohne befondere Erlaubniß der Senats, enthalten. 


Zweiter Abſchnitt. 


Von ben befonderen Behörden und Verwaltungsämtern, duͤrch welche ber 
Senat mittelbar die Hoheits- und Verwaltungsrechte ausuͤbt. 
Behandlung der geiſtlichen und Schulſachen. 

F. 25. Dem Conſiſtorium iſt die Ausübung der Hoheits- und Episcopalrechte 
aufgetragen. Bei dem Wirkungskreife des erzbifchöflichen Generalvicariats wird es, 
fo weit folder vorhin in gefegmäßiger Uebung gewefen, fo lange belafjen, bis desfalls 
andere.Beftimmung auch für andere teutfche Staaten erfolgt. 

Wegen ber obern Leitung ber Öffentlicdyen Unterrihtsanftalten und Erziehung 
inftitute bleibt die Verorbnung vorbehalten. 

In Anfehung der geiftlichen katholiſchen Güter, welde ber Stabt durch ben 
ratificirten Deputationshauptichluß von 1808 als Entfiädigung angewiefen wor: 
den find, verbleibt es bei der Dispofition des gedachten Deputationshauptfähluffes. 

Das Gonfiftorium befteht aus 
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1) einem evangelifch = lucherifchen oder evangelifchsreformirten Mitgliebe des Se⸗ 
nat3 der eriten Orbnung , weldyes ein Rechtsgelchrter feyn muß. 

Diefer führt das Directorium, wird von dem Senate per scrutinium nach ber 
abfoluten Mehrheit dev Stimmen auf Zebenslang gewählt. Der Director des Con⸗ 
fiitoriums hat zugleich; die Auffiht über die Stadtbibliothek, bei welcher ein Biblios 
thecarius angeftellt ift. 

Sodann bejteht das Eonfifterium 
2) * bem jedesmaligen Senior des evangelifch » Vlutheriſchen Predigermini⸗ 

eriums; 

9) aus dem aͤlteſten Prediger dieſes Miniſteriums. 

Sind zu der naͤmlichen Zeit der Director und der unter der folgenden Ziffer 
gedachte Rechtsgelehrte der evangeliſch-lutheriſchen Confeſſion zugethan; fo tritt an 
die Stelle diefes Predigerd aus dem Miniſterium ein evangelifchs reformirter Predis 
ger, von drei zu drei Jahren aus beiden Kirchen abwechfelnd. 

4) aus einem evangelijh:lutherifchen oder evangelifch = reformirten- Rechtsgelehr⸗ 
ten aus der Bürgerfchaft, welcher bem Senate von dem Bürgerausfchuß prös 
fentirt wird; 

5) einem Actuarius, nebft einem Pebellen. 

In Ehefahen hat das Gonfiftorium keine Gerichtsbarkeit auszuüben. 


Behandlung ber Polizeis und Medicinalfadhen. 


5.26, Die Polizeifachen werben unter ber oberen Aufficht des jüngeren Bürgermeis 
fterö von einem. befondern Amte, welches die Benennung: Polizeiamt, bat, behan⸗ 
beit. Ein Mitglied der beiden erften Orbnungen bed Senats, welches von bem 
Senate nad) der abfoluten Mehrheit der Stimmen per serutinium auf drei Jahre 
gewählt wird, und nad) Ablauf diefes Zeitraums von neuem wieder gewählt werden 
kann, ſteht diefem Amte mit Zuziehung eines Mitglieds bed Senats dritter Ord⸗ 
nung, welches nicht zu ben fogenannten geſchaͤtzten Handwerfen gehört, vor, und 
demielben ift das erforderliche Polizeiperfonale, wie foldyes mit den einem jeden obs 
liegenden Bunctionen bifonders beftimmt werden wird, untergeordnet. 

Der Gefchäftskreis des Polizeiamts umfaßt die Obforge für die Beobachtung 
ber Polizeigefege überhaupt; er begreift beſonders die Bunctionen bes ehemaligen 
Beueramts, die Obſorge für die Erhaltung der Ruhe und Sicherheit in der Stadt, 
für die Verhütung der Bettelei, die Abhaltung verbächtiger Perfonen, für die Mer 
hütung der Verbrechen und für die Habhaftwerbung der Verbrecher. Das Polizei« 
amt hat die Aufſicht über das Zucht- und Arbeitshaus, über die Wärter und Aufe 
feher der Gefangenen, und über die zu jenem oder zu andern Öffentlichen Arbeiten 
verurtheilten Perſonen, über die Berwahrungsorte. der Verhafteten, und über bie 
Berbafteten ſelbſt; überall mit Beobahtung deffen, was die Gerichte, denen die 
Befugniß zuftcht, fih von der judicatmäßigen Behandlung der Verurtheilten und 
der Verwahrung ber Gefangenen felbft zu unterrichten, unb von benen auch die 
Wärter und Auffcher der Gefangenen und Gefängniffe unmittelbar Befehle zu eme 
pfangen und zu vollziehen haben, hierbei etwa befonders zu verfügen den vorwale 
tenden Umftänden angemejfen finden. Die Gtrafgewalt des Polizeiamts und bie 
Grenzlinie zwifchen dem Wirkungskreife der Polizei und dem Wirkungstreife des 
Griminalgeriht® werden durch eine befondere Verordnung beftimmt. Das Polizeis 
amt hat die Aufjiht über das Gefinde, ertheilt Reifepäffe und SPermiffionsfcheine, 
letztere jedody nur auf cinen Zeitraum von ſechs Wochen; zu einem längeren Auf: 
enthalte ift die Erlaubnis des Senats erforderlich, or bem Polizeiamte jedesmal 
befannt gemacht wird, um über die Befolgung zu wahen. Dem Polizeiamte liegt 
die Beftimmung der Marktpreife und Zaren über Bleifh, Brod, Bier und fämmt: 
lihe Bictualien 09. Die dem Polizeiamte, wegen der bei demielben vorfommenden 
dconomiſchen Gegenftände, beizuordnenden bürgerlichen Ausſchußdeputirten haben bei 
Feſthaltung aller diefer Zaren mit berathender Stimme mitzuwirken. Wegen Ber 
forgung der Genfur der im Druck erſcheinenden Schriften und Öffentlichen Blätter 
bleibt die Verordnung vorbehalten. Das Polizeiamt verfichet endlich auch mit Zus 
ziehung der Physicorum das vormalige Sanitaͤtsamt. 

Berwaltung der Öffentliden milden Gtiftungen. 

— 7. Die Verwaltung der Öffentlichen müden Stiftungen ift, nad) ber unter 
ber jüngften Regierung getroffenen und zwecdtmäßig befundenen Einrihtung, Com⸗ 
miffionen anvertraut, welche, ohne andere Amtseigenſchaft, blos von Bürgern be: 
fegt find, und die Benennung haben: Verwaltungscommiffion der N.N. Stiftung. 

5. 28. Diefe Verwaltungscommiffionen ftchen unter der oberen Aufficht des 

L. 72, 
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Senats, welche derfelbe durch zwei aus ben beiden erften Ordunngen auf drei Sabre 
per scrutinium zu wählende Deputirte ausübt. Diefe Deputirten haben von Zeit 
zu Zeit die Stiftungen zu beſuchen, ſich von dem Zuftande berfelben und der Ver— 
—— zu unterrichten, und uͤber den Befund an den Senat gutachtlichen Bericht 
zu tten. 
§. 29. Dasjenige, was die Grenzen einer Verwaltung überfchreitet, wohin 
auch zu rechnen ift, wenn neue Gebäude aufgeführt, oder Baureparaturen gemacht 
werben follen, wozu ein Aufwand von mehr denn 500 fl. erforderlich ift, dürfen die 
Gommiffionen für fi nicht vornehmen. Sie laffen die erforderliche Anfrage durch 
die beiden Senatsbeputirten an den Senat gelangen, und der Senat conferirt dam 
über mit dem Buͤrgerausſchuß. E 

. O. Die Rechnungen der Verwaltungdcommiffionen werben jedes Jahr von 
dem bürgerlichen Neunercollegium juftificirt und den Genatöbeputirten, welche des⸗ 
faus an den Senat berichten, vorgelegt, fo wie das Neunercollegium dem Bürgers 
ausfhuß Kenntniß davon zu geben bat. Finden ber Senat und der Bürgerausfchuß 
nichts zu erinnern; fo ertheilt ber Senat bie Abfolutoria. { 

$. 31. Der Öffentlichen milden, hier in Betracht kommenden, Stiftungen find 


fünfe: 
ber Almofenkaften ; 
bas Hoſpital zum heiligen Geift 5 
bas Armen: und Waifenhaus; 
die Beiden weiblichen, ihrer urfprünglichen Beftimmung nah, nur für evange⸗ 
Lifch = lutherifche Glaubensverwandte, welde, wie ehehin, von bem Senate 
nad) der Mehrheit der Stimmen, jeboc per serutinium, zu wählen find, 
zu benugenden Berforgungsanftalten 
zu ©t. Katharinen, 
zu den weißen Frauen. 
$ 82. Die Verwaltungscommiffionen beftehen: 
die bes Almofenkaftens aus fünf Sommiffarien ; — 
die des Hoſpitals zum heiligen Geiſt aus ſechs Commiſſarien, unter welchen ein 
Arzt aus der Zahl der hieſigen practicirenden Aerzte befindlich ſeyn muß; 
die des Armen- und Waiſenhauſes aus fuͤnf Commiſſarien; 
die des St. Katharinenkloſters aus drei Commiſſarien, und 
die des Weißfrauenkloſters aus drei Commiſſarien. 

. 33. Bei denjenigen Stiftungen, bei welchen nur drei Commiſſarien ange⸗ 
ftellt find, verbleiben diefe ſechs Jahre bei der Verwaltungs; alle zwei Jahre tritt 
ber Acltefte in ber Verwaltung aus. Die Kommiffarien ber übrigen Stiftungen, 
mit Ausnahme des im $. 32. gedachten Arztes, als welcher nicht gleich den andern 
Mifgliedern wechfelt, wohl aber nad Ablauf von fünf Jahren, wenn er fidh bie 
Stelle nicht ausdruͤcklich verbittet, auf weitere fünf Jahre wieder gewählt werden 
ann, bleiben fünf Jahre bei der Verwaltung; in jedem Jahre tritt der aͤlteſte in 
—— aus. Die fünf Stiftungen haben einen gemeinſchaftlichen Rechts 
confulenten. 

$. 34. Die Ergänzung der Berwaltungscommiffarien geſchiehet auf bie Meife, 
daß ber Bürgerausfhuß dem Senate zwei Perfonen aus der Reihe ber Bürger aller 
brei chriſtlichen Hauptconfeffionen, infoferne bie Stiftung nicht einer Gonfeffion auss 
f&hließend gewidmet ift ($. 31.), vorfchlägt, von welchen der Senat eine durch 
Stimmenmehrheit wählt. Der Gewählte ift verpflichtet, die Stelle anzunehmen. 
Wird ber eben Austretende, es fey zu der nämlichen oder einer andern Stiftung, 
fogleich wieder in Vorſchlag gebracht; fo kann er ſich die Wahl verbitten. Mit der 
ee Rechtöconfulenten, deſſen Stelle Icbenslänglich bekleidet wirb, wird eben 
o verfahren. 

$. 35. Jede Berwaltungscommiffion wählt unter fi ein Mitglied, welches bas 
Directorium führt, und Senior genannt wird. 

. 856. Die Verwaltungscommiffionen werben ermädhtiget, in Gegenwart eines 
der Genatsbeputirten, die Officianten und Subalternen der Stiftungen zu wählen, 
und im Namen ded Senats zu verpflichten. Die Scnatsbeputirten haben, mit eins 
ander abwechfelnd, bei der Wahl mitzuftimmen, und wenn ihnen Anftände vorzus 
walten fcheinen, an ben Senat zu berichten, in welchem Kalle die Verpflichtung 
ausgefegt werden muß. 

$. 37. Wegen ber neu angeordneten, mit den milden Stiftungen in Verbin 
dung fchenden, allgemeinen Armencomniffton bleibt eine etwa erforderlich werdende 
weitere Beftimmung vorbehalten. 
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Behandlung ber Gommerze und Handlungsſachen. 

5. 88, Commerz⸗ und Handlungsfachen, welche bie ſtaatspolizeiliche Fürf: 

für die Aufnahme der Handlung und Schifffahrt und bie ——— der ufß 
en Verordnungen, Rechte, Herkommen und Vertraͤge betreffen, werden bei dem 
echeneiamt behandelt, welches ſolche nach der Beſchaffenheit des Gegenſtandes mit 

Gutachten an den Senat gelangen laͤßt. j 

$. 39. Die Functionen der ehemaligen Börfendorftcher —— eigener 
er MAT unter biefer Tegtern Benennung. Der Bandlungsvorftand 
ift befugt, faufmännifche Pareres zu ertheilen; berfelbe erftattet Gutachten auf Ers 
fordern des Senats und bes Recheneiamts in Bandlungsangelegenheiten, ober macht 
ohne Aufforderung gutachtliche Vorſchlaͤge über Gegenftände, welche das Beſte und 
Emporlommen der Handlung bezweden. Er Th gutachtlih dem Senate Sub« 
jecte zu Dandlungsaffefforen beim Geridhte erfter Inftang vor; auch foll ber Hands 
lIungsvorftand bei der Wahl ber Mäkter und ——— von dem Recheneiamte 
jedesmal mit feinem Gutachten vernommen werben. ($. 82.) 

. 40. Der Handlungsvorftand befteht aus zehen verbürgerten Handelsleuten, 
welche einer ber drei chriſtlichen Hauptconfeffionen zugethan find. Derjenige, welcher 
zum Mitgliede des Handlungsvorflandes gewählt werden fol, muß, wenn er nicht 
geborener Bürger ift, wenigftens feit zehen Jahren Bürger feyn, und während bies 
ſes Zeitraums ununterbrochen feinen Wohnſitz dahier gehabt haben. Er muß in der 
—— Schatzung ſtehen, auch nie kundbar fo unzahlfaͤhig geweſen ſeyn, daß feine 

ubiger im Wege des Concurſes, oder eines Nachlaßvertrags, nur einen Theil ih⸗ 
rer Forderungen erhalten konnten. Niemand kann Mitglied des Handlungsvorſtan⸗ 
des werden, ber nicht wenigſtens zehn Jahre eigene Handlungsgeſchaͤſte geführt, und 

ch hierdurch, neben einem unbefcholtenen Rufe, hinreichende Kenntniß und Erfahrung 
Handlungsfadhen erworben hat. 

$. 41. Die Mitglieder des Handlungsvorſtandes bekleiben dieſe Stelle fünf 
Sahres jedes Jahre treten zwei der Mitglieder aus, welche im Anfange durch das 
Loos, und dann nad) dem Dienftalter beftimmt werben; fie erwählen unter fid per 
scrutinium durch Mehrheit der Stimmen einen Vorfigenden, welcher den Zitel 
Senior führt, und ergänzen fi auf chen die Weife in Erledigungsfällen, mit 
Berüdfihtigung der Verſchiedenheit der Handlungszweige. Ron ben getroffenen 
Wahlen ver dem Recheneiamte die Anzeige gemacht, welches ſolche an ben Senat 

elangen läßt. 
r $. 42. Wegen ber mit den alfo beftimmten Berufsgefchäften bes Handlungs · 
vorſtandes verbundenen Koſten bleibt, nach einem von demſelben zu gewaͤrti 
gutachtlichen Vorſchlage, die Verordnung vorbehalten. | 
Behandlung ber Gewerbd: und Handwerksſachen. 

5. 43, In Gewerbss und Handwerksſachen dienen bie bis hierhin beftanbdenen 
Ordnungen, bis desfalls Abänderung getroffen wird, zur Vorſchrift. Die hriftliche 
BHauptconfeffion, zu weldyer eine font zu irgend einer bürgerlichen —— zu 
einem Gewerbe oder zu einem Handwerke geeignete Perſon gehört, gereicht derſel⸗ 
ben zu keinem Hinderniß. Diejenigen Gewerbs⸗, Handwerks⸗ und fogenannten Nah: 
zungsfchugangelegenheiten, welche vorhin bei befonderen Künfte: und Handwerköbe: 
putationen, oder bei den Bürgermeiftern, oder bei dem Recheneiamt verhandelt wur: 
den, werben in eben der Maafe von dem jüngeren Bürgermeifter, mit allenfallfiger 
Buziehung eines ober mehrerer Mitglieder der dritten Orbnung des Senats, verhans 
beit. Der jüngere Bürgermeifter wacht über die Aufrechthaltung ber Orbnungen 
in Gewerbö:, Handwerks: und fogenannten Rahrungsfachen, Hilft den einfchleichen- 
den Mißbraͤuchen ab, oder bringt ſolche zur Kenntniß des Senats, und erledigt die 
erhoben werdenden Beſchwerden; er läßt gutachtliche Anträge in Angelegenheiten, 
welche das Befte und Aufkommen der Gewerbe und Handwerke betreffen, unaufge: 
fordert, oder auf Erfordern,; an ben Senat gelangm. 

Bei allem biefem haben die Mitglieder der dritten Ordnung des Genats bem 
jüngeren Bürgermeifter an Handen zu gehen. 

Bon andern VBerwaltungsbehörden unb ben vorhin eigentlid fo: 
genannten Staatsämtern insbefondere. 

$. 44. Die dem Adergerichte, dem Bauamte, bem Zuhramte umb Roßzoll: 
amte, fo wie die dem Pfandamte vormals aufgetragen gewefene Gerichtsbarkeit ift auf: 
gehoben, und wird von den unten genannten Gerichten verfehen. Die dem Lands 
amtmann obliegende, von dem Landamte, welches bloß Werwaltungsbehörbe ift, * 
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trennte Zuftigpfiege ift unten beſtiumt; das Güuratelamt iſt - en 
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Gerichts erfter Inſtanzz die Functionen des fogenannten Feueramts und Sanitäte- 
amts find dem Polizeiamte ($. 26.) aufgetragen. 

Wegen ber Dircction ber Stadtlotterie und wegen ber bermalen beftehenden, 
duch Zeitumſtaͤnde veranlaßten, außerorbentlihen Aemter, nämlih der Rechnungs 
commiffion, bes Duartieramts, des Approvifionnirungsamts, fo wie auch wegen 
des Abminiftrationsamtes, werben befondere Anordnungen getroffen. 

$. 45. Die ordentlichen in der Älteren reichsftädtifchen Berfaffung gegründeten 
und beibehalten werdenden Verwaltungsämter find folgende: 

1) Das Adergeridt, 

2) bas Bauamt, 

8) das Korftamt, 

4) das Korns ober Lanbrentanıt, 
5) das Randamt, 

6) das Pfandamt, 

7) dad Recheneiamt, 

8) das Rentenamt, 

9) das Schagungsamt. 

Wegen des chehinnigen Kriegdzeugamts ift $. 16. ein Vorbehalt enthalten. 

5. 46. Das Recheneiamt wird verwaltet von brei Mitgliedern der beiden erften 
Drbnungen bed Senats und von zwei Mitgliedern der dritten Orbnung. Das fans 
amt ift befegt von einem Mitgliede ber beiden erften Ordnungen des Senats, wel 
ches zugleich, nebft einem Mitgliede der dritten Ordnung, dem Adergerichte vorfteht, 
und dem Landamtmann. Die übrigen Berwaltungsämter find befegt, jedes von 
einem Mitgliede der beiden erften Ordnungen bes Senats, nebſt einem Mitgliede 
ber britten Ordnung, fo weit bad Legtere thunlich und der Befchaffenheit des Ams 
tes angemeffen befunden wird, fo wie auf allen biefen Aemtern die nöthigen Offi⸗ 
cianten und Subalternen angeftellt find. : a 

8.47. Die Wahl der Mitglieder des Senats zu ben Berwaltungsämtern ger 
fhiehet von dem Genate, nad der Mehrheit der Stimmen, per scrutinium, auf 
drei Jahre. Der Abtretende kann von neuem gewählt werben. Zrifft die Reibe 
des Austritts die drei Mitglieder bes Recheneiamts zugleih; fo muß die Dienftzeit 
von einem nad ber Mehrheit der Stimmen vom Genate auf ein Jahr verlängert 
werden. Die Officianten und Gubalternen der Verwaltungsämter, welche einer der 
drei chriſtlichen Hauptconfeffionen zugethan feyn, und wenn fie Fremde find, "nad 
der Wahl das hiefige Bürgerrecht erlangen müffen, werden vom Senate nad) ber 
Mehrheit der Stimmen gewählt; fie befteiden die Stellen lebenslänglid. 

$. 48. Die auf dem Landamte vormals Statt gehabte Einnahme öffentlicher 
SIntraden und Renten, die Verwaltung der Stadtgüter auf dem Lande, mithin bie 
Gameralfachen auf dem Lande, beforgt das Kornamt als Landrentamt. Nur bie 
Regierungs: und Polizeifachen auf dem Lande liegen dem Sandamte ob; das Scha— 
tzungs⸗ oder Befteuerungsgeihäft auf den Stadtdorfſchaften nebft der Einnahme if 
dem Schagungsamte aufgetragen. Dem Adergerichte liegt die Beforgung des Chaufs 
feewefens ohne Unterſchied der Lage der Chauffeen ob, und es wird bemfelben das 
nöthige Perfonale beigegeben, bis hierin eine andere Einrichtung getroffen wird, 
Im Uebrigen behalten alle diefe Berwaltungsämter den in der reichsftädtiichen Con⸗ 
ftitution feftgefegt gewefenen Berufskreis; die ihnen in Gemäßheit diefes erthrilten 
SInftructionen dienen zur Norm. Die Verwaltungsämter haben alle ihre an den 
Senat zu erftattenden Berichte jedesmal mit erfchöpfenden, auf die älteren und vom 
hergegangenen Verhandlungen gegründeten, Gutachten zu begleiten. 

Werden nähere Beftinmungen erforderlich, oder Abänderungen räthlih; fo 
werben jene wie biefe vorbehalten. 


Dritter Abſchnitt. 
Bon den beiden bürgerlichen Gollegien. 


$. 49, Die beiden bürgerlichen Gollegien, ber bürgerliche Ausfhuß der Siger 
und die bürgerlichen Neuner, verbleiben in derjenigen Berfaffung und bei denjenigen 
Befugniffen und Obliegenheiten, welche durch kaiſerliche Refolutionen in der vorbine 
nigen reichsſtaͤdtiſchen Gonftitution feitgefegt find. Was bie in der reichsſtaͤdtiſchen 
Verfaffung den Neunern obgelegene Vorlegung der öffentlichen Rechnungen an das 
Collegium ber Siger, mit Zuziehung zweier Perfonen aus jedem Quartiere ber 
Stadt, belangt, fol, fobald die Eintheilung ber Stadt in Quartiere ober. Bezirde 
feſt regulirt feyn wird, beſondere Boftimmung getroffen werden. 


— 
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Wahlder Mitglieder bes Bürgerausfhuffes'der Slger. 
a) Des Seniors. EN, 
$. 50. Der Bürgerausfhuß wählt aus feiner Mitte nad) der Mehrheit der 
Stimmen per serutinium einen Borfigenden, welcher den Zitel Senior führt, 
auf drei Jahre. Der Abtretende kann von neuem gewählt werben. Won der ger 


troffenen Wahl, welche keiner Betätigung bedarf, wird dem Genate die Anzeige 


gemacht. 
b) Der andern Mitglieder. 
$. 51. Der Buͤrgerausſchuß waͤhlt feine Mitglieder ſelbſt nach der Mehrheit 
der Stimmen per scrutinium, und macht dem Senate von ber getwoffenen Wahl die 


Anzeige. 
ce) Wahlfaͤhigkeit. | | 
$. 52. Der zu Wählende muß 
einer der drei chriftlichen Hauptconfeffionen gugethan feyn, und es müffen 
ben — gleicher Zeit Mitglieder dieſer drei Confeſſionen in dem Coile⸗ 
gium befinden; — 

b) er muß wenigftens 25 Jahre alt, und entweber geborner Bürger ſeyn, ober 
vor zehn Iahren das hiefige Bürgerrecht erlangt, und während diefes Zeit: 
zaums feinen Wohnfig ununterbrodyen in der Stadt gehabt haben; 

0) se muß von unbefcholtenem Rufe feyn, und bie Öffentliche Achtung genießen ; 

d) die Mitglieder werben gewählt aus der Klaffe der Gelchrten, aus ber Klaffe 
ber Rentenicer, aus der Klaffe ber Hanbelsleute, aus der Klaffe ber Güter: 
befiger, aus der Klaffe der Künftler oder Handwerker und anderer bürgerliche 

Geœwerbe treibenden Perfonen, aus welchen verfchiedenen Ständen fi immer 

y gleicher Zeit Mitglieder in dem Gollegium befinden müffenz 

e) Ausſchluß wegen VBerwandtichaft tritt ein zwifchen Water und Sohn, zwifchen 
Schwiegervater und Schwiegerfohn, zwiſchen Bruder und. Bruder. 

Bon dem bürgerlihen Eonfulenten. 

8. 53. Der dem Bürgerausfhuß mit berathender Stimme beigeorbnete Con⸗ 
fulent wird von dem Bürgerausfhuß nach der Mehrheit ber Stimmen gewählt. 
Der zu Wählende muß einer der drei chriſtlichen Haupteonfeffionen zugethan, wenig⸗ 
fiens 30 Jahre alt und Rechtsgelehrter ſeyn. Ift der Gewählte ein Fremder; fo 
muß er nad) gefchehener und angenommener Wahl das Bürgerrecht erlangen. We: 

en der Berwandtichaft mit Mitgliedern des Senats, mit Syndikern, mit dem 
Sanzleirath und dem Gecretarius der. Senatscanzlei tritt bei bem-Gonfulenten, im 
Verhaͤltniß zu diefen, die nämliche Beftimmung ein, welche zwiſchen dieſen feftge: 
fest iſt. (F. 7. 8. 9. 23.) Der Sonfulent darf weder in fremden Dienften fiehen, 
noch Zitel von fremden Staaten führen; nach gefchehener und angenommener Wahl 
muß alfo einem und dem andern entfagt werden. Die andern, die Gonfulentenftelle 
betreffenden, älteren Vorſchriften werben beibehalten. 

Wahl der bürgerlihen Neuner. | 

5. 54. Die bürgerlichen Neuner werben nach der vorhinnigen Norm gewählt 
und in Pflichten genommen. Der zu Wählende muß, wenn er nicht ohnehin Mit: 
glied des Bürgerausfhuffes iſt, einer der drei chriftlichen Bauptconfeffionen zuge 
than, wenigftens 25 Jahre alt, umb entweder geborener Bürger ſeyn, oder feit 

ehn Jahren das hiefige Bürgerreht erlangt und während biefes Zeitraums feinen 
—2 in der Stadt ununterbrochen gehabt haben. Er muß die oͤffentliche Ach: 
tung genießen, von unbef&holtenem Rufe, und befonders des Rechnungsweſens kun⸗ 
dig ſeyn. Was außerdem unter dem Buchftaben e im $. 52. feftgefegt ift, findet 
auch bei den bürgerlichen Neunern Anwendung. 
-Bon bem vormaligen Amte ber Dreier. . 

8.55. Das vormalige Amt der Dreier mit der Controle der Wahlen über: 
Haupt ift aufgehoben. Der Senat giebt den bürgerlichen Gollegien von der getrofs 
fenen Wahl feiner Mitglieder, nach geſchehener Wahl, gleichbald Kenntuiß. 
Beftimmung ber Art und Weife, wie mit ben bürgerlihen Golle: 

gien conferirt wird. 

Er In allen den Angelegenheiten, in welchen die Gonferenz mit ben bür: 
gerli Eollegien verfaffungamäßig erforderlich ift, geichieht diefelbe auf eben bie 
Weife, wie folche in der reichsſtaͤdtiſchen Verfaffung in Uebung war. _ x 

Am Falle die verfaffungsmäßige Gonferenz des Senats mit den bürgerlichen 
Gollegien eine Uebereinftimmung nicht zur Folge hat, ober auch im alle fonft ein 
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dissensus zwiſchen dem Senate und ben bürgerlichen Golfegien vorwaltet, welcher 
vorhin durch Einſchreiten des kaiſerlichen Reichshofraths zu ſchlichten gewefen ſeyn 
ee wird folgende WBerfahrungsweife zu Beilegung biefer Verfchiedenheit ein⸗ 
gefchlagen. | 

Der Senat wählt, nad der Mehrheit der Etimmen, aus der Mitte ber bei- 
ben bürgerlichen Collegien drei Mitglieder; und ein Mitglich aus der Bürgerfchaft, 
und macht biefe Wahl den bürgerlichen Collegien bekannt. | 

Die beiden bürgerlichen Gollegien wählen hierauf ebenfalls, nach ber Mehrheit 
der Stimmen, aus ber Mitte des Senats drei Mitglieder, und ein Mitglied aus 
der Bürgerfhaft, und machen dem Senate biefe Wahl befannt. 

Diefe alfo zufammen in der Zahl von Achten gewählten Mitglieder bes Ges 
nats, ber bürgerlichen Collegien und ber übrigen Bürgerfchaft treten zufanumen, 
und wählen eine neunte Perfon durch Mehrheit der Stimmen aus ber Bürger: 
haft. Entftcht Gleichheit der Stimmen bei dieſer letztern Wahl; fo entſcheidet das 
Loos. Die drei aus der WBürgerfchaft gewählten Perfonen legen in bie Haͤnde 
bes vorfigenden Senatsmitgliedd einem Eid, Verſchwiegenheit zu halten, und nach 
beftem Wiffen und Gewiffen zum gemeinen Beften zu ftimmen, ab. 

Iſt diefe Commiſſion von neun Perfonen alfo conftituirtz fo werden derſelben 
alle einfchlagende Actenftüde vorgelegt, und bicfelbe entſcheidet fobann nad) ber 
Stimmenmehrheit über bie Brage: Ob die Meinung des Senats der Meinung ber 
bürgerlichen Collegien, oder ob die Meinung der Iehteren der Meinung des erftern 
vorzuziehen ſey — mit der Wirkung und in ber Maafe, daß es bei biefer Ent: 
fheidung fein Bewenden hat, daß jeboch bei dieſer Entſcheidung die Commiſſion 
entweder der Meinung bed Senats, ober der Meinung der bürgerlidden Golles 
gien unbedingt, ohne irgend eine Mobification oder Abänderung, nothwen- 
dig beitreten muß, mithin nur unter biefen beiden Meinungen eine wählen kann. 

‚Eben dieſe Verfahrungsweiſe hat Statt, wenn ber Senat mit einem ber bürs 
gerlichen Collegien in’ den oben gebachten Yällen gleicher Meinung: ift, das andere 
Collegium aber wiberfpricht; nur Fi in biefem Balle bas einflimmende Collegium 
bie brei Perfonen aus der Buͤrgerſchaft, nach der Mehrheit der Stimmen, allein 
zu wählen, dagegen aber auch an der Wahl der Mitglieber des nicht einfli 
Gollegiums keinen Theil zu nehmen, 

Zweite Abtheilung. 
Behandlung der Juſtizſachen. 


Allgemeine Grundfäge und Dispofitionen, 


$. 57. Die Juſtiz wird, wie bereits oben. $. 14. feftgefest ifb, durch die am: 
geordneten Gerichtäbehörben, unabhängig. von den Verfügungen bed Genats, ver: 
waltet. Der Senat barf dem Laufe dev: Juftigpfloge nie Einhalt thun, oder auf 
irgend eine Weife in richterliche Entfcheibungen eingreifen; nur bann, wenn gegen 
das Schöffengericht Beſchwerde wegen verweigerter ober verzögerter Juſtiz geführt 
wird, kann ber Genat Bericht fortern, unb geeignete Verfügung, um dieſer Ber 
fhmwerbe abzuhelfen, ergehen laſſen; bie Eee darf aber die Abhülfe diefer 
—— nicht uͤberſchreiten, mithin die Sache ſelbſt weder ganz, noch zum 

eil umfaſſen. 

$. 58. Im Gerichtsſtande hat keine Befrelung Statt. Die unbeſtimmte 
Gompetenz ber Gerichte erſtreckt ſich über alle Perfonen, Gorporationen und Gar 
chen in dem angemwiefenen Gerichtöbezirke. Die Gericdhtsbehdrden haben auch bie 
Gerichtsbarkeit bei Aniprüchen und Klagen. gegen die Stabt ald Commune und ge 
gen bie einzelnen Verwaltungsbehörben,. wenn der Senat oder cine Behörde bei 
Führung ber Verwaltung nicht blos als Öffentliche oder Amtsſtelle gehandelt 
fondern wenn, nach dem Privatrecht, über bie Erfüllung eines Gontracts, über 
Rechte und Verbindlichkeiten aus demfelben Streit entfteht, und bei Ermangelung 
gütliher Beilegung richterliche Entfcheidung eintreten muß. 

. 59. In denjenigen Bällen, wo eine Bermwaltungsftelle von Amtswegen ver 
fährt, um bie beftebenden Gefege und Verordnungen in Anwendung und zur Aus— 
führung zu bringen, um Gäumige zu ihrer Schuldigkeit anzuhalten, Gontraventio: 
nen zu unterfuchen, zu rügen und zu beftrafen, kann bas Berwaltüngsamt nicht 
vor die Gerichte gezogen, noch einem- proceffualifchen Verfahren Statt gegeben wer: 
den, fondern derjenige, welcher ſich beſchwert glaubt, muß bie ® fchwerde dem 
Senate vortragen. Der Senat verwirft die Beſchwerde alfobald, wenn felche fo: 
fort als unerheblich erfcheint, oder verweift diefelbe zur Begutachtuug an die engere 
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Senatsbeputation, welche ermächtigt ift, Bericht zu erfordern, und andere zur Er: 
Örterung erforderliche Verfügungen unmittelbar zu treffen ($. 104.). 

$. 60. In bürgerlihen GStreitfahen, welde bei den Gerichten verhan: 
beit — haben in ber Regel in der unten beſtimmten Maaße drei Inftan- 
zen Statt. ’ 

$. 61. Das Amt der Richter ift nicht auf eine beftimmte Anzahl Jahre bes 
ſchraͤnkt, und ann, wie alle andere Aemter, welche auf Lebenslang verliehen wer: 
den, nur durch Urthel und Recht entzogen werben. Kein Richter darf in fremden 
Dienften ſtehen, ober Titel von fremden Staaten führen; nad) gefchehener und an: 
genommener Wahl muß einem oder dem andern entfagt werden. Anwaltſchaften, 
Gonfulentieen, Abminiftrationen und andere Gefhäftsführungen für ober über eins 
heimiſche oder auswärtige Dritte, wenn biefe nicht zu den naͤchſten Anverwandten 
gehören, find den Richtern, ohne befondere Erlaubniß des Senats, unterfagt. 

$. 62. Die Ernennung ber Mitglieber des Schöffengerichts erhält aus dem 
ferner ... die Beftimmung; die Kanzleiperfonen des Schöffengerichts, welche 
einer ber drei hriftlichen Hauptconfeffionen zugethan, und, wenn fie Fremde find, 
vor ber Dienftantritt das hiefige Bürgerrecht erlangen muͤſſen, werden von bem 
Senate, nad) der Mehrheit der Stimmen, gewählt. Der Director des Gerichts 
erfter Inftanz, welcher Rechtögelehrter feyn muß, wirb aus ber Zahl ber Mitglies 
ber ber beiden eriten Orbnungen bed Senats von bem Senate, nad der abfoluten 
Mehrheit der Stimmen, per scrutinium gewählt, und bekleidet die Stelle lebens: 
länglid. Die Ernennung ber Richter und Kanzleiperfonen des Gerichts erfter 
Inſtanz, fo wie bes Perfonals des Stabtamts und bes Landamts, geſchieht von 
dem Genate, nad ber Mehrheit der Stimmenz bei der Wahl zu Richterftellen ift 
abfolute Mehrheit der Grimmen erforderlich; zu Mitgliedern des Gerichts erfler 
Inſtanz, fo wie zu dem GStabtamte und dem Landamte, ſchlaͤgt jenes Gericht dem 
Senate drei Perfonen gutachtlih vor. Die Genenuung fegt bei Perfonen, weldye 
nod) feine richterliche Stelle bekleidet haben, voraus, daß fie bei einer, mit Zertis 
gung - einer Proberelation verbundenen, Prüfung ihrer Kenntniffe und Fähigkeiten 
tuͤchtig befunden worden find. 

$. 63. Diejenigen, welche zu Richterftellen ernannt werben follen, müffen bei 
dem Gerichte erfter Inftanz wenigftens breißig Jahre alt feyn; bei dem Stabtamte 
und bei dem Landamte ift ein Alter von fünfundzwangig Jahren hinreichend. Cie 
müffen, fo wie bas übrige Perfonale gebachter Gerichte, einer ber brei chriftlichen 
Bauptconfeffionen zugethan feyn, und wenn fie Fremde find, vor dem Dienftantritt 
das hiefige Bürgerrecht erlangen. Wegen ber Mitglieder bed Schöffengerihts und 
ber Perfonen ber dazu gehörigen Kanzlei ift in dem Dbigen bie Beftimmung ent- 
halten ($. 6. 9. 62.). | 

$. 64. Bei dem Gerichte erfter Inftang und bei dem Stabtamte: macht bie 
Berwandtſchaft mit einem Mitgliebe in einer und ber naͤmlichen diefer Behörden in 
—— Linie ohne Einſchraͤnkung, und in der Seitenlinie bis zum Grabe bes 

eims ober Neffen einſchließlich unfähig, eime Richterftelle zu befleiden; auf bie 

Berwandtſchaft mit Mitgliedern einer andern jener Behörden, oder mit dem Lands 
—— ſo wie mit Mitgliedern des Senats und des Schoͤffengerichts, wird 
nicht geſehen. 

BWegen der, bei dem Schöffen dernden, Verwandtſchaft enthaͤlt das 
Obige die Beſtimmung ($. 7. u. a > 

$. 65. Die Abfaffımg einer befonderen Gerichtsotdnung und einer neuen Pro⸗ 
ceßordnung bleibt dem Senate vorbehalten, fo wie auch eine neue Tax⸗ und Stem⸗ 
pelordnung erlaffen werden fol. 


Erfter Abſchnitt. | 


Von den Gerichtsbehörden in bärgerlichen Sachen und deren Wir 
kungskreis. 
z. 66. Zu der Verwaltung der Gerichtsbarkeit in — ** Sachen in der 
Stadt und dem dazu gehoͤrigen Gebiete ſind folgende Behoͤrden angeordnet: 

I. Das Gtabtamt. Y: 

I. Das 2andamt. 

II. Das Gericht erfter Inftanz. 

IV. Das Schoͤffengericht (Appellationsgericht). 
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1’ ®Bon bem &tabtamte. 


a) Perfonale. 

8. 67. Das Stadtamt, welches alle Tage in ber Woche, Sonn: und Feſt⸗ 
tage ausgenommen, GSisungen zu halten hat, beftcht aus zwei Perfonen, von mel: 
chen einer wie der andere den Zitel: Stabtamtmann, bat, der Ältefte aber das 
Directorium führt, einem Actwarius, nebft tinem Pebellen, und wenn es erforder⸗ 
lich ift, einem Gehülfen des Lestern. 

b) Competenz und Geſchaͤftskreis. 

5. 68. Das Stabfamt ift competent in der Stabt und beren Gemarkung in 
allen Rechtsſtreitigkeiten, deren Gegenftand die Summe von einhundert Gulden bes 
24. fl. Münzfuffes nicht Üüberfchreitet, oder welche nicht Sachen betreffen, die Eeinen 
gewiſſen Anfchlag haben. Das, was unten, $. 82. lit. a., von Zuziehung zweier 
Mitglieder des Handelsſtandes feftgefegt ift, findet, mit Befchränfung auf die Zahl 
von Einem, audy bei dem Stabtamte in den bdafelbft genannten, beffen beſtimmte 
Competenz nicht überfchreitenden, Sadjen Anwendung. Dem Stabtamte ift daneben 
die Schlihtung ber Rechtsſachen, welche Feldfrevel und Schäden, deren Unterfus 
Hung und Beftrafung betreffen, wie ſolche ehehin dem Adergerichte oblagen, aufs 
getragen. 

%. 69. Die vor bad Stadtamt gehörigen Sachen werben nady dem fummaris 
fhen Proceßverfahren blos mündlich zu Protocol verhandelt; ein ſchriftliches Vers 
fahren hat außerorbentliher Weife nur auf eine, vom Gerichte erfter Inftanz zu 
erwirfende, Erlaubnif Statt. 

$. 70. Gegen Erkenntniß des Stabtamtes kann, nad) ber in ben Gefesen vor: 
gefchricbenen Wirkung, Berufung an das Gericht erfter Inftanz ergriffen werden, wenn 
der Gegenftanb ber zugefügten vermeinten Beſchwerde ben Betrag von vierzig Gul- 
ben im 24 fl. Münzfuß überfteigt. Die Berufung muß innerhalb zehn Tagen ein- 
gelegt, und bie Beſchwerden müffen binnen 14 Zagen, vom Tage ber Einlegung 
an, ausgeführt werben. 

Das Gericht erfter Inftang erforbert bie Acten in Urſchrift von dem Etabts 
amte, wenn bie Nothfriften gewahrt find, bie Gerichtsbarkeit gegründet ift, und 
bie Beſchwerden, felbft nach dem eigenen Vorgeben bed Appellanten betrachtet, 
nicht unbezweifelt unerheblich find, verwirft dann entweder die Berufung, oder theilt 
die Ausführung dem Gegentheile zur Verhandlung ber erceptivifchen Nothburft mit. 
Mit dieſer legten Handlung ift das Verfahren gefchloffen, und es wirb ein Erkenut⸗ 
niß ertheilt. Bon dieſem alfo ergebenden Erkenntniffe, oder wenn in. ben anbera 
Faͤllen die Appellation verworfen wird, ift eine weitere Berufung an das Schoͤffen⸗ 
gericht nicht ‚zuläffig; wohl aber kann ber. ſich befdywert erachtende Theil in der uns 
ten beftimmten Maaße um Revifion bitten ($. 79.). 

$. 71. Bei dem GStabtamte kann nicht um Verſendung ber Acten an ein 
—— Bechtscollegium zu Einhohlung eines rechtlichen Erkenntniſſes ange 
ucht werben. 

$. 72. Das Gericht erfter Inftanz und das Schöffengericht Eönnen dem Etabt 
amte befondere Aufträge ertheilen, 3. B. zu Einnehmung eines Augenfheins, Ber: 
nehmung von Perfonen, Beforgung von Liquidirungen und dgl. Die Vollftre 
der Urtheile und anderer Berfügungen bes Gerichtes erfter Inftang und des Schd 
fengerihts wird dem Stabtamte aufgetragen, welches hierzu nad Umftänden das 
Polizeiamt um Hülfeleiftung requiriren Eann. 

73, Wenn bie Beitreibung Öffentlicher Abgaben, Präftationen und Gelb: 
ſtrafen durch Pfändung und den Verkauf von Mobilien oder Immobilien bewirkt 
— * ; fo geſchieht dies von dem Stadtamte, auf Requiſition der Verwal: 
tungsbehörben. 

$, 74. Dem GStabtamte liegt ob, in Erbfchaftsfällen, bei welchen folches, 
nach der gefeglichen Ordnung, erforderlich ift, die Siegel anzulegen, unb für bie 
unveränberte Erhaltung der Berlaffenfhaft proviforifh Sorge zu tragen, welchem: 
naͤchſt hierüber an das Gericht erfter —— Bericht zu erſtatten iſt. Beſonders 
hat das Stadtamt in Erbſchaftsfaͤllen die Siegel alsdann anzulegen, wenn daſſelbe, 
von Seiten der Verwaltungsbehoͤrden, wegen ruͤckſtaͤndiger oͤffentlichen Abgaben und 
Praͤſtationen, wegen Defraubationen des Erblaſſers, oder wegen Abzug: ober Ab⸗ 
—— auswaͤrtiger Miterben darum requirirt wird. | 

$. 75. Sn allen ben Fällen, -in welchen Vormuͤnder oder Guratoren von 
Amtöwegen ernannt werben müffen, bat das Gtabtamt eine Anzeige mit einem 
Vorſchlage ber zu Ernennenden an das Gericht erfter Inftanz gelangen zu laffen, 
und zu dem Ende desfalls die nöthige Obforge zu tragen. 
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I. Bon dem Lanbamte. 
a) Perfonale, 


8. 76. Das Landamt, ald Gerichtsbehörbe, befteht aus dem Landamtmann 
und einem Actuarius, nebft einem Sandboten, ber auch die Infinuationen ber Ver: 
fügungen bes Gerichts erfter Inftanz auf dem Lande zu beforgen hat. 

b) Gompetenz und Geſchaͤftskreis. | 

8. 77. - Außer dem Theil, weldyen ber Landamtmann an ben Gelchäften berjes 
nigen Bermwaltungsftelle, weiche auch Landamt genannt wirb, zu nehmen hat ($. 
48.), hat das Landamt eben die Competenz unb eben den Geſchaͤftskreis aufer ber 
Stadt und beren Gemarkung, auf den Stadtborfichaften, welche dem Stabtamte 
in der Gtabt und deren Gemarkung oben ($. 68. 69. 70. 71. 72, 73. 74. 75.) 
vorgefchrieben find. 

Nur die Berufungsfumme von Erfenntniffen des Landamts an das Gericht ers 
ſter Inftanz wird auf fünfundzwanzig Gulden im 24 fl. Fuß aefest, als auf wels ' 
chen Betrag die Berufungsfumme auch ehehin beftimmt war. Ueberdies hat bas 
Landamt, nebft dem Vorfchlage der Vormuͤnder und Euratoren auf den Stadtdorf⸗ 
f&haften, die unten ($. 89.) ‚vorgefchriebenen Functionen des befonderen Zutelars 
raths in der Stadt, wie auch alle Handlungen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit auf 
dem ftädtifchen Landfebiete zu beforgen. 

IE. Bon dem Gerichte erfter Inftanz. 
a) Perfonale.. 

$. 78. Das Gericht. erfter Inſtanz, weldyes auch biefe Benennung hat, bes 
flieht aus einem Director und fieben Räthen, nebft einer eigenen Kanzlei. Der 
Director biefes Gerichts ift oben. beftimmt ($. 62.). Bon den fieben Raͤthen wer: 
den zwei Raͤthe von dem Senate auf Lebenslang zur Bildung des. unten gebachten 
Zutelarraths ($. 89.) beftellt. 

Die Kanzlei beftcht aus drei Secretarien und einem Gecretariatögehülfen, - drei 
Kanztiften und zwei Pedellen, nebft allenfaus nöthigen Gehülfen; einer der Secre⸗ 
tarien beforgt, neben andern Sceretariatsgefhhäften, die. Regiftraturgefchäfte; ein an⸗ 
derer beſorgt eben fo die Einnahme und Verrechnung der Geridhtstaren und das 
Botenwefen; einem andern ift bie unten gedachte Hppothefenbuhführung, nebft 
demjenigen, was Fünftig noch mit biefem SInftitute in Verbindung Igefegt werden 
wird, übertragen; ber Icgtere wird mit allen andern Seceretariatsgefchäften verfchont, 
Einer der Kanztiften leiftet Hülfe bei den Regiftrarurgefhäften. 

. b) Competenz, Wirkungskreis und Gefhäftsbehandlung. ., 


8.79. Das Gericht erfter Inftanz erkennt in allen bürgerlichen Rechtsſtrei⸗ 
tigfeiten, weldye die Competenz des Stabtamtes: und des Landamtes nach der obir 
n Beftimmung überfchreiten, in erfter Inſtanz. Daffelbe erkennt in zweiter 
& nfany in den Sachen, welche, nad) der oben feitgefesten Norm, durch Berufung 
von bem Stabtamte und dem Lanbamte an daffelbe gelangen. 

Daffilbe bildet endlich eine dritte Inftanz in den letztgedachten Saden 
in der folgenden Maaße. Der Theil, welcher glaubt, er fey durch das ergangene 
Erkenntniß befhwert, kann binnen zehn Zagen, von deſſen Infinuation an gerech—⸗ 
net, bitten, daß bie Streitſache durch einen andern Referenten, und in Abwefen: 
ge bes vorigen, noch einmal ausführlich vorgetragen, revidirt, und über feine 

efchwerbeausführung, welche er, bei Strafe ber Erlöfhung, binnen vierzehn Tas 
gen von jener angebrachten Bitte oder Interpofition an, einzureichen hat, wenn 
der Gegentheil darüber vernommen worben ift, infoferne das Legtere vom Gerichte 
nöthig erachtet wirb, erkannt werde. Bei dem hierauf erfolgenden beftätigenden 
oder auch abändernden Erfenntniffe behält es fein Verbleiben, mit Vorbehalt def: 
be * in ber Reviſionsordnung vom 22. July 1788. $. 15. u. 19, feft: 

etzt | 
u $. 80, In Sachen, welche in erfter Inſtanz bei diefem Gerichte verhandelt 
werben ($. 79.), kann von den ergchenden Erkenntniffen die Berufung, nad) der 
in den Gefegen vorgefchriebenen Wirkung ($. 94), an das Schoͤſſengericht ergrif: 
fen werden. Es find hierbei die Vorfchriften der Älteren Provocationsordnung zu 
beobachten, bis andere Normen wegen bes gerichtlichen Verfahrens überhaupt, oder 
wegen eined und bes andern Gegenftandes beffelben erfolgen. 

$. 81, Das Gericht erfter Inſtanz bildet für die Stabt und deren Gebiet ein 
Ehegericht 


Bevor in Eheſtreitigkeiten eine Klage angenommen wird, muß der Theil, wel: 


- 
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cher Klage erheben will, Beſchein isung beibringen, baß bei dem Confiftorium, ober 
nach Ermeffen bei einer geiftlihen Bchörbe, die Güte fruchtlos verfucht wor: 
> — Von den ergehenden Erkenntniſſen kann an das Schoͤffengericht appel⸗ 
t werden. 
$. 82. In Wechſel- und Handelsſtreitigkeiten, deren Gegenſtand bie oben be— 
flimmte Competenz bed Gerichts erfter Inſtanz erreicht, bildet diefes Gericht ein 
Wechfels und Handelsgericht in ber folgenden Maaße. 

a) In Wechſelſachen, wenn über eine ber lage entgegengefegte, na bem 
Wechſelrechte zuläffige Einrede, oder wenn über einen, die Handlungsver⸗ 
hältniffe oder Gewohnheiten berreffenden, Gegenftand zu erkennen ift, ſollen 
wei Mitglieder des Danbelöftandes, vor ber Abftimmung im Gerichte, mit 
ich Gutachten vernommen werben, und bei Abfaffung des Urtels gegen- 
mwärtig feyn, fobald entweder von einem oder dem andern der ftreitenben 
ur. barauf angetragen, ober biefes von dem Director bes Gerichts zweck⸗ 
mäßig befunden wirb. 

b) Die Hanbelöleute, aus beren Zahl jene zwei Mitglieder den Sigungen und 
Vorträgen bes Gerihts in Wechfel: und Handels ſachen beiwohnen, und Gut⸗ 
achten abgeben, werden, wie bereits oben ($. 39.) feftgefegt ift, von dem 
Dandlungsvorftanbe in der Zahl von Sechſen dem Senate gutachtlich vorge- 
fhlagen, und nad ihrer Ernennung von dem Gerichte verpflichtet. Nach 
Verlauf der erften drei Jahre treten zwei von ben Schafen nad) dem Looſe 
ab, und fo fort, bis die Sechſe abgetreten find; nachher treten nach dem 
Alter der Wahl jedes zwei ab. Die Abtretenden können von neuem 
gewaͤhlt werben, find jedoch nicht verpflichtet, diefe Function gleichbald wies 
der zu übernehmen. " 

©) Der Director beruft zu den Deliberationen abwechfelnb zwei, benen vorher 
—— nebſt dem Vortrage des Referenten, zur Einſicht zugeſtellt 
werden. 

$. 83. In allen den Sachen, welche bei dem Gerichte erſter Inſtanz verhan⸗ 

belt werben, es fey num in erfter, zweiter ober britter unb Revifionsinftang, hat 
bie Verfendung ber Acten an ein auswärtiges Rechtscolleginm, zu Einhohlung eis 
nes rechtlichen Erfenntniffes, fo wenig von Amtöwegen, als auf Anfuchen der —* 
tenden Theile, oder eines derſelben Statt. 


. 84. Die Vorträge werben bei dem ganzen Gerichte, und nicht in Abthei⸗ 
lungen oder Sectionen gemacht; die Befhlüffe werden daher in der Plenarfisung 
gefaßt; zum Beſchlnuß eines definitiven oder interlocutorifhen Erfenntniffes werden 
wenigftens drei Richter, ber Director oder beffen Stellvertreter nicht mitgerechnet, 
erfordert. Iſt diefe Zahl aus irgend einem Grunde nicht vorhanden; fo werden bie 
Mitglieder des Tutelarraths, fo weit biefes zur Ergänzung erforderlich ift, zuge: 
zogen. Die definitiven und interlocutorifchen Erkenntniffe werden, unter Borbrüs 
dung. des Gerichtäfiegeld und unter ber Unterfchrift des Directors, ausgefertigt. 

$. 85. Das Gericht erfter Inftanz hat dem, dem Dienftalter nad, fjüngften 
Mitgliede des Gerichts den Auftrag zu ertheilen, das Verfahren in Wechfelfachen 
zu leiten, die Vorträge der Parteien zu Protocoll zu nehmen, und alle zur 
— des Wechſelproceſſes erforderliche Verfuͤgungen Namens des Gerichts 
zu erlafjen. ’ 

$. 86. Der Director ernennt bas in dem vorhergehenden $. gedachte, ober 
auch nad) Ermeffen andere Mitglieder des Gerichts zu Kommiffarien, um Sachen, 
welche wegen der eintretenden fummarifhen Verfahrungsweife, ober in anderem 
Betrachte, nicht füglic) in der Plenarfigung des Gerichts verhanselt werben Eins 
nen, zu inftruiren, um Zeugen abzuhören, fonften Perfonen zu vernehmen, Liqui⸗ 
dirungen zu beforgen und dgl. 

$. 837. Da bei dem Gerichte erfter Inftang alle Concurs- und Fallimentsſa⸗ 
chen, infoferne die Activmaffe die Competenz ded Stabtamtes und Landamtes über: 
fteigt, verhandelt und entfchleben werben; fo ift diefem Gerichte auch außerordent ⸗ 
liher Weife die Unterfuhung wider die Falliten, nebft dem Grfenntniffe über bie 
Beftrafung derfelben aufgetragen, wenn bie legtere gleich eine fonft peinlihe Strafe 
erreichen follte, vorbehaltlich jeboch deſſen, was unten von dem Beftätigungsredhte 
des Senats und dem Recurfe an benfelben in Straffachen feftgefest ift (102. 104. 
105.), Das Stadtamt bat, fo wie dad Landamt, wegen ber Beftrafung der in 
SInfolvenz gerathenen Perfonen, wenn der Goncurs bei einem ober bem anbern, 
nad) der obigen Beflimmung,. verhandelt wird, am das Gericht erfter Inftan;, 


rd 
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mit Ausflug der Acten, zu berichten, und biefem das beefallfige Erfenntniß zu 


überlaffen. 

$. 88. Dem Gerichte erfter Inftang iſt das obervormundfchaftliche Amt aufs 
getragen; bas Gericht übt daffelbe aus, theild unmittelbar, theild mittelbar. Das 
Letztere wird bewirkt in der Stadt durch eine Section oder Abtheilung ‚. welche aus 
zwei Raͤthen und einem eigenen Actuarius gebildet, und Tutelarrath genannt 
wird ($. 78.), und auf den Stabtborffchaften durch den Landamtmann ($. 77.). 
Die zum Zutelarrathe ernannten Mitglieder des. Gerichts erſter Inſtanz haben fidy: 
blos und allein mit Bormundfhaftsfachen zu befaffenz; nur dann find diefelben vers 
bunden, den Gigungen bed Gerichts beizuwohnen und mitzuftimmen, wenn fie wer 
gen Mangels an der vorgefäyriebenen Zahl der Richter (F. 34.) von dem Directo⸗ 


rium berufen werben. 
Fi Bunctionen des Tutelarraths. 


$ er 
a) Das Stadtamt ſchlaͤgt dem Gerichte erfter Inftanz die VBormünder ober Eu: 


ratoren vor ($. 75.)5 die Verpflichtung wird, nad) erfolgter Beflätigung von, 


Seiten biefes, von dem Zutelarrathe vorgenommen. 
b) Wenn zur Gültigkeit einer Handlung die obervormundfchaftlihe Genehmi⸗ 
ung erforderlich ift, fo wie in andern wichtigen, bie vormundfchaftliche 
rwaltung betreffenden, Bällen, bat der Zutelarrath, nad) vorgängiger 


Bernehmung der naͤchſten Anverwandten ber Guranden ober anderer Prrfos 


nen, welche von dem Verhältniffe unterrichtet find, Bericht und 


ten an das Gericht erfter Inftanz, welches hierauf bie Entſchließung Fu fals. 


fen bat, zu exlaffen. 


©) Der Zutelarrath hat bie Vormünder und Euratoren zur vorſchriftmaͤßigen 


Rechnungsſtellung anzuhalten, die abgelegten Rechnungen zu revidiren und 


‚zu juſtificiren; nicht weniger hat derſelbe die Theilungsreceſſe, bei welchen: 


: unter der Pflege ſtehende Perfonen intereffirt. find, zu revibiren. 

6) Die während: der vormundicaftlichen Verwaltung zwifchen den Pflegern und 
Dflegebtfoblenen, oder zwifchen erſteren unter ſich vorfallenden Srrungen und 
Anftände erledizt der Tutelarrath für ſich, oder erftattet Bericht an das 
Gericht erfter Inftanz- | 


e) Der Zutelarrath hat die an denfelben in Vormundſchaftsſachen von dem Ger 


richte erfter Inſtanz ergebenden Aufträge zu vollziehen. 
Unmittelbare Ausübung bes obervormundfhaftlidhen Amts: 


90. 55 
3 Das Gericht erſter Inſtanz ertheilt die obervormundſchaftlichen Genehmi⸗ 


gungsdecrete, und giebt 

b) in allen wichtigen , die vormundſchaftliche Verwaltung betreffenden, Angele⸗ 
genheiten, wegen welcher der Zutelarvath oder das Landamt Bericht zu er: 
ftatten haben, die nöthige Inftruction ‚und Weifung. | 


©) Das Gericht erfter Inftanz läßt bie Inventarien des Vermögens ber unter 
Vormundſchaft ftchenden Perfonen in der Stadt durch einen Gecretarius,' 
und auf den Stadtdorfſchaften durch den Actuarius des Landamtes aufneh⸗ 


men, und entlaͤßt | 
d) die Vormünder, wann fie Rechnung bei dem Zutelarrathe ober dem Land⸗ 
;. amte abgelegt haben, und biefe juftificiret worden, auch die Ablieferung: des 


verwalteten Vermögens befcheiniget ift, ihrer in biefer Eigenfchaft getrage⸗ 


nen Pflichten. . 
€) Das Gericht erfter Inſtanz hält Aufficht über die vorfchriftmäßige Geſchaͤfts⸗ 


beforgumg ber beiden Zutelarbehörben, welche halbjährig ben Stand des vor⸗ 


mundſchaͤftlichen Rechnungswefens in tabellarifcher Form mit Bericht dem 
Gerichte vorzulegen haben. 

f) Das Gericht erfter Inftanz berichtet auch an den Senat über Gefuche um 
Verleihung der Großjährigkeit, und fpricht die vom Senate verliehene Groß: 
jährigkeit in deſſen Namen aus, ; 

Bon ber Hypothelenführung und Währfchaftsleiftung. 
$. 94, Die Beftellung der Inſaͤtze ober Hypotheken in der Stabt. und deren 
Gemarkung gefchichet vor dem Director des Gerichtes erfter Inftang, ober: beffen 
Stellvertreter, Ä 

Die Führung der Inſatz- und Reftlauffchillingtbücher, und was damit in Ber: 

bindung ficht, iſt ausichiieplich einem ‚der drei Secretarien diefes Berichtes, wel: 
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diem ein Seribent zur Bülfteiftung beigegeben wird, aufgetragen ($. 78.). "Die 
Auffiht über diefes Gefchäft liegt dem Director oder beffen Stellvertreter ob. Der 
Director ertheilt die nöthige Weifung, und: legt ben Fall nad) Umftänden dem gan: 
gen Gerichte zur Grörterung und Entfheidung vor. Die Währfchaftsleiftungen wer: 
den ebenfalld vor dem Director des Gerichts erfter Inſtanz oder deſſen Stellvertre: 
ter vorgenommen, bis besfalld überhaupt andere Verfügung getroffen wird, Wegen 
ber Protocollirung aller in der Stadt und beren Gemarkung vorfallenden Eigen: 
thumsveränderungen der Immobilien bleibt bie Verordnung vorbehalten. 

Bon andern Handlungen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit. 

$. 92. Diejenigen Handlungen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, welche ehchin 
vor einem ber Bürgermeifter, oder vor dem Schöffenrathe vorgenommen worden, 
werben vor bem Gerichte erfter Inftanz vorgenommen. SInsbefondere hat auch die: 
ſes Gericht die Aufficht über die Notare; die Älteren wegen ber Notare beſtehenden 
Drbnungen dienen, bis abändernde Berfügung ergeht, zur Norm. Die Notare 
werden von dem Scnate ernannt; bie vorherige Prüfung und nad) der Ernennung 
erfolgende Verpflichtung ift dem Gerichte erfter Inſtanz aufgetragen. 

; IV. Bon dem Schöffengeridte 
(Kppellationsgeridt.) 
a) Perfonale. 

—6. W. Das Schöffengeriht. (Appellationsgericht) befteht aus einem Director, 
welches der jedesmalige Stadtſchultheiß ift, aus den Schöffen ober Mitgliedern ber 
erften Ordmung des Senats, welche Rechtögelehrte find, infomweit ſolche nicht durch 
die Verwaltung anderer Aemter verhindert find, und aus den Syndifern und Con: 
fulenten, welche Legtere allein in ber Regel bie Vorträge mahen, — alle, alfo 
auch diefe Legteren, mit entfeheidenden Stimmen. Iſt der Director des Gerichtes 
erfter Inftanz ein Mitglied ber erften Ordnung des Senats; fo kann berfelbe in 
bürgerlichen Mechtöftreitigkeiten nicht beifigen. Das Schöffengeriht hat eine eigene 
Kanzlei, weldye beftehet aus einem Sectetarius, drei Kanzliften und einem Pedellen. 
Einer‘ der Kanzliften leiftet neben den ihm in diefer Eigenſchaft obliegenden Func⸗ 
tionen Huͤlfe bei den WRegiftraturgefchäften, umb chen fo ein anderer bei der Ein- 
nahme und Verrechnung der Gerichtstaxen und bei dem Botenwefen. 


b) Gompetenz in bürgerlichen Sachen und Gefhäftsbehandlung. 

$. 9. Das Schöffengeridt bildet in allen Sachen, welche bei dem Gerichte 
erfter Inftanz in erfter Inftanz verhandelt worden find, und durch den Weg 
der Berufung, nad) der in den Gefegen vorgefähriebenen Wirkung, an daffelbe ge 
langen ($. 80.), die zweite, und in eben diefen Sachen, ald Revifionsgeridht , die 
dritte Inftanz. Die Befchwerden über verzögerte ober verweigerte Juſtiz gegen 
das Gericht erfter Inftanz werben bei bem Schöffengerichte angebradit. 

6. 95. Wenn fi ein ftreitender Theil durch ein bei dem Schöffengerichte, 
ald zweite Inftanz, ergangenes Erkenntniß beſchwert glaubt, und die zugefügte 
vermeinte Befchwerbe überfteigt die Summe von fünfzehnhundert Gulden im 24 fl. 
Zuß, oder betrifft eine Sache, die keinen gewiffen Anſchlag hat, in ber Sache auch 
an bie ehehinnigen höchften Reichegerichte hätte appellirt werben koͤnnen; fo tritt des 
Rechtsmittel der Actenverfendung an ein auswärtige Rechtscollegium in vim revi- 
sionis, nach der Ordnung vom 22. Juli 1788 ein. Kann derjenige, ber ſich ber 
ſchwert glaubt, wegen Armuth die Verſendungskoſten nicht bezahlen; fo werben 
folche in diefem Falle aus der Stadtkaffe berichtiget. - 

$. 96. Wenn fi ein ftreitender Theil dur ein bei dem Schöffengerichte, als 
zweite Inftanz, ergangenes Erfenntniß beſchwert alaubt, und die zugefügte ver - 
meinte Beſchwerde, infofern die Sache einen gewiffen Anſchlag hat, überfteigt bie 
Summe von fünfzehnhundert Gulden im 24 fl. Fuß nicht, oder es konnte an bie 
ehehinnigen höchften Reichsgerichte nicht appellirt werben; dann erkennt das Schoͤf⸗ 
fengericht felbft in der Revifionsinftang, nachdem ein anderer Referent beftellt wor: 
den ift. Die VBorfchriften jener Verordnung vom 22. Juli 1788, infoweit foldhe 
nicht die Verfendung ber Acten an ein ausmwärtiged Rechtscollegium vorausfegen, 
find hierbei zu beobachten. 

$. 97.. Bei den alfo auf Verſendung der Acten, ober bei dem Schöffengerichte 
‘ felbft in revisorio ergangenen Erkenntniſſen foll es fein enbliches Verbleiben haben, 
und wider biefelben keinen weiteren Rechtömitteln, weber auf Suchen bes einen ober 
des andern Theils, noch auf Bitten beider Theile Statt gegeben werben; vorbe: 
haltlich jedoch deſſen, was in der mehrgedachten Verordnung vom 2%, Juli 1788 
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vegen Ze um Reftitution und der Befchwerde über unheilbare Nichtigkeiten feſt⸗ 
eſetzt if. 7 | 
2 98. Das Schöfiengeriht kann aus erheblichen Gründen, nach tigenem Er⸗ 
nefjen, die Acten an ein auswärtiges Rechtscollegium zu Einhohlung eines rechtli« 
ben Erkenntniffes auf beider Theile Koften, von Amtöwegen, verſenden. Die ſtrei⸗ 
enden Theile find aber! nur dann, vorausgefegt, daß fie bie erforberlichen Koften 
ms eigenen Mitteln beftreiten Eönnen, indem die Stadtkaſſe in dieſem Falle die 
toften nicht zu übernehmen hat, um Berfendung der Acten zu bitten befugt, wenn 
as Erkenntniß des Gerichts erfter Inftanz bei dem Schöffengerichte ganz ober. zum 
kheil reformirt worden ift, und nun von biefem letzteren Gerichte ſelbſt, nach ber 
bigen Beftimmung, in revisorio zu erfennen wäre, unb wenn auferdem die Sache 
‚on der Art ift, daß die Appellation an bie — hoͤchſten Reichsgerichte nicht 
vaͤre ausgeſchloſſen geweſen. Findet unter dieſen Einſchraͤnkungen die Verſendung 
ver Acten auf Bitten der ſtreitenden Theile Statt; jo kann gleichwohl von dem 
Schöffengerichte nach Umftänden die Leiftung hinreichender Sicherheit und die Able 
jung des Eides vor Gefährbe verordnet werben. 

$. 99. Die Vorträge werden bei bem ganzen Gerichte gemacht, ımb bie Ba 
hlüffe in der Plenarfigung gefaßt. Bei Källung eines definitiven oder interlocutos 
schen Erkenntniffes müffen wenigftens vier Mitglieder und der Director gegenwärtig 
eyn. Die definitiven und interlocutorifchen . Erkenntniffe werden unter der Bow 
züdung bes Gerichtöfiegels und Unterfchrift des Directors ausgefertiget. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon den Gerichts: und andern Behörden In Straffachen. 


$. 100. Die Gtrafgewalt bed Poligeiamts, fo wie diefes, wie weit daB Poli— 
‚eiamt bei der Unterfuhung der Verbrechen mitzuwirken hat, wird durch eine befon« 
‚ere Berorbnung beftimmt ($. 26.). Die dem Gerichte erfter Inſtanz gegen Falli— 
en, und bem Gtadtamte gegen Feldfrevler in der Gemarkung der Stadt aufgetras 
zene Strafgewalt ift oben feftgefegt; bei der Strafgewalt des Landamts und be 
Sorftamts behält eö, noch zur Zeit, in ber vorbinnigen Weife fein Verbleiben. 

$. 101. Das Schöffengeriht bildet das Griminalgeriht in der Stadt und 
yeren Gebiet; die Unterfuhungen werben durch das befonders angeordnete Verhörs 
ımt, welches aus einem Unterfuchungsridhter, der den Titel: Griminalrath hat, und 
:inem Actuarius nebft einem Pebellen beftehet, nad Borfchrift der im Jahr 1788 
‚rlaffenen Anweifung, bis biesfalls eine andere Ordnung von dem Genate erlaffen 
vird, bewerfftelliget. Dasjenige, was in der letztgedachten Anweifung von dem 
Borfige eines zeitigen Bürgermeifters und Senators enthalten ift, beögleichen das, 
vas den dem Berhöramte empfohlenen, und jego vor das befonbers angeordnete 
Polizeiamt gehörigen Theil der Polizeiaufficht betrifft, nicht weniger die dem Ver⸗ 
yoramte in gewiffen Fällen aufgetragen gewefene Strafgewalt; alles dieſes ift auf: 
zehoben. Der Griminalrath, Actuarius und Pedell werden von dem Senate, und 
‚war Erfterer nad) der abfoluten Mehrheit der Stimmen, gewählt; fie müffen einer 
yer drei chriftlihen Hauptconfeffionen zugetban feyn, und wenn fie Srembde find, 
>08 hicfige Buͤrgerrecht vor dem Dienftantritt erlangen. 

$. 102, Das Echöffengeriht, als Griminalgericht, ift ermädhtiget, bis auf 
‚ine dreimonatliche Gefängnißftrafe mit oder ohne Arbeit, wie nicht weniger bis auf 
—— Öffentliche Arbeiten für ſich zu erkennen. Bii höheren Strafen wer« 
yen die Erkenntniffe nebft den Acten dem Senate vor ber Eröffnung und Voll⸗ 
tredung zur Beftätigung ober Milderung mit Bericht vorgelegt. Eben dieſes fine 
jet . Falimentöfaden, bei Straferkenntniffen des Gerichts erfter Inftanz Statt 


$. 108, Das Schöffengeriht Fann, von Amtöwegen, aus bewegenden Urſachen, 
aach eigenem Ermeffen, die Acten an ein auswärtiges Rechtscollegium, zu Erhoh⸗ 
ung eines rechtlichen Erfenntniffes, verfenden; ein Inculpat ift aber, wenn er auch 
ie Koften aus eigenen Mitteln berichtigen könnte, bie Rene der Acten zu 
erlangen nicht befugt. Eben dieſes findet beim Gerichte erfter Inftanz in Fallie 
nentsſachen Anwendung ($. 87.). 

J. 104. Derjenige, welcher fi durch Strafverfügungen des Schöffengerichts, 
ıld Griminalgeriht, welche der Beftätigung des Senats nicht bebürfen ($. 102.), 
yiefe mögen nun von bem Scöffengerichte felbft, oder auf Verfendung ber Acten, 
n befien Namen ergangen feyn, befchwert erachtet, kann mittelft bloß muͤndlicher 
Unzeige zum Protocolle bei dem Verhoͤramte, den Recurs an den Senat nehnien, 
md bitten, daß die Acten biefem, mit Bericht von dem Schöffengerichte, vorgelegt 
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werben: möchten, woneben berfelbe auch bei dem Senate eine fhriftliche Defenfion 
einreichen fann. Der Berurtheilte kann hierbei, wenn er die Koften aus eigenta 
Mitteln beftreiten Eann, um Berfendung ber Acten an ein auswaͤrtiges Rechtscollo 
gium, zu Einhohlung eines rechtlihen Erfenntniffes, anfuchen,  beren Bewirkung 
fodann dem Scyöffengerichte vom Senate aufgetragen wird. Geſchieht das Lester 
nicht, ober. verfügt der Senat nicht felbft die Verſendung der Acten, wie ibm um 
benommen ift; fo verweifet derfelbe, infofern die Beſchwerde nicht alsbald als umer: 
heblich erfcheint, die Sache an bie engere Senatsdeputation zur nochmaligen Pruͤ⸗ 
fung und demnächftigen Gutachten. Bei biefer Deputation wird, wenn dad Erkennt 
niß vom Schöffengerichte felbft abgefaßt worden ift, ein anderer Referent beftellt, 
und ein Gutachten an ben Senat erftattet, worauf biefer endliche Entſchließung faßt. 

Ehen diefes Verfahren hat Statt bei Strafverfügungen des Gerichtes erfier 
Snftanz in Ballimentsfahen ($. 87.), des Poligeiamts und anderer Verwaltungs 
ämter, infoweit Letztere Strafen verfügen koͤnnen ($$. 59. 100), mit Ausnabm: 
deffen, was wegen Beftellung eines andern Referenten, als welches in diefen Fällen 
nicht anwendbar ift, feftgefegt ift. Im Balle Gerichtsbehörben in bürgerlichen Rechts: 
ſachen, oder. bei Gelegenheit diefer, Geldftrafen und andere Ahndungen verfügen, 
muß die Orbnung des bürgerlichen Proceffes von dem beobadytet werden, der ſich 
beſchwert erachtet. 

$ 105. Bei den Straferkenntniffen des Schöffengerichts, ald Griminalgericht, 
ober des Gerichts erfter Inftang in Fallimentsfadyen ($. 87.), bei welchen die Be— 
ftätigung bes Senats erforderlich ift ($.102,), kann der Berurtheilte, wenn er fid, 
nad) erfolgter — beſchwert glaubt, mittelſt beſonderer Vertheidigung, oder 
mittelft blos muͤndlicher Anzeige zum Protocolle bei dem Verhoͤramte, bitten, ba} 
die Sache bei der engeren Senatsdeputation, nad) Beftellung eines andern Referen 
ten, 2esteres infofern das Erfenntniß nicht von dem Schöffengericdhte von auswän 
tigen Rechtögelehrten eingehohlt worden ($. 103.), oder folches in Falliments ſachte 
beim Gerichte erfter Inftang ergangen ift ($. 87.), nochmals geprüft, und Gutad 
ten an den Senat erftattet werben möge; ober baß die Acten, wenn berfelbe gleich 
die Koften aus eigenen Mitteln nicht beftreiten fann, an ein auswärtiges Rechts: 
collegium zu Einhohlung eines rechtlihen Erkenntniffes verfendet werben möchten, 
welche Verfendung fodann, fo wie auch, wenn ber Genat eine folche ſelbſt zu vn | 
ordnen fi) bewogen findet, von bem Scöffengerichte, in Auftrag des Senats, 
bewerkftelliget wird. Im erften Kalle faßt der Senat, auf das von der Senatẽede⸗ 
putation erftattete Gutachten, Entfchließfung; im andern Kalle wirb das von dem 
auswärtigen Rechtscollegium eingehohlte Erkenntniß dem Senate zur Beftätigung 
oder Milderung anderweit vorgelegt. 


Schlunß. 


Der Rang und ber Gehalt der zur Behandlung ber Regierungs- und Juſti, 
ſachen des hiefigen gemeinen Weſens angeftellten Perfonen werben mittelft befow 
derer Ordnung beftimmt. 

Alles dasjenige, was weber im Allgemeinen, noch insbefondere, durch gegen: 
wärtige Gonftitution an der vorhinnigen reichsftädtifchen Verfaffung, unb an dem, 

was mit diefer in Berbindung fteht, abgeändert worden ift, wird nach den Gefegen 
der vorbinnigen reichsſtaͤdtiſchen Verfaffung beurtheilt. Zeit und Erfahrungen Fönnen 
Abänderungen, Mobijicationen und nähere einigen notbwendig machen; es 
wird daher vorbehalten, auf die in den Geſetzen der Verfaſſung gegruͤndete Weiſe 
jene zu treffen, und dieſe zu erlaſſen. 





Entſcheidung des oberſten Verwaltungsdepartements. 


Die wiederhohlten und dringenden Beſchwerden über die jegige proviſoriſche 
Derfaffung ber biefigen Stadt machen es nothwendig, bie Einführung einer feften 
und —— Ordnung der Dinge zu beſchleunigen. Da über den dritten, ven 
einer GSenatsbeputation angefertigten, Entwurf zu einer ftädtifchen Berfaffung ſowehl 
der Senat als das Bürgercollegium ſich einftimmig, mit Ausnahme einiger Puncte, 
vereinigt haben, und beffen Tendenz auch im Ganzen dahin geht, die alte Berfaf: 
fung möglichft beizubehalten; fo ift es keinem Bedenken unterworfen, gedachten Ent- 
wurf Ramens des oberſten Berwaltungsdepartements zu beftätigen, welches alfo im 
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Namen der Hohen verbündeten Mächte Hierdurch unter folgenden Einſchraͤnkungen 
und Abänderungen geſchieht: . 

Erftens mit Vorbehalt derjenigen Borfchriften, welche Teutſchlands künftige 
Berfaffung über das Verhältniß der freien Stadt Frankfurt am Main zu 
dem Ganzen enthalten wird; und 

Bweitens nur unter folgenden Modalitäten, welche theils die Entfcheibung 

uͤber die zwifchen dem Senate und dem Bürgercollegium ftreitig gebliebes 
nen Puncte, theils einige nothwenbige, dem Geifte der Zeit und der Lage 
ber gegenwärtigen Verhältniffe angemeffene, Berbefferungen bes Entwurfs 


enthalten. 
1) Im $. 1. ift, ſtatt: Miteinfiht, zu fegen: 
Theilnahme, 
weil die Sache ſonſt zu unbeſtimmt ſeyn wuͤrde. 

2) Zu $. 3. Der Wunſch des Buͤrgercollegiums, ein gewiſſes Vermoͤgen zu 
beſtimmen, wenn Jemand im Wege der Gnade zum Buͤrger angenommen wird, iſt 
gerecht; er gruͤndet ſich auf die Sicherſtellung der Armenmittel, auf die Entfernung 
des Zufluſſes von huͤlfsbeduͤrftigen Fremden, die der Gemeinde nur zur Laſt fallen. 

Es wird daher feſtgeſetzt: 

Daß nur der im Wege der Gnade als Bürger angenommen werben Tann, 
welcher, außer den allgemeinen Erforbderniffen, ein Vermögen von 2000 
Gulden minbeftens nachgewiefen. Bei dem Beifaffenfchus ift die Summe‘ 
auf 500 Gulden zu beftimmen. Gelehrte, Künftler, berufene Staatsdie⸗ 
ner, Kirchen» und Schulbeamte machen hiervon eine Ausnahme. 

8) Auch wird bei diefem $. die Abldfung der Leibeigenfhaft an ſich felbft 
ſchon hierdurch beftimmt, und blos die Feftfegung wegen ber Abfindungsfumme einer 
befondern Verordnung vorbehalten. 

) 3u $. 5. Die Verminderung der Zahl der Rathömitglieber von 43 auf 

28 hat fehr viele Nachtheile. 

1. Wird die Verfaffung immer mehr einer Oligarchie näher gebracht, wenn 
man die Zahl derer, denen bie wichtigften Zweige ber oberften Gewalt 
anvertraut find, verringert. 

2. Die Wahlen und die Beſchluͤſſe werben einfeitiger vg Beſchraͤnkung ber 
Zahl der Wählenden und Befchließenden, und bie Fälle bes Eintritts 
neuer Mitglieder in den Rath feltener, durch beffen Öftere Erneuerung 
es hauptfählich bewirkt werben kann, baß in ihm Lebendigkeit in Mei« 
nungen, in Anfihten und im Handeln erhalten, und bad Erftarren ver⸗ 
2 werben fann. 

8. Durd) die Beibehaltung der alten Anzahl ber Rathöglieber wird man fm 
Stand gefest, bie Rechte ber alten Gefchlechter und die Münfche ber 

- nicht Iutherifchen Religionsverwandten zu erfüllen, auf dieſe Art Ruhe 
und Einigkeit in der Gemeinde zu erhalten, und ein Beifpiel von Duls 
dung und Unparteilichleit zu geben. 

Die Vermeidung der Nachteile zu zahlreicher Collegien, welche man durch 
Berminderung der Rathöglieder beabſichtiget, ift nicht fo bedeutend, am die bemerk⸗ 
ten Bortheile zu überwiegen ; bie Koftenerfparung, welche dabei gemacht wird, kann 
erreiht werden, wenn bie jüngeren Senatoren ohne Gehalt bleiben, fofern fie nicht 
in den Gerichten figen, bdiefen nur durch Hinaufruͤcken bei Erlebigungen erlangen, 
und wenn nach einer folgenden Feſtſetzung auch die Mitglieder des Gerichts erfter 
Inſtanz aus Senatoren beitehen, alfo dadurch die befonderen Gehalte, welche man 
ihnen, nad dem Entwurfe der Gonftitution, hätte geben müffen, wegfallen. Die 
Stärke des Senats wird daher auf 43 Mitglieder in der alten Weife feftgefept. 

5) Zu $.7. Nr. 2. Die Eatholifchen Religionsverwandten tragen barauf an, 
daß beftimmt werde: | 

Fuͤr jede der drei Gonfeffionen eine beftimmte Anzahl Stellen im Senate, 
und zwar in der Art feftzufegen, daß bie Hälfte derfelben für die Nichte 

lutheriſchen beftimmt bleibe, bis dahin, daß dieſes Verhältnig im Sus 
nate einmal erreicht worden, wo alsbann eine volllommene Freiheit in 
den Wahlen wieder eintreten koͤnne. 

Diefer Antrag verdient indeſſen nur infofern Berädfichtigung, als er das eigene 
Intereſſe der katholiſchen Religionsverwandten angeht. Obgleich die von ihnen ver« 
Iangte Anzahl der Mitglieber im Senate von ihrer Religion weber mit der Gefammte 
zahl der katholiſchen Bürger hierfelbft, noch mit ihren Beiträgen zu den gemeinen 
Laften gegen die Einwohner der proteftantifchen Kirche in einem übereinftimmenden 


\ 
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Verhaͤltniſſe ſtehtz fo erfordert es dennoch Duldung und Billigkeit, ihrem Geſuche 
um fo mehr nachzugeben, als daburdy nad) ihrem eigenen Antrage Eein fortdauerw 
des, auf Verfchiedenheit ber Religionsparteien gegründetes, Berhältni in die Eon 

ftitution übertragen wird. Es wirb daher beftimmt: 
Daß die Zahl der katholiſchen Mitglieder des Senats in verfchiebenen 
Perioden, je nachdem die vorhandenen Vacanzen es geftatten, auf zchn 
Ze Born: daß ferner damit bei ber jesigen Ergänzung bes Senats ber 
fang zu machen, und die Zahl der katholiſchen Mitglieder mindeſtens 
u Pin auf ſechs zu bringen; daß die katholiſchen Mitglieder verhältnis. 
mäßig auf alle drei Bänke des Senats vertbeilt, und natürlich die übrie 
gen zu den drei Stellen erforderlichen perfönlihen Eigenfchaften befisen 
\ müffen; und daß, fobald der Senat einmal zehn Fatholifhe Mitglicder 
in ſich zähle, weiterhin alles der freien Wahl ohne beftimmte Zahl der 
verfcyiedenen Religionsverwandten zu überlafjen. Nur muß zu jeder Zeit 
* Senat Mitglieder von allen drei chriſtlichen Religionsparteien ent⸗ 

alten. 

Bon Seiten ber reformirten Religionsverwandten iſt kein Antrag dieſerhalb 
gemadht, und es bedarf baher auch Feiner Entſcheidung darüber. Ihre Anzahl ift 
ohnchin viel geringer, als die der Fatholifchen. 

6) Zu $. 7. Nr. 2. Wer zchn Jahre hier ununterbrochen am Drte gewohnt 
bat und Bürger ift; von dem kann man wohl unbedenklich vorausfegen, daß er mit 
eben der Wärme und Treue die Magiftraturen der Stadt wahrnehmen werbe, als 
wenn er am Drte geboren wäre. ine ſolche Abfcheidung, die ſich blos auf beu 
Drt der Geburt im Innern von Teutfchland gründet, ift uͤberdieß auch weder dem 
Geifte ber Zeit, noch Zeutfchlands Eünftiger Verfaffung angemeffen. 

Seder, ber in Teutſchland geboren, zchn Iahre als Bürger biefelbft un 
unterbrochen gewohnt hat, muß daher aud) If den Rathöftellen wahlfoͤ⸗ 
big ſeyn, wenn er fonften bie Übrigen bazu nöthigen Erforderniffe befist. 

7) Zu $. 8. Allen Handwerken müffen in diefer Ruͤckſicht gleiche Rechte ein 
geräumt werben. 

8) Zu $. 9. Der Antrag des Bürgercollegiumd, daß nothwendig zwei Gym 
bicatsjtellen mit Einheimiſchen befest feyn müffen, kann nit Statt finden. 

9) Zu $. 11. Es ift nicht gut, daß der Senat fich felbft ergänze. Es ge 
währt ihm mehr Achtung, Anhänglichkeit und Vertrauen bei der Buͤrgerſchaft, folge 
ih aud mehr Kraft und Wirkſamkeit im Handeln, und Enüpft das ganeinfchaft 
liche Band zwifchen ihm und berfelben viel fefter, wenn feine Mitglieder von den 
Mepräfentanten der Bürgerfchaft, dem Bürgercollegio, erwählt werden. Es ſichert 
ihn auch ungleih mehr vor dem Vorwurfe der Einfeitigkeit und des Abſonderungs⸗ 
geiftes. Die erfte jest nothwendig werbende Ergänzung des Senat! kann zwar 
noch in ber bisherigen Weife erfolgen; allein für die Zukunft ift die Wahl in der 
Art zu organifiren: 

Daß das Bürgercollegium dem Genate drei Ganbibaten zu jeder Bacan 
vorfhlägt, aus denen der Rath einen wählt. 

Die Wahlmethode hierüber ift durch eine befondere Verorbnung vom Magiftrate 
zu beftimmen, und lestere, nach erfolgter Publication von Teutſchlands künftiger 
Berfaffung, zur Vollzichung zu bringen. 

10) Zu $. 11. Ucbrigens kann dem hier gemachten Antrage des Buͤrgercolle⸗ 
giums, die Mitglieder aus den beiden alten Gefellihaften auf Eeine beftimmte Zahl 
zu firiren, nicht nadhgegeben werden. Deren Rechte müffen vielmehr aufrecht erhal: 
ten werden, ba die neue Verfaffung bie Beibehaltung der alten Einrichtungen moͤg⸗ 
lichſt beabfichtiget, und die Zahl der Senatoren überdem nah ber Beftimmung 
Nr. 4. vermehrt worden ift. x 

11) Zu $. 15. Wegen ber Militairverfaffung unb ber Leitung des flädtifäcn 
Militairwefend werben noch befondere Beftimmungen erfolgen. 

12) Zu $. 25. Bei der bier vorbehaltenen befonderen Verordnung über bir 
Leitung ber Öffentlichen Unterrichts: und Erziehungsanftalten ift aud) für den Reli⸗ 
gionsunterriht der Kinder ber katholiſchen Glaubensgenoffen gehörige Sorge zu 
tragen. Es wirb am beften feyn, die Leitung ber Öffentlichen Unterridhts= und En 
ziehungsanftalten einer befondern Rathsbeputation zu übertragen, und berfelben aus 
der Geiftlichkeit von allen drei Confeffionen und den vorzüglihften Schulmaͤnnera 
einige Mitglieder beizuorbnen. 

13) Zu $. 39, Der Wunfch des Bürgercolfegiums, baf vorher das Gutad)- 
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ten bes Handelsvorſtandes über die zu erlaffenden Handelsg eingeholt wer 
ry * Sache ganz angemeſſen, und daher zu beruͤckſichtigen Kan ” 
14) 3u.d:.49. Die von dem Bürgercollegium wider bie Jortdauer des Sole: 
giums der Neuner gemachte Proteftation: iſt gieichfalls gegründet, —— wird 
daher aufgehoben, und deſſen Functionen dem erſteren übertragen. Es bleibt dem 
54 des Buͤrgertollegiums uͤberlaſſen, ob es dieſerhalb feine Anzapl um 9, 
oder, damit auch ea eine ungerade Zahl bleibe, um 10. Mitgliebern — 
ober bei der. Zahl von 51 bleiben, wolle, F 

15) Zu $ 49. Um friſchen Geiſt und Leben in dem Bürgercollegium zu ep 

gel wird die Mitgliedfchaft darin: auf fünf Jahre beſchraͤnkt. Ale Jahr fcheis 

et. der fünfte Theil aus. Bis dahin, daß dieſes vr | die Zeit des Eintritis 5 
wird, entſcheidet das Loos, wer austreten fol. Die Ausfcheidenden koͤnnen jedoch 
—— je erwählt werden, und alsdann gilt * Mitglicbfchaft von neuem auf 
ün re. 

16) Zu $. 51. Das Bürgercollegium- iſt ſeiner Beftimmung nad) der Repraͤ⸗ 
fentant ber 8 t erfchaft. Ihr Vertrauen wird befördert, ihr Gemeingeift und ihre 
Theilnahme am ne Fa eh, gr bie fe Re des Best ran delne ger ſelbſt 
vermehrt, wenn * —* tr 
formen, wodurch Beſtechlichkeit, — Einfluß des hut nanir re 
laſſen ſich leicht erfinnen und in eine Verordnung. aufnehmen, ‚wozu bie Dre 
vom rigen erwartet werben. 

gegenwärtig eine Ergänzung des Buͤrgercollegiums noͤthig ift 
ſolche rg „er bisherigen Weife erfolgen Für bie —5 if X efegter 
Bi ‚vorgebachte m. — Maägiftrate zu eritwe 
Bu $:.56. So wie die Austräge organifirt werden —— iſt zu beſor⸗ 


gen, De fie der Sache mehr fchaden, als. ‚angen werben. Die darüber hier gemachte 


Beftimmuug wirb * m D wur ſuspendirt, Bis durch Teutfchlands Werfaffung 
beftimmt #. weldyer Bch uͤnftighin dergleichen Eutſcheidungen zuſtehen. Soll⸗ 
ten Faͤlle vorkommen, an En ung. bis. dahin nicht, ausgeſetht mw kann; 
fo iſt auf den Ausſpruch des Senats einer der drei Danfekädte, Hamburg, Bremen 
und Luͤbeck, zu compromittiren, und wenn ‚ber ng ſich mit dem Bürgercollegium 
über den Senat, an welchen die Sache- zu Pike: Er nicht een fann, fol 
ches Aue) das. 2008 in einer gemeinſchaftli Deputotion zu beftimmen. 

18) Bu $. 63. Die bier von dem Bürgercollegium- gemachte Bemerkung er 
Keigt 4* — ur oben, Nr. 6. ‚getroffene Entfche ep 

Eben fo findet nm gemacht ntrag bes Bürgercollegiums 
in * 22 Beſtimmung, Nr. feine Erledigung. 

' 20). 3u 5.78. Saͤmmtliche Mitglieder des Gerichts erfler: Inftanz müffen 
aber aus ben rechtsverftändigen Senatoren gewählt werden, und behalten Gig und 
Stimme im Senate. Es befördert diefes nicht allein das Anfehen und die Autorfs 
tät des Gerichts, ern entfpricht auch der collegialiſchen Verfaſſung, bie ip einem 
Gerichte Statt fin en muß. 

21) 3u $. 79. Es if unnatürlic und einer guten’ Gerichtsverfaſſung entge⸗ 
gen, daß baffelbe Gericht in zwei Inſtanzen ſprechen ſoll. det‘ dritte Inftan; von 
ben Sachen, wo das Gtabt» oder Landamt in- der erkern geſprochen hat, ſofern 
fie überhaupt zulaͤſſig iſt, muß daher auch an das Schoͤffengericht gehen. 

22) Zu h. 94. Aus demſelben Grunde kann daher auch das ——— 
in den an: wo das Gericht erfter ge in erfter Inftanz erfannt hat t 
die dritte — bilden; vielmehr findet in dieſen Fällen bie re ber Acten 
am ein ausmärtiges Rechtscollegium, oder eine juriftifche Facultaͤt fo lange Gtatt, 
bis durch die künftige teutfhe Staatöverfaffung ein anderer Weg vorgeſchrieben wor⸗ 
ben, und foll überhaupt in allen Fällen bis dahin dieſe Verſendung nachgegeben 
werben, wo bie Berufimg darauf, mach ber —— ſtaͤdtiſchen Berfaflung , vor 

tung bed Großherzogthums, zuläffig geweſen ift. 

Zu $. 105. Auch bei Straferfenntniffen kann es nicht — wers 
ben, daß das naͤmliche Gericht in zwei Inftanzen entſcheide. Es muß daher eben: 
falls entweder in zweiter Inſtanz die Actenverfendung an ein auswärtiges Rechts: 
collegium oder eine Juriftenfacultät Statt finden, ober die Ginrichtung getroffen 
werden, daß das Gericht erſter Inftanz in erfter, und das Schöffingericht in zwei⸗ 
ter Snftanz erkenne 

24) Endlich verfteht es fi von felbft, und wird bloß zur Vermeidung aller 
MRißverfändaife ausdruͤcklich bemerkt, daß, fofern bie vorfichenden Feftfegungen 
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auch Aenderungen bei aribern $$: des Entwurfs, als: allegirt find, zur Folge haben, 
fie für ſolche ebenfalls gi u 

Die’ gemeinfchaftliche, von dem Senate und dem WBürgercollegium niedergeſetzte 
Commiſſion wird mit der Publicatien und: Ausführung ber Eonftitution und gegen» 
wärtigee Entſcheidung unter‘ Leitung” des ‘hohen Generalgouvernements beauftragt, 
«md bat damit in dem verfaffungsmäßigen Wege ungefäumt vorzugehen, und für 
die mögligfte- Beichleunigung Sorge zu’ tragen. Es folgt von felbft, daß zu denje- 
nigen Aemtern, die nicht fortdauernd an eine Perfon gebunden gewefen, neue Wahr 
Ten vorgehen müfen. y er 2 
Frankfurt am Main, den 19. Juli 1814: 
ns Oberfies Bermaltungsbepartement. 

— anni. dom Stein. | 


IR! III 


Allein dieſer Verfaffungsentwurf trat nicht ind Leben. Denn als 
am 9: Juni 1815 im dee Wiener Congreßacte die Stabt Trank: 
furt fammt ihrem Gebiete fuͤr frei erflärt, und Feine Verfügung des 
oberften Verwaltungärathes, keine Anficht des Generalgomsernements fir 
das ehemalige Großherzogthum Frankfurt in dem Verfa wefen der 
Stadt Frankfurt von dem Congreſſe beftätiget, Feiner von den verfchie 
denen Conftitutionsentwärfen genehmigt, fondem im $. 46. der Congreß⸗ 
acte blos: angeorbnet: worden war, „Daß eine. Verfafjung feftzufegen fen, 
deren Einrichtungen auf gleichen Anfprüchen der Bekenner der chriftlichen 
Gonfeffionen auf alle bürgerliche. und. politifche Rechte in allen Beziehun: 
gen der Regierung und Verwaltung gegründet werben follten*);" fo 
ward bush Rathsſchluß vom 15. San, 1816 eine Commiffion von 13 
Mitgliedern zur Entwerfung einer Ergänzungsacte zu der. alten 
Frankfurter Stadtverfaffung niebergefegt, welde, mit Berück⸗ 
ſichtigung von 96 bei: ihr eingereichten Monitiö, am: 29. Jun. 1816 
diefe Ergänzungsacte dem Senate überreichte. 01 | 


Dieſe Acte warb am 18. Juli 1816, von 5000 ftimmfähigen Bir: 
gern, mit 2700 Stimmen gegen 47 angenommen; nur von dem Abel, 
bem Bürgercolleg, den. Katholiten und den Juden zu Frankfurt wurden 
Proteftätionen dagegen eingelegt, welche aber bei der entfchiederien Stim: 
menmehrheit nicht berüdfichtigt wurden, fo daß dieſe Acte gefegliche und 
conflitutionelle Kraft erhielt. Nach derfelben find die vormaligen Rechte 
der patricifchen Gefchlechter erlofchen; die ganze Bürgerfchaft wird durch 
den gefesgebenden Körper repräfentirt, und dieſer forgt für Geſetz⸗ 
gebung, Kriegäwefen und Bewahrung ber Verfaffung; dem Senate 
aber ift die Verwaltung bed Gemeinwefend und die Rechtöpflege über: 
fragen. | a 


*) Vergl. Darftellung derjenigen Anfihten und Gründe, weldye die unterzeicdh- 
neten, von der loͤblichen Bürgerfchaft zur Gommiffion der KIM. erwählten, Depu: 
tirten bewogen haben, bem von biefer Commiſſion abgefaßten Gutachten beizuftime« 
men. Brankfurt, bei Brönner, Jul. 1816. 8. 
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c) Ergänzungsacte ber alten Frankfurter Stadtverfaſſung, 
angenommen am 18. Juli 1816. 


Wiedereinfuͤhrung der alten Stadtverfaffung, mit: einigen 

durch den Artikel 46, der Wiener Congreßacte noͤthig gewor— 

denen und. von dem Beitgeifte. gebotenen PIrERPEINnGEN unb 
Bufägen. 

Art 2. Die ehemälige veicheftädeifche Berfaffung ber hleſigen Stadt, 
wie ſolche vor der Beſitznahme des Fuͤrſten Primas, auf ‚Privilegien; Ver: 
träge, insbefondere den Buͤrgervertrag, Eaiferlihe Reſolutionen, reichsgericht⸗ 
liche Entfcheidungen, Verordnungen und Herkommen gegruͤndet, unter aller: 
hoͤchſter Autorität Baiferlicher Majeſtaͤt, ald damaligem Reichsoberhaupte feit 
fo langen Fahren: beftanden hat,’ fol, mit Beobachtung‘ der im Wiener Con: 
greßinftrumente Art. 46. anzutreffenden Borfchriften, und 'mit den dadurch 
nöthig ‚gewordenen, in gegenwaͤrtiger Ergänzungsadte enthaltenen, von den 
veränderten flaatsrechtlichen Verhaͤltniſſen und dem Zeitgeifte gebotenen, we⸗ 
nigen Beränderungen und Bufägen, in (allen: yon ——— wieder einge⸗ 
fuͤhrt EEE 

Fortfegung, 

Inleßerdübere bie aditq. — ———— des Senats gegen bie 
Bürgerfhaft und fegterer ‚gegen erflern betreffend, 
Art. 2. Der Bürgers, Beiſaſſen⸗ und Schutzeid wird den verander⸗ 

ten ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſen gemäß für die Zukunft: 

‚ „auf Treue und. Gehorfam gegen die freie Stadt und ‚den Smat, und 

Aenaue Beobachtung der. Stadtuerfaffung” n 

normirt. ne 

Durch bie "Annahme. gegentoärtiger Gonfitutions: Ethaͤnzungsaete von: 

ber Mehrheit der abftimmenden bifigen. hriftlihen Buͤrger wird ber, dem, 

Senat von den hiefigen Bürgern, —* und Schutzangehoͤrigen Früher. 

geleiftete, Eid, als hierauf ausgedehnt und wirklich geleiftet, vorerft angefes 

ben und angenommen. - Nach erfolgtem Vollzug gegenmärtiger Gonftitutionss 
acte und Ergänzung des Semats, ſou die ſolenne Eidesleiſtung ſowohl des 

Senats dahin: 

„daß er das ihm übertragene ſtäbtiſche Regiment nur nach Vorſchrift der 

„alten Stadtverfaſſung und dieſer Acte führen, auch die Bürger bei ih⸗ 

„ren Rechten und ‚Steiheiten, fo viel an ihm liege, ſchuͤtzen und firmen 

„noolle,“ — 

als jene ber gefammten ‚zu verfammelnden Buͤrgerſchaft in bie Hände bes 

Senats ald obrigkeitlihen, die freie Stadt — ann, Cols 

legiums RR geſchehen. 

Fortſetzung, 
insbefondere Abſchaffung fuͤrſtlich primatiſcher Gefetze und 
Einrichtungen betreffend. 

Art. 3. Im Gefolge des im Art. 1. ausgefprochenen Grundfages, wird 
als abgeihafft angefehen: 

1) das fürftlich primatifche fogenannte hiefige Bürgerftatut, 

2) die fuͤrſtlich primatifche Gefindeordnung, 

3) die fürftlich primatifhe Vormundfchaftsordnuung, und namentlich das 
feanzöfifhe auf einen Familienrath gegründete und daher nach teutfchen 
Gefegen nicht wohl anwendbare Inſtitut der Beivormünder, 

4) der, unter ber fuͤrſtlichen Negierung, bei dem vo. erſter Inſtanz 

3* 


1156 Frankfurt am Main. . 


‚eingeführt wordene weitläufige und Eoftfpielige — und Reſtkaufſchil⸗ 
lings⸗Proceß — jedoch, daß das 14taͤgige und zweijährige Entſchuͤt⸗ 
tungsrecht abgeſchafft bleibt, ſammt 
5) dem, von den alten Geſetzen und Gerichtsbrauche abweichenden, jege 
beobachtet werdenden Verfahren bei Zwangsverſteigerungen der Immo⸗ 
bilien und oͤffentlichem Ausgebot der unbeweglichen Güter ber Min: 
derjaͤhtigen. Ueberhaupt ſollen 
von allen, unter dee fuͤrſtlichen und großherzoglichen Regierung, ſowohl 
im Stadtverwaltungs⸗, Polizei⸗ als im Juſtizfache ergangenen und un⸗ 


ter der bisherigen proviſoriſchen ſtaͤdtiſchen Regierung entweder beibe⸗ 


| eg aufs neue publichten Geſetzen und Verordnungen, nur 

a) bie Beftimmung bes Alters ber Grofjährigkeit auf das vollendete 
Zifte Kebensjahr, 

b) bie abgeſchaffte Nothwendigkeit der Inſatz⸗ Prolongationen, bei 
Strafe der Erlöfchung der Pfandſchaft, 

‚ 0) das Berbot ‚der: anmaßlichen ‚Bindication au —— lautender 
Staatspapiere, 

d) die MWiederherftellung und. ben. Fortbefland ber alten, obgleich uns 
ter der fürftlichen Regierung, nicht gerichtlich, angezeigten, Fami⸗ 
lienfideicommiſſe und 

e) die Verabfolgung der Acten in den Drigtnalien bei Appel 

lationen 

betreffen, als definitive beibehalten und gültig angeſehen werden; hinge 
gen alle andere nur einftweilen, und bis zur Betätigung abfeiten des 
gefeggebenden Körpers, Gefegeskraft behalten. “Der Senat hat zu dem Ende 
von den Archivarien ein genaues Verzeichniß Über die legtern fertigen zu laſ⸗ 
fen, umd ſolches der erften gefeggebenden "Verfammlung, um wegen Abfchaf: 
fung, Beftätigung oder Modificitung berfelben das Geeignete beſchließen zu 
koͤnnen, vorzulegen. 


Herſtellung alter bürgerlichen: Rechte, Privilegien und Frei: 
heiten, und mehrere Beftätigung derſelben. 

Art. 4 Die biefige Bürgerfhaft ift in den volleften Genuß aller und 
jeber ihrer alten Privitegien, Rechte, Freiheiten und Gefege wieder eingefegt, 
und wird zu deren Schuge noch ferner beftimmt, 

a) daß das im Art. 19. der teutfchen Bundesacte beftimmte Recht des 
freien Wegziehens aus einem teutfchen Bundesftaate in ben andern, 
mit der Freiheit von Machfteuer — morunter jedoch bie Abfindung 

und der Beitrag, zur Kriegsſchuldenlaſt nicht begriffen ift — ſobald 

nur ber Abziehende die gleiche WBeobachtung, von Seiten des Bundes: 
ſtaats, in melden er abzieht, beizubringen vermag — unter einerlei 

Vorwand gefhmälert, au den, um. ein desfallfiges. obrigkeitliches 

Beugnig Nacfuchenden, damit ohne Anftand an Handen gegangen 

werden follz 

b) daß die Bürger hiefiger Stadt Feine Öffentlichen Abgaben und Laften 
zu entrichten haben, welthe nicht von den competenten Staatsbehörden 

im verfaffungsmäßigen Wege beftimmt und foͤrmlich ausgefchrieben 

worben find, wo fadann gegen deren Entrichtung feinerlei Eintr: 

eben noch Rechtsmittel Statt — Doch ſollen alle außeror⸗ 
dentliche Abgaben auf länger als drei Jahre im Voraus nicht be— 
fimmt werden; 
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©) daß auf eine allgemeine Vermögens : Gonfiscationeftrafe von den hieſi⸗ 
gen Behörden und in deren Namen, nie, auf die befondere oder bie 
eines Theils des Vermögens aber in Defraudationsfällen der öffentli: 
chen Abgaben und Laften nur dann erkannt werden darf, wenn bie 
Geſetze ſolches ausdruͤcklich verordnen. In bdiefem Iegteren Falle ſoll 
jedoch dem ganzen Senate die Milderung und Herabſetzung des. Co 
fiscations⸗ Quanti aus bewegenden Urſachen und unter ——— 
gung des größeren ober minderen Verſchuldens und der dadurch betrof⸗ 
fen werdenden Perfonen ex gratia allerdings freiftehen — berfelbe 
auch hierunter an die Einwilligung des ftändigen Buͤrgerausſchuſſes 
nicht gebunden ſeyn. 
Die Preßfreiheit wird der gefeggebende Körper gleichförmig mit demjeni⸗ 
gen reguliten, was nad Art. 18. Lit. D. der teutſchen Bundesacte auf der 
teutfchen Bundesverfammlung feftgefegt werben dürfte. 


Die Hoheitsrehte der Stadt fichen der Gefammtheit ber 
| chriſtlichen Bürgerfhaft zu. | 

Art. 5. Alle der — durch Art. 46, der Wiener Congrefacte für frei 
und zum Mitgliede des teutfchen Bundes erklärten — Stadt Frankfurt — 
zuftehenden Hoheits- und Selbfiverwaltungsrechte beruhen in ihrem weiteften 
Umfange auf der Gefammtheit ihrer chriſtlichen Bürgerfchaft. | 
Gleichheit der drei chriſtlichen Eonfeffionen Iabtgeuatse 

und Bermögenserforberniffe. 

- Art. 6. Die gefammte chrifttiche hieſige Buͤrgerſchaft bildet nur ein 
Ganzes. Die Lirchliche Verfchiedenheit der drei chrifttichen Gonfeffionen 
bat auf die-Rechte und Berhältniffe, welche aus dem bürgerlichen Staats: 
verbande entftehen, fernerhin nicht den mindeften Einfluß; vielmehr find alle 
biefige chriftliche Bürger der drei Confeffionen einander an Rechten und Ob⸗ 
liegenheiten durchaus glei. . 

Bei Befegung ber Staatsverwaltungs: und Juftizftellen, auch bei als 
len andern Stadts und Gerichtsaͤmtern, Anftellungen und Dienften, muß 
zwar auf daß Bebenntnif der hriftlihen Religion ſchlech ter⸗ 
dings — es darf aber darauf, ob ſich jemand zu dieſer oder jener der 
drei chriſtlichen Confeſſionen bekennt, nicht geſehen werden. | 

Im Senate müffen fortwährend mehrere Mitglieder aller drei chriſtlichen 
Confeffionen wirklich feyn. Auch gefchieht diefer Worfchrift dadurch kein Genüge, 
daß fi etwa nur ein oder zwei Mitglieder der einen oder ber andern Con⸗ 
feffion darin befinden. In Zukunft fol (mit Ausnahme deffeu, was am 
Schluffe diefer Acte tranfitorifc verordnet wird) Niemand in den Rath, oder 
zu einem befoldeten Staatsdienfte gelangen en, welcher nicht entweder 
eingeborner Bürger (im Sinne der hiefigen Statuten) ift, oder — wäre er 
diefes nicht — feit 10 Jahren dahier im Bürgerrechte fleht, und‘ während 
diefer Zeit ununterbrochen feinen MWohnfig in hiefiger Stadt ‚gehabt hat. 

Der Senat darf - Wege der Gnade künftig Niemandem das hiefige 
Bürgerrecht ertheilen, ber nicht ein Vermögen von wenigftens 5000 fl. — 
des 24 fl. Fußes beweislich inferiren kann. Dem gefeßgebenden Körper 
bleibt jedoch, auf Antıng des — die Dispenſation zu — vorzüg: 
liher Zalente vorbehalten, 


CHrifitiche Beifaffen, ——— jüdifcher Religion, und 
: Randbewohner. 


Art, 7. Außer der:ichrifiichen -Bürgerfepaft befinden fich vom * 
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Beiten ber im der Stadt Frankfurt auch noch chriftliche Beiſaſſen, inglei: 
chen Einwohner jüdifcher Religion, und auf den Dorfſchaften fogenannte 
Nachbarn. 

Die Beifaffenordnung beftimmt den Inbegriff. der Rechte und Oblie- 
genheiten der chriftlichen Beifaffen. Den Beifaffenfhug foll der Senat Per 
fonen, welche nicht aus der Beifaffenordnung einen gegründeten Anſpruch 
darauf haben, aus Gnade nicht verleihen, wenn ſolche nicht ein Vermögen 
von wenigſtens 500 fl. des 24. fl. Fußes glaublich nachweifen können. 

Da es, fo viel die biefigen Einwohner jüdifder Religion betrifft — 
keinen Zweifel leidet, daß jeder hriftlihe Staat nicht nur bie Befug: 
niß, fonden auch die Pflicht bat, die bürgerlichen Rechte feiner. juͤdiſchen 
Einwohner nady den eigenen Localitäten ſo zu reguliven, daß der Nahrungs: 
und Gewerbftand ber hriftlihen Bürgerfchaft, als des welentlichjten Be: 
ftandtheils des hreiftlihen Staats, daneben befiehen kann; fo folf der 
Senat duch eine aus Gliedern feiner Mitte und aus jener des beftändigen 
Bürgerausfhuffes zufammengefegte Commiffion, ein, dem Zeitgeifte und der 
Billigkeit entfprechendes, Regulativ der bürgerlichen Rechte der hiefigen Ein: 
wohner jüdifcher Gonfeffion unverzüglich entwerfen laffen, und foldyes dem 
gefeggebenden Körper in feiner erften Zufammenkunft zur Deliberation und 
Sanctionirung vorlegen. | 

Die Emancipation der Landbewohner auf den hieſigen Dorſſchaften 
und bie Regulirung ihrer künftigen Berhältniffe, audy auf welche Weiſe fie 
bei den ihe Intereſſe betreffenden Gegenftänden in dem gefeggebenden Körper 
zu vertreten find, wird von dem gefeggebenden Körper. in nähere Berathung 
genommen werden. 


Beftimmung der Staatstärper zur Ausäbung ber gefammten 
Hoheitsrechte. 
Art. 8. Die hieſige chriſtllche Buͤrgerſchaft kann die, aus ber ihre zus 
fiehenden Hoheit fließenden, Rechte in ihrer Gefammtheit nicht feldft aus: 
üben. Cie überträgt daher deren Ausübung auf die drei folgenden aus 
ihrer Mitte und Autorität ausgehenden Behörden, welche durch die Be 
Nennungen: 
1) der gefeggebenden Werfammlung oder bes gefeggebenden Körpers, 
2) des Senats als obrigkeitlichen Collegiums, und 
3) des ftändigen Bürgerausfchuffes 

bezeichnet werden. 


Beftandtheile bes gefeggebenden Körpers. 
Art, 9. Der gefeggebende Körper beftcht: 
a) aus 20 Mitgliedern des Senats, 
b) aus 20 Mitgliedern des ftändigen Bürgerausfhuffes, und 
€) pi 45 aus ber Mitte der übrigen Buͤrgerſchaft gewählt werdenden 
erfonen. 


Wahlart der Mitglieder des geſetzgebenden Körpers. 
Art. 10, 
A. Der Senat, und | 
B. der ftändige Buͤrgerausſchuß wählen zu jeder jährlichen gefeggebenden 
Verfammlung ihre Mitglieder felbft. Erſterer ift hierbei an die Wabl 
aus allen drei Rathsordnungen überhaupt, ‚oder in gleicher Anzadl 
ſchlechterdings nicht gebunden, fondern bat. darauf vorzüglich zu feben, 
daß Männer, welchen die. beſten Kenntniſſe üͤber die zu verhandelndn 
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Gegenftände beimohnen, und die daher. im Stande ſind, die gefeggesi 

bende Berfammlung mit ihren Einfihten und Erfahrungen. zu unters. 

ftügen, zu bereichern und aufzuklären, gewählt werben. : Bon. gleicher 

Anſicht geht der fländige Buͤrgerausſchuß bei ſeinen Wahlen aus, und 

es muͤſſen in dieſer Hinſicht allezeit einige Migeedes der Siabtrech⸗ 
| nungsrevifion mitgewaͤhlt werden. 

C. Die Mitglieder bes: gefeßgebenden Körpers: and der übrigen Bürger 
[haft werden jährlich von der geſammten chriſtlichen Buͤrgerſchaft 
durch Bildung eines Wahlcollegs: von 76 Buͤrgern gewaͤhlt, 
wie folgt: 


Bildung eines neuen MWahlcollegs durch Abfimmung aller 
hriftlihen Bürger, nad drei Abtheilungen. 

Art. 11. Um ein Wahlcollegium von 75 hieſigen chriſtlichen Buͤr⸗ 
gern zu bilden, ſollen alle chriſtliche Bürger an beſtimmten Tagen in drei 
verfhiedenen hierzu angewiefenen Localen, nad drei Klaffen: oder Abtheilun: 
gen — welche übrigens feinen Rang, noch Vorzug geben — auf nachbe⸗ 
ſchriebene Weife zu flimmen berechtigt feyn. 

Den Borfig in diefen drei Abtheilungen führen bie ——— 
welche ſich nach ihrem Ermeſſen in die drei Abtheilungen vertheilen, auch für 
jede Abtheilung ſechs Gehuͤlfen aus der Bürgerfchaft zu fih nehmen. Ein 
Notar führt das Protocol. Der Senat und ber ftändige Bürgerausfhuß 
ſchicken zur Auffiht, daß alles in der feftgefegten conflitutionellen — 
vor ſich gehe, beſondere Commiſſarien zu denſelben. | 

Abtheilung J. 

In een er diefer Abtheilungen ſtimmen bie Adeligen, die —E als 
er Facultäten, die datunter gehörigen Staatsdiener und Beifllichen der drei 
Hriftlichen Gonfeffionen, die Proeuratoren und Notarien einbegriffen; alle 
ındere zum elehrtenftande nicht gehörige Staatsdiemer, die Linien = Dfficiere 
tler Grade, die Gutsbefiser, ‚die als Rentenierer eingefchriebenen. Bür- 
jer, die Schulz, Sprach- umd -fonftigen Lehren, ſo wie alle nicht. ar 


tuͤnſtler. 
Abtheilung IL 
In einer andern Abtheilung ftimmen bie Handelsteute, und zwar, 
hne Unterſchied, Banquiers, Groß: und Kleinhaͤndler, die Gaſtwirthe, ver⸗ 
ürgerte Buchhalter und Handlungscommis, die geſchwornen Mäkler, die 
draͤmer und alle zu keiner Zunft gehörige Wirthe. 


Abtheilung II. 


In einer dritten Abtheitung ſtimmen bie zünftigen Handwerker und 
tünftier, auch alle den zwei andern Abtheilungen nicht bereits zugewieſene 
Zürger, welche irgend ein fonftiges gefeglich erlaubtes Gemwerb und Nahrung 
abier treiben. 

jeder hiefige chriftliche Bürger — die Mitglieder des Senats und des 
ändigen Bürgerausfhuffes mit eingeſchloſſen — kann an dem beſtimmten 
Fage und am Otte feiner Abtheilung nachdem er ſich benoͤthigten Falls 
urch Borzeigung feines Schatzungsbuchs, oder ſonſt, daß. er Bürger ſey, 
nd zuwider Abtheilung, wohin er al wendet, gehört, legitimirt hat, einen 
Stimmigettek einreichen, worauf er? 25 chriſtliche Buͤrger mit genauer Andeus 
ung des Namens, Standes und der Wohnung, ohne alle Beruͤckſichtigung 
es Stadtquartiers, worin ſolche wohnen die abern⸗(welches wohl zu 
aerken diſt —zu dieſer feines Abtheilung gehören, verzeichnet 
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bat, und die er zu Wahlmännern beftimmt. Mitglieber des Senats und 
des Ständigen Bürgerausfchuffes können, obgleich fie mitflimmen, zu 
Wahlmännern nicht gewählt werden, Diefer Stimmzettel wird übrigens von 
dem Ueberreicher nicht unterfcheieben, fondern nur fein perfönliches Erfcheinen 
und die gefchehene Einreichung. feines Stimmzetteld zum Protocol bemerkt, 
ber Zettel aber in eine verfchloffene Labe geworfen. Welcher hiefige chriſtliche 
Bürger an ben beftimmten Tagen bis Abends 6 Uhr in feiner Abtheilung 
nicht erfchienen ift, und feinen Stimmzettel nicht eingereiht hat, wird das 
für angefehen, als habe er ſich für diefes Mal feines Stimmrechts beges 
ben wollen. 

Nach gefchloffenem Abftimmungsacte, wird die Lade eröffnet, und ein 
genaues Verzeichniß derjenigen Bürger, welche Stimmen und wie viele erhal: 
ten haben, und auf welche die Mehrheit ausgefallen ift? nah den Stimm: 
zetteln verfertigt. | | 

Findet fi bei Gewählten eine Stimmengleichheit; fo entfcheibet, fo 
welt es zur Beitimmung der 25 Wahlmänner nöthig tft, zwiſchen denjenis 
“gen, welche gleiche Stimmen haben, das Loos. Ihre Namen werben nam: 
lich auf Looszettel gefchrieben, in eine Buͤchſe geworfen, und von dem aͤlte⸗ 
ften Quartiervorſtande in Beifeyn der übrigen Gehuͤlfen, ingleichen des No: 
tars, unter Auffiht der Commiffarien des Senats und des fländigen Bür- 
gerausfhuffes, daraus gezogen. Der Quartiervorftand, die Beifiger und der 
Notar errichten fofort das Verzeichniß der 25 Wahlmänner jeder Abtheilung, 
beglaubigen daffelbe, und ftellen e8 dem Altern Bürgermeifter zu. Das Pro: 
tocoll über diejenigen, welche nächft den 25 Gemwählten die mehrften Stim: 
men in jeder Abtheilung erhalten haben, wird zu dem Ende aufbewahrt, das 
mit auf den al, daß einer der 35 Gewählten duch Abwefenheit, Krank⸗ 
heit ober Sterbefall an Vollzug oder Vollendung feiner diesmaligen Oblie⸗ 
genheit verhindert werden follte, es feiner neuen Wahl bedarf, fondern der 
oder diejenigen, welche in ihrer Abtheilung gleiche ober die zunaͤchſt mehrere 
Zahl der Stimmen für ſich vereinigt haben, ohne weiteres oder bei gleichen 
Stimmen, nad) dem Loos eintreten Eönnen. 


Derfammlung des Wahlcollegs ber 75 Kriftlihen Bürger. 

Art. 12. Sobald dem aͤltern Bürgermeifter bie Verzeichniſſe ber, in 
jeber der drei Abtheilungen gewählten, 25 cheiftlichen Bürger zugefommen 
find, macht berfelbe einem jeden die auf ihn ausgefallene Wahl, mit der 
Einladung, fih an einem beflimmten Orte, Tage und Zeit einzufinden, 
ſchriftlich bekannt. Es verfammeln fi nun diefe 75 Wahlmänner in einem 
Locale des Römers, erfehen ſich fogleih einen Director, Bicedirector umd 
zwei Secretarien aus ihrer Mitte, und wählen fofort aus allen Ständen 
der gefammten biefigen hriftlihen Buͤrgerſchaft, ohne Rüdfiht auf das 
Stadtguartier, worin jemand wohnt, durch abfolute Stimmen: 
mehtheit 45 chriſtliche Bürger, in deren Rechtſchaffenheit und Kenntniffe fie 
Vertrauen fegen, zu Mitgliedern deg diesjährigen gefeggeben: 
den Körpers, 

Das Protocoll ber Abftimmung, mit dem Bemerken, welche Perfonen 
naͤchſt den 45 die meiften Stimmen erhalten haben, wird zu dem Ent 
forgfältig aufgehoben, damit, wenn einer. oder ‚mehrere der Gewählten durch 
Abweſenheit, anhaltende Krankheit oder Todesfall abgehen. folte, es keinect 
neuen Mahl bedatf, fondern ders oder diejenigen, welche zumächft die meiſten 


% 


Stimmen gehabt haben, einruͤcken können, | 
Es verficht ſich vom ſelbſt, dab Mitglieder des Senats und des ſtaͤn— 
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digen Buͤrgerausſchuſſes — weil fie in — Wege zum geſettgebenden 

Körper gelangen — nicht gewählt werben könn 

Sonft aber. dürfen zu Mitgliedern des — Koͤrpers nicht ge⸗ 
waͤhlt werden: 

1) wer noch nicht 30 Jahre alt iſt; 

2) wer in beſoldeten Dienſten eines Privaten ſteht; 

3) wer eines peinlichen Verbrechens halber beftraft wocden, oder desfalls 
noch in Unterſuchung befangen iſt; 

4) alle Falliten, es ſey nun, daß jemand fein Zahlungsunvermoͤgen ges 
tichtlih angezeigt, oder mit feinen Gläubigern insgeheim Nachlaß⸗ 
oder Anftandsverträge errichtet hat, bevor er feine Gläubiger vollftän- 
dig, d. h. ohne Abzug gder Nachlaß, bezahlt haben, wird, 

Berpftihtung zue Annahme ber Wahl. Aufommenberufung 
—des gefeggebenden Körpers. | 

Art. 13. Der Gewählte muß, bei Verluft feines Bürgerrecht®, bie 
auf ihn ausgefallene Wahl annehmen. 

Der Director des Wahlcollegii ftellt dem aͤltern Bürgermeifter und dem 
Senior des ftändigen Bürgeransfchuffes das von ihm und dem Secretarien 
unterfchriebene Protocol zu. Der ältere Bürgermeifter, nachdem ihm auch 
der ſtaͤndige Buͤrgerausſchuß die feiner Seits getroffene Wahl von 20 Mit- 
gliedern. befannt gemacht hat, veranftaltet hierauf die fchriftliche vers 
—— Bekanntmachung und Einladung ber geſetzgebenden Ber: 
ammlung. 


Zeit der Berſammlung des geſetzgebenden Körpers und def: 


fen Dauer. 


Art. 14. Eine ſolche gefeßgebende Verſammlung muß von dem Ges 
nate jedes Fahr auf den erften Montag bed Novembers zufammenberufen 
werden, fonft ‘fie ſich aus eigenem Rechte conflituirt. Zu dem Ende muͤſſen 
die Einleitungen zur Abftimmung nad) Ständen und zur Bildung des Mahl: 
college 14 Tage vorher getroffen werben, die Wahlen- aber in 8 Tagen been- 
digt fepn. 

Diefer gefeggebende Körper dauert. in ber Regel ſechs Wochen, wonaͤchſt 
er fich felbft wieder auflöfet. Nur auf Antrag des Senats kann die Dauer 
verlängert, wohl aber von der Berfammlung felbft wegen früherer Exkedigung 
der — abgekuͤrzt werden. 

Nach Beendigung der jährlichen Verſammlung treten ſaͤmmtliche Mit: 
glieder in ihre früheren Verhaͤltniſſe zuruͤck; fie dürfen jedoch in dem folgens 
ben Jahre und fofort wieder gewählt werden. 

Sollten außerordentlihe Falle eintreten, berenthalben ber Senat bas 
Bufammenberufen bed gefeßgebenden Körpers in ber Zmifchenzeit für nöthig 
erachtet; fo wird nicht zu neuen Wahlen gefchritten, fondern auf biefen bes 
fonderen Fall wird der Auftrag und die Vollmacht der fämmtlihen Mitglie: 
ber der legten Berfanimlung als verlängert angefehen. 

Wenn ein oder bas andere Mitglied der 45 Bürger immittelft verftor- 
ben, krank oder ‚abwefend wäre; fo wird es, mie in Urt. 11. und 12. ges 
dacht iſt, gehalten. Der Rath, und der ftindige Bürgerausfchuß hingegen 
erwähln, wenn. der naͤmliche Fall bei Digliedern aus ihrer Mitte eintritt, 
en andere. 


“Innere Einrihtung des ‚gefehgebenten —* 
et. 15. Da ber gefeggebende Körper die Gefammmtheit der chriftli: 


1162 - SGrankfurt am Mein. 3 

hen Buͤrgerſchaft im weiteren und ivepublicanifhen Sinne; das heißt, mit 
Einfluß der Mitglieder des Senats und des ſtaͤndigen Bürgerausfchuffes, 
vorftellt;: ſo ſoll es mit beffen innerer Einrichtung folgtndermaßen Bene 
ten werben. 

Auf Einladen des Altern Buͤrgetmeiſters, verſammein ſich zum er: 
ftien Male die vom Senat,‘ von dem ftändigen Buͤrgerausſchuſſe und 
von dem Wahlcolleg der 75 gewählten 85 Perſonen in itun beſtimm⸗ 
ten Locale. 

Die Stuͤhle ſind mit 88 Nummern bezeichnet, und. * — des 
Zimmers befindet fich ein lederner Beutel, mit eben fo viel Nummerjetteln, 
woraus jeder eintretende Bürger eine Nummer zieht, welche für dieſe Si⸗ 
gung feinen Plag beftimmt. Die Verfammlung wählt hierauf in der erften 


Sigung einen Präfidenten aws den 20 Mitgliedern des Senats 


und zwei Vicepräfidenten aus den übrigen Mitgliedern ber DOOR. 
welche den Präfidenten unterjtügen. 

Das Protocol führen vier von bem gefeßgebenden Körper. aus ſei⸗ 
ner Mitte gewaͤhlt werdende Secretairs. — In dieſer erſten Sitzung 
Federn ſaͤmmtliche Mitglieder des gefeßgebenden Körpers folgenden Eid: 

Ih ſchwoͤte, daß ich ohne Gunft und ohme Haß gegen irgend je 
„mand, und ohne alle Rüdfiht auf irgend einen frühern Verband 
„ober perfönliches Verhältniß, nur gemeiner Stadt Wohlfahrt nad) 
„meinem beften Wiffen und Gewiſſen rathen und: fördern; Auch was 
„gedachter Stadt Wohlfahrt geheim zu halten gebietet, vor Jeder 
‚mann bi8 in, mein Grab. geheim halten will: So ‚wahr mir Gott 

„helfe und fein heiliges Evangelium,“ 
- Die nachfolgenden. Sigungen beftimmt: das Präfibium, melches nebft 
den beiden WVicepräfidenten einen befonderen Sig in der Mitte des Verſamm⸗ 
lungsfaald mit den Secretarien nimmt. Die Pläge ber übrigen verbürger= 


ten Mitglieder aber beftimmen fi für jede Sitzung, mie bei ber er= ' 


fien, fortwährend nad) dem Xoofe, deren Zahl fih nun um fieben ver= 
mindert. 

An den gefeggebenben Körper ‚gelangen in ber Regel alle — von 
dem Senate durch das Praͤſidium. 

Der Praͤſident, unter Mitberathung der beiden Bitepräffdenten, fertige 
zu dem Ende ein Verzeichniß der zu berathenden Gegenftände, deſſen Ein- 
fiht fämmtlichen Mitgliedern einige Tage früher öffen liegt. Findet es die 
Berfammlung nöthig; fo werden befondere Ausfhüffe zur Vorbereitung dee 
einzelnen Gegenftände ernannt, welche fodann in ber Deliberationgfeffion eis 
nen Vortrag darlıber erftatten. | 

Bet allen Deliberationen fteht es jedem Mitgliede frei, bevor umvotirt 
wird, ſeine Gruͤnde fuͤr und wider die Annahme muͤndlich vorzutragen und 
hören zu laffen, zu welhem Ende man fi) Zags vor der Sigung bei dem 
Secretariat anmeldet. Diefes verzeichnet die Namen der Mitglieder, welche 
für oder wider fprechen wollen, in der Ordnung, wie ſich ſolche angemeldet 
haben, und jtellt folches Berzeihniß dem Präfidenten zu- ‚feiner Maaßneh⸗ 
mung, und um dieſe Ordnung im Aufrufen beobachten‘ zu koͤnnen, zu. 
Sind die Discuffionen uber einen Gegenſtand geſchloſſenz ſo wird‘ nur 
mit wenigen Worten, ohne Cinmifhung von Gründen, auf den Auf 
ruf des Praͤſidenten ober Vicepräfidenten, : welche. zuletzt ſtimmen, potirt. 
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Ausnahme von ben. Regel, daß alle Deliberatfonspunkste nur 
vom Senate an den gefeggebenden Körper zu gelangen 
haben. j 


» Art. 16. Ausnahmsweife follen außer dem Senat an den gefeggeben- 
den "Körper fcheiftliche Vorträge gelangen laffen koͤnnen: 

1) der fändige Bürgerausfhuß als folder, und 

2) jedes einzelne Mitglied des gefeggebenden Körpers. 

In diefen beiden Fällen tritt aber eine befondere Verfahrungsweife ein. 
Es entfcheidet nämlich der gefeßgebende Körper vorerft durch Mehrheit der 
Stimmen über die Zuläffigkeit des Gegenftandes überhaupt zur Deliberation, 

Wird für die Zuläffigkeit befchloffen; fo wird der Antrag dem Senate, 
um ſich darüber zu aͤußern, mitgetheilt. Hält der Senat dafür und erklärt 
fi) dahin, daß der Gegenftand nicht bei dieſer gegenwärtigen gefeggebenden 
Verfammlung, oder doch alsbald nicht in Deliberation kommen follte; fo 
wird der Gegenftand in zwei auf einander folgenden Sigungen ablefend vor: 
getragen, und es Bann erft in einer dritten Sigung, und zwar nur durch eine 
Mehrheit von 3 der Stimmen, entichieden werben, daß ber Gegenftand def: 
fen ungeachtet in der jegigen Verfammlung in einer kürzern oder längern Zeitz 
frift zur Abftimmung gebracht, oder daß er der naͤchſtkuͤnftigen Jahresver— 
ſammlung vorbehalten feyn fol. Andere zur Handhabung der Stimmfreiheit, 
der Ordnung und fonften binzielende Vorfchriften, bleiben dem gefeßgebenden 
Körper lediglich überlaffen. 


Wirkungskreis des gefeggebenden Körpers. 
Art. 17. Zum Wirkungskreiſe des gefeggebenden Körpers gehört: 

1) die Gefeggebung Überhaupt, doch mit Ausnahme ber organifchen Grund: 
verfaffungsgefege,, ald womit es nad Art. 50. zu halten ift. Ins⸗ 
befondere wird zu der. Geſetzgebung gerechnet: - 

a) die Befteuerung, es fey nun, daß: die alten Steuern abgefchafft, 
abgeändert, oder neue eingeführt werden follen, nebft Beflimmung 
der Erhebungsweife; 

b) die Anordnung und Einrichtung der bewaffneten Macht. 

2) Die Sanction aller Staatsvertraͤge; 

3) die Ueberfiht über den gefammten Staatshaushalt, mithin die Ein: 
fit aller Stadtrehnungen duch Ausfhäffe und Genehmigung der 
jährlichen Statuum exigentiae; 

4) die Entfheidung in Fällen, welche dem Senate in Concurrenz mit 
dem ftändigen Bürgerausfchuß verfaffungsmäßig überlaffen find, wenn 
beide Eollegien verfchiedene Anſi ichten hegen, und ſich baribet nicht 
vereinigen koͤnnen; 

5) die Einwilligung zu der Veraͤußerung ſtaͤdtiſcher Gemeindeguͤter, doch 
fo, daß der Senat die Macht behält, mit Einwilligung des ſtaͤndigen 
Bürgerausfhuffes, ftädtifche Immobilien, melche unter dem Tara: 
tionswerthe von 4000 fl. des 24 fl. Fußes ftehen, felbft ohne öffent: 
liches Ausgebot; andere von höherem Tarationswerthe .aber, nur in. 
Öffentlichen Ausrufe zu veräußern; nur müffen die Kaufgelder ledig: 
lich zur Tilgung biefiger Stadtfhulden verwendet werden, and muß 
dem gefeßgebenden Körper von der Veräußerung fowohl, als von der 
; Verwendung des Kaufſchillings die Anzeige geſchehen. 

Soll hingegen die Veraͤußerung ſtaͤdtiſcher Immobilien von einem 
Taxationswerthe von mehr als 4000 fl. des 24 fl. Fußes außer 
der Verganthung geſchehen, oder ſoll der Erlös und der Verkauf 
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ſtaͤdtiſcher Immobilien überhaupt zu andern Iweden, als zur 
Zilgung hiefiger Stabtfhulden verwendet werden; fo tritt 
die Eingangs gedachte abſolute Nothwendigkeit eines vorgängigen Bes 

| ſchluſſes des gefeggebenden Körpers ein. 

6) Die Mitwirkung bei MWieberbefegung vacanter Stellen im Senate, 
und in dem ftändigen Bürgerausfchuß, duch Mitglieder, welche im 
beiden Hinfichten nicht zum Senate, in legterer aber auch nit zum 
ftändigen Bürgerausfhuß gehören dürfen; 

T) die Bewahrung: und Erhaltung der Verfaffung. Bei dem gefeggeben> 
ben Körper koͤnnen Verletzungen der Berfaffung, dafern folche ſtu— 
fenweife den geeigneten Behörden, bis zum Senate, vorher angezeigt 
worden find, von einem jeden fchriftlich angebracht werben. 

Der gefeggebende Körper umterfucht durch einen Ausfhuß die Zu= 
läffigkeit der Denunciation, und verwirft ‚entweder diefelbe fogleich, 
oder theilt fie dem Senate zur Erläuterung mit. Nach deren Eins 
langung während ber Dauer biefer gefeggebenden Verſammlung verz 
fügt legterer hierauf. 

Sollte hierbei einem einzelnen Staatsbeamten etwas zur Laft fal 
len; fo muß bderfelbe mit feiner Vertheidigung gehört, und die Acten 
zum Sprucde, nad Verlangen beffelben, entweder an das gemein= 
ſchaftliche Oberappellationsgericht, oder an eine auswärtige Juriſten⸗ 
facultät gefandt werden. Gegen diefen Spruch kann nit vom Fiss 
cus, wohl aber vom Betheiligten eine weitere Revifion eingelegt und 
ein fernere® Erkenntniß duch Aetenverfendung eingehohlt werben. 
Bei dieſem legtern Erkenntniß behält es fein Bewenden. 

Inſofern die Denunciation ſich als Calumnie, nad) gepflogener Uns 
terfuhung, barftellen follte; fo ift gegen ben etwanigen falichen Des 
nuncienten, welcher - den gefeggebenden Körper zu fo bedauerlichen 
Schritten veranlaßt hat, rechtlicher Ordnung nad, ald Calumnianten 
durch Berweifung an die Gerichte zu verfahren. 

Bom Senate als obrigfeitlihem Collegio. 

Beftandtheile des Senats, 


Art. 18. (Ad Art. 8. II.) Der Senat, als obrigkeitlihes Collegium, 
befteht in Zukunft (mit Ausnahme deſſen „ was unten tranſitoriſch verordnet 
wird) aus 42 Perfonen, mit Einfhluß jener vier Rathsglieder, welche zwar 
das Syndicatsamt in feinen bisherigen Obliegenheiten — wobei es belaffen 
wird — verſehen, doch aber in allem Betrachte einen integrirenden Theil des 
Senats ausmachen, auch gleich andern Senatoren entſcheidende Stimmen 
führen 

Der Senat theilt fi, wie von Alters her, in drei Ordnungen "oder 
Bänke, nämlid: 

-a) in die Ordnung der Älteren Senatoren ober Schöffen, befichend aus 
14 Perfonen, 

b) in jene der jüngeren Senatoren, gleichfalls 44 Mitglieder zählend, 

und 


c) pr die ber Rathsverwandten dritter Bank von: 14 Mitgliedern. 

Aus der erften Ordnung wird jährlich der aͤltere, und aus der zweiten 
Ordnung ber jüngere Bürgermeifter gewählt: Ein Stadt: oder Gerichts: 
ſchultheißenamt befteht ferner 'nfeht in dem Rathsverſammlungen, fon: 
dern vereinigt fich in der Perfon des jeweiligen Praͤſidenten des Fupelatiente 
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gerichts, welcher aber in den Ratheverfammlungen —— und 
— e nur als Rathsglied dee erſten Ordnung fortbehaͤlt. 
Qualification zu Rathsſtellen. 
Art. 19. Die Geburt giebt kein Vorrecht und keinen poſitiven E 
ſptuch auf Rathsſtellen, und die Verſchiedenheit des chriſtlichen Religionsbe— 
kenntniſſes iſt ſchlechterdings kein Hinderniß; vielmehr muß desfalls die allge⸗ 
meine Vorſchrift des Art. 6. genau beobachtet werden. Die Beſtimmung 
der Grade der Verwandtfchaft und Schwägerfchaft mit Rathöperfonen oder 
mit dem Gonfulenten des fländigen Bürgerausfchuffes, welche eine Ausfchlies 
fung bewirken, bleiben die nämlichen, wie foldye durch kaiſerliche Nefolutionen 
feitgefegt worden find, mit Ausnahme beffen, was unten tranſitoriſch ver⸗ 
ordnet wird. 


— die erſte Rathsotdnung wird von ber zweiten nach dem Dienſtalter 
a —* die zweite und dritte gelangt man durch Wahl und Ku⸗ 


athoſtelle wird, außer dem allgemeinen Erforderniß zu allen be 
foldeten Stadtämten und Dienften (Art. 6.), ein Alter von 30 Jahren 
erfordert, und darf. man nicht in den . Dienften eines andern Staats ſtehen. 
—* ſchehener Wahl muß ſolchen und allen fremden Titeln entſagt wer⸗ 

Sur ur zweiten Rathsordnung können gewählt werden: Gelehrte, Adeli 
ne Kaufleute und andere angefehene hiefige Bürger, wie auch 
verdiente Mitglieder der dritten Rathsordnung. 

Zu zwölf Plägen der dritten Rathsordnung wird aus allen hier zünftie 
gen Handwerkern ohne Unterf hieb gewählt, und zwar fo, daß von einem 
und demfelben Handwerke oder Zunft nie mehr als ein Genoſſe im Rath 
ſeyn darf. | 

= den mel anderen Plägen der dritten Rathsordnung wirb aus ber 
gefammten Übrigen nichtzünftigen biefigen chriſtlichen ——— R u De 
tüdffichtigung des Gewerbes, gewählt. 

| Ratbewahlen - - 

Art. 20. Um der gefammten Bürgerfhaft Antheil an Rathswah⸗ 
len zu verſchaffen, und dadurch das Vertrauen der zu Regierenden in die 
Regierenden zu erhöhen und zu verftärken, ſoll in Zukunft, wenn Rathoſtel⸗ 
len erledigt werden, der geſammte Rath — Scrutinium, ganz frei und 
ohne Berudfichtigung der Rathshaͤnke, fech® Wahlherren aus feiner Mitte 
wählen. Ein Gleiches geſchieht von = < Mitgliedern des gefeggebenden 
Körpers, "welche nicht zu dem Rathscollegio gehören. 

Diefe zwölf Perfonen treten zufammen, und nachdem fie in die Hände 
des Wahlheren des: Senats. einen auf bie alleinige Beruͤckſichtigung 
des Wohls hiefiger Stadt gerichteten Wahleid, welchen der Abnehmende gleiche 
falls im die Hände des Alteften von den 6 mitwählenden Bürgern leiftet, abs 
gelegt haben, wählen durch abfolute Stimmenmehrheit, welche der zu Wähs 
lende fr fi) haben muß, drei nad) der hiefigen Verfaſſung qualificirte Bürger. 

Nach volzogener Wahl begeben ſich die 12 Wahlherren in die verfams 
melte Rathsſitzung und eröffnen derfelben die getroffene Wahl. Die ſechs 
Ratheglieder nehmen ihre gewöhnlichen Sige ein. Den fechs andern bürger: 
lihen Wahlherren werden befondere Stühle in der Mitte des Rathszimmers 
geftellt und ſofort wird in ihren Beiſeyn die alt herkömmliche Kugelung, 
auch Verpflichtung bes Gemwählten vorgenommen. 

Wahlart der Stabdtſyndiken. 


Art. 21. Die Stadtfpnditen, als wirkliche Rathömitglieber, werden 
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in Zukunft nur aus‘. ben vechtögelehrten Mitgliedern des Senats vom Senate 
felbft durch Scratinium ohne Kugelung gewählt, wenn vorerſt ‚die durch ihren 
Abgang erledigte — auf die im. Art. 20. vorgeſchriebene Weiſe wie⸗ 
derum beſetzt worden iſt. Bei Verluſt der Rathsſtelle iſt das Senatsmitglied, 

auf welches die Wahl gefallen, das Syndicatsamt anzunehmen verbunden, 
Hat jedoch Jemand das Spndicatsamt 20 Jahre lang verfehen; fo Kann er 
um Abnahme diefer Function nachſuchen, wodurch derfelbe aber aud ben. 
böhern Gehalt einbüßt. Dee Gewählte behält im Senate feinen bisherigen 
Rang und Sig, und rüdt nad) dem Dienſtalter fort. 


« ‚Bufammenberufung des: gefeggebenden Körpers zu den 
eu 1.1 Rathswahlen. | 

At. 2. Wenn bie vorzunehmende Wiederbeſetzung PR obet mehrerer 
vacant ‚gewordenen Nathöftellen bis zum Termin der jährlihen Berfantmlung 
des geſotzgebenden Koͤrpers nicht verſchoben werden kann; ſo wird es nach 
dem, was Art. 14. fuͤr dringende Faͤlle verordnet iſt, gehalten, und kann 
der Senat die — des beſebgebenden Koͤrpers zu dieſem Le zu⸗ 
— 

Wahlart dir beiden‘ Büegötnteifker. 

Art. 23: Aue Fahre wird, mie von Alters her, zum neuen —* Nr 

Buͤrgermeiſter gefchritten und kin Rathaglied darf zwei Jahre hinter einan⸗ 
der das Buͤrgermeiſteramt führen. 
Die Buͤrgermeiſterwahlen geſchehen im "ganzen Rath auf die Weife, daß 
durch Scrutitium "drei Perſonen aus den 14 Mitgliedern, welche die erſte 
Rathsordnung bilden (team toriſch, aus den möhteren) für die Stelle bes 
Älteren‘ Bürgermeiftörs, und drei’ aus den 14 (tranfi toriſch aus den mehreren) 
Mitgliedern. der zweiten Rathsordnung, zur Stelle des jüngeren Buͤtgermei⸗ 
ſters vorerſt gewaͤhlt werden. Jedes Rachsmitglied ber erften und zweiten 
Ordnung kann wählen und gewaͤhlt werden, "unangefehen ob daſſelbe bei dem 
Appellationsgerichte, Spndicat oder Stadtgerichte' angefteltt iſt. Daß bie Se: 
— der dritten Bank mitwaͤhlen, verſteht fi von ſelbſt. 

Im letzteren Falle: werden des Gewaͤhlten Functlonen, reſpective von 
dem nächftfolgenden aͤlteſten Rath eines jeden Gerichts, oder mo nöthig,; von 
einem andern: rechtsgelehrten Miegliebe des Senats „Während ber Dauer des 
Buͤrgermeiſteramts verſehen. 

Unter den ſo Gewaͤhlten eitſhaidet hienachſt die Kugelung. 


_ Amtsopfiegenpeiten d der beiden Buͤrgermeiſter. 
a). Aelterer Buͤtgermeiſter. | 

De ältere Bürgermeifter, und. in subsidium der jüngere, führt: bei: ben 
Ratheverfammlungen. da8 Directorium, y 

Der Ältere Bürgermeifter theilt alle — und zu des Senats 
Deliberation geeignete Gegenſtaͤnde, uͤber welche er nicht ſelbſt den Vortrag 
machen will, unter die Rathsglieder als Referenten in den gewoͤhnlichen 
Verwaltungs + Rathefigungen aus, und beingt forche hiernaͤchſt auf den ge> 
wöhnlichen Proponendenzettel, 

Saͤmmtliche Rathsglieder find verpflichtet, ſolche Referate zu über: 
nehmen. 

Findet die Rathsverſammlung die Gegenftände fo michtig, daß nach 
vernommenem Berichte des betreffenden Stadtverwaltungsamts und nad ans 
gehörtem Vortrag des Senatsreferenten, welcher jederzeit ein anderer ald der 
Amtsdeputicte feyn muß, eine noch weitere Prüfung für nöthig erachtet wird; 


Al 


- 
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fü. koͤnnen Gutachten der Syndiken ober mit Ihrer Zuziehung vom einer aus 
dem Verwaltungsrath, ad publiea, zu — En gefor- 
Dirt werben 95 ©. 

Außerdem ift dem Ältern Birgermefe Die gramm kaitung ber Senaff 
neten —* anvertraut. IE% nr au 

— Jůngere Biirgeimieifte) 

Der jüngere Bürgerrpeiftr verfieht, wie ſchon yeah * in den — 
verſammlungen ſubſibiariſch die Stelle des aͤlteren; außerdem aber leitet er 

unter Veltwirkung eines Senators ber ziweiten und eines ‚Räthöver- 

wandten‘ der dritten "Nathsordnung das geſammte Polizilwefen. Bei 
poltzeilicher Beſtimmung der Taxen wird ein Mit lied des ſtaͤndigen 
FIR Birrgerausfehuffes zugezogen. 

Die Polizei fol neu — auch ſollen alle vormalige bau⸗ 
amtliche Polizeiſachen an das Bauamt zuruͤckverwieſen werden; fer⸗ 
ner und 

2) präfidirt der jüngere Buͤrgermeiſter dem, mit der Sicherheitspolizei 

nahe in Verbindung ſtehenden, peinlichen Verhoͤramte ; auch ger 
hoͤren 

3) alle vorbeteitende Unterſuchungen des Buͤrgerrechts, und lonſtiger Ge 
fuche um den Beifaffen: und anderen Schutz, fodann 

4) alle Handwerksſachen vor den. juͤngern Buͤrgermeiſtet. Bei letztern 
und in ſoweit noͤthig, auch bei den unter Ne. 3. gedachten Unter: 
ſuchungen, hat. der jüngere Buͤrgermeiſter m un de drit⸗ 
ten Ordnung beizuziehen. 


Dir kungotre is des Senates im Bann‘ und. Aotpeltung 
beffelben.. 

Art. Denn Senate ift die erecutive Gemalt, und die Stadt⸗ umd 
Juſtizwverwaltung im Allgemeinen, als obeigkeitlichemn ; die ganze eigen re⸗ 
präfentirendem, Collegio anvertraut. In ſoweit dieſe Ergaͤnzungsacte keine 
Abaͤnderung gemacht hat, find des‘ Senats Befugniſſe die — wie 
in der altem Verfaſſung. Die alte Verfaſſung beſtimmt genau, im weichen 
Verwaltungofaͤllen der Senat an die Einwilligung des ſtaͤndigen Bürgerauds 
ſchuſſes gebunden. iſt, wobei es denn auch. fein Verwenden behält. 

Vorliegende Ergaͤnzungsacte der ‚älteren. hiefigen Verfaſſung fegt eben 
fo genau in dem Art. 17. aus einander, welche Gegenftände, den veraͤn⸗ 
detten Verhaͤltniſſen nach, einer: befondern gefeßgebenden Verſammlung vor: 
behalten feyn .follen, in welcher zwar auf der einen Seite bie. Einfichtem 
und Erfahrungen. der Ratheglieder mitbenugt werden, auf ber andern aber 
lettere, auch nur durch Uebergewicht der Gründe, einen: wirkſamen —— 
in Anfehung ber gegenüberftehenden großen Majorität. ber mititimmenden Buͤr⸗ 
ger, erhalten können. 

Bei allen- endlichen Deliberationen des Senats über Gegenftände, bie 
dur Entfcheidung des gefeggebenden. Körpers gehören; bei Betätigung ‚oder 
Milderung ber peinlichen Urtheile und bei allen fogenannten: Gmadenfachen, 
mit Einſchluß der Aemter und Dienftvergebungen, müffen fämmtliche Raths⸗ 
Yieder zugezogen werden. 

Doch kann der Verwaltungsfenat ſowohl felbft, als durch die obgedachte 
Rathedeputation, erftere Gegenftände vorbereiten. 

Alle andere Verwaltungsgegenftände hingegen werden in ben gewoͤhnli⸗ 
ben Rathefigungen ohne Zuziehung derjenigen Rathsglieder, welche mit der 
Juſtipperwaltung befehäftigt find, deliberitt und entſchieden. 
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Es muͤſſen aber. zu Faſſung eines ‚gültigen Beſchluſſes immer $. der 
Mitglieder des Verwaltungsſenats gegenwärtig feyn.  : . ul. | 

Diefe Verordnung ift auch auf die Verfammlung bed ganzen Raths 

Damit mun aber bie dritte Rathsordnung in dem alten. Zahlverhaͤltniß 
ihrer Mitglieder zu den beiden obern Rathsordnungen, wie vorhin, verbleibe, 
. und Eein nachtheiliges Uebergewicht entſtehe, follen'— wenn die zwei oberen 
Rathsbaͤnke jede nur aus 14 Mitgliedern — beftehen, nur die 7 aͤlteſten 
Mitglieder der dritten, Bank den ordinaiten ‚Rathefigungen -beiwohnen, und 
bie andern defto anhaltender Staatsverwaltungsämtern obliegen. Während der 
— (nad) dem, was unten tranfitorifc verordnet if) — fortbauernden vers 
mehrten Zahl der zwei oberen NRathsordnungen, wird das paſſende numeri⸗ 
ſche Verhättniß gegriffen. 8 

re VBerwaltungsämter, 

L. Geheime Deputation. 
Art. 26. Die in der reichsftädtifchen Verfaffung beftanbene geheime 
» Mathödeputätion, mit dem Befugniß dee Erogationen in exteros, foll, fo- 
wie fie in ben Eaiferiichen Refolutionen organifirt ift, auch ferner, nur mit 
dem Bufage beftchen, daß, um allem Atgwohn ungleiher Verwendungen 
etwa zum Nachtheil einer oder der andern Religionspartel zuvorzufommen, 
der Senat derfelben menigftens ein Rathsglied von jeder Confeffion beizus 
ordnen hat. 2 
0 MM Armen: Stiftungsanfalten. * 

Die Armen: Stiftungsanftalten bleiben in ihrer jetzigen Verfaffung, und 
es wird in einen .befonderen Stiftungs- Verwaltungsorbnung das Nähere 
über ihre Rechte, Befugniffe und Pflichten, über ihre Verwaltung durch 
Bürger, nach ihrer jegigen. zweckmaͤßigen Einrichtung, und über den bei 
ihnen einzuhaltenden Geſchaͤftsgang von dem gefeggebenden Körper das Wei⸗ 


tere beflimmt, r * 
IL. Medicinal- und Sanitaͤtscolleg. 
Ecben fo ſoll das Medicinal⸗ und Sanitaͤtscolleg, nach den Vorſchrif⸗ 
ten. ber alten Verfaſſung, unter dem Borfig des jüngeren Buͤrgermeiſters, 
hergeftelle werden. Es hat ſich mit Revifion der Medicinalordnung zu befaf: 
fen, und fein Gutachten dem Senate, und durch diefen dem gejeggebenden 
Körper vorzulegen. Te | 
- In Anfehung aller ‚fonftigen Stadtverwaltungsämter verbleibt es bei 
demjenigen, was desfalls ‚die fädtifche Verfaſſung angeorbnet hat, Doch. foll 
dee Senat. prüfen, ob: die bisherige Zahl ‚und Abtheilung : der Stadtämter 
beizubehalten, oder ob es zweckmaͤßiger ſey, einige derfelben zufammenzufchmels 
. zen, oder body wenigftens die Obliegenheiten eines zu. ſehr mit Gefchäften 
überladenen, Stadtamtes unter andere minder occupirte zu vertheilen und des⸗ 
falls an den gefeggebenden Körper das. Nöthigfindende gelangen laſſen. Die 
Vergebung der Stadtverwaltungsämter an. Senatsdeputirte, ‚welche nicht bei 
der Juſtizverwaltung angeftellt find, gefchieht in vollem. Rathe. durch Scru⸗ 
tinium und jederzeit auf drei Jahre. Der abgehende Rathsdeputirte iſt aber 
nicht nur wieder erwählbar, fondern er muß ſich auch bdiefe ernenerte Wahl 
gefallen laſſen. | 
Ferner foll: 
A, eine Gentralfinanzcommiffion eigens zufammengefegt aus Glie: 
bern des Senats und des ftändigen Bürgerausichuffes beftehen, welche 
ohne alle Einmifhung in die Adminiftration felbft, von allen Stadt: 
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ämtern regelmäßig die Ausmeife ihrer Einnahme und Ausgabe abzus 
fordern hat, um mitteljt diefer Materialien eine. genaue Weberficht des 
Sinanzzuftandes in einen Gentralpunct zu vereinigen und über die Ein» 
führung, Abſchaffung oder Modificationen der Steuern, Erhöhung ber 
Intraden, fo wie über die etwa möglichen Staatserfparniffe, in ver 
fafjungsmäßigem Wege, Vorſchlaͤge an den. Senat zu bringen. 
Weniger nicht fol: 

B. der bisherige Handlungsvorftand, unter dem Namen einer Hands 
lungstammer, fortbejtehen. „Die nähere Organifation der letztern 
und ihr eigentliher Wirkungskreis foll in verfaffungsmäßigem Wege 
bei der .nächften gefesgebenden Verſammlung genau beftimmt werden. 


Rehtsmittel gegen alle Straf- und Eonfiscationsverfügun 

— gen der Stadtverwaltungsaͤmter. 

Art. 27. Findet fich ein hieſiger Bürger durch Straf» oder Confis⸗ 
ationsverfügungen eines adminiftrativen Stadtamtes, oder einer fonftigen Ex 
hebungsbehörde beſchwert; fo fleht ihm binnen 10 Tagen die Einfegung ber 
Berufung an das hiefige Appellationsgeriht und deren Rechtfertigung inner 
halb der auf die Interpoſitlon folgenden 14 Tage, bei Strafe der Erlöfchung, 
offen, und darf das Erkenntniß — die Xccifeftraffälle ausgenommen — vor 
deren Erledigung nicht vollftredit werden. Vermeint der Appellant, daß er fich 
auch bei der Entfcheidung des hiefigen Appellationsgerichtes nicht beruhigen 
Einnez; fo darf er das Rechtsmittel der Actenverfendungen in vim revisionis 
tinwenden. 

| Givils und peinlihe Juftizverwaltung. 

Art. 23. Der Senat verwaltet die Gerichtsbarkeit in bürgerlichen und 
peinlichen Sahen; daher audy an ihn der Recurs wegen verweigerter oder 
verzögerter Juſtiz ergriffen wird. Zur Juftizverwaltung find vorhanden: 

L a) ein Appellations= und peinlihes Gericht, mit 

b) dem ihm untergeordneten peinlihen Verhöramte, 

U. ein Stadtgeridt, 

AL ein Stadt: und Landamt. 

+ L a) Appellations= und peinlihes Gericht. 

Art. 29. Das Appellationsgericht, welchem zugleich die Verwaltung 
u peinlihen Gerichtsbarkeit anvertraut iſt, befleht aus fieben Rathsgliedern, 
namlich : 

4) aus einem mitarbeitenden vechtsgelehrten Präfidenten oder Schuitheiß, 
welcher. auf drei Jahre aus den rechtögelehrten. Rathsgliedern der 
erfien Ordnung, einfchließlich derer, welche das Syndicatsamt befleiden, 
vom Rath per Scrutinium gewählt wird, und jederzeit reeligibel ift; 
3. 4. 5). aus den das Syndicatsamt verfehenden Rathsgliedern, ala 
beftändigen Appellitionsgerichtsräthen ; 

6. T) aus zwei, ober, wenn ein Syndicus zum Präfidenten gewählt 

., wird, aus drei fonfligen Senatsmitgliedern ber erften Ordnung, von 
welchen wenigftens der eine ein Recdytsgelehrter feyn muß, und welche 
auf drei Jahre per Scrutinium vom Rath gewählt werden, aber im⸗ 
mer reeligibel find. 

Re. Im. Verhinderungsfalle vertritt der aͤlteſte Rath die Stelle des Präfis 
Mm — 
Dieſes Appellationsgericht bildet in denjenigen Sachen, welche als min⸗ 
deren Belangs bei dem Stadtamte, oder bei dem Landamte in erſter In⸗ 
ſen angebracht werden muͤſſen, und an das Stadtgericht in 2 Inſtanz 
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gelangt find, die dritte und legte Inſtanz, in denjenigen Sachen aber, welche 
bei dem Stabtgericht in erjter Inftanz -vorgelommen find, die. zweite, fo daß 
in biefem Falle gegen deſſen Erkenntniſſe das Remedium transmissionis 
actorum in vim revisionis, oder die fernere Berufung an das gemeinſchaft⸗ 
liche Dberappellationsgericht ber freien Städte, nad jenen. Beftimmungen, 
welche darüber im der Proceforbnung werden getroffen werden, Statt findet. 

Ferner wird am dieſes Appellationsgericht der Recurs von den Sg 
und Gonfiscationserkenntniffen der abminiftrativen Stabtämter, beffen in 
Artikel 27. gedacht worden, ergriffen. 

Hierunter find jedoch bloße Straf» und Confiscations⸗, Mitberungss - 
oder Erlaſſungsgeſuche aus Gnaden, nicht begriffen, fondern dieſe werden 
bei dem ganzen Senate angebracht und von bemfelben. erledigt. 

Endlich ift das Appellationsgericht zugleich das Criminalgericht für bie 
biefige Stadt und deren Gebiet. 

Peinlihe Erkenntniffe auf Lebensftrafe, oder auf eine derſelben nahe 
kommende Leibesſtrafe werden, dem ganzen Senate vor dem Vollzuge zut 
Beſtaͤtigung oder Milderung vorgelegt, ſo wie denn uͤberhaupt Abolitions-, 
Strafmilderungs- und Erlaſſungsgeſuche in allen peinlichen ober polizeilichen 
Strsffällen dem ganzen Senate vorbehalten find. 

Gegen alle peinliche Erkenntniffe des hieſigen Griminalgerichts findet, 
wenn der Derurtheilte die Koften felbft beftreiten kann, eine weitere Bertheis 
digung und Verfendung der Acten an eine auswärtige Rechtöfacultät Etatt. 
Menn aber das Stadtärarium die Koften beftreiten foll; fo kann nur die Acten⸗ 
revifion dahier bei dem nämlichen Gerichte durch Anordnung eines andern 
‚Referenten verlangt werden; es waͤre denn, daß auf eine mehr als dreimos 
natliche Gefängniß= oder Schanzenftrafe erfannt worden wäre, welchen Falls 
bei der Armuth des Sträflings das Aerarium bie Koften der weiteren Dev 
theidigung und Aetenverfendung zu übernehmen hat. 

1, b) Peinlihes Verhoͤramt. 

Art. 30. Das peinliche Verhöramt verbleibt bei ber jegigen Einrich⸗ 
tung mit dem Bufage, daß der zeitige jüngere Buͤrgermeiſter das Prafidium 
dabei fuhrt. Wenn der zeitige Criminalrath durch Krankheit oder Abweſen⸗ 
heit verhindert wird; fo hat das Griminalgeriht eines feiner jlngern Mitglies 
der zue interimiftifchen Uebernahme der Functionen bed Griminaltaths * 
committiten, welches dann hierzu allerdings verbunden iſt. 

I. Das Stadtgericht. 

Art. 31. Das Stadtgericht, ald Gericht erfter Inſtanz für alle: dem 
Stadtamt und dem Landamt nicht zugetwiefene Rechtsſachen, und als zweite 
Inſtanz für diejenigen, wo jene Aemter in erfter entfcheiden, bildet zugleich 
das obervormundfchaftliche Amt. 

Es wird, außer dem Director, mit fieben vechtsgelehrten Senatören Ber 
zweiten ober auch der erften Ordnung befegt. 

Aus allen Rechtsgelehrten des Senats erfter und zweiter Drbnung wählt 
der Senat duch Sceutinium einen mitarbeitenden Director auf ein Jahr, 
welcher nur im naͤchſtfolgenden Jahre nicht reeligibel iſt. J 

Seine Stelle vertritt im Verhinderungsfalle der aͤlteſte Rath. 

Als Mitglieder des Stadtgerichts werden ſaͤmmtliche ſieben heegelehrt⸗ 
Senatoren auf drei Jahre gewählt, find aber nicht nur reeligibel, ſfondern 
müffen ſich auch biefe Wahl fchlechterdings gefalfen laffen, und ändert das 
Sortrüden auf die erfte Rathsorbnung bierunter nichts. 

Zwei dieſer Senatoren und Stadtgerichtsräche werden zur Curatelſection 
vom Senate auf drei Jahre deputirt, umd wird ihnen rin im — 
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fache geuͤhter Rathsverwandter der dritten Ordnung, von jenen, welche bie 
—— Rathsverſammlungen nicht beſuchen, zur Huͤlfe beigegeben. Auch 
dieſe ſind reeligibel. 

Bon allem und jeden Erkenntniſſen und Verfuͤgungen des Stadtgerichts, 
ohne Ausnahme der in. Concursfaͤllen und ſonſten ergehenden Straferkennt⸗ 
niffe, Perfonalareflverfügungen und dergleichen, kann an das Appellations⸗ 
gericht die Berufung ergriffen werden. 

I. Stadtamt und Landamt. 

Art. 32. Das errichtete Stadtamt eben ſowohl, als das Landamt, 
follen zur Erleichterung des Stadtgerichts, und um den bhiefigen Bürgern 
und den Landbewohnern in Mechtöftreitigkeiten von minderem Belange eine 
beförberfiche und wenig Eoftfpielige Juſtizverwaltung zu verfchaffen, auch bie 
Entſcheidung in brei einheimiſchen Inſtanzen für ſolche Rechtsſtreitigkeiten 
möglich zu machen, Fsctbeftehen. 

Megen der Gompetenz dieſer beiden Zuftizimter, fol mit Abftellung 
aller hohen Taren und Gebühren, nach vernommenem gutachtlichen Vorfchlage 
der beiden höheren Juſtizbehoͤtden, das Weitere dom Senate an den geſetz⸗ 
gebenden Koͤrper gebracht werden. | 

Menn gleich bei diefen Juſtizbehoͤrden ber fummarifche Proceß Statt 
findet und jedem litigirenden Theile freiftehet, feine Angelegenheit perfönlich 
und mündlich zum Protocol! zu verhandeln; fo ſoll doch auch Niemandem 
ferner verwehrt ſeyn, fchriftliche Meceffe flatt der mündlichen bdafelbft eins 
jureichen. 

‚ In Sälfen, wo bie beiden Stabtamtmänner verfchiedener Anficht fi find, 
holten fi fie den zeitigen Landamtmann zu den Entſcheidungen beizichen, 

Altgemeine, das Gerihtswefen angehende, Verordnung. 

Art. 33. Da jeder Gerichtsftelle ihr Witkungskreis angewieſen ift, und 
ſoweit es noch nicht gefchehen, in ber zu entwerfenden Gerichts- und Pros 
ceßordnung angewieſen werden foll; fo darf feine ber hiefigen höheren Ges 
tichtöftellen Gegenftände, welche mac) dev. Gerichtsordnung zu eigenem oder 
ihtes Ganzleiperfonals Reffort, und nicht zur Competenz des Stadtamtes oder 
des Landamtes gehören, von ſich ober ihrer Ganzlei an letztere auftragsweife 
verweifen, fondern folche Commiffionen müffen Mitgliedern des Gerichts, oder, 
nach — dem eigenen Canzleiperſonale aufgetragen werden. 

In Handelsſachen ſollen die Gerichte, nach Befinden, das Gutachten der 
Handels kammer erfordern. | 

Wenn in Givilrechtöverhandlungen den Parteien oder ihren Anwaͤlten 
und Advocaten Strafen angeſetzt werden; fo kann nicht nur davon ber Res 
curs an die höhere Inſtanz ergriffen werden, fondern es foll auch den Ge: 
tichten frei ftehen, die angefegten Strafen auf besfallfige Imploration zu mils 
dern , oder aus bewegenden Gründen ganz zu erlaffen. 

"ever hiefige Bürger kann, zwar nicht-in der erften Inſtanz, aber doch 
bei dem Appellationsgerichte, auf Verſendung der Acten ad concipiendam 
sententiäm antragen, zu welchem Ende, wenn das: Gefuch ſogleich im Gras 
vatoriallibell angebracht wird, das. Appellationsgericht in ſolchem Falle die 
Appellation ohne Unterſchied gu recipiren hat. 

u mise; und. Executoi- im Civilibus 

Art. 34 Weil BETA} >" 3! |Twap P7 Bu) Ce 

"a) zu ben —— if feneht ber. Juſtiz⸗ als Ami: 


: niſtrativ 1 Ar sr 
b) zur —X ung te oh I, in weichen Vormunder — „Susatoren zu 


1172 Frankfurt am Main 7 


beſtellen ſind, und zu deren Vorſchlag an die vormundſchaftliche Bes 
hörde, auch zu dem eingeführten Signiren der Beerdigungserlaubniß, 
wofür aber in Zukunft nichts ad Aerarium zu bezahlen iftz 

ce) zur Direction der Verganthungen sub hasta publica, fo wie 

d zur-Mahrung ded interesse fisci in Recursfaͤllen gegen Straf» umd 
Gonfiscationserkenntniffe der Verwaltungsämter, eine persona publica 
ohnehin erforderlich ift; fo foll zu diefen und etwa andern: analogen 
BVerrihtungen ein: Fiscalis und -Executor in .Civilibus (vormaliger 
Oberftrichter) wiederum angeftellt werden, welchem von allen. hiefigen 
Verwaltungs > umd Suftizbehörden desfaltfi ige Aufträge gefchehen Eönneng 
und dem, je nach Belchaffenheit und Wichtigkeit des Falles, aus ber 
Zahl der hiefigen ‚Advocaten, von dem Senate oder von dem Verwal⸗ 
tungsamte ein Advocatus fisci beigeordnet wird. 


Bon ben geiftlihen und Schulſachen. 
Allgemeine Grundſaͤtze. 

Urt. 35. Ale und jede fowohl chriftliche und andere Firchliche Gemein⸗ 
den, gleichwie fie auf den Schus des Staats Anſpruch zu madyen haben, 
find auc der DOberaufjicht des Staats untergeordnet, und dürfen keinen bes 
fondern Staat im Staate bilden. 

Allgemeine, von den unmittelbar vorgefegten kirchlichen Behörden 
eines Religionstheils verfaßte, Verordnungen bedürfen der Sanction bes 
Staats; — rein biſchoͤfflichen Dioͤceſangerechtſamen — fo viel die katholiſche 
Gemeinde betrifft — mie ſolche nach geläuterten Grundfägen des teutfchen 
Staats: und Kirchenrechts, ohne Nüdfiht auf das, nicht ferner anwendbare 
Entſcheidungsjahr des meftphälifchen Friedensinftruments, beftehen, oder in 
Zukunft durch Concordate für ganz Teutſchland regulirt werden dürften — 
durchaus unvorgreiflich. 

Dem gefammten Senate bleibt bie Oberaufficht übertragen, und dem 
gefeßgebenden Körper ift die Sanction organifcher Einrihtung und bie Ges 
nehmigung allgemeiner Verordnungen vorbehalten; doch kann der Senat in 
Fällen, in welchen nach bekannten ftaatsrechtlichen Principien das landeshert⸗ 
liche Placet zu bifhöfflichen Anordnungen vor deren Vollzug erfordert wird, 
ſolches ertheilen. 

Sede Gemeinde der drei chriftlichen Gonfeffionen beſorgt, abgefondert 
unter der gedachten Oberaufficht des Senats und der Sanction des . 
ihre religiöfen, kirchlichen, Schulz und Erziehungsangelegenheiten. 

I. Proteftantifde Gemeinden. 
a) Proteſtantiſch-lutheriſche. = 

Art. 36. Für die refigiöfen, Eichlihen, Schul: und Erziehungsane 
gelegenheiten der proteflantifc= utherifchen - Gemeinde wird das unter dee 
— ſchon beſtandene lutheriſche Conſiſtorium hergeſtellt. Es deſteher 
daſſelbe 

1 und ) aus zwei tutherifchen Senatoren. ber erfien ober. mwellen Rathe- 
ordnung, wovon der ältere das Directorium führt; Nail; 
3. 4. und 5) aus dem Senior des — Miniſtreiume 
und den zwei vordetſten Pfarrherren, als Conſiſtarialtaͤthen, — 
6) aus einem rechtsgelehrten Conſiſtorialrathe. I tr 
Letzterer wird fo gewaͤhlt, daßn bas Conſiſtötium, "ade vernommenem 


ecenvorſtnde dem, Senate drei Subjecte vorfdtäge, woven biefer 
einen w aͤhlt. u SITE fü sh 70 RL 3972 —9 ẽ 
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* Mit Ausnahme‘. der Ehefachen, welche an das Stadtgericht verwieſen 
bleiben, -ift der Wirkungskreis dieſer Behörde ‚ganz der naͤmliche, mie folcher 
vor dem Jahre: 1806 geiwefen, nur daß fie allein: auf atheriſche ra 3, 
Sehen: und Schulſachen beichränft ift. 

F b) Proteſtantiſch⸗ reformirte Gemeinde. 

Kt. 37. Dem freien Willen und Gutbefinden der — hieſ i⸗ 
gen Gemeinde bleibt die Errichtung eines refotmirten Conſiſtoriums unter der 
Direction zweier : veformirten Rathsglieder, nach dem Muſter des evangeliſch⸗ 
lutheriſchen/ uͤbetlaſſen. 

- Da-inwifchen dieſe kirchliche Gemeinde alle Koften ihres Retigionseuls 
tus, vertragsgemäß, ohne Concurrenz des Stadtärarii aus eigenen Mitteln 
biäher befttitten hat; fo fol, fo lange dieſes Verhaͤltniß fortbefteht, felbft in 
dem Falle der Errichtung eines eigenen reformirten Gönfiftoriums, doch der 
teformirten Gemeinde oder den Behörden, welche fie dazu beſtimmt, ausſchließ⸗ 
lich alle: jene: Befugniffe verbleiben, weiche biefelbe bisher durch Wahl: und 
Einberufung ihrer Prediger, Kirchendiener u. dergl. ausgeübt hat. 

U. Katholiſche Gemeinde. 
Kath olifche Kirhens und Shulcommiffion. 

Art 38. Bu Beforgung der Kirchen⸗, Schulz und Erziehungsfachen 
ber hiefigen Eatholifchen Gemeinde befteht die rubricirte befondere Commiffion. 

Zwei Eatholifhe Senatoren: der erften oder zweiten Rathsordnung, der 
zeitige Parochus, einer "der Kirchendirectoren, nebſt einem verbuͤrgerten Rechts⸗ 
gelehrten, welcher eben ſo, wie jener des lutheriſchen Conſiſtoriums, vorgeſchla⸗ 
gm, und vom Senate gewählt wird, bilden dieſelbe. 

Dotation der lutheriſchen und katholiſchen Kirchen, mit Bor; 
behalt des etwaigen ee ber teformirten. 
iche 

Art. 39. Es fol, nach ausgemitteltem Bedarf, für die eigene Dota: 
tion des Iutherifchen und Eatholifhen Religionscultus und Schultvefeng geforgt 
werden, und zu dem Ende Vorfchläge des Senats an den gefeggebenden Kör: 
per gelangen. Immittelſt werden die Koften aus den bazu bereits beſtimm⸗ 
ten Fonds, und foweit diefe nicht zureichen, aus dem Stadtärario beſtritten. 

Der veformicten Gemeinde foll hierdurch an ihrem wirklichen ober ver? 
meinten Rechte auf gleichen Anſpruch nichts benommen ſeyn. 


Kirchenvorſtaͤnde der drei chriſtlichen Gemeinden. 

Art. 40. Eine jede der drei chriſtlichen Gemeinden kann, außer jenen 
fur ihre veligidfen kirchlichen und Schulangelegenheiten forgenden Eonfiftorien 
und Commiffionen, noch überdem einen befonden kirchlichen Gemeindevor: 
fand anordnen. 
ſchlagenden Behörde zu vertreten, über die dußere en zu nahen baß 
Kichengut zu verwalten, für die Unterhaltung der Kirchen und Pfarchäufer 
zu forgen, die niedern Ki rchenofficianten zu ernennen und zu inſpiciren. 

Das hiefige Gymnaſium und andere gemiſchte Lehrinſtitute. 

Art. 440 Das hieſige Gymnaſium ſoll kuͤnftig eine, allen chriſtlichen Confeſ⸗ 
ſionen gemeinſchaftlich angehoͤrende, juͤdiſche Religionsbekenner nicht ausſchließende, 
jedoch dern evangeliſchen Conſiſtorio wie ehedem allein untergeordnete Unter⸗ 
richtsanſtalt ſeyn und- bleiben. In dieſem Falle ſollen die katholiſchen Schuͤler 
des Gymnaſiums ihren eigenen Unterricht in der Religion, und, wenn es 
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gewuͤnſcht wird, auch in andern wiſſenſchaftlichen Zweigen erhalten und be⸗ 
halten; auch bei der Wahl der Lehrer durchaus keine Rüdficht auf ein be- 
fonderes chriftfiches Bekenntniß genommen werden. Sollte aber die katholiſche 
Gemeinde die Wiederherftellung des Fridericlanums, als des vormaligen katho—⸗ 
liſchen Gymnafiums unter ihrer alleinigen Direction, lieber müniden; fo ift 
fofort diefe Wiederherſtellung vorzunehmen, 

Andere gemiſchte Privatinftiture, in. welchen ber Religionsunterricht nach 
ben proteftantifihen und katholiſchen Religionsbetenntniffen ertheilt- wird, ftehen 
unter einer, aus den proteftantifchen Confiftorien und der Batholifchen Kicchens 
und Sculcommiſſion delegirten, Inſpectlon von Mitgliedern auer drei Con: 
feffionen. 
* = den Aitributionen biefer gemüfgten Commilßen weht (me: bie 

t 

a) über die Behranfkatten der jubiſchen Gemei 

b) uͤber die. Führung der Richenbkcher mit Ent * in Sn 

bvburis⸗ und Sterbeliften, > 3... 

c) über die Kirchhoͤfe und Begräbn fachen, und 

d) die Handhabung der Sittenpoligei „bei is Ehen „au Ertheis 
Lung der Dispenfation in bürgertich ber tenen a ed Eingehung 
ſolcher Ehen. 

Kirchen⸗ und Schuldienſte. 

Art. 42. Im Betrachte der großen Zahl der Franthuct. und in 
Sachſenhauſen wohnenden Lutheraner, ſoll die Zahl der lutheriſchen Pfarr⸗ 
herren fuͤr beide Gemeinden nie unter zwoͤlf ſeyn, auch, um Einheimiſche zu 
dem Studium ber Gottesgelahrtheit aufzumuntern, zu dieſen Pfarrſtellen und 
zu jenen auf hieſigen Dorfſchaͤften keine Candidaten der Theologie befördert 
werden, welche nicht emtiveder eingeborne Bürger find, oder täten fie dieſes 
nicht, doch feit zehn Jahren im hiefigen Buͤrgerrechte ſtehen. 

Bei ‚Vergebung, anderer Lehiftellen der Sprachen und Wiſſenſchaften, 
leidet dieſes jedoch eine Ausnahme, und find ſolche überhaupt unter der all: 
gemeinen Vorfchrift des Art, 6, eben fo wenig, als die bei den Religions⸗ 
cultus ber Eatholifchen und ‚teformirten Gemeinden erforberliche Pfarcherren 
und —— begriffen. | 
| Dod muß ein ‚jeder, der zu einem Kichens ober ai anher 
berufen wird, das hiefige Bürgerrecht annehmen. 


Differenzien in Kirchen: und Säulfaden. 

Urt. 43. Ale entftchende Differenzien der Mitglieder beider proteſtan⸗ 
tiſchen Conſiſtorien und der katholiſchen Kirchen- und Schulcommiſſion unter 
ſich; — alle Klagen der beſonderen Religionstheile oder einzelner Mitglieder 
uͤber Mißbrauch oder Ueberſchreitung der Befugniſſe der angeorbneten kirchli⸗ 
chen Behörden, koͤnnen bei dem Senate ‘angebracht werden. 

Diefer laͤßt die Beſchwerden duͤrch Senatsmitglieder des betreffenden Re⸗ 
ligionstheils unterſuchen, und hilft, nad) eingelängtem Berichte, gegründeten 
Befchwerden ab, duch) — RE) det gen Behörden F— das gehoͤ⸗ 
rige Geleiſe. 

Etwaige — in alien Wegen zu permmelbenie Serungen ber. ——— 
Hriſtlichen Gemeinden unter ſich, ſey es Liber deligioͤſe und kirchliche Gegen 
ſtaͤnde oder Über vermeinte Rechte, welche als davon et in un 

erlich be 


genommen werden, follm, fo viel nur m immet un! 
gelegt werben, 


Groänzungsacte vom 18. Zuli 1816, 1175 


Dem Senatt vorbehaltene firhlihe Anordnungen. 

Art. 44. Vorhbergehende, zeitige Birchliche Anordnungen, welche in allen Staa⸗ 
ten von der weltlichen Obrigkeit auszugehen pflegen, alle drei chriftliche Confef: 
fionen in gleicher Maafe betreffen, und auf den verfchiedenen Religionscultus 
an und für fich keinen Einfluß haben, 3. B. die Begehung und Anordnung 
von Dankfeften wegen wichtiger mweltlicher Ereigniffe und dergleichen, verfügt 
ber Senat, bald nach / eigenem Gutbefinden, bald nad) dem Vorſchlag ber 
verschiedenen kirchlichen Behörden, und macht legteren folche zur Befolgung 


Ständige Bürgerrepräfentation ober Bürgerausfhuß 


(vorhin Bürgercolleg). 

Art, 45. Außer dem Senate, als dem Regierungs⸗ und Verwaltungs: 
collegio, beftchet fortwährend eine eigene Bürgerrepräfentation oder ein Bürs 
gerausfihuß von 51 hiefigen Bürgern, gewählt aus allen Ständen ber hiefi: 
gen chriſtlichen Bürgerfchaft, mit Beruͤckſichtigung aller drei chriſtlichen Con⸗ 
felfionen, von welchen fich zu “aller Zeit mehrere Mitglieder darin befinden 
müffen. Stets ſoll aud)  diefes buͤrgerliche Repräfentationscoleg wenigſtens 
ſechs Rechtsgelehrte in ſeiner Mitte zaͤhlen. 

Dieſer Buͤrgetausſchuß waͤhlt ſich ſelbſt einen Senior auf drei Sabre, 
welcdyer aber fortwährend veeligibel ift. Er. nimmt auch auch einen rechisgelehrten 
Gonfufenten an, und kommt mit dem Gewaͤhlten Uber die Zeit und Beding- 
nifje nach Gonvenienz überein. ' 

-, Sollte die Erfahrung die Zahl von 51 Mitstiedern des Bürgerausfhuf: 
ſes als zu gering bewähren; fo kann das Collegium auf eine Vermehrung 
bei dem gefeßgebenden Körper antragen. " 


Wahlart der Mitglieder: des Bärgerausfhuffes, | 

Art. 46. Abgeſehen von: der tranfitorifchen erften Wahl des Bürger: 
ausfchuffes, fouU die Wahl der Mitglieder deffelben bei Green! erledigt wer: 
denden Plägen. folgendermaßen geſchehen. 

Der Buͤrgerausſchuß waͤhlt aus feiner Mitte ſechs Perſonen, und ein 
Gleiches geſchiehet von jenen 45 Bürgern, we einen Tpeit des gefeggeben: 
den Körpers ausmachen. 

Diefe 12 Wahlherren treten zuſammen und waͤhlen durch abſolute Stim⸗ 
menmehrheit drei qualificirte Subjecte. 

Sie begeben ſich hierauf in das verſammelte Colleg der ſtaͤndigen Buͤr⸗ 


gerrepraͤſentation, und es wird in ihrem Beiſeyn die Kugelung — — 


ſofort auch dem Senate die getroffene Wahl bekannt gemacht. 


Qualification der Mitglieder des Bürgeraus— 
ſchuſſes. 
Verpflichtung zur Annahme. 
Entfchaldigungsgrünbe. 

Art. 47. Jebder chriſtliche hieſige Bürger, ohne Unterſchied der Con- 
feſſion, des Standes und Gewerbes, welcher nicht bereits in andern Dien- 
ften des hHiefigen Staats fleht, kann in den Bürgerausfhuß gewählt werden. 
— In Anfehung der Verpflihtung zur Annahme, verbleibt es bei demjeni⸗ 
gen, was unter der veichsftädtifhen Verwaltung als Gefeg gegolten hat. 
Hierbei treten folgende nähere Beflimmungen ein: 

a) Solche Bürger, welche Art. 12. von ber Wahl in den gefeßgebenden 

Körper ausſchließt, find auch nicht wahlfaͤhig zu dem Bürgercollegio. 
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b) Bater und Sohn, Bruder, Schwiegerfohn und Schwiegervater, koͤn⸗ 
nen nicht zu gleicher Zeit in den Bürgerausfhuß gewählt werben. 
Wenn jedoch das Affinitätsverhältniß erft entſteht, zwifchen Perfonen, 
die bereitd im Golleg find; fo veranlaßt dies keine Nothwendigkeit 
zum Austritt. 

c) Wer zur Zeit der Mahl bereitd 60 Lebensjahre vollendet hat, ift 
zwar mwahlfähig; er kann fid) aber — wenn, er will — die Annah⸗ 
me verbitten. 

d) Die Mitglieder des Bürgerausfchuffes bleiben es lebenslänglih, da= 
fern fie nicht in den Senat gelangen. 

e) Wenn jedoch ein hiefiger Bürger 5 Jahre lang im Bürgerausfhuß 
gefeffen hat; fo kann er um feine Entlaffung nachſuchen. 

f) Da 8. möglich wäre, daß ein folher wegen: vorübergehender. Ver— 
hinderungen, als Schwächlichkeit der. Gefundheit, vorhabender Reifen, 
überhäufter Gewerböbefhäftigungen u. dergl. feine Entlaffung nahme, 

ſich aber nad) in der Folge gehobenem Hinderniß den Rüdtritt in 

biefes Colleg wohl gefallen ließe; fo :follen folhe Perfonen immer 
veeligibel feynz; ed hängt aber von ihnen ab, ob fie bie Wahl EM 
men wollen oder nicht. 


Wirkungskreis der ſtaͤndigen Bürgerrepräfentation. 

Art, 48. Der Wirkungskreis des ſtaͤndigen Buͤrgerausſchuſſes verbleibt 
der naͤmliche, wis ſolcher durdy Eaiferliche Refolutionen in der alten reichs⸗ 
frädtifchen Verfaffung ſich beſtimmt findet, infofern nicht diefe Conſtitutions⸗ 
ergänzungsacte duch Eintichtung der jährlichen geſetzgebenden Verſammlung 
und deren Attributionen darin, in gleichet Maaße, wie bei dem Senate, 
eine Abaͤnderung eingefuͤhrt hat. 

Der Burtgerausſchuß foll aber, wenn nicht wenigſtens zwei Drittheile 
— Mitglieder in der Verſammlung gegenwaͤrtig ſind, keine Entſchließung 
aſſen 

—— Revifionscolleg (vormals Neunercolleg). 

Art. 49. Das: unter:'der reichsftäbdtifhen Regierung . beftandene Neu: 

nercolleg ſoll künftig nicht; roehr als. vom Buͤrgerausſchuß getrennter Körper 
beſtehen, fondern der Bürgerausfhuß hat zu dem ſtaͤdtiſchen Rechnungsrevi⸗ 
ſionsgeſchaͤfte neun ſeiner Mitglieder, welche übrigens im Bürgerausihus Sig 
und Stimme behalten, zu erwählen. In Anfehung diefes befonderen Rech: 
nungsrevifionsgefchäfts ftehen diefe Mitglieder des Bürgerausfhuffes in befon: 
deren Pflichten, und find von dem Gollegio der Öler unabhängig. 
“ Sie können auch, in Beziehung auf diefes Rechnungsrevifionsgefchäft, 
collegialifhe Erklärungen an das Golleg der Hier und an den Senat abge: 
ben, und bedürfenden Falles, wie ehehin, einen‘ rechtägelehrten Actuar annch- 
men, welcher zugleich hee Regiſtratur — 


Se i 
Art. 50. 

‚ a) Soll in den, ri ber alten Staatsverfaſſung a in: ber beliegenden 
Ergaͤnzungsacte enthaltenen organiſchen Geſetzen eine Abaͤnderung vor⸗ 
genommen werden; ſo wird, um eine ſolche Abaͤnderung in Delibe⸗ 
ration ſetzen zw. koͤnnen, erfordert, daß der Senat und der geſetzge⸗ 
dende Korper daruͤber beide, und zwar durch eine Mehrheit dei Stim⸗ 

men von zwei Drittheilen in jedem Körper, für diese Ben vor: 
erſt bejahend entfchieden haben, 


Ergänzungsärte aom 18. Juli 1816. 1197 


Aſt nicht beſahend entſchieden worden; ſo karnm der Gegenſtand 

af nad drei Jahren wieder in Vorſchlag gebracht: werden. "Sim Ges 

m... gemfalle wird der Gegenftand in dem gefeßgebenden Körper in Dei» 

beration gefegt, und über die. Annahme: oder: Nichtannahme der ih 

Vorſchlag gekommenen Abänderung geftimmt. Zur Annahme wird 

eine Mehrheit: dev, Stimmen. von zwei Drittheilen erfordert. Wenn 

aber auch diefe Annahme befchloffen iſt; fo erhält der Beſchluß body 

aur erft dann Gefegeskraft, wenn über denfeiben in den drei vetſchie⸗ 

denen Abtheilungen der Bürgerfchaft duch die Mehrheit abgeſtimmt 

worden, und zwei Abtheilungen für die Annahme geftimmt haben, - 

b) Die authentifhe Erklärung aller Artikel diefer Conftitutionsacte ges 
- vor die gefeggebende Verfammlung. | 

Endlich 

ec) ſollen dem geſetzgebenden Körper ſaͤmmtliche bet. der Commiffion der 

All von Seiten: der. töblichen Bürgerfchaft übergebene Monita, fanmt: . 

det: daruͤber geführten Regiftratur vom Senate zugeftellt werden, um 

von den darin enthaltenen guten: und gemeinnügigen Vorfehlägen, 

infoweit ſolche allzufehe ins Specielle eingehen, und eben darum von 

. dee Commiſſion dev AIII vorerft nicht benugt: ... Dranien, har 
ü Bufunft. geeigneten. Gebraudy zu machen. : 


Eranfitorifce ES, j : Hac 


Art. 51. 1. Die ſaͤmmtlichen jetzo lebenden Meitglieder des — 
mit Einſchluß der bisherigen vier Syndiken und Appellationsgerichtsraͤthe, 
ſind und werden hiermit in ihren Rathsaͤmtern und Würden, ein. jeder nach 
frinem bisherigen Rang und Ordnung, beſtaͤtigt. 

:* Diejenigen unter ihnen, welchen: auf ihe Anfıschen wegen‘ Alters ‚oder 
koͤrperlicher· Schreäche ‚vom. Senate mit Entlaſſung willfahrt erden kom, 
behalten den dermalen genießenden vollen Gehalt, 

I. Der Senat in feinem jetzo lebenden Mitgliedern, mit Einſchluß se 
vier Syndiken, wird alsbald nach Genehmigung diefer Conſtitutionsatte aut: 
hßerordentlicher Weiſe — wie ſolches zur Zeit des errichteten alten Buͤr⸗ 
DEREN —— 
vermehrt. | 
Zwei: werden auf die britte Rathsotdnung aus den. zunftigen — 
kern, und 18 auf die zweite Rathsotdnung gewaͤhlt. 

Unter den letztern 18 muͤſſen ſich, um das, in ſeinem jetien Br 
Corpus Senatus nicht gehörige, Perfonale, mit dem Vollzug dieſer Con⸗ 
flitutiongergänzungsacte für aufgehoben erklärt werdende. bisherige Gericht er⸗ 
fter Inſtanz . erfegen. zu können, 12 Rechtsgelehrte befinden, während: die 
ſechs andern aus den Adeligen, amgefehenen Handelsleuten, Rentenivern und 
Gutsbefigern gewählt werden koͤnnen. 

Auch ſollen unter den 20: zu wählenben Rathegtiebern dieſes Mat we⸗ 
nigſtens vier: der katholiſchen und zwei ber reformirten Religion zugethan feym! 
Um die Gleichſtellung der Anzahl ber Mitglieder der erften und zweiten Raths⸗ 
ordnung herzuſtellen, ruͤcken fo viele der jegigen Mitglieder der zweiten Ord⸗ 
nung auf die erſtere uͤber, als hierzu — nachdem die Syndiken unter die 
Mitglieder der erſten Ordnung nach ihrem jetzo habenden Range mitgerech⸗ 
net worden — woͤthig iſt, ohne jedoch darum, fo. lange nicht die be— 
ſtimmte Zahl von nur 14, mit Einſchluß der vier Syndiben, hergeſtellt iſt, 
den hoͤhern — der ie Diicher der erſten — in — nehmen 
zu dürfen... 
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II. Wer von den jegigen Raͤthen des Gerichts erfter Inſtanz bei der, 
von ihnen felbft angetragenen und allgemein gewünfchten, veränderten Ge 
tichtsverfaffung nicht alsbald in den Senat gewählt wird, verbleibt in dem 
vollen Genuffe feines jegigen Gehalts, muß ſich aber in andern, feiner jegi> 
gen . Kategorie a ig tun angeſehenen, Stadtdienſten, fobald fol= 

ches en oder in. Zukunft ihm angeſonnen wird, gebrauchen und anſtel⸗ 
laſſen 

IV. Zwar behält der zeitige bisherige Stadtſchultheiß lebenslaͤnglich ſei⸗ 
nen Rang als vorderſtes Rathsglied, und iſt als Schultheiß Praͤſident des 
Appellationsgerichts; dahingegen wird vom Senate ſofort nach erfolgter Wahl 
der 20 neuen Rathsglieder zu einer neuen Wahl ber Buͤrgermeiſter und Bes 
ſetzung aller Stabtämter, weniger nicht der. Gerichte, ſoweit Letzteres nöthig, 
nad) Maaßgabe diefer Conjtitutionsergänzungsacte vorgefchritten. 

: V. Um bie Wahl der. neu aufzunehmenden. Senatsmitglieder, beſon⸗ 
ders aus ben Batholifchen und reformitten Gemeinden, ingleichen bie Wahl 
der. jetzigen Näthe des Gerichts erſter Inſtanz in: den Senat nicht zu er 
ſchweren, fol diefesmal,. und. ohne’ Confequenz für die Zukunft, auf. die aus: 
ſchließenden Grade der Verwandt⸗ oder Schwägerfchaft, fo wenig als auf 
das Indigenat ober den. zehnjaͤhtigen Beſitz des biefigen Buͤrgerrechts, von 
ben Wählenden müffen reflectict, werden; vielmehr: ſollen diefe erfien. Raths⸗ 
mahlen glei, wie fie or Ba befondere Art vollzogen werden, alfo auch 
volllommen frei feym. Nur Zalente, Rechtſchaffenheit, Fleiß und Genuß 
des - öffentlichen Vertrauens follen die Mählenden zu ihrem Augenmerke neh⸗ 
men. Eben fo wenig ift die Verordnung diefer. Sonftitutionsacte, dab zu: 
biefigen Stabtämtern und Dienſten nur ſolche Perfonen‘ gelangen können, 
welche entweder eingeborne Bürger find, oder feit 10 Jahren dahier 
im Bürgerrechte ftehen, auf die — Penſioniſten der hieſigen 
freien; Stadt anzuwenden, vielmehr tritt in Anſehung ihrer eine Aus⸗ 
nahme ein. 

VI. Bis die Anzahl der Rathomitglieder, mit Einſchluß der Syndi⸗ 

fen, auf die Zahl der 42 ſich vermindert hat, werben feine neue Raths— 
wahlen vorgenommen; «8 waͤre denn, daß die Befolgung bes Art, 6. diefer 
Sonftitutionsergämzungdacte, daß nämlich Mitglieder aller drei chriſtlichen 
Gonfeffionen im Senate feyn müffen, ſolche neue Rathswahlen erforderte, 
Auch ſoll erſt, wenn die Bahl dee Rathsglieder auf 42 vermindert worden, 
die dritte Rathsordnung auf 14 vermehrt werben. 
VII. Bei aller Anerkenntniß dert DVerdienfte ber Mitglieder . des bisheri: - 
gen Buͤrgercollegs um: die hiefige Stadt und WBürgerfchaft, fol doch, ung 
dee künftigen neuen ſtaͤndigen Bürgerrepräfentation den eigentlichen Charakter 
einer, von der Bürgerfchaft felhft gewählten, Repräfentation zu verichaffen, 
und um deſſen jetzige Mitglieder von den Collegien der 75. und 45. dies 
fesmal nicht auszufchließen, in Gemäßheit der eigenen Erklärung dieſes Col⸗ 
legs vom 6. November 1815, fofort mach erfolgter Annahme diefer Conti: 
tntiondergänzungsarte, zu einer neuen Wahl des Bürgeransfchuffes geſchrit⸗ 
ten werden. Br 

VII. Die Wahlen gefchehen bieſesmal in nachſtehender Reihenfolge, 
und auf die hierrtächft. befchriebene Weife: 

a) Es wird durch die, in dem Art. 11. dieſer Couſtitutionserg aͤnzungsacte 

angeordneten, drei Buͤrgerabtheilungen ein Wahltolleglum von 76 Buͤr⸗ 

gern formirt. 
b) Diefes Waplcollegium. ber. 75. wählt, nach Att. 12. der Gonftitutionse 
ergänzungsacte, 45 —— Die jetzigen Mitglieder des Buͤrger⸗ 
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collegs find in dieſem tranſitotiſchen Kalle, weder ton der Jahl der 
75 , noch jener’ der 45" ausgefchloffen;, ſondetn koͤnnen durchaus wäh 
len und gewählt werden. 
ec) Bon den 25. hieſigen Bürgern wird fofert der * 51 Perſonen beſte⸗ 
hende Birgerauoſchuß gewaͤhlt, oder, wenn ſie es fuͤr beſſer oder "ger 
— fünden, das ganze Colleg 'der jetzigen Gler, ſtatt einer indi⸗ 
viduellen Wahl ſeinet ee Kara ‚Sr diefem Falle werbent 
‚bie Uebirzähligen allmählig 'i 
Wer im erſtern Kalle aus * 58 Mitgtiedern des Buͤrgercol⸗ 
legs gewaͤhlt wird, nimmt ſeinen vorigen’ Anciennetaͤtsrang en, und 
ob. man gleich zu dem Patriotismus dieſer Bürger - fich verfehen darf, 
daß fie die Annahme bdiefer Wahlen nicht von fi ablehnen merbei; 
ſo Nollen böch diejenigen von ihnen, weiche dem gemeinen Stadtwefen 
+ Schon Fünf: Jahre Tang im Buͤtgercolleg Dienfte geleiſtet haben, zur 
Annahme nicht koͤnnen gezwungen werden." 
9 Hierauf conftituiet ſich das neue Eolleg des Buͤrgerausſchuſſes als 
ſtaͤndige Biregerrepräfentatioh; waͤhlt ſeinen Senior und Confulenten. 
€) Diejenigen Arien. ‚ welche add: der Zahl der 45'Wählenden in den 
Bhrgernuisfchuß etlwa tommen, werden fogleih und ſchon mährend 
des Wahlacts der 51 wieder durch Eimrucken jener, welche bei dem 
 Werfeolfeg ber 75 nach ihnen die mehrſten Stimmen gehabt haben, 
erſetzt. Hierauf vereinigen ſich 
H dieſe 45 mit den 51Mitglledern des neu gewaͤhlten ober reſpective im 
Beſtaͤtigungsfalle — mit den 61 Mitgliedern des beſtaͤtigten Bürger: 
ausſchuſſes, nnd legen in die Hände des älteren Bürgermeifters einen 

MWahleid dahin ab: 

„Daß fie, bei dem ihnen nun obliegenden WBorfchlage zu Mathe: 
„perſonen, lediglich -auf das Wohl der hiefigen Stadt, nad) beften 
„Einfihten, Wiffen und Gewiſſen, Rüdfiht nehmen wollen.” 

Sie machen fofort dur abfolute Stimmenmehrheit einen Vorſchlag 
von vier Candidaten zu Rathöftellen an den verfammelten Senat, woraus 
diefer zwei wählt. Mit diefem Vorſchlage wird fucceffive fortgefahren, bie 
die 20 neuen Rathsglieder gewählt find. 

Doch fteht in dem vorliegenden befonderen Falle nicht nur biefer Ver: 
fammlung frei, in Rüdficht der Verdienſte der Mitglieder des bisherigen Ge: 
richts erfter Inſtanz die fämmtlichen jegigen Stadtgerichtsräthe dem Senate 
zur Aufnahme in das Nathecollegium auf einmal zu präfentiren, fon= 
bern der Kath foll auch ermächtigt ſeyn — ob berfelbe will — dieſe 
in Borfchlag kommende Gefammtaufnahme duch Stimmenmehrheit zu ges 
nehmigen. 


Borfhlag wegen Annahme biefer Gonftitutionsergänzungs: 
acte, durch die Stimmenmehrheit ber hiefigen Bürgerfdhaft. 


Art. 52. Diefer gutachtlihe Entwurf einer Conftitutionsergänzungs: 
acte wird dem Senate von der Gommiffion der XIU fammt den geführten 
Protocollen und bei der Commilfion eingefommenen Monitis mit Bericht 
übergeben. 

Nachdem folcher hiernaͤchſt ſammt dem Commiſſionsberichte, jedoch 
ohne die Anlagen, gedruckt, und in allen Stadtquartieren ausgetheilt wor: 
den, verfügt der Senat bie Abftimmung über die Annahme, mit Sa, oder 
die Nichtannahme, mit Nein, in den Stadtquartieren auf die Weife, daß 
bei den Quartisrvorftänden, mit Zuziehung einiger Beiftände und eines No⸗ 
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tars, ein HProtocol eröffnet wird, - zu welchem eim — Bieflgen.. chriſtlicher 
Bürger, binnen einer zu, beflimmenden Friſt, und. zwar Bern mit Sa 
oder Nein abftimmt. 

Die- Einreichung, anderweiter Modificationen unb Vorfejläge — vr ſchrift⸗ 
liche. Verwahrungen, Erklärungen Mehrerer zuſammen, koͤnnen nach Be⸗— 
ſchaffenheit des Gegenſtandes hierbei um ſo weniger beachtet und angenom⸗ 
men werden, als es theils der geſammten Buͤrgerſchaft um Beendignng des 
bisherigen proviforifchen Zuſtandes dermalen —8 zu thun iſt, und 
anderntheils in dieſer Acte ein gefeglicher., Weg, = u allen fünftighin nöthig 
befunden werdenden weiteren. ‚Abänderungen - und Verbefjerungen der hieſigen 
Stadtverfaffung eröffnet iſt, es auch im ‚der Unmöglichkeit llegt, allen Anſich⸗ 
ten und Wuͤnſchen auf einmal zu gengen. 

Hat die Mehrzahl der geftimmt habenden biefigen criſtlichen Buͤrger 
fuͤr die Annahme zu den Quartiersprotocollen, weiche von dem. Quartier⸗ 
vorftand, den Beiftänden und dem Notar zu beglaubigen und dem ‚Sexate 
einzureichen - find, geſtimmt; fo wird dieſe Conflitutionsergänzungsaste « als 
- BVerfaffungsgefeg vom Senate publicirt und alsbald in, Vollzug geſetzt, 

‚ Granlfet, den 9. Sunius 1816. , 
| Gommiffion der xl 
und in deren Namen,: Kraft befonderen Auftrags 
$. Büchner, Syad. prim. 
3 9. Frehr. v. Leonhardi. 
a ae 00.0 Boertieb a b. R. De. 
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Ueber die Errichtung der Landräthe CProbitzialftaͤnde 
in Bayern. 


Bari im Jahre 1821 beabfihtigte der (1825) verewigte König 
Marimilian Joſeph von Bayern die Errichtung von Provinzial 
ffänden, unter der Benennung: Landraͤthe. 

Es erfchien deshalb am 1. Januar 1822 nachfiehende „Werords 
nung über die Einführung ber Landräthe in ſaͤmmtlichen 
Kreifen des Koͤnigreichs Bayern.” — Die Berwirklihung fand 
aber Schwierigkeiten, fo daß, nach wieberhohlter Berathung diefer wichs 
tigen Angelegenheit mit den verfammelten Ständen, erſt am 15. Auguft 
1823 dad „Geſetz, die Einführung der Landräthe betrefs 
fend,” vom Könige Ludwig unterzeichnet, im Jahre 1832 aber, nach 
dem Antrage der Ständeverfammlung des Jahres 1831, eine Modifica» 
tion der $$. 13 und. 14. dieſes Gefeged, in dem Abfchiede für die 
Stänbeverfammlung befanmt gemacht warb. 


a) Verordnung über die Einführung der Sandräthe 
in iſamumtlichen Kreiſen des Koͤnigreichs Bayern, v. 1. Ja⸗ 
muar 1822, 


Marimit ian Zofephs von Gottes Gnaben König von Baiern. 

In der Abſicht, die zerſtreuten Kenntniffe und Erfahrungen über bie wichtige 
ften Elemente des ftaatöbürgerlihen Zuftandes aus der Mitte der Staatsbürger 
ſelbſt zu fchöpfen, und Unferer Regierung dadurch in ihren Anorbnungen, in Bes 
ziehung auf biefetbe, mehr Sicherheit und Feftigkeit zu verfchaffen, haben Wir, 
Bernehmung Unferes Staatsraths, befchloffen, und befchließen, wie folgt: 

I. Einführung bed Landrathes. 

Es foll künftig in ſaͤmmtlichen Kreiſen Unſeres Reichs ein Landrath beſtehen. 

U. Der Landrath im Rheinkreiſe verbleibt in feiner bisherigen Verfaſſung; — 
der Landrath in ben übrigen ficben Kreiſen des Reiches erhaͤlt — Wir⸗ 


kungekreis: 

— Pe ' Wirtungetteis. an ka 
ee NER: RBefite, ä mit den Bocalverhäleniffer und Bedtrfniffen ver dere 
ſchlebenen eſirke des Kreifes vertraut zu machten, und vorzuͤglich in jenen Ange: 
legenheiten, welche die Nationalptoduetion, ı alfo die Landwirthſchaft,/ den Handel 
und die Sewerbe betreffen, inſoweit Örtliche und individuelle Verhaͤltniſſe hierauf 
Einfluß —— bie Regierungn — VBemerkuagen aufzuklaͤren, und mit ſei⸗ 
nem 


Gutachten a 
2. Er if —— der Regierung, im Falle wahrgenommener GWebrechen 
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in dem Innern ber Verwaltung, feine Wünfhe und Anträge zur Vorlage zu 
bringen. 

3. Er wird, in Folge feiner ftaatsbürgerlidhen Pflichten, in allen Fällen, in 
welchen er von Uns über eine Angelegenheit zu einem Gutachten aufgefordert wird, 
daſſelbe an Uns gewiffenhaft erftatten. 

II. Bildung bes Lanbrathes. 


Da der Landrath, nach feiner Beftimmung, das volle Vertrauen der Staate« 
bürger bed Kreifes genießen muß; fo foll er aus ber Mahl derfelben hervorgehen. 
Die Zahl der Mitglieder Befjelbet wird fuͤr jeden "Kreis auf 20 feftgejegt, welche 
der König mittelft vorgängiger Wahl ernennt. u 

IV, Wählbarkeit. 


16 Zur Gtelle eines Landrathes find, ohne Unterſchied einer Standesklaſſe, 
w 


Ibar: 

a) in ben Städten und Märkten — die Staatsbürger, welche befteuerte Gewerbe 
‘ausüben, naͤmlich: Babrikanten, Handild» und Gewerbäleute; - 

b) auf dem Lande — die Grundbefiger, welche Landwirthſchaft wirklich ausüben. 
Dabei wird erfordert, daß biefelben 1, Im dreijährigen Befige des Gewerbes 
ober des Grunbeigenthumes fich befinden; 2. als Gewerbfteuer wenigſtens 
30 fl., oder als Grundfteuer ein Simplum von menigftens 10 e entrichten; 
8. das 3Ofte Lebensjahr vollendet haben; 4. zu eimer der drei chriftlichen Re⸗ 

Uigionen ſich befennen, und 5. niemals einer Specialunterfuchung ivegen eines 
Verbrechens oder wegen eines, im allgemeinen Strafgefegbuche bezeichneten, 
—— unterlagen, ohne davon ——— zu n. Ausgeſchloſ⸗ 

u ſind; 7 
a) die activen Staatsdiener, wenn fie auch Grundbeſitzer ſind; 

-b) die Pächter von Gewerben und Grunbftäden; 

ec) die Mitglieder der Staͤndeverſammlung, welche zwar Mitglieber bes 

Wahlcolegiums ſeyn koͤnnen, aber nicht gleichzeitig Mitglieder des 


Landrathes. 
V. Wahlart. 
a. der Wahlmänner. 

‚Die Wahl der Landräthe wird am Gige des ig. | durch ein einziges 
Wahleollegium, unter Leitung des Präfidenten und der beiden Directoren, in nach⸗ 
ſtehender Drdnung vorgenommen: W 

1) Eintauſend Familien im Kreiſe geben einen Wahlmann. F 

2) Städte von 1000 Familien und darüber ſtellen eigene Wahlmaͤnner, weiche 
duch den Magiftrat und die Gemeindebevollmädhtigten, unter Leitung bes 
Buoͤrgermeiſters/ gewählt werben. Die Baht zwifchen-1500 unb 2000 wird 

ür bolle 2000 gerechnet. ER | 

3) Städte amd Märkte unter 1000 Familien und bie Ruralgemeinden uͤberhaup 
ftellen gemeinfhaftlihe Wahlmänner, welche durch zwei Verhandlungen ges 
wählt werben. Erfte Verhandlung: Der Magiftrat und bie Gemeinde 
bevollmädpfigten, dann in ben Rurolgemeinden der Ausfchuß einer jeben Ger 
meinde, wählen einen Bevollmächtigten zur Wahl ber Wahlmänner; — zu 
biefer Wahl concurriren auch die in ber Gemeinde begüterten, bie kandwirth⸗ 
ſchaft wirklich ausübenden adeligen und 'geiftlichen Grunbbefiger — entweder 
in eigener Perfon oder durch Bevollmaͤchtigte. Gemeinden von mehr als 

: 100 $amilien wählen für. jedes folgende Hundert einen Bevollmädtigten mebr. 

Bweite Verhandlung: Diefe Bevoumächtigten verfammeln ſich am ige 
bes betrefienden Land: oder Herrſchaftsgerichts, und mählen.von 1000 Fami⸗ 
lien des Gerichtsſprengels einen Wahlmann. Lands und Herrfdaftsgerichte, 
welche nicht volle 1000 Zamilien zählen, haben ihre Bevollmaͤchtigten zur 
Wahlhandlung des nächften Landgerichts zu ftelen. tat ug 
4) Die Bevollmächtigten müffen, wenigſtens bie di: paffiven Wahlfoͤhigkeit für 
- ‚eine Gemeindeftelle- gefeglih erforderlichen igenf aften br und bie 
Wahlmänner Eönnen außerdem nur aus dem hoͤchſtbeſteuerten der 

Gemeinde, zu welchen. fie gehören, gewpaͤhlt werden . 4 
6) Die Sand» und Herrſchaftsgerichte, und die einer Regi unmittelbar an⸗ 
tergeordneten Magiſtrate haben beſondere Liſten der, zut Stelle eines Land⸗ 

—— wählbaren, Staatsbürger zu fertigen, und dieſeibe dev Kreisregierung 
vorzulegen. er re hl TE}, a EEE er r u > 
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VI. b. ver Landräthe durch das Wahlcollegium. 

Die ſaͤmmtlichen Wahlmänner verfammeln fih am Sitze ber Kreisregierung, 
und wählen, nad) genommener Einfiht der Liften, 40 Ganbibaten für den Land» 
vath, und zwar: 10 aus den gewerbtreibenden Staatöbürgern bed Kreifes, wobei 
auf Fabrifanten und die einen Activhandel ins Ausland treibenden Kaufleute eine 
befondere Rüdfiht zu nehmen iſt; — dann 30 Grundbefiger bes Kreifes, welche 
eine Landwirthſchaft ausüben, ohne Unterfihied der Stände, Dieſe 40 Ganbibaten 
für den Landrath follen in obigem Verhaͤltniſſe aus den verſchiedenen Bezirken des 
Kreifes, und mit vorzügliher Rüdfiht auf Staatsbürger von befannten Einfich« 
ten, Erfahrung und Patriotism, zur Hälfte aus Mitglicdern bed Wahlcollegiumt, 
und zur andern Hälfte außer demfelben, ermählt merden. Zur Gültigkeit der Wahl 
eines Landrathes wird bie Anwefenheit von drei Vierthellen der ſaͤmmtllchen Wahl 
männer bes Kreifes erfordert. In allen über bie Wahlart nicht beftimmten Pun« 
cten follen bie zur Mahl der Abgeordneten für die Stänbeverfammlung ertheilten 
Borfhriften bei den Wahlhandlungen für den Landrath in analoge Anwendung 9% 
bracht werben. 

I. | - VIE Ernennung bes Lanbrathes. 

Das Refultat ber Wahl wird dem Eöniglichen Staafsminifterium des Innern 
zur Würdigung nad) den gegebenen Vorſchriften durch den Präfidenten bes Kreifes 
vorgelegt. Zeigen fi dabei Eeine Anſtaͤnde; fo ernennt der König aus den vorge 
ſchlagenen 40 Individuen bie feftgefegte Zahl von 20 Landräthen; — die Uebrigen 
büden die Erfagmänner, aus welchen der König diejenigen beftimmt, welche in dem 
Falle einzutreten haben, wenn bis zur nädhften VBerfammlung bes Wahlcollegiums 
fih cine Eröffnung durch Austritt oder ben Tod, ober eine von dem Staatsmini⸗ 
fterium des Innern, auf das Gutachten der Kreiöregierung, als gültig erkannte 
Ablchnung ergiebt. Die Ernennung bed Königs wird durch das allgemeine Regie 
rungs- und Intelligenzblatt, und in den Kreifen durch die Kreis» Intelligenzblätter 
noch befonders bekannt gemadht. 

VIL Ablehnung ber Lanbratheftelle. 


Zeber Staatöbürger wird es als eine aus dem allgemeinen bürgerlichen Ber» 
bande hervorgehende Pflicht und als eine Ehrenſache erkennen, die durch befonderes 
Bertrauen feiner Mitbürger geſchehene Wahl zum Sandrathe anzunehmen, infofern 
diefelbe nicht aus gültigen Gründen abgelehnt werden kann. Als foldye werben hiers 
burch diejenigen erklärt, aus welchen nad) Zit. I. im II. Abfchnitt $. 44. des Ebicts 
über die Ständeverfammlung die Wahl zur Kammer ber Abgeordneten abgelehnt 
werben kann. Gollte außer biefen gültigen Entſchuldigungsgruͤnden ein gewähltes 
Individuum bie Annahme der Stelle eines Landrathes verweigern; fo foll ftatt feis 
ner einer der Erfagmänner ernannt, und die nicht begründete Ablehnung zugleich 
durch das allgemeine Regierungs⸗ und Intelligenzblatt und das befondere Kreis« 
Intelligenzblatt befannt gemacht werben. 

IX. Erneuerung bes Landrathes. 


Der Landrath wird alle ſechs Jahre nad) obiger Wahlart erneuert; bie aus⸗ 
tvetenden Mitglieder find wieder wählbar. 


X. Verbältniß der ——— insbeſondere zur Regierung, zu 
der Stänbeverfammlung und zu dem Kreiſe, aus welchem fie 
| gewählt find. 

Der Landrath erfcheint in allen feinen Beziehungen ald eine die Regierung 
aufflärende und berathende Anftalt; er kann nie felbftftändig und unabhängig hans 
dein, fondern nur in Folge einer, von der Regierung ausgehenden, Aufforderung, 
oder aus Auftrag derſelben; er darf ſich nie anders ald auf unmittelbare Eöniglidye 
Ausfchreiben verfammeln, oder über die feftgefeste Zeit beifammen bleiben, oder aus 
fer der Verfammlung mit feinen Mitgliedern, Wahlmännern, ober mit bem allge= 
meinen Landtage, oder. mit. einer andern. Behörbe fi in amtliche Correſpondenz 
ſetzen; — es ift ihm nicht erlaubt, förmlidye Inftructionen einzuhohlen oder anzu⸗ 
nehmen, Bekanntmachungen oder Gircularfchreiben zu erlaffen, oder Deputationens 
abzuorbnen. Schreitet der Landrath aus den Grenzen bes ihm angerwiefenen Wirs 
Eungskreifes; fo wird der König beffelben Auflöfung und bie Wahl eines andern, 
nad) den gegebenen Borfchriften, anordnen. 

X. Berfammlung und Gefhäftsgang. 

1. Der Sandrath verfammelt fiy einmal in jedem Jahre; er wird von der 

Rogierung berufen; dur das Kreis: Intelligenzblatt wird die Zeit und der Ort 
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der Verſammlung angegeben; ein jedes Mitglied erhält eine beſondere Einberufungz 
der Sitz der Kreisregierung iſi der gewoͤhnliche Ort der Verſammlung. 

2. Die Gegenſtaͤnde der Berathung gehen von Uns, auf die Anträge Unſers 
Gefammtminifteriums, aus, und werben dem Sanbrathe ſogleich bei der erfien Gi 
sung übergeben. 

8. In Beziehung auf die innere Verwaltung des Kreifes, ſteht ihm bie Bee 
fugniß zu, feine eigenen Wuͤnſche und Anträge an die Regierung zu bringen. 

4. Wir werden die Anordnung £reffen, damit ihm alle, in feinen Wirkungde 
kreis einfchlägige, Materialien von den betreffenden Behörden abgegeben, unb die 
erforderlichen Erläuterungen ertheilt werben. j 
" 5. Zum Präfidenten ber Berfammlung werben Wir jedesmal einen Staats 
rath, oder einen andern Unferer. höhern Staatsbeamten ernennen, welcher dieſelbe 
mit der Vorlage Unferer Aufträge eröffnen wird. Die Sceretaire werben von ber 
Verſammlung felbft gewählt. 

f 6. A Mitglieder des Landrathes leiften in die Hände des -Präfidenten gach⸗ 
flchenden Eid: | 

9 „Ich ſchwoͤre Treue dem Könige, Gehorſam den Gefegen und gewiffenhafte 

„Erfüllung der, dem Landrathe auferlegten, Pflichten.” F 
ut folgenden Berfammlungen wird berfelbe nur von den Neueintretenben 
geleiftet. — 

7. Die Beit der Dauer bed Lanbrathes ift auf 14 Tage feftgefegt; — der 
rn. kann jedoeh nach Gutfinden biefelbe verlängern. 

. Das Protocoll muß täglih von den anmwefenden Mitgliebern unterfchrieben 
werben. Saͤmmtliche, während der Dauer ber Sitzung abgehaltene Protocolle wers 
den dem koͤniglichen Commiſſair übergeben, welcher bdiefelden mit einem ausführlis 
"chen gutachtlichen Berichte dem Staatsminifterium des Innern vorzulegen hat. — 
Dieſes hat den übrigen Staatsminifterien dasjenige daraus mitzutheilen, was in 
ihre Gefchäftskreife einfchlägt. f : 

9. Zur Beforgung der Dienft: und Kanzleigefchäfte werben von dem Lands 
rathe zwei verpflichtete Schreiber für die Dauer feiner Berfammlüng aufgenommen, 
und benfelben cin Bote von ber .‚Kreisregierung beigegeben. Für die Koften der 
Schreibmaterialien und Belohnungen, welche der Präfident begutachtet, wird. Bots 
forge getroffen werben. — Da bie Landräthe ihre Ernennung als eine chrenvolle 
Auszeihnung ihrer Mitbürger betrachten muͤſſen; fo erhalten fie für die kurze 
—*— ihrer Verſammlung weder eine Verguͤtung der Reiſekoſten, noch Tage⸗ 
gebuͤhren. 

10. Ueber die ganze Verhandlung wird nach einem vorgaͤngigen Benehmen 
mit den betreffenden Staatsminiſterien Vortrag im Staatsrathe erſtattet, und es 
werden darauf von Uns die geeigneten Entſchließungen erlaſſen, welche entweder 
oͤffentlich bekannt gemacht, ober in ber naͤchſten Verſammlung des Landrathes dem⸗ 
ſelben eroͤffnet werden. 

XII. Vollziehung. 


Die erſte Wahl des Landrathes geſchieht in ben ſieben aͤltern Kreiſen gleichzef⸗ 
tig im September 1822, fo daß mit dem Eintritte des naͤchſten Etatöjahres Unſere 
Ernennung der Landraͤthe erfolgt feyn Fann. Wir vertrauen, daß die Staatsbuͤr⸗ 
ger Unferd Königreichs in diefer Anordnung einen neuen Beweis Unferer fortgefegs 
ten Sorgfalt für die Beförderung ihres Wohlftandes erkennen, und Unfere wohls 
wollende Abſichten durdy eine reine patriotifche "Mitwirkung unterftügen werben. 

Münden, den 1. San. 1822, ‚ 

Mar Joſeph. 

Graf v. Reigersberg. Fürft von Wrede. ‚Graf v. Triva. Graf v. Rech⸗ 
berg, Graf. v. Thürheim. Freiherr dv. Lerchenfeld. Graf v. Zörring. 
Freiherr v. Zentner. 

Nach dem Befehle Sr. Maj. des Königs: 
| Egid v. Hobel, 
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b) Gef 22 bie: ‚Einführung ber: Eunbsäthe betreffend vom- 


' 


alas, von ‚Gottes. Gnaden Koͤnig von Ban; x. ꝛc. 3% 
Zur, Vereinfachung der innern Verwaltung und zur größern Befeftigung 2 


15. Xug. 1828. 


, 


geordneten Staatshaushaltes durd Einführung der Landräthe in ſaͤmmtlichen 
Kreifen des Königreichs, haben Mir, nad) Bernehmung des Staatsrathe, 
mit Beivach und Zuſtimmung Unſerer Lieben und’ Getreuen, der Stände 
des Reiches, beſchloſſen und verordnen: 


4). 


. 4.) In jedem Regierungsbesirke foll ‚ein Landrath beſtehen. 

.2. Zum Wirkungskreiſe des Landrathes gehört: 
die, Vertheilung der. in dem Rheinkreiſe gefeglich beſtehenden oder der 
daſelbſt oder in andern Kreiſen fünftig ‚noch: gefeglich einzuführenden 
Repartitionsfteuern unter die Steuergemeinden, dann die Befcheidung 
der desfalls unter den Letzteren ſich ergebenden Reclamationen, mit Vor⸗ 
behalt des Recurſes au den Staatsrath. 

Don der Theilnahme an: der Befcheidung folcher Reclamationen find 


| jedoch jene Mitglieder ‚des. Landrathes ‚ausgefchloffen, welche entweder 


2 


— 


ſelbſt dabei betheiliget, oder mit einem Mitgliede der betheiligten Ge⸗ 
meinden in gerader Linie verwandt oder. verſchwaͤgert, oder in der Sei⸗ 
tenlinie bis zum vierten Grade der Eivikcomputation. verwandt find. 

Die Prüfung des: jährlichen: Voranſchlages aller von der Gefammtheit 


des Regierungsbezirkes zu tragenden. nothwendigen und nüglichen Auss 


gaben, der Antrag auf Feftftellung der zur Dedung derfelben. erforbers 


lichen Kreisumlagen, dann die‘ Vertheilung, dee genehmigten Umlagen 


mit Vorbehaltung des Recurſes an den Staatörath. 

Der König wird mit Zuftinnmung der. Stände des Reiches für jeden 
Regierungsbezirt von 3 zu 3 Jahren ein, unäberfchreitbares Marimum 
der zu erhebenden Keeisumlagen, und zwar gejondert 


a) für die. nothwendigen, geſeblich auf die Kreisfonds hingewieſenen 


Laſten, und 
b) für die facultativen, zu gemeinnägigen Zwecken und Anftalten zu 
verwendenden, Ausgaben in der Art feftfegen, daß die fich ergeben- 


+ „ben Ueberfhüffe von einer. Pofition auf die andere nicht übergetras 


gen werden dürfen, fonden dem egierungsbezirke zu Gute 
kommen. 


Den Ständen des Reichs find zu dieſem Ende jedesmal die Verhand⸗ 


lungen der Landraͤthe in Urſchrift mitzutheilen. 


Hinſichtlich der Ausgleichung der Kriegslaſten und der Erhebung der 


hiefuͤr erforderlichen Kreisumlagen hat es bei den Beſtimmungen des Per⸗ 
aͤquationsgeſetzes vom 22. Juli 1819 zu verbleiben. 


3) 


* 


Die Einſicht und Prüfung der von den zuſtaͤndigen Staatsbehoͤrden 
nach den beftehenden Beltimmungen und über dag Rechnungsverfahren 
befchiedenen Rechnungen über ‚die Erhebung und Verwendung der Um: 
lagen, und über die Verwaltung anderer befonderer Fonds der Gefammt: 
heit des Regierungsbezirkes, dann die Beſchwerdefuͤhrung bei den eins 
fhlägigen Staatsminifterien gegen bie biefür, fo wie für die Ein: 
haltung der Etats des Regierungsbezirkes vkkantwortliche Berwaltungss 
fielle deſſelben. 

Die Aeußerung über "den. Zuftand des Regierungsbezitkes und über 
die etwa mahrgenommenen Gebrechen der Verwaltung, fo wie die 
Stellung hierauf bezuͤglicher Anträge zur: Abhuͤlfe und — 
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5) Die Abgabe von Gutachten tn. allen Fällen, in melden ber Landtath 

auf Eöniglihen Befehl dazu aufgefordert werden wird. 

$. 3. Die Ausfcheidung der bis jegt von der Staatskaffe beftrittenen 

Ausgaben der Negierungsbeziete und die Ueberweifung der hiefür unter den 

allgemeinen Staatseinnahmen enthaltenen Fonds erfolgt nach einem beſon⸗ 

deren Gefeße. | Ä 
84 De alle directe Staatsauflagen in ſich begreifende Steuerfuß 

ift in der Regel der Maaßſtab für die Concurrenz zu den Laften ber Res 
gierungsbezirke. 

Die Rufticalbefigungen und Dominicalrenten des Staates find zu den 
Kreisumlagen beitragspflichtig. 

‘ Einen andern, als den. oben bezeichneten Maafftab zu beftimmen, ſteht 
ber Staatsregierung mit Beirath und Zuftimmung der Stinde des Reis 
ches zu. Ä 
In jedem Falle follen jedoch die Beftimmungen des $. 54. im Edicte 
IV. zur Berfaffungsurkunde aufrecht erhalten werden. 

6. 5. Für jede Stelle im Landrathe werden zwei Gandidaten gewählt, 
mit Vorbehalt in dem $. 9. bezeichneten Ausnahmen. 

. 6. Die Zahl der Mitglieder des Landraths eines jeden Regierungs⸗ 
bezirfes wird _ auf 24 feitgefegt. 

$. 7. Nebſtdem treten in den Regierungsbezirken, worin Standeshers 
ven als ſolche begütert find, ober -erbliche Reichsraͤthe als folche Lehen oder 
—— beſitzen, noch zwei Staatsbürger aus dieſer Klaſſe in den 

andrath. 

6. 8. Eben fo tritt, außer der im $. 6 bemerkten Zahl, in den Land⸗ 
rath desjenigen Negierungsbezirkes, in welchem die Hauptmaffe der Realitäten 
einer Landesumiverfität liegt, ein Mitglied derfelben, 

$. 9. Kraft. des Geſetzes haben die beiden Erzbifchöfe und ber mit ber 
Reichsrathswuͤrde bekleidete Biſchof, fobald ihre erzbifhöflichen und biſchoͤfli⸗ 
hen Stühle mit Grundvermögen dotirt feyn werden, in dem Landrathe jenes 
Regierungsbezirkes Sig zu nehmen, in welchem der größte Theil der Dotas 
tion gelegen ift. | 

$. 10. Waͤhlbar zum Landrathe iſt jeder felbftftändige Staatsbürger 
eines Regierungsbezirkes, der die in der Verfaffungsurfunde Tit. VL $. 12. 
und in dem Edicte Beilage X. Tit. I. 56. 8. und 9. bezeichneten allgemeis 
nen und befonderen Erforderniffe der paffiven Wahlfühigkeit zu der Kammer 
der Abgeordneten in der Klaſſe der adeligen Gutsbefiger mit Gerichtsbarkeit, 
oder der Geiſtlichen der Eatholifchen und proteftantifchen Kirche, oder ber 
Städte und Märkte, oder der Landeigenthuͤmer ohne Gerichtsbarkeit befigt, 
jedod mit der Abweichung, daß bei den Iegteren nur ein Steuerſimplum 
von fünf Gulden erforderlich iſt. 

$. 11. Die Mitglieder der Kammer der Abgeordneten zur Staͤndever⸗ 
ſammlung Eönnen, fo lange biefe ihre Eigenfhaft verfaffungsmäßig dauert, 
nicht zugleich Mitglieder des Landraths feyn. . 

Aus der Eigenschaft eines Landrathsmitgliedes foll übrigens weder bad 
Recht hervorgehen, die Wahl zuc Kammer der Abgeordneten, und den Eins 
tritt im diefelbe abzulehnen, noch die Verbindlichkeit entftehen, zu Diefem Eine‘ 
‚tritt die Bewilligung bes Anigs nachzuſuchen. | 
Tie Dr —* m nn durch irgend ein anderes in * 

I. 9. 44. Lit. c. des Edictes X, bezeichnetes Vethaͤltniß begründet; fo 
bleibe diefelbe vorbehalten. 2 — 

$. 12. Zur Wapt der in dem $. 6. beſtimmten Zahl dee Mitgliedr 
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des Landrathes find im jedern Regierungsbezirke vier befondere Wahlcollegien 
zu ibn. A. 

Diefe MWahlcollegien werben zufammengefegt : 

1. aus Wahlmännern von der Klaffe der adeligen Gutsbefiger mit Ge: 
richtsbarkeit, jedoch mit Ausſchluß der Standesherren und erblichen 
Meichsräthe. | 

Die Wahlmänner find von den in jedem Regierungsbezirke begüter: 
ten wahlfühigen Mitgliedern von der Ktaffe in der durch den Kit. 1, 
$. 14 bis 17. des Edictes X. zur Verfaffungsurtunde für die Stände 
wahlen vorgefchriebenen Form zu wählen. _ 

Die Zahl derfelben fol dem ſechſten Theile der Geſammtzahl der 
Wahlmänner des dritten und vierten Wahlcollegiums gleichkommen. 

U. Aus Wahlmännern von der Klaffe der wirklichen ſelbſtſtaͤndigen Pfar 
rer, weldye ihre Pfarrei feldft verfehen. 

Die Wahl hat durch die nady Tit. I. $. W. des Edictes X. zur 
Verfaffungsurkunde für die Ständeverfammlung ernannten, im Regie⸗ 
rungsbezirke wohnenden Wahlmänner der einzelnen Decanate und in 
der dort vorgefchriebenen Form aus der Geſammtzahl der ſelbſtſtaͤndi⸗ 
gen Pfarrer des Kreifes zu gefchehen. | 

Den Pfarrern der Eatholifchen und proteftantifchen Kirche ift dabei 
der treffende Antheil in jedem Megierungsbezirfe nach der Zahl ber 
Pfarreien zur befondern Ernennung auszuſcheiden. 

Die Zahl der Wahlmäanner diefes Wahlcollegiums wird jener ber 
Mitglieder des erſten Wahlcollegiums gleich feyn. 

II. Aus den für'die Wahlen der Abgeotdneten zur Staͤndeverſammlung 
verfaffungsmäßig berufenen Wahlmaͤnnern der Städte und Märkte, 

Bu diefen haben in dem Ifars, Oberbonan> und Rezatkreis Wahls 
männer der Städte Münden, Augsburg und Nürnberg beizutreten, 
die nach dem Berhältniffe der Familienzahl, auf diefelde Weife, wie 
in den übrigen Städten, nad) den Vorſchriften des Tit. 1. $. 21 — 24, 
des Edictes X. zu wählen find. 

IV. Aus den für die Wahlen der Abgeordneten zur Staͤndeverſammlung 
verfaffungsmäßig eimannten Wahlmännern der Landeigenthümer ohne 
Gerichtsbarkeit. 

Da in dem Mheinkreife Grundbefiger mit Gerichtsbarkeit nicht bes 
ftehen; fo find dafelbjt nur drei Wahleollegien für die Klaffen der 
Pfarrer, der Städte und Märkte, und der Kandeigenthümer ohne Ge 
richtsbarfeit nach den vorſtehenden Vorfchriften zu bilden. 

8. 13. Die Wahlcollegien haben das Wahlgefchäft zu beginnen, fobald 
fie auf Anordnung des Königs von ber oberſten Verwaltungsftelle des Re: 
gierungsbezirks hiezu aufgerufen werben. 

Die Wahlmänner des erften und zweiten Wahlcollegiums werben bie 
Landrathscandidaten ihrer Klaffen dur die Einfendung von Wahlzettein nad) 
den in dem Zit. I. 88. 14—17. und $$. 19 und 20, des Edictes X, für 
” Wahl der Abgeordneten zur Ständeverfammlung vorgefchriebenen Form 
wählen, 

Die MWahlmänner des dritten und vierten Wahlcollegiums haben ſich in 
jedem Regterungshezirte an den jedesmal dafür zu beftimmenden Tagen und 
Otten ausfchlieglih zum Zwecke der Wahl zu verfammeln. 

Die Präfidenten diefer legterwähnten beiden Wahlcollegien werden von 
dem Könige emannt. 

$. 14. Die Wahlhandlung richtet fich nad) RE Borfchriften: 

5 7 
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4) zur Gültigkeit der Wahl ift bei dem erften und zweiten Wahlcollegium 
die Abftimmung — bei dem dritten und vierten aber die Anweſenheit 
und Abftimmung von wenigftens drei Viertheilen erforderlich); 

2) zur Bildung des Landrathes werden in jedem Negierungsbezirke 

a) aus der Klaffe der adeligen Gutsbefiger mit Gerichtsbarkeit 6 Can⸗ 

didaten; 

b) aus der Klaſſe der wirklichen ſelbſtſtaͤndigen Pfarrer 6; 

c) aus ber Klaffe der Städte und Märkte 12, und | 

d) aus ber Klaffe der Landeigenthuͤmer ohne Gerichtsbarkeit 24 Can: 

didaten, | | 

von dem MWahlcollegium ber treffenden Klaffe gewählt. | 

In dem Rheinkreiſe find aus der, Klaffe der Landeigenthümer dreißig 

Gandidaten zu wählen, . — | 
. 3) Nur die Hälfte der Gemwählten darf aus Mitgliedern des Wahlcolle⸗ 

giums ſelbſt beftchen. Die Uebrigen find aus den andern, nad) $.9. 
wählbaren, Staatsbürgern eines jeden Kreifes zu. nehmen. 

Bu biefem Ende werden jedem Wahlcollegium gleidy bei feiner 
ae Liften der ſaͤmmtlichen Wählbaren einer jeden Klaffe zus 
gejtellt. | 

4) Die Wahl entfcheidet ſich durch abfolute Stimmenmehrheit, bei Gleich⸗ 
heit der Stimmen durch Ballotage. | 
$. 15. Das Ergebniß der Wahl wird für das erfte und zweite Wahl: 

colfegium durch den Präfidenten ber oberften Verwaltungsftelle des Regierungs⸗ 
bezirkes, für das dritte und vierte Wahlcollegium aber durch die von dem 
König ernannten Präfidenten derfelben dem mit. der Leitung der Landraths⸗ 
angelegenheiten beauftragten Staatsminifterfum vorgelegt, um die Ueberein= 
flimmung derfelben mit den gefeglichen Vorſchriften zu würdigen. 

Der König wird fodann aus den gefegmäßig gewählter Gandidaten bie 
Mitglieder des Landraths eines jeden Megierungsbezirkes nach dem in ben 
85. 12 und 14, bezeichneten Klaffen und Zahlverhältniffen ernennen. 

Die Ernennung wird durch das Regierungsblatt und die Kreisintellis- 
genzblätter befannt gemacht. 

Die übrigen Gandidaten find die Erfagmänner, aus denen der König in 

Erfedigungsfällen diejenigen beftimmen wird, welche einzutreten haben, 

Der Antheil der Pfarrer der Eatholifchen und proteftantifchen Kirdye 
an ber Zahl der aus diefer Klaffe zu ;mählenden Gandidaten beftimmt 
ſich nad) dem Zahlverhältniffe der Pfarreien der einen und der andern 
Kirche in jedem Regierungsbezirke. 

$. 16. Die Standesherren und erblichen Reichsräthe eines jeden Mes 
gierumgsbezirkes nehmen an den Verhandlungen des allgemeinen Wabhlcolles 
giums feinen Antheil, fondern wählen aus ihrer Mitte 4 Candidaten. Die 
Wahl richtet fich hiebei nach den Vorfchriften der Beilage X. zur Verfaffnngss 
urfunde $. 14 —17. 

Ausnahmsweife von den Beftimmungen des $. 10. find die Mitglie- 
der dieſer Klaffe mit dem 25ſten Lebensjahre wahlfähig. 

Aus den gewählten Gandidaten ernennt der König diejenigen zwei, welche 
in ben Landrath einzutreten haben. 

Wenn die zum Zutritt in die Kammer der Reicheräthe mit entfcheidens 
der Stimme berechtigten Standesherren und erblihen Reicheräthe in einem 
Regierungsbezirke die Zahl von vier nicht üÜberfchreiten; fo unterbleibt die 
Wahl, und der König ernennt unmittelbar aus denfelben die beiden in dem 
Landrath eintretenden Mitglieder, 


—__ 
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6. 47. Auch die Mitglieder der Landesuntverfitäten nehmen an ben 
Berhandlungen des allgemeinen Wahlcollegiums einen Antheil; eine jede der: 
felben wähle nah den Borfchriften des Tit I. $. 18. des Edictes X. aus 
der Mitte der ordentlich dectetirten Profefforen zwei Candidaten, aus welchen 
der König das wirklich in dem Landrath eintretende Mitglied ernennen wird. 
8.48." Den zum Landrathe Berufenen iſt freigeftelft, ‚bie Wahl und 
die Ernennung abzulehnen, 

8, 19, Im Landrathe findet weder eine Uesetiagung der Stimme, 
noch eine Bertretiing duch Dritte ſtatt. 

$. 20. Die zu Landräthen ernannten Standesherren und erblichen 
Keicheräthe koͤnnen, wenn fie den Sitzungen bed Landrathes beizuwohnen 
verhindert find, einen ſelbſtſtandigen Staatsbürger bevollmaͤchtigen, um nad) 
dem Schluffe der Landrathsbefigungen bei dem Me ierungscohmniffait ober 
deſſen Stellvertreter don demjenigen Randrathöprotocofll; welches über die im 
$. 2 Me, 1, 2, 3 und 5 bezeichneten Verhandlungen Aufgenommen wurde, 
Einficht nehmen, und hieruͤber Erinnerung abgeben zu faffen. 

Diefes hat jedoch binnen einem unüberfchreitbaren Termine von 48 
Stunden zu gefchehen; die Erinnerung muß der koͤnigl. Commiſſair an die 
Dermgltungsftelle gelangen laffen, welche fie fodann mit dem Protocolle an 
dus ur Staatsminifterium- einzüfenden hat. 

$. 21. Die kLandrathsmitgliedet haben keinen Anſprich ‚auf ‚Ent: 
Mining. 


$. 22. Die Mitglieder, des Landeuche werden auf 6 Jahre bewaͤhlt 
und ernannt. 
Der Austritt eines ernannten Mitgliedes erfolgt vor Ablauf Biefer ſechs 


dahre 
h) wenn baffelbe die Mealitit, Bas gutsherrliche Gericht , das Gewerbe 
‚oder die geiſtliche Pfrlnde zu befigen aufhört, ' welche ſeine Wahl 
in dem betreffenden Regierungsbezirke begründet‘ haben, ohne einen 
gleichen Erfag in deinfelben Bezirke zu erwerben?‘ 

» wenn daffelbe in jenem Zeiträume eine der’ fonft: zur päffiven Wahl⸗ 

faͤhigkeit erforderlichen igenfchaften verllert; 

6 wenn während der Gjährigen Dauer der ’Kunctton die Entlaſſung 

auf? den Grund -foldyer Verhaͤltniſſe nachgeſucht wird, welche nad) 

ı 8.1 5. 47 und 44. Lit. a und b des. Edictd X. zur Verfaſ— 
fungsurfunde auch zu dem Austritte der Kammer der Abge: 
ordneten berechtigen, wuͤrden. 

In allen dieſen Faͤllen hat der Koͤnig Aber bie: Entlaſſung zu entſchei⸗ 
den. — Nach dein Ablauf: von 6 Jahren, treten jederzeit neue Wahlen ein. 
— Hiebei- ſind alle Mitglieder des ‚vorigen Landraths wieder wählbar. 

$. 23. Die Dauer einer jeden Verſammlung des Landeathes fol ſich 
in der Regel nicht Über 14 Tage erfireden. 

$. 24. Der Landrat) handelt in allen feinen Beziehungen nur auf 
vorgängige Aufforderung und unter Mitwirkung der Regierung. 

Daher kann derfelbe 

4) ſich nie anders, als auf königlichen Befehl, nad) Einberufung durch 
die Verwaltungsftelle des Negierungsbezirkes, zu der Zeit und an dem 
Orte verfammeln, welche der König dazu beftimmen wird; 

2) der Landrath darf ohme ausdrückliche Bewilligung der Staatsregierung 
nicht über die gefegliche Dauer verfammelt bleiben; 

3) alte Handlungen des Landrathes, mit Ausnahme der demfelben durch 
den $. 2. Ziff. 1. übertragenen Befcheidung von Steuerreclamationen, 
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dann der ihm nach eben dieſem $. 2. Ziff. 2. zuſtehenden Bertheitung 
ber Kreisumlagen, erfordern die Fönigl. Genehmigung, unb er kann 
weder aus eigener Ermaͤchtigung etwas anordnen, noch einer vollzies 
benden Stelle Aufträge ertheilen ; 

4) ber Randrath eines Regierungsbezirkes darf weber mit dem Landrtathe 
eines andern — —— noch mit der — —— 
noch mit andern Behoͤrdern als der oberſten Verwaltungsſtelle des 
Regierungsbezitkes und dem betreffenden Staatsminiſterium in den 
gefeglich benannten Faͤllen, noch endlich mit einzelnen Koͤrpetſchaften 
oder Privaten in irgend eine Geſchaͤftsberuͤhrung treten; 

5) der Landrath darf feinerli Inſtructionen einhohlen oder annehmen, 
keine öffentliche. Velanatmachung eriaſſen, und keine Deputation abs 
ordnen. 


6) Soute ber Landrath aus den Grenzen des ihm angewieſenen Wir⸗ 
kungskreiſes ſchreiten; fo wird der Koͤnig deſſen Aufloͤſung anordnen, 
welche die vorfchriftmäßige Wahl eines neuen Landrathes zur Folge hat. 

6. 25. Die Verfammlung des Landrathes bat in der Regel jährlich 
einmal, und zwar gewöhnlich am Sitze der, Verwaltungsſtelle des Regierungs⸗ 
bezirkes Statt. 

Die Eröffnung gefhicht durch ben. Prifib denten der ebengenannten Stelle, 
oder Dusch einen andern von König ernannten Commiffair, — Derfelbe em⸗ 
pfängt in feine Hände den nachſtehenden, von allen Mitgliedern des Lands, 
raths zu leiſtenden, Eid: 

„Ich ſchwoͤre Treue dem Könige, Gehorfam den Geſetzen, Beobach⸗ 
tung der Staatsverfaſſung, und gewiſſenhafte Erfüllung der dem 
Landrathe auferlegten Pflichten.” 

Ja den folgenden ‚Verfommlungen wird biefer Eid u, von, den neu 
Eintretenden abgelegt. - 

Der Einigl, Commiſſair uͤbergiebt dem Landrathe die zum Wirkungs— 
kreiſe deffelben gehörigen Rechnungen zur Prüfung, fodanı jene - Gegenftände, 
weiche auf die Anträge der betreffenden Minifterien, nach Vernehmung des 
Staatsraths, von dem Könige unmittelbar und ausſchließend ausgehen, und 
zwar erfiere am Tage der & Öffnung feiner: Verſammlung. 

Er laͤßt die Vorträge am den Landrath durch die Mitglieder ‚der — 
Verwaltungsſtelle des REN. muͤndlich erörtern, und die erforders 
lichen thatſachlichen Aufſchluͤſſe ge 

Den weitern Berathungen one Abſtiumungen haben jedoch bie Eönigl. 
Commiffarien nicht. beizumphnen. 

$. 26. Mac) jedesmaliger. Eröffnung des: Landrathes wird: 

4) von bemfelben fogleich. die Wahl eines Präfidenten und eines Secte⸗ 
taird aus feiner Mitte für die Dauer der Jahresſitzung durch abfo: 
Iute Stimmenmehrheit vorgenommen, wobei die Präfidenten und Se: 
cretaire der vorigen Sigung wieder wählbar find. 

Diefe Wahl wird jederzeit durch das an Sbmeicheen. aͤneſte Mit⸗ 
glied des Landraths geleitet. 


2) Zur Beſchleunigung des Gefchäftshetriebes koͤnnen Aüiſchiſe durch 
Wahl aus der Mitte des Landraths gebildet werden. 
Die Beſchluͤſſe aber muͤſſen nach vorgaͤngiger Berathung in voller Ver⸗ 
ſammlung des Landraths gefaßt werden. 
Zu deren Gültigkeit wird die Anweſenheit von wenigſtens zwei Drite 
theilen der Landrathsmitglieder erfordert. — Die Befchlüffe werden nad 
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Stimmenmehiheit: gefaßtz der Präfident Hat nur bei eintretender Stimmen: 
gleichheit feine Stimme zu geben, wo fie fobann entfcheidet. 

$. 27. Zur Beforgung der Dienſt⸗ und Kanzleigeſchaͤfte wird von dem 
Prafidenten und Secretaic jedes. Landraths für die Dauer feiner Verſamm⸗ 
lung .die erforderliche Anzahl. verpflichteter Schreiber--aufgenommen. Eben 
demfelben wird. ein Bote von der Verwaltungsſtelle des Regierungsbezirkes 
beigegeben. — Diefe wird auch für Beſtreitung der Reifekoften die erforder: 
liche Vorforge auf Rechnung ber Fonds des Regierungsbezirkes treffen. 

$. 28. Der Landrath hat Aber feine Verhandlungen zwei von allen 
anweſenden Mitgliedern taͤglich zu unterzeichnende Protocolle zu führen, wo: 
von dasjenige, welches auf die im $. 2. Nr. 1—3. dann 5. angegebenen 
Gegenftände Bezug hat, der Verwaltungsftelle des Regierungsbezirkes mitges 
theift, und in Ihrem ‚Archive. hinterlegt; das: zweite aber, worin bie Aeußerun⸗ 
gen -über den Zuftand des Kreifes mit allenfallfigen Wünfchen und Anträgen 
($.2. Nr. 4.) aufzunehmen find, vom Landrathe ‚unmittelbar dem betreffen 
den Staatsminifterium zur weiteren DBerfügung zugefendet wird. 

-Befchwerben, “welche darin vom Landrathe gegen Staatöbiener geführt 
werden, müffen durch beftimmte Thatfachen belegt feyn. 

6. 20. Die koͤniglichen Entfchließungen auf die Verhandlungen jedes 
Landraths werden, nach vorgängiger Berathung der Minifterin und nach; 
Vernehmung des Staatsraths, in einem Landrathsabfdyiebe — — 
welcher oͤffentlich bekannt gemacht wird. 7 

Die Verhandlungen des Landrathes über die in dem & 2. Ziff. 1—3, 

dann 5. bezeichneten Gegenftände- werden gleichfalls nach jeder Sigung öffent: 
lich bekannt gemacht. 
- Die. Bekanntmachung der beſondern Protocolle aber, in welcyen bie 
Aeußerungen über ben Buftand bed Kreifes und uͤber die etwa wahrgenom⸗ 
menen Gebrechen, dann. die hierauf bezüglichen Antraͤge zus Abhülfe und zu 
Berbefferungen (‘. 2. Ziff, 4.) aufgenommen werben, ift dem Ermeſſen der 
Staatsregierung anheimgeftellt. 

$. 30. Gegenwaͤttiges Geſetz fol durch das Gefegblatt verkündet 
werden, und mit dem 1. Yan. 1829 in Wirkſamkeit treten, 

Bis zu diefem Zeitpuncte find die vorbereitenden Arbeiten, fo wie bie 
Wahlen zur Bildung der Landräthe in fämmtlichen Kreifen biefjeits des Rheins 
zu völlenden, damit alsdann die Ernennung ber Mitglieder von dem Könige 
erfolgen koͤnne. 

$. 31. Die aus der erften Wahl hervorgehenden Landraͤthe Haben aus⸗ 
nahmsweiſe ihre Functionen nur bis zum Sthiuſſe des Jahres 1830 fort⸗ 
zuſetzen. 
Der Landrath des Rheinkreiſes behaͤlt bis zu dieſem Zeitpuncte ſeine 
dermalige Perſonalformation. Fuͤr 1831 ſind die Landraͤthe in ſaͤmmtlichen 
Kreiſen gleichzeitig mit den in dem Jahre 1830 eintretenden Staͤndewahlen 
zu erneuern. 

F. 32. Mit dem 1. Jan. 1829 treten die im Rheinkreiſe beſtehenden, 
den Landtath betteffenden,. Gefege. außer Kraft, und von. diefem Tage ans 
fangend, hat ſich der dortige Kandrath, unbefchadet der, im vorftchenden Pa⸗ 
ragraphen wegen der Perfonalformation enthaltenen, tranfitorifhen Beſtim⸗ 
mung, nach den Vorfchriften des gegenwärtigen Gefeges zu richten. 

Hinfihtlic der Erhebung und Verwendung der bafelbft gefeglich anges 
orbneten Kreisumlagen (Zuſatz⸗Centimen) find jedoch die Beftimmungen des 
6.2. Ziff. 2. diefes Geſetzes erft von dem Anfange der dritten Ginanperiode 
an zur Anwendung zu bringen, 
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$. 33. Unfere Staatsminiſterien bes Innern und bei Gere ” 
mit der Vollʒiehung des gegenwaͤrtigen Geſetzes beauftragt, ; - 
— im Bad Brüdenau: am 15. Auguſt 1828. 8 F 
LS J u b w i- g: f f ir ar 
— Hi v. Wrede. "Graf v. Ihhrheim. Seh, v. Bentner. 
= „% Mailtot. Graf... Armanspetg.' 
oe Nach dem ‚Befehle. Sr. Maojeftät des ‚Königs: 
Esgid von Kobell— 
TR F Rängen — — — Seat j 


ı 


\ 





* —— ——— —— des. ‚Bande 
rath geſetzes, in dem „Abſchiede fuͤr die Staͤndeverſamm⸗ 
lung des Königreiches Bayern. 
Grgl. Gef etzbl att für b bas en Bayern, Jahtgang 1832. 
fen m 
„Den indem u vom’ 5. Der. 1831’an Uns gebrad;: | 
ten Anträgen der Stände ‘gemäß, genehmigen Wir folgende Abaͤnderungen in 
ben't$. 13 und 44. des Gefepes vom 15. Aug. 1828 ‚über bie. „einfüne 
rung der Landräthe, mit Geſetzeskraft: J 
a) daß das‘ erfte amd zweite Wahlcollegium, gleich den —* die 
Wahl der Landrathscandidaten in perfoͤnlichem Sufbrmerhtkieer. ſe 
zunehmen haben; u 
0) daß die Verbindlichkeit, die eine Haͤtfte der — au⸗ 
 Berhald' des" Wablcollegiums zu’ wählte, aufgehoben, und jedem 


WSollegium / die Wahl unter allen era der Kaffe freigegeben” 
werde,” 4 ı,Mm Ina T5n91.% tuanitye! , 


“ Ze Zu 2 2 + ug * 
* J ad, 3% ud 
.n 


— — 5 
X Zintenthun gohenzollern⸗ Samaringenn 


* "der regierende Sürft verordnete am 10. Sept. 1832 baß pie zahi 
der Abgeordneten von 10 auf 20 vermehrt worden ſey. "Außer dieſen 
29..gewählten Abgeordneten; ‚gehören: zur. Ständeverfammlung die beiden 
fuͤrſtlichen Standesherren und deren Oeputitte (Fuͤrſtenberg und Taris), 
und ein Abgeordneter der Geiſtlichkeit. 





PETER Braunfhweig. 
Neue Landſchaftsordnung vom 12. Oct. 1832. 


Von Gottes Gnäden Wir Wilhelm, Herzog zu Braunſchweig und 
Luͤneburg — 

Eingedenk Unſers hohen Berufes, dns Gluͤck Unſerer getreuen Untertha⸗ 
nen nach Kraͤften zu befoͤrdern und die Rechte Aller zu ſichern, haben Wit 
eine Reviſion der Landſchaftsordnung von 1820 nothwendig erachtet, und 
nach beendigter Berathung und getroffener Uebereinkunft mit getreuer Land: 
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ſchaft·erlaſſen⸗ Wit/ mit Zuſtimmung Unſeres getreuen Staͤnde, bie gegen⸗ 
waͤttige neue Landſchaftsordnung als das Grundgefetz des ‚Mündes; jedoch 
hinſichtlich der im $. 109 14. 440: enthaltenen, ſich auf das gemeinfcpafts 
liche Oberappellationsgericht beziehenden, Beftimmungen, "unterzausdeüdtihen 
Vorbehakf, ve Dieferhald ‚mit, Dans fuͤrſtlichen Haͤuſern Waldeck und. Dyrinoper 
und Schaumburg= Kippe, zu treffenden — * 


ee Keapfetuno in 3 
De dem al MN) ——— und dem 
an 


er Untheidanfert und — ve, Landes. 
$. 1. Die fämmtlichen berzoglichen | Lande bilden einen, durch —— 
Grundgeſetz verbundenen, untheilbaren Staat, und kein Beſtandthei des Her⸗ 


zogthumge kann ohne Zuſtimmung der. Shaker —— ausge⸗ 
nommen, veräußert werden, 1 j 


r ch f j IH sm 3. Pin 
ina® mt: A ‚Begierungsform,,; Hindi 
sifh 612402 Die, Degirungeform seh — iſt db eig, monar 
e. 


rue lu Rd 8. Seustiaderhanpk nn 
2 7 De ‚foupanine: Landesfuͤrſt/ als Oberhaupt des Sram, — 
nige in ſich die gefammte, — — und: uͤbt ſi es auf: ver⸗ 
ar Weiſe auß... .: } 
Pin Derfon iſt dig und unperleglic, ' mr 2,3 
4. Revgkfafen. ER 
$. 4, Der Landesfürft, wird in „dam Patente , durch vielihes er En: 
rt verfündigt und. die allgemeine Huldigung anordnet, zugleich 
Pr Füftihen. Worte verfichern, daß er die. ‚Kandesperfäflung, in allen 
ihren ffimmüngen, beobachten, aufrecht ‚erhalten, 1 beſchuͤtzen wolle. 
De unfcheift diefes Pitents, unter des Landes md und Siege el, 
wird dem ſtaͤndiſchen Ausihuffg, azut —— 4 dem. ſtandiſche i⸗ 
chlve Mheſteut ee ———— ia 
—9 AIrliere Verwaltung. = en 
$. 5. Die geſammte ——— — —— geht vom kegeſen aus. 
Sie wird nur vermoͤge der von ihni vetliehenen Gewalt and oder, 
mittelbar in feinem Namen ausgeübt, und fteht unter feiner Oberaufficki 4‘ 
Kein Landesgefeg und keine Betordnung tritt in Haft, bevor fie von 
der Landesregietung verfünbige finds DD DR“ 
$. 6. Der Landesfürft kann in einzelnen gallen Dispenſationen von 
den — Vorſchriften ertheilen, jedoch, infofern dritte Perfonen. wegen 
Ihaer Rechte betheiligt find, ‚nur, mit, deren. Zuftimmung,, » 7 i 2 
6. Auswärtige Berhältniffe .*. 
6.7. Der Landesfuͤrſt vertritt den Staat in allen Verhaͤltniſſen zu 
dem; teutfchen "Bunde und. zu anderen Staateh.. 

Er ordnet die Gefandtfchaften. und. Miffionen an, ſchließt Staatsber⸗ 
träge. und; erwirbt dadurch Rechte für das Herzogthum, fo: tie er daſſelbe 
zur Erfüllung der vertragsmaͤßigen Verbindlichkeiten verpflichtet. 

$. 8. Die Ständeverfammiung'roird, fobald es die Umftänbe zuloffen, 
von folchen Vertraͤgen in Kenntniß gefegt. 

Die zur: Ausführung bderfelben. erforderlichen Mittel bebhrfen‘ der ſtaͤndi⸗ 
fchen Bewilligung, und, ſollen in deren Folge neue Landesgefege erlaffen oder 


E - 


bie. beftchenden — dia. werben; ſe . —* vo 
InngAmäßige Bänbifhe Mitwirkung erforderlich, 

7. Militairhoheit. 
J 9. Dem Landesfuͤrſten ſteht die Verfuͤgung über bie bewaffnete 
Macht, deren Sormation, Otganiſation, Ausbildung und Digfiplin auge 


fchließend zu. 
Dhne feine Erlaubniß. darf fih in bem Herzogthume keine e Senf 
Macht, bilden oder aufftellen. * et 


8. Verleihung von. Ziteln) Würden uf. w. 

$. 10. Der Laudesfürft hat allein das ia Titel, Rang, Würden, 
gefeglich zufäffige Privilegien , Siandesechöhung und Ehrenzeichen zu ver: 
kei 

— Rang, Wuͤrden, Privilegien‘, Standeserhöhungen und" Ehrenzei⸗ 
chen, welche Bandeseintvohnern von / auswaͤttigen Regierungen verfichen wor⸗ 
den, dürfen nur mit Zuftimmung des Landesfürften angenommen twerden.‘ 

9. Verhaͤltniß des Herzogs zu dem teutſchen Bunde. 

8 18.) Der Landesfuͤrſt theilt als Mitglied des teutſchen Bundes alle 
aus diefem herfließende Rechte und Verpflichtungen. 

$. 12. Allgemeine Anotdnungen und Beſchluͤſſe des teutfchen Bundes 

dadurch Geſetzeskraft für .das Herzogthum, daß fie von dem — 
—* verfümdigt werven Ai 
10. Sig ber Renieuung. 
$. 13. Der Sig der Regierung kann, dringende Nothfaue ausgenom⸗ 
men, nicht außer Landes verlegt werden. 
14. Regierundserbfolge. 

8. 414. Die Regierung wird vererbt in dem fuͤrſtlichen Sefammtpaufe 
Braunfchmweig: Lüneburg nach der Linealerbfolge und dem Rechte der Etſtge— 
burt, und zwar zunaͤchſt In dem Dannsftamme aus rechtmaͤßiger, ebenbuͤrti⸗ 
ger und hausgeſetzlicher Ehe. 

Erlifcht der Manns ſtamm des  flicftlichen Geſammthauſes ; e geht die 
Regierung auf die weibliche Linie nach gleichen Grundfügen über. 2 

j 12. Volljährigkeit des Landesfürften, 

. .& 45 ‚Der Sanbesfürft wird mit volfendetem achtzehnten Jehre doll⸗ 
jaͤhrig. 
43. Resierungsvormundfäaft. 

$. 16. Eine Vormundfhaft tritt ein, wenn dee Landesfürſt wegen 
Minderjährigkeit zur eigenen Ausübung ber Regierung nicht fähig iſt. 

a. Anordnung derſelben für den minderjährigen Regierungsnachfolger. 

$. 17. Der Landesfürſt kann für feinen minderjährigen Nachfolger dem 
Vormund beſtellen. 

Er wird dieſen aber aus den reglerungsfuhigen Agnaten des Hauſes 
waͤhlen, oder, Falls beſondere Gruͤnde, hiervon abzugehen, vorhanden ſeyn 
ſollten, ſeiner Gemahlin oder ſeiner Mutter die Vormundſchaft Übertragen, 
umd nur wenn. Erine diefer Perfonen vorhanden iſt, ſteht es ihm zu, einen 
— regierenden volljaͤhrigen Prinzen aus den zum teutſchen Bunde gehoͤren⸗ 

den Fürftenhäufern zum: Regenten zu. ernennen, 

8. 18. Hat ber Landesfürft Beine Anordnung uͤber die Vormundſchaft 
getroffen; fo gebührt diefelbe bem, nach. der Erbfolgeordnung, zunächftitchen- 

ben volljährigen, vegierungefähigen Agnaten, und falls diefer die Regentſchaft 
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ausfchlüge; dem nachfolgenden, / ſodann der, Muttit bed minderjaͤhrigen Lan: 
besfürften, amd endlich deſſen Großmutter, von Atcicher Seite, ſofern biefe 
im MWittwenftande verblieben find, 

$. 19. Wäre keine der Perfonen, welche das Geſetz zur. Vormund⸗ 
ſchaft beruft, vorhanden, oder ſchluͤgen dieſelben die Vormundſchaft aus; ſo 
wählt die Staͤndeverſammlung, zuf den Vorſchlag des Staateminiſieriums, 
den Vormund aus den volljährigen, nicht regierenden Prinzen der zum teut⸗ 
ſchen Bunde behorenten Fuͤrſtenhaͤuſer. 

b. Reverſalen des Vormunden 

$. 20. Der Bormund verfündigt durch ein Patent * Eintritt ber 
vormundfchaftlichen. Regierung, und ſtellt die, Meverfalen nad; den. 6. 4. ent: 
haltenen Beftimmungen für die Dauer der Vormundſchaft aus. 

c. Erlöfchen: der Vormundſchaft. . 
$. 21. Die Vormundſchaft erliſcht, fobald der Landesfürft volljährig 
geworden iſt, und, feinen Regierungsanteitt auf die — — * 
verkuͤndigt hat (8. 4.). 
14. Erziehung bes Resieeungsnecfoigers. | 

$. 2. Wenn der vorhergehende Landesfürft über bie Erziehung des 
minderjährigen Landesfuͤtſten Feine Beftimmung getroffen hat;' fo gebührt die 
Leitung der Erziehung des minderjährigen Landesfürften dem Botmunde unter“ 
Beirath des Staatsminifteriums. 

Die Mütter ded minderjährigen Landesfürften, und nach biefer de eſſen 
Großmutter von vaͤterlicher Seite, find indeß berechtigt, hiebei mit ihrem Gut: 
achten und Rathe gehört zu werden. 

15. Hausgefege. 

-$..28. Die inneren Verhältniffe des hergoglichen Haufes —— von 
dem Landesfuͤrſten, als dem Oberhaupte der Familie, durch Hausgeſetze ge⸗ 
ordnet. Dieſe bedürfen der ftändiichen Zuftimmung nicht; es fönnen indeß 
durch diefelben Eeine in dieſem Sandesgranbgejege enthaltenen —— 
— werden. 


Baettes Kapitel, ne 
Bon den aligemeinen —— und Pflichten der unter⸗ 
anen a 
1. Landeseinwohnerrecht. 
a. Deſſen Erwerbung. 

§. 4, Wer auf gefegliche Weiſe das Recht des MWohnfiges innerhalb 

der Grenzen des a erworben: hat, ift Landeseinwohner. 
Deffen Folgen. 

& 25. Ale ee find dem Landesfuͤrſten Treue, Ehrfurcht 
und Gehorfam fhuldig, und verpflichtet, den Gefegen und bem biefelben voll: 
ziehenden Behörden zu gehorchen. Sie genießen fämmtliche, durch Verfaffung 
und Gefeg zugeficherte, Rechte, vorbehaltlich. der in. Bezug auf die Ausübung 
einzelner Rechte geltenden Beſchraͤnkungen. | 

1.0 6 Bedingungen dev Ausübung politiſcher Rechte. 
Erbhuldigungseibd, | 

8. 26. Nur Landeseinwohner find zur Ausübung politifcher Red im 
Hergogthume befugt. 

Alle männliche: Landeseinwohner find nach zuruͤckgelegtem 2iften vebens⸗ 
jahre verpflichtet, den Erbhuldigungseid zu leiſten. Dieſer ſoll alſo lauten: 
„Ich ſchwoͤre Treue und Gehorſam dem durchlauchtigſten Landesfuͤr⸗ 


uB6 0°: 27.2 Beammfchweig.: 
ſten umd deſſen Nachfolgern am der Landesregierung aus bem durch⸗ 
lauchtigſten Hauſe Braunſchweig, ſo wie Gehotſam vn — 

d. Deſſen Erloͤſchen. 

6. . Dat. Landeseinwohnerrecht geht durch Auswanderung verloren. 
Einzelne darin begriffene Befugniſſe erloͤſchen durch den Verluſt der 
dieſelben bedingenden — oder in Solge ber OHREN beitimmter 
Geſetze. 3 irre a u 

2, g r es Ko... 

$. 28. Fremde, während ihtes Aufenthalts ind Staats ebiete, genießen 

den Schutz der Geſetze und ſind zu deren Beobachtung verpflichtet. 
ı Die ER — ob * wie —— — der Auf 
— zu geſtatten ſey. 
3 Eingetne: Rehte 
m. Religionsfreihtit. 

4 20. gebe Einwohner wird volldommene: greibeit des Serien 
und des religiöfen Glaubens, auch das öffentliche Bekenntniß deſſelben in 
einer der im; Staaterjegt: geflafteten kirchlichen Geſellſchaften, gewährt; Nie⸗ 
mand darf jedoch feine Religion vorſchuͤtzen, um ſich einer geſetzlichen Ver— 
pfuichtung zu. entziehen, Aeußere Religionsuͤbung iſt der At des 
Staats unterworfen. — 
“N Freihelt der Meinungen. 

‚$. 30, , Niemand ‚darf wegen geäußerter Meinungen zur Derintwortim 
gezogen werden; es fey denn, daß durch deren Aeußerung eine gefglihe Vor⸗ 
ſchtift Übertteten, oder daß zu geſetzwidrigen Handlungen angereizt waͤre. 

c. Freiheit der Preſſe und des Buchhandels. 

$. 31. Die Freiheit der Preffe und des Buchhandels foll beftehen unter 
Beobachtung der Befchlüffe bed teutichen Bundes und der ‚gegen ‘den Mi: 
bed‘ biefer Freiheit zw erlaſſenden Gefege. 

- -d.’ Sicherheit der Perfoh und bes Eigenthume. 

er, 39, Die Staat gewährt jedem Einwohner und dee rechtlich beſte⸗ 
— Corporation Sicherheit der Perſon, des Eigenthums und der uͤbrigen 
Rechte, und unterwirft ſie keinen andern Dſchnineungen, als denen, welche 
auf Recht und Geſetzen beruhen. 

$. 33.Privatelgenthum und Pribatgetechtfame Einnen für ioefentliche 
Zwecke bes Staats oder einer Gemeinde nüc in den gefeglich beftimmten oder 
durdy dringende Nothwendigkeit ‚gebotenen: Fälleri, gegen vorgängige volle Ent: 
ſchaͤdigung, auf Verfügung ber competenten  DBerwaltungsbehörden, in An: 
ſpruch genommen werden. War es unmöglich, die. Entſchaͤdigung vorgängig 
zu ermitteln; ſo muß dieſelbe nachteuguch ohne Anſtand feſtgeſtellt und ge 
leiſtet werden. 

Ein Streit uͤber den Betrag der Entſchaͤdigung iſt im ordentlichen Rechts⸗ 
wege zu erledigen. 

e. Freie Wahl des Berufe und gRechtsgleichheit zum Staatsdienſt. 

$. 34. Die Wahl des Berufs und Gewerbes, fo wie der vorbereiten: 
ben Bildungsanftalten des In» und Auslandes, ifk frei, Die Werfchiedenheit 
des Standes und der Geburt foll bei Befegung von Civilimtern und Mili⸗ 
— keinen Vorzug —— — 
f. Auswanderung. 

§. 35. Jeder Landeseinwohne hat das "recht ber Auswanderung ohne 
Erlegung einer Abzugsfteuer, jedoch. unter den. durch. die Verpflichtung zum 
Kriegsdienfte oder fonftige Verbindlichkeiten gegen ben — und Privatpet⸗ 
ſonen eintretenden Beſchraͤnkungen. 
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g: Abldsbarkeit der -gutsherrlichen und fonftigen Realtechete. 

8. 36. Alte privatrechtliche. Reallaften. an Behnten ‚Hands und Spann 
dienften, Geld», Getraides und fonjtigen. Naturafabgaben und Keiftungen, 
womit. das Cigenthum oder das -erbliche Beſitzrecht an ‚einem Grundftüde 
befchwert iſt, oder in. Zufunft : befchwert: erden koͤnnte, fo wie auch alle blog 
perfönliche, d. h. gewiſſen Perfonen ohne den Beſitz eines Grundftüds ‚obs 
liegende, Dienfte: und Leiftungen find, ohne Ruͤckficht auf -den Rechtsgrund 
ihrer Entſtehung, der Abloͤſung dergeffalt unterworfen, daß ihre Aufhebung 
gegen eine Entfhädigung, welche das Geſetz beſtimmen wird, verlangt wer⸗ 
den darf. 

:h. Aufpebung der Feudalrechte. 

$. 37. "Alle * Umfange, des Herzogthums belegene Lehne jeder. Art, 
es mögen ſolche von dem Landesfuͤrſten, von oͤffentlichen Anſtalten, Corpo— 
rationen, oder von Privatperſonen releviren, unmittelbare oder Afterlehne ſeyn, 
ſind der Aufhebung des lehnshertlichen und agnatiſchen Lehnsverbandes in 
den noch geſetzlich zu beſtimmenden Verhaͤltniſſen unterworfen. 

» 3. Recht der Beſchwerde. 

— 38. Jeherman darf. in feiner Angelegenheit ſchriftliche Bitten we 

andesfürften ‚und, bie Landesbehörden in vorfchriftmäßiger Weife und 
a Beobachtung der vorgefchriebenen Ordnung richten, und Beſchwerden über 
gefeg: ober ordnungsroidriges Verfahren der Behörden bis zur gberfien Stagtee 
En weiche ihn unmittefbgr. beſcheiden wird, fchriftlich verfolgen, 

"4 Einzelne Pflihten. | = 
a. Staatslaften. 

$. 39. Die Thellnahme an den Staatslaſten trifft Ale, welche im 
Staatögebiete wohnen oder Grundeigenthum befigen, allgemein und nah 
gleihmäßigen Grundfägen. Nur Erlaffe, jedesmal hoͤchſtens für die Dauer 
einer Finanzperiode, Eeine Befreiungen von denfelben können bewilligt werden. 
Die fürfttihen Schlöffer, Pallaͤſte, Gebäude und Gärten und das Grundei⸗ 
genthum und Einkommen der Kirchen und übrigen frommen Stiftungen, fü« 
weit baffelbe jegt won den. ordentlichen Steuern befteiet — ſ nd n von 
Staatslaften. 

b. Waffendienſt. 

F. 40. Alle Landeseinwohner ſind in dem geſetzlichen Verhaͤltniſſe zur 
Vertheidigung des Vaterlandes im Kriegsdienſte, und zum Waffendienſte 
behuf des Gemeindeſchutzzes verpflichtet. 


Dritted Kapitel. 
Bon ben Gemeinden. 
A. Allgemeine Beftimmungen. 
a. Gemeindebrzirke. 
$. 41. Jedes Grundfiüd im Lande muß einem beſtimmten Gemeins 
debszirfe angehören. 
Die Landesregierung wird biefe Gemeindebezirke, ſoweit fe > zwei⸗ 
felhaft ſind, durch Verordnungen beſtimmen. 
b. Gemeinbegenoffen. 
$. 42. Jeder Landeseinwohner muß einer beftimmten Gemeinde ange: 
hören, und zwar berjenigen, in welcher er, den gefeglichen Beftimmungen 
zufolge, feinen Wohnfig hat, | 
©. Martgenoffen. 
$. 43. Grundbefiger, melde das Recht des Wohnfiges “ ber Gemeinde 
nicht erlangt haben, genießen wegen ihres Beſitzthums denſelben Schus, wel⸗ 
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cher den Einwohnern gewaͤhrt wird; ſie ſind aber auch, wie dieſe, zu den 
auf den Grundſtucen haftenden Baften verpflichtet. 
d. Bildung neuer Gemeinden: 

g. 44. Keine Gemeinde kann fich bilden ohne Gentwigng ber ans 
desregierung, und ohme biefe darf eine Gemeinde weder ihren Gemeindever⸗ 
band durch Aufnahme anderer Gemeinden erweitern, ‘noch duch Bildung 
netter und befonderee Gemeinden verändern, noch ihre rechtlich beſtehende Ge⸗ 
weindevetſaſſuug eigenmaͤchtig umgeſtalten. 

e. Bermögendverhättniffe. 
1) In Beziehung zum Staate. 

$. 45. Das Vermögen und Einkommen der Gemeinden ımb ihrer Ans 
ftalten darf nie mit dem Stantsvermögen ober den Staatseinnahmen verris 
nigt werden. | 

$. 46. Die Gemeinden haben ihr Vermndgen durch ihre Behoͤrden ſelbſt⸗ 
ſtaͤndig zu verwalten. Die Oberaufſicht der Regierungsbehoͤrden erſtteckt ſich 
nur darauf, daß die Verwaltung überhaupt den beſtehenden Geſetzen gemöf 
gefchehe, daß insbefondere das Gemeindevermögen erhalten, das Einkommen 
davon zu Gemeindezweden verwandt, und daß bei der Bertbeilung der Ge 
meindeabgaben nad) gleihmäßigen Grundfigen verfahren werde. 

Der Regierungsbehörde fteht die Entſcheidung auf die Beſchwerden zu, 
welche gegen die Semeindeverwaltung erhoben werden. 

2) Mehrerer Gemeinden. 

$. 47. In den Ortſchaften, welche aus REIS LO Gemeinden zus 
fammengefegt find, bleibt die Verwaltung des, einer jeden derfelben befonders 
zuſtehenden, Vermögens und der Gerechtfame getrennt; es fen denn, daß das 
Gegentheil durch ordnungsmäßig gefaßte Befchlüffe der betheiligten Gemein 


ben feſtgeſtellt würde, 
8) Einzelner Grmeinbemitglieber. | 
G. 48. Dur bie mit dem Mohnfigrechte verbundene — 
die Gemeinde allein werden keine Anrechte an den Gemeindeguͤtern gewonnen, 
deren Mitbenutzung an den Beſitz gewiſſer Grundſtuͤcke in der Gemeinde ge 
an ift, auch nicht an ben Güte, welche gewiſſen Genoffenfchaften ge 
ten. 
» f. Gemeinbelaften. 
.. 1) Allgemeine Pflicht dazu. 
$. 49. Bon ben verfaffungsmäßig der Gemeinde ober mehreren im 
Derbande ftehenden Gemeinden aufgelegten Gemeindelaften- und Leitungen 
kann fein Mitglied bee Gemeinde oder des Verbandes, fo wie auch fein in 
berfelben belegenes Grundftüd anders, ald aus gefeglichen Gründen befreiet 


werben. | 
2) Deren rechtliche Begründung. 

6. 50. Keine Gemeinde kann mit Leijtungen und Ausgaben befchwert 
werden, wozu fie nicht nach allgemeinen Gefegen oder befonderen Rechtsver⸗ 
bätmiffen verbunden if. Daffelbe findet auch auf mehrere, im Berbande 
ftehende, Gemeinden Anwendung. 

3) Entfhädigung wegen allgemeiner Laften. 

$. 51. Alte Laften, welche nicht durch die srtlichen Beduͤrfniſſe der 
Gemeinden,. oder eined Verbandes von Gemeinden, fondern durch die Erfuͤl⸗ 
- lung allgemeiner Verbindlichkeiten des Landes oder einzelner Theile beffelben 
herbeigeführt werben, 3. B. inguartierungen und Kriegsfuhren, muͤſſen, in 
ſoweit nicht beſondere Rechtsverhaͤltniſſe eine Ausnahme begruͤnden, von dem 
geſammten Lande oder dem betreffenden Landestheile in dem Maaße getragen 
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g. Gemeindebeam 

N 52. Simmtlihe orftänbe, fo wie > — Beamten ber 6 
meinden, find auf: Fefthaltung der Landesverfaſſung und u der 

Daran. begrimbeten Rechte der Gemeinden zu verpflichten. 

— B. Befondere Beftimmungen. 

4... 7) Für die frädtifchen Gemeinden. 
a. Allgemeine Rechte. 
6. 53. Die Bürgerfchaft in den Städten und benfenfgen Sieden, wel. 
chen eine ſtaͤdtiſche Verwaltung zugeſtanden iſt, ſoll berechtigt ſeyn: 

1) durch eine doppelte Wahlhandlung ihre Vertreter zu waͤhlen; 

- 2) durch :diefe WVertreter und die flimmführenden Mitglieder des Ma— 
giftrats die Beamten der Stadtverwaltung frei zu wählen, und zwar 
in dem Maaße, daß nur die ftimmführenden Mitglieder des Mas 
giſtrats ‚der. landesfürftlichen Beſtaͤtigung bedürfen; 

3 durch diefe Vertreter bei der Verwaltung aller: Gemeindeangelegenhei⸗ 
ten, insbeſondere bei allen denen, welche das Vermoͤgen, die Rechte 
und Verbindlichkeiten, ſo wie die Bewilligung der von der Gemeinde 
arte, — Laſten und Leiſtungen zum — va, mitzus 


b Städteordnungen. R 

$. 54. Auf den Grund der Beltimmungen dieſes Kapitels follen die 
Rechtsverhältniffe der ſtaͤdtiſchen Gemeinden und. deren Beamten durch die 
allgemeine Städteordnung, und die jeder einzelnen ftädtifchen Gemeinde durch 
ein befonderes Statut näher und. ausführlicher feftgelegt werden. - - 

— | 2) Für die. Landgemeinden. Ai 

. Ortsvorſteher und Ortsgeſchworne. 

- 8.55. Den ein ficht das Recht zu, ihre Ortsvorſteher, 
unter Vorbehalt der Beftätigung von Seiten der Regierungsbehörde, zu wähs 
im. Gleichfalls Haben fie das Recht, ihre Ottsgeſchworenen ſelbſt zu waͤh⸗ 
len, und durch dieſe alle Gemeindeangelegenheiten mit zu berathen, inſofern 
nicht, bei wichtigen Gegenſtaͤnden, den Rath der verſammelten Gemeinde zu 
vernehmen erfordetlich erachtet: würde, 

Diefen Grundfägen gemäß follen die Verhaͤltniſſe bet Landgemeinden 
durch eine Gemeindeordnung feſtgeſtellt, und im dieſer uͤber die Wahl des 
Ortsvorſtehers und der Ortsgeſchwornen das Nähere beſtimmt werden. 

b. Neue Anbauer. 

$. 66. Neue Anbauer ſollen nicht ohne vorgängige Vernehmung ber 
Landgemeinde, und im Falle eines Widerſpruchs, nicht ohne vorgaͤngige Ente 
Iheidung ber DVerwaltungsbehörden liber die vorgebrachten Gründe, zugelaflen 
werden. 


Bierted Kapitel, 
Bon ben Landſtaͤnden. 
Erfter Titel, 
Bon dem Weſen und Zwede der Landftände und von ber Zuſammen⸗ 
ſetzung der Staͤndeverſammlung und des ſtaͤndiſchen Su. 
Erfter Abfhnitt 
Wefen und Zweck der Stänbe. Ä 
$. 57. Die Stände des Herzogthums vertreten in dem grundgeſetzli⸗ 


? 
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chen Verhaͤltniſſe zu ber —— bie Geſammtheit der Landeseinwoh⸗ 
ner und ſind daher berechtigt und verpflichtet, deren verfaſſungsmaͤßige Rechte 
und allgemeine Intereſſen wahrzunehmen, und auf die see vorgeſchrie⸗ 
bene Weiſe geltend: zu machen. 
6:08. Die gefammte Landſchaft bildet din —— Sans. 
$. 59. Sie übt ihre verfaffungsmäßige Wirkſamkeit entweder in voller 
Berfammlung auf Land» und, Convocationstagen durch ‚die Ständiverfamms 
lung, oder, zwiſchen den Landtagen und während deren Bertagung, durch 
das Drgan des fländifchen Ausfhuffes. 
Zweiter Abfhhnitt. 
Zuſammenſetzung ber Ständeverfammlung. 
1. Zahl ber — deren Vertheilung auf die Seandeituaſſen und 
| Art ihrer Erwählung. 
n 4. Im Allgemeinen. 
60. Die Stündeverfammlung beficht aus. 48 adeeeidenn des 
Landes, und zwar aus. 
40 Abgeordneten ber Ritterſchaft, 
12 Abgeordneten der Städte, 
*. 10 Abgeordneten der Sledenbewohner, Freifaffen und: — und 
16 Abgeordneten, welche vemeiaſchaftuc von dieſen drei ——— 
fen gewählt werben. 
- B. Inden einzelnen Klaffen. 


1. Bei der Ritterſchaft. 
a. Wahlbezirk. 
$. 61. Die in bie Rittermatrikel eingetragenen landtagefahigen Guͤ⸗ 
ter des Herzogthums bilden einen Wahlbezirk bei ber Wahl ber ritterſchaft⸗ 


lichen Abgeordneten. 
b. Wahlart. 


8. 62. Die Kitterfaft wählt ihre Heyne. ducch eine einfache 


Wahlhandlung. 
2. Bei den Staͤdten. 
a. Wahlbezirke. 
F§. 68. Die Städte des Herzogthums bilden folgende fieben Wahl 
ezirke. 
Erſter Bunt . . . . Braunſchweig, 
Zweite so Wbolfenbuͤttel, 


Dritter > 0. 0.0.2000. Helmftädt, 
Vierter . 20.0. Königslutter, Schöningen und Schoͤp⸗ 
| penſtaͤdt, 


Zünfter =... 2 2. Gandersheim und Seeſen, 
Sechſte . . 2... Holzminden und Stadtoldendorf, 
Siebentr s . .. Blankenburg und Haffelfelde, 
b. Bertheilung. — Abgeordneten auf die Bezirke. 
$. 64. Der erſte dieſer Bezitke ſendet ſechs Abgeordnete, jeder der 
uͤbrigen einen Abgeordneten. 
c. Wahlart. 
$. 65. Die Abgeordneten der Städte werden durch eine doppelte Wahl: 
handlung gemählt, indem bie Stimmberedtigten Wahlmänner ernennen, 
und diefe, fammt ben ae des N die Ab: 
— waͤhlen. 
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3. Bei den Sledenbewohnern, Freiſaſſen und Bauern. 
a. Wahlbezirke. 

$. 66. "Das Herzogehum wird, in Beziehung auf bie Wahl det 
Abgeordneten der Fledenbewohner, Freifaffen und Bauen, in folgende sehn 
Wahlbezirke getheilt. 

Erſter Bed . die Aemter Vechelde und Riddagehauſen 

Zweite =, 2. 000. die Aemter Wolfenbuͤttel und. Salder, 
- Dritten: oe 0 500 die Aemter Helmſtedt, Schöningen und 


— u Dr Schoͤppenſtedt, 

Vierteree die Aemter Königslutter, Vorsfride und 
— et Calvoͤrde, 
Fuͤnfter ⸗ a... die Aemter Harzburg, Seren und tuts 
Sn ‚tea. 8. 


Sechſter .. 20.202. die. Yemter Gandersheim und Greene, 

Siebentr = . 2 die Aemter Holzminden und Stadtol⸗ 
a, | „ . dendorf, 

Ahlen. 0 5 een. die Aemter Eſchershauſen und Ottenftein, 
Neunteer se . 2 0. das Amt Thedinghaufen, 

. Behnter — die Aemter Blankenburg, vaſſeſſhe u 

Walkenried. | 
.., b, Bertheilung der. Abgeordneten. 
$. 67. Von den 10 —— dieſer Standesklaſſe waͤhlt * 
Bezirk einen. 


©. Wahlart. 

§. 68. Diefe Abgeorbneten werden durch eine doppelte Wehlhandlum 
—— indem die Stimmberechtigten Wahlmaͤnner ernennen, und dieſe die 
—— waͤhlen. 

4 Bel ben. übrigen Abgeordneten. 

$. 69; Die übrigen 16 Abgeordneten werden gemeinfchaftlich von al 
fer Standeskfaffen, und zwar von der Nitterfchaft durch eine doppelte, von 
den Uebrigen durch eine dreifache Wahlhandlung gewaͤhlt. 
Es wird zu Ddiefem Ende für das ganze Land ein Wahlcollegtum ges 
bildet, zu welchen das ritterfchaftliche und jedes flädtifche und Ländliche 
Wahlcollegium ſo viel Wahlmänner fendet, als daffelbe Abgeordnete zu waͤh⸗ 


len hat. 
"CC" MWahlgefeg. 
$. 70. Die näheren Beflimmungen über das Stimmrecht bei ben 
Wahlen der Wahlmänner und Abgeordneten, fo wie über das Derfahren bei 
deren Wahlen, enthält das Mahlgefeg, welches zwar Eeinen Theil der Lands 
ſchaftsordnung bildet, aber ohne fländifche Zuſtimmung nicht: abgeändert 
werden kann. 
U. Geſetzlich erforderliche Eigenſchaften der Abgeordneten. 
1) Allgemeine Erforderniffe für alle Abgeordnete 
$. 71. Um als Abgeordneter wählbar zu feyn, muß man 
1) das 30fte Jahr zuruͤckgelegt und 
feit fünf Jahren im Herzogthume feinen Wohnſitz gehabt haben, 
3) fih eines undefholtenen Rufes erfreuen, 
- 4) weder für feine Perfon, noch regen feines Vermögens unter Cura⸗ 
tel ſtehen, 
5) feine Ruͤckſtaͤnde an Sffentfichen oder las sie haben, wegen 
welcher die Execution bereits verfügt ift. n 
6 
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$. 72. Mitglieder des herzogl. Staatsminiſteriums koͤnnen nicht Abs 
geordnete feyn. Eben fo wenig diejenigen, welche wirkliche Hof-, Mititair: 
und Givilbeamte eined auswärtigen Staats find. Es findet jedoch eine 
Ausnahme hinſichtlich derjenigen, welche in koͤnigl. hannoveriſchen Dienften 
fiehen, Statt, fo lange im Königreihe Hannover ein Gleiches beobach⸗ 
tet wird, 
Diejenigen Mitglieder bes. gemeinfchaftlichen Oberappellationsgetichts zu 
Wolfenbüttel, welche von den, mit Braunſchweig zu Haltung dieſes Getichts: 
hofes verbundenen, Fürften ernannt find, werden ald auswärtige Staatsdie— 
ner richt betrachtet. 

$. 73, Alle übrige, im biefigen Dienfte ftehende, Civilbeamten, active 
Militairperfonen, Geiftliche oder Schullehrer find wählbar. Sie müffen aber, 
bevor fie die Wahl annehmen, dazu. die Erlaubnig der Regierung erhalten 
haben, welche nicht verfagt werden. wird, wenn nicht das Beſte des Dien- 
fies diefes nothwendig macht. 

$. 74. Vater und Sohn Eönnen nicht zugleich Abgeordnete fern, und 
wenn fie ſich darüber, wer zurüdtreten foll, nicht vereinigen können, geht 
der Vater vor. 

75. Niemand kann bie Wahl zum Abgeordneten von. mehreren 

Wahlcollegien annehmen, 


2. Befondere se für die einzelnen Klaffen ber 
Abgeordneten. 


a. Bei ber Ritterfchaft. 

‘6. 76. Waͤhlbat als Abgeordnete der Ritterſchaft find nur Eigenthü— 
mer und lebenslaͤngliche Nutznießer eines — — in die Ritterma⸗ 
trikel eingetragenen, Gutes. 

b. Bei den ſtaͤdtiſchen — 

$. 77. Waͤhlbar als Abgeordnete der Städte find bie ſtimmfuͤhrenden 
Mitglieder des Magiſtrats und alle diejenigen Bürger, welche entweder Han⸗ 
del oder Gewerbe oder Aderbau treiben, Örundeigentyum im Bezirke der 
Stadt befigen, und dafelbft ihren wirklichen Wohnfig haben, auch nach den 
zufammen zu rechnenden Anfägen der Rollen fämmtlicher directen und Com: 
munalfteuern, zu den SHöchjtbefteuerten ihrer Stadt gehören. Die Anzahl 
der Hoͤchſtbeſteuerten ſoll in jeder Stadt aus ſo viel Perſonen beſtehen, als 
die Zahl 10 in der Zahl der vorhandenen Wohnhaͤuſer aufgeht, zu welchen 
Hoͤchſtbeſteuerten jedoch, falls mehrere den geringſten biefer böchften Steuer: 
füge zahlen, diefe alle nody hinzuzurechnen find, 

Sofern unter den Hoͤchſtbeſteuerten ſich nicht mindeſtens die ſechs 
hoͤchſtbeſteuerten Handels oder Gewerbetreibenden des Wahlbezirks befin⸗ 
den ſollten, find dieſe jedenfalls unter die Zahl der Waͤhlbaren auf: 


zunehmen, 
c. Bei ben ländlichen Abgeordneten. 


$. 78. As Abgeordnete diefer Standesklaffe find nur diejenigen waͤhl⸗ 
bar, welche Eigenthiumer oder lebenslängliche Nutznießer eines Freifaffenhofes 
oder einer Meiheftelle find, in dem landlihen Wahlbezirfe wohnen, Land: 
wirthfchaft als Erwerbszweig treiben und nah dem Gontributionskatafter zu 
den Höchftbefteuerten ihres Amtes gehören. Die Anzahl der Höchftbeiteuer: 
ten fol in jedem Amte aus fo viel Perfonen beftehen, als die Zahl 4 i 
ber Zahl der, in dem Amte belegenen, Reiheftellen, bei welcher Randwirth: 
ſchaft betrieben wird, aufgeht, zu welchen indeß, falls mehrere den gering: 
ſten dieſer hoͤchſten Gontributionsfäge zahlen, diefe alle hinzuzurechnen find. 
Aus den Gemeinden, in welchen nach diefen Beſtimmungen fid nicht min: 
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deftens drei Wählbare befinden, follen jedenfalls die brei Höchftbefteuerten un- 
ter die Wählbaren aufgenommen werden. 
d. Bei den übrigen Abgeordneten. 

$. 79. Die übrigen 16 Abgeordneten werden, ohne Nüdficht auf 
Standesklaſſen, jedody nach den Beftimmungen des Mahlgefeges, unter den 
Männern von höherer Geijtesbildung gewählt, welche überhaupt wählbar 
find_($. 71.). 

Zwei derfelben follen der höheren Geifttichkeit, bis zum Superintendenten 
einfchließlich, angehören. 

JM. Stellvertreter der Abgeorbneten. 

$. 80, Für jeden Abgeordneten wird zugleih ein Ötellvertreter ges 
wählt, der dieſelben Eigenfhaften haben muß, wie diefer, und einberufen 
wird, wenn der Abgeordnete den übernommenen Auftrag niederlegt, oder 
nicht fort beforgen kann. 

Fuͤr die. 10 Abgeordneten der Ritterfchaft follen indeß nur 5 Steltver: 
treter ernannt, nad) dem Lebensalter einberufen, und bei jeder Abgeordneten: 
wahl neu gerählt werben, 

$. 81. Ueber die Einberufung ber Stelfbettreter entſcheidet die Staͤn⸗ 
— oder der Ausſchuß. 

IV. Ablehnung des Abgeordnetenauftrages. 
N 82, Jeder iſt verpflichtet, die auf ihn gefallene Wahl als Abgeord⸗ 
neter oder Stellvertreter anzunchmen, er Eönnte denn nachweiſen, 
1) daß er das böſte Lebensjahr uͤberſchritten habe; oder 
2) daß er durch Krankheit oder Koͤrperſchwaͤche auf längere Zeit für die 
Gefchäfte der Ständeverfammlung untüchtig gemacht fey; oder 
. 3) daß er in häuslichen oder Gefchäftsverhäftniffen ftehe, welche feine per: 
fönlihe und dauernde Anmwefenheit weſentlich erfordern. 
V. Erneuung der Ständeverfammlung duch neue Wahlen. 
1. Regelmäßige neue Wahlen. 

$. 83. Vor dem Beginnen jedes ordentlichen Landtages, alfo alle 
drei Jahre, tritt die Hälfte der Abgeordneten Klaffe aus And wird 
neu gewählt, 

Um diefeg Austreten für die Folge zu otdnen, werden bei Schluſſe 
des erſten ordentlichen Landtages die Abgeordneten jeder Klaſſe, und, falis 
in einer Klaſſe ein Wahlbezirk mehrere Abgeordnete ſendet, dieſe unter ſich, 
diejenigen durch das Loos beſtimmen, welche austreten. 

Vor dem dritten ordentlichen Landtage treten die Burhegehtichenen aus, 
und bei diefer Reihefolge hat es fein Bewenden. 

2 Rad einer Auflöfung ber Ständeverfammlung. 

$. 84. Nach einer, vom Kandesfürften verfügten, Auflöfung der 
Ständeverfammlung werden Die Abgeordneten allgemein neu gewählt, und 
es findet am Schluffe des Landtages eine neue Loofung Statt, um 
die vor dem naͤchſten ordentlichen Landtage austvetenden Mitglieder zu 
beftimmen. 

Sowohl in biefem, als in dem, in bem ‚vorhergehenden $. ermähnten, 
Zalle koͤnnen die Austretenden wieder gewählt werden. 

8. In einzelnen Fällen. 

$. 85. Wenn fowohl der Abgeordnete, als deffen Stellvertreter vor 
Ablauf der Zeit, für welche fie gewählt waren, ihren Auftrag niederlegen, 
oder zu deffen Ausrichtung unfähig werden, erläßt, die Landesregierung für 
den betreffenden Wahlbezirk neue Wahlausſchreiben. 

76* 
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VI. Exrloͤſchen des Auftrags der Abgeordneten. 


$. 86. Der Auftrag der Abgeordneten erliſcht: 

4) durch Ablauf der Zeit, für melde fie gewählt find; 

2) duch Auflöfung der Ständeverfammtung , und zwar in beiden Faͤl⸗ 
fen mit Beendigung der neuen Wahl des betreffenden Wahlcol⸗ 
legiums ; 

3) duch Verluſt einer der Eigenſchaften, welche erforderlich find, um als 
Abgeordneter wählbar zu ſeyn; 

4) durch Annahme eines Staatsamtes, welches der Abgeordnete zur Zeit 
feiner Wahl noch nicht bekleidete; jedoch kann der Austretende wieder 
gewählt werden; 

5) durch die Piederlegung des Auftrags, welche nur aus ben $. 82. ums 

te 2. und 3. aufgeführten Gründen zuläffig ift; - 

6) zur Strafe, wenn die Ständeverfammlung die Ausfchliefung eines 
Mitgliedes auf den Grund der Geſchaͤftsordnung verfügt. 

Dritter Abſchnitt. 
Zuſammenſetzung bes ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes. 
1. Zahl und Eigenſchaften feiner Mitgliede. 
$. 87. Der ſtaͤndiſche Ausſchuß fol aus 7 Abgeordneten bes Landes 
beftehen. 
Ein Mitglied deſſelben muß aus den ritterſchaftlichen, eines aus den 
ſtaͤdtiſchen, und eines aus den laͤndlichen Abgeordneten genommen werden. 


— 2. Wahl deſſelben. 
$. 88. Die Staͤndeverſammlung waͤhlt den Ausſchuß aus ihrer Mitte 
durch abſolute Stimmenmehrheit auf die, fuͤr die Wahl der Abgeordneten 
vorgeſchriebene, Weiſe. 
3. Zeit der Ernennung deſſelben. 
$. 89. Der Ausſchuß wird ernannt, wenn der Landtag vertagt, vers 
Tr ober aufgelöfet wird, vor deſſen Yugeinandergeben. 


4.. Stellvertreter: der Ausfchußmitglieder. 

g. ) Bei der Wahl des Ausfhuffes wird zugleich für jedes Mit 
glied defjelben ein Stellvertreter auf gleiche Weife gemählt. 

Diefer tritt in den Ausihuß ein, wenn das Mitglied, für welches er 
gewählt worden, behindert ift. Sollte auch, der Stellvertreter felbft behindert, 
oder bereit$ einberufen ſeyn; fo ruͤckt flatt feiner - an Fahren. Aeltefte der 
übrigen Stellvertreter ein, Ä 

Ueber die Einberufung der Stellvertreter — der Ausſchuß. 

6. Erneuung des Ausſchuſſes. 

$. 91. Die Mitglieder des Ausſchuſſes werden, wie die Abgeordneten, 
alle drei Fahre zur Hälfte ausfcheiden und durch neue Wahl erfest. Am 
Schluſſe des erſten ordentlihen Landtages follen daher 3 Mitglieder des Aus: 
ſchuſſes und deren Stellvertreter aus den Abgeordneten, welche, dem Looſe 
nad), vor dem zweiten ordentlichen Landtage ausfcheiden, und vier Mitglies 
der und ‚deren Stellvertreter aus denen, welche alsdann zurücbleiben, gewählt 
werben, und bei den folgenden Landtagen ift immer die abgehende Zahl der 
Er duch neue Wahl aus den zuruͤckbleibenden Abgeordneten 
zu erſetzen 

Nah einer Aufloͤſung dee Staͤndeverſammlung findet eine allgemeine 
neue Wahl des Ausfhuffes Statt, bei welcher eben fo —— wird, wie 
am Schluſſe des erſten ordentlichen Landtages. 
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$. 92. Sind fowohl von den Mitgliedern bed Ausfchuffes, als von 
deren Ötellvertretern vor Ablauf der Zeit, für welche fie gewählt waren, fo 
viele abgegangen, daß die UWebrigbleibenden nicht wenigſtens noch die Zahl 
von fieben ausmachen; fo ift zu einer Ergänzung des Ausſchuſſes durch 
neue Wahlen zu. fchreiten. 
6. Erloͤſchen des Auftrages der Ausfchußmitglieder, 

$. 93. Der Auftrag der Mitglieder des Ausfhuffes erlifcht mit dem 
Abgeordnetenauftrage, jedoch in den $. 86. unter 1. und 2, aufgeführten 
Sällen ef am Zage der. Eröffnung der neuen Ständeverfammlung. 


* | 3weiter Titel, 
Von den Rechten und Pflichten der Landfchaft. 
Erfier Abſchnitt. 
| | Allgemeine Grundfäge. 
$. 9. Die Landftände haben die heilige Pflicht, in ihrem Wirkungs⸗ 
Ereife, der Verfaſſung gemäß, die Wohlfahrt des Waterlandes, frei von 
anderen Nüdjichten, gemiffenhaft zu befördern. 
$. 9. Sie find ſchuldig, bei Ausübung ihrer ftändifchen Rechte und 
Befugniffe die Verfaffung genau zu beobachten, und duͤrfen ſich nur mit 
den Gegenftänden befchäftigen, welche Beftimmungen ber Berfaffung ihrem 
Mirkungskreife überwiefen haben. 
6. 96. Alle Abgeordnete find in ihren landſchaftlichen Rechten und 
Pflichten einander gleich, Keiner ift als der befondere en feiner Stan- 
ia zu — 
Zweiter Abſchnitt. 
Einzelne Rechte und Pflichten der Staͤndeverſammlung. 
I. Mitwirkung im Finanzweſen. 
$. 97. Die Beſtimmungen über die Mitwirkung ber 
ie im Finanzwefen find im fechflen Kapitel enthalten. 
II. Mitwirkung bei der Gefeggebung. 
a. Fälle, wo bie Zuftimmung der Stände erforderlich ift. 
Die ftändifhe Zuftimmung ift erforderlich: 
4) wenn diefes Landesgrundgeſetz oder die mit demſelben erlaſſenen Ge⸗ 
ſetze ergaͤnzt, erlaͤutert oder abgeaͤndert, 
2) wenn neue organiſche Staatseinrichtungen getroffen 5 ober die beftehen: 
den verändert, 
-3) wenn. Landesgefege gegeben, aufgehoben, abgeändert, oder authentifch 
erflärt werden, die das Landes: Finanz: und Steuerweien, die Mili 
- tairpflichtigkeit und die Aushebung der Mannfhaften, das bür 
gerlihe oder Strafrecht, den bürgerlichen oder Strafproceß betreffen. 
b. #älle, wo das Gutachten der Stände erforbert wird. 
$. 99. Bei allen übrigen, namentlich den das Lanbespolizeimefen bes 
treffenden, gefeglihen Beſtimmungen, müflen die Stände zuvor mit ihrem 
Gutachten und Rath gehört, und es können in. folhen Gefegen Polizeiſtra⸗ 
fen bis zu einmonatigem einfachen Gefängnig oder diefem — 
Geldſtrafen angedroht werden. en 
‚c. Form ber Geſetze. 
$.. 100, "Die Geſetze ſollen im Eingange der — Zuftimmung, 
oder des vorher angehörten Gutachtens und Raths der Ständeverfammlung 
oder des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes ausdruͤcklich Erwähnung thun. 
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Alte in dieſer verfaſſungsmaͤßigen Form von dem Landesfuͤrſten verkuͤn⸗ 
digten Geſetze muͤſſen von allen Landeseinwohnern, Behoͤrden und Gerichten 
befolgt werden. 

d. Verordnungen. 

F. 101. Verordnungen, d. h. ſolche Verfuͤgungen, welche aus dem 
allgemeinen Verwaltungs: oder Oberaufſichtstechte der Regierung hervorgehen, 
oder welche die Ausführung und Handhabung der beſtehenden Gefege betref: 
fen, erläßt die Landesregierung, ohne Mitwirkung der Stände, 

II. Mitwirkung beim Mititairwefen. 

$. 102. Ein größeres, als das durch die Bundesgefeggebung vor: 
gefchriebene, Zruppencorps wird, ohne Zuflimmung der Stände, nicht aufge: 
jtellt werden. 

Ohne deren Bewilligung kann weder. das Truppencorps, noch eine 
Abtheilung deffelben, in den Dienft eines auswärtigen Staates gegeben 
werden. 

Gleichfalls ift deren Bewilligung erforderlich, wenn duch Werbung, be: 
fonders von Ausländern, Truppen gebildet werden follen. 

IV. Rechte in Beziehung auf Rechtspflege, 
a. Unabhängigkeit ber Gerichte. 

6. 103. Die Stände haben das Recht, auf bie, durch bie Landes: 
und Bundesgefeggebung feftgeftellte, Unabhängigkeit der Gerichte in ben Gren⸗ 
zen ihrer Zuftändigkeit zu halten. 

Insbefondere wird es den Parteien, welche ſich durch landesfuͤrſtliche 
Verfügungen in ber gerichtlihen Verfolgung ihrer Rechte für beeinträchtigt 
halten, geftattet, ſich an die Ständeverfammlung zu wenden, und biefe iſt 
befugt, auf die Abhülfe der, von ihr begründet erachteten, Beſchwerden bei 
der Landesregierung anzutragen. 

b. Präfentationsrccht zu zwei Rathsſtellen im Landesgerichte. 

$. 104. Die Ständeverfammlung hat das Recht, zu zwei Ratheftel: 
len im herzogl. Randesgerichte Gandidaten zu präfentiren. 

Sie wählt diefe durch abfolute Stimmenmehrheit, und ihre Wahl kann 
auf Jeden fallen, der ein Richteramt oder ein öffentliches juriftifches Lehr: 
amt 5 Jahre beffeidet, oder 10 Jahre hindurch mit Auszeichnung die advo— 
catorifhe Praris betrieben und in den beiden legten Fällen bie vorfchrifte- 
mäßige Prüfung zur Erlangung des Richteramtes befanden hat. 

V. Recht der Vorfchläge. 

$. 105. Die Ständeverfammlung ift berechtigt, dem Landesfürften 
Vorſchlaͤge zu Gefegen, Verordnungen, allgemeinen Verfügungen und zur 
Errichtung öffentlicher Anftalten zu machen; diefe Worfchläge werden ge 
nau geprüft werden, und es follen ftets Iandesfürftlihe Entſchließungen, 
=“ zwar im Abtehnungsfale mit Anführung der Gründe, darauf 

olgen. 
VI, Recht der Mitauffiht auf die übrigen Landesangelegenheiten. 

$. 106. Die Ständeverfammlung ift befugt, wegen bemerkter Mäns 
gel oder Mifbräuche bei der Geſetzgebung, NRechtöpflege und Verwaltung ber 
Öffentlichen Angelegenheiten, Vortraͤge an die Landesregierung zu richten, und 
fid) über deren Abftellung gutachtlich zu aͤußern. | 

S. 107. Sie hat das Necht, darüber zu wachen, daß Niemand in 
ſeinen verfaffungsmäßigen Rechten verlegt, infonderheit ohne gefeglichen Grund 
und ohne eine ordnungsmaͤßige Verfügung der tompetenten Polizei» oder 
Gerichtsbehoͤrde verfolge, verhaftet,‘ beftraft, oder fonft am Freiheit ober Ei: 
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genthum gefränke werde, und fie kann in einem foldhen Falle auf Abftel- 
lung der Befchwerde und auf Beſtrafung der Schuldigen bei der Landesre⸗ 


dierung anfragen. 
VI. Recht der Anklage. 
1. Antrag auf Beftrafung. 

$. 108. Die Ständeverfammiung kann auf Beftrafung der Mitglies 
der des Staatsminifteriums und bes ftändifchen Ausfchuffes antragen, 
welche einer Verlegung der, auf den. vorliegenden Fall unzweifelhaft ans 
wendbaren, Bellimmungen diefes Kandesgrundgefeges fd ſchuldig ges 
macht haben. 

Ein ſolcher Antrag muß fpäteftens binnen fechs Jahren nach eingetrete 
ner Verlegung gemacht merden. Ä 

In Anjehung der, dem Staatsminifterium untergeordneten, Beamten 
find dergleichen Anträge von der Ständeverfammlung nur dann flatthaft, 
wenn bdiefe Beamten da, wo ſie in den Grenzen eigener. Verantrvortlichkeit 
handeln, die Berfaffung verlegt zu haben befchuldigt werben, und der Ans 
trag auf Beftrafung bei den vorgefegten Behörden und zulegt bei: dem Staats: 
miniſterium angebraht und 8 Wochen lang unbeachtet geblieben ift. In 
diefem Falle wird der Antrag auf Beftrafung bei dem Landesgetichte ges 
macht, welches die Unterſuchung durch zwei feiner Mitglieder zu führen und 
das erfte Erkenntniß abzugeben - dat, ‚gegen welches die RR —— 
mittel zulaͤſſig find. Ä 

2. Bildung eines gemeinfäjafttichen Gerichtshofes. 

$. 109. Soll aber ein Antrag auf Beltrafung eines ** bes 
Staatsminiſteriums oder des ftändifchen Ausfhuffes wegen verlegter Verfaſ⸗ 
fung gemacht werden; fo wird zuvörderft ein eigener Gerichtshof. gebildet, 
welcher aus fieben Mitgliedern der höheren Juſtizcollegien beftehen fol. Drei 
Mitglieder defjelben werben durch das Loos aus den Mitgliedern des gemeins 
fchaftlihen Dberappellationsgerichts, auf den Antrag des Ausfhufjes ober 
der Ständeverfammlurig, die Übrigen vier aus den Mitgliedern des Landes— 
gerichts, und zwar zwei von der Landesregierung und zwei von ber Stände: 
verfammlung, erwählt. Das’ Präfidium übernimmt das ältefte der Mitglie— 
der aus dem Oberappellationsgerichte. Die erforderlihen Secretärien werden 
dem Gerichte durdy das DOberappellationsgericht beigeorbnet. 

3. Verfahren und Erfenntniß. 

-$&. 110. $affen. die Stände den Beſchluß, auf eine Unterfuchung und 

Beftrafung anzutragen; fo wählen fie zugleich die zwei Mitglieder des Ges 
tichtshofes und machen von diefem Beſchluſſe und deſſen Gruͤnden, ſo wie 
von der getroffenen Wahl bei der Regierung Anzeige, mit dem Exfuchen, 
daß diefe gleichfalls die erforderlichen Wahlen treffe. Zugleich benachrichtigen 
fie hiervon das gemeinſchaftliche Dberappellationsgericht, welches - verpflichtet 
ift, den gemeinfchaftlichen Gerichtshof zu conftituiren, und daher im Falle, 
daß die erforderlihe Zahl der Mitglieder des. Landesgerichts nicht binnen 
+ a erwaͤhlt feyn follte, bie fehlenden buch das Loos beſtim⸗ 
men läßt. 

Diefer Gerichtohof prüft zunörderft: ob Grumd zu einer Unterfuchung 
vorhanden ſey? nachdem ihm der umftändlich zu emtwidelnde und erforbetlis 
hen Falls mit den gehörigen Documenten verfehene Antrag auf Beitrafung 
übergeben -ift,. Er leitet bei :vorhandenem Grunde bie Unterſuchung ein, 
führe diefelbe nach den Regeln des Unterfuchungsproceffes, und fällt das Er: 
kenntniß in erfter und letzter Inſtanz. Diefes Erkenntniß befchränfe ſich auf 
die Beantwortung der Frage: ob der Angeklagte ſich der Verletzung einer, 


1208 ' Braunſchweig. 


auf den vorliegenden‘ Falk unzweifelhaft antwendbaren, Beſtimmung bdiefes 
Landesgrundgefeges fchuldig gemacht habe oder nicht? und überläft die Beur⸗ 
theilung des, in der Verlegung des Grundgejeges etwa liegenden, gemeinen 
Vorgehens, fo wie die ans. derfelben entfpringenden Entfhädigungsanfprücde 
den ordentlichen Gerichten, — Wird der Angeklagte fchuldig erkannt; fo ift 
divon bei dem Beamten  Dienftentlaffung, und bei. den Mitglievem des 
Ausſchuſſes Verluſt der: Abgeordneten = Eigenſchaft und der Waͤhlbarkeit die 
unmittelbare Folge. 

Gezgen das Erkenntniß findet kein anderes Rechtsmittel Statt, als bie 
Micdereinfegung in den vorigen Stand, wegen neuaufgefundener Thatſachen 
ober. Beweisgruͤnde. 

Die Verhandlungen und das Erkenntniß follen auf Koften des Gerichts⸗ 
fiscug ‚durch den Drud öffentlich bekannt gemacht werden. 

Fan: 4. Abolition ſolcher unterſuchung. 
— & 111. Die Abolition einer Unterſuchung wegen verletzter Ver⸗ 
faſſung iſt unzulaͤſſig, und der Verurtheilte kann im Staatsdienſte nicht 
wieder angeſtellt werden. 

5. Ausſchließliche Competenz der Ständeverfammlung. 

$. 112. Nur die Ständeverfammlung entfcheidet darüber, ob ein Ver: 
: fahren wegen verlegter Verfaſſung einzuleiten ſey. Hat fie duch einen 
ordnungsmäßigen Beichluß das Verfahren der Mitglieder des Staatsminifte: 
riums oder des Ausihuffes gebilligt; fo findet eine ftändifhe Anklage nicht 
weiter Statt. 

* Die: ordentlichen Gerichte dürfen daher. wegen verlegter Berfaffung gegen 
die Mitglieder des Staatsminiſteriums und des ſtaͤndiſchen Ausſchuſſes von 
Amtswegen nicht verfahren. 

VIII. Recht der Convocationstage. 

‘& 113. Kraft althergebrachten Rechts, darf fich die Stänbeverfamm- 
lung in’ den, buch das Geſetz ausdruͤcklich beſtimmten, Fällen, aber auch 
nur in diefen, auch ohne fandesfürftliche Berufung verfammeln, berathen und 
Beſchluͤſſe faifen. 

Diefes: Convocationsrecht ſoll Statt finden: 

4) auf Beranfaffung einer plöglicyen ‚allgemeinen Landesgefahr: 

2) wenn dieſes Landesgrundgefeg verlegt toird, und Anträge zu deſſen 

Schutze zu machen find, insbeſondere wenn der Landtag nicht binnen 
3 Jahren berufen wird; 
8) wenn: der ſtaͤndiſche Ausſchuß zu ergänzen iſt; 
4): wenn bei.dem Landeögerichte von der Landfchaft zu befegende Vacan⸗ 
zen «zwifchen den Randtagen, und zwat 4 Monat vor der Verſamm. 
| lung des nächften Landtages, entftanden find; 
f 5); wenn die Stelle des Landfyndicus erledigt ift, 

Sa: einer folchen Verſammlung darf nichts vorgenommen werden, als 
ber, Gegenftand, der fie veranlaßt hat. 

Mach einer,. von dem Landesfürften verfügten, Auftöfung der Stän- 
beverfammlung fann das Convocationsrecht vor ag! des Lands 
tags: nicht ausgeübt werben, ausgenommen in dem unter 4. aufgefuͤht⸗ 


ten im Sale 
3 X Recht, Bittfchriften anzunehmen. 

Ä $. 444 Die Staͤndeverſammlung kann von einzelnen und Corpota⸗ 
tionen: in ben -$. 103: u. 107. erwähnten: Fällen Bittſchriften annehmen, 
—— die Wittſteller nachweiſen, daß. fie bei ber tankeiugleuumg um Abhuͤlfe 

Ihren Defgwerbe vergeblich nachgeſucht haben. i 


Neue Landſchaftsordnung vom 12. Dct. 1832. 1209 


Bittfeheiften oder Eingaben andern Inhalte von Einzelnen oder Cor⸗ 
porationen anzunehmen, it die Standeverfammlung nicht befugt. \ 


X. ‚Emennung des Landſyndicus und deſſen Subftituten. 


$. 115, Der Ständeverfammlung fteht das Recht zu, einen Land- 
fonbicus zu beftellen, und zwar wird derſelbe durch abfolute Stimmenmehr 
heit auf die, für die Mahl der Abgeordneten vorgefchriebene, Weile ermählt. - 
Seine Anftellung ift lebenstänglich, jedody damit die Verwaltung eines an⸗ 
dern Staatsamts unvereinbar. 

Die Beftimmungen des Geſetzes über den Civil: Staatsdienft fin- 
* auf ihn nur in ſofern Anwendung, als dieſes in der Beſtallung et⸗ 
klaͤrt iſt 
Auch wird die Staͤndeverſammlung für die Dauer jeder Landtagsver- 
fammlung dem Landfpndieus einen Subflituten beftellen, und diefen gleich— 
falls nady abfoluter Stimmenmehrheit erwaͤhlen. 

Bon der Erwählung des Landfpndicus und des Subflituten wird ber 
Landesregierung Anzeige gemacht, und der Erwählte von der Ständeverjamm- 
lung oder dem ftändifchen Ausfhuffe auf fein Amt, zugleich mit Ablegung 
des Erbhuldigungseides, vereidet, 

XI. Gerichtsſporteln-, Stempel: und Portofreibeit. 

$. 116. Die Landichaft bat, die ea von Geeiihtsipecein, Stem: 

peln und Porto ferner zu genießen. 
XU. Siegel 
8. 117. Die Landfchaft führt ein eigenes Siegel. 


Dritter Abſchnitt. 


Rechte und Pflihten des ſtaͤndiſchen Ausfhuffes. 
A. Allgemeiner Grundſatz. 
$. 118. Dee ftandifhe Ausſchuß hat das Recht und die Pflicht 
4) zwifchen den Landtagen auf die Vollziehung der, zwifchen dem Landes— 
fürften und den Ständen getroffenen, Vereinbarungen zu fehen, fo 
wie die ihm in diefer Hinſicht erforderlidy fcheinenden Anträge bei ber 
Landesregierung zu machen; 
2) diejenigen befonderen Befugniffe auszuüben, welche ihm das Gefes 
anweiſet. 
B. —— Befugniſſe. 
1. Im Finanzweſen. 
FG. 119. Die FR Bag des ftändifchen ———— im ———— 
iſt in dem ſechſten Kapitel beſtimmt. 
2. Bei der Gefesgebung. 
$. 120. Gebietet das Staatswohl dringende Eile, oder würde der vor- 
übergehende Zweck des Gefeges durch Verzögerung, vereitelt; fo können zwi⸗ 
fchen den Landtagen die das Landes-, Finanzs und Steuerweſen ſo wie die 
Militairpflicht und die Aushebung der Mannſchaften betreffenden Geſetze, mit 
Zuſtimmung des Ausſchuſſes, erlaſſen werden. Die Landesregierung entſchei⸗ 
det, unter Verantwortlichkeit ſaͤmmtlicher ſtimmfuͤhrenden Mitglieder des 
Staatsminiſteriums, daruͤber: ob jene Vorausſetzungen eingetreten feyen? 
Gefetze diefer Art find der Ständeverfammiung baldigft zur Genehmigung 
vorzulegen, und treten außer Wirkſamkeit, wenn diefe verfagt wird. 
6. 124. Einzelne, das‘ bürgerliche und Strafrecht, den bürgerlichen 
und Strafproeeß betreffende Gefege (nicht aber ganze Gefegbücher, eine Hy: 
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zotheken⸗ Abloͤſungs⸗ und Geweinheits⸗Theilungsotdnung) können zwiſchen 
En Landtagen, mit Zuftimmung des Ausfhuffes, erlaffen werben. 

$. 122. Durch die, mit Zuftimmung des Ausfchuffes, erlaffenen Ge: 
fee kann indeß nie diefes Landesgrundgefeg oder ein mit demfelben publicir— 
‚tes Gefeg ergänzt, erläutert, oder abgeändert, oder eine organiſche Einrich— 
trang getroffen oder verändert werden. 

$. 123. Alte Gefege, bei welchen das Gutachten und ber Rath der 
Eitände gehört werden muß, Eönnen zwifchen den Landtagen, mit dem Gut: 
adzten und Rath des Ausfchuffes, erlafjen werden, mit Ausnahme einer all: 
gameinen Polizeiordnung. 

3. Verbindlichkeit, der Landesregierung Berichte und Gutachten zu 
erftatten 


$. 124. Die Landesregierung kann von dem jtändifchen Ausfchuffe, fo 
oft es ihr gut duͤnkt, Nachrichten, Berichte und Gutachten einziehen. - 

Insbeſondere kann fie Gefegentwürfe, welche fie demnaͤchſt an die 
€} tändeverfammlung zu bringen denkt, dem Ausfchuffe zuvor zur Begutach⸗ 
tang vorlegen. 

4. Recht, die Ständeverfammlung zu berufen. 

$. 125. Der Ausfhuß ift befugt, in den $. 113. aufgeführten Fäl: 

ben die Ständeverfammlung zufammenzuberufen, um die erforderlihen Be⸗— 


johlüffe und Wahlen zu veranlaffen. 
Bon einer folhen Berufung, fo mie von deren Zwecke, ift fogleich 


bei der Erlaffung der Convocationsſchreiben der Landesregierung Anzeige 
‚ju machen. 
5. Beſondere Aufträge. 
$. 126. Die Ständeverfammlung kann, mit Zuflimmung ber Landes⸗ 
rigierung, dem Ausfchuffe durch fpecielle Vollmacht für einzelne beftimmte 
Coeſchaͤfte alle die Rechte übertragen, welche fie felbft hat. 
6. Sonftige Befugniife. 
$. 127. Außerdem hat der ftändifhe Ausfhuß die Oberaufficht über 
deis landfchaftlihe Archiv, die Führung der Nittermatrikel, die Ertheilung 
der landſchaftlichen Stipendien, die Leitung der Verwaltung der Sammlun= 
gen, Gapitalien und Grundftüde der Landfchaft, fo wie die ihm durch die 
Eeſchaͤfts ordnung übertragenen Functionen, zu beforgen. 


Dirtsiet Bitte, 

Non den Landtagen, der Behandlung der Gefchäfte auf denfelben, fo 
wie von den Verhandlungen des ftändifchen Ausfchuffes. 
Erfter Abſchnitt. 

Bonden Landbtagen. 

1. Drdentliche und außerordentliche Landtage. 

$. 128. Die Ständeverfammlung muß alle 3 Jahre zu einem ardent⸗ 
lichen Landtage von der Landesregierung berufen werden. 

Die ordentlihen Landtage follen in der Regel in dem Monate Movem: 
bier beginnen. Außerdem fteht es dem Landesfürften frei, jederzeit, wenn er 
es für nothwendig hält, die Ständeverfammlung zu einem auferordrntlichen 
Nandtage zu comvociren, * 

2. Ungeſetzliche Verſammlungen. 
$. 129. Mit Ausnahme der, in dem F. 113. aufgeführten, Faͤlle, 
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dürfen die. Abgeordneten fich nicht verſammeln, ohne von dem Landesfuͤrſten 
berufen zu ſeyn. 
Solche landesfuͤrſtlich nicht berufene Verſammlungen ſind ſtrafbar und 
deren Beſchluͤſſe unguͤltig. 
3. Berufung der Staͤndeverſammlung. 


8. 130. Der Landesfuͤrſt beruft die Abgeordneten durch eine Verord⸗ 
nung, in welcher er zugleich die Zeit und den Drt ber Verfammlung bes 
flimmt, und in der Regel die den Ständen vorzulegenden Propofitionen, in: 
fofern fie Gefegentwürfe betreffen, im Allgemeinen bezeichnet, 

4. Eröffnung des Landtags. 


$. 131. Der Landtag wird von dem Landesfürften in Perfon oder 
durch einen landesfuͤrſtlichen Bevollmächtigten unter den, von a 
zu beflimmenden, Feierlichkeiten eröffnet. 

5. Eid der Abgeordneten. | 
$. 132. Bei der Eröffnung des Landtags ſchwoͤrt jeder Abgeorbnete 
folgenden Eid: 
„Ih [höre Treue dem regierenden Landesfürften und Höchftdeffen 
„Nachfolgern aus dem Haufe Braunfhweig, Gehorfam den Gefegen, 
„und gewifjenhafte Ausübung und Erfüllung der Rechte und Pflich⸗ 
„ten eines Abgeordneten.” 

Diefer Eid wird bei den folgenden Landtagen nur von denen geleiftet, 
welche zum erften Male als Abgeordnete gewählt find. Mitglieder, die bei 
Eröffnung eines Landtags nicht beeidigt find, Leiften den Eid bei ihrem Ein- 
in die Ständeverfammlung vor diefer. 

6. Unzuläffigkeit von Inftructionen und Manbaten. 


£ 6. 133. Die Abgeordneten haben. bei ihren Abitimmungen ganz als 
feih ihrer, auf forgfältige Prüfung der vorliegenden Gegenflände gegründes 
ten, eigenen Weberzeugung und ihrem Gewiſſen zu folgen, keineswegs aber 
Suftructionen von Andern anzunehmen und zu beachten. Sie Eönnen ihre 
ftändifhen Befugniffe nur bei perfönlichem Erſcheinen in der Staͤndeverſamm⸗ 
lung ausuͤben. 

7. Recht der freien Aeußerung. 


$. 134. Die Mitglieder der Landſchaft haben bei ihren Berathungen 
das Recht, ihre Meinung frei zu Außen, und koͤnnen wegen Verlegungen 
der Geſchaͤftsordnung, welche weder ein befonderes Verbrechen, noch eine. per 
fönliche Beleidigung enthalten, nur von der Ständeverfammlung felbft zur 
Verantwortung gezogen werden. 

8. Perſoͤnliche Unverleglichkeit ber Mitglieder der Ständeverfammlung. 

$. 135. Kein Mitglied der Ständeverfammlung kann während ber 
Landtagsverfammlung verhaftet werden, als entweder im Wege des Wechſel⸗ 
verfahrens, oder wenn baffelbe auf frifcher verbrecherifcher That ergriffen 
wird, oder mit Zuftimmung der Ständeverfammlung. Sn den beiden erften 
Fällen hat die verhaftende Behörde dem Staatsminifterium, und biefes ber 
Ständeverfammlung fofort Anzeige von der Verhaftung zu machen. 

9. Bon den Beamten der Ständeverfammlung. 

$. 136. Die Ständeverfammlung wählt ihre Beamten aus ihee Mitte, 
nämlich einen Präfidenten und einen BVicepräfidenten. P 

Diefe Wahl wird von dem am Jahren Älteften Mitgliede der "Verfamma: 
lung geleitet, und gefchicht vermittelft verfchloffener Zettel durch abfolute Stim: 
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menmehrheit, wobei nach den, fuͤr die Wahl der Abgeordneten vorgeſchriebe⸗ 
nen, Grundſaͤtzen verfahren wird. 

Zu der Stelle des Präfidenten und Vicepraͤſidenten werden für. jede 
Stelle drei Candidaten dem Kandesfürften präfentitt, von denen derfelbe einen 
beftätigt, der alsdann fein Amt fofort antritt. 

Das Amt des Präfidenten und Vicepräfidenten erlifht mit ihrer Ei: 
genſchaft als Abgeordnete. 

10. Gehülfsperfonal. 

$. 137. Für die Schreiberei und Regiſtratur werden von dem Praͤ⸗ 
fidenten die für die Zeit der fländifchen Verſammluugen nöthigen Officianten 
angenommen, und zur Verſchwiegenheit und gehörigen Verrichtung ihrer 
Dienftgefchäfte eidlich verpflichtet und angewieſen. 

11. Gegenftände der ſtaͤndiſchen Berathung. 

$. 138. Die landesfürftlihen Propofitionen, die Anträge der Abgeorb: 
neten und die eingegangenen verfaffungsmäßig zuläffigen Bittſchriften bilden 
die Gegenftände der Verhandlungen. Bon allen zur Berathung - ftchenden 
Gegenftänden kommen die landesfürftlihen Propofitionen zuerft zum Bor: 
trage und zur Berathung, und müffen, infofem nicht zwiſchen der Landes: 
regierung und Ständen ein anderes vereinbart wird, in der Ordnung, in 
welcher fie vorgelegt find, erledigt werden. 

.. 12. Bon ber Befchlußnhme. 
A. Erforderlihe Zahl der Mitglieder. 

$. 139. Die Ständeverfammlung kann “uf Land: und Convocations- 
tagen Eeinen Beſchluß faffen, wenn nicht mindeftens zwei Drittheile der ges 
festlichen Zahl ihrer Mitglieder anweſend find, 

| B. Regel. 

6. 140. Sie faßt über bie, zur Berathung und Entfcheidung 
kommenden, Angelegenheiten den Beſchluß nach abfoluter Mehrheit der 
Stimmen. 

©. Erfte Ausnahme. s 

$. 141. Wenn ein Antrag auf Abänderung. diefes Landesgrundgefeges 
gemacht wird; fo müffen wenigſtens zwei Drittheile der ganzen Landſchaft 
demfelben beiftimmen, um ihm Folge zu geben. 

ee D. Zweite Ausnahme, 

$. 142. Wenn eine Abänderung in der Vertretung einer ber drei 
Standesklaſſen vorgenommen werden foll; fo muß die Mehrzahl ber Abgeord: 
neten des betheiligten Standes der, für die Aenderung flimmenden, erforder 
lichen Mehrheit beigetreten ſeyn. 

Wiederhohlung eines ſolchen abgelehnten Borfchlage. 

8. 143. Wird ein folder Vorſchlag abgelehnt und auf dem naͤchſten 
Landtage wieder vorgebracht; hat berfelbe alsdann wiederum die Mehrheit 
der Stimmen bes betheiligten Standes gegen fi; bilden aber zugleich 
ſaͤmmtliche für denfelben abgegebene Stimmen die erforderliche Mehrheit 
ber Stimmenzahl der ganzen Ständeverfammlung; fo iſt der Votſchlag 


angenommen. _ 0 
— 13, Wirkung der Beſchluͤſſe. 

$. 144. Die Wirkung und Beförderung eines: gefaßten Beſchluſſes 

darf weder durch Vermahtungen, noch durch Berufung auf die hoͤchſte Ent: 

ſcheidung, noch auf andere Weife aufgehalten oder gehindert werden, fondern 

jedes ſtaͤndiſche Mitglied muß ſich das Refultat der Abſtimmung fchlechter: 

dings gefallen laſſen. Gleichwohl ſteht es einzelnen oder mehreren Abgeord⸗ 
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neten frei, ihre befondere Meinung fchriftlich auszuführen, und zu verlangen, 
daß ihre Ausführung, mit dem Befchluffe der Landſchaft, der Landesregierung 


mitgetheilt werde. 
14. Landes fuͤrſtliche Entſchließung darauf. 

$. 145. Ein Beſchluß der Staͤndeverſammlung erhält nicht eher geſetz⸗ 
lihe Gültigkeit, als bis ihm. die Inabesfücitlice Zuftiimmung ettheilt und er 
als Geſetz publicitrt iſt. 

Ob der Landesfuͤrſt ſtaͤndiſchen Beſchluſſen und Anträgen feine Zuftieg- 
mung ertheilen wolle? —— hängt von deſſen freier Entſchließung ab. Wird 
die Zuſtimmung verfagt;:fo werden die Gründe ber — den Suinden 
mitgetheilt werden. 

15. Dauer des Landtags. 

$. 146. Die Landtagsverhandlungen ſollen binnen drei Monaten vollen⸗ 
det werden. — Nur mit boſonderer lanbesfürfticger Bewilligung kann he 
Landtag über drei Monate dauern. 

16, Vertagung, Berabihiebung und: Auftöfung der Ständeverfammiunng: " 

$. 147. Der Landesfürft hat, das Recht, die von ihm berufenen Stans 
deverfammlungen zu vertagen, zu verabfchieden und aufzulöfen. 

Eine Vertagung über drei Monate hinaus ift unzuläffig. 

In der Verordnung, durch welche die Standeverfammlung -aufgelöfet 
wird, find zugleich die Wahlen newer Abgeordneten zu verfügen, und es ift 
der Tag der Eröffnung di. neugewaͤhlten Ständeverfammlung, und zwar ine 
nerhalb eines Zeitraums ven fechs Monaten, zu beflimmen, 

47. Schluß des Landtags. 

6. 148. Vor dem Schluſſe des Landtags werden die verfchiedenen Ges 
genftände, worüber die Landesregierung und die Stände fich vereinigt haben, 
in einen Landtagsabfchied Furz ‚zufammengetragen, und dieſer iſt von dem 
Landesfürften und, von Seiten der. Stände, von dem Präfidenten, und dem 
Landſyndicus in doppelter Ausfertigung zu unterzeichnen, zu befiegeln und 
duch den Drud zur Öffentlihen Kunde zu bringen, 

Zweiter Abfhnite 
Verhandlungen des Ausſchuſſes. 
1. Wahl des Praͤſidenten. 

F. 149. Der ſtaͤndiſche Ausſchuß waͤhlt ſich einen Pelſtenten a aus fei 

ner Mitte nah Stimmenmehrheit. - | 
2, Art der Gefhäftsführung und Veſchlußnahme. 

. 150. Der Ausſchuß betreibt die Geſchaͤfte collegialiſch, faßt feine 
Beſchluͤſſe nach Stimmenmehrheit, ift aber zu einer Beſchlußnahme nur bee 
fugt, wenn vier Mitglieder deffelben anmelend find. - 

3. Vortrag ber vorgenommenen Geſchaͤfte bei, der Ständeverfammlung. 

$. 151. Ein Mitglied des Ausfhuffes hat von den zwifchen den Lande 
tagen: vorgefommenen Gefchäften auf dem nächften Landtage dm Ständenepe 
fammlung ausführlihen Vortrag zu erflatten. on: 

Dritter Abſchnitt. 
Gefhäftsordnung. 

$. 152. Die näheren Beftimmungen über die Verhandlungen und bie 
Form der Berathungen un) Abftimmungen in der Ständeverfammlung und 
dem Ausſchuſſe find in der landſchaftlichen Gefchäftsordnung enthalten, welche 
zwar feinen Beftandtheil der Verfaffung bildet, aber nur durch Uebereinkunft 
zwifchen dem Landesfürften und den Ständen abgeändert werden Eann, 
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Fünftes Kapitel, 
Von den oberſten Landesbehoͤrden und dem Civil⸗ 
Staatsdienſte. 
1. Staatsdienſt. 
a. Verantwortlichkeit. 

6. 153. Ale Civil:Staatsdiener find in dem ihnen angemwiefenen Mir 
kungskreiſe fün bie Beobachtung der Geſetze und der Landesverfafſung ver⸗ 
antwortlich. 
b. Eid der Civil⸗ Staatöbiener. 

F. 154. Diefelben folfen bei Ablegung des Dienfteides mit auf die 
Erfüllung dieſer Pflicht vereidet werden. 

c. Contraſignatur. 

§. 165. Um ben verfaſſungsmaͤßigen Gang der Staatsverwaltung und 
die dem Staatsminiſterium untergeordneten Staatsbeamteu wegen ihrer Ver: 
antwortlichkeit zu ſichern, find die unter der hoͤchſten Unterſchrift des Lan: 
desfuͤrſten erlaſſenen Verfigungen in Landesangelegenheiten nur alsdann voll⸗ 
ziehbar, wenn fie mit der Gontrafignatut «init flimmführenden Mitgliedes 
des Staatsminifteriums verfehen find, 

d. Berantwortlichkeit der Dfitgtieher de3 Staatsminifteriums. 

6. 156. Die flimmführenden Mitglieder des Staatsminifteriums find 
insbefondere für die Verfaffungs: und die Gefegmäßigkeit der von ihnen cons 
traſignitten oder unterzeichneten Verfügungen verantwortlich. 

Diefe Verantwortlichkeit trifft denjenigen hoͤchſten Staatsbeamten, mel: 
cher contrafignict oder unterzeichnet hat, perfönlih, und ohne Bulaffung der 
Berufung auf eine vorher mündlich oder ſchriftlich erklärte abweichende 


Meinun 
> e. Gefes über den Staatsdienſt. 


$. 157. Die übrigen Rechtsverhältniffe der Staatsbeamten — ind durch 
das hieneben etlaſſene Staatsdienſtgeſetz beſtimmt. 

2. Staatsminiſterium. 

6. 158. Die unmittelbar unter dem Landesfuͤrſten mit der oberſten 
collegialifchen Leitung der Landesverwaltung ausfchließlich beauftragte Behörde 
ift das Staatsminifterium, 

Für die einzelnen Verwaltungszweige beitehen Minifterialdepartements. 

Daffelbe wird ſtets mindeftens mit drei ffimmführenden Mitgliedern befegt 
feyn, welche der Landesfuͤrſt nach eigener Wahl ernennt und nach Gefallen 
verabſchiedet. 

3, Minifterfalcommiffton. 
«“ 6, 159. Zur Berathung der Gefegentwürfe und anderer wichtigen Lan: 
besangelegenheiten, und zur Entfcheidung der zwifchen den Verwaltungsbehoͤr⸗ 
ben und Gerichten eintretenden Competenzftreitigkeiten, fol eine Commiſſion 
beftehen. 

Diefelbe foll zufammengefegt feyn aus ben ftimmführenden Mitgliedern 
des Staatsminifteriums und den von dem. Landesfürften berufenen Beifigern. 

Mit der Entfcheidung der Competenzconflicte foll eine eigene Section 
diefer Commiffion beauftragt. werden, welche aus höheren Juſtizbeamten und 
aus höheren rechtskundigen Verwaltungsbeamten befteht, und in welcher das 
mit dem Departement der Juſtiz beauftragte Mitglied des Staatsminiftes 
tiums den DBorfig führt. 

Das Nähere über die Organifation dieſer Behörde beſtimmt ein Geſetz. 
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4. Krelsbirectionen. 
$. 160, Die Landesverwaltung und Polizei ſoll unmittelbar unter den ı 
Staatsminifterium durch Kreisdirectionen geleitet werden, deren Organifatior ı 
und Geſchaͤftskreis duch sin: Gefeg beſtimmt iſt. 
Sechstes Kapitel, — 
Bon den Finanzen 


1. Sonderung des fürftlihen Haushalts von dem Staats: 

| baushalte. — 

$. 161. Zur Befoͤrderung einer geregelten Finanzverwaltung ſoll der 

fürfttihe Haushalt von dem Staatshaushalte getrennt, das geſammte, zur 

Befkreitung der Staatöhaushaltsbedürfniffe bejtimmte, Einkommen aus din 

Ueberſchuͤſen des Kammerguts und der Steuerverwaltung aber vereinigt 
werden. Zu u. 

SE — 2. Kammergut. 
| $. 162. Die fämmtlichen herzoglihen Domainen, Forſten, Jagden 
und Fifchereien, die damit verbundenen Gefälle und Gerechtfame, fo wie die 
beimfaltenden Lehne, ferner die Berg: und Hüttenwerke, die Salinen, Glas: 
und Ziegelhütten, Steinbrühe, Kalk: und Gppsbrennereien, Braunkohlen⸗ 
gruben und Zorfjtiche, die Porzellanfabrid und die Münze follen das Kam 
mergut bilden, | | 

3. Stifter St. Blasii et Cyriaci. 

8. 163. Die Güter und Gerechtfame der auf den Grund bes Reichs— 
beputationshauptfchluffes vom 25. Februar 1803 aufgehobenen Stifter St. 
Blasii et Cyriaci werden, vorbehaltlich der den Präbendarien ausgefegten Pen: 
fionen, dem Kammergute einverleibt, wie ſolches in Anfehung der Abtei Gan- 
dersheim und des Kloflers St. Ludgeri vor Helmſtedt früher ſchon gefche: 


hen iſt. 
— 4. Rechtsverhaͤltniſſe des Kammerguts, 

$. 164. Die bisherigen Rechtsverhaͤltniſſe des Kammerguts, und na⸗ 
— die Beſtimmungen des Edicts vom 1. Mai 1794, bleiben unver 

ndert, 
Dafjelbe ift daher fortwährend in feinem ganzen Beſtande zu erhalten, 
und auf eine das nahhaltige Einfommen fichernde Weife zu benugen. Die 
dazu gehörigen Grundftüde, Gerechtſame und Einkünfte können ohne Zu: 
flimmung der Stände nicht veräußert, alfo auch nicht verpfändet werden. 

Veräußerungen ohne ftändifhe Zuftimmung find nichtig; der Käufer 
bat weder gegen den Landesfürften, noch gegen eine öffentliche Behörde ein 
Klagerecht a Ruͤckzahlung des gezahlten Kaufgeldes, ſondern er kann ſich 
nur an die Perſonen halten, mit denen er contrahirt hat. Selbſt in dem 
Falle, daß die von ihm gezahlten Muͤnzſtuͤcke in einer Öffentlichen Kaffe noch 
vorhanden wären, kann er ſolche nicht vindiciren. ! 

.$. 165. Durch die nothwendige Erhaltung des Kammergutes in feis 
nem Beſtande find jedoch diejenigen, unter Zuftimmung der Stände, zu 
treffenden Veränderungen nicht ausgeſchloſſen, welche bei einzelnen Beſitzun⸗ 
gen zur Beförderung der Landescultut, oder fonft zur Wohlfahrt des Staats 
. und Entfernung wahrgenommener Nachtheile, durch Verkauf, Austauſch oder 
Vererbleihung nothwendig oder gut befunden werden follten. Wird eine Abs 
Löfung der zum Kammergute gehörenden Dienfte, Zehnten und Gefälle gegen 
Geld eintreten, oder eine Veräußerung einzelner Theile des Kammerguts im 
gefeglihen Wege befchjoffenz fo ift gleichzeitig verfaffungsmäßig über die nuͤt⸗ 
lihe Verwendung der eingehenden Gelder Vorforge zu treffen. 
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5. Dermwaltung: bes Kammerguts. 

5. 166. Das Kammergut wird, unter ımmittelbarer Leitung des her 
zoglichen Staatsminiſterii, von der hetzoguichen Kammer in drei abgeſonder— 
ten Directionen für die Domainen, Forften und Bergwerke verwaltet. Das 
Mähere hierüber, ift durch dns hiermeben erlafjene Geſetz beftimmt. 

6. Verwendung des Kammerguts, 

. 167. Die Auflünfte des, gefammten Kammerguts follen, nach Abfag 
ber Kominijtratione: und Erhaltungskoſten und der auf die Amortiſation und 
Verzinſung der Kammerſchuld zu leiſtenden Zahlungen, wie bisher, zur Be— 
ſtreitung der Beduͤrfniſſe des Fuͤtſten und bes Landes verwendet werden. 
‚Die , fucceffive Zilgung der. Kammerfhuld wird durch eine befondere Verein⸗ 
barung mit den Staͤnden beſtimmt werden. 

7. Kammeretat und Rechnungen. 

$. 168. Der über die Verwaltung des Kammerguts vor dem Anfanye 
und auf die Dauer. einer dreijährigen Sinanzperiode äufgeftellte Kammeretat 
wird den Ständen zur Erläuterung des, in dem Staatshaushaltsetat ($. 184.) 
aufzuführenden, Einnahmepoſtens von den Ueberfhüffen des Kammergutes 
mitgetheiitz auch werden diefciben ‚mit ihren gutachtlichen Anträgen und Be: 
merkungen dariiber gehört. Gteichergeftalt werden den Ständen, auf deren 
Verlangen, die Kammerrehnungen von der abgelaufenen Finanzperiode zur 
Ausübung Ihrer verfaffungsmiäßigen Rechte: vorgelegt. 

8.’ Bedarf des Landesfürften. 

8. 169. Der Bedarf des Landesfürften umd feines Haufes haftet‘ zur 
nächft und zuvoͤrderſt auf dem Reinertrage des Kammergutd, Die zur Ber 
ftreitung diefes Bedarfs‘ erforderliche, von dem Landesfürften vorbehaltene, 
m ift in’ der mit den Ständen getroffenen befondern Uebereinkunft näher 
be 

sur“ Yufendert bleiben für den Bedarf ber Hofhaltung vorbehalten: 

bdie hetzoglichen Schlöͤſſer, ſaͤmmtliche Hofgebaͤude, Gärten, Anlagen und 

Inventarien, fo wie die bisher bei dem Oberhofmarſchallamte und 

bei dem Oberſtallmeiſteramte unmittelbar erhobenen Gefaͤlle und der: 

koͤmmlichen Naturaflieferungen. Die zur Hofhaltung gehörigen Im: 

mobilien find von dem Lande untrennbar, und tönnen ohne ftändifche 

Zuftimmung nicht veräußert werden. 

g. 170. Unter dem Bedarfe des Landesfuͤtſten und des fuͤrſtl. Hauſes 
find mitbegriffen: 

die Koften des Hofſtaats, die Befoldungen und Penfionen der Hofdieners 

fhaft, die Koften des Marſtalls, des Geftüts zu Harzburg, des 

Theaters und der Gapelle, die Unterhaltung der Schloͤſſer und der 

für die Hofhaltung beftimmten Gebäude, Gärten, Anlagen und In: 

ventarien. 

Ueber die Verwendung der zur Beftreitung diefes Bedarfs vorbehaltenen 
Summe, fo wie über die Benugung der im $. 169, erwähnten Gegenftände, 
ftcht den Ständen eine Controle nicht zu. 

9, Apanagen, Witthümer und Schlofbaufo ten. 

F. 171. Von der vorerwähnten Summe werden jedoch nicht beſtritten: 

1) die für die Prinzen und Prinzefiinnen, Söhne und Zöchter des re⸗ 

gierenden Herzogs, bei ſelbſtſtaͤndiger Einrichtung, ſo wie bei deren 

Vermaͤhlung auszuſetzenden Apanagen, Einrichtungs- und Ausſtat- 

tungskoſten; 
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2) bas ber Wittwe bes Landesfürften zu bewilligende ftandesmäßige Aus 
kommen, 

Dieſe unter Nr. 1. umd 2. erwähnten Ausgaben werden, infofem hö- 
here, als die durch Obſervanz feitftehenden, Summen erfordert werden, ober 
eine ſolche Obſervanz nicht beftehen follte, von dem Sandesfürken. nach vor 
gängiger Uebereintunft mit den Ständen feftgeftellt. 

3) Die Koften der Erbauung und der erften Einrichtung eines Refidenze 
fchlofjes in der Hauptftadt, welche von den Ständen befonders bewil⸗ 
ligt und auf den Credit de8 Kammerguts aufgenommen werden, 

10. Bedarf des Landes. 


N 172. Die Ueberfchlife aus der Kammerverwaltung nebft den bei 
der Kammerkaffe vorhin erhobenen fonftigen Einkünften, namentlich den Lehns: 
gefälten, den Zöllen, Meß: und Padhofseinnahmen, der Kotteriepacht, den 
Gerichtsſpotteln, Chauſſee-, Weges, Pflafter: und Brüdengeldern, aud) Poft: 
inteaden, fließen in die Hauptfinanzkaffe, und werden nebſt den zur Dedung 
des Bedarfs bemwilligten, bei derfelben Kaffe zu vereinnahmenden Steuern, 
zur Beftreitung der. Bedürfniffe des Landes verwendet. 

1. Steuer: Bermwilligung. 
a. Recht und Pflicht der Bermilligung. 

$. 173. Die Stände haben das Recht, daneben aber zugleich bie 
Pflicht, die zur Erreihung der Staatszwecke erforderlihen Mittel zu hemwillis 
gen, infoweit diefelben aus den Ueberfhüfjen des Kammerguts und dem übris 
gen Staatsvermoͤgen nicht beftritten werden koͤnnen. 

Insbeſondere dürfen fie nie die Deckung derjenigen Ausgaben verwei⸗ 

gern, welche auf den Grund verfaffungsmäßig entftandener Verbindlichfeiten 
aus den Staatökaffen gefordert werden Eönnen, 

$. 174. Keine allgemeine Steuer oder Landeslaft kann ausgeſchrieben, 
erhoben, oder veraͤndert werden, ohne ſtaͤndiſche Bewilligung. 

Es macht hiebei keinen Unterſchied, welche Gegenſtaͤnde ſolche allgemeine 
Landesauflagen und Leiſtungen betreffen: ob ſie auf Grundſtuͤcke, Vermoͤgen, 
Perſonen, Gewerbe, oder auf den Verbrauch von Lebensmitteln und Conſum— 
tibilien gelegt werden ſollen; auch bezieht ſich diefes Bewilligungsrecht auf 
ſolche Abgaben und Leiftungen, welche die Leitung des Handels und der Ge: 
werbe betreffen, oder welche zur Ausführung polizeilicher Einrichtungen und 
Maaßregeln erforderlich find, namentlich auf Weggelder, Zölle, Padhausents 
richtungen, imgleichen auf Gerichtöfporteln. 

b. Umfang bed Steuerverwilligungsredhts. 

$. 175. Das ftändifhe Bewilligungsrecht erſtreckt fich, bei feiner Auss 
übung, nicht allein auf die Art und den Betrag der Öffentlichen Abgaben und 
Reiftungen, fondern auch auf die Grundfüge und Verhältniffe, nach welchen 
feldige auf Gegenftände oder Perfonen. zu legen und zu vertheilen find, fo 


wie auf die Dauer, Erhebungsweife und Verwendung der aufzulegenden 
Steuer. 


e. Art der Steuerausfchreiben. 
$. 176, Nachdem über diefes Alles zwiſchen ber Banbesreglerung und 
ben Ständen eine Uebereinkunft getroffen worden, wird in deren Gemäßheit 
die verwilligte Auflage duch ein, auf die gewöhnliche Weife und „mit Bezug 
auf die Zuftimmung ber Landfchaft” zu publicitendes, Gefeg — 
und ihre Erhebung verfuͤgt. 
d. Dauer der Verwilligung. 
$. 177. Alle Abgaben werden laͤngſtens auf die Dauer einer regelmaͤßi⸗ 
i TE 
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gen Finanzperiode von drei Jahren bewilligt, und koͤnnen nach dem Ablaufe 
— hoͤchſtens noch fuͤr ein Jahr, welches In bie neue Finanzperiode 
einzurechnen iſt, erhoben werben. 

Die für Linen Fürzeren Zeitraum berwillgten Abgaben hören jedoch mit 
Ablauf der Verwilligungszeit, und die für einen vorübergehenden Zwec aus⸗ 
geſchtiebenen Steuern, mit ber Erreichung deſſelben auf. 

8. 178. Die Steuerverfaffung erliſcht jedoch nicht, und bie neu bewil⸗ 
ligten Steuern werden in der folgenden Finanzperiode auf den Grund der 
beftehenden Steuerverfaffung fo lange ausgefchrieben, bis über die Abänderung 
derfelben, fo wie über die Einführung eines-neuen Steuerſyſtems auf verfaf: 
ſungsmaͤßigem Wege, eine anderweite Beitimmung getroffen worden ift. 

6. 179. Die im $. 177. beftimmte Dauer der Steuererhebung kann 
bei den indirecten Steuern und bei den auf den Handel gelegten Abgaben, 
mit Zuftimmung der Stände verlängert werden; auch follen diejenigen Abgas 
ben dieſet Art, welche nad der bisherigen Verfafjung von der Landesregies 
rung ohne Mitwirkung der Stände beftimmt wurden umd deren unveränders 
liche Beibehaltung von Seiten der Landesregierung durd) die beftehenden Hans 
delöverträge zugefichert ift, für die Dauer diefer Verträge fortbeftehen. 

e. Ausnahmen von dem ftändifchen Bewilligungsredte. 

$. 180. Ausnahmsweife müfjen ohne Bewilligung ber Stände biejes 
nigen auferordentlihen allgemeinen Laften und Leitungen von dem Lande 
aufgebracht und getragen werden, welche erforderlich find: 

1) außerordentliher Weife zur Abwendung einer plöglichen allgemeinen 

Landesgefahr, 

2) zur Erfüllung der Bundesverpflichtungen, 
wobei —* dem ſtaͤndiſchen Ausſchuſſe die Gruͤnde der beeſallſ igen Aus⸗ 
ſchreiben ſtets vorgelegt werden ſollen. 

Hinſichtlich der Art und Weiſe der Aufbringung der zu dieſen Zwecken 
erforderlichen Mittel iſt indeß die verfaſſungsmaͤßige ſtaͤndiſche Mitwirkung 
erforderlich. 

Communal⸗ und Locallaſten. 

$. 181. Eben fo wenig bedarf es der ſtaͤndiſchen Bewilligung und 
Zuſtimmung in Hinficht der Aufbringung und Repartition der, ihrer Natur 
und Belchaffenheit nach, einzelnen Gemeinden, Städten, Ortfchaften und 
Bezirken obliegenden Laften, Ausgaben und Koften, weldye nad den Beflime 
mungen ber Gefege und des Herkommens, und in Ermangelung berjelben von 
der Regierung, durch die betreffenden Behörden, zu reguliren find. 

12. Steuerbirection. 

$. 182. Die Berwaltung der Steuern und aller dahin gehörenden 
Landesabgaben ift der Steuerdirection übertragen, deren Drganijation und 
Gefhäftsführung durch das hieneben erlaffene Gefeg beſtimmt worden ifl. 

13. Finanzcollegium. 

$. 183. Die obere Leitung des gefammten Finanzweſens, die Aufſicht 
über das Rechnungs = und Kaſſenweſen, fo wie die Fuͤhrung der allgemei⸗— 
nen Finanzcontrolle ift dem Finanzcollegio, über deſſen Organifation und 
Gefchäftsvermwaltung 'da8 hieneben erlaffene Gefes das Nähere enthält, über 
tragen worden. Die Dauptfinanzkaffe, in welche alle zur Beſtreitung ber 
Bebürfriffe des Landes beftimmte Einnahmen fließen, ift demfelben unterges 
orönet, und allein nach deſſen Anmeifungen zu verfahren verpflichtet. 

14. Staatshaushaltsetat. 
$. 184. Die Grundlage der dem Finanzeolfegio-- übertragenen allge: 
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meinen Finanzverwaltung bildet der Staatshanshaltsetat, welcher, vor bem 
Anfange der dreijährigen Finanzperiode und für ‚die Dauer derfelben, aus 
den Specialeinnahme = und Ausgabeetats aller einzelnen Verwaltungszweige 
zufammengeftellt wird. | PER : 

$. 185. Den Ständen fteht das Recht zu, gemeinfchaftlich mit der 
Landesregierung den Staatshaushaltsetat nach den einzelnen Abtheilungen 
feitzuftellen. Die Verwendung und Vertheilung der für jede einzelne Abtheis 
lung im Ganzen bewilligten Summen bleibt. jedoch der Beſtimmung der 
Landesregierung überlaffen, und es kann, wenn die Verwendung nur für 
diefe Abtheilung und ohme UWeberfchreitung der feſtſtehenden Specialetats ftatt 
findet, gegen eine von ben einzefnen Pofitionen derſelben eingetretene Ab⸗ 
weihung an fi, eine Erinnerung von Seiten der Stände nicht gemacht, 
wohl aber eine Nachweiſung der Zweckmaͤßigkeit dieſer Abweichung verlangt 


werden. 
Ä 15.  Leihhausanftalt. 
$. 186. Die unter landesfuͤrſtlicher Oberaufficht als: ein felbftftändiges 
SInftitut bisher beftandene Leihhausanftalt wird, nebft deren Forderungen und 
Schulden, vom Staate übernommen, und unter deſſen Gewähr fortbeftehen ; 
diefelbe fol zu.dem Ende dem Finanzcollegio unmittelbar untergeordnet ters 
den, und neben deren urfprünglichem Zwecke, welcyer auch ferner in Gemäß: 
heit der Leihhausordnung. zu ‚erfüllen ift, ‚eine Hükfsereditanftalt für den 
Staat bilden und in ihren Operationen nad) Anweifung der Finanzcollegii 
verfahren. | 
Der von den Operationen der Anflalt zw erwartende Gewinn foll zu 
den Staatseinkünften gezogen werben, 
16. Staatsanleihen. 


$.. 187. Staatsanleipen Eönnen nicht ohne Einwilligung der Stände 
eontrahirt werden. Ueber den Betrag, die Bedingungen und die Ruͤckzahlung 
ift mit den Ständen eine Vereinbarung zu treffen. | 

Das Landesfhuldenwefen wird gleichfalls nach gemeinfamen Beſchluͤſſen 
regulirt, | 

17. Beauffihtigung des Finanzwefeng, | 

$. 188. Den Ständen ſteht das Necht der Aufficht Über das Finanz: 
weſen zu, und es werden ihnen daher die Stantshäushaltsrechnungen der 
abgelaufenen Finainzperioden zur Ausübung ihrer verfaſſungsmaͤßigen Rechte 
vorgelegt werden. N . 

18. Befugniffe des ftändifhen Ausfchuffes im Finanztefen. 
a. regelmäßige, —— J 

189. Dem Ausſchuſſe iſt die Ausübung der ſtaͤndiſchen Mitauf: 
fiht über die Finanzverwaltung in dem Maaße übertragen, dag ihm die Vors 
anfdyläge des Staatshaushaltsetats des zweiten und des dritten Jahres jeder 
Binanzperiode zur Berathung, fo wie die Rechnungen der einzelnen abgelaus 
fenen Sinanzjahre zur Einſicht von der Landesregierung mitgetheilt werden. 

Auch kann derfelbe, falls befondere Umſtaͤnde die Veräußerung eines 
Staatsgutes nöthig oder rathſam machen, die ftändifche Zuftimmung ertheis 
In, wenn das zu Veräußernde einen Werth von 10,000 Thalern nicht über: 
fleigt. Es iſt ˖ jedoch zugleich über die Verwendung des eingehenden Preifeg 
eine Uebereinkunft zu treffen. — 


b. außerordentliche. = 


$. 190. Wenn auferordentliche Ereigniffe die zeitige Verſammlung des 
Landtags unthunlid machen, oder wenn Gefahr mit’ dem Werzuge verbunden 
77 « 
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tft und bie ordentlichen Bewilligungen und Gelbmittel zur Erreihung des 
Staatszwecks und zur Erhaltung des Staatswohles unzureidhend find, koͤn⸗ 
nen mit Bewilligung des ftändifhen Ausſchuſſes 
1) die Steuern erhöhet und neue Steuern aufgelegt werden, jedoch nicht 
länger als auf 6 Monate, und 
2) Staatsanleihen bis zu dem DBetrage von 100,000 Thalern geſchloſſen 
werden. 

Ale in Folge einer ſolchen Uebereinkunft von der Landesregierung ges 
teoffene Maaßregeln und deren Gründe find indeß, fobald als thunlich, der 
Ständeverfammliung von der Landesregierung vorzulegen. 

Steuerverwilligungen dieſer Art hören in dem Augenblide auf, Kraft 
zu haben, wo bie Ständeverfammlung ihnen ihre Zuſtimmung verfagt. 
Staatsanfeihen diefer Art find gültig, jedod kann, wenn eine Bewilligung 
bis zu dem angegebenen Betrage erfolgt ift, ein neues Anlehen, bevor bie 
Ständeverfammlung zufammenberufen worden, nicht gemacht werben. 

Darüber; ob die Verfammlung der Stände unthunlicy, oder ob Gefahr 
im Verzuge fey? — entfcyeidet die Landesregierung, jedod unter Verant— 
wortlichkeit ſaͤmmtlicher ftimmführenden. Mitglieder des Staatsminifteriums, 
von welchen allen daher die. zu erlaffenden Verfügungen zu contrafigniren 
find, | 

Siebentes Kapitel. 
Von der Rehtöpflege. 
F | 4, Gerichtsbarkeit, 

$. 191. Alte Gerichtsbarkeit geht vom Landesfürften aus. Die Pas 
trimonialgerichtsbarkeit bleibt aufgehoben. 

2. Trennung ber Rechtspflege von ber Verwaltung. 

$. 192. Die bürgerliche und Strafrechtöpflege fod, mit Ausnahme der 
durch das Gefeg den inzeltichtern überwiefenen Gegenftände, ferner der 
— der freiwilligen Gerichtsbarkeit, wie bisher, getrennt von der 

andesverwaltung, durch collegialiſch gebildete Gerichte, in geſetzlicher Inſtan⸗ 
zenordnung, ausgeuͤbt werden. 

Jeder richterlichen Entſcheidung ſind die Gruͤnde derſelben beizufuͤgen. 

3. Unabhängigkeit der Gerichte. 

$. 193. Die Gerichte find in ihrer Amtsführung ber landesfürftlichen 
Oberaufſicht unterworfen, jedoch bei der Beurtheilung von Rechtsſachen, ins 
nerhalb der Grenzen ihrer Gompetenz, unabhängig. Sie entſcheiden daher in 
allen Inſtanzen mit voller Freiheit der Meinungen, und werden in der Aus: 
übung ihres Amtes nöthigenfalls durch den Beiftand der Civil» und Milis 
tairhehörden gefhügt. Die Strafurtheile der Gerichtshöfe bedürfen Keiner 
Betätigung des Landesfürftenz; doch foll bie Vollziehung der durch das Ges 
feg bezeichneten ſchweren peinlihen Strafen nur nach landesfürfilicher Geneh⸗ 
migung erfolgen, 

4. Mitwirkung der Polizeigewalt. 

$. 194. Die Polizeigewalt , felbftftändig in ihrem Wirkungskreiſe, lets 
ftet zugleich ber richterlichen Beiftand, bei der Sicherung der Rechte der Lanz 
beseinwohner und der Vollziehung der Rechtsſpruͤche. Bei Bergehungen ver: 
folgt auch fie den Thäter und wirft mit zur Ermittelung des Thatbeſtandes. 
Sie richtet nie * die That. 

| 5. Berwaltungshandlungen. 
8.195, Die, Verfügungen älfer nicht gerichtlichen, d. h. der Bir: 
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> mwaltungsbehörden und Beamten innerhalb des denſelben angewieſenen, von 
der Rechtspflege getrennten Wirkungskreiſes, gehören nicht zue Competeng 
der Gerichte, und können in ihrer Ausführung von denfelben nicht gehemmt 
werden. 
6. Gompetenzconflicte. 


8. 196. Die Beurteilung, ob eine Sache zum gerichtlichen Verfah— 
ren geeignet, gebührt zunächft dem Richter. Erklaͤrt das Gericht ſich com⸗ 
petent, während eine Berwaltungsbehörde deſſen Zujtändigkeit in Zweifel zieht; 
fo darf legte durch einen dem Gerichte zu eröffnenden, die Gründe anführen: 
den Einſpruch, die weitere gerichtliche Verhandlung hemmen, 

Das Nähere Über das in ſolchen Fällen eintretende Verfahren fol duch 
ein Gefeg beſtimmt werden. 

7. Entſchaͤdigungsklage gegen ben Staat. 

8.197. Die Frage, melde Entſchaͤdigung vom Staate demjenigen 
gebühre, welcher duch Handlungen der Regierungs- und Berwaltungsbehör: 
den in feinen wohlerworbenen Rechten verlegt ift, fällt, ohne Zulaffung eines 
Competenzconflicts, lediglich der Entſcheidung dee Gerichte anheim. 

Die verfaffungsmäßige Erlaffung gefegliher Vorfchriften kann zu keiner 
anderen, als der im Gefege beftimmten, Entfhädigung berechtigen. 

8. Rechtsfachen des Fiscus. 


$. 198. Der Fiscus, als der Vertreter aller das Staatsvermoͤgen und 
die Einkünfte des Staats ‚betreffenden Rechte und Berbindlichkeiten, ift im 
flreitigen Rechtsſachen dem ordentlichen Gerichten unterworfen. Die Vollzie— 
bung des gerichtlichen Erkenntnifjes wird gegen die in demfelben nn 
Behörde und Kaffe verfügt. 

9, Beſchraͤnkung der Privilegien des Fiscus. | 

$. 199. Die bisherigen Vorrechte des Fiscus, in Beziehung auf ge: 
richtliche Verfolgung feiner Anſpruͤche, Privarperfonen gegen über, werben hier: 
durch aufgehoben. 

Ein Vorzugs⸗ oder ſtillſchweigendes Pfandrecht * derſelbe nur we⸗ 
gen oͤffentlicher Abgaben. 

10. Gleichheit vor dem Richter. 


F. 200. : Alle Landeseinwohner find vor dem u gleich. Der pri 

vilegirte Gerichtsſtand iſt und bleibt abgeſchafft. 
11. Rechtsſchutz. 

F. 201. Niemand darf feinem geſetzlichen Richter, es ſey in gen 
chen oder ſtrafrechtlichen Fällen, entzogen, noch fonft an der Betretung und 
Verfolgung des Rechtsweges vor den Gerichten gehindert werden. Die Zus 
ftizcolfegien dürfen jedoch zu Verhandlungen und Unterfuchungen, welche dem 
Urtheilsipruche vorhergehen, einzelnen Gerichtsmitgliedern oder einem ihnen 
untergeordneten Gerichte Aufträge ertheilen; aud kann bie Landesregierung 
in außerordentlihen und dringenden Fällen, wenn die Bahl der gewöhnlichen 


Mitglieder des zuftändigen Gerichtes nicht — , dieſes — nn 
anderer Gerichte verftärken. 


12. Gefegliche Verfolgung. 
$. 202. Jeder Vorhaftete muß binnen 24 Stunden nad) feiner Ver: 
haftung verhört, von deren gefeglicher Urfache in Kenntniß gefegt und, im 
Falle der Fortdauer diefer Urfacie, ohne Verzug feinem zuſtaͤndigen Richter 


überliefert werden, 
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Diefer wird dem Antrage des Verhafteten auf Entlafjung gegen genü« 
gende Gaution Statt geben, dafern nicht dringende — eines ſchweren 
peinlichen Verbrechens wider ihn vorliegen. | 

13. Rechte der Angefchuldigten. 

$. 203. Keinen Angefhuldigten darf das Recht der Befhwerdeführung 
während der Unterfuchung, das Recht der Vertheidigung, oder der verlangte 
Richterſpruch verfagt werben. 

14. Schug gegen Verlängerung der Haft. 

$. 204. Die Gerichts- und Polizeibehörden des Landes, welchen ber 
verfaffungsmäßige Schug der bürgerlichen Freiheit zunächft anvertrauet ift, 
find in den Unterfuhungen gegen verhaftete Angefhuldigte dafür verantwort: 
lich, daß deren Daft nicht länger dauere, als die Erforfhung der Verbrechen 
und die zu fichernde Anwendung der Strafe erfordert. Befonders wird den 
Obergerichten die Pflicht auferlegt, über die Befolgung dieſer Vorſchrift ſtrenge 
zu wachen und Uebertretungen derfelben zu ahnden. | 

15. Wergehen im Auslande. 

$. 205. Landeseinwohner, welche im’ Auslande ſtrafbate Handlungen 
begangen haben, können im hiefigen Staatsgebiete nicht anders zur Unterfus 
dung und Strafe gezogen werden, als infoferm jene Handlungen nad) ge: 
meinem teutfhen Griminafredyte mit Strafen bedrohet find. 

Gegen Fremde, welche im Auslande Vergehen begangen haben, Eönnen 
die hiefigen Gerichte nur verfahren, wenn ein Berbrechen gegen: den biefigen 
Staat oder gegen Landeseinwohner begangen iſt, oder zufolge einer von der 
Landesregierung erhaltenen Ermaͤchtigung. 

16. Auslieferung der Verbrecher, 

$. 206. Die Auslieferung von Landeseinwohnern an fremde Regie: 
rungen findet nicht Statt. 

Die Auslieferung von Fremden an auswärtige Megierungen darf nicht 
ohne Genehmigung der Landesregierung gefchehen. 

Diefe wird nicht verfagt werden, wenn die Auslieferung von einer Res 
gierung der Staaten des teutfchen Bundes verlangt wird, gegen den Aus: 
zuliefernden von der zuſtaͤndigen Behörde ein Verhaftbefehl etlaſſen, und 
derſelbe entweder Unterthan des requirirenden Staats, oder eines in deſſen 
Gebiete begangenen, nad) gemeinem teutſchen Criminalrechte mit Strafe bes 
droheten, Wergehens befchuldigt ift; und endfih, wenn die requiricende Mes 
gierung gleiche Grundfäge gegen den hiefigen Staat befolgt, 

Alte dieſe Beftimmungen gelten jedoch nur unbefchadet der Vollziehung 
der über die Auslieferung der Verbrecher bereits beftehenden oder kuͤnftig, und 
zwar, infofern fie die Nechte der Landeseinwohner betreffen, mit Zuftimmung 
der Stände abzuſchließenden Staatsverträge. 

17. Gonfiscation. 

8. 207... Die Confiscation kann nur auf Gegenflände ober Werkjeuge 
einer Vergebung. angewendet werben. Cine allgemeine Bermögensconfiscation 
teitt in keinem Falle ein. Die gefeglichen Beftimmungen über die Befchlag: 
nahme des Vermögens ber Deferteure und ausgetretenen Militairpflichtigen 
find. hierdurch nicht aufgehoben. 

18. Begnadigungsrecht. 

$..208. Der Landesfürft kann in. firafrechtlichen Sachen begnabigen, 

die Strafe mildern oder erlaffen, aber in einem Falle fchärfen, und eine 
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‚ angefangene Unterfuchung nur, nachdem das Oberappellationsgericht fich guts 
achtlich darüber geäußert hat, niederſchlagen. 
. 19. Moratorien, 

$. 209. - Moratorien werden von der Landesregierung nie ertheiltz Die 

Gerichte dürfen in den gefeglich beftimmten Fällen darauf erkennen. 
20. Rechtshuͤlfe in bürgerlichen Streitfacdyen. 

8. 210. In bürgerlichen Streitfachen wird den Gerichten auswärtiger 
Staaten jede gefegliche Rechtshülfe geleiftet, To Lange dieſelbe nicht in jenen 
Staaten den hiefigen Gerichten verweigert wird. Insbeſondere find die rechts⸗ 
£räftigen Erkenntniſſe auständifcher. Gerichte, wenn die Zuftändigkeit der letz⸗ 
ten in dem einzelnen Falle außer Zweifel ift, unter obiger Voransfegung von 
den einheimifchen Gerichten zu vollfiteden. 


Achtes Kapitel, 


Von den chriftlichen Kirchen, ben öffentlichen Unterrichtsanftalten und 
milden Stiftungen, von. dem Kloſter- und Gtudienfonds, 
4. Rechtsgleichheit der anerkannten chriftlichen Confeffionen. 

$. 211. Allen im SHerzogthume anerkannten, oder durch ein Gefeg 
aufgenommenen chriftlichen Kirchen wird freie Öffentliche Religionsübung zu: 
gefichert; fie genießen gleichen Schug des Staates und ihre Angehörigen 
gleiche bürgerliche Rechte. 

2. Dberauffiht des Staats. 

$. 212. Alle Kirchen ſtehen unter der auf der hoͤchſten Staatsgewalt 
beruhenden Dberaufficht der Landesregierung. Die Anordnung der rein geift: 
lichen Angelegenheiten bleibt, unter dieſer Oberaufficht, der in der Verfafjung 
jeder dieſer Kirchen begründeten Kirchengewalt überlaffen. Im Zweifel ents 
fheidet darüber: ob eine Angelegenheit rein ‚geiftlich fey? — die Landes - 
regierung. — | 

3. Kirchengewalt in ber evangelifch=lutherifchen Kirche, 

. 213. In der evangelifchslutherifhen Kirche fteht die Kirchengemwalt 
dem Landesfürften zu, welder fie unter Mitwirtung und Beirath des mit 
evangelifchen Geiftlichen und Laien befegten Gonfiftoriums ausübt. 

Die Ausübung der in Bezug auf das Kirchenwefen den einzelnen evan⸗ 
gelifchen Gemeinden zuftehenden Rechte foll einem bie Kirchengemeinde ver: 
tretenden Vorſtande übertragen werden, über deſſen Zufammenfegung unb 
MWirkungskreis ein Gefeg das Nähere beftimmen wird, 

d. 214. Solite der Landesfürft fi zu einer andern, als ber evange⸗ 
liſch⸗ tutherifchen Religion befennen; fo wird die alddann eintretende Befchrän- 
fung in der perfönlichen Ausübung der Kirchengewalt ohne Auffchub mit 
Zuftimmung ber Landftände feftgeftelft ‚werben. 

4. Kicchengewalt in den andern- chriftlichen Kirchen. 

$. 215. Die Landesregierung wird darlber halten, daß diejenigen, 
relchen, nad) der Verfaffung der andern chriftlichen Kirchen, die Kirchenge- 
walt zufteht, ſolche weder mifbrauchen noch Überfchreiten. 

Allgemeine Anordnungen, welche vermöge der Kirchengewalt getroffen, 
und Verfügungen, welche von auswärtigen geiftlihen Obern erlaſſen find, 
dürfen, welcher Art fie auch ſeyn mögen, ohne vorgängige Genehmigung der 
Landesregierung, weder bekannt gemacht, noch vollzogen werden. 

5. Sicherung des Vermögens der Kirchen, Schulen und Stiftungen. 
$. 216. Alten Stiftungen ohne Ausnahme, ſie mögen für kirchliche 
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Zwecke, für den Unterricht ober bie Wohtthätigkeit beftimmt fern, wird der 
volle Befig und Genuß ihres Vermögens. und Einkommens zugefichert. 
Daſſelbe fteht unter der befondern Dbhut des Staats, und barf nicht zum 
Staatövermögen gezogen werben. 

$. 217. Das Vermögen der Kirchen, Schulen und Stiftungen barf 
nie feiner urfprünglichen Beftimmung entzogen werden. Soll daffelbe zu einem 
andern ald dem befttmmten, bei der Stiftungsurtunde ausgedrüdten Zwecke 
verwendet werden; fo muß biefer ein ähnlicher feyn, und die Verwendung 
kann nur mit Zuſtimmung ber betheiligten Privatperfonen und Gemeinden, 
und fofern Anftalten, welche das ganze Land angehen, in Betracht fommen, 
mit Zuftimmung der Randftände gefchehen. 

6. Verwaltung diefes Vermögens. 


F. 218. Ueber die bei der Verwaltung des Vermögens ber Kicchen, 
Schulen und milden Stiftungen anzuorbnende Mitwirkung des Borftandes 
der Kirchengemeinden fol eine befondere gefegliche Vorſchrift erfolgen. 

| 7. Bon dem Klofter: und dem Studienfonds. 
a. Bereinigung biefer Bonds. 

8. 219. Der Klofterfond foll mit dem, von der vormaligen Univerfität 
Helmſtedt herrührenden, Stuvienfonds vereinigt und, Behuf Vereinfachung der 
Adminiftration und thunlicher Koftenerfparung, bei der herzoglichen Kammer 
zugleich mit dem Kammergute verwaltet, auch zu den Verwaltungskoſten ein 
angemefjener Beitrag geleiftet werden. 

b, Bermwaltung. 

$. 220. Ueber die Verwaltung der vereinigten Kloſter- und Stubiens 
fonds foll ein befonderer Etat, in der bei dem Kammergute angeordneten 
Form, aufgeftellt, und eine abgefonderte Kaſſen- und Rehnungsführung 
angeordnet werden. - 

c. Verwendung bed Reinertrags. 

$. 221. Der Reinertrag dieſes vereinigten Fonds fol, deſſen Beftims 
mung gemäß, für Kirchen, Bildungsanftalten und wohlthätige Zwecke vers 
wendet werben. Das Gefchäft der Verwendung wird dem Finanzcollegio 
übertragen werben, welches dabei nad Maaßgabe der aufgeftellten Etats und 
der Vorſchriften des Staatsminifteriums zu verfahren, und über die fammts 
lichen, in die Hauptfinanzkaſſe fließenden, Weberfhüffe aus der Adminiftration 
befondere Rechnung zu führen hat. 

$. 222. Die aus dem Klofter: und Stubienfond für das Mufeum 
zu Braunſchweig und die Bibliothek zu Wolfenbuͤttel bisher gezahlten Aus⸗ 
gaben follen ferner aus diefem Fond gezahlt werden, wogegen dieſe Samm⸗ 
lungen, welche unveräußerlich find, der Beförderung der Wiſſenſchaft und 
Kunft gewidmet bleiben. 

d. Mitwirkung der Stände. 

$. 223. Die Etats fowohl über die Verwaltung des vereinigten Klo⸗ 
ſter- und Stubienfonds, als auch über die Verwendung des Reinertrageg, 
werben von der Landesregierung gemeinfhaftlic mit den Ständen feftgeftellt. 
Auch ſteht den Ständen, Behuf etwa zu machender Erinnerungen, die Ein: 
fiht der Rechnungen über die Verwaltung und Verwendung des vereinigten 
Fonds nad) Ablauf des Rechnungsjahrs zu. 

| e. Beräußerungen. 

$. 224. Die Güter und Gerechtfame des vereinigten Fonds können 
weder im Ganzen, noch in einzelnen Theilen, ohne ftändifche Einwilligung ver: 
äußert werden, und es kommen dabei diefelben Beftimmungen und Modifie 
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cationen zur Anwendung, welche im $. 164 und 165 bei dem Kammergute 
vorgefchtieben find. 
f. Vorbehalt. 


$. 225. Sowohl der Landesregierung, als ben Ständen, bleibt es vor: 
behalten, die Verwaltung und Verwendung bes Klofter: und Studienfonds 
durch eine befondere Behörde, falls foldhes für zweckmaͤßig erachtet werden 
follte, zu veranlaffen. 

8. Bon den Kirchen: und Schuldienern. 
a. Deren Beftellung und Beftätigung. 

$. 226. Die Kichen= und Schuldiener aller chrifttichen Gonfefflonen 
im Lande, fofern fie nicht unmittelbar von ber — beſtellt wer⸗ 
den, beblrfen, bevor fie die Amtsgefchäfte antreten oder die Amtseinkünfte 
ſich aneignen, der landesfürftfihen Beftätigung ; alle find vor dem Amtsan: 
teitte auf die Beobachtung der Gefege und der Landesverfaffung zu beeidigen. 

Die Patronate umd Wahlrechte, fr wie die gefeglichen Befugniffe der 
Kirchengemeinden wegen ber aus erheblihen Gründen zu verweigernden An: 
nahme eines ihnen beftimmten Pfarrers, bleiben vorbehalten, 

b. Deren Schutz. 

.$ 227. Den verfaflungsmäßig ernannten ober beftätigten Kirchen: 
und Schuldienem gewährt der Staat den zur Erfüllung ihrer Berufspflichten 
erforderlichen gefeglihen Schug. 

c. Deren rg te Behörben. 

6. 228. In Allem, was das t und befien Verwaltung betrifft, 
ftehen die Kirchen » und Schuldiener zunächft unter ber ihnen vorgefegten 
verfaffungsmäßigen Behörde; in Allem, was auf ihre bürgerlichen Verhaͤlt⸗ 
niffe und Handlungen Bezug hat, imgleichen bei Straffällen, welche nicht 
6108 disciplinarifcher Befchaffenheit find, bleiben Kirchen = und Schuldiener 
der weltlichen Obrigkeit unterworfen. 

Ein befonderer Gerichtsftand für die Rechtsſachen ber Kirchen, Schu: 
len und Stiftungen und der Diener berfelben findet nicht ftatt, vielmehr 
‚haben darüber — wie auch in Eheſachen — die ordentlichen Gerichte, wie 
bisher, zu entſcheiden. 

d. Deren Suspenfion, Entlaffung und Abfesung. 

6. 229. Die Suspenfion ber Kirchen = und Schuldiener vom Amte 
und den Einkünften deffelben kann im Disciplinarverfahren nur von den Birch: 
lichen Behörden gefchehen, und bedarf jedes Mal der Beitätigung der Landes: 
regierung. Die Entlaffung oder Abfegung kann nur durch vechtskräftiges 
Erkenntnif des competenten Gerichtes, und zwar in Straffällen, welche nur 
die kirchliche Lehre — auf vorgaͤngiges Gutachten der geiſtlichen Ober⸗ 
behoͤrde, verfuͤgt werden. 

9. Sorge für den oͤffentlichen Unterricht. 

$. 230. Die Erhaltung, Verbeſſerung umd Vervollkommnung ber 
öffentlichen Unterrichtsanftalten bleibt ein vorzüiglicher, jederzeit mit allen bes: 
bald zu Gebote ſtehenden Mitteln zu befördernder, Gegenftand der Fürforge 


der Landesregierung. 
Sqchlußbeſtimmungen. 
$. 231. Wenn die Landesregierung und die Stände eine verſchiedene 
Anficht über die Auslegung einzelner Beſtimmungen des Landesgrundgefeges 
haben follten; fo wird zuvoͤrderſt das herzogliche Staatsminifterium mit einer 
Deputation der Stände zufanmentreten, um eine Ausgleihung zu ver: 


fuchen, 
ee 
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Solite aber diefer Verſuch fruchtlos bleiben; fo ift fo wohl ber Regierung, 
als den Ständen unbenommen, bie entffandene Differenz im Wege Rechtene 
entfcheiden zu laſſen. Diefe Entfcheidung foll in erfter und legter Inſtanz 
durch ein Compromißgericht abgegeben werden, welches auf eben die Weife 
zufammengefegt- wird, wie ber gemeinfchaftliche Gerichtshof, welcher gebildet 
wird 1 wenn auf Beftrafung wegen einer Verlegung ber Berfaffung angetra⸗ 
gen iſt. 
6. 232, Alle Verordnungen, Landtagsabfchiede, Reverſalen und fons 
flige mit ben Ständen getroffene Verabrebungen werden, in ſoweit fle biefem 
Landesgrundgefege entgegen ftehen, hierdurch aufgehoben. 

Es iſt Unfer Iandesfürftlicher Wille, daß diefes Landesgrundgefeg, wel⸗ 
ches Mir beobachten, aufrecht erhalten und befhügen wollen, in allen feinen 
Beflinnmungen von Seberman, ben es betrifft, und überall auf das Ges 
nauefte gehalten werde. 

Urkundlich Unferer eigenhändigen Unterfchrift und beigedtuckten hetzog⸗ 
lihen Staats: Canzleifiegels, 

Gegaben Braunfhweig, den 12. October 1832. 


(L. S.) Wilhelm, Herzog. 
Graf von Veltheim. v. Schleinis Schulz. 
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